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Vorwort. 


ijei  der  Ausgabe  des  ersten  Heftes  des  Archivs  für 
öffentliches  Recht  halten  wir  es  für  geboten  mit  wenigen 
Worten  die  Aufgabe  zu  bezeichnen,  deren  Erfüllung  sich  das  neue 
Unternehmen  zum  Ziel  gesetzt  hat. 

Das  Archiv  für  öffentliches  Recht  ist  bestimmt,  dem 
gesammten  Kreis  der  Staats  rechts  Wissenschaften  als  selbständiges 
Organ  zu  dienen,  um  dadurch  Staatsrecht,  Verwaltungs- 
recht und  Völkerrecht  in  Theorie,  Gesetzgebung  und  Kritik 
von  der  immer  enger  werdenden  Umklammerung  der  rein  öko- 
nomischen Studien  zu  befreien,  deren  kräftigem  Drucke  sie  in  der 
heutigen  periodischen  Literatur  Deutschlands  zu  erliegen  drohen.  So 
sehr  der  einsichtsvolle  Jurist  die  hohe  Bedeutung,  die  Grösse  des 
Einflusses  zu  ermessen  weiss,  welche  Nationalökonomie  und  Wirth- 
schafl;spolitik,  Finanzwissenschaft  und  Statistik  auf  die  Ausbildung 
der  Begriffe  und  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts  zu  nehmen 
berufen  sind,  so  kann  derselbe  doch  auch  nicht  darauf  verzichten, 
dass  das  feste  Rechtsgebilde  einmal  aus  dem  Flusse  des  Werdens 
genommen  und  in  sieiner  gesetzlich  gegebenen  Form  der  wissen- 
schaftlichen Prüfung,  der  Untersuchung  seiner  functionellen 
Bedeutung  innerhalb  des  gesammten  Rechtssystems 
zugeführt  werde. 

Dies  wird  aber  zweifellos  erschwert  durch  die  unablässige 
Vermengung  der  staatsrechtlichen  Probleme  mit  den  Aufgaben 
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und  Projekten  der  mitten  im  Gährungsprozesse  befindlichen  öko- 
nomischen DiscipUnen  und  ihrer  Hülfswissenschaften  rein  tech- 
nischer Natur.  Das  allgemeine  Interesse  hat  sich  in  Deutschland 
der  juristischen  Erfassung  der  staatlichen  Einrichtungen  mit  er- 
neuter Kraft  zugewendet.  Die  wissenschaftlichen  Probleme,  welche 
das  positive  öffentUche  Recht  in  grosser  Zahl  darbietet,  sind  nach 
langer  Vernachlässigung  wieder  zum  Gegenstande  eifiiger  geistiger 
Arbeit  geworden.  In  unablässiger  Folge  erscheinen  zahlreiche 
Erörterungen  über  Fragen  des  öffentUchen  Rechts  und  von  allen 
Seiten  werden  Beiträge  zur  vollständigeren,  tieferen  und  besseren 
Erkenntniss  desselben  geUefert.  Aber  diese,  zum  Theil  sehr  werth- 
vollen  Arbeiten  sind  entweder  in  einer  Menge  von  Zeitschriften 
zerstreut  oder  von  der  Gefahr  bedroht,  welcher  selbstständige 
Schriften  über  spezielle  Fragen  unterUegen,  nach  verhältnissmässig 
kurzer  Zeit  übersehen  und  vergessen  oder  schwer  erreichbar  zu 
werden.  Dieser  Zersplitterung  und  Verzettelung  kann  nur  Ab- 
hülfe geschaffen  werden,  wenn  die  jetzt  bestehende  literarische 
Verbindung  des  öffentlichen  Rechts  einerseits  mit  der  Volkswirth- 
schaft,  Statistik,  Finanzwissenschaft  und  PoUtik  und  andererseits 
mit  den  übrigen  Zweigen  der  Rechtswissenschaft  gelöst  und  dem 
ÖffentUchen  Recht  eine  eigene,  ihm  speziell  zugehörige  Heimstätte 
bereitet  wird. 

Die  wissenschaftHche  Arbeit  innerhalb  der  periodischen  Presse 
ist  in  allen  Fällen  mit  dem  nothwendigen  Uebelstande  einer  ge- 
ringeren Uebersichtlichkeit  des  Geschaffenen  verbunden.     Jeden- 
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falls  sinkt  aber  dieser  Uebelstand  in  demselben  Maasse  als  durch 
eine  constante  Ausscheidung  fremdartiger  Materien  die  grösst- 
mögliche  Homogenität  des  behandelten  Stoffes  erreicht  wird. 

Die  Durchführung  dieses  in  den  Gebieten  des  Privatrechts, 
des  Prozess-,  Strafrechts  u.  a.  mit  Erfolg  festgehaltenen  Principes 
bildet  die  erste  Aufgabe  unseres  Unternehmens,  welches  der  aus 
ihren  innegehabten  Positionen  verdrängten  Staatsrechts  Wissen- 
schaft eine  von  den  ökonomischen  Disciplinen  gesonderte  feste 
Stätte  zu  bieten  sucht. 

Neben  dieser  speciaJisirenden  Wirksamkeit,  die  wir  wohl  als 
denjenigen  Punkt  in  der  Existenzfrage  unserer  Zeitschrift  be- 
trachten dürfen,  welcher  am  wenigsten  der  Vertheidigung  bedarf, 
ist  derselben  ein  weiteres  Feld  positiven  Schaffens  geöffnet. 

Frei  von  parteiischer  oder  methodischer  Einseitigkeit,,  der 
individuellen  wissenschaftUchen  Ueberzeugung  breitesten  Spielraum 
gewährend,  hofft  das  Archiv  für  öffentliches  Recht  mit 
Hülfe  bewährter  fachUcher  Mitarbeiter  des  In-  und  Auslandes 
durch  die  sorgfältige  Pflege  der  Theorie  und  der  Wissenschaft- 
Hohen  Kritik,  durch  gewissenhafte  Berichte  über  die  Bewegung 
innerhalb  der  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Staatsverwal- 
tungspraxis ein  genaues  Spiegelbild  von  dem  jeweiligen  Stande 
und  den  Fortschritten  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
in  Deutschland  und  den  wichtigeren  ausserdeutschen 
Staaten  bieten  zu  können.  Der  den  part^ipoUtischen  Ton  ver- 
meidende rechtswissenschafthche  Charakter  des  Archivs  eröffnet 
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den  ÄDtarbeitem  die  Möglichkeit  die  nationalen  Einrichtungen  aller 
Culturstaaten  in  wissenschaftlicher  Objectivität  einer  Darstellung 
und  Prüfung  zu  unterziehen.  Dabei  soll  durch  eine  planmässig 
organisirte  Bearbeitung  bestimmter  Fragen  durch  die  Vertreter 
der  verschiedenen  Rechtsgebiete  dem  Gedanken  der  rechtsver- 
gleichenden Darstellung  innerhalb  des  öffentlichen  Rechts  Ver- 
wirklichung gegeben  werden. 

Ausserdem  wird  aber  das  Archiv  füf  öffentliches  Recht 
—  von  der  Erwägung  geleitet^  dass  die  Erweiterung  des  deutschen 
Machtgebietes  über  die  Grenzen  Europas  hinaus,  und  die  kultu- 
relle Entwicklung  deutscher  Ansiedlungen  in  fremden  Erdtheilen 
ihre  wissenschaftliche  Ergänzung  in  der  schärferen  Ausprägung 
der  völkerrechtlichen  Institutionen  finden  müssen,  —  dem  inter- 
nationalen Recht  und  dessen  reichen  Verzweigungen  inten- 
sivere Bearbeitung  im  Geiste  und  im  System  deutscher  wissen- 
schaftlicher Stoff behandlung  zuzuwenden  bemüht  sein. 

In  der  Verlagsfirma  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  welche 
sich  seit  den  Tagen  Mohl's,  Mittermaier's  und  Stahl's  lun  die 
literarische  Förderung  des  öffentlichen  Rechts  wohl  verdient  ge- 
macht hat,  ist  dem  Archiv  für  öffentliches  Recht  eine 
sachkundige  und  kräftige  Stütze  gesichert. 

Möge  demselben  auch  die  werkthätige  Förderung  der  Fach- 
genossen im  In-  und  Auslande  in  reichem  Maasse  zu  Theil  werden. 

Die  Herausgeber. 


Aufsätze. 


ArcbiT  fQr  öfTratliebos  lUebi  1.  1. 


Das 

Internationale  System  zur  Unterdrückung 

des 

Afrikanischen  Sklavenhandels 
in  seinem  heutigen  Bestände. 

Von 
P.  VON  Martitz, 

onl.  Professor  des  öffentlirhen  Keclits  an  der  Universität  Tabingen. 
I. 

Als  die  Regierung  des  deutschen  Kaisers  durch  Circular- 
erlass  vom  6.  Üctol)er  1884  ')  im  Einverständniss  mit  derjenigen 
der  französischen  RepubHk^)  die  bei  dem  Handelsverkehr  mit 
Afrika  interessirten  Mächte:  also  Grossbritannien,  die  Nieder- 
lande, Belgien,  Spanien,  Portugal  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  zur  Besendung  einer  in  Berlin  abzuhaltenden  Con- 
ferenz  einladen  und  darauf  eine  Aufforderung,  an  den  Berathun- 
gen  dieser  Conferenz  Theil  zu  nehmen  auch  an  die  anderen 
Grossmächte,  nächstdem  noch  an  Schweden-Norwegen  und  Däne- 
mark, endlich  an  die  Türkei  richten  liess  ^),  ging  sie  von  der  Vor- 


V  Aktenstucke  betr.  die  Kongo-Frage,  dem  Bundesrath  und  Reichstag 
vorgelegt  im  April  1885,  Nr.  38. 

*)  Notenaustausch  vom  13.  29.  30.  September,  2.  Oktober  1884,  ibid. 
Nr.  34-37. 

■)  An  der  Berliner  Conferenz  haben  demnach  14  Mächte  Theil  genommen; 
narolich  13  europäische,  m.  a.  W.  ganz  Europa  —  es  fehlten  lediglich  die 
europäischen  Kleinstaaten  und  die  Schweiz  nebst  den  3  orientalischen  König- 
reichen Griechenland,  Rumänien,  Serbien  —  und  die  nordamerikaniscbe Union.  Dass 
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aussetzung  aus,  dass  die  zu  gemeinsamer  Verhandlung  berufenen 
Regierungen  alle  in  gleicher  AVeise  von  dem  AVunsche  erfiillt 
seien,  den  dunkeln  AVelttheil  den  Segnungen  europäischer  Civili- 
sation  zu  erscldiessen.  Es  sei  ihr  gemeinsames  Streben,  auch 
den  afrikanischen  Continent  dem  allgemeinen  Handelsverkehr  zu 
öffnen,  für  seine  materielle  Entwicklung  Sorge  zu  tragen,  senie 
Bewohner  auf  eine  höhere  Stufe  der  Gesittung  zu  fuhren,  die 
Missionen  und  andere  die  Hebung  des  moraUschen  und  intel- 
lektuellen Bildungsstandes  bezweckende  Anstalten  zu  fördern, 
insbesondere  die  Beseitigung  der  Sklaverei,  vor  Allem  des  Sklaven- 
handels, getreu  der  bereits  1815  im  AViener  Congresse  feierlich 
übernommenen  Pflicht,  vorzubereiten.  Eine  solche  Aufgabe  könne 
nun  aber,  da  ein  alle  Nationen  interessirendes  AVirthschaftsgebiet 
in  Frage  stehe,  nur  in  gemeinsamem  Vorgehen  gelöst  werden. 
Es  sei  demnach  rathsam,  die  seit  Jahrzehnten  Ostasien  gegen- 
über erprobte  Politik,  mit  welcher  man  die  Oeffnung  der  dorti- 
gen grossen  Reiche  widerwiUigen  Regieiningen  abgedrungen  und 
bedrohliche  Handelsrivalitäten  in  ein  auf  Gleichheit  der  Rechte 
und  SoUdarität  der  Interessen  begründetes  System  allgemeiner, 
friedUchcr  und  geordneter  Concurrenz  habe  auslaufen  lassen, 
numnehr  in  geeigneter  Ponn  auch  auf  Afrika  in  Anwendung 
zu  bringen. 

In  Gemässheit  dieser  von  dem  deutschen  Reichskanzler  als 
Vorsitzendem  der  afrikanischen  Conferenz  in  deren  Eröffnungs- 
sitzung vom  15.  November  1884  dargelegten,  von  den  A'^ei'treteru 
der  Conferenzmächte  beifiilUg  aufgenommenen  Gesichtspunkte 
brachte  die  deutsche  Regierung  alsbald  den  in  7  Absätze  zer- 
fallenden Entwurf  einer  Deklaration  zur  A'^orlagc,  auf  deren 
Basis  dann  die  Conferenz  zur  Erledigung  des  ersten  und  vor- 
nehmsten Punktes   der  ihr  gesetzten   Aufgabe*):      den   A'^erkehr 

die  Türkei  zugleich  für  ihre  Nebenlander  stipolirt  hat,  wird  nicht  za  be- 
zweifeln sein.  Die  Theilnahme  der  Vereinigten  Staaten  macht  in  der  Con- 
gresspraxis  Epoche. 

*)  Der  zweite  Punkt  war  bekanntlich  die  Freiheit  der  Schiflffahrt  auf 
Kongo  und  Niger,  in  Anwendung  der  Artikel  108-116  der  Wiener  Congress- 
akte.  Auch  in  dieser  Angelegenheit  legte  die  deutsche  Regierung  ein  Prqjet 
d'Äcte  de  navigation  du  Qongo  (Niger)  vor,  Protocolo  nr.  5  Annexe  IV; 
zugleich  wurde  von  dem  britischen  Conferenzbevollmächtigten  ein  Projet  de 
Didaraiion  pour  asaurer  la  liherti  de  navigation  sur  le  Niger,  Protocole 
nr.  5  Annexe  V  und  XV,  eingebracht.     Auf  Grund  dieser  beiden  Entwürfe 
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mit  Centralafrika  für  alle  handoltreibenclen  Natiüneu  frei  imrl 
gleich  zugängKch  zu  juaclien,  gescbritteu  ist. 

Die  von  eiuer  Caitiniission  t^orgßltif;  vorbemtotf^ii  BeniHjuii- 
gen  hatten  nach  zweiiualigt-r  Diirciiarbcituiig  des  Projekts  eiti 
hocherfreiiliches,  in  dem  Ade  yaural  de  la  Confcrmce  de  licrUn 
vom  26,  Februar  1885^^)  als  Kapitel  I  iiiul  A.  1—8  imter  *ler 
üeberschrift : 

IHcUiration    rclalwe   ä    la    Uberte    dn    commerce    dam  le 

bassin    du    Conyo,    scs   emboucharas  et  pmjs  clrconvoisins ,    ei 

*(isiH)slHom  ronnejes  ®) 
niedergelegtes  Ergcbriiss. 

hat  dauB  die  Conferenzcoramisölon  ein  ProjH  fVAett  de  navigatton  du  Cottffo, 
ibi<i  Anncic  VI»  und  ein  ProjH  fVActc  de  tfavifjathn  dn  Nigtr,  ibiif,  Äiineie  Yl\, 
aiwgearbcitct,  wdcho  beide  loit  einem  liebt  vollen  Beibericht,  von  der  Hand  des 
Baron  Lahbjermont,  des  bel^i^iscbeti  Confoi-anbevollinaehtigtcn,  rersGhen  bei- 
iialie  unverändert  zur  Atiuabme  gelangten  und  dio  Kapitel  IV  und  V.  die 
Artikel  13 — 23  der  Gencralttkt4j  Idlden.  —  Der  dritte  Funkt  bestand  dann  in 
der  Vereinbarung  von  Grondsützeu  über  die  fürmellen  und  sacblicben  Vuraus- 
setzangeHf  unter  welcltcn  insküuftigc  (d,  b,  nach  dem  Dattim  der  Cunferetix- 
einladangeii  erfolgende:  so  ausdrücklich  ein  deutsch -frauzögtscheB  an  Gross- 
britamiieii  mitgethoilte»  EinvcrständiiiKs,  Arcbives  diidomatiqiies  XIV  144 J 
okkny*atorii?cber  Territorialerwerb  odtT  Pft>tektionaübernahnic  an  Küstenstrichen 
des  afrikanischen  CoutincutH  (also  nicht  an  Mada^^askar)  als  elfektiv  z«  er- 
achten sein  würde.  Die  CoiitVrenz  nahm  auch  hier  für  ihre  Derathungcn  einen 
vöh  der  deutschen  Reiclisregierung  im  EinverBtändniaB  mit  Frankreich  aus- 
gearbeiteten Deklai'jitiöngeritwurf  zur  Vorlage,  welcher,  von  der  Conimissiau  mit 
Abänderungen  vei sehen,  gleichfalls  die  Zujftiiniuung  des  Plenuma  erhielt  und 
in  der  Generalakte  das  Kapital  VK  die  Artikel  31.  35  formirt.  Von  diesen 
Materien  interesslrt  hier  nur  die  Konj^oscliifffabrti^akte ;  sodann  KaiJittd  VI, 
insoweit  als  es  sich  um  Territorialere  erb  an  der  ostafrikanisehen  Küste  de^ 
coaventtonellen  Kongogebiets  handelt. 

•)  Also  genau  ein  Jahr  nach  Unterzeichnung  jenes  ominösen  britisch- 
portugiesischen Vertrages  vom  21\  Februar  1884,  der  die  afrikanischen  An- 
gelegenheiten in  Flosa  gcbraclit  bat.  Derselbe  —  nicht  ratitkirt  —  hat  nur 
Docli  eiii  historischföi  Interesse.  Er  findet  »ich  in  den  englischen  Parhiments- 
paideren  von  1884  unter  C  388ti;  in  französischer  Ucbersetznng  Arcbives 
di[)lom.  XU  299.  Immerliin  hat  i^rtugul  einen  sehr  erheblichen  Theil  seiner 
TOB  England  so  voreilig  anerkannten  Territorialani^prriche  schlieealich  durch  die 
mit  dem  neuen  Kongostaat  aufgerichteten  Anerkennungsvertrage,  s.  u.  N.  II, 
zugebilligt  erhalten. 

j^  Die  Generalakte  wird  im  Folgenden  mit  der  Ahkürzung  A,  G.  dlirt 
Reiches  Material  für  ihre  Interpretation  bieten  die  Couferenzprotokoüe 
mit  ihren  Beilagen,  welche  ich  nach  den  mir  durth  das  hohe  Auswärtige  Amt 
de«  deutschen  Reicbcg  geneigtest  raitgetheilten  amtliche«  Abdrücken  allegire; 
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Dtircli  jene  Artikel  ist  das  äquatoriale  Afrika  vom  atlan-^ 
iischen  bis  zum  indischen  Ocean  unter  deui  Namen:  Bassin 
convcntionel  du  Congo  zum  Freihandelsgehiet  erklärt  >vordeiUj 
Dasselbe  umfasst  einmal  umi  vor  Allem  das  „geograpliisclie^ 
Becken  des  Kongo  und  aller  seiner  Zuflüsse  und  Wassorreser 
voirs  %  innerhalb  der  durch  A,  1  ur.  1  der  Generalakte  mittelst"' 
Angabe  der  Wasserscl leiden  fixirten  (Trenzen,  Doch  beschränkt 
es  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  gewaltigen  Flusses,  Vie» 
mehr  schliesst  es  auch  die  den  Zugang  zu  dem  geograpliiscben 
Kongobecken  vermittelnden  Landstriche  im  Westen  und  im  Osten 
ein^  also  zimächst  die  ilim  am  atlantischen  Ocean  vorliegende 
Zone^  welche  zwischen  2**  30  S.  Br,  im  Norden  und  dem  Lodze- 


-1 


tiiicliatdera  die  Sammlungen  diplomatisclier  und  parlaineutarischer  Aktenstücko 
über  die  Berliner  Coiiferenz;  für  Deutsch land  das  n.  1  citirto  Weiyabucli;  für 
Frank reicb  diu  Depeschen  im  Gellibacli  von  1885,  mitgetbeilt  in  den  Archiv< 
diplom.  II.  Serie,  XIV 15— 38, 139—146;  für  Gros  sbri  tan  uieu  die  Weisäbücliori 
Afrika  nr.  7,8  (1884);  nr.  2.3  (1885)  j  für  Belgien  die  Krimmer  Verhandlung^ 
vom  10.  2L  März,  21.  28.  AprO  1885»  auszogaweise  mitgetheilt  in  den  Arcbivi 
diplom,  ihid.  222— 2S0.  —  Die  niclit  amtlicbe  Literatur  über  die  üfrikaniscbe 
Conferenz  bietet  noch  wenig  wiijj^enschafthcbo  Ausbeute.    Doch  mögen  hervor- 
gehoben werden:   aus  der  Vorgeschiebte  der  Frage  die  dem  Institut  für  ititer<^ 
nationales  Kecht  vorgelegten  Denkschriften  von  G.  Moynier  nebst  dorn  Vor- 
»chJag  eines  Kongo  Vertrages*   gesammelt   im   Ännnaire  de  rinstitut  de  droit 
Internat.  VlI  237—278.    Die  Umsieht ♦  Energie  und   divinatorische  Sicherheit 
dos    treulichen    Mannes    ist    auch    dieser    Angelegenheit  Jtu    gute  gekommen. 
Ueber  die  Krgebniase  berichten:    Ch.  FacrKp  La  Conference  africaine  de  Berlin 
1885    {eine   Zusammenstellung    von   Artikeln    aus    der    „Afriqne    cxploree   et 
civilisÄe")*  C.  A,  Patzig,  Die  afrikanische  Conferenz  und  der  Kongoetaat  1885. 
H.    WiCHMANKj    Der    Kongostaat    nnd    die   enrepiiii^chen  Kolonieen   In   Afrika 
(Petkrmann's  Mxttheilungen  XXXI,    136—144)   1885.     Tbävkrs  Twm,    Le^ 
Congr^s  do  Vienne  et  la  Conference  de  Berlin  1885  (Revue  de  droit  internationaB 
XVII   201).    T.  M,   C.  As.sEB,   De  Congo-Akte   (ans    ,De    Gids"  Mai    1885)!" 
E.  Bannihg»  La  conffencc  africaine   de  Berlin   et  raasociatioii  internationale 
du  Congo  (ans  der  „Revue  de  Belgiqne**  1885  p.  341—3(32).    J.  du  Fief,  La 
queötioii  du  Congo  depuis   son  origine  jnsqu*  aujourd'hni   (aus   dem  „Bnlletin 
de  la  soeiete   royalo  beige   de   g^ograplüe  1885  nr.  3).    Henby  JL  Stanley, 
Der  Kongo  and  die  Gründung  des  Kougostiiates,  deutscbo  Au^sgahe  {1885J  II, 
Kapitel  38  tijid  Anhang*     Eine  eingehende  Besprechung  hat  geliefert  J.  JooRiSj 
L*acte  gen(5ral  de  la  Conference  de  Berlin.  Bruielles  1885, 

')  Zu  denen  die  Conferenz  den  Tanganika-See  und  seine  östliehen  Tribu- 
tärc  gerechnet  wissen  wollte,  A.  G.  a.  1  nr.  1 ;  Protoc.  nr.  3  p.  2*  Anneio 
p,  2.  Ein  grosser  Tbeil  des  geographischen  Kongobeckens  wird  durch  das^ 
Gebiet  des  neuen  Kongostaata  eingenommen  werden. 
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fliiSB  im  Süden  sich  erstreckt,  dort  rlie  französischen,  liier  die 
portugiesischen  Besitzungen  niiüeii  «lursehschneidend,  A.  1  nr,  2; 
endlich  aher  uuch  die  dem  Flussgebiet  des  Kongo  im  Osten, 
bia  3Eum  indischen  Jleer  vorliegenden ,  unermesshehen  Laiul- 
strccken*),  für  welche  eine  Zone  zwitichen  5^  N.  Br.  und  dein  Sam- 
besistrom, demnach  zwar  Mosambilf^  aber  nicht  die  südlieh  davon 
belegenen  portugiesischen  Besitzungen  umJassend^jj  festgesetzt 
worden  ist,  A.  1  nr.  3, 

Alle  in  diesem  ungeheueren,  mir  zum  geringsten  Theil  er- 
forschten, demnach  in  seinen  Grenzen,  zumal  nach  Norden  hin, 
noch  keineswegs  als  festgestellt  zu  erachtendem  Gebiet  belegenen 
oder  inskünftige  zu  erwerbenden,  sei  es  in  Sonveninität,  sei  es 
schutzherrlich  regierten  oder  zu  regierenden  Besitzungen  ^^)  oder 
TerritoriaUheile  der  Signatar-  und  adhärii^enden  Mächte;  alle 
dort  neu  aufzurichtenden  politischen  Gemeinwesen^  deren  Aner- 
kennung Iiienach  von  der  Adhäsion  an  die  Berliner  Generalakte 
abhängig   zu    machen   ist'"),    werden    dem   Frei  band  elsregime 

■)  Auf  Grand  eines  Antrages  des  aincnkanisdieu  Couferenzbevollmäclitigten, 
d«r  auf  Stakley's  Jmtiative  zurückfuhrt,  Protze,  nr,  3,  Ännt^xe  |i.  5  fF. 

*)  Man  wird  annehmen  müssea,  duss  eine  Strecke  des  obern  Nils  mit 
eingeschlosfien  ist.  Wie  weit  sie  reiche,  ist  darum  noch  zweifelhaftr  weil  die 
Nordgrenzi?  des  cynvL'ntiumdk'n  Kongübeckens  nicht  siclier  ist»  Die  deutsche 
offidöse  Karte  von  FniKDERioiisKN  will  nocli  Gondokarü  hinein  gerechnet  wissen: 
ebenso«  wie  es  Bcheinen  luoclite.  mich  H.  Kiepert,  Anders  und  wohl  richtiger 
die  Karte  von  H.  Habentcht,  die  nur  den  s.  g.  Victüria-Nil  einbeaiieht.  Pa- 
gegen will  die  Karte  des  Brüsseler  Institut  national  de  geographie 
das  gcsammte  Stromgebiet  des  Nil  nebst  seinen  Seoen  ausgeschlossen  wissen» 
was  mir  nicht  begründet  orschehit.  —  Bis  xnletzt  hatte  der  türkische  Coii- 
ferenzbevollra Ächtigte  sich  gegen  die  Erstreckung  des  ionventionclLin  Kongo- 
beckeiLi  auf  Ostafrika  gewehrt:  Trotoc.  nr.  4  i».  5^  nr.  5  p.  14  und  feierlich 
f,  2Ö,  AT.  9  p.  20.  Doch  ist  die  Generalakte  sehliessllch  auch  von  ihm  ge- 
gelchnet  worden. 

^*)  Unter  den  Kongoregienuigen  nimmt  Grossbritannien  bis  jetzt  keine 
Stelle  ein;  die  Welt  soU  nicht  bloss  englisch  werden!  Vgh  Roscuer, 
Kolonieeu.  Kolonialp^ditik,  (III  A,  1885)  p.  3rj5.  Vielmehr  gehört  zu 
ihnen  lediglich:  Frankreich,  Portugal,  der  neue  Kongostaat,  vgL  N.  11»  endlich 
Deutschland  vermöge  seiner  ostafrikanischeu  Schutzgebiete*  —  Bestinmningen 
ober  die  Ädhiisionslürmalitäteii  enthält  A.  G.  a.  37,  Die  Adhäsion,  zu  deren 
Abgabe  und  Ann  ahme  es  einer  RatiHkation  nicht  bedart  Protoc,  nr.  9  Anneie  III 
|>*  8,  kann  nur  in  globo,  nicht  in  Beschränkung  auf  einzelne  Artikel  erfolgen. 

")  Der  erste  souveräne  Aequatorlalstaat  ist  der  unter  Mitwirkung  der 
Berliner  Conferenz  in  völkerrechtlicher  Constituirung  gebrachte,  im  Hintergrand 
aller  ihrer  Beratlmngen  stehende  «Etat  ind^pendant  du  Congo."     Derselbe  ist 


in  seiner  vertragsmässig  nonnirten  Bedeutung  unterworfen.  Nur 
eine  einzige  Ausnahme  ist  für  den  ostafrikanischen  Theil  des 
eonventionellen  Kongobassins  zu  Gunsten  der  dort  bereits  in 
völkerrechtlicher  Anerkennung  bestehenden  „unabhängigen  und 
souveränen  Staaten"  ^*)  getroffen.  Den  Herrschern  derselben  ist 
nur  die  Befngniss^  sich  jenem  Eegime  anzuschliessen,  gewahrt. 
Bis  zu  ihrer  freiwiUigen  Zustimmung  aber  sind  ihre  dort  belege- 
nen Territorien  von  demselben  eximirt  ^').  Nur  soll  zur  Herbei- 
führung jener  Zustimmung  und  jedenfalls  zu  möghchster  Beför- 
derung des  Transitverkehrs  durch  ilire  von  dem  indischen  Ocean 
bespülten  Küstengebiete,  die  gütliche  Verwendung  der  Mächte 
eintreten  **).  Unter  diesen  Vorbehalt  fallt  zunächst  das  Sultanat 
Sansibar**),  ob  auch  noch  andere  Territorien,  steht  dahin**). 

Der  öflFentliche  Rechtszustand ,  welcher  innerhalb  der  in  die 
Conventionelle  Kongozone  fallenden,  gebildeten  oder  zu  formiren- 
den  Kolonial-  oder  Staatsterritorien  oder  Gebietstheile  vermöge 
des  dort  zur  Durchführung  gebrachten  Princips  vöUiger  und  all- 
gemeiner Handels-  und  Verkehrsfreiheit  überall  gleichmässig  ein- 
zurichten ist,  wird  durch  die  Generalakte  im  Einzelnen  dahin  be- 
stimmt: 


hervorgegangen  ans  der  Association  internationale  du  Congo,  welche 
ihrerseits  sich  aus  dem  Comitö  d'ötndcs  du  haut  Congo  (errichtet  25. iifo- 
vemher  1878)  entwickelt  hatte.  Seine  Grenzen  gegen  die  französischen  und 
g^en  die  portugiesischen  Besitzungen  sind  durch  die  nach  mühsamer  und 
schliesslich  sehr  ernst  gewordener  Verhandlung  zu  Stande  gehrachten  Special- 
verträge mit  Frankreich  vom  5.  Fehruar  1885,  Protoc.  nr.  9  Annexe  I  p.  27 ; 
und  mit  Portugal  unter  französischer  Mediation  vom  14,  Fehruar  1885,  ibid. 
p.  35,  fixirt;  seine  Anerkennung  ist  durch  Abreden  mit  sämmtlichen  auf  der 
Conferenz  vertretenen  Mächten  sichergestellt  worden.  Diese  Abreden  finden 
sich  im  Protoc.  nr.  9  Annexe  I.  Seine  Adhäsion  an  die  Berliner  Generalakte 
wurde  von  der  Conferenz  in  ihrer  10.  Sitzung  entgegengenommen,  Adhäsions- 
akte vom  26.  Februar  1885,  Protoc.  nr.  10  p.  7. 

")  A.  G.  a.  1  letztes  Alinea.      »)  A.  G.  a.  1  i.  £  a.  15  al.  3. 

")  A.  G.  a.  1  i.  f. 

*^  Protoc.  nr.  3  p.  6.  nr.  6  p.  8.  nr.  9  Annexe  III  p.  5.  Die  Unab- 
hängigkeit des  Sultans  von  Sansibar  zu  respektiren  haben  Frankreich  und 
England  sich  bereits  durch  Deklaration  vom  10.  März  1862,  Deolergq,  Becucil 
des  Trait^s  de  la  France  YIII  397,  gegenseitig  verpflichtet. 

'•)  Meinungsaustausch  darüber  Protoc.  nr.  6  p.  8—12.  Ausdrucklich 
ist  hervorzuheben,  dass  nach  der  Fassung  von  A.  1,  letztes  Alinea,  vgl.  A.  15 
al.  3,  der  Vorbehalt  auf  bereits  vorhandene  Besitzungen  der  Signatarmächte 
sich  nicht  erstreckt.    Und  dahin  ging  denn  auch  in  der  That  die  letzte,  kate- 
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^ 


In  dem  conventionellen  Kongobecken  sollen  alle  Flaggen 
olme  Unterschied  der  Nationdität  nieht  iiUein  auf  den  Territoritü- 
meeren  und  in  den  Seehafen^  sondtTü  auch  anf  sanimtlicliL'H 
Strömen,  Flüssen,  Binnen  -  Seeen ,  auf  den  etwa  anznlegeoden 
Kanälen  y  zu  jeder  Art  von  Scliiffrahrts-  und  Transportbetrieb 
nach  gleichem  Fnsse  zugelassen  werden  *^).  Eine  Belastung  die- 
ses Verkehrs  auf  den  Wa?5serstrixssen  wie  auch  auf  den  Land- 
wegen **)  darf  nur  in  der  Form  von  Gebühren  d.  h.  als  billiger 
Entgelt  fiir  den  Gebrauch  besonderer  Anstalten,  Einrichtungen, 
Dienstleistungen  erfolgen,  wobei  jede  Bevorzugung  der  Nationa- 
len vor  Ausländern,  jedes  Differenzialsystcni  untersagt  ist.  Eine 
Belegung  der  zu  Lande  oder  zu  Wasser  eingehenden  Waaren 
niit  Einfulii^zöllen  wird  —  wenigsteus  Tür  die  nächsten  zwanzig 
Jahre*'')  —  ;  Transitzölle  sind  für  immer,  ausgeschlossen-^^)» 
Differenzkilzcille  dürfen  niemals  erhoben  werden*  Handelsmono- 
pole **),  Handels-  oder  SchiflTahrtsprivilegien^*)  an  Einzelne^ 
Compagnieen  oder  Corporationen  von  irgend  welcher  Art  und  in 
irgend  einer  Form  dürfen  nicht  crtheilt  werden.  In  näherer 
Ausfiilyung  dieser  generellen  Normen  iiaben  dtxnn  die  Artikel  13 
bis  25  der  Generalakte  die  Freiheit  der  SclnftTabrt  für  die  Han- 
delsschiffe aller  Nationen,  im  Sinne  der  Wiener  Congi^essakte  und 
nach  dem   V^orbikl  der  europäischen  Do nauschifffabrtsakten,  nicht 


gorisclie*  im  widersprochen  gebliebene  Erklärung  des  deut4S€lieD  Cttiifereiix  bevoll- 
mächtigten Busch,  Protoc,  nr.  G  |i.  11,  Hienach  hiltte  also  Portugal  sofort 
!iaf  seinen  berühmten  Mosauibik-TaFif  7.n  verzicliteij  und  bis  stum  Sambesi- 
Strom  bin  Zollfreiheit  einznführen.  Indee««!,  ob  dieses  wirklich  in  4en  Inten- 
tionen der  Conferenz  lag,  halte  ich  doch  nach  den  vorher  wiederholt  gemachtem 
and  gebilligten  Vorbehalten  des  portagiesischen  Bevollmächtigten,  Protoc.  iir.  4 
p.  S;  nr*  5  jn  13,  für  höchst  zweifelhaft.  Auch  Jodbis,  b  U  15,  ist  der 
Meinang,  dass  Portugal,  obwohl  es  Stgoatarmacht  gewesen»  dennoch  in  Ost- 
afrika autonom  geblieben  sei, 

»0  A.  G.  a,  2.  15  ai  1.  2.      »»)  A.  G.  a.  3. 

*•)  Man  wolle  beachten,  dass  die  Auferlegung  von  Züllen  auch  nach 
20  Jahren  nur  einatimnüg  bescblosHen  werden  konnte,  Es  gilt  liheriini  veto 
Silin  Besten  auch  weiter  zu  conöervirender  Zoll  frei  heit. 

•*)  AnsfuhrioUe  sind  dagegen  zugola^seii,  Protoc.  nr,  3  p.  11  —  13.  nr.  4 
ji.  7.  Annexe  II  p»  6.  nr.  8  p.  8.  Vgl.  auch  Arcliives  diplomat.  XIV  p.  20.  21« 
Es  werden  aUo,  entsprechend  dem  wirthsebaft lieben  Zuschnitt  niedrig  cviltivirter 
Völker,  Exportzölle  auf  die  Lamlesproduktc  die  bauptaäcblichston  Mittel  zur 
itreitiing  des  Kegierangeaufwandij  fTir  jeni.' Staatsbildungen  abzugehen  haben. 

")  A.  a  a.  5,      "J  A.  U.  a.   Vh 
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allein  fiir  das  ganze  Stromsystem  des  Kongo ,  sondern  auch  •') 
für  sämmtliche  Wasserläufe,  Seeen,  Kanäle  des  gesammten  con- 
ventionellen  Kongobeckens  bis  in's  Detail  geordnet,  solche  Ver- 
kehrsfreiheit auch  durch  Anwendung  der  aufgerichteten  Ordnung 
auf  die  zur  Umgehung  nicht  praktikabler  AVasserhiufe  etwa  an- 
zulegenden Landwege  und  Eisenbahnen  erweitert  und  vervoll- 
ständigt**), übrigens  selbst  den  Einlauf  von  Kriegsschiffen  in 
jene  Wasserläufe  ^*),  soweit  dem  nicht  etwa  die  Neutralität  oder 
die  Neutralisirung  der  Territorien,  in  denen  sie  fiiessen,  entgegen- 
stehen würde  ^®),  für  zulässig  erklärt. 

Bclmfs  Sicherung  und  Vervollständigung  des  für  die  Kongo- 
territorien zu  gemeinsamer  grundgesetzUcher  Feststellung  ge- 
brachten Freiliandclssystems  regelt  die  Generalakte  sodann  und 
an  zweiter  Stelle  das  innerhalb  des  Conventionellen  Beckens  zur 
Geltung  zu  bringende  Fremdenrecht.  Für  die  rechtliche  Behand- 
lung der  Angehörigen  fremder  Staaten  ist  das  Princip  vöUigcr 
Gleichstellung  mit  den  Nationalen  in  Bezug  auf  Kechtsschutz  fiir 
Person  und  Venuögen,  auf  die  Formen  des  privatrechtUchen 
Verkehrs  mit  Mobihen  und  Grundbesitz,  auf  Handels-  und  Ge- 
werbebetrieb, auf  Aufcnthaltsrecht  und  Besteuerung  zur  Pflicht 
gemacht*').  Gewissensfreiheit,  Freiheit  des  Gottesdienstes  und 
der  Mission  zum  Besten  aller  Culte  wird  unter  die  Garantie  der 
Signatarmächte  und  der  adhärircnden  Stiuiten  gestellt,  nicht 
weniger  von  ihnen  Schutz  und  Förderung  rehgiöser  Institutionen, 
wissenschafthcher  Unternehmungen  und  der  Wohlthätigkeitsinstitute 
nach  pcrsönhcher  und  sacliUchcr  Richtung  zugesagt  ^^).  Auch 
haben  sie  die  Eimichtuug  eines  Quarantänedienstes  an  der 
Kongomündung  verabredet  und  dessen  lokale  Erweiterung  in 
Aussicht  genommen  *^);  nicht  minder  die  Verpflichtung  übernom- 
men, die  von  ihnen  besessenen  oder  zu  erwerbenden  Staats-  oder 
Schutzgebiete  dem  AVeltpostverein  einzuverleiben^^).     Vor  Allem 


"j  A.  G.  a.  15  al.  2.  25  al.  2.    Vgl.  aber  Protoc.  nr.  9  p.  16. 

^*)  A.  G.  a.  16.      ")  A.  G.  a.  22. 

**)  A,  G.  a.  10  verb.  „y  compris  les  eaux  territoriales";  cf.  Protoc.  nr.  5. 
Annexe  p.  16. 

^^)  A.  G.  a.  5.  Das  Auswoisungsrecbt  bat  nacb  Maassgabo  des  be- 
siebenden  Völkerrechts  und  innerhalb  der  Schranken  desselben  als  vorbehalten 
zu  gelten. 

")  A.  G.  a.  6.       *^)  A.  G.  a.  24.     »«)  A.  G.  a.  7. 
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iber  ist  Sorge  dafiii*  getragen  worden,   tlass  das  von  ihnen  ver- 
ftliredete  i^irthscliäftliehe  Regime  nebst  den  dä2U  gehörigen  Ord- 
lungen^')   einer   stiindij^'i'n   nnd  wirksnmen   Contrnle   unterworfen 
irerde.     Dieser  Controle  dient  eine  der  hedentsnmsten  Sehöpfiin- 
jen   der  Greneralakte,  die    Einrichtung   einer   internationalen 
1  o  u  g  o  s  c  h  i  f f f a  h  r  t  s  c  n  ni  ni  i  s  s  i  o  ii ,     welche    nach     d  em    Must  er 
ler   eiu'opäischen   DnnansrliiilTahrtscommission   gebildet   ist*     Sic 
etzt  sich  aus  Delegirten  zusammen,  von  denen  jede  der  Signatar- 
oder adhärirenden   Mächte  der  Generalakte  je    einen,  mit  hoch* 
I  steBS  je  einem  Stimnireelit,  zu  ernennen  hereclitigt.   ist^   sie  fasst 
lilu*e  Beseldüsse  in  einer  näher  bezeichneten  Abhängigkeit  von  den 
Icommittirenden  Regierungen  nach  Majorität  ^^),   nmgtlit   sieh  mit 
[einem  Personal  von  Agenten,  Emiiloycs,  Inspectoren'^^)  und  ist, 
l^ic  die  intcrnationaJc  Donaucommissioii,  mit  juristischer  Persön- 
lichkeit ^*)  ujid  Exterritorialität^^)   ausgestattet.     Iliro  reiche,  im 
Detail  genau  abgegi*enzte   Conipetenz   beschränkt  sich  nicht  etwa 
rallein  auf  die  Ausarbeitung,  Verwirklichung  und  oberste  Leitung 
Ider    von    der    Kongoschifft'alirtsakte    liir     den    Kongo    und    sein 
|8tromsystem ,    wie    fui*  die    übrigen    Gewässer   des    Preihandels- 
kebiets  (und  die  als  deren  Deijendenzeu  geltenden  Tjnndkonmiuni- 
ftationen)     getroti'enen     Specialfestsctzungen    und    Einrichtungen^ 
[sondern  geht  weit  über  diese  Aufgaben  liinaus.     Denn  die  inter- 
[tiationale    Comniission  ist  zugleich   die  höcliste  BebordG   des  gc- 
feanunten   conventinnelleu   Kungüheckcns   mid    an   oberster  Stelle 
nuit  der   pohzeilichcn    Ueberwachung   des   dort  zur  Durchfülirung 

•*)  B*  li,  Ä»  G,  a.  1—8  und  13—25.     Materiell  ist  die   Comiwk'UK  der 

fKotigoconiinissiou   nacli    dem  Wortlaut    von    a.  8   beschränkt   auf  die  üeber- 

Iwachung   der  applkatiori   des  prinapes  proclame^   et   comacris  par  ceite 

Ididarathnt  also  des  Kapitel»  I  der  Generalaltte.    Danach   wüide  allerdings 

[die  Controlo  des  den  Skliivciibandel  spcciell  lietrefTendeix  a.  9  jener  Competenz 

I  entfallen,    wenn   uioLt   dieser    Artikel    sieb    als   Auijfülirun^'Äbestimnmng   der 

bereits  im  a.  6  im  Allgemeinen  sicliergestellten  FüraOTge  darstellte,  cf.  Protoc. 

nr.  7   p.  5.     Ideell   bildet  er  mit  a.  ti  ein  Ganzes.     Darana   wird  zu  folgern 

sein,  dasa  auch  a.  9    und  die  gemiifia  diesem  dorchzufülirende  Bertessioa  des 

Sklaven handeb,    sowohl   im  Laudesiiuiern    als    an  der    ostafiik an i seilen   Küste^ 

'  Xastitndigkcit  und  Kicbtscbnur  für   die  Koiigocommission   nonnirt,  —  freHich 

nnr  in  den  riumlklien  tjobrankeii,  in  welchen  dieselbe  naeh  a.  8  disponiren  darf, 

»*)  A.  G.  a.  19  al.  2.  3;   Dazu   Protoc.   nr.  5   Annexe  p.  14.     Nächstdem 

I  s.  19.  äl.  4.  a.  2S. 

•>)  A.  G.  a.  17—20.     **)  A.  G.  a.  23. 

^)  A,  G.  a.  20  u  f.  Zu  vergleichen  a.  18  und  dazu  Protac»  nr.  5  Anneie  p.  13, 
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gebrachten  öffentlichen  Rechtszustandes  in  seinem  vertragsmäs- 
sigen  Bestand  betraut  ^^).  Sie  darf  insbesondere  Kriegsschiffe 
zum  Einlaufen  in  das  ihr  unterstellte  AVassergebiet  veran- 
lassen^'). Aber  freiUch  diese  so  umfassenden  Zuständigkeiten 
der  Behörde  sind  räumlich  sehr  erhebhch  eingegrenzt.  Denn  soweit 
es  sich  nicht  etwa  um  ihre  ursprünghche  imd  principale  Aufgabe, 
um  die  Schiffialu-t  und  PoUzei  auf  dem  Kongo  selbst  und  seinen 
Tributären  handelt^®),  findet  ilire  Machtbefugniss  an  den  bestehen- 
den oder  zu  begründenden  territorialen  Souveränitäts-  oder  Pro- 
tektoratsrechten der  anerkannten  Mächte  und  der  ihnen  gleich- 
gestellten ostafrikanischen  Sultane  eine  feste  Grenze.  Dmerhalb 
der  Kolonial-  oder  Staatsgebiete  von  Centralafrika  übt  nämlich 
die  internationale  Behörde  keine  Verfügungsgewalt'®),  so  lange 
nicht  etwa  seitens  deren  Regierungen  weitergehende  Befugnisse 
ihr  übertragen  werden  *®).  Nur  soweit  reicht  ihre  Macht ,  als 
der  Conventionelle  Theil  des  dunkeln  AVelttheils  noch  nicht  zu 
politischer  Organisation  gebracht  worden  ist.  Freihch  ist  dieser 
Bereich  des  ihr  zu  immittelbarem  Eingreifen  unterstellten  Gebiets 
noch  immer  ein  gewaltiger,  fast  unübersehbarer.  Und  selbst  über 
die  ausserhalb  dieses  ihres  unmittelbaren  Machtbezirks  belegenen 
StaatsteiTitorien  der  Conventionellen  Zone  ist  der  Kongocom- 
mission insofern  ein  poUtischer  Einfluss  eröffnet,  als  sie  etwaige 
Schwierigkeiten,  die  sich  in  Anwendung  des  Kongorechts  ergeben 
könnten,  auf  Anrufen  der  betheiUgten  Regierungen  zu  unter- 
suchen, zu  prüfen  und  einzuebnen  hat. 

Dieser  letzte  Punkt  fillu-t  nun  aber  auf  die  dritte  Reihe  weit- 


"•)  A.  G.  a.  8.  Dieser  bereits  in  der  doutsohen  Vorlage  zum  Ausdruck 
gebrachte  organisatorische  Gedanke,  cf.  Protoc.  nr.  3  p.  19,  bat  im  Laufe  der 
Verbandlungen  sieb  freilich ,  Protoc.  nr.  5  p.  3,  die  im  Texte  erwähnte  erheb- 
liche Herabminderung  gefallen  lassen  müssen. 

•^)  A.  G.  a.  21.  Ein  förmliches  Requisitionsrecht  ist  ihr  nicht  verliehen. 
Protoc.  nr.  5  Annexe  p.  16. 

"*)  Und  auch  innerhalb  dieser  Competeuz  ist  den  souveränen  Uferstaaten 
in  Bezug  auf  Strombauten,  A.  G.  a.  20  nr.  1;  auf  Gebührenerhebung,  ibid. 
nr.  2j  auf  die  Ernennung  der  Unterinspektoren,  ibid.  nr.  5,  gegenüber  der 
internationalen  Commission  Selbständigkeit  zugesichert. 

^)  A.  G.  a.  8  al.  1.  a.  15  al.  3;  letzterer  Absatz  ursprünglich  ein  fran- 
zösisches Amendement,  Protoc.  nr.  9  p.  15. 

^^)  A.  G.  a.  15  al.  3  „a  moins  de  rassentimcnt  des  etats  sous  la  sou- 
verainete  desquels  ils  sont  plac^s  — ". 
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ragender  Abreden,  welche  die  Mächte  der  Berliner  Conferenz, 
Hesnml  freilich  niclit  ohne  gi'osse  Anstände  und  mühsame  Coni- 
proniisse,  üir  Jas  crmventionelle  FreihandeLsgebiet  getrotTen  hahcah 
3s  liandelte  sich  <laruia,  cHe  grösstmügliche  Garantie  dafür  zu 
beschaffen^  tlass  jenen  neuen^  riesengrossen,  in  die  Gemeinschaft 
es  iut<:*ruatiönalen  Rechts  aufzunehmenden  Theilon  des  afrika- 
iseben  Festlandes^  die  Woldthat  des  Friedenszustandes  gewlilirt 
id  gesichei-t  werde,  dass  ilmen  die  Eventualität  Sclmuplätze  von 
okalen  Kriegen  der  durtigen  Gouvernements  oder  gar  von  Kriegen 
er  grossen  europäischen  Mächte  :i5U  werden^  bleibend  ferngelialten 
rerde.  Der  amcrikanisclie  Bevollmächtigte,  dem  die  Initiative 
für  diesen  Theil  des  unter  den  Händen  der  Couferenz  sich  be- 
reichernden und  vertiefenden  Beratluingsprogranims  zufiel  *'),  würde 
nicht  müde,  wäluvnd  der  Sitzungen  auf  die  Gefahren  aufmerksam 

Izu  macheu,  die  jeder  in  Innerafrika  ansbrechende,  unter  der  kaum 
fremieidlichen  Betheihgnng  von  HalhwUden  zu  führende  Krieg  dem 
begonnenen  gi-ossen  civilisatorischen  Unternehmen  bereiten  miisste; 
pnd  in  beredten  Worten  führte  er  die  alten  Erfahrungen  Amerika's 
ns  FeUL  Seinen  Ausfüln^ungen,  auf  das  Wännste  durch  die 
KepnUentanten  Deutseldand's ,,  Grossbritannien's  und  Italten's 
unterstützt  *  ^\  gelang  es  denn  zum  Schluss  auch  den  zähen  Wider- 
stand der  französischen  Kegierung  zu  besiegen  ^^).  Die  Yendi- 
redungen  in  A.  10 — Vd  der  Generalakte  gaben  den  Schlussstoin 
ies  für  die  Kongozone  aufgerichteten  Werkes  ab,  eines  Werkes 
Ion  staunen swerthen  Dimensionen,  In  ihnen  hegt  volkerreehthcb 
die  Zukunft  Afrika's  hescldossen.  Niclit  allein  haben  die  Sig- 
fitar-  und  adhärirenden  Mächte  des  Berliner  Vertrags  von  1885 

**)  Antrag  von  U.  KassüNt  ProtoCc  or,  5  AniKise  \h  22  und  dazu  Annexe 
12.  14.    Exposü  desselben    ibid.  nr.   13.     Seine  Actisscrnngen    im    Protoc. 
11T.  2  p.  10,  nr,  5  Aniieie  p,  25, 

**J  Protoc    nr.   5  Anneie  p,  23  ff,  nr,  (1  p.  13  ff.    Vgl.   inabesondere  die 

fllUrung  der  Icaiäerlich  deutschen  Retfiening',  ibiiL  nr,  G  |i.  13,  und  die  Scbluss- 

g_dca  deutsclien  Reicbekanzler«»  rrotoc,  nr,  10  \t.  2. 

■)  Anfang»  meinte  etwas  spröde  der  franz<Vsistchc  Co nfercnzljevolli nächtigte: 

Jöiind  nn  etat  est   en  gaenret    il  la  tait  avec  t<mtes   aeß  ressüBreeü",  Protoc. 

nr,  5  Annexe  p.  25.     Seine  endliche  und  tieiinitivc  Zustimmang  erfolgte  knrx 

vor  deni  Auseinandergehn  der  Couferenz;   und    die  schliesslieb   angenonnueneij 

jtikel,  die  freilkh  eine  starke  Abschwüchntig  der  ursprüngliclieii,  Locldierzi^en 

ntwürfe  und    Ideen   enthielten,  sind    französischen    Ursprungs,     8iebe   die 

Nnmen  der  französischen  Regierung   in  der  Sitzung  Vüiii  23.  Februar  1885 

bgegebeoe  Erklärung  nr.  9  p.  9  und  Annexe  IIL  p.  3. 
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die  gegenseitige  Verpflichtung  übernommen,  sobald  sich  Misshellig- 
keiten zwischen  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Kongoregierungen 
erheben  würden,  niemals  in  Kriegszustand  mit  eineinander  zu  treten, 
bevor  nicht  die  Mediation  befreundeter  Staaten  angerufen  wäre  **) 
—  unter  Vorbehalt  den  Rekurs  an  ein  internationales  Schieds- 
gericht zu  nehmen^*)  — ;  vielmehr  haben  sie  alle  miteinander  die 
bedeutsamere  Zusage  sich  gegeben,  im  FaDe,  dass  eine  von  ihnen, 
im  Besitz  von  Souveränitäts-  oder  Protektoratsrechten  über  Kongo- 
territorien befindlich,  überliaupt  mit  einer  Signatar-  oder  auch  einer 
fremden  Macht  in  Kriegszustand  gerathen  würde,  sofort  ihre  gütliche 
Vei-wendmig  bei  beiden  ki'iegfiihrenden  Parteien  behufs Neutralisirung 
des  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Kongoterritoriums  für  die  Dauer 
des  Krieges  eintreten  zu  lassen  *^).  .reder  Kongoregierung  endlich 
wird  nicht  allein  die  Befugniss  ausdrücklich  zuerkannt,  auch  in 
Afrika  bei  ausbrechendem  Kriege  Neutralität  unter  Uebernahme 
der  international  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflicliten  zu  be- 
waliren,  vielmehr  allen  Territorien  des  conventioncllen  Gebiets 
der  Anspruch  ertheilt,  in  die  Rechtsstelhmg  ewig  neutraler 
Mächte  zu  treten  ^^):  nur  dass  freilich  solche  Neutralität  nicht 

**)  Wie  man  sieht,  eine  Reviviscirung  des  bekannten  Pariser  Congress- 
protokolls  nr.  23  vom  14.  April  1856,  Martkns,  N.  R.  G.  XV  767.  Cf.  Protoc. 
nr.  6  p.  17. 

**)  A.  G.  a.  12.  Es  wurde  hiemit  einer  italienischen,  von  den  V.  Staaten 
aufgenommenen  Anregung  Folge  gegeben,  Pn)toc.  nr.  9  p.  12. 

**)  Also  dem  Belligerenten  soll  eine  partielle  Neutralität  gesichert  und 
sein  Kongobesitz  als  Territorium  eines  nicht  kriegführenden  Staates  behandelt 
werden,  A.  G.  a.  11. 

*^)  A.  G.  a.  10,  vgl.  Protoc.  nr.  9  p.  9.  Annexe  nr.  ITT.  p.  4,  wobei  ins- 
besondere der  neue  unabhängige  Kongostaat  in's  Auge  gefasst  wurde.  Vor- 
läufige Zusagen,  seine  Neutralisirung  betreffend,  sind  seitens  der  hauptsächlich 
interessirten  Mächte,  Frankreichs  und  Portugals,  in  ihren  Anerkennungsverträgen, 
s.  0.  N.  11,  bereits  abgegeben  worden.  Die  Neutralitätserklärung  ist  zwar  in 
Aussicht  genommen,  aber  bis  heute  noch  nicht  erfolgt.  Neben  dem  Kongo- 
staat kommt  jener  Anspruch  auch  den  ostafrikanischen  Sultanaten  zu  gut^ 
ibid.  p.  5.  Auch  zu  Gunsten  der  Kongobesitzungen  europäischer  Mächte,  aber 
nur  in  Beschränkung  auf  dieselben  (ganz  unrichtig  Patzig  1.  1.  p.  82), 
hat  man  jene  Möglichkeit  statuirt,  ibid.  p.  4,  damit  also  die  Zulässigkeit 
partieller  ewiger  Neutralität  sanctionirt.  Ein  Präcedenzfall  für  dieses 
Verhältniss  liefert  die  ewige  Neutralität  der  beiden  zum  Königreich  Griechen- 
land gehörigen  Inseln  Corfu  und  Paxos  seit  dem  Vertrage  vom  24.  März  18G4, 
Mabtkns  N.  R.  G.  XVIII.  (53  (nicht  der  Ionischen  Inseln  überhaupt,  wie 
V.  BuLMERiNOQ  Völkerrecht,  p.  200  irrig  angiebt). 
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^aJs  gamntirte  zu  gelten  hätte  ^^.  Schon  jetzt  sind  die  Werke, 
fiederlassungen,  Eiiiricli  tun  gen  und  Büremis  der  KongoschiflFfahrts- 
toiiimission,  unter   Einschluss   des  gesummten   ihrem  Dienste   ge- 

Fwicbueteii  Personals ,  mit  der  Reehtswoliltlifit  immerwährender 
Neutralität  belegt  und  unter  den  Schutz  aller  Vertrugsmaehte 
B^estellt;  ja  schon  jetzt  8teht  es  fest,  dass  nicht  allein  der  Kongo*") 

'^sondern  RämTntliche  Wasserst  fassen  des  conventi(»nt*llon  (Icbiets 
und  dit*  als  deren  IJvpeadij^nzr^n  geltenden  Lfindkomtnnnikationen^'*) 
edem  Krieg8zust4ind  iant  viillig  entrückt  sind.  Allerdings  sind 
Hese  Strossen  uicht^  wie  so  Itbliaft  gewflnseht  wurde»  unter  das 
iegime  ewiger  Neutrahtät  gestellt  ^'J;  auch  kann  die  Belahrung 
Jerselhen  mit  Kanonenbooten  selbst  zu  Kriegszeiten  an  sicli  nicht 
Husgescldossen  grUen  '''^}.  Aber  kriegerisehe  Hostilitat  auf  denselben 
^egen  Handelsscliiffoy  Prisenrecbt  gegen  seliwirnmendes  Privateigen- 
huju,  soweit  letzteres  nicht  etwa  dem  Oontrebaa<ltnin>iport  /av/.u- 
kählen,  ist  verboten'**^). 


Niemand,   der  alle   die^so   weitgreifenden,   reif  lieh   erwogenen, 
mamjicbfaltigen  und   disparaten,  und   doch   ein  wohlgeseldossenes 
ze  bildenden  Pestsetzungen  der  (teneralakte   überljlicktj   wird 
leugnen  wollen,  dass  sie  grossartig  gedacht ^  kiUin  entworfen  sind, 
rdaäs  sie  trotz  ihrer  vorsiclitigen,  sorglaltig  auf  das  siclun'  Erreich- 
bare abgestellten  Fassung  überall  (he  Punkte  erkennen  lassen,  an 
reiche  die  Weiterfiilirung  der  ühemouimencm  Aiifgjdjo  anzuknüpfen 


■■)  Die  gcgentheilige   Angabe  von   H,  Wtcumann  in  Pbtkrwann's    Mit- 

lieilungen  XXXI.  137  verkennt  tka  W^jseii  g'nmntirtcr  Neiitnilitiit,    «lie   mehr 

*i8t   ab    eine    hhs&   rr^pktirto.     Vgl.    Asskr  1.  h   24,      Banntno  1.  1.  346. 

JooRis    l,    L  37.     Awcli    die   ^l'jikuUative"    narantie,    von   (kr    die    PiotoeoUe 

K|>r€€ben,  Protjc«  nr.  9  j>.  9.  Annex«  III.  |j.  4^  hi  eben  keine  Ganuit.ie. 

*•)  Mit  dem  seiner  Mimdiing  vorlie^-enden  Territerialmeer.  A,  iL  ei.  25  al,l, 
•*J  A.  G.  a.  25  al  L  2. 

*')  Soweit  sie  nicbt  etwa   in  einem    sich  nh    ewig    nentnü    auftb «enden 
BTongoliindc  zu  liegen  koninien, 

'*')  B*  N.  37.     Aiicli  der  scheinbar  besclininkende  Satz  A,  Ci.  a,  25  ab  1: 
^liiL  navigatioti  de  tentes  le^  nations  ncutres  od  bfdU^erantes  sera  libre  en  tont 
Dps  potir   lea    usages    du    commerce "    kann  biernn    nicht  irre   marben. 
JooRis  L  1.  54. 

•*)  A,  G.  a,  2r>  ab  1—4.  Mit  Recht  sagte  Baron  La^ibkumomt  im  TJe- 
Lticht«?  Protoc.  nr.  r>  Äiinexe  ji.  2G:  «La  derinion  rjue  bi  Conference  est  appelee 
Ik  prendre  k  cet  egard  fera  mna  doute  ejHMiyö  dans  b?  dridt  intenifttional/ 
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haben  wird**);  ja  dass  sie  Ideen  zum  Ausdruck  bringen,  deren 
heilsame  Rückwirkung  auf  andere  Erdtheile,  auf  europäische  Fragen 
nicht  ausbleiben  kaim. 

Offenbar  sind  die  Berliner  Vereinbarungen  von  1885  als  ein 
Akt  vorsorgUcher,  den  Mächten  Europa's  und  Amcrika's  durch 
die  Gefalir,  die  dem  westafrikanischen  Handel  mit  den  Besitz- 
ergreifungen Portugals  drohte,  durch  den  Fortschritt  der  afrika- 
nischen Landerforschung,  durch  die  daran  sich  knüpfenden 
Handelsrivalitäten  und  pohtischen  Ambitionen  der  Kolonialmächte, 
aufgedrungener  RealpoUtik  aufzufassen.  Sehr  materielle  greifbare 
Interessen  und  Ziele  sind  es,  die  jene  Mäclite  in  gemeinsamem 
Vorgehen  zu  verfolgen  sich  anschicken.  Es  handelt  sich,  damit 
ich  es  kurz  sage,  um  die  systematische  Oefiimng  des  afrikanischen 
Welttheils,  nicht  wie  einstmals  in  Ostasien,  durch  kriegerische 
Gewaltthat,  sondern  durch  friedUche  territoriale  Auftheilung  des- 
selben. Die  europäischen  Regierungen  im  Einverständniss  mit 
der  nordamerikanischen  Union  von  dem  Bewusstsein  getragen, 
dass  den  civiüsirten  Nationen  der  Principat  über  die  Welt  ge- 
hört und  dass  die  Leitung  moderner  Weltpohtik  sich  in  den 
Händen  einer  Völkeraristokratie  befindet,  haben  den  entscheiden- 
den Sclu*itt  gethan,  auch  das  letzte  Stück  der  bewohnten  Erde, 
das  immer  noch  einen  blos  geographischen  Begriff  darstellte,  der- 
jenigen politischen  Organisation  theiUiaftig  werden  zu  lassen,  unter 
deren  Schutz  die  menschliche  Gescliichte  sich  abspielt.  Sie  be- 
absichtigen, dem  europäischen  Staatensystem,  zu  welchem  erst  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  ein  amerikanisches  und  ein  asiatisches 
getreten  ist,  nunmehr  auch  ein  afrikanisches  hinzuzufügen.  Zu 
diesem  Zwecke  haben  sie  sich  der  veiToUkommneten  Formen  und 
Mittel  bedient,  welche  das  moderne  Völkerrecht  für  die  friedliche 
Lösung  solcher  Aufgaben,  die  ausser  Macht  und  Kraft  des  Einzel- 
staates hegen,  an  die  Hand  gibt;  demnach  im  Wege  des  Staats- 
vertrags über  die  weiten  Landstriche  Centralafrika's  verfugt;  dem 
Rechtsprincip,    dass    Reviere,    in    denen  Wilde    und  Halbwilde 

^)  Zunächst  in  räumlicher  Extandirung.  Wünsche  das  für  Kongo  und 
Niger  adoptirte  Flussr^gime  auch  auch  auf  die  anderen  grossen  afrikanischen 
Ströme  übertragen  zu  sehen,  Protoc.  nr.  1  p.  G.  11.  12.  nr.  5  p.  24.  25.  nr.  9 
p.  17 — 19.  Auf  Grenzflüsse  der  Kongozone,  also  den  Sambesi,  würde  es  sich 
schon  jetzt  erstrecken?  Protoc.  nr.  4  Annexe  II.  p.  2,  was  aber  Portugal  be- 
stritt, Protoc.  nr.  5  p,  13.  24.     Ueber  den  Nil  s.  o.  N.  9. 
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lusen,  nicht  als  Staatstemtürien  auzuselnin  und  zu  beliandelii 
bdj  vielmehr  für  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  Civiüsii^ten 
res  nullius  im   Sinn   des  internationalen   Rechts  in   Betracht 

^ommen,  neue  Bekräfti^infr  zu  Tlieil  werden  lassen  ^^).  Für  die 
friedlichem  Ausgleich  ihrer  Si)ijdennteresst^ii  projektirto  poh- 
8che  Coiißiituirung  der  Kongozane  ist  nun  aber  von   ihnen   der 

fis  d:iJiin  unerhörte  Versuch  gewagt  wnrden,  sofort  und  mit  einem 
clilage  die  Erfahrungen  und  Fortscln'itte  nutzbar  zu  machen, 
lie  innerhalb  der  dten  Welt  das  mühsame  Ergebniss  einer  fdt- 

iistorisclicu  mehrhundertjiihrigen  Entwicklung  sind.     Jene   aller- 

**)  Man  wolle   wohl  beachten,   dass,    wenn  BtiiDiiubäuptlingc  sich  bereit 

Dden   lassen ,   g*:g*it\  ein  Stück  Seidenzeug,    dno  ünifünn,    eine  Perlenschnur 

aud  abzutreten,  damit  xwar  ein  wertlivolles,  viel  fach  unerlüüsliches  Mittel  an 

and    gegeben    wird,    uhj    einen    okkupatorisclieit  Besitzerwerb  vor   ihnen  und 

egen   Mitbewerber   äu   sichern.     Aber  der    Holieitstitcl    bleibt  trotz   solcher 

Verträge  ein  o  k  k  u  p  a  t  o  r  i  a  c  h  c  r  und  trügt  n  ich  t  die  Merk  male  der  Gebiets- 

Icsilon  an  sich.     Letztere  ist  ein  vülkerreclitlicher  Begriff;  Wilde  und  Halb- 

lilde  üiiid  nicht  Mitglieder   des  ihnen  (völlig  ünbckaimten)  vidkerrechtlichen 

lundes   und  können  nicht  bean«[>riiehen »  als  souveräne  Mächte  behandelt  und 

ischijtzt  zu  wt-*rden,    Ihnen  gegenüber  wird  der  Satx  ii»  Anwendung  gebracht, 

den    das  franztjäibcbe  Ministerium    correkt   dahin  fonirulirt  hat  iDepesche  von» 

NüV»  18«4.  Ärchivfä  diidura.  2  »eric  XIV   144j:  „Un  etit  peut  acquerir  par 

sttüle  jiriiie  de  possession  la  söuverainete  de  territoires  soit  inoccapes  »oit 

kppartenant  k  des  tribuH  i$uuvaL«e&  puurvu  que  cette  prke  de  possessiun 

bit    elTfctive,*    —  I>ie  Generalakte    selbst   üuthalt    die   hoste  Widerlegung   der 

ftberjiclHvängHchen  und  sentimentalen  Berufung'  des  amerikanischen  Conferenx- 

cvollmächtigten,  Pretuc.  nr,  2  p.  K)»  auf  die  „souverains  indlgenea,  lea  seules 

Bturitis  eiistant  dans   eea   regiuns  et  diaposant  de  la  souverainetiS  (!)  sur  les 

mt'>ire4J  (!)  et  penplcj**;    Howie  seiner  höchst  fragwürdigen,    freilich,   wie  es 

icheint,  in  Wji^hington  sogar  anitlkli  vertretenen  Behauptung  :  ,Le  droit  inter- 

iitional   modt'me    suit    fermenR'ut   uue   vuie   ij^ui  niene  ä  la  recounaissance  du 

i>it   des    nio!4i   iudigenes   de  disposer   lihrernent    d'ellea- meines  et  de  leur  ml 

^reditaire.*     Haben   die  V.  St.    wohl   ihrer    Indianerpolitik   die^e   Theorie  ui 

jrunde   gelegt?     Würe   sie   richtig,    dann  hatte  die  ganze  Berliner  Conferenz 

ruhig  zu  Haa*e  bleiben  können;  wie  konnte  sie  HaiidelHfreiheit  dekretiren  ohne 

len  König  von  Kasongo,  von  Muata-Yamwo  u.  b*  w.  um  Erlaubnisy  zu  bitten  V 

Interessante  Debatten  über  die  lieikle  Angelegenheit  linden  sich  in  Prot.  nr.  6  p. 

U.  12;  nr.  4  Annexe  II  p,  8;  nr.  5  Annexe  p.  7.  Ausdrücklich  aber  ist  hervorzQ- 

eben,  dass  mit   ihr  eine  ganz   andere,   neulich  lebhaft  controvertirte  Frage 

lit  zu  Terwechaeln  ist:   die  nämlich,    ob  durch  Initiative  Privater,   die  sich 

bürdem  auf  Vertrage  mit  Eingeborenen  berufen,  neue  Staatswesen  aufgerichtet 

<rden  können.    Diese  Frage  ist  mit  Lavelkye,  TiiAVKE."i  Twrss  u.  A,  {gi^gQn 

lic  Portugiesen)   zu  bejahen.   Kur  üh  esi^entielle  Vorausüetzungen  können   der- 

|]cicben  Vertrage  nicht  erachtet  werden. 

ArctUT  tut  AfTttttÜiebes  R«c]tl  I.  K  2 
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neuesten  Gestaltungen  der  politischen  Civilisation,  die  wir,  Völker 
der  alten  Welt,  nach  langem  Ringen  kaum  uns  zu  eigen  gemacht 
haben:  Gewissensfreiheit  und  Rechtsgleichheit,  Freihandel  und 
Weltpostverein,  Gebührentarife  und  Quarantänezwang,  internatio- 
nale Anleihen  und  ewige  Neutralität,  Gleichheit  der  Flaggen  und 
Niederlassungsfreiheit  sollen  grundgesetzHch  der  Rechtsordnung 
dieser  der  Civiüsation  erst  zu  gewinnenden  Tropenländer  einverleibt 
werden,  ihnen,  den  jüngsten  Gliedern  der  völkerrechtUchen  Gemein- 
schaft, soll  die  schwere  Lelurzeit  erspart  werden,  die  in  vier  Jahr- 
hunderten die  europäische  Cultur  hat  durchmachen  müssen.  Die 
Berliner  Generalakte  ist  sonach  als  eine  Vereinbarung  zu  charakte- 
risiren,  die  nicht  allein  unser  positives  Völkerrecht  mit  mancherlei 
neuen  Rechtssätzen  ^®),  mit  gewichtigen  Präcedenzfallen  *^)  be- 
reichert, sondern  das  völlig  neue  Problem  zu  lösen  unternimmt 
durch  ein  Fundamentalstatut  auf  Basis  der  europäischen  Gesittung 
die  Gründung  nicht  bloss  eines  einzigen  Staates,  sondern  sofort 
und  uno  actu  eines  ganzen,  souveräne  Gemeinwesen,  Schutzstaaten 
und  Kolonialregierungen  umfassenden  Staatensystems  in  An- 
griff zu  nehmen.  Durch  die  erstaunliche  Grösse  des  Objekts 
unterscheidet  sie  sich  von  andern  internationalen  Abmachungen. 
In  der  Form  freiUch  bleibt  sie  ein  Vertrag,  der  sich  in  den  her- 
gebrachten Wegen  unseres  Völkerrechts  bewegt.  Sie  ist  ein 
Staatsvertrag  ^^)  im  eigentlichen  Sinne,  von  einer  Reihe  civilisirter 
Staaten  unter  sich  geschlossen  und  macht  nur  jus  inter  partes"). 

*•)  Ausdrücklich  wird  von  der  Generalakte  die  Freiheit  der  Kongo-  und 
der  Nigerschifffahrt  definirt,  a.  13.  2G,  als  ,faisant  d^ormais  partie  du  droit 
puhlic  international";  und  die  Deklaration  über  okkupatorischen  Besitzerwerb 
an  afrikanischen  Küstenstrichen  als  „introduisant  dans  les  rapports  intern ationauz 
des  regles  uniformes,"  A.  G.  Pr^ambule;  vgl  dazu  die  Worte  des  deutschen 
Reichskanzlers,  Protoc.  nr.  10  p.  3. 

*')  An  erster  Stelle  mag  genannt  werden,  was  gegen  den  binnenländiscben 
Sklavenhandel,  nächstdem  was  in  Bezug  auf  das  Kriegsrecht  beschlossen  wurde: 
desgleichen  die  Ausdehnung  von  Principien  der  Schiiffahrtsfreiheit  auf  Eisen- 
bahnen. 

*•)  Unter  solenner  Anrufung  Gottes  geschlosen.  Selbstverständlich  wird  an 
der  Vertragsnatur  durch  den  nach  dem  Muster  der  Wiener  Congressakte,  auf 
Anregung  der  Amerikaner  gewählten  bescheidenen  Titel  Acte  gln^ral,  vgl.  Protoc. 
nr.  8  p.  11,  nr.  9  Annexe  III  p.  12,  nichts  geändert.  Jede  Signatarmacht  ist 
durch  den  Vertrag  gegenüber  jeder  anderen  gebunden.  Kündigungsrecht  ist 
ausgeschlossen. 

^*)  A.  G.  a.  36.  Die  adhärir  enden  Mächte  haben  den  Signatarmächten 
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Und  zwar  reiht  der  ins  Leben  gerufene  Staatenverein  mit  seinen  iuter- 
natiomilen  Behörden,  Instituten,  Beschlüssen  und  Controlrechten, 
mit  dem  freigegebenen  Beitrittsrecht  neuer  Gheder,  mit  der  Ein- 
setzung einer  gesdiiiftsvei-mittehiden  Mucbt  sich  denjenigen  grossen 
und  initgheden*eicheii  Unionen  an,  deren  Zahl  mr  von  Jahr  zu 
Jahr  sich  veimeliren  sehen, 

tAber  allerdings  —  wer  mocliie  dem  neuesten  Berhner  Ver- 
tag von  1885  ledighcli  die  Bedeutung  einer  gescLäitlichen  Be- 
edung  über  ein  die  allgemeine  Politik  interessirendes  territoriales 
Objekt  beilegen,  wer  in  ihr  blosß  die  Errichtung  einer  Art  Becbts- 
ommunion  der  Civilisirten  hinsieb tlieli  afrikanischer  Staatf^grün- 
ungen  sehen  wollen?  Wer  ninehte  den  humanen  Hiiitergi'und 
erkennen,  der  den  Berliner  Abniachimgen  eine  höhere  als  eine 
loss  wiilbHchaftlicbe  oder  diplomatische  Bedeutung  beilegt,  der 
men  Seliwung  und  Idealität  verleiht?  Ütienbai*  und  erfreuhcher 
Weise  handelt  sich's  bei  ihnen  nieht  um  eine  für  gemeinsame 
Rechnung  KU  be%\irkonde  Ansheutung  des  äquatorialen  Afrika's,  um 
ine  Erneuerung  verJHhrtcr  Koloniälpolitik^  vielmehr  ist  es  eine 
v  i  1  i  s  a  1 0  r  i  s  c  h  e  A  u  fgabe  ersten  KangeSj  die  den  politischen  (jl  ru nd- 
tou  des  Aktenstücks  bildet,  die  seinen  Dispositionen  Halt  und  Zu- 
mmenbang  gewiihii,  ja  deren  Losung  von  den  vertrageutlen  Re- 
ierungen  als  das  unenthebrliehe  Mittel  erkannt  \nrd,  um  die  ge- 
oftenen  Festsetzungen  auch  effektiv  und  !ehen<hg  werden  zu  lassen. 
Denn  die  neuen  in  der  Weise  modemer  Staaten  zu  regierenden 
erritorienj  deren  ScliÖpfung  die  rreneralakte  in  Aussicht  nimmt, 
erden,  soweit  wir  es  absehen  künoen,  Negerstaaten  sein;  allerdings 
egerstaaten,  die  abweichend  von  den  beiden  gegenwärtig  dem 
illierrechtlicben  Verbände  angehorigcn  Negerstaaten  Lib  eria  und 
i  nicht  von  Schwarzen^  sondern  von  Weissen,  nicht  repuhh- 
^ch  sondern  in  monarcbischer  Weise  regiert  sein  werden.  Immer 


HQber  kein  ßecbt  auf  den  Fortbestand  der  einzelnen  Vertrags artikel,  keinen 
Aniprucb,  bei  Revision  rlersdben  lugezogan  in  werden;  kuin  Veto  gegen  Ab- 
inderungen.  M.  a*  W.  ihr  Bdtritt  ist  kein^  Acceesion,  Aber  allerdings  mit  jeder 
Abänderung  eines  Artikels  müs sie  jedenfalls  ihre  Adbatsion  in  toto  eiapiriren. 
Protoc.  nr.  9  Annexe  11 1  p.  8;  im  Uebrigen  Calvo,  Dr.  internal.  2.  ed.  1710. 
lARTENS-BERGBOnM,  Yulkerrecbt  I  (188B)  409;  v.  Bulmertncq.  Vrdkerreeht 
Kl5;  u.  A,  m.  Geffcken^s  Bebau[>tuMg  zn  Hefftür  ]9->,  dasa  der  Adhärent 
liebt  CoDtrabent  sei,  ist  unriclitig.  Vgl,  aucb  oben  N»  10  und  unten  11  N.  4. 
Fakitacb  b<Hleutet  das  sovielt  äsüis  zuniichst  der  neue  Kongostaat  unter  Vor- 
mtndscha/t  der  Berliner  Conferenzm ächte  sieb  gestellt  sehen  wird, 

2* 
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aber  werden  wir  es  mit  Negervölkeni  •^)  zu  thun  haben,  und  die 
Kongotcn-itorien  werden  ein  zwai*  entwicklungsfähiges  aber  doch  erst 
auf  der  Kindheitsstufo  menschUcher  Cultur  stehendes  Volksmaterial 
enthalten.  Welch  unermessliche,  fast  utopisch  anmuthende Probleme! 
Und  doch  verkündet  Allen  vernehmbar  die  Generalakte  von  1885, 
durch  diese  gehobene  Tendenz  sich  merkbar  über  das  Niveau  der 
neuUchen  Unionen  erhebend,  dass  nunmelu-  der  Zeitpunkt  ge- 
kommen, den  alten  Herzenswunsch  der  englischen  Philantliropen 
unter  der  opfervollen  Gesammtarbeit  aller  Mächte'^)  Wirklichkeit 
gewiimen  zu  lassen.  Die  Regierungen  der  Berliner  Conferenz 
haben  beschlossen,  die  ins  Werk  gesetzte  politische  Organisation 
der  Kongogübiete  nicht  lediglich  dem  Interessenkreis  der  be- 
stehenden Staatengesesellschaft,  der  Erweiterung  und  Stärkung 
ihres  Systems,  dienen  zu  lassen;  vielmehr  soll  sie  ein  Mittel  sein, 
um  den  Millionen  und  Millionen  schwarzer  Brüder,  denen  nun- 
mehr der  Eintritt  in  jene  neue  Ordnung  auferlegt  wird,  Erlösimg 
aus  tiefer  Nacht  zu  bringen,  llnien  soll  die  Herrschaft  des  weissen 
Mannes  nicht  Untergang  und  Verderben,  sondern  rehgiöse,  mora- 
lische, intellektuelle  Erziehung  und  materielle  Hebung  bringen®*); 
die  politische  Unterjochung,  die  sie  allerdings  zu  gewärtigen  haben, 
ist  bestimmt  die  afrikanische  Race  aucli  dort,  wo  sie  ihren  Stamm- 
sitz hat,  in  diejenigen  gi'ossen  Gemeinschaften  einzuführen,  in 
denen   die  Pflege   der   Menschlichkeit   sich   vollzieht,   in   die   Ge- 


*•)  Der  mit  dem  neuen  unabhängigen  Kongosta«it  geschlossene  britische 
Freundschaftsvertrag  vom  16.  Deccmber  1884,  Protoc.  nr.  9  Annexe  I  p.  9, 
behält  vorläufig  für  britische  Unterthanen  die  englische  Consularjurisdiktion 
vor,  A.  5—9;  nach  diesem  Muster  der  italienische  vom  19.  ejusd.,  der 
niederländische  vom  27.  ejusd.,  der  spanische  von  7.  Januar  1885,  der 
schwedische  vom  10.  Februar  ejusd.  Für  die  übrigen  Mächte  tritt  das 
Nämliche  kraft  der  Klausel  der  Meistbegünstigung  ein. 

^^)  A.  G.  a.  6  und  9  verpflichten  in  ihren  sofort  anzugebenden  huma- 
nitären Festsetzungen  nicht  allein  die  Mächte  ^oxer^ant  des  droits  de 
souverainetö" ,  sondern  auch  diejenigen,  welche  ,une  influence  dans  les  dits 
tcrritoires"  ausüben. 

^*)  A.  G.  a.  6:  „Toutes  les  puissances  —  s'cngagent  ä  veiller  a  la  con- 
servation   des   populations    indigenes  et  a  Tamelioriation  de  leurs  conditions 

morales  et  materielles  d'existence .    Blies  protegeront  et  favoriseront  sans 

distinction  de  nationalitö  ni  de  cultes,  toutes  les  institutions  et  entreprises 
r^ligieuses,  scientifiques  ou  charitables.  cr^ecs  et  organis^es  a  c^  Ans  ou  tendant 
a  instruire  les  indigenes."  — 
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meinscLaft  des  christlichen  Glaubens  *'^)j  des  allgemeinen  Meiischen- 
rechtö'*),  vor  Allem  der  ai*beitenden  Gesellschaft'^^).  Sie  sollen 
arbeiten  lernen!  Fm  nennzt^lmten  ilalirlinnrlerty  in  dem  Julir- 
lundert  dtn*  R-acenkäuipfe  uml  nationaler  Toclfeindschiit't  hat  ihc 
Jerliner  Conterenz  ein  Werk  des  Fnedens  und  der  ML^nscheii- 
liebe  in  Angrifl*  genommen. 

Und  wie  wnnderbarl  Wabrend  die  AiisgleicbuTig,  welche  die 
oateriellen  Interessen  der  europäischen  Mächte  zu  Berlin  erfaln"on 
haben,  die  handelsiiolitische  Organisation  der  Kongozone,  die 
Stablinmg  eines  neuen  Staatensystems  durch  constituirendcn  Akt 
fder  luhrendeii  Mäehte,  einen  neuen  Gedanken  voll  iiherraschen- 
der  Originalität,  ein  epocheraachendes  Ereigniss  der  grossen  Po- 
litik ohne  Vorgang  nnd  Beispiel  in  der  Geschichte  di^rstellt:  der 
Rdeale  Zug,  die  hmnane  im  Geist  christhcher  Verbrüderung  ge- 
dachte Seite  des  Unternehmens  ist  offensichtlich  eine  alte  Idee 
äer  vertragenden  Theile;  nicht  etwa  bloss  die  officielle  Annalune 
Bener  philanthropischen  Agitationj  die  in  unsem  Tngen  das  hundert- 
plirige  »lübiläum  iluT^s  Bestehens  gefeiert  hat,  nicht  etwa  bloss 
^n  ßchmlickendes  Gewand  zu  henclielnder  Verhlillung  eines  eng- 
herzigen imd  gi^ausionen  Vnlkeregoisnms,  vielmehr  ein  altes  über- 
Itommenes  Stück  gesammteuropäiscber  Politik  nnd  die  organi- 
uitorische  Weiterfiihrnng  derselben.  Gerade  in  Bezug  auf  die 
feivilisatorische  Mission,  die  unsere  Regierungen  für  die  von  ihnen 
legenden  pohtiscben  PHanznngen  übernehmen^  stehn  sie  seit 
:er  Zeit  engverhun<len  auf  einem  ihnen  vertrauten  Boden,  Wie 
Jlgemein  und  unbestimmt  auch  das  Piogramm  sein  möge,  das 
fee  in  Bezug  auf  die   pohtische  BL^hantUung*^)   und  wirthschaft- 

*^)  A.  G,  a.  G:    «La   liberte  de  conecience  et  la  tolerance  idigieuse  sont 

prcss^inent    garanties    am    iudigenes."    —    Die   Formulinipg   selüiesst  jede 

tiristlichc  Cöiif«?sion,  frei  lieb  aucli  den  Islam  ein.  „Lt»«  missionftireH  dir^tieus 

seront  —  Tobjet  d^une  pvotection  speciale."  — 

•*)  A*  G*a,  6;  ,—  a  concourir  a  la  sapproösion  de  Teadava^e  et  surtout 

traite  des  noira."  —  So  schon  der  deütsLlie  Heidiskanzler  hei  Eröffnung- 

onferenz»  Protoc.   iir.  1    p.  4,     Vgl,    aii(!li    die  Ansfülirnngen   des   Coiti- 

fidit»,  Protoc.  nr.  4  Annexe  H  [>.  8.  10. 

G.  a.  6:  , —  kur  fairs  comprendre  et  apprecier  lea  avantages  dö 
eiTiltsatiQu/  Aehnlkli  der  deutsdie  Reichskanzler,  Profeoc.  nr.  1  p.  4:  ,en 
ocouragoant  —  les  eiitreprisa?  de  iiatnre  k  propager  les  connaissances  ntiles.*  — 
?flr  alltj  diese  Satze  ist  die  Passung  des  ersten  deutschen  DekUratiotis- 
cntwurfs  zu  Tcrgleicbon. 

**J  Die  Conferenz  constatirte  „les  sentimenta  —  relativeraent  aux  menage- 
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liehe  Erziehung  der  eingeborenen  Bevölkerungen  gemeinsam  auf- 
gestellt haben,  welche  schwer  empfindlichen,  schon  gegenwärtig 
bemerkbaren  Lücken*^)  es  enthalte:  welche  schwierige,  jedenfalls 
nur  gemeinschaftUch  zu  lösenden  Zukunftsfragen  es  in  seinem 
Schoosse  bergen  möge:  in  einem  wesentUchen  Punkt  desselben 
ist  unsere  Staatenwelt  schon  seit  langen  Jahrzehnten  einig.  Alle 
zu  BerUn  1885  vertretenen  Glieder  unseres'  völkerrechtlichen  Ver- 
bandes haben  ja  afrikanische  Politik  getrieben,  schon  lange  bevor 
sie  an  afrikanische  Kolonien  gedacht  haben.  Alle  sind  sie  schon 
vorlängs,  wenn  auch  bloss  von  ferne,  bloss  indirekt  für  die  Humani- 
sirung  der  afrikanischen  Race  eingetreten.  Indem  sie  gegen- 
wärtig in  Vereinigung  das  Princip  proclamiren,  dass  die  von 
ihnen  zu  gründenden,  oder  in  ihren  Verband  aufeunehmenden 
Negerreiche  jedenfalls  nicht  Sklavokratien  sein  werden,  setzen  sie 
die  PoUtik,  der  sie  in  den  zahlreichen  bis  in  die  jüngste  Gegen- 
wart reichenden  Verträgen  gegen  den  Negerhandel*®)  be- 
redten Ausdruck  gegeben  haben,  fort;  weisen  ihr  freilich  zugleich 
die  durch  die  neueren  Verhältnisse  geforderten,  erweiterten  Bahnen 
an.    Denn  nur  zum  geringeren  Theile  handelt  es  sich  jetzt  noch 

ments  a  observer  vis-a-vis  des  chefs  indigenes"  gegen  den  Antrag  der  Amerikaner 
auf  Zusicherung,  s.  o.  N.  55,  «de  respecter  d*une  maniere  geucralo  les  droits 
des  chefs  indigenes,"  Protoc.  nr.  6  p.  11.  12. 

•')  Die  grosse  und  schwierige  Frage,  auf  welche  Weise  dem  verhäng- 
nissvoUon  Import  von  Berauschungsmitteln  gesteuert  werden  könnte,  bereits 
in  der  zweiten  Conferenzsitzung  angeregt,  Protoc.  nr.  2  p.  6.  11.  nr.  3  p.  2. 16, 
hat  eine  doch  nur  unbefriedigende  Lösung  empfan<;en  in  der  Proklamation  des 
allgemein  gehaltenen  Wunsches  der  Conferenzregierungen ,  Protoc.  nr.  6  p.  3, 
zu  vergl.  Protoc.  nr.  5  p.  19—24;  Annexe  p.  30.  31: 

Les  puissances  reprisenties  ä  la  Cofifirencej  disirant  que  les  populatians 
indigbnes  soknt  primunies  contre  les  maux  provenant  de  Vabus  des  boissons 
fofieSj  imettent  le  voeu  qu'une  entente  s'etMisse  entre  eüesy  paur  rigler  les 
difficultes  qui  pourraient  naitre  ä  ce  sujet  d'une  maniere  qui  concHie  les 
droits  de  rhumaniti  avec  Us  intirets  du  commerce  ^  en  ce  que  ces  derniers 
peuvent  avoir  de  Ugitime. 

Die  Initiative  wird  demnach  zunächst  von  den  Gouvernements  der  Eongo- 
territorien  auszugehen  haben.  Wohl  nicht  ohne  Veranlassung  machte  der 
deutsche  Conferenzbevollmachtigte  darauf  aufmerksam,  Protoc.  nr.  6  p.  3:  ,que 
oe  voeu  (ne)  put  6tre  interprSt^  a  Tavenir  dans  un  sens  contraire  auz  intördts 
du  commerce  ou  qu'il  ne  püt  servir  de  pretezte  a  des  mesures  vexa- 
toires  pour  la  libert^  du  commerce." 

*^)  JGngst  noch  durch  den  freilich  ins  Wasser  gefallenen  englisch-portu- 
giesischen Kongovertrag  vom  26.  Februar  1884,  s.  o.  N.  5.,  A.  12. 


um  den  Sklaventransport  ans  Afrika  ***),  vielmohr  der  Ijinnen- 
landischen  Sklaverei  selbst  soll  in  den  neuen  Besitzungen  dermal- 
einst  ein  Ende  bereitet  werden. 

Indem  die  durch  die  Akte  vom  26.  Februar  1885  verbrüderten 
Nation<*n  sich  gegenseitig  die  Zusage  Ld)gaben  auch  den  afrika- 
nischen Welttlieil  dem  Bereiche  christlich- eiiropäischer  Gesittung 
zu  unterwerfen,  haben  sie  zu  gleicher  Zeit  ihr  Bewiisstsein  zu 
thatkräftigem  Ausdruck  gebraehtj  dass  eine  Vorbedingung  unserer 
Gesittung  die  Fixirung  und  Sicherung  des  obersten  menschliclien 
Grundrechts,  das  der  personlichen  Freiheit  sein  muss;  dass  den 
Adel  der  Menschenwürde  herzustellen  das  erste  Gebot  aller  Civi- 
lisinmg  ist,  in  welchen  Pomien  diese  auch  auftreten  möge.  Nur 
ist  eJi  ihnen  seit  drn  schmerj^licheu  und  opferv ollen  Erfahrungen, 
die  die  alte  KolonialpoUtik  an  die  Hand  gibt,  bcwusst  geworden, 
dasa  der  Kampf  gegen  die  reclitliche  Entwürdigung  des  Menseben 
tnr  iSache  nur  unter  dem  zielbe\ntssten  Vorgehen  aller  civilisirten 
LXÄtiiatsgewjdten  geführt  werden  kann;  dass  jedes  isolirte  Streben 
^■lier  vergebheh  und  verderblich  ist.  Ja,  die  Leinen,  die  die 
^^Begenwart  der  Geschichte  der  Abolition  entnimmt,  hat  auch 
^■insere  Staatslenker  in  die  wohlbekannten  Bahnen  lenken  miissen, 
^Hrelche  jener  Bewegung  einstnnüs  durch  ihre  englischen  Väter  — 
^peren  glorreiches  Andenken  die  Berliner  Conferenz  uns  wieder 
^vor  die  Seele  gerufen  hat  —  bereits  vor  hundert  Jahren  vorge- 
leichnet  worden  sind»  Deui  Verbote,  dass  der  Mensch  Sache 
i,  muss  —  nicht  logiscli  aber  ijraktisch  ~  d^uss  Verbot,  dass 
ir  Waare  wenh^,  vorangehen.  Direkt,  tülgemein  mit  Zwaiigs- 
litteln  gegen  die  Sklaverei^  zumal  in  (-lebieten  vorzugehn,  deren 
evölkerungsverhidtnisse  w^ir  nicht  einmal  kennen;  Freüieit  tler 
ersonen  für  die  Tenitorien  des  conventionellen  Kongobeckens 
ebenso  dekretiren  zu  wollen  wie  die  Freiheit  des  Handels  und 
der  SclnÖTahrt,  wäre  zwfir  sehr  leicht,  wlire  aber  ein  lücberliehes 
Unterfangen  gewesen.  Eine  Einrichtung,  die  mit  gewissen  nie- 
rigsten Wirthschaftsstufcn  und  ( *ulturformen  untrennhai*  ver- 
bunden ist,  in  ihrer  eigentlichen  StMuimesbciniath,  isolirt  hei'aus- 
^^reifen  und  vernichten  zu  wollen,  würde,  ganz  abgcsehn  davtm, 
^Hja&s  den  dort  einzurichtenden  ßegieryngen  die  Kräfte  dazu  fehlen, 

••)  SolbstvcrstänJUch  wird  andi  dieser,  also  voniehmlicb  der  ostafrikanisclie, 
durch  die  Artikel  ü  und  9  der  Generalakte  bt?tra(Ieu. 
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lediglich  eine  Thorheit  sein  ^*^).  Der  Sklaverei  von  Barbaren 
an  Barbaren  auch  nur  da  beizukommen,  wo  das  Regiment  der 
Weissen  sich  consolidiren  wird^*),  ist  eine  Aufgabe,  an  der  doch 
wohl  Jahrhunderte  zu  arbeiten  haben  werden,  deren  Lösung  nur 
in  dem  sehr  allmählichen  Vorsclireiten  der  christUchen  und  philan- 
thropischen Mission  zu  erhoflfen  ist.  Was  jetzt  geschehen  kann, 
ist  nur  der  allererste,  vorbereitende  Schritt.  Gelänge  es  nur  die 
unheilvollen  Quellen  zu  stopfen,  aus  welchen  der  Würgengel 
Afrika's  stets  neue,  grausame  Kraft  saugt,  gelänge  es  die  „slave- 
gangs",  die  Raubzüge  der  arabischen  Sklavenhändler,  die  Sklaven- 
jagden, die  Kriege  der  Eingeborenen,  die  Sklavenmärkte  zu  unter- 
drücken: so  wäre  schon  unermessUch  viel  gewonnen.  Dann  möchte 
es  auch  keine  Phantasie  mehr  sein  die  endHche  Beseitigung  der  ein- 
gebürgerten Barbarei  näher  ins  Auge  zu  fassen.  Jedenfalls  wird  aber 
jetzt  das  aktive  Vorgehen  gegen  den  Sklavenhandel^)  an  erster 
Stelle  die  civilisatorische  PoUtik  der  am  Kongo  zu  installirenden 
Gouvernements  bestimmen  müssen. 

So  hat  denn  die  Beriiner  Conforenz  den  grossen  Schritt 
gewagt,  das  völkerrechtUche  Verbot  des  Sklavenhandels  von  der  See 
auch  auf  das  Festland  zu  übertragen.  Dass  die  thatsächUche 
Unterdrückung  des  Sklavenhandels  scliliesshch  auch  die  Sklaven- 
emanzipation im  Gefolge  haben  muss,  ist  eine  Erfahrung,  die 
der  amerikanische  Welttheil  mit  blutigen  Lettern  in  die  Annalen 
der  Geschichte  eingetragen  hat,  und  ein  glückverheissendes  Omen  ^^) 

'")  Vgl.  den  Bericht  der  Conferenzcommission  (Baron  Lambkrhont), 
Protoc.  nr.  4  Annexe  II.  p.  9:  »Des  mönagements,  des  transitions  soront  in- 
dispensables. C'est  assez  de  marquer  le  but;  les  Gouvernements  locaux  cber- 
cheront  les  moyens  et  les  adapteront  anx  circonstances  de  temps  et  de  railienx." 

'*)  Ausdrückliche  Zusagen  in  dieser  Richtung  hat  bereits  der  neue  unab- 
hängige Kongostaat  in  einigen  seiner  Anerkennungsverträge  gegeben;  so  in 
dem  italienischen,  dem  holländischen,  dem  spanischen,  dem  schwedischen, 
8.  o.  N.  11. 

'•)  Zumal  gegen  den  von  Arabern  betriebenen  Ausfuhrhandel.  Uebrigens 
hebt  A.  G.  a.  9  ausdrücklich  hervor,  dass  es  keinen  Unterschied  macht,  welcher 
Race  die  zu  verhandelnden  lebendigen  Menschenleiber  angehören. 

^•)  Etwas  zu  pessimistisch  nimmt  G.  Wichmann  in  Petebmann*s  Mit- 
theilungen XXXI  (1885)  142  an,  dass  Chap.  II  der  Generalakte  „zum  grossen 
Theil  ein  todter  Buchstabe  bleiben  wird."  Darin  aber  wird  er  sicherlich 
Recht  haben,  dass  es  sich  bei  Lösung  der  hohen  Aufgabe  vor  Allem  darum 
handelt,  der  weiteren  Ausbreitung  des  Muhamedanismus  von  Osten  nach  Westen 
ein  Ziel  zu  setzen. 
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fiir  die  dem  gi'ossen  huüianitäi'eu  Problem  ohne  Dlusion  ins  Auge 
ehentlen  Grossmädite.    DieselljeD  haben  sich  nicht  damit  be^nügt^ 
Li*em  Kongoreginie  unter   der   Riilirik   Protection    des   imlighies 
bine  allgemeine  auf  ^Uiitenkückniig  dt*r  Sklaverei  und  vornehnihch 
les  Sklavenhandels"  gerichtete  Zusage  einzuverleiben^*);  viehnehr 
lomnit  die  Generalakte  noch  an  einer  zweiten  Stelle  iln-er  Dis- 
^ositiunen"^),    in    einer    <*igenen,    Awi   Zweite    Kapitel    derselben 
bildenden  Declaration  comcrnant  la  traite  des  eschwes  auf  den  zu- 
stächst praktischen  zweiten  Gegenstand  jener  Zusage  zurück,  um 
bn    einer  speciellen  Regelung  zu  unterwerfen»     Dass  dieses  ge- 
chehen,  ist  der  Initiative   des  britisclieu,   durch  seine  heimisclie 
legienmg  angespornten  Conferenzbevollmächtigten^^)  zu  verdanken. 
Ton  seinen  beiden  amerikanischen  Collegen  unterstützt  ^'^  brachte 
in  der  fünften  Sitzung,  am  18.  Decendjer  1884,   eine  an  die 
Jeschlüsse   der  Congresse    von  AVien    und   Verona   angeknüpfte 
Proposition  ein^^),  welche  allerdings  um  ihrer  ganz  universellen, 

")  A.  G.  a,  6»  !j.  0.  N.  fA.     Zui?timm<jiide   Erklämngt'n  zu   dem  l^ereits 

im  deutschen   DeklaratioriBentwuH'  sich   iindenden,   ohne  ÄLüntlerung  zur   ätj- 

gelangtcn  Satz  durcltziehn  die  Confereiiz Verhandlungen  von  Anfang  an, 

(>toc.  nr.  2  p.  4,  5,  7,  9,  U ;  nr.  4  p.  12,    Die  Zusage  wird  seitens   aller 

lachte  »exer^^nt  des  droits  de  snuverainct^  ou  une  influence  ctaos  Icsdits 

erritoires"  gegeben ^  vgl.  N,  Gl,    wird   also    den    ost afrikanischen    Sultanaten 

egenüber  sich   za   hewähren    haben.     Ueber    die    beschränktt.'  Competena    der 

KoTigocommissiou  s,  o.  N.  3L 

^*j  JiÄn  beliciJS  die  erste  allgemeinere  Zusage  ab  A,  6  an  ihrer  Stelle  in 

Erwägang  „f^ii'U  y  a  qiielque  intöret,  ponr  Thisfoire  de  la  Conference,  a  con- 

?er  la  tracc  des  preacciipations  fiaccesslTeä  tjui  Font  inspiree  et  qui  Be  mani- 

st«it   par  ]*ordrc   et   la    suite  de   se&   deciaions*",  Protoe.  nr*  7  p.  4;    nr.  8 

Änntixe  I  p.  10.     Dem  Wunsche  des  portugiesischen  Bevollmächtigten^  Protoc. 

ön  7  p.  4j  nr.  8  Annexe  T  jk  10,  auch  dem  Kapite!  VI  der  Generalakte,  also 

en  Bedingungen  für  neuen  okkupator Ischen  Gehietserwerb,  diejenige  der  Ein- 

lung  einer   ^Jurisdiction  suflisattte   poar  —  rendre   eft'ective    rabolitiun    de 

iTcselÄTage"  ei nr.n fügen,  ist  nicht  entsprochen  worden. 

*•)  Vgl.  die  Depescbe  Gtlanyillk's  an  Sir  Edw.  Malet  vom  26,  November 
1884  (engl,  Weissbwch:   Äfriea  nr.  S  |1SS5]  p.  2):    «The  slave  trade   and  the 
uportatioii  of  qiiritnous   liquors,  on  beth  of  whidi  there  is  a  etrong  feeling 
"In  this  country  — **. 
I  ^^)  Protoc.  nr.  4  p.  11.  12, 

^K  ")  Sie  lautete  folgendennaasen,  Protoc.  nr.  5  p.  25:  ^Selon  Ica  principe« 
^Hlu  droit  des  gens  tel3  qu'ils  sont  reconnua  par  les  hautea  parties  contractantes 
^HU  Iralte  des  negres  et  le  commerce  qai  fournit  desnegres  a  la  traite 
^^sont  interditÄ.  et  c*est  du  devoir  de  toutes  les  natioris  de  les  supiirimer  autaut 
que  possible.*    Ein  wenig  übertreibend  erklärte  der  deutsche  Bevollmächtigte 


Erwä 
^berre 
^Best^n 
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den  Competenzkreis  der  Conferenz  weit  überschreitenden  Fassung 
willen  nicht  zur  Annahme  gelangte;  die  indessen  den  entscheiden- 
den Punkt,  dem  Verbot  des  berufenen  Frachtverkehrs  zur  See  nun 
auch  dasjenige  des  binnenländischen  Handels  mit  Menschen  hinzu- 
zufügen, richtig  hervorhob.  Nach  sorgfältiger  Umarbeitung  durch 
die  Commission  erliielt  sie''**)  folgenden,  den  A.  9  der  General- 
akte bildenden  Wortlaut: 

Declaraiion  cmceinant  la  traite  des  esclaves. 

Cmiformenient^^)  aux  princix)cs  du  droit  des  gens,  teh  qu'ils 
sont  recofmus  par  les  puissances  signataires^^  la  traite^*)  des 
esclaves  ctant  interdite^  et  les  Operations  qui,  sur  terre  ou  sur 
mery  founiissent  des  esclaves  ä  la  traite  devant  etre  egalement 
considerees   coinme   interdites^^),   les  ptiis^^ances  qui  exercetit  ou 


dagegen,  Protoc.  nr.  6  p.  4:  ^Le  commerce  qui  fournit  des  nögres  a  la  traite 
n'a  encore  6te  Tobjet  d'aucunc  stipulation." 

^)  Die  Berathungen  linden  sich  im  Protoc.  nr.  6  p.  4  — 8 ;  nr.  7  p.  2—6. 

•®)  Nicht  „Selon  les  principes",  wie  es  ursprünglich  vorgeschlagen  war, 
Protoc.  nr.  7  p.  3.  Die  kleine  Aendcrung  wollte  wohl  dem  Umstände  Rech- 
nung tragen,  dass  das  Verbot  des  Sklavenhandels  immerhin  bloss  jaris 
pacticii  ist. 

^*)  Nämlich  der  14  Signatarmächte  der  Generalakte,  Protoc.  nr.  7  p.  3. 
Dieselben  nehmen  also  in  Bezug  und  bekrättigen  früher  von  ihnen  nach  dieser 
Richtung  hin  abgegebene,  ausdrückliche  oder  stillschweigende,  vertragsmäsöge 
oder  einseitige  Erklärungen. 

**)  Die  Behauptung  des  amerikanischen  Bevollmächtigten,  Protoc  nr.  4 
p.  12,  „que  le  sens  habituellement  attribuö  au  tcrme  de  «traite»  se  rapporte 
seulement  au  traue  des  esclaves  par  mer",  ist  doch  nur  insofern  richtig,  als 
allerdings  die  traite  sur  mer  vorwiegend  bisher  von  den  Staats  vertragen  be- 
troffen und  veri)önt  worden  ist;  doch  hat  Grossbritannien  mit  orientalischen 
Reichen  Verträge  auch  gegen  den  binnenländischen  Sklavenhandel  geschlossen. 
Sprachliche  Gründe,  das  allerdings  merkwürdige  Wort  auf  die  Zufahr  zur  See 
zu  beschränken,  liegen  nicht  vor.  Vgl.  auch  die  Terminologie  in  den  Debatten, 
Protoc.  nr.  4  Annexe  II  p.  9 ;  nr.  6  p.  4.  7 ;  nr.  7  p.  3.  Hienach  ist  dasselbe 
in  der  obigen  Deklaration,  und  in  A.  6,  sowohl  auf  den  continentalen,  als 
auf  den  überseeischen  Sklavenhandel  zu  beziehen. 

^•)  Mit  Recht  sagte  der  italienische  Bevollmächtigte,  Protoc.  nr.  7  p.  3: 
„C'est  la  un  progr^  dans  lo  droit  international  dont  personne  ne  saurait  con- 
tester  la  valeur."  Der  Fortschritt  besteht  aber  nur  darin,  dass  alle  „Opera- 
tionen", welche,  sei  es  in  dem  Conventionellen  Kongogebiet,  sei  es  auf  den  dazu 
gehörigen  Mecrestheilen,  dem  Land-  oder  dem  überseeischen  Handel  Sklaven- 
waare  zuführen,  verboten  werden.  Menschenkauf  als  solcher,  insbesondere  Kauf 
von  Weibern   und  Haussklaven  wird   durch  die   obige  Deklaration  nicht  vor- 
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»I  exerceront  des  draits  de  souvm-aineU  <m<  tmc  influence  **)  dans 

rrifolres  formant  h  bctssin  contmitionnel  du  Cmigo  dSclarcnt 

ces  tfTntoires  ne  pourroitt  servir  ni  de  marche  ni  de  voie  de 

raiiSii  pour  la  traite  des  eiielaves  ^^)  de  quelque  race  que  ce  sott, 

Chacune  de  ces  ptnssances  s^etigaffc  ä  cmploycr  tous  les  motfcns  en 

Im  pourmr  pour  meitre  (in  ä  ce  commerce  ei  pour  punir  ceux 
ui  s-en  öi'CHpcnt^'^). 
Mit  diesem  „Engagement"  mm  liat  unsere  Generakkte  von 
685  Stellung  inmitten  des  seit  Jahrzeliaten  bereits  bestehenden 
ölkerrechtlichen  Systems  zur  Unteniriidcung  des  aft-ikiiiiisdien 
Menschenhandels  genommen.  Nach  seinem  bisherigen  Bestände 
jenem  grausamen  Auswuchs  des  Welthandels  fast  ausschheöslicli  von 
der  Seeseite  begegnenrl,  seine  Proliibitionen  auf  die  den  afrikanischen 
^Continent  umspülenden  Meere  heschriinkend  erhält  das  System 
^unnielir  die  langerselmte  Ergänzung  durcli  Erstreckung  aul*  den 
bstländischen  Verkehr  des  centriden  Afrikas.  Naeh  seinem  his- 
fcerigen  Bestände  in  zalilrelelie,  isolirte,  Verein bai-un gen  und  Ab- 
öachungen  zersplittert  erhält  es  nunmehr  den  nothwcndigcn 
Susammenschluss  durch  die  neugewonnene  Grundhige  einer  gross- 
rtigt'n,  die  Staatenwelt  Europa  s  und  Amerika  s  umspannenden  Or- 
misation.  Nach  seinem  bisberigeii  Bestandu  von  diplomatiselien 
iufidligkeiten^  von  der  Philanthropie,  «ler  Opferwilligkeit  einzeber 
legierungen  abhängig   trägt  es  nunmehr  die  Gewähr  der  Dauer 


^ollei 

Böller 


flfelm.  BetroflFen  wird  von  ihr  leib  glich  der  Umsatz,  also  dk  AnBcbalTung 
Von  Menichcn  stur  Weit<?rveräaaserang,  m  wdelier  Form  auch  jeno  Anschafiting 
▼or  «ich  gebe.    ^)  S.  o,  N,  74, 

•*)  AJso  nur  diese  beiden  liaudelsoperationcii  werden  direkt  getroffen  und 
llen  unter  allen  Umständen  beseitigt  werden.  Ein  mehreres  zu  thun  ist 
der  Kongonmcht  anheimgeiLjeben . 

')  Die  vertrage ndt-'H    Tbeile    ubemebmen  die  Verantwortunjj  dafür,    dasß 
;b  gesetzgeberische  Strafandrobun/^en  die  Erreichung  des  gestei'kten  Zieles 
in  den  neuen  Tenntorien  aicbergestellt  werde  oder   bleibe.     Heber  Inhalt   und 
'aoss    der    ftipulirten    Criniinalisirung  entscheidet    ihr   souveninca   Ermessen, 
eiiergeb enden  Anregungen  auf  der  Conferenz»  so  dem  im  Quintupei vertrage  Yon 
^icli  findende«  Prinzip,  den  Negerhandel,  weil  „attentat  de  lese-humanite*! 
Piraterie  zu  pönalisiren,  Protoc,  nr.  2  p.  7;  nn  Ü  p,  4.  7,  oder  die  Sklaven- 
dler  überall  mit  Ausweisung  zu  helegeü,  ibid.  p.  5—7,  ist  keine  Fülge  ge- 
b^n  worden.     Ob  Weiäso  in  jenen  Gebieten  ungestraft  Haüssklaven  erwerben 
d  besitzen  dürfen,  liängt  von  dem  Zuschnitt  ibrer  heimathlieheu  Strafgesetz- 
hr     Für  Deat«cho  trifft  St.-G.-B.  §  '234 ,  freilich  aber  auch  der  so  un- 
§  4  lur«  3  za. 
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und  innerer  Klraft  an  sich;  und  nur  das  kann  fraglich  sein,  ob 
und  wie  etwa  sehie  überkommenen  Positionen  unter  dem  Anstoss 
der  Berliner  Confereuz  zu  revidiren  sein  werden.  Demgemäss 
aber  ist  es,  um  die  Vereinbarung  von  1885  in  ilu'er  vollen  Be- 
deutung für  Recht  und  PoUtik  unseres  völkerrechtlichen  Verbandes 
wissenschaftHch  zu  erfassen,  unabweisUch  einen  Rückblick  auf  die 
Geschiclite  der  grossen  Frage  zu  werfen.  Gegenwärtig  tritt  sie 
in  eine  neue  Epoche.  Um  so  mehr  rechtfertigt  es  sich  in  über- 
sichtlicher Darstellung  zu  zeigen,  auf  welchem  Wege,  in  welchem 
Umfange  und  mit  welcher  Wii-kung  das  von  der  Generalakte  des 
26.  Februar  1885  in  Bezug  genommene  Verbot  des  Sklavenhandels 
internationalen  Rechtens  geworden  ist? 

Es  ist  eine  an  merkwürdigen  Ereignissen  und  Zwischenfällen 
reiche  Geschichte,  die  ich  dem  Leser  vorzufuhren  habe  ®').   Manche 


•')  Die  Literatur  über  dieselbe  ist  fast  unübersehbar.  In  den  folgenden 
Untersuchungen  sind  die  amtlichen  Urkunden  und  Aktenstücke,  soweit  sie 
ohne  archivalische  Untersuchungen  zu  ermittejn  waren,  an  ihrer  Stelle  auf- 
geführt; nicht  minder  die  sehr  zerstreuten  nicht  amtlichen  Specialschriften. 
Unter  den  Darstellungen  allgemeineren  Charakters  ragen  —  abgesehen 
von  der  älteren  Literatur,  vgl.  Hebren,  Geschichte  des  europäischen  Staaten- 
systems II  (4.  Ausg.)  216  —  folgende  hervor:  A.  Hüne,  Vollständige  historisch- 
philosophische Darstellung  aller  Veränderungen  des  Negersklavenhandels  von 
dessen  Ursprung  bis  zu  seiner  gänzlichen  Aufhebung  I.  U.  Göttingen  1S20. 
Nbdebmeijeb  von  ROSENTHAL,  De  servorum  Afrorum  commercio  eoque  recto 
sublato  necnon  de  Afrorum  Servitute  pcnitus  tollenda,  Lugduni  1816.  J.  de 
NBüFViLLB,  De  iis,  quae  ad  tollendum  servorum  Afrorum  commercium  inde  a 
Congressu  Viennensi  inter  populos  gcsta  sint,  Amstelodami  1840.  J.  Bandinel, 
Der  afrikanische  Sklavenhandel  von  seiner  ersten  Einführung  in  das  neue 
Europa  bis  auf  die  jetzige  Zeit ;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bemühungen 
der  britischen  Regierung  ihn  auszurotten ;  aus  dem  Englischen  von  A.  Heohssl, 
Berlin  1843.  Whbaton,  Enquiry  into  tho  validity  of  the  british  claim  to  a  right 
of  Visitation  and  search  of  american  vessels.  London  1842,  eine  amerikanische 
Tendenzschrift,  die  abgesehen  von  Kürzungen,  Milderungen,  Nachträgen  wörtlich 
übergegangen  ist  in  des  nämlichen  Verfassers :  Histoire  des  progr^  du  droit 
des  gens  (4.  6d.)  II  (1865)  261-343.  In  dem  nämlichen  Geiste  ist  ge- 
schrieben: W.  B.  Lawrence,  Visitation  and  search,  or  an  historical  sketch  of 
the  british  claim  to  exercise  a  maritime  police  over  the  vessels  of  all  nations, 
Boston  1858.  Ch.  de  Marxens  et  F.  de  Cussy,  Recueil  manuel  —  de  traites 
u.  s.  w.  V  (1849)  p.  436—444,  enthält  eine  Uebersicht  über  das  Vertragsmaterial. 
A.  CocHiN,  L'abolition  de  l'esclavage  I.  II.  1861,  passim,  besonders  p.  281  bis 
313.  L.  Deloeur,  La  traite  des  negres  (Extrait  du  bulletin  de  la  societe  de 
geographie  d'Anvers)  1877,  giebt  brauchbare  Notizen.  —  Die  Lehr-  und  Hand- 
bücher bieten   wenig  Selbständiges.    Erwähnt   mögen   vrerden:    Lawrxnos's 
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Eriniieningen  an  das,  was  der  vergangenen  Generation  so  mächtig 
Binst  Hei^z  und  Phantasie  erregte,  werden  in  ilini  lehendig  werden. 
Zwischen  den  Zeilen  werden  ihm  die  üchmalgebauten ,  schnull- 
legelnden  Sklavenfahrer,  von  denen  die  Romane  erzählten,  vor 
Jie  Seele  tauchen;  und  die  auf  dem  Anstand  liegenden,  zur 
Brhreeklich<*n  Jagd  grTÜsteten,  von  verschlagenen  und  tollkiihnen 
lOftlzieren  geführten  britiaeluii  Kreuzer.  Aber  der  Reiz  des  Roman- 
ßhen  ist  es  nicht,  der  den  Blick  des  VölkeiTechtskundigeu  mit 
besonderem  Interesse  auf  die  alten,  vergilbten  Dokumente  fallen 
bst*  Er  hat  dessen  ciogedenk  zu  nein^  dass  mit  den  zaldreicheu 
!3ouventiouen  i^ider  den  Negfrfuindel,  welche  cUe  Friedensepoche 
Europas  von  1815 — 1848  lullen  und  diplomatisch  charakterisiiTn, 
tunser  Völkerrecht  sich  die  neuen  Bahnen  erölfnet  liat,  die  seinem 
i^ortgang  in  unserem  Jahrhundert  die  Signatur  aul^drücken.  Mit 
|eneni  in  mühselig  sich  aneinanderbiüpfenden  Maschen  zu  Stande 
jelirachteü  Vertragsnetz  beginnt  die  heute  Jahr  Jiir  Jahr  neue  (ilieder 
insetzeiide  Reihe  der  grossen  völkerverbindenden  (Jrganisationen. 
lit  jenen,  uns  Deutscheu  so  entlegen  dünkenden  Uebereiokiiuftcn 
nt  das  VölkeiTecbt  gelernt,  sebien  alten  naturrecbthchen  Htilsen 
entwachsen.  Cns  Ärodernen  ist  es  ja  niclit  melir  ein  blosser^  durcli 
remunftssclJüsse  zu  deducireuder  Canon  von  gegenseitigen  Zu- 
eständüissen,  mit  welchen  jeder  Einzelstaat  dii^  Freilieit,  semen 
?onderinteressen  unter  rechtlicliem  Schutze  ungehindert  nachzugehen, 
lieh  erkauft.  Vielmehr  hat  die  Ordnung  des  internationiden  Rechts, 
de  jede  positive  Recht ä Ordnung,  Zwecke  einer  (Tresanmitheit  zu 
Brdern.  In  dem  souveränen  Einzetstaat  sieht  sie  nur  das  dienende 
Hied  eines  tlic  Welt  umsiianneuden  Verbaudes  und  giebt  tlie  recht- 
Scheu  Mittel  und  Formen  an  die  Haud,  durch  welclie  die  an 
Umfang  und  Inhalt  in  unendlichem  Fortschritt  wachsenden  All- 
^Bt«.nneininteresseu  meuscldicber  Gemeinschaft  zur  Realisirung  konnuen, 
^B)ass  solcher  Interessendienst  dem  Einzelstaat  Opfer,  hohe  Opfer 
^Khne  Entgelt  auferlegt^  dass  auch  in  dem  Staateuverbandc  das 
^^pouderinteresse  dem  idigemeinen  Interesse  zu  weichen  hat;  diesen 
^■ieferen  Sinn  und  diese  reichere  Entfaltung  bat  das  moderne 
^^Völkerrecht  unter  dem  Anstoss  der  Vertrage  gegen  den  Sklaven- 
himdel  anziniehmen  begonnen.  — 

tuMATOV  (2   ed.    I8Ö4)   in    den    Notcii   81—85.     Phillimorb,    Cummentaries 
\)n    inttTnational    kw    I  di,  17,      Neuerdings  auch  v.  Martkns-Bkrgbohm, 
kerruclit  I  320— 3;i3, 


--so- 


ll. 


Im  Jalire  1879  wurde  der  deutsche  Reichstag  durch  die 
kaiseriiche  Regierung  mit  einem  kurzen  Uebereinkommen  befasst '), 
welches  dieselbe  am  29.  März  d.  J.  nach  mehrjälirigen ,  nicht 
mühelosen,  auch  mehrfach  unterbrochenen  Verhandlungen  mit  der 
Krone  Grossbritannien  in  deutscher  und  enghscher  Sprache 
abgeschlossen  hatte.  Dieser  Vertrag  hatte  ein  merkwürdiges, 
wie  es  damals  schien,  recht  antiquirtcs  Thema;  er  betraf  die 
Unterdrückung  des  Sklavenhandels  zur  See.  Es  soll 
nämUch,  so  war  vereinbart  worden,  unser  deutsches  Reich  fortan 
diejenige  Stelle  einnehmen,  welche  seiner  Zeit  durch  den  grossen, 
der  nämUclien  Sache  gewidmeten  Traktat  der  fünf  Grossmächte 
vom  20.  Dccember  1841^)  dem  i)reussischen  Staate  zuertheilt 
worden  wai\  Alle  Rechte  demnach,  die  Preussen  bis  dahin  aus 
jenem  Vertrage  hatte  herleiten  dürfen,  sollten  fernerhin  vom 
deutschen  Reiche  ausgeübt  werden ;  dieses  sollte  dafür  aber  auch 
allen  jenen  Lasten  imterworfcn  sein ,  welche  bis  dahin  ledighch 
preussische  gewesen  waren;  Deutschland  also  in  Stelle  von 
Preussen  als  Hauptcontrahent  in  den  Fünfmächte  vertrag  von 
1841  eintreten. 


')  Vorlage  nebst  erläuternder  Denkschrift  vom  6.  Mai  1879,  Stenogr. 
Berichte  über  die  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstags  1879,  V  1335; 
Drucksache  des  Bundesraths,  Session  1878/9  Nr.  117,  Protokolle  1878  §  496, 
1879  §§  103.  243.  303. 

')  Dieser  Vertrag  mit  2  Beilagen,  in  englischer  und  in  französischer 
Sprache  (nicht  in  deutscher)  aufgerichtet  findet  sich  in  alle  grossen  Sammlungen 
der  Staatsverträge  aufgenommen:  Martens,  N.  R.  G.  II  508.  392.  Hertslkt, 
Treaties  VI  2—38.  L.  Nkumann,  Traites  par  l'Autriche  IV  473.  v.  Rohb- 
SCHEJDT,  Preussens  Staatsvertrage  791;  die  Ratifikationsprotokolle  bei  Hertslst 
1.  1.  339 — 342;  ein  späteres  Conferenzprotokoll  vom  3.  Oktober  1845,  auf 
Milderung  des  Vertragsartikels  9  nr.  5  abzielend,  ibid.  VII  79,  auch  bei  Neu- 
mann, Traites  par  TAutriche  N.  S.  XI  1848.  Der  TrakUt  von  1841  wurde, 
wie  die  nachfolgende  Darstellung  des  Näheren  ergiebt,  von  der  kgl.  franzosischen 
Regierung  nicht  ratificirt,  daher  er  seinen  Namen  Quintupelvertrag  nicht 
mit  Recht  führt.  Von  anderen  Seemächten  ist  ihm,  in  Gemässhcit  seines 
Artikels  17,  nur  das  Königreich  Belgien  durch  Accessionsvertrag  vom  24.  Februar 
1848  beigetreten;  die  Aktenstücke  darüber  in  Garcia  de  la  V6ga  Recueil 
dos  Trait6s  de  Belgique  I  553—567,  auch  bei  Marxens  N.  R.  G.  XIV  52.  Die 
Literatur  über  den  Vertrag  ist  eine  grosse:  vgl.  die  Zusammenstellung  unten 
IV  N.  32. 
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Anstandlos  passirte  das  neue  Uobereinkommen  den  durcb 
lie  zollpolitisclien  Fragen  völlig  in  Anspruch  genommenen  Reichs- 
{,*)•  Es  wurdi'^  uachdcm  inzwischen  die  Zustimmung  der  russi- 
und  der  üsterreichisch-ungarischen  Regiening  zu  der  damit 
bewirkten   Abänderung  des  Vertrages   von    1841  erklärt  worden 

rrar,  beiderseitig  ratificirt  uihI  iiü  deutschen  Reichsgesotzblatt  von 
1880  8,  100  puhlickt^). 


ilÄgsig 


■j  Die  konw  Debatte »    am   14.  Mai,  macht  durch  flie  süffisante  Nacli- 
keit,  mit  welcher  diskuttrt  wurde,  einen  nncrfreüliclien  Eindnick.    Solche 
icbauptuogen,  wie  dass  der  deutsciuj  Bund  dem  Vertrage  von  1841  beigetreten, 
und  dMS  das  dcntschc  R^ich  Recljts  nach  folger  de^  deutschen  Bandes  sei;  dass 
die  Amerikaner  den  Engländern  das  Durchsuch  ungerecht  nicht  xngestehn ;  daas 
80  **  östlicher  Länge  von  Green  wich  oicht  einmal  Bombay  erreiche  {!),  hütten 
lit  Aufwand  geringer  Ifühe  TC^rmieden  werden  können  and  sollen. 

*)  £a  bildet  demnach  deutsches  Reichsrecht  mit  der  Wirkung,   dass  die 

nyention,   welche  die  drei  Hanacetiidte  gemeinHara   unter  dem  9-  Juni  1837 

'mit  Frankreich  und  mit  Groasbritannien  zur  Unterdrückung  des  Negcrhandcis 

^gesclüossen  haben,  s.  u.  III  N»  62,  dm-ch  den  Reichsvertrag  endgiltig  aufgelmben 

Die  anderen  deutschen  Seestaateu  hatten  sich  in  der  Angelegenheit  nicht  Auf 

Vertragafoss  gesetzt.  —  Nicht  ohne  theoretisches  Interesse  ist  die  Frage,  ob 

;die   hanseatische  Conrention  etwa  bereits  vor  Abschlass  dos  Reichs  Vertrags  als 

tlöschen   zu   gelten  hatte?    Dieselbe   war   oämlicli  —  wie  auch  die  Vertrüge 

emarks  vom  26*  Juli  1834;  Sardiniens  vom  8.  Augußt  1834;  Toakiinas 

24.  November  1837;    Neapels  vom   14.   Februar   1838;    HaytTs  vom 

December  1839  —  lediglich  in  cler  Form  eines  Accessions  Vertrages  m  dem 

iwiscUen  England  und   Frankri'ich    über  denselben  Gegenstand  aufgerichteten 

(iüdnisse   von  1831  und  183*3,  welches  unten  zur  Sprache  kommen  wird,  ge- 

hlossen    worden,     Nan    war   aber   dieses   Bündni&s   1845   durch   ein  anderes 

eilt   worden.     Darauf  stützte   England   bei   der   Verhandlung    des    IHjOcr 

ebereinkommens  die  aulfuUige  Behauptung,   dass  auch  der  Accessions  vertrag 

r  Hansestädte  im  Jalire  1H45  eispirirt  sei.     Nichts  kann  ungegründeter  sein. 

er  hanseatische  Accessionsvertrag  war  wie  alle  anderen  auf  die  Formel  ge- 

illt:    »Tons  les  articles  (des  deux  Conventions  de  1831  et  1833)  seront  consea 

^te  condus   et  eignes  de  meme  r[tiß  la  pre&onte  Convention  directement 

tre  —  le  roi  des  Franfais  —  le  roi  de  ia  Gr.  Bretagne  et  les  Senats  dos 

lies    librea   —   (resp.    le  roi  de   Dänemark,   le  roi   de   iSardaignc   u»  s.   w.J, 

gründete   demnach    für   die    beitretenden   Theile  selbständige   obhgatoriscbe 

;hte  und  Pflichten  gegen  joden  der  beiden  Hauptcontrahentcn,  trug  demnach 

cht  den   Charakter   blosser  Adhäsion,   s.  o.  I  N.  59.     So   wohl  auch   die 

einung   von  GaR£IB  in  der  gleich  zu  erwähnenden  Schrift,  S,  8.    Auch  steht 

gland   mit  dieser  neuesten»   früher  von  ihm  keineswegs  vertretenen  Ansicht 

!äDtlich    allein.     Weder  wird  sie   von  Italien   getheilt,   dem  Rechtsnachfolger 

Sardiniens,  vgl.  die   Berliner  Conferen»:protokolle^  Protoc.  nr.  2  p.  7;   noch  von 

y^MikTciclii  dessen  Regierung  sich  wohl  bewusst  gewesen  ist^  den  Hansestädten 
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Von  der  Tagespresse  ward  der  diplomatische  Akt  der 
Reichsregierung  als  eine  Art  Anachronismus  mit  einiger  Ver- 
wunderung bemerkt ;  an  der  öflentUchen  Meinung  ging  er  spurlos 
vorüber.  In  der  neuesten  völkorrechthchen  Literatur  pflegt  er 
zwar  gebührende  Erwähnung  zu  finden.  Doch  hat  nur  ein  deut- 
scher Gelehrter ,  Gareis,  ihm  eine  ausfuhrlichere  Beachtung 
geschenkt.  Die  kleine  Gelegenheitssclmft .  die  er  unter  dem 
Titel:  7,Das  heutige  Völkerrecht  und  der  Menschenhandel '^j 
an  das  Uebcreinkommen  von  1879  geknüpft  hat,  ist  mit  wohl- 
thuender  Wärme  geschrieben,  und  bringt  interessante  Materialien ; 
indessen  zielt  sie  weniger  auf  eine  juiüstisclie  oder  historische 
Erörterung  des  jetzt  fiir  Deutscliland  geltend  gewordenen  in- 
t(;niationalen    Verhältnisses-^),    als    vielmehr   auf    die    Anregung 

gegenüber  auch  nach  dem  Jahre  1845  darch  den  Vertrag  von  1837  berechtigt 
gewesen  zu  sein,  s.  u.  IV  N.  55.  Ein  ganz  anderer  Zweifel  ist  aber  der,  ob 
nicht  die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes,  welcher  an  Stelle  der  Partikular- 
ilaggen  eine  deutsche  Handels- und  Kriegsmarine  treten  Hess,  die  hanseatische  Con- 
vention von  18in,  aber  auch  freilich  den  preussischen  Vertrag  vom  20.  Deceniber 
1841  wegen  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  habe  hinfällig  werden  lassen?  Diese  Frage 
war  m.  E.  allerdings  zu  bejahen.  Denn  seit  dem  Jahre  18G7  gab  es  preussische 
Kriegsschiffe  nicht  mehr;  ebensowenig  gab  es  seither  preusuische  und  hansea- 
tische Kanffahrer,  die  dem  Durchsuch ungsregirae  unterworfen,  mecklenburgische 
und  oldenburgische,  die  frei  von  ihm  gewesen  wären.  Freilich  aber  ist  dieser 
rigorosen  Auffassung  an  den  maassgebenden  Stellen  keine  Folge  gegeben  worden. 
Man  subintelligirtc  etwas  kühn  den  ehemaligen  Landesflaggen  den  Begriff 
des  Heimath shafens  und  liess  den  preus.^ischen  (und  hanseatischen)  als 
norddeutschen,  aber  bloss  Schiffe  mit  preussischen  (hanseatischen)  Heimathshäfen 
betreffenden  Vertrag  fortbestehen.  Eine  Aenderung  brachte  dann  der  Bundes- 
rathsbeschluss  vom  29.  Juni  18C8.  Er  gab  der  Präsidialregierung  die  Er- 
mächtigung, den  1841er  Vertrag  wenigstens  in  Bezug  auf  das  Durch- 
such ungs-  und  Au fb ringung s recht  auf  alle  (nord)deutschen  Schiffe  im 
Einverstandniss  mit  England  anwenden  zu  lassen,  und  die  nothwendigen  Voll- 
machten, 8.  u.  N.  40,  auszufertigen.  Zugleich  aber  stellte  er  anheim,  um  dem 
unklaren  und  zweifelhaften  Verhältniss  ein  Ende  zu  machen,  die  vollinhaltliche 
Ausdehnung  des  genannten  Vertrages  im  Einverstandniss  mit  den  betheiligten 
ürossmächten  auf  den  ganzen  norddeutschen  Bund  zu  erwirken.  Unser  Uebcr- 
einkommen von  1879  ist  die  endliche  Erledigung  dieses  Beschlusses.  Für  den 
Fall  seines  Zustandekommens  hatte  Oldenburg  bereits  durch  Erlass  eines 
strafrechtlichen  Nebengesetzes  wider  den  Handel  mit  Negersklaven  vom 
18.  Januar  1870  Sorge  getragen. 

*)  Leider  entbehren  die  Angaben,  welche  die  kleine  Schrift  über  das 
geltende  Recht  macht,  bisweilen  der  wünschenswerthcn  Correktheit.  Auffallend 
ist  namentlich  die  Aufstellung  eines  eigenen  „amerikanischen  Systems",  wonach 
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^ou  MaassregeLn  ab,  diireh  welche  niiiimolir  Anwerbung  und 
Tmmport  fixier  chinosiscU*-*r  iiiul  makyisclier  Arbeiter  nach 
^Amerika  und  Polynesi(>n  unter  BtraiVechtliehe  Oontrolen  und 
völkerrechtlichen  Schutz  gestellt  werden  könnte,  —  ein  mit  der 
Pnterdrückung  des  atrikanisehen  Negerliandels  nur  in  losem  Zu- 
lanimenhang  steheiules  Tlienia. 

Und  <!och  ist  das  Interesse,  dass  (he  Urkuiide  dem  Kenner 

regt,  ein  erhebliches;  weniger  freilich,  um  der  praktischen  Er- 
gebnisse Avillen,  die  davon  noch  zu  erwarten  waren;  weniger  auch 
regen    der    theoretischen    Bedeutung,    welche    dieselbe    für    sich 

Jein  genommen^  im  Systeme  des  modernen  internationalen  Hechts 

beanspruchen    hätte.      Aber    welclie   Fülle  von   Erinnerungen 

in'ipft  sicli  an  den  Vertrag  von  1H41  ,  den  berühmten  Quintupeb 

Vertrag,   von  dem  seiner  Zeit  die  Mtlentlic  lien  Bliitter  Jahre  lang 

voll  waren;  der  seiner  Zeit  eine  von  Hass  imd  Spott  diesseits  und 

E*nseits  des  Oeeans  begleitete  demütliigende  Niederlage  enghscher 

L^epoHtik  bedeutete;   und  der   hinterdrein  doch  den  Sieg  tlavon- 

[*tragen,  und  nunmehr  seinen  Urhebeni  zum  Kulnue,  unter  a)I- 
^*meinem  Beifall  seine  civihsatonsche  Mission,  wenn  auch  in 
idnci'em   Kreise  als  ihm  ursprünglicli  zugedacht  war,    aber  um 

HflUflelssdiüf«'  eines  8Uates  ausseht le.sslidi  durch  seine  eigenen  Kreuzer  auf 
cn  Stilavenhimdel  hin  untersucht  werden ;  defigleielieij  die  Behauptung,  dass  Nord- 
nerika  noch  gegenwärtig  auf  diuisem  Standjninkt  büharre,  S.S;  deutscher  Reichs- 
^,  »tenogr.  Berichte  1879  IJ  ll^L  Leider  hat  Gaukis  übersehe n*  daes  die  Ver- 
[iigUn  Staaten  ^chon  vor  Jahren,  im  Vertrage  vom  7.  April  1862,  Marxens. 
B.  G.  XVn,  2,  25f*,  dtfu  Engliinilern  das  gegenseiligt^  Durchsuchungfliecht 
Bgcstanden  haben;  es  bildet  dieser  Vertrag  mit  seinen  Novellen  das  gegen- 
feirtige  engli^ch-amerikanische  Conventional recht.  Und  dass  auch  die  Franzosen 
eikluaivea  Diirchsuchitngs recht  schon  fscit  Decenoien  nicht  mehr  handhaben^ 
lir  Vertrag  von  1845  längst  exspirirt  ist.  wird  unten  gezeigt  werden.  —  Ich 
jr&rde  von  dem  Irrthum  kein  Aufheben  machen,  wenn  ich  nicht  mit  Bedauern 
Ibe,  wie  derselbe  einen  verheerenden  Triumphxug  in  die  Lelirhücher  ?.u 
ehmen  droht;  vgh  v.  MARTKNS-llEnoftaiiM,  Völkerrecht!  831,  v.  Bulmerinoq, 
Völkerrecht  375.  Man  wolle  nicht  vergesstn,  dass  die  amerikanisch-franzosiache 
ctzerci  gegen  EngUiiid  von  1B41  bis  184.>  eine  Intriguo  war;  „ein  Flecken  in  der 
J^schicht^  beider  Länder"  (t.  Mohl  Geflchkhte  und  Literatur  I  ISO);  „eine  hoch- 
radige  Stirndreistigkeit "  (v.  Hülst,  VcrfasKungsgeschichte  der  V.  St.  1 427);  „ein 
sprech^n^bruch ,  den  (Frankreich)  als  df^n  beleidigendsten  Schimpf  empfunden 
würde»  wenn  (es)  ihn  von  England  erfahren  hutte"  (K.  HiLLEBRANn, 
Frankreichs  1  590)-  Solche  Erbärmlich tieit»  und  was  man  hinterher 
um  ihr  ein  Scheines  MÜntelchen  umÄuliaogcn,  zu  einem  eigenen  Hyatem 
flnein  System  drs  Kiclitsthnena!)  aufzubimsclicn  —  gdit  nicht  wohl  an. 
Arcluv  rar  Air^ntHfboF  Koiht  LI,  % 
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80  sicherer  und  nachhaltiger  erfiillt;  der  nach  vierzigjähriger  un- 
unterbrochener Ausfiihining  auch  für  uns  Deutsche  seine  Weihe 
mit  Namenszug  und  Siegel  unseres  Kaisers  erhalten,  ja,  der  die 
afrikanische  PoHtik  des  jungen  deutschen  Reichs  inaugurirt  hat, 
eine  PoUtik,  deren  erstes  grossartiges  Ergehniss  wir  in  der  Ber- 
liner Generalakte  von  1885  vor  Augen  haben. 

Der  Eeichsvei-trag  vom  20.  December  1841  ist  ein  seerecht- 
licher.    Man  stelle  sich  folgendes  vor: 

Auf  dem  Weltmeer,  das  wenn  auch  nicht  in  der  Geographie, 
so  doch  in  der  Politik  eine  rechtliche  Einlieit  bildet,  ist  ein 
grosses  Revier  abgegrenzt.  Dasselbe  wird  gebildet  durch  eine 
gedachte  Linie,  welche  zwischen  Afrika  und  Amerika  auf  32® 
N.  Br.,  also  etwa  vom  Cap  Mogador  aus ,  südHch  bei  Madera 
vorbei,  bis  zu  dem  Hafen  Savannah,  denselben  ausschliessend, 
läuft.  Von  hier  geht  die  Grenze  der  Küste  der  amerikanischen 
Continente  entlang  bis  45®  S.  Br.,  also  bis  weit  nach  Pata^o. 
nien  herunter.  Dann  läuft  sie  wieder  auf  der  atlantischen  See 
nach  Osten,  jenem  45®  S.  Br.  immer  entlang,  geht  etwa  150 
geographische  Meilen  dem  Cap  der  guten  Hoifnung  vorbei  und 
endet  dort,  wo  der  80.  Meridian  östlicher  Länge  von  Green- 
wich  den  45.  Breitengrad  durchschneidet.  Sie  wendet  sich  dann 
diesem  80.®  entlang  nach  Norden,  streift  die  Westseite  von 
Ceylon  und  stösst  zuletzt  zwischen  Pondicherry  und  Madras  auf 
die  östliche  Küste  von  Vorderindien.  Die  Nordgrenze  endlich 
bildet  der  Continent  von  Asien;  nächstdem  der  von  Ost-  und 
der  von  Westafrika  bis  zu  dem  Ausgangspunkt.  Geographisch 
gesprochen  umfasst  also  das  Revier  unseres  Vertrages  zwei 
Oceane,  einmal  nämhch  den  atlantischen  Ocean,  aber  nur  zwischen 
Afrika  und  Amerika,  und  das  mittelländische  Meer  bleibt  aus- 
geschlossen; und  dann  vor  Allem,  heutzutage  fast  allein  von 
Bedeutung,  die  westUche  Hälfte  des  indischen  Oceans,  nicht 
allein  die  Madagaskar  und  die  Ostküste  des  Conventionellen 
Kongogebiets  bespülende  See,  sondern  auch  das  heutzutage  uns 
so  nahe  gerückte  rothe  Meer. 

Innerhalb  dieses  grossen  Seebezirks  soll  nun  aber  Nachstehen- 
des als  Recht  gelten: 

Jedes  nicht  zur  Kriegsmarine  eines  der  Vertragsstaaten  ge- 
hörige Schift*®),  das  nicht  etwa  unter  Convoi  fiihrt^),  also  z.  B. 
•)  Vertr.  v.  20.  Dec.  1841  A.  2. 4  al.  2.  Annexe  B  nr.  8.    ')  A.  7.  Annexe  B  nr.  7. 


—  So- 
fies deutsche  Dampf-  oder  Segelscliifl*,  kann  auf  jedem  Punkte 
feiner  Palu"t  zu  jeder  Zeit  durcli  ein  Kriegsscliiff  eines  anderen 
Terti^agsstaats  zum  Beilegen  jsjezwungen  und  durch  den  Coninnin- 
anten  oder  einen  abgeordneten  Offizier  dessell>en  einer  Durch- 
suchimg ^)  unterworfen  werden,  sohald  es  verdächtig  ist,  im 
[ e g e r h ä n d e  1  begriffen  zu  s e i n .  Nur  von  Negern  ist  die 
ede,  nicht  von  Malayen  oder  Chinesen.  Und  nur  um  Neger- 
klaven  handelt  es  sich,  niclit  von  dem  Transport  freier  Arbeiter 
Jeicbviel  welcher  Uace,  den  der  Vertrag  iniplicite  in  allen  Fäl- 
pn  als  legal  erklärt*).  Unter  den  Regriflf  des  NegerhandelB 
Irerden  drei  verschiedene  TluitlieÄtände  suh^umirt:  einmal  *ler 
jewerbraässige  Betrieh  der  Negerfrachtfalirt  ^**) ;  sodann  das  Aus- 
erUstetseiu  zur  Uebernahrne  eines  Negertninsports  ^');  endlich 
[LS  tbatüächlicbe  \' orhiindensein  oder  Vorhandenge  wesensein  "-) 
|uies  Negereargos  auf  der  unterbrochenen  Fahrt  '^)-  Halt  nun 
ach  vorgenoDimener  Durchsicht  der  Papiere  und  etwaiger  Visi- 
rung  des  Schiffs  der  untersuchende  Marineoffizier  seinen  Ver- 
Jacht fiir  l)  i  n  r  e  i  c  h  e  n  d  h  e  g  r  li  n  d  e  t  ^  * ) ,  so  hat  er  das  Schiff 
lit  Papieren,  Equipage,  I^aduag  und  etwaigem  SklavenvoiTath 
llit  Besehliig  zu  belegen  '^)  und  —  nachdem  Protokolle  und  In- 
?ntarien  aufgenoinnit'n  sind  -  ohne  Verweilen,  sei  es  seihst, 
es   dui'ch  einen   darauf  comnmndirten   Offizier  ^^)   nach  einem 


•)  Visiter  (trt  fli^Arcb)  A,  2,  H,  i:^.     Droit  miituel   de  visite  (tlie  iiiuttial 
jlit  of  «arcii)  A.  a.  4,  5,     La  visite  <lu  uavire  syspecte  A,  7,     he  tlroit  ei- 
Cptionnel  de  vbiter  (tlie  riglit  by  yisit  by  excq>tiaji)  Annexe  B  nr  L 
•)  Arg.  A.  ^  nr,  2  und  in  fine,    Anneie  B  nr,  1  al  2. 
**)  A,  2:   Sc   livrcr   a   k   traite   des   n^grcs.     A.  7.  9  al  I.  Annexe  B 
.  L  2.  7. 

")  A.  2:  Avoir  «te  eqnii.e  a  eetfce  fm.  A.  7.  A,  ft  ab  L  A.  12.  13.  Annexe 
m.  T.  2.  7. 

")  Der  Le«er  wnlle   die    Sdien^üliebkcit,    auf   welche  hier  mit  gedeiatet 
pird,  rcretebn;  vgb  y.  Kaltenborn,  Seerecht  II,  82. 

*•)  A.  2 :  S'ötre  livr^  a  la  traite  pendaiit  la  traverKee  oü  il  aura  ^t€  ren- 
mirk    A.  9  i.  f.  12:  Etrc  cmploje  a  1a  traite.    Annexe  B  nr,  1.  2.  7. 

»<)  Ä.  2:  Pr^onnitioiia  fondecs.     Annexe  B  nr.  2:  Motifs  suffisaats  de 
ippo8c*r  etc. 

'*)  ArrM<-*r  (t»  det^in)  A.  2.  i».  9.  13  u.  s.  L    Le  droit  d'arrestatian  (right 
dctcmtioi»)  A.  6»  11.  14  Annejco  B  nr.  ß, 

^•j  Er  mnss  weiiijfst^^na  Lieutenant  zur  See,  oder  doch  der  dritte  Offizier 
Bord  des  Kreuzers  sein,  A*  6, 

8* 
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bestimmten  Hafen  des  Landes,  dessen  Flagge  es  führt,  zu  ver- 
bringen, oder  verbringen  zu  lassen,  nachdem  etwa  an  Bord  vor- 
handene Neger  in  Gemässheit  besonderer  Bestimmungen  *')  vor- 
her in  Freiheit  gesetzt  sind.  Deutsche  Schiffe  werden  nach  Cux- 
hafen*®),  oesterreichische  nach  Triest,  russische  nach  Kronstadt 
oder  Reval,  belgische  nach  Antwerpen  oder  Ostende,  britische 
nach  Bathurst  in  Seneganibien  oder  nach  dem  Cap  oder  nach 
Demerara  oder  nach  Port  Royal  aufgebracht  *^)  und  abge- 
liefert ^®).  Dann  wird  dem  genommenen  Fahrzeug  von  dem  zustän- 
digen Gerichte*^),  in  Deutscldand  also  von  dem  Gerichte  des 
Heimatshafens,  der  Prisenprozess  **)  gemacht,  welcher,  wie  man 
sieht,  abweichend  von  der  Regel  der  Prisenjurisdiktion  den  Ge- 
richtsstand durch  die  Nationahtät  des  genommenen  Guts  und 
nicht  des  nehmenden  Staats  bestimmt  sehi  lässt.  In  diesem  Prozess 
ist  die  Frage  rechtskräftig  zu  entscheiden,  ob  das  incriminirte 
Scliiff  im  Negerhandol  begriffen  gewesen  sei  oder  nicht.  Für 
solche  Entscheidung  wird  mm  aber  Legalbeweis  zugelassen. 
Nicht  etwa  bloss  das  Vorhandensein  von  Negersklaven,  nicht 
etwa  erst  die  durch  gesetzliche  Beweismittel  zu  erhärtende  ver- 
tragswidrige Destination  des  mit  Beschlag  belegten  Kauffahrers, 
sondern  schon  die  blosse  Thatsache  *^),  dass  in  der  Einrichtung, 
der  Ausrüstung,  überhaupt  an  Bord  gewisse  festbestimmte  unter 
10  Nummern**)  aufgefiihrte  Materialen,  Von'äthe,  Gegenstände 
sich  befinden  oder  auf  der  nämlichen  Fahrt  sich  befunden  haben, 
z.  B.  eine  imgewöhnliche  Anzahl    von   Wasserfässern,   von  Ess- 


**)  Annexe  B  nr.  5.  Recht  Mannschaften  oder  Sklaven  zu  versetzen, 
ibid.  nr.  4. 

")  So  bestimmt  jetzt  das  deutsche  Uebereinkommen  v.  29.  März  1879  A.  II. 

")  Annexe  B  nr.  5.    Belgischer  Acccssions vertrag  v.  24.  Februar  1848  A.  II. 

^)  A.  6.  8.    Annexe  B  nr.  6. 

")  A.  2.  9  letztes  alinea.  10. 

")  A.  9  „d^clar^  de  bonne  prise". 

'•)  Welche  durch  Augenschein  seitens  der  Behörden  des  Ankunftshafens 
zu  erheben  ist.  Auch  für  diese  BcAveiserhebung  werden  die  Ausdrücke  visite 
und  inspection  verwendet,  A.  8. 

**)  A.  9:  Das  s.  g.  Ausrüstungsgesetz,  der  Equipment  Article  des 
Vertrages.  Eine  Milderung  von  dessen  nr.  5  zu  Gunsten  des  Holzhandels  be- 
schloss  bereits  Annex  B  nr.  9  des  Vertrags ;  nächstdem  der  Conferenzbeschluss 
von  1845,  8.  0.  N.  2.  Eine  weitere  zu  Gunsten  der  Auswanderungsschiffc  das 
in  Veranlassung  der  belgischen  Accession  aufgenommene  Protokoll  vom  23.  Juni 
1849,  Martens,  N.  R.  G.  XIV  60.    Vgl.  hiezu  unten  III  N.  62. 
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eschirr,  von  Kochkesseln,  von  Lebensniitteln ,  vdu  vergitterten, 
^icht  massiven  Lukcnklappeu,  von  Matten,  voo  isugeriehteteD 
?laakcn  u.  s.  f,,  liefert  eine  präi^umtio  juris,  eine  *,pnma  facie 
pvidence*^  dafür,  thuis  das  Seliiff  ein  8klaveuscliiÖ'  sei.  Dem  Capi- 
ün  oder  der  Khederei  liegt  der  Beweis  ob,  dass  das  Schiff  eine 
&gale  Debtinatiou  gehabt  habe  und  jene  Objekte  unvertanu^lich 
Wird  der  Gegenbeweis  von  iliiien  in  scIJiissiger  Weise 
icht  gefillirt,  so  ist  das  Schiff  zu  condenmii*en ,  seine  ganze  La- 
dung zu  confiscireu -**).     Das  Scliiffsgefäss   nait  Inventarium  wird, 

^wenn   es   nicht  als  gute  Prise   für  die  Kriegsmarine  des  Xeliüie- 

ats  rekkunirt '^) ,    eventuell   von   seiner   eigenen    Regierung  zu 

lern  nämUchen  Zwecke,  dann  aber  gegen  eine,  dem  Nehmestaat 

'zufidJende  Taxe,  angenommen  wird'^^),  zerschlagen,  seine  Theile 
werden  au  den  Meistbietenden  verkauft;  der  Erlös  gebühi^t  dem 
Nehmestaat  ^^).  Gleichzeitig  aber  ist  gegen  Rheder,  Oapitain  und 
Mannschaft ,   sofei^   sie   als    bei   dem  rechtskräftig   festgestellten, 

IÄchuldliafteo  Fraclithandel  wissentlich  l>etheiligt   zu  gelten  haben, 
Kl  sogar   gegen   diejenigen,   die   ihn    durch  Hingabe    von  Capital 
bder    diu*ch    blosse    Assekuranz     wissentücli     begünstigt    haben, 
krafrechtlich   vorzugehen.     Und   zwai'  Imben  die  Yertragsniiichte 
ticb  im  A.   1  gegenseitig    verpiiichtct,   iiinerlmlb  iJjrer  strairecht- 
lieben  Zuständigkeit  überhanjit   den    Negerfrachthnndel  zur   See 
(constitutive)  Piraterie   zu  crimiuahsireu,    eine  Verpttichtiing, 
also  jetzt    auch    dem   deutschen    Reiche  obüegt,  von  (hesem 
Hn*   bis  heute   noch   nicht   riingchist   worden    ist  ^^).     Es  gelten 


■*J  A.  9  u  f.  Die  blusse  nircl  nackte  That^achts  doBü  jeno  Artikel  vor- 
iiJen  waren,  reclitfertigrt  BesclilagBahnte  oud  Äun>riiiguiTgjuiIen falls*  Selbst 
Falle  der  Freigabe  wird  solchenfalls  für  Si bilden .  Verluste,  Kosten  kmu 
Ersatz  gelmtft,  A.  11,  Ucbereiüstimniend  mit  allgiemeinori  pritteri red jt liehen 
GnindsützetJt  v.  Kaltenborn  SeerecJit  II   181. 

*)  A*  9  i.  f,  Sa  cargaison  de  marchandisc;  nicht  Postbeutel,  Passagier- 
at,  Privatpacotille. 

»')  A,  Pi.  10  al.  2. 

*•)  A,  12. 

•)  A.  12.  10  ah  2. 

'•)  Diiss  diegg  250  iir.  3.  234.  23y.  144  des  ??t.*G.4{-  völlig  unzureichend 
»nd*  wird  allgemein  zugestanden,  und  ist  im  Keiehstag  schon  gelegen  tlidi  der 
BtrafgesetznoFclle  von  1876,  Stenograiduschc  Beridite  1875/6  111  1(j2,  ^i^äter 
ricdcrholt,  bddagt  worden.  Als  Vorbild  emplidilt  sich  die  musterhatte  Regelung 
i*?r  Materie  durch  das  neue  niederländische  Strafgesetzbuch  vom  3.  März  1881 
•}\  LiszT,  Zviläibrilt  fUr  Strafrt>chtä Wissenschaft  L  Beilage)  A.  274—277. 


—     38     - 


zur  Zeit  seclis  sehr  divergieronck*  norddeutscln?  Landesstraf- 
gesetze: nämlich  die  prenssisrlie  Ausfülirun^sverordoung  zimi  Quin- 
tupelvcrtrage  vom  8.  Juli  1844;  sotlaun  drei  hiinsfutische  in  den 
Strafandrohungen  auseinandergehende ,  sonst  zieinhch  conforiue 
Gesetze  van  1837,,  auf  deren  (Irundluge  dann  aueh  eine  Meeklen- 
burg-Sehwerimsciie  Verordnung  vom  16,  März  1845  ergangen; 
endlich  das  nach  Enumatiun  des  deutschen  Stnifgesetzbuchs  er- 
lassene Gesetz  des  Grossherzogthums  Oklenburg  vom  18.  Jauuiu- 
1876^^).  Der  Rechtszustand  bedarf  nach  materieller  und  for- 
meller Seite  der  Neuordnung. 

Erwägt  man  nun  alle  diese  Bestimmongen  rein  abstrakt,  so 
wii'd  man  das  Uebereinkonimen  von  1879  und  mit  ibnt  den  gros- 
sen  Traktat  vom  20,  Decemher  1841  niclit  ganz  unbedenklich 
finden*  Man  stelle  sich  etwa  ein  deutsches,  von  Sansibai*  ver- 
segeltes Schiff  in  der  Hand  eines  jungen,  eifrigen  Offiziers  der 
Royal  Navy  von  hitzigem  Temperamente  vor!  Und  nun  dieses 
horrible  Beweisverfahren,  die  Verptlichtung  des  Riclitprs,  eine 
Tbatsache  fiir  walii*  zu  Iialten,  bis  ihm  das  Gegentheil  znr  Ge- 
wissheit erhoben  wird!  Das  ganz  freie  Ermessen  des  Captors, 
die  Präsumtionen  zu  Gunsten  rechtmassiger  Oaptur!  Man  sage 
nicht,   diiss  Sklavenlian(h4  notorisch  nur  in  ostafrikanischen  Ge- 

•*}  S.  0.  N.  4,  Auszugsweise  sind  diese  Gesetze  von  Gabeis  in  der  N,  5 
erwähnten  Schrift  abgedruckt.  Seine  a^rdtillige  Beliaujituiig  auf  S.  5i?,  aoch 
neuerdings  von  ihm  in  der  Flugst-hrift :  Der  SkkvL'uhaudel,  das  Vülkerreebt 
und  das  deotsche  Kecht  1885  S.  32  wioderliolt,  dnKs  diese  suaniitliehon  Gesetze 
mit  Ausnahme  des  0hl e tili nrgiüchen  ungiitig  seien ,  ist  schwerlich  gegründet. 
Die  Uebernu-hmc  von  Sklaventransporteii  zur  See  ist  keine  ^Materie'',  die 
^Gegenstand  des  Strafgesetzbuchs**  würe.  Landesgesetzgebung  ist  also  zu- 
ständig, Zweifelhaft^^r  ist  die  Fnigo^  ob  die  bisherigen  Partikulargesetze  wider 
den  Sklavenhandel  vollinhaltlich  weiter  gelten ?  Der  §  tl  des  Kinf'ühr-Ges. 
zum  St.-G.-B.  sagt,  das«  iiuf  andere  Stnifarttn  als  die  des  8t.-G.-lJ.  nicht 
mehr  erkannt  werden  darf:  also  nicht  auf  Spinnstube  (Hamburg),  Verlust 
des  Bürgerrechts  (Lübeck).  Verlust  des  Klaggeurechts  {Meklcnburg),  Aber  auf 
Zuchthaus  und  Gefangniss  darf  innerhalb  der  heutigen  Strafmaxima  (St.-G,-B. 
§g  14.  16)  das  verurtheilende  Erkcfintniss  nach  wie  vor  lauten.  —  Warum  der 
§  6  sich  bloss  auf  die  durch  §  2  ausdrücklich  aufrechterhaltenen  Landes- 
strafgesetze, HAlschneb,  Das  gem.  deutsche  Strfr.  I  105.  und  nicht  überhaupt 
auf  alle  beziehn  büUo»  ist  nicht  ahzuselin.  Soll  neben  ihm  §  5  noch  einen 
Sinn  behalten,  so  wijrd  das  hier  euthalt^jne  Verbot.  Zuchthausstrafe  anzu- 
drohen, sich  nur  auf  künftige  gesetzgeberische  Akte  m  beziülien  haben.  So 
die  Ansicht  der  Reichsregierung,  aucli  der  Mdirzahl  unserer  Kriminalisten  gegen 
Ueiüzk  und  Hälsohneb.    Vgl  H.  Meyke,  Strafrecht  4  Ä.  146. 
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f wässern  noi'h  Iretrieben  wird,  die  Sache  also  nicht  viel  auf  sich 

hat.     Schon  diu  blotsse  Mfi^dicljkeit,  dass  IViedlicIie  DampfcT  riiit- 

tca  auf  dem  Üct^iii  in  ihrer  i'ahrt  uatcrhrücheu  werden  köniieu, 

st  tincrwünseht.     Der  Vertrag  würde  bei  der  jetzt  zu  erwartcn- 

Ulen    Belebung  des   afrikanischen    Verkehrs '^^)    fiii'  uns   Deutsche 

perade/ai   beunruhigend   wirken^    warn  niclit  einige   Clauselii  des- 

i selben  doch  erhehhche  Garantieen  gegen  rauthwillige^  missbriiueb- 

l'liche  Störungen  des  Seehandels  bieten  würden.     Vor  Allem  nicht 

jedes    beliebige    auf   einer  Reise    oder    Ut^bung^falui    beündHche 

Kanonenboot  djuf  die  Festnalmie  verhängen,  sondern  nur  das  für 

fcden  Zweck  speciell   beorderte  und   euter   bestinnnten  Station  ^'\b 

auf  der   es  zu  kreuzen  bat,  also   z.  B.  der  osttifrikanischen,  der 

^  westindischen,  der  brasibaniscbcu  angewiesene  Kriegsschilf.     Auch 

rsoll    der   (Jommandant   eines   solchen  mindestens  den  Rang  eines 

IfCJapitains  oder  Lieutenants  zur  See  besitzen**).     Die  Segelorder, 

die  er  von  seiner  Regierung  ej'bält,  ist  vertragsmässig  durch  die 

.Signatarmächte   des   Traktates  festgestellt,    die  Ordre  ponr    gui- 

fder  les  croiaeurs  de  chtique  utition  bildet  eine  Beilage  ^lesselhen^'*), 

fDic   Zahl  der  ICreuzer,   die  jeder  Vertragsstaat  entsenden  darf, 

fifit  zwar  ganz  unbeschränkt***),   aber  der  Name  jedes  designirten 

Plvreuzers   wie  seines  Befehlshabers  muss  alli*n  anderen  Vertrags- 

leta^ten  mitgetheüt   wi-rdun»    und  sind  diese  nach  erhaltener  Mit- 

Ftheihnig  verptlichtet,  die  einzelneu  fremden  Kriegsschiffe  mit  spe- 

ieller,  zur  Durchsuchung  der  eigenen  HandelsschiÖe  autorisii'en- 

**)  Diesen  Gesichtspunkt  hat   ganz   neuerdings  die  aiianische  ßegierun^f 

Ibd  Geltfiidmacliung  ihres  anf  Revision  de»  Seeregimea  gegen  den  Negerhandcl 

Ngericbtetcn  WEnsches  geltend  gemacht  und  die  AbschalFung  des,selben,  wenigstens 

auf  dem    atlantischen  Ocean  und   fiir  den  AvesUfrikanisolien  Verkehr  aogeregt. 

Vgl,  ihre   aelir   beachtete   Erklärung   auf   der    Berliner   Coiifereiu    von    1885, 

Protoc.    nr»   8    Annexe    11;   auch    Aichives   diplüniatiquea    XIH    33.     Die   in 

(dieser   Richtung   von    ilir   mit   Etigknd  direkt  eip geleiteten  Unterhandlungen 

Maiifikation  des  britisch  -  spanlifdien    Staatsvertrags   vom  28.  Jutii  l^lib^ 

in  N*  (J7,  haben  bis  jetzt  ein  Kesaltat  nicht  erzielt.- —  UebrigeDs  hatte, 

[  fils  der  Abschlags  unseres  Vertragca  im  deutschen  Bondearathe  mr  Verhaudlting 

[stand,  Oldenburg  den    —  allerdingsj  abgelehnten   —    Aatrag  ge-ätellt.   dem 

ldeut»chetj  Keiche  das  Küidigungsrecbt  zu  wahreu^  Protokolle  des  Buudesraths, 

^iiefision  1878/9.  IX.  SitÄUUg  §  lri3. 

»*)  A.  3  al.  l:  les  Station»  oü  les  dita  biitifuenta  feront  leur  croi«iere. 
**)  A.  2  al.  2.    Annexe  B  nr.  1 

**)  NäiuUch  Annexe  A  llroo  Forniuk.  Vgl.Ä.  2  al.  1:  ordre«  öpeciau.x:  Ä.  18. 
»*)  Ä.  3  al.  1. 
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den  Vollmacbt  auszustatten^'),  welche  bei  Abberufung  wieder 
zurückgegeben  wird.  Auch  diese  Vollmacht  ist  im  Wortlaute 
vertragsmässig  festgestellt^®)  worden.  Der  zui*  Untersuchung 
schreitende  Officier  hat  eine  solche  bei  sich  zu  fiilu-en*').  Noch 
heutigen  Tages  also  erhält  jedes  englische,  mit  der  Abfangung 
von  Sklavenschiffen  betraute  Kriegsschiff  ein  von  dem  Kanzler 
des  deutschen  Reichs  oder  seinem  Vertreter  gezeichnetes  ^Man- 
dat", durch  welches  sein  Befehlshaber  ermächtigt  wird,  auch 
deutschen  Fahrzeugen  gegenüber  nach  Massgabe  des  Vertrags 
zu  verfahren  *^).  Selbst  die  Instruktionen,  nach  welchen  der  vor- 
schriftmässig  beorderte  und  bevollmächtigte  Marineofficier  bei 
Durchsuchung,  Festnahme  und  Aufbringung  eines  verdächtigen 
Bootes  vorzugehen  hat,  werden  nicht  einseitig  von  der  Regie- 
rung, in  deren  Diensten  er  steht,  ertheilt,  sondern  sind  —  mit 
dem  Vorbehalt  gemeinsamer  Abänderung  —  vertragsmässig  bis 
ins  Speciellste  festgestellt**).  Ausdrücklich  ist  er  angewiesen, 
die  ihm  anvertraute  Amtsgewalt  auf  die  mildeste  Weise  und  mit 
aller  schuldigen  Rücksicht  zu  üben  *-).  Ein  genau  normirtes  Re- 
klame- und  Regressverfahren  stellt  Kapitain,  Rhederei  und  La- 
dungsinterressenten  gegen  jede  vertragswidrige,  insbesondere  ohne 
hinreichende  Verdachtsgründe  vorgenommene  Durchsuchung  und 
Aufbringung,  gegen  jede  Eigenmacht  und  Gewaltthätigkeit  sicher. 


•»)  A.  3  al.  2;  A.  4. 

*®)  A.  2  al.  1.  A.  18:  Mandat  d'autorisatioD.  Das  Formular  bildet  als 
„Annexe  A  I«"  formule"  eine  Beüage  des  Vertrages. 

■®)  A.  2.  al.  2.    Auch  Annexe  B  nr.  1. 

**)  Nach  gütiger  mir  gewordener  Mittheilung  werden  im  auswärtigen 
Amt  des  deutschen  Reichs  solche  Vollmachten  —  das  Formular  in  seiner 
gegenwärtigen  Fassung  enthält  die  Drucksache  Nr.  117  des  deutschen  Bundes- 
raths,  Session  1878/9  —  häufig  ausgefertigt,  zurückkommende  cassirt.  Zu 
Anfang  des  Jahres  1884  waren  von  den  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels 
auf  See  bestimmten  Schiffen  und  Fahrzeugen  der  englischen  Fast  India 
Station  eine  gedeckte  Corvette  als  Flaggschiff  und  drei  grosse  Kanonenboote 
im  rothen  Meere;  eine  kleine  Corvette  in  Bombay;  ein  grosses  Kanonenboot 
in  Calcutta;  ein  Baddampfer  im  persischen  Golf;  eine  Corvette  in  Madagaskar; 
zwei  kleine  Corvetten  in  Sansibar  stationirt;  also  vermuthlich  unsrerseits  be- 
vollmächtigt. 

**)  A.  5  al.  1.  A.  18.    Sie  bilden  als  Annexe  B  eine  Beilage  des  Vertrages. 

**)  Annexe  A  Formule  II:  —  ayant  soin  d'exercer  Tautorit^  dont  vous 
Stes  investi  de  la  mani^re  la  plus  douce,  et  avec  tous  les  egards  que  se  doivent 
des  nations  alliöes  et  amies.  ~ 
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Tür  jedes  pnsengerit'htlic!i  freigesprocliene  Schiff  ist  von  der  Re- 

^erung    des    aufbriiigeiukui    Krouzers   Eiitscliarligiuig   zu    leisten 

nd   haften   der   Führer   des   Krouzorst'liiffjäj  der   visitireiidej    der 

illiringende    Officier,    rani^  nun  der    Kuuflldirer  prisengerichtlieh 

Bigesprochen,   oder  schon  vorher  losgelassen  worden  sein,  civil- 

echtlich  fiii*  jede  unter  ihrer  Auktnritiit  vorgefallene^  erweishare 

'erschuldung  ^^j.     Die  Verletzten   können  das    volle  Interesse 

liquidiren**).     Die  AuszahUmg  der  festgestellten  Entschiidigungen 

at  binnen  hestimniter  Frist  der  Nehmestaat  zu  leisten  ^^).  — 

Diis  nun  ist  der  Inhalt  des  St/iatsvertrags,  unter  dessen  HeiT- 
chaft  dixs  deutsche  Reich  seit  1880  getreten  ist.  Man  möchte 
ielleicht  fragen,  was  die  merkwürdige  Abmachung  heutzutage 
fttlich  zu  bedeuten  hat,  was  sie  insbesondere  für  uns  Deutsche 
Jen  will?  Denn  ilass  deutsche  Schiffskapitane  unter  die  arabi- 
chew  Sklavenhändler  gehen  sollten,  ist  doch  nicht  gerade  anzu- 
nehmen, wie  ja  auch  bis  jetzt  der  1841er  Vertrag  gegen  deutsche 
idufle  wohl  noch  niemals  in  Aktion  gesetzt  worden  ist*^).  Aber 
rer  möchte  die  Massregel  darum,  zumal  bei  der  in  Aussiebt  ge- 
kommonen  Kolonisii'ung  Aüikas,  die  oflenbai'  an  die  vorfindbeben 
Sklaverei^ustände  sehr  schonend  und  sehr  alhnälilicb  Hand  an- 
legen haben  wird^  für  gcgenstandhis  halten?  Schon  die  blosse 
Sabotage  könnte  ohne  solche  Vorsorge  bald  recht  verfönglich 
rerden!  Indessen  wichtiger  ist  die  Frage^  ob  Deutschland  mit 
iem  U(*hereinkonnnen  vom  29,  März  1879  positive  Leistungen 
abgesehen  von  gesetzgeberischen  oder  jiüisdiktionellen  Ver- 
bindlichkeiten —  übernonimen  liatV  OfTenhar  ist  das  nicht  der 
?all.  Denn  fbe  Berechtigungen,  die  der  Quintupelvertrag  ge- 
riQirt,  gind  reiji  fakultativ.  »Tede  Signataxmacht  kann  von  der 
Jefugniss,  Ki^eiizer  l»ehufs  vertragsmiissigen  Einschreitens  gegen 
len  Negerbandel  auszurüsten,  Gebrauch  macheu  oder  nicht*    Die 


^»)  A.  13  ab  1.  Ä,  14  al.  L 

**)  ,,DommageÄ  et  interets"  ibid. 
**)  A.  13  al.  2,  eventuell  also  ak  Bürge, 

**)  Im  deutaclien  Ileiclista;^  diircb  den  Commissar  des  Bmidesraths  M 
[Ferhaii^uiig  de«  Ucbereinkomiiieiis  von  1870  versicliert»  Stenogr.  l^erichte  1871» 
II  117S*,  Eines  Hamburger,  also  unter  den  liansea tischen  Vertrag  von  18:^7 
iletiden  Priaenprozesses  wider  die  Hamburger  Bark  Louise  gedenkt  v.  Kal- 
lENBOBK»  ^eerecht  11  352.  501*  Ei"  endete  mit  der  Frei^preelmijg  des 
lisirt^n  Scliiffs  ^ß.  September  1841).  0.  Bero^  Nordamerikas  SteMung  mm 
nptnpeltractat  (1842)  p.  IX. 
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deutsche  Regierung  hat  bis  auf  den  heutigen  Tag*  ^Vollmachten  zur 
Ahfiingung  von  Sklavenschiffen  sich  nicht  ertheilen  lassen.  Wir  haben 
bis  jetzt  weder  eine  ostafrikanische  noch  eine  westafrikanische 
Station*^)  gehabt.  Aber  wir  können  uns  trösten,  wu'  stehn 
damit  nicht  allein.  Auch  die  anderen  Vertragsstaaten  gestatten 
sich  solchen  miUtärischen  und  finanziellen  Luxus  nicht  *^),  —  mit 
einziger  Ausnahme  von  Grossbritannien.  England  allein  ist  es, 
welches  seit  Jalirzehnten  der  bcschwerhchen  und  höchst  kost- 
spieligen Aufgabe  sich  unterzieht.  Das  enghsche  Volk  erblickt 
in  der  Uebernahme  dieses  der  Humanität  zu  leistenden  Dienstes 
eine  seiner  theuersten  pohtischen  Traditionen.  Enghsche  Corvetten 
und  Kanonenboote  sind  es,  die  noch  gegenwäi'tig  dem  afrikanischen 
Menschenschacher  vom  Meere  aus  nachdrückhch  zu  Leibe  gehen, 
wie  die  Vertilgung  desselben  im  Binnenlande  —  auch  trotz  des 
traurigen  GoRDON'schen  Zwischensi)ieles  —  der  Leitstern  eng- 
lischer Politik  in  Afrika  bleiben  wird.  Mit  gutem  Grunde  durfte  der 
enghsche  Bevollmächtigte  bei  der  Berhner  Conferenz  von  1885, 
in  dem  Schlussbericht  an  seinen  Minister  ^^)  sich  auf  die  nunmehr 
von  allen  Regierungen  anerkannte  Thatsache  berufen,  dass  „Eng- 
land by  her  successful  efforts  to  stop  the  export  of  slaves  beyond 
the  seas,  has  beeii  the  chief  benefactress  of  the  natives."  Der 
Zahl  enghscher  Blau-  und  Weissbücher,  w^elche  Jalu-aus  JaJirein 
über  die  mihtärischen  Operationen,  die  diplomatischen  Erfolge 
und  Misserfolge  im  Kampfe  gegen  den  widerlichen  Unfug  berichten, 
ist  Legion;  die  Rubrik:  Slave-trade  bildet  eine  stehende  Serie  in 
den  parlamentarischen  Pubhcationen,  und  keine  Session  in  West- 
minster  vergeht,  wo  nicht  über  das  in  die  verschiedensten  Materien 
des  internationalen  und  mimicipalen  Rechts  hineinreichende 
Anliegen    eifrig    verhandelt   wüi'de^^).     Wer   über    einen   inter- 

*')  Nach  gütiger  mir  gewordener  Mittheilung. 

")  Doch  sind  zur  Zeit  afrikanische  Geschwader  formirt  und  lässt  der 
Admiralitatserlass  vom  30.  September  1885  nunmehr  den  bisherigen  Flottenstatio- 
nen (ostasiatischo.  australische,  westanierikanische,  ostanierikanische  und  Mittel- 
meerstation) eine  ost-  und  eine  westafrikanische  hinzutreten. 

*•)  Belgien  hat  zur  Zeit  keine  Kriegsmarine. 

»0)  P.  P.  Africa  nr.  2  (1885)  p.  3. 

**)  Als  die  letzten  bedeutendsten  Vorgänge  mögen  erwähnt  werden  die 
Üiscussion  über  die  Aufnahme  flüchtiger  Sklaven  auf  Kriegsschiffe,  vgl.  das 
interessante  Blaubuch  der  Boyal  commission  of  fugitive  slaves,  C  1576  I  (1876); 
sowie  die  beiden  Slave  trade  (East  Africa  courts)  Acts  1873  und  1879. 


'—     43     — 


nationalen  Vertrag  zur  Untordrückorig  afrikanisclien  Sklavenexports 
lu  bericliteii  hat,  clor   hat  zugleich  ein   rulunvolles  Bild  aus   der 
liiodempn  Gesehiehte  der  j^xjssen  civOisntorischeu  Weltmacht  auf- 
:iiroUen,   —   an  der   man   heutzutiige    iVeilieh   zuweilen   ganz  iiTe 
rerden  raöchte.     Und  einen   schwadien  Ahglanz  lüsst   die   einst- 
üals  meerherrseheiide  Position  des  stolzen  Landes  aueli  auf  nnser 
Jebereinkommen   von  1879    fallen.     Praktisch    bedeutet  dasselbe 
Zeit  nicht  mehr  nwd   nicht  weniger  als:  Im  Namen  und  aus 
Lufltrag  der   europäischen  Seemächte,    in   deren   Reihe  Deutsch- 
wid    getreten,  übt  Grossbritannien  die  PoUzei  über    einen  Theil 
es  freien  Meerei«  zu  dem  Zwecke  aus,  einen   bestimmten  Zweig 
les  internationjden  Handels  davon  ausxuschliessen.    Und  zwar  ist 
üeser  verpönte  Handelsverkehr   derjenige,   in  weldieni   leliendige 
Menseheuleiber  in  der  rechtlielien  Eigenschaft   der  Waare    einen 
l'ransportmiikel  bilden.    Noch  immer  gilt  den  modernen  Nationen 
rie  dem  Zeitalter  Homef^'s  das  Äfeer  als  die  gi'osse  völkerverbin- 
iende  Heerstrasse.    Diese  Strasse  soll  aber  rein  gehalten  werden 
ron  dem    schmutzigsten  Auswuchs,    den    der  Welthandel   hervor- 
gebracht hat,  von  dum  Hamid  mit  Menschen. 

Wohl  gcuH^rkt,  nur  von  dem  Sklfiventransport  über  See  ist 

.die  Rede.     Die  Sklaverei  selbst,  dit*  ja  logisch,  wie  bereits  oben 

bemerkt  wurde,  die  Voraussetzung  der  Verfrachtung  von   Sklaven 

bildet,  wird  zunächst  und  uiimittdhar  nidit  getrotleu.    Wie  könnte 

IÄUch  über  innere  Einrichtungen  ziddreicher  auf  der  allerverschie- 
Hensten  (\dturHtufesteben(k'r  Läinler  ihirdi  A'erstiindignng  einzdma' 
feegierungen  unter  sich  volkerrechtlich  disponii*t  werden !   Mensch- 
Hiebe  Gnnidrechte,  die  unter  dem  Schutze  des  Vi^ilkerrechts  ständen, 
giebt  es  nicht.    Selbst  das  naturrechtliclie  YölkeiTecht  lehrte  einst- 
mals, wenn  auch  nicht  ohne  zögernde  Bedenken,  dass  die  Sklaverei, 
^Bm*enig8tens  sofern  sie  auf  freiwilhger  Ergebung  beruhe,   rechtlich 
^" nicht    unzulässig  sei.     Ja   selbst    heute  können  wir    immer    nocli 
nicht  sagen,  dtuss  innerhall»   der   eivilisiiieii  Welt  das   Rechtsver- 
liältuiss  der  Sklaverei  völlig  obsolet  geworden  sei**).    Aber  aller- 
ings  ijidirekt  niusste  mit  di^r  Austilfj(ung  des  afrikanischen  Sklavcn- 
stports   aus  dein  Kreise   der   erlaubten   Handelszweige   aucli   die 

••)  Cinigö  Angaben,  die  indessen  in  Bczieliung  auf  södameriltanisdie  und 
rc«tindische  Verhidtnisrso  der  Ergänzung  bedürften,  giebt  neaerdinp  Gareis 
der  n.  31    citirten  Flngschrift  S.   15.     Die   wichtigsten   Äbolitionsgesetze 
stea  Datams  bringt  passini  das  Annuairü  de  legislattou  iStrangere. 


^di 
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Institution  der  Sklaverei  selbst  tödtlich  getroffen  werden.  Sobald 
es  nur  gelang,  die  civilisirten  Nationen  zu  einem  Kampfe  gegen 
den  Negerhandel  thatsächlich  und  ernsthaft  zu  vereinigen,  war 
auch  die  Negersklavcrei ,  trotz  aller  Beschönigung  und  Recht- 
fertigung, im  Urtheil  der  Rlitwelt  gerichtet.  Auf  dem  Meere  einen 
Krieg  auf  Tod  und  Leben  gegen  sie  zu  führen,  im  Landesinneni 
sie  zuzulassen  und  zu  schützen :  das  war  eine  Lüge,  die  kein  Volk 
auf  die  Dauer  ertragen  konnte,  eine  Lüge,  an  welcher  die  nord- 
amerikanische Union  fast  zu  Grunde  gegangen  wäre.  Das  grosse 
Prinzip  der  Abohtion  mit  den  Mitteln  des  Völkerrechts  zu  glor- 
reichem Siege  gebracht,  seine  dereinstige  universelle  Durchführung 
vorbereitet;  das  uralte  von  den  hellenischen  Sophisten  und  nach 
ilmen  von  Aristoteles  aufgeworfene,  durch  das  erlösende  Wort 
unseres  Heilandes  in  Wahrheit  gelöste  Problem  in  thatkräftigen 
Angriff  genommen  zu  haben  —  das  ist  die  geschichtliche  Be- 
deutung der  zahlreichen  Staatenconventionen  wider  den  Neger- 
handel zur  See.  In  ihrer  Mitte  steht  der  Vertrag  der  Gross- 
mächte vom  20.  December  1841,  dessen  Werk  jetzt  durch  den 
Weltvertrag  von  1885  fortgefiilirt  wird.  Alle  diese  Verträge  aber 
—  mit  einer  einzigen  wenig  besagenden  Ausnahme*^)  —  sind 
britische  Staatsverträge  gewesen. 

m. 

Die  grosse,  nunmehr  bereits  vier  Jahrhunderte  andauernde 
Völkerwanderung  der  Neuzeit,  der  wii*  die  kolonisatorische  Be- 
siedelung  Amerikas  zu  verdanken  haben,  ist  nicht  allein  ein  euro- 
päischer Prozess  gewesen:  vielmehr  war  zu  einem  erheblichen 
Theil  die  afrikanische  Race  dai*an  betheiUgt.  Von  den  etwas 
über  100  MiUionen,  auf  welche  die  Bewohnerzahl  des  amerikani- 
schen Welttheils  heute  zu  veransclilagen  ist,  sind  —  abgesehen 
von  den  Mischracen  der  Mulatten,  Mestizen  und  Zambos  —  aUein 
gegen  11  Millionen  Schwarze  zu  rechnen;  erheblich  melir  als 
amerikanische  Urbewohner!  Die  Neger,  also  nach  der  vulgären 
Bezeichnimg  die  den  afrikanischen  Continent  südlich  von  der  Saliara 
bis  zu  den  Gebieten  der  Hottentotten  einnehmenden  Völkerstämme, 


*•'')  Nämlich  iu  dem  schwedisch-französischen  Vertrage  vom  21.  Mai  1836, 
8.  u.  III  N.  66 y  ist  England  nicht  Mitcontrahent  gewesen;  weil  Schweden 
bereits  seit  1824  mit  letzterer  Macht  auf  Vertragsfuss  stand. 
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dehnen  sich  vor  der  indianischen  Rasse,  der  sie  an  geistiger 

^egabuug  nicht  gleichkoiiiiiion ,   diircli  ein   doppeltes  aus:   einmal 

ailich  ilnrch  ihre  physisclie  Kraft,  sowie  ihre  Fälligkeit ^   unter 

rnpischem  Himmel  die  schwersten  körperlichen  Arbeiten  zu  ver- 

riditcn;    sodann   aber    durcli  ilire   Fälligkeit  und   ilire   Neigung, 

irenide  Gesittungsfonneii   und  GesiÜuiigsschütze   sich  anzueigiii-ii. 

Jt'ide  Momente  hahen  jene  grossariige  Verpflanzung  von  AlVikaiiern 

Äch  dem  tropischen  und  subtropischen  Amerika  veranlasst,  welclie 

ait    Einführung   des  Plantagenbaus    sich    zu   emeni  wesentlichen 

^tEick  des  europäischen  Koloniälsystenis  entwickelte.    Die  zwjings- 

(reise  Verptianzung  der  schwarzen  Eace  in  den   neuen  Contineut 

%i  mm  aber  von  Anfang  bis  zu  Ende  die  denkbar  raheste  Form 

einigen.     Ausschliesslich  als  Objekt  den  Handelsruistausrhes  sind 

nierika  die  fehlemlen  Arbeitsknit'te  zugefidni.  worden.    Mit  seinen 

^enen  Kindern  gab  der  dunkle  Welttheil  die    trauiige  Rimesse 

ah   für   den   Import    voji    europäischem   Tand,    FenerwaffeUj    Be- 

rauschungsmitteln.     Die   Portugiesen   sind    es,    die  den    über- 

tischen   Negertransport  in  Aufnahme  gebracLt   haben.     Diesen 

»Igten    ihre    grossen  Concurrenten,  die   Niederländer.     Dann 

raten  die  Franzosen  in  den  Handelsverkehr  ein;  nndistdem  die 

►  änen;    wogegen    der    spanische    Sklavenhandel    vorwiegend 

?as8ivhandel  geblieben  ist  ^)  und  die  Schweden,  wie  die  Bran- 

lenburger  es  bei  blossen  Versucben,  an  dem  gewinnbringenden 

eschäft  AntheO  zu  nehmen,  bewenden  Hessen.    Alle  aber  wurden 

ie  seit  dem  Utrechter  Frieden  von  den  Engländern  iiberiiiigelt, 

len   grossen  Lieferanten    für    die    eigenen,   Assientisten    für  die 

H^anischen  Kolonialhlnder.  Durch  die  Regiennigen  auf  das  eifrigste, 

mächst  in  der  Form  des  Monopolhaiulels  gepflegt  und  protegirt, 

rurde  der  Sklavenliandel  mit  dem  Kolonialhandel  eng  verflochten 

und  erreichte  seinen  Höhepunkt   m  den   letzten  Jahreri  vor  dem 

merikanischen  Unabhängigkeitskriege, 

Wahrend   dieser  Jahrhunderte  ist  der  Zweifel,   ob   es  denn 

ach  mit  der  Gerechtigkeit  vereinbar,  und  ob  es  sittlich  zulässig 

pei,  im  Wege    des  Kaufs  sich  in   das   Eigentbum    eines   von   der 

Scholle  gelösten  Menschen  zu  setzen  und  darüber  wie  über  andere 

bewegliche  Sachen  frei  za  verfügen,  niemals  ganz  verstummt  ge- 

tQ.     Von  iler  Literatur  der  Aul  klär nugsepo che,  der  theologi- 

*)  RosciiEB,  Koloia'een   uiul    Kf>loiiia!poUiik   TU  A,  (ISHFi)  p.   1;19;    vgi 
IN,  Geschichte  des  euroii&ischeTi  StatttenRj'stems  I  (4,  Aas^O  9Ü. 
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sehen  wie  der  philosophischen,  der  juristischen  wie  der  ökonomi- 
schen und  poUtischen,  insbesondere  aber  von  der  schönen  Lit<?ratur 
aufgenommen,  bereitete  er  jene  Bewegung  der  Geister  vor,  w-elche 
in  den  beiden  Reichen  der  englischen  Gesittung,  in  Grossbritan- 
nien wie  schliesslich  auch  in  den  Vereinigten  Staaten,  die  abo- 
Utidnistische  Idee  zur  Reife  gebracht  hat*).  Diese  Bewegung  ist 
von  Hause  aus  eine  religiöse  gewesen:  die  wirthschaftlichen 
und  naturrechtlichen  Argumente  traten  erst  in  die  zweite  Reihe. 
Es  ist  charakteristisch,  dass  wie  einstmals  eine  kirchliche  An- 
schauung den  Anstoss  zum  Negerhandel  und  seine  Rechtfertigung 
gegeben  hatte,  nämhch  der  ethnologische  Irrthum,  dass  die  Neger 
Mauren  seien,  demnach  als  Ungläubige  und  Feinde  der  Christen- 
heit christlicher  Kriegsknechtschaft  unterworfen:  so  jetzt  die  be- 
reits von  den  Quäkern  gestellte  Frage :  Am  I  not  a  man  and  a 
hrother?  zur  Gewissensfrage  des  engUschen  Protestantismus  wurde. 
Vor  hundert  Jahren,  1784  war  es,  dass  der  englische  Prediger 
James  Ramsay,  ein  Augenzeuge,  seinen  „Bericht  über  die  Be- 
handlung der  afrikanischen  Sklaven  in  den  britischen  Zucker- 
plantagen" veröflentlichte.  Auf  das  tiefste  wurde  das  ohnehin 
rührselig  gestimmte,  durch  einige  sentationelle  Rechtsfalle  -')  und  die 
daran  sich  knüpfende  Pamphletliteratur  aufgeregte  Publikum  ergriffen. 
Im  Jahre  1785  stellte  daim  die  Universität  Cambridge  die  von 
ihrem  Vicekanzler,  dem  Dr.  Peckard  formulirte  Preisfrage :  Anne 
liceai  invitos  in  se)'vitutcm  dare?  Ihr  Bearbeiter,  der  junge 
Thomas  Clarkson,  wurde  der  Mittelpunkt  der  im  Juni  1787  zu 
London  constituirten  Gesellschaft  zur  Abschaffung  des 
Sklavenhandels,  die  mit  beispiellosem  Erfolge  unter  unsäg- 
lichen Schwierigkeiten,  durch  Presse,  Vereine  und  Petitionen  eine 
grossartige  Agitation  in  Scene  setzte,  auch  sofort  durch  WmLiAM 
WiLBERFORCE,  den  Freund  Williaäi  pitt's,  festen  Fuss  im  Par- 
lamente gewann,  zugleich  aber  mit  sicherem  praktischen  Takt  ihre 
Bestrebungen  einzugrenzen,  der  abstrakten  Freiheitsfrage  ein  be- 
schränktes  aber  handgi-eifliches   und   en*eichbai-es   Ziel   zu  geben 


*)  Die  Geschichte  der  englischen  Abolition  hat  der  geistige  Vater  der- 
selben, Thomas  Clabkson  in  dem  sehr  umständlich  geschriebenen  Buche  »The 
history  of  the  rise,  progress  and  accomplishment  of  the  abolition  of  the  african 
slave-trade  by  the  british  parliamenf,  I.  II.  1808  authentisch  dargelegt. 

**)  Von  ihnen  ist  der  Fall  dos  Negers  James  Somerset,  1769—1772  zu 
einem  weltberühmten  leading  case  geworden. 
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Iwnsste.    Denn  das   stand  den   Sklavenfi*euudrii   von  vorneherein 

[fot,  dass  das  Verdikt^  welches  den  sclimäblicheny  von  dem  Ah- 

iBcbÄnm  der  Menscliheit  Ijetriehenen»  mir  unter  ^^iinsuraen  Mn nipnla- 

Jtoiuiü  (lurchftihrbai*en  Sklavenhandel  träte,  auch  auf  die  Sklaverei 

uckfallen  müsse;  dass  es  indessen,  vde  nun  einmal   die  Dinare 

Ihgun,  fiir  Engknd  eine  absolute  Unmöglichkeit  war,  ohne  Weiteres 

■mit  der  Enumcipatioii  seiner  Ne*i;or  in  den  Antillen    vorzugehen. 

flhs  wäre  ja  geradezu  eine  unsinnige  Prämie  für  die  nicht  britischen 

Kolonien  gewesen*     Es  könne  sich  nm*  dtuiim  handeln,  so  argii- 

nentirte  man,  an  einem  bestimmten,  möglichst  nahe  zu  rücken flen 

ffTmine    die    weitere    Zufuhr    unfreier  Arbeiter    aus    Afi'ika    zu 

kchli essen,  —  eine  Massregel,  die  schon  die  Rücksicht   auf  die 

Sicherheit  der  weissen  Kolonisten  demnächst  erheischen  würde.  Wäre 

ffiur  erst  einmal  jener  Import  abgeschnitten,  dann  bbe*be  eben  nichts 

übrig,  als  den  Bedarf  an  ft-ischeu  ArheilHkraftcu  aus  tlem  vorhau- 

jenen  Bestnndej  d,  h*  durch  Aufzucht  zu  decken.  Bas  würde  aber 

feine  solche  Aufbesserung  in  dem    Loose   der    lliglücldichen,   zu- 

in  der  Behandlung  ihrer  Weiber  nud  Kinder  nach  sicli  ziehn, 

i  dann  schliesslich  die  Eumncipation  wie  eine  reife  Fnicht  vom 

aurae  fallen   mfisste.     Und  der  vorhandene  Bestand    sei  bereits 

hinreichend,   um  jenen  Ersatz   fiir   alle  Folge    sicherzustellen,  — 

etzteres  ein  problematischer  Punkt  in  der  logischen  Kette^  aber 

i  Gesichtsi:iunkt,  der  um  die  näiuliche  Zeit  auch  in  Nordamerika 

Ht^nd  gemacht  wurde,   der  den  dort   nach   kurzem  Aufschwung 

j^ermattenden   und   entnnithigten  Abolitionisteu    die  Entscheidung, 

fie  zu  Philadelphia   über  die   Buudesverfiissung   tiel,   nicht   ganz 

ncrträglich  erscheinen  Hess'*).     Diese   Entscheidung  lautete  frei- 

Bcli  zunächst  und  unmittelbar  zu    (Tuosten    der    Südstaaten    nud 

Pd<?s  Sklaveidialterinteresses.    Doch  hatte  die  C.  of  the  U,  St.   im 

A,  1  S,  9  wenigstens   dem  Congresse   die  Befugnis s  verliehn, 

ach  zwanzig  Jahren,  tdso  mit  dem  1.  Januai*  1808,  den  weitem 

Import  der  Sklaven  von  Unionswegen  zu  ])roliibiren* 

In  dieser  Gestalt  kam  che  grosse  Frage  im  Jahre  1788  in 
britische  Parlament,  um  dann  20  Jahre  lang  auf  der  Tages* 
rdmmg  desselben  zu  bleiben.  Am  12,  Mai  1789,  in  jenen  Tagen, 
bi  König  Ludwig  XVI.  zu  Versailles  seine  Reichsstände  ver- 
aelte,  Welt  William  Wilberforce  seine  erste,  drei  und  eine 


Holst,  Verfassung  nnd  Detnokratie  I  256. 
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halbe  Stunde  dauernde,  Alles  liinreissende  Rede  zur  Unterstützung 
der  von  ihm  vorgelegten  Propositions  for  the  dbolition  of  the  slave 
trade.  Auf  das  Wännste  stimmten  ihm  Willum  Pitt,  der 
leitende  Minister,  nicht  minder  al)er  auch  Fox,  Burke,  Lord 
Grenville,  Wilijam  Smith  zu.  Niemals  sind  vordem  in  West- 
minster  gleich  warme,  gleich  lange  und  gleich  heftige  Debatten 
geführt  worden,,  als  diejenigen  waren,  welche  die  Jahre  1791,  1792 
und  dann  wieder  die  Sessionen  1804,  1805  und  1806,  brachten, 
die  philanthropischen  Wünsche  allmählich  zu  einer  Bill  ausreifen 
lassend.  Einen  plötzlichen  Anfall  philanthropischen  Wahnsinns 
hatte  der  im  Jahre  1806  abtretende  Lordkanzler  Thürlow,  der 
erste  Jurist  Englands,  die  Gesetzvorlage  genannt.  Und  bittere 
Worte  schrieb  Nelson  am  10.  Juni  1805  von  Bord  seiner 
„Victory"  aus  über  sie  *).  Aber  nicht  allein  die  Seeleute,  ihnen 
voran  der  Herzog  von  Clarence,  späterer  König  William  IV.,  er- 
klärten sich  gegen  den  revolutionären  Bruch  mit  dem  alten  Kolonial- 
system, prophezeiten  den  Niedergang  „of  the  naval  superiority 
of  this  country" :  der  Jakobinismus  in  Paris,  die  blutige  Tragödie 
von  St.  Domingo  hatte  inzwischen  auch  die  fanatischen  Philan- 
thropen stutzig  gemacht.  Erst  der  Ministerwechsel  des  Jahres  1806 
verhalf  den  Sklavenfreunden  zum  Siege.  Der  entscheidende  Scldag 
fiel  endlich  mit  der  Annalime  einer  durch  Fox,  den  nunmehrigen 
Staatssekretär  des  Auswärtigen,  am  10.  Juni  1806  eingebrachten 
Resolution*'^)  durch  l)eide  Häuser  des  Parlamentes.  Fox  selber 
hat  den  Triumph  der  Sache,  die  seine  eigene  geworden  war, 
nicht   mehr   erlebt.     Noch    in  seiner  Sterbestunde  kamen    heisse 


*)  „I  have  ever  been  and  shall  die  a  firm  friend  to  our  colonial  systcm. 
I  was  bred  —  in  the  good  old  scliool,  and  taught  to  appreciate  the  value  of 
our  West-India  possessions,  and  neither  in  the  field,  nor  in  the  senate,  shall 
their  just  rights  be  infringed,  whilc  I  have  an  arm  to  fight  in  their  defence, 
or  a  tongue  to  launch  my  voice."  So  der  Abdruck  in  Nicolas,  The 
Dispatches  and  Letters  of  Nelson,  VI  (1840)  450.  Im  Annual  Kegistcr 
1807  p.  113  heisst  es  aber  weiter:   „against  the  damnable  and  cursed  doctrine 

of and  bis  hjpocritical  allies.    And  I  hopo  my  birth  in  Heaeen  will 

bo  as  exalted,  as  his  who  would  certainly  cause  the  murder  of  all  our  friends 
in  the  colonies,"  u.  s.  w. 

*)  „That  this  house,  conceiving  the  African  skvc  trade  to  be  contrarj  to 
the  principles  of  justice,  humanity  and  sound  policy,  will  with  all  practicable 
expedition,  proceed  to  take  effectual  mejisures  for  abolishing  the  said  trade  in 
such  manner  and  at  such  period,  as  niay  be  deemed  advisable,"  7  Cobbett 
585.    Angenommen  mit  114  gegen  15;  im  Oberhause  mit  21  gegen  20. 
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rausche  für  den  allgemeinen  Frieden  und  fiir  die  Abschaffimg 
Sklavenhanclcls,  des  Handels  mit  llenscJienfleisch,  wie  er  ihn 
aals  jretauft  hatte,  iiher  seine  Lippen.  Am  2h,  März  1807 
47  Geo*  IIL  Sess,  1.  c.  3G)  erging  die  htitisehe  Act  ßr  fhe  abolition 
'  thü  slave  trade,  mit  Wirkung  vom  1.  Mai  desselben  Jahres 
Und  in  dem  nämÜchen  Jaln^*  1ÖU7  f^eschah  es,  dass  auch 
nordjunerikamsche  Vuion,  von  der  constitntionsmUssigen  Voll- 
st Gebrauch  machend,  das  totale  Verbot  aller  Sklaveiieiiiführ 
rcli  Statut  vom  2,  März  1807,  mit  Wii*knng  von  Neujahr  180B 
b,  perfekt  machte ;  olme  Anstand  %  aber  auch  olme  Ahnung 
dessen,  wa^s  einstmals  die  uubeilsclnviingere  Frage  für  sie  bedeuten 
Dte-,  wenn  sie  erst  selber  Kolonialpolitik  zu  treilien  hätte,  d.  h. 
pimtlie  Sklavenlmlter  des  Südens  di*?  Ausrlebnung  des  Sklaverei- 
pbiets  herrisch^  ungestüm  und  drohend  fordern  wurden. 

Denn  was  für  die  entlegene  Union ,  eine  werdende  Macht, 
\kn%  häusliche  Angelegenheit  war,  das  bedeutete  für  das  britische 
weh,  eine  Weltnuicht,  die  einzige,  die  dem  Bezwinger  des  Con- 
entÄ  auf  dt*m  Meere  einen  Halt  zurief,  eine  neue  Tendeir/.  aus- 
iger Pobtik.  Gab  England  seinem  Kolonial  bände!  eine  ver- 
öderte  Grundlage,  so  war  es  innere  Nofrhwendigkeit  auch  tlie 
brigini  Koltinia! mächte  in  seine  Bahnen  zu  ziehen,  —  wenn  nicht 
|it  Güte  so  mit  Gewalt,  Auf  den  eigenen  Arbeiten niport  zu 
ziditen^  aber  die  andern  Regierungen  gewähren,  also  ihr  System 
cb  rtüsbreiten  zu  lassen*  ging  nicht  an.  Dass  die  Angelegenheit 
lidi  praktisch  ids  eine  internatiomde  gebaiullndit  werden  müsse, 
stand  WiLüEUFOKCE  mid  seinen  Freunden  von  Anfang  an 
.  Ja  schon  lange  vor  ihrer  Zeit  hatte  MdNTESQriEr')  auf 
piche  Nothwendigkeit  hingewiesen;  ernster  als  er  tbat  es  1784 
pKCKKR  *).  Als  dann  die  Frage  brennend  geworden  war,  hatte 
Ritt  im  Jalire  1788,  freilich  ohne  allen  Erlblg,  bei  dem  Hofe 
H  Versailles  ein  Zusanmiengehn  bei  Lösung  derselben  ange- 
^^)»  Jetzt  brachte,  sowie  nm*  die  Resolution  von  1H06  durch- 
^gangen  wai-,  WtLnKRFORCE  eine  Adresse  beider  Häuser  an  die 
rone  zur  Aimahme,  bcseerhing  IL  31,  to  iahe  such  meaHurcs  as  — 
4haU  JHtlffe  in^optr  for  vaiahUshing  hy  wgoHafmn  wHh  foreign 


♦)  lütecenflDte  Details  bei  v.  Holst,  Veifassang  und  Demokratie  I  272  -  277, 
')  Siprit  <1es  LoiH  XV  du  5. 

•)  De  railmiinstnitioii   des   fiiiances  on  Fraiicö  Cli*  13,   ocuvrcs  IV  374, 
•J  So  wenigstens  weiss  Clarkson.  Bist,  otthe  abolition  II  503  tu  berichtuii« 
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powers  a  concert  and  agreement  for  abolishing  the  African  stave 
trade;  and  for  affording  assistance  muiually  towards  carrying  into 
execution  any  regtdations  which  may  he  adopted  hy  any  or  all 
of  the  contracting  parties  for  accomplishing  their  cofnman  pur- 
pose^^).  In  der  That  wurden  solche  Verhandlungen  auch  mit 
einigen  Cabineten,  vor  Allem  mit  den  Vereinigten  Staaten,  ein- 
geleitet *  ^).  Besser  aber  wie  sie,  kam  den  universellen  Tendenzen 
der  britischen  Pohtik  während  des  Krieges  die  dominirende  Posi- 
tion Grossbritanniens  auf  dem  atlantischen  Ocean  zu  Gute.  Prei- 
Uch  wollten  die  Klagen,  dass  zahlreiche  Sklavenschiffe  unter 
spanischer  und  portugiesischer  Flagge  den  Weg  aus  dem  Busen 
von  Guinea  nach  BrasiUen,  Spanisch- Amerika  und  Westindien  zu 
finden  wüssten,  nicht  verstummen.  Immerliin  mussten  die  fremden 
Marinen,  soweit  sie  nicht  ganz  von  der  See  weggefegt  waren,  der 
englischen  Kriegsräson  sich  beugen,  vermöge  deren  selbst  die  unter 
befreundeter,  insbesondere  portugiesischer,  Flagge  betriebene  Neger- 
frachtfahrt als  Contrebande  prisenrechtlicher  Aufbringung  unter- 
worfen wurde.  Wie  nun  aber,  wenn  der  Friede  kam?  wenn 
Senegambien  und  die  anderen  weggenommenen  Kolonien  zu  resti- 
tuiren  wai'en?  wenn  ringsherum  alle  inzwischen  in  der  langen 
schweren  Zeit  verhaltenen  Kräfte  sich  reckend  und  dehnend  nach 
Bethätigung  rangen? 


Alle  Hoffnung  wurde  in  London  auf  den  Wiener  Congress 
gesetzt.  Er  müsste,  so  forderte  die  durch  ihr  Parlament,  durch 
WiLBEKFORCE  uud  die  Agitation  der  African  institution  fort- 
gesetzt in  Athem  gehaltene  Regierung,  ein  allgemeines  internatio- 
nales Gesetz  wider  den  Negerhandel,  sei  es  mit  sofortiger,  sei  es 
mit  kurz  befristeter  Wirkung  geben.  Und  in  der  That,  einen 
geeigneten  formellen  Anknüpfungspunkt  gewährten  niclit  allein 
der  Additionalartikel  I  des  ersten  Pariser  Friedens  zwischen 
Frankreich  und  Grossbritannien  vom  30.  Mai  1814  ^*),  in  welchem 
Seine  allerchristlichste  Majestät   sich   verbindlich   gemacht  liatte 

")  7  COBBKTT  603. 
")  8   COBBBTT  432. 

'*}  Martensi  N.  R.  I[  15.  üeber  die  weiteren  Verhandlungen  zwischen 
beiden  Mächten  s.  u.  N.  29;  vgl.  auch  die  beiden  Noten  d.  d.  Wien  8.  Okt. 
und  5.  November  1814,  welche  Comte  d'ANGBBBRO,  Lo  congriljs  de  Vienne  et 
les  trait^  de  1875,  II  (1864)  p.  273.  403  mittheilt. 


c*  umr  au  futur  congres  tous  ses  efforts  ä  cetix  de  S,  M,  Britan- 
fiqur.  pour  faire  prononcer  par  iotties   lea  puinismices  de  la  chre- 

mt/^  Vabolttim  de  In  (raite  f/<^"  noirSf  de  feile  sorie  que  hi  diie 
mite  cesse   univcrsellemeni  — ;   soiMlern  aucli  die   m   zalilreiilien 

pparatverträgen   inzwischen  gegebenen   Zusagen   anderer  Regie- 

angen,  über  welelip  England   miiinielir  disponirte  '^)*    Sofort  aljer 

egaimenr  als  Tallcyrand  in  der  Oongresssitznng  vom  10,  Beceoi- 

1814  '*)    die    giT)sse    Frage    zum    ersten  Male    in   Anregung 

raclite  und  Bestellung  einer  Speeialcommissioo  zur  Untersuchung 

derselben  vorschlug,  die  Hanpllietla-iligten,  die  Vertreter  Spaniens 

knd  Portugals,  der  beiden  so  eben  erst  durcb  England  restaurirten 

[jülnnselsta^ten,  sich  zu  fühlen.    Was  geht  denn  überhaupt  j  so 

Heinten  sicli  getreu  secnndirendj  Ritter  LAnrcADOi^  und  Gnif  von 

?,u*MELLA,    ^waK    geht    tlie  ganze  Sache    denn    tue    Continentul- 

iten  an,  Russhin  d,  Oesterreich  oder  gar  Preussen?  Das  sei  ja 

Jerdings  nicht  schwer^  fremde  Koh)nialsystenic  kurzerhand  ab- 
iidekretü'en,  wenn  man  selber  keine  Kolonicen  besitze.  Die  drei 
)stiiniclite  diirlt<"n  über  diese  Angelegenheit  nicht  mitberathoti!** 

>rd  Castlkhkaüh  kam  einigennassen  ins  Gedränge.    Es  Inmdle 


")  VertrÄge  gegen  den  Sklavenhandel  im  späteren  Sinne  waren  freilich 
les^  Zu^a^en  noch  nicht.  So  weit  sie  nicht  blosse  Maiiraen  oilcr  Principien 
um  Ausdruck  bracliten,  bcsclirariktcn  sie  sich  auf  daa  Versprcclieti  tier 
eujden  Kegierangen,  ibren  Nationalen  den  »Sklavenliandel  verbieten,  oder  nur 
lokiüer  Bcschriinkung  gestatten  zu  wollen.  Solche  5Iosagcn  waren  gegeben 
forden:  von  Portugal  im  FreundschafU-  und  Büudni^s vertrage  v.  19.  Februar 
&1m,  Martrns  K  R»  I  245,  A.  10,  an  dessen  8t<dle  dann  zu  Wien  der  Öpeciiil- 
ertrag  vom  22.  Januar  1815,  s.  «.  N.  19,  g^e^setzt  wurde ;  von  Schweden  im 
Article  separe  des  Subsidienvertnigs  vom  X  Miirz  1813,  Mabtens  N.  K»  1  558; 
§QTi  Dänemark  iin  Kieler  Frieden  smn  14.  Januar  1814^  Martens  N»  R.  I 
?8  (Danemark-Norwe^'en  ist  der  erste  Staat  g^eweaen,  der  überhiiutjt  ein  Ver- 
ot  gegen  deji  Sklavenhandel  vom  Uh  Mar/  1792,  Martens  N,  R.  VI  635, 
rlasscn  hat);  von  Frankreich,  s.  die  vorige  Note  (Frankreich  hatte  inr 
stcn  rariscr  Frieden  für  sich  die  allgemeine  Abolition  binnen  5  Jahren,  bis 
&hin  Lokalisirung  zugesagt);  von  Spanien  im  Additionalartikel  II  vom 
Ö.  AugUÄt  1814,  Marteks  N,  K.  IV  123,  zum  Freundschafts-  und  Dündniss- 
ertrage  vom  5.  Juli  !814;  von  den  Niederlanden  durch  den  Londoner 
|r*ntrjig  vom  13.  August  1814»  Harten^  N.  R.  II  57,  A.  8;  endlich  von  den 
Te reinigten  Staaten  von  Amerika  im  Frieden  von  trent  vom  24.  Decem- 
cr  J814.  Martbns  N,  II,  II  7ß,  A.  X. 

**)  Die  Protokolle  der  BitÄungen  V,  VI»  V(I  der  acht  Mächte  vom  10,  14.  De- 

nbcr  1814;  l«i  Januar  IS  15  finden  mch  bei  Klübkh,  Verhandlungen  des  Wiener 

frfss4-s  Vni  1—9:  b.  audi  9:3  IL    Auch  bei  Anoebkrü  1.  L  5tia.  527.  Ü12, 

4* 
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sich  doch,  so  wandte  er  ein,  um  eine  „question  interessant  essen- 
tiellement  Thumanite  enti^re!"  Aber,  so  hiess  es  wiederum,  ein 
Congress  sei  keine  Philanthropenversanimlung;  sonst  könnte  man 
ja  am  Ende  auch  über  Impfzwang,  Kriegschirurgie,  Rettungs- 
anstalten u.  dergl.  zu  berathen  haben  ^*).  —  Indessen  der  spanisch- 
portugiesischen Einwendungen  ungeachtet,  wurden  bei  dem  Comite 
des  Congresses,  welches  zur  Verhandlung  über  die  Unterdrückung 
des  Negerhandels  am  20.  Januar  1815  zusammentrat  und  im 
Ganzen  vier  Sitzungen  hielt  *®),  Bevollmächtigte  aller  acht  Congress- 
staaten  zugelassen.  Die  Debatten  nahmen  bald  einen  animu'ten 
Charakter  an.  Nachdrücklich  machte  Labrador  geltend,  dass 
die  Frage  specielles  Anhegen  eines  jeden  Einzelstaates  sei  und 
der  Beschlussfassung  eines  Congi'csses  sich  naturgemäss  entziehe. 
Ueberdem  sei  doch  zu  erwägen,  dass  die  Engländer  sich  20  Jahre 
hindurch  wohl  präparirt  hätten,  die  höchst  einschneidende  Mass- 
regel in's  Werk  zu  setzen,  welche  nun  mit  einem  Male  ganz  un- 
vermittelt den  Anderen  auferlegt  werden  solle.  In  Jamaika  sei 
die  lange  Vorbereitungszeit  vortrefflich  ausgenutzt  worden.  Man 
habe  sich  dort  in  den  beiden  Decennien  von  1788  bis  1807  so 
reichhch  mit  unfreien  Arbeitern  versorgt  —  400,000  Schwarze 
seien  im  Jahre  1807  gegen  40,000  Weisse  gezählt  worden  — , 
dass  man  allerdings  frischer  Zufuhr  nunmehr  fiiglich  entbehren 
könne.  Cuba  und  Portoriko  seien  während  des  verflossenen  See- 
kriegs in  dieser  glücklichen  Lage  leider  nicht  gewesen.  Die  so- 
fortige Prohibition  müsste  die  dortigen  in  Noth  gerathenen  Zucker- 
plantagen, in  welche  imermessliche  CapitaHen  gesteckt  seien, 
geradezu  ruiniren.  Jedenfalls  könne  Spanien  vor  acht  Jahren 
an  eine  definitive  Abolition  nicht  denken.  Und  mit  seinem 
spanischen  Collegen  übereinstinunend ,  wies  Palmella  darauf 
hin,  wie  Brasihen  ein  Land  von  uneimesslichem  Umfange  und 
noch  weit  davon  entfernt  sei,  die  benöthigte  Zahl  von  Arbeits- 
kräften zu  besitzen.  Die  geforderte  Abschaffimg  des  Negerimports 
involvire  für  Portugal  eine  Umgestaltung  seines  Kolonialsystems, 

")  So  berichtet  sehr  ergötzlich  aber  auch  sehr  charakteristisch  die  von 
einem  wohlunterrichteten  Nichttheilnehraer  geschriebene  Notice  sur  les  cinq 
Conferences  u.  s.  w.  bei  Klüber  1.  1.  IV  524. 

")  Nämlich  am  20.  28,  Januar,  4.  8.  Februar  1815.  Die  Protokolle  dieser 
Seances  particulieres  sind  abgedruckt  bei  Klüber  1.  1.  VIII  9—50;  und 
bei  Amgebero  1.  1.  660.  684.  697.  724. 


—     53     — 

|wofiir  übrigens  die  allgemeinen  Handelsbeziehungen  mit  England 
I  fiken  Präjudicialpnnkt  zu  bilden  hätten.     Audi  fiir  Portugal   sei 
eine  jedenfalls    achtjäbrige    Uebergangszeit    uuerlassIiclL  —   Mit 
Betrüliniss  mussten  ilie  britischen  BevoUmiichtigten  alle  ihre  lieber* 
rdtmgskiinste,  alle  iln^e  Vorschläge  zu  fester  Verabredung  wirksamer 
iJbssregeln  gegen  dem  im  Princip   freilich  allseitig   verurtheilten 
'Jli^brauch   an   dem  wachsenden  Widerstand  der  durch  Talley- 
1  ÄAKD  im  StUlen   gedeckten   Hj^anischen   und  portugiesischen  Ver- 
treter scheitern  sehn.    Selbst  an  leisem  Spott  sollte  es  nicht  ganz 
fehlen*    Denn   als   CASTLEUEACiir  sich  etwas   aiüi'allend   sogar  an 
[den  päpstlichen  Legaten   Cr»NSALVi  mit  der  Bitte  wandte,   auch 
[leiteus  des  heiligen  Stuhls  uiöchte  eine  Verdaimnung  der  Keger- 
[ildaTerei    erfolgen,   konnte   jener  sich    nicht    entbrechen  '^),  dem 
lioclihemgen  Volke  der  Engländer  vorzuhalten,  ob  es  denn  nicht 
[Euiiiichst  wünscln-nswerther  sei,  das  Mittelllynhsche  Meer  von  den 
Corearen  von  Algier,   Tunis,   Tripoli  zu  säubeiTi,  in    deren   iife- 
l'lliett'n  zur  Zeit  viele  Tausende  von   Ein^oiiäern   in  Sklavenketten 
Ucbmachtett'n*^);'     Das  einzige  Resultat  der  Wiener  Berednngen, 
Welches  der  schon  am  15.  Febriuu*  nach  London  abreisende  Lord 
^Castlereagh   seinen  Landsleuten   niitbri]igini  konnte  **),  war  die 
ikt'kanute  poni]>haffce  iJechindkm  fhs  rtthsmices  mr  VahoUtion  de 
IIa  tniite  fies  ncgrcs  vodj    8.  Februar   1815-^),   welche   bestiimnt 

*^  So  wenigstens  weiss  die  oben  N.  15  citirte  Notice  zu  berichten. 
*•)  Üeber  diese  Angelegeidieit,  welolie  im  Congresse  unerltHÜgt  blieb,  vgl 
BE,  Vebersicht  der  diplom.  Verhandlungen  o.  s.  w-  56.  58.     Die  weitere 
M<^utianjoGe^cbichte  den>elbcn,  vgl.  neuerdings  v.  MABTirNs-BEBOBonM,  VÖJker- 
M  I  328,  gehört  nicht  hieher. 

*•)  Abgesehen  freilich  von  dem   separaten    Zageatändnisg   Portugals,   das 

im  Vertrage  vom  22.  Januar  1815,  M,\RTENä  N.  R.  II  97;  s.  N,  13,  arzielt 

»tte.     Dieses     Zugeständnisa .     wunaih     die   portugiesische    Rcgierong   ihren 

lliatianalen  den  Betrieb  des  Sklavenhandels   nördlich  vom  Aeqnator  sofort  ver- 

^ict«i  xö   wollen   erklärte,   war   von   England    ttieuer   erkaült   worden.     Eng- 

kiul    erliese   ihr   den    rückst  und  igen    Rest   des   Londoner   Anlehns    von    1809 

[>nli»gHchen   Betrage    von    600000    L.\    versprach    ihr   ausserdem    die 

Be   von    300  000  L.  unter    dem  Titel  einer  Indemnität  für  die  vor  dem 

,  Jütil  X814  aufgebrachten  purtugiesisclien  Sklavenfabrer  zu  zahlen.    Letzterer 

nltt  wunU*  in  einem  besunderen  Vertrage  vom   21.  Januar  1815,   Martens 

R.  II  9»j,    und  schUesitlich    im  Vertrage  vom  2^.  Jdi  1817,  s.  u.   N.  33^ 

Dagegen  war  Spanien  gegen tih er  die  eindringliehe  Vorstellung  Cast- 

i's,   vom   27,  Dee.  IS74,    änrebebö,  L  1.  571,  wirknugslos  geblieben* 

**')  ÄLiHTENd  N.  R.  n  43J.  Schöne  Worte  über  das  immerbin  denkwürdige 

«tück  spricht  neuerdings  v.  Trbitschke,  Deutsche  Geschichte  I  509. 
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wurde  die  Beilage  XV  der  Congressakte  zu  bilden**).  In  ge- 
hobenem Stile  proklamirte  dai-in  der  Wiener  Congress  im  Namen 
der  dort  vertretenen  Souveräne,  le  vom  de  mettre  un  termn  ä  un 
fleau  qui  a  si  langteinps  dksole  VAfriqm,  degrade  VEurope  et 
affligi  Vhwnanite.  Und  die  Bevollmächtigten  gaben  demgemäss 
ä  la  face  de  VEurope  gegen  den  commerce  connu  sous  le  nom  de 
traite  des  negres  d^Afrique  die  nachstehende  declarationsolcnnelle  ab: 

Que  regardant  VaboUtion  universelle  de  la  traite  des  negres 
comme  une  mesure  particulierement  digne  de  leur  attention,  con- 
fortne  ä  Vesprit  du  aiecle  et  aux  principes  genereux  de  leurs 
augmtes  souverains,  ils  sont  animes  du  desir  sincere  de  concourir 
ä  Vexicution  la  plus  prompte  et  la  plus  efficace  de  cette  mesure^ 
par  tous  les  moyens  ä  leur  disposition^  et  d'agir,  dans  Vemploi 
de  ces  moyens^  avec  tout  le  zele  et  toute  la  perseverance  quHls 
doivent  ä  une  aussi  grande  et  belle  cause. 

Sie  erkannten  aber  zu  gleicher  Zeit  allerdings  an,  dass  cette 
declaration  generale  ne  sauratt  prejuger  le  termc  que  chaque 
puissance  eti  particulier  pourrait  envisager  comme  le  plus  con- 
venable  pour  Vabölition  definitive  du  commerce  des  negres;  par 
consequent,  la  determination  de  Vepoque  oü  ce  commerce  doit  uni- 
verseüement  cesser  fera  un  ohjct  de  negociation  entre  les  puis- 
sances  — . 

Die  Gelegenheit  zu  solcher  Negotiation  fiihrte  dann  der  Tag 
von  Belle- Alliance  schneller  als  man  geglaubt  hatte,  herbei. 
König  Ludwig  XVIII.  erklärte  sich  nmimehr  unter  der  Pi*ession 
der  vier  Pariser  Conferenzmächte  entschlossen,  den  Negerhandel 
unter  französischer  Flagge  sofort,  und  nicht  erst  in  fünf  Jahren 
abzuschafifen  **).  Und  die  den  s.  g.  zweiten  Pariser  Frieden 
vom  20.  November  1815  bildenden  Verträge  der  Grossmächte 
mit  Frankreich  enthielten  in  einem  identischen  Artikel^*)  die 
Stipulation    sofortiger    Gesandtenconferenzen    in    London     und 


■*)  Auch  wurde  sie  nebst  den  Protokollen  durch  den  Congress  den  Höfen 
von  Kopenhagen  und  vom  Haag  mitgetheilt,  Beschluss  vom  8.  Februar  1815, 
Klübbb,  Akten  Vm  47. 

«)  Französische  Note  vom  30.  Juli  1815.  Mabtkns  N.  R.  II  604.  Erst 
am  8.  Januar  1817  freilich  erging  die  Ordonnanz,  welche  den  auf  dem  Sklaven- 
import betroffenen  eigenen  und  fremden  Schiffeu  die  Confiskation  von  Schiflf 
und  Ladung  androhte. 

''}  Article  additionel  Mabteks,  N.  B.  II  690. 
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Paris,    berufen    um   zu  eancertcr   le^    mesurcs    Ics  plus  eßcaces 
ur  obimir  ValoUihn   eiitihr&   et  definitive  d^un  eomnurce  aussi 
odiei*^   tU  tiiissi  hautemcfU  rcprottve  par   les   his   de   la  rdujion 
vt   de    la    nature,       Sok^lie    Coiitereiizeu    faiitlcii    auch    wirklich 
m    London   in   den  Jalu\?ii    1817    wv<l    1818    statt *^),     Doch 
clieiterten    sie    alsbald    an    rlein    Widerspnicii    Portiigars ,    sicli 
ber  dk  any.uordnenden  Proljibitiviimssri'geln  irgeiKl  welcbe  Vor- 
:briften  machen   zu  lassen.     Die    Vcrhandkugeii    wurden   dann 
auf  dem    Aachener  Congresse    wieder    aidgenonmien*^)  und 
immer  deutUclier  traten  die  Umrisse  des  von  der  englischen  Re- 
gieriing  geplanten  seerechtliehen  Systems,  welclies  in  einem  gros- 
n  und  allgemeinen  Vertrage  aller  Seemächte  gegen  den  Sklaven- 
Imndel    gipfelte  ^*')^    hervor;    allein    je    positiver    die    Vorschlüge 
wurden,   desto  schärfer  win^de  die  Opposition  dagegen,  zu  deren 
Wortfiihi'er  sieh   nnnmelir   das   französische,  dm'ch   <Ue   Cabinete 
von   Russland,  Oest erreich  und   Prensseii  unterstützte  Gouvenie- 
ent    nniehte*').      Und  als   dmin,    naehdeni    die    wiederum   nach 
oudon  verlegten   weiteren   Unterhandhmgen  hn  Sande  verlaufen 
arefiy   das   britische   Ministerium   die   Gelegenheit,   die     der  im 
erliste    1822  zu  Verona  zusamnieutretende   Congress   dai'bot, 
enutzend   in  einem   am   24,   November    1H22  dui*ch  den  Herzog 
on   Wellington   überreichten  Memoire   noch  einmal  seine  An- 
träge  zu   gemeinsamer   und  effektiver   Unterdrückung  des  immer 
lebhafter  werdenden  Unfugs  zusammenfasste  und  Frankreich  wie- 


*♦)  Die  ProtokoUe  derselben,  vorn  4.  Duconrber  1817;  5.  7.  IL  14-  tVbriiar 

1818,  sind  nebst  Beilagen   abgedruckt   Lei  Märtens  N.  H.  III  48—87.     Vgl. 
fHÄATO!?  Enqüiry  \u  s.  w.  \\  39* 
'*)  Die  bezüglichen  Protokolk    des   Aachener   Cougresscs  bringt  —  ans 
Inem    engliscben    Blaubüch  —  Martens  N.  S.  III  87—126.     Die    Sitzungen 
mden  am  2«.  Oktober,    4.  11.   1*J.  Noverabcr  1818   statt    Vergl.    aucli    v. 
'ftEiTScOKlc,    Deutscbö   Gesdiichte  11  475,   der   das   S eh wer^^e wicht   auf    den 
ussijfichen  Widerspruch  le^t.     Eine  Deklaration  gegen   die  „Traite  des  Noirs" 
Igt  in   Aadjeu  nicht  bchchlogsen   worden,  unrichtig'  daher  WuEATON,  Histoire 
283;  Enquiry  n.  s,  w,  \\  5U;  und  viele  Andre. 

'■)  ,A  Systeme  of  maritline  police  against  the  contrabaiid   plave-trado", 

IIAniitecs  Castlereaou,  Martens  N.  S,  in  93,  in  dem  vun  ihm  ausgearbeiteten, 

em   Congress  am  4.  November    1818  vorgelegten  MemoranduDi,  ibid.  00-96. 

■^)  Die  aiisfübrlielien  Gegenerklärungen  gegen  das  britiücbe  Memeraiiduni 

Rußslands,  Frankreichs,  Oesterreichä  und  PreusscBs  finden  sich  ebenda 

U2;  deggleichen  die  Replik  CABTItiRÄAGH^a,  ibtd,  112—123. 
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derholt  als  den  stillen  Begünstiger  desselben  vor  dem  europäischen 
Areopag  deniini'irte  ^  Hess  ilim  C  li  a  t  e  a  u  b  r i a  n d  ,  der  fran- 
zösische BevoUniiiehtigte  eine  kiihle  Abweisung  zu  Theil  werden*^). 
Auch  zn  Verona  erzielte  Enghiud  mckts  als  eine  kahle  Deklara- 
tion* Durch  die  Eesokitinn  vora  2H,  November  1822  **^*)  wurde  der 
Welt  verkündet»  „dass  die  Grossmächte  dabei  iieharrten,  in  dem 
Negerliandel  eine  Geissei  zu  sehen,  welelie  alkulange  Atrika  ver- 
>*iistet,  Europa  entehrt,  die  Menscliheit  geschändet  habe;  dass 
sie  bereit  seien,  Alles  zu  tliun  was  die  vollst:» ndige  und  endgiltige 
Beseitigung  desselben  herbeiführen  und  sichern  könne ;  dass  sie 
die  Prüfung  aller  dazu  dienUchen,  niit  den  Rechten  und  Interes- 
sen ihrer  Untertlianen  vereiid^arlichen  Massnalinien  sich  mit  Eifer 
angelegen  sein  lassen  werden»^  Es  war  das  letzte  Mal  vor  1885^ 
dass  ein  eiu'opäischer  ( 'Ongress  sich  init  der  inzwischen  „interes- 
sant" gewordenen  völkerrechtlichen  Frage  abgab. 

Mit  Unmuth  sahen  die  Engländer  dui'ch  alle  ihre  Pläne, 
Hoifnungen,  Rechnungen  einen  Strich  gezogen.  Indessen,  zurück 
konnten  sie  nicht  mehr,  —  mochte  der  Schrecken ^  den  iluien 
1816  der  in  Strömen  von  Menschenblot  erstickte  Negeraufstand 
von  Barbados '^^)  eri'egt  hatte,  auch  noch  so  gross  gewesen  sein. 
Immer  entschiedener  war  die  Sache  zu  einem  heiligen  Anliegen 
der  Nation  geworden,  ToricB  wie  Whigs  lag  sie  nm  Herzen, 
den  Bibelverse  mumielnden  „Heihgen",  Avie  den  spekulativen 
Köpfen,  die  bei  aller  Frömmigkeit  doch  auch  zugleich  an  tiie 
Aufmachung  eines  afrikanisclicn  Marktes  für  die  englische  In- 
dustrie dachten,  nicht  minder  deti  weltlicheren  Naturen,  welche  sie 
wie  einen  neuen  nntiomdeu  Sprirt  behandelten.  War  durch  Beschluss 
des  europäischen  Senats  nichts  zu  erreichen,  so  wurde  der  müh- 
samere Weg  der  Einzel vtTträge  mit  den  Seemächten  unvermeid- 
lich.     Es  kam    darauf  an,    durch  Separatabmachungen  mit  den 


•*)  Uel^er  die  Behandlung  der  Frage  auf  dem  Congress  zu  Verona  ist  zu 
vergleiclien  CiUTEArBRiAN»,  Congros  de  Verone  (1838)  I  52— 6L  Schaumakk 
in  V.  Raümer*«  biet,  Tuscbenb.  1855.  S3— 85.  Das  Memoire  \Vkliinotok*5 
nebst  der  von  CnATKAüBitiAND  yerfiiöstcn  ^Eöponse  des  MM,  Ics  ideniputen- 
tiaires  de  France"*  u,  s,  w.  liiidet  sieb  bei  H,  Meiskl,  Coury  de  stj^k*  diplo- 
aiatique  II  {1824)  242—254;  bksa  die  Antwurfc  bei  Martens  N,  S. 
Vgl.  auch  Whkaton,  Histoire  II  283— 28Ö;  Enquiry  u.  s.  w.  p,  51—5 

"»)  Maetens  N.  R,  vi  139. 

**t)  HüN£,  Diiritelluiig  doa  NcgeraklavenliaDdela  II  519. 
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hauptsächlich  interessirten  Regiorungen  sich  dessen  zu  versichern, 
fkss  keine  von  ihnen  den  schmählichen  Handel  unter  ihi'er  Flagge 
Iroiben  liesse.  Niu'  Ireilicli,  t^ubuld  nuni  sich  auf  diesen  Ausweg 
ztiriickgewiesen  sah,  stand  es  den  hritischen  Staatsuiannern  von 
vornherein  fest;  dass  es  mit  dmi  hlossru  Versprechen  der  zu  ge- 
T^innenden  Souveräne,  ihren  HchilFen,  L'nterthaneu,  Häfen  das 
reprobirte  Frachtgeschätlt  unniöglieh  zu  luaclien,  nicht  gethan  sein 
könne.  Solche  Zusagen  waren  bilhg,  solche  Verljote  waren,  mit 
einziger  Ausnahme  PortugaVs,  inzwischen  von  allen  Seehandel 
treibenden  Staaten  erlassen  worden.  Nur  hnlfen  sie  nichts.  So 
me  auf  dem  Meere  der  allgemeine  Friede  wieder  liergestellt  worden 
war,  blühte  nuch  der  Handelsverkehr  der  afrikanischen  Küsten 
mit  Amerika  wieder  auf,  und  den  vornehniston  Exiiortartikel  bildeten 
tue  Negersklaven,  Jenen  landesgesetzliclieu  Verboten  wiisste  sich 
der  mit  gefiihrlicher  Dreistigkeit,  in  fernen  Meeren,  unter  portu- 
giesischer und  spanischer,  bald  auch  unter  französischer  und  nord- 
amerikanischer  Flagge,  ja,  wie  man  wissen  wollte,  unter  Betbeili- 
gang  engliscljen  Capitals  betriebene  Contrebandluoidel  Itahl  zu 
eiitzielm.  Was  half  es,  dass  im  Busen  von  Guinea  fort  und  fort 
englische  Linienschitfe  kreuyten,  den  bis  an  die  Zäbue  bew^aflheten 
Sklavenfalirern  bisweüen  ffirmliclie  Gefechte  liefernd!  Was  lialf 
eSj  thiss  Frankreich  im  Jahre  1818,  mn  seinen  guten  Willen  zu 
■ezeigen^  ein  Geschwinder  an  die  westafrikamsche  Küste  sandte ^ 
onss  auch  die  Hollander  y  sogar  die  Xordamerikaner  zeitweise 
kreuzen  Hessen!  Der  Schrecken  war  inmier  Idoss  voi^übergeliend  und 
nur  die  die  eigene  Flagge  führenden  Schiffe  Hessen  sich  eiuschüch- 
tem.  Wm*en  doch  seit  der  englischen  und  nordamerikanischeu 
Abolition  des  Sklavenhandels  die  Preise  itu'  Neger  auf  den  \iel- 
l>efahiTnen  Sklavenmlukteu  von  Havannah  unfl  Bahia  kaum  in 
die  Höhe  gegangen!  Sollten  diese  Markte,  sollten  die  berufenen 
Greuel  der  Mittelpassage  wirksam  uuterdriirkt  werden,  so  blieb 
nichts  übrig,  als  den  partikularen  Verlioteu  die  allgemeine  Durch- 
fiihning  zu  sichern,  d.  b.  den  Seeverkelu*  thatsäcldieh,  gemeinsam 
imd  dauenid  zu  überwachen.  Als  das  einfachste  Mittel  um  solche 
flSurveiUance'*  auszuüben  erschien  den  leitenden  Kreisen  Euglaud's  ^'^) 


•*)  Zum  ersten  Mal  tiatte  die  engliscliti  Regierung  bald  nach  dem  ersten 
Pariser  Frieden  (2G.  Ao^fuat  1814)  die  8acbe  bei  Kimg  Lndwi^^  XVHI.  amt- 
lich in  Anregung  geljröcht,  war  aber  ciitschiedimei*  Ablobnutig  begegnet; 
iCfüB   l   t  n  535.    WeifiATON,    En(imrj   u,  s.   w.  36  N.    Lawbenoä,   Viei- 
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die  Uebertragung  einer  Kriegsmassregel  auf  den  Friedenszustand, 
nämlich  das  Verfahren,  mit  welchem  im  Seekrieg  jede  Partei  sich 
gegen  Kriegszufuhren  an  den  Feind  seitens  Neutraler  zu  sichern 
befugt  ist,  indem  sie  von  jedem  begegnenden  SchiflFe  Ausweis 
über  Flagge,  Ladung  und  Destinationshafen  verlangt  und  durch 
Visitation  nöthigenfalls  erzwingt.  Warum  sollte  nicht  in  gemein- 
samem Einverständniss  aller  Seemächte,  innerhalb  eines  näher  zu 
bestimmenden  Rahmens,  die  durch  das  Kriegsrecht  legalisirte 
Procedur  vertragsmässig  neuen  allgemeinen  Interessen  edelster 
Art  dienstbar  gemacht  werden?  Ja  man  dachte  in  London  noch 
an  mehr.  Gelang  es  gar,  die  betheiligten  Nationen  zu  der  gegen- 
seitigen Concession  zu  bewegen,  dass  ein  seine  Flagge  zu  dem 
verruchten  Geschäft  missbrauchendes  SchifiF  seine  Nationalität  ver- 
wirkt habe,  dann  war  es  ein  denationalisirtes  Schuf:  ein  Schiff 
ohne  Flagge,  demnach  nach  Analogie  des  Piratenschiffs  zu  be- 
handeln, imd  völkerrechtlicher  Aechtung  unterliegend. 

Es  fragte  sich,  ob  und  inwieweit  es  gelingen  werde,  diese 
ausgreifenden  Ideen,  die  England's  wohlbekannte,  im  letzten  Kriege 
gegen  portugiesische  und  spanisclie  Kauffalu*er  als  Kriegsmassregel 
geübte  Praxis  zu  perenniren,  England's  Machtstellung  zur  See 
neu  zu  befestigen  seidenen,  und  die  zugleich  ein  tiefes  Misstrauen 
in  mancherlei  Nebenzwecke  der  britischen  Handelspolitik  erregen 
mussten,  zu  allgemeiner  Annalmie  zu  bringen?  Allerdings  hatte 
sie  der  Aachener  Congress,  auf  welchem  sie  zum  ersten  Male  im 
Zusammenhange  vorgetragen  und  ausführlich  motivirt  worden  waren, 
einstimmig  abgelehnt^®).  Aber  nur  so  eben  war  es  glückUch  ge- 
lungen, durch  Specialabkommen  mit  einigen  nicht  zu  den  Gross- 
mächten gerechneten  Staaten  des  westlichen  Europa's  jene  Ent- 
würfe in  der  That  zu  vcrtragsmässiger ,  wenn  auch  vorsichtig 
verclausulirter  Annalune  zu  bringen. 

Alsbald  nämlich  nach  Abschluss  des  zweiten  Pariser  Frieden 


tation  and  soarch  19.  Dann  wurde  die  durch  die  African  Institution 
zu  London  auf  das  wärmste  gepflegte  und  eifrig  betriebene  Idee  im  Februar 
1818  wiederum  dem  französischen  Ministerium  vorgelegt,  auch  der  Abschluss 
eines  Staatsvertrags  zu  gegenseitiger  Einräumung  des  Durchsuchungsrechts 
in  Anregung  gebracht;  abermals  ohne  allen  Erfolg.  J.  de  Neüfvillb,  Diss. 
de  iis  quae  ad  tollendum  servorum  commercium  u.  s.  w.  (1840)  34.  Whbaton  ibid. 
*®)  S.  o.  N.  27;  nachdem  die  Vorschläge  bereits  auf  der  Londoner  Con- 
ferenz,  am  5.  Februar  1818,  durch  Castlbbkaoh  den  Grossmächten  mitgetheilt 
worden  waren. 
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itte  das  Cabinet  von  St,  JameSj  durch  eine  von  Wn.BERFORCE 
Ivitragte  Adresse  dos  ITnterlmuses  vom  9.  tluli  1817^*)  ange- 
Srnt,    mit  Portugal  ahermals   sicli   ins    Beiielmieii    gesetzt;    mit 

P'  igaly  Britannien'«  altem  Schützling,  ilnn  vermöge  der  letzten 
eiibrüderscliaft  tief  vei-schuldetj  al)er  leirler  durch  sein  brasi- 
mi^cbes  Reich  —  noch  immer  residirte  der  Hof  in  Rio  —  ttir 
e  Fortdauer  des  Imports  unfreier  Arbeiter  höclüichst  interessirt. 
ie  Handhabe  bot  der  letzte  Vertrag  von  1815**),  Die  Ver- 
LndluDg  konnte  in  London  getülirt  werden;  Unterhändler  waren 
iedenmi  CASTLEREAfHi  und  Grui'  Palmella.  Von  neuem  er- 
ärt4?  letzterer,  dass  von  totaler  Prohibition  zunächst  keine  Rede 
fin  könne.  Nördlich  des  Aequators  wolle  man  aufhören;  in 
:cht  portugiesischen  und  für  nicht  portugiesische  Häfen  wolle 
an  Neger  nicht  mehr  verfracht<L"n  lassen;  auch  wolle  man  in 
ortugiesiscben  Häfen  Transporte  für  frenule  (nicht  portugiesische) 
echnung  nicht  dulden  —  wie  man  das  Alles  schon  1815  zugesagt 
Mk*;  im  Uehrigen  aber,  also  insbesondere  für  ilcn  Verkehr  Brasi- 
Bi^s  rnit  der  Kongoküste  oder  Mosambik^  dürften  Handelshesehräu- 
[ingen  zunächst  nicht  eintreten,  weder  jetzt  noch  in  einem  be- 
imint  in  Aussicht  zu  nehmenden  Termine!  —  Auf  dieser  Basis 
%m  ihmn  am  18,  Juh  1817  unter  dem  bescheideneTi  Titel  einer 
lossen  AddUionaleonvimtton  zu  der  britiscb-portugiesischen  Ueber- 
ift  vom  22.  Jnnuar  1815  der  erste  grosse  Staatsvertrag  der 
zeit  wider  den  aüikanischen  Sklavenhandel  zu  Stande  ^^).  Durch 


•*)  Annaal  Register  18 17^  Gencml  liistory  j».  94 --97. 
»»)  a  o.  N.  19, 

'*)  Aufgciiclitet  in  eiiglischLT  und   ijortugiosiseher  Sprache,  abgedruckt 
[IfABTfrifs  N.  R.  IV  43H  tinj  N,  8.  U  278,    Der  Vertrag  enthält  ein  Haupt- 
ament  and   drei  Annexe;    uäiulicli  l)    ilas  Paasfonnular   für    dai   Wgaleii 
^erhundeh   2)  diu   Liätruktionen    für   die   kreuzenden    Kriegsschiffe,   3)  die 
eesäordnmig  filr  die  geniiscbten  Gerichtshöfe.  —  Auf  den  Vertrag  bezieht 
ch    der   Se|>aratai-tikel    vom    11.    September    1817,    ibid.  N,  R.  IV  479  und 

k8.  n  298;  deägleidien  diu  oioen  Schreib  fei  tler  verbessernde  Deklaration  vom 
Ipnl  1819,  N.  S-  n  298.  Eine  Novelle  zu  ihm  steUen  die  ArticUs  addi- 
nnnds  vom  15.  Mai-z  1^2:^  Mabtens  N,  R,  VI.  1,  249.  N.  ö.  I  618,  vor,  dtirch 
eiche  der  wichtige  SatZt  wonach  schon  die  Thataache,  dass  auf  der  Reise 
kU^csi  iin  Bord  des  Schiffes  gewesen  sind,  das  Schiff  «u  einem  Sklaven- 
ibiÖe  mache,  vereinljart  wurde»  Am  2.  Oktober  1826  erklärte  die  portu- 
tesificbe  Regierung,  nachdem  io  diesem  Jahre  die  Trennung  von  Brasilien 
rfinitiT  geworden  war,  dem  englischen  Gesandtini  iliren  Enti>ehhiss,  den  portu* 
liuchen  Sklavenhandel  allgemeiu,  also  auch  südlich  von  der  Lüiie  reprob iren 
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die  )>Preit.s  1815  zugesagte  Zalilimg  von  300000  L,,  durcli  die 
weitere  Zusage,  seihst  fiir  die  seit  dem  1.  Juni  1814  durch  britisdie 
Kreuzer  weggefaiigeueu  portugiesisclien  Sklnveiisfliiffe  eine  Ent- 
Schädigung  h:'ii^ten  7Ai  wolli'u  wurde  er  dem  Hofe  von  Rio  de 
Janeiro  fimiilicli  ahgeknult.  Er  untei*sdiiert  also  zwischen  illega- 
lem und  dem  nur  siidhcJi  von  der  Linie  zu  hetreil>eridem  lega- 
len aber  passpfliclitig  gemacliten  Handel  mit  Schwarzen.  Um 
letzteren  zu  retten  willigte  Porüigal  endlich  und  wirklich  in  die 
bedeutsame  Stipulation  ♦  durch  beiderseitig  zu  beordernde,  mit 
fepeciellt^n  Instridvtiom'u  von  bestimmtem  Inhalt  auszustattende 
Kriegsfrdn'zeuge  ein  gegenseitiges  Dürchsuehuugsreebt  verdäch- 
tiger Kauffitbrer  einxui'äumen.  Und  diese  erste  Concession  zog 
eine  zweite^  nicht  minder  Ijedentsame  nach  sich.  Etn  thatsäcblicli 
mit  —  tur  illegalen  Handel  bestimmten  —  Sklaven  betrofFenes 
Boot  eines  der  contrahirenden  Staaten  sollte  von  dem  Kreuzer 
des  anderen  zwar  aufgebracht,  aber  nicht  den  heimathhchen  Be- 
hörden zugefiilu't,  sondern  ii^  der  Nähe  durch  ein  von  beiden 
Theileu  eingesetztes  genuinsehaft liebes  Gericlit,  eine  mijced  coph- 
mission^  prisengericbthch  ahgem'theilt  werden*  Solcher  gemischtea 
CTerichtshöfe  wären  zwei  in  Permanenz  zu  halten:  einer  in  Afrika 
auf  britiscliem  Boden,  einer  in  Brasihcn.  Sie  sollten  aus  vier 
Mitgliedern,  zwei  von  jedem  Staate  bestehen  und  in  einziger  In- 
stanz entscheiden.  Ihr  Verliihren  erliielt  in  einem  gemeinsam  Ix*- 
schlössen en  Elfflenirnt  —  dieses  Ijildete  die  Beilage  V  des  Ver- 
trages —  seine  Richtschnur.  Im  Falle  freigt*gei>t4ier  Prise  war 
volle  Indemnisirnng  durch  die  Regierimg  des  Nehmestaats  zuge- 
sagt ^*).  Die  strafrechtUche  Verurtheilung  von  des  illegalen 
Handels  schuldiger  Personen  war  landesrechtlicbem  Verfalu'en 
vorbehalten''^). 

Es  war  ein  denkwürcHges  AhkommeUj  Vorläufer  und  Muster 
fiir  die  späteren^  ein  Novuni  in  dem  volkerrechthchen  Verkelu-; 
durch   die    angeordnete    Gemeinsamkeit    in    Polizei    uinl    Recht- 


Ätt  wollen  (Stapleton.  Life  of  G.  Caiiiung  lU  (18H1)  86;  Ce*  DK  Marteks 
et  l>l  CuöSY,  Recueil  iiiaiwcl  V  -WK  442;  s.  auch  den  Aufgatz:  Ktickl>lit:ke, 
Äiiskmd  1842  ju  Iii43),  Äl>or  ein  neuei-  Vertrag  wurde  damals  nicht  anf- 
geriehtet.    Vgl  unten  N.  79. 

«*J  Vertrag  vom  28.  Juli  1817  Ä.  5,     Instractionen  (Annexe  C)  A.  L  6, 

**)  Dieser  Punkt  wurde  auf  dem  Aachener  Congress  ausdrücklich  con- 

Btatirtt  Mabtbns  K.  S.  III  91. 


I 
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>recbung  das  Niveau  bisheriger  Cartels  weit  überragend.  Erst 
|ie  grossen  Stramscliifftahiisakteii  Europa^«  und  der  deutsche 
Zollverein  hrd)eu  später  beliufe  gegenseitiger  Contrale  der  ver- 
ragenden Theile  ühDlichc  (Organisationen  entstellen  lassen* 

Noch  in  demselben  Jahre  wurde  dasjenige,  was  Portugal 
gestanden  hatte,  auch  dem  Oabiuet  von  Madrid  gegenüber  er- 
sieht- Mit  Spanien  kam  zu  Madrid  am  ^3.  September  1H23 
er  grost^e  auf  dem  Fasse  des  portufjiesisclien  gehaltene  britiseho 
^taatsvertrag  wider  den  Negerhandel  zum  Äbschluss '''^).  Auch 
Spanien  erldclt  eijie  reiehlieb  l)ernesseue  Entseliädiguiig''')  — 
ÜOOOO  L.  — j  vemchtete  dafür  auf  Sklavenfahrten  nördlich  von 
er  Linie  und  bewilligte  anstandslos  das  Regime  gegenseitiger 
)urehsuchung  nebst  zweier  gemischter,  in  Afrika  und  in  Spanisch- 
Lnunika  zu  etabhrender  (Terichtsluife.  Ja,  mehr  als  Portugal, 
&qitlichtete  Spanien  siehj  aucli  den  zunächst  noch  festgehaltenen 
Egalen  Negerfrachthandel  nach  3  Jahren  gäiizhch  fallen  zu  lassen. 
*Mit  dem  30.  Mai  lH20  sollte  der  gesanmjte  unter  der  Flagge, 
^_pdi*r  von  den  rnterthanen  lieider  vertragenden  Theile  hetrietieue 
^■klavenhandel,  diesseits  oder  jenseits  des  Aequators  prisenrecht- 
^Hcher  Abiu-theilung  unterliegen;  der  Negerimport  in  allen  spa- 
^Kiseben  Kiilomidhitfen  unterdrückt  werden*'**).  —  Wie  mit  den 
^Beiden  Mächten  der  iberischen  Halbinsel,  so  kam  es  schon  im 
^Bblgendeu  Jahre,  am  4.  Mai  IBIH  zu  einem  Vertrage  gleichen 
'      Jnlialts   mit    den   Niederlanden^").      Hier   nim   war   von   einer 


**J  Aufgerichtet  in  englLscber  und  simnischer  Sprache »  abgediaclit  l)ci 
Iabtkns  N.  S.  II  301;  N.  R.  IV  492;  IIT  135.  Zu  dem  Hauptinstrument 
Dinnien  die  drei»  aus  <3er  Portugiesischen  Veroinbarun^  des  niimliehen  Jahren 
ekannt^n  Anneie,  Auch  wurde  wie  mit  Portugal  eine  NoveUö  vom  10.  Dec* 
822  vereinbart,  Mabtkns  N.  S,  I  607—601). 

*^J  A.  IV  des  Vertrags :    „The  said  auni  of  L  100  000  ig  to  be  cons" idered 

a   füll  compensation  für  all  losses  sustaitied  hy  the  sobjects  of  H.  C.  M. 

ngaged  in  tbia  tiaffic»  on  accaunt  of  vesaelfl  captured  previouslj  to  the  exebange 

ratilicatiotis   of  the  preaeiit  treaty;    as  also  for  the  loases  wbich  are  a 

iry  consequcnce  of  the  aboliticm  of  the  said  traffio." 

■*)  Demnach  erging  in  S}janien  um  19,  December  1817  das  Edikt  gegen 

Negerhandel,  abgedruckt  bei  Heetslet.  Treaties  111  370—378, 

•*J  Aufgerichtet  in  englicher  und  liolländischer  iSprache,  abgedruckt  bei 

Iabthns,   N.  R.  IV  511;    Hanptinstruiiient  mit  zwei  Änneien,    Eine  Novelle 

ihm.  desselben    Inhalts   wie  die  portugiesische  von  1823 ♦   war  bereits  am 

31.   December    1822   verabredet  worden,    Martens  N.   S.   I  610.     Dazu  kam 
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Uebergangszeit,  einem  zeitlichen  Vorbehalt,  von  Passpflichtigkeit 
überhaupt  nicht  mehr  die  Rede.  Der  conventioneile  Apparat  der 
Visitirung,  Aufbringung,  Judicatur  sollte  in  sofortige  Wirksamkeit 
treten.  Neu  war  nur,  dass  die  niederländische  Regierung  das 
Seerevier,  auf  welchem  die  gegenseitige  Polizei  geübt  werden 
sollte,  geograpliisch  einzuschränken  wünschte.  Nördlich  von  der 
Strasse  von  Gibraltar,  d.  h.  nördlich  von  dem  37**  N.  Br.,  und 
auf  europäischen  Meeren,  d.  h.  östlich  von  dem  20®  W.  L.  von 
Greenwich,  sollte  sie  nicht  Platz  greifen.  Auch  sollten  nur  höch- 
stens je  zwölf,  dem  anderen  Theile  stets  vorher  zu  bezeichnende 
Kriegsschiflfe  den  seltsamen,  den  Mynheeren  doch  gar  zu  verfang- 
Uch  dünkenden  niteniationalen  Patrouillendienst  versehn  dürfen. 

Mit  diesen  drei,  im  Laufe  eines  Jahres  zu  Stande  gebrachten 
Specialverträgen  waren  dann  die  ersten  Maschen  eines  Netzes 
geflochten,  das  wo  mögUch  über  alle  Seemächte  auszubreiten  die 
englische  Diplomatie  mit  unablässigem  Eifer  bestrebt  war.  Auf 
das  Wärmste  wurde  sie  dabei  durch  das  britische  Parlament  unter- 
stützt, welches  der  Verlassung  gemäss  fiir  die  Vollziehbarkeit  aller 
solcher   Conventionen  zu   sorgen   hatte  *®).     Aeussere  Umstände 


Mahtens  N.  S.  I  612,  durch  welchen  die  oben  S.  3^,  besprochene  Legal- 
präsumtion  des  Sklavenhandels  aus  dein  Vorhandensein  gewisser  Gegenstande 
an  Bord  (9  Rubriken ;  übrigens  hier  nur  in  geographisch  beschränktem  Revier) 
in  das  conventionelle  Recht  eingeführt  worden  ist.  Dann  hat  der  ArlicU 
addüionnel  vom  7.  Februar  1837  (fehlt  bei  Marxens;  findet  sich  in  Lage- 
MANS  Recueil  des  traites  par  le  roy.  des  Pays-Bas  II  307)  den  Verkauf  der 
condemnirten  Sklavenschiffe  rcprobirt  und  die  Zerschlagung  derselben  angeordnet. 
Endlich  wurden  durch  die  Articles  additionneh  vom  31.  August  1848,  Mabtkns 
N.  R.  G.  XIV  230,  XI  470,  abermals  gewisse  Neuerungen  vereinbart:  einmal 
die  oben  Abschnitt  II  N.  24  erwähnte  Milderung  von  nr.  5  des  „Equipraent 
Articlo",  betreffend  die  Wasserfässcr  als  Legalpräsumtion ;  sodann  die  Aus- 
dehnung des  Durchsuch ungsrechtes  auf  die  ostafrikanischen  Meere;  endlich  die 
gegenseitige  Concession,  auch  mehr  als  12  Kriegsschiffe  kreuzen  zu  lassen. 
Mit  diesen  Modifikationen  steht  der  bridsch-holläudische  Vertrag  vom  4.  Mai 
1818  noch  heute  in  Geltung.  —  Details  über  die  demgemäss  ergangenen 
holländischen  Gesetze  und  Verordnungen  bringt  Laoemans  1.  1.  I.  p.  XXXV. 
*^)  Demgemäss  ergingen  als  Ausführungsgesetze  die  Parlamentsakten  58 
Geo.  III  c.  36  (für  Spanien);  c.  85  (für  Portugal);  59  Geo.  m  c  6  (für  die 
Niederlande);  dann  1  und  2  Geo  IV  c.  09,  demnächst  die  neue  consolidirte 
Akte  wider  den  Sklavenhandel  5  Geo.  IV  c.  113  (für  allo).  Später  pflegte  die 
Aktion  der  Krone  durch  zeitlich  begrenzte  Ermächtigungsgesetze  erleichtert  la 
werden,  seit  G  und  7  Will.  IV  c.  81.     Auch  das  von  E.  Meieb,  AbschlosB 
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trugen  dazu  bei,  jene  Bestrebiuigee  erfolgreieli  zu  gestalten.  Nicht 
ein,  das8  Schweden-Norwegen  ohne  öonderliche  Scliwierig' 
iten  dazu  bestimmt  werden  knnnto,  in  dem  Sturkhohuer  Ver- 
ge  vom  ii.  November  1824**)  aUes  das  zu  bewilligen,  was  in- 
chen  die  Holländer  zugestanden  batton:  auch  das  öell)stlirnlig 
wordene  Kaiserthiim  Brasilien  erhielt  die  Anerkennung  seiner 
nabhaugigkeit  erst  dann  zugeisiehert,  als  es  sieb  in  der  Conven- 
D  voBi  2$,  November  1826*-)  dazu  herbeigelassen  hatte,  den 
useln  der  hritisch-portogiesiscben  Uehereinkünfte  sieh  mit  der 
hrede  zu  unterwerfen,  dam  innerlialb  di^eier  Jahre  aller  Neger- 
liandel  zui*  See  überhaupt  aufzuhören  hätte.  Zum  ersten  Male 
damals  die  Gleichstellung  desselben  mit  dem  völkerrechtlichen 
erbrechen  der  Piraterie  auch  vertragsmassig  beschlussen  worden  - 
littelst  dieser  Convention  von  1Ö26  war  das  Sliuislerium  Canninu 
ach  Südamerika  gegenüber  auf  einen  sicheren  Boden  gelangt*'"*}. 
Täre  es  üun  geglückt,  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord* 
aierika  zu  gewiimeu,  so  hätte  es  sich  der  Misserfolge  auf  den 
ropmscben  Congressen  einigermassen  getrosten  können. 


Stftatsverträgon  (1874)  148  attgerührte  Ermä^litigiingagesoU  7  und  8  Vict. 
,  26  war  nur  auf  bescli rankte  Zeit  erksäon. 

')  Abgedruckt   mit  seinen,    nacli    dem   Muster   der  bisherigen   Vertriige 

IMsgcarbeiteten  Annexen  bei  Mabtkns  N,  K.  VI  618.  Auf  ilrn  beziehen  aicli 
pe  beiden  Deklarationen  vom  20.  Februar  1825,  ibid.  054.  655.  Der  Vertrag 
kebt  noch  beute  in  Geltung. 
\  *')  Abgedruckt  bei  Mautens  N*  R.  VI  1087.  Die  Angabe  von  Mabtens 
iet  Cui^sY,  Rocueil  mftnuel  V  437»  das«  an*  !7.  Juli  1S:j7  Braailien  zwei 
Additionalartikel  vereinbart  habe,  konnte  ich  nicht  verificiren.  Hkutslkt 
fuhrt  aie  nicht  auf. 

*•)  Abgesehen    von    den    vereinzelten    Zusagen    allgemeineren  Charakters 

io   coopcraic   with   Gr.    Brilain   for   thc    total   ahoUHou   of  the  sJave-trade, 

^■piteiia    der   ^üdamerikaniHcben    Eepiibliken,    zu    welchen    die    Aufrichtung  von 

^Iheuiidsehaftä-    und   Haiulciü vertragen   dio  willkommene   VeranhLssun^'  bot:    so 

mit  Argentina  Vertrag  Toni  2.  Februar  1825,  Martens  N>  R.  VI  670  A.  14; 

^^it  Columbia  Vertrag  vom   IS.  April  1825,   ibid.  740,   A.  13;    mit  Mexico 

^Hertfüg  vom  26.  December  1826,  ibid.  VII  80,  A.  15;  mit  Peru*Bolivia,  vom 

^B.  Juni  1837,  Mabtbns  N.  R.  XV  181,  A.  M.     Und  noch  später  im  Freund- 

^Bcbaftsrertrage  mit  Guatemala  vom   20.  Februar   1849,   Martkns  N.  R.  G. 

XIV  282,  A.  H;    mit  CoHtarica  am  27.  November  1849,  ibid.  050,  A.  14; 

mit  Paraguay  am  A.  Milrz    1853,   Hertslet,   Treaties  IX  601,   A.  15;    mit 

Peru  am  10.  April  l%li(\  Maktens  N.  R.  G.  XV  UO,  A.  15.     Aehnliche  Zu- 

lagao   wurden    hie    und    da    aurh   andern  enropäiachen   Seemächten   von  jenen 

8taat«fn  abgegeben. 
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In  der  Tliat  liesseii  die  Jahrelang  mit  Eifer  mid  Zäliigkeit 
in  WasIiingtoTi  wie  in  London  gepflogenen  Unterliandlungeti 
schliesslich  sieh  günstig  an*  Aber  aUerdings  die  Skh^venti^agü  war 
alhnählich  der  Angelpuirkt  geworden,  uni  welchen  sieh  die  Gre- 
schicke  der  Union  Decennicn  lündurch  drehen  sollten^*);  und^ 
dass  nirhl  einmal  die  von  ihr  zn  wii'ksamer  Hinderung  eigenen 
nnd  frenulen  Sklaven iniports  bereits  erlassenen  Massregeln  im 
Oongress  wie  bei  der  Executive  ernst  genonnnen,  streng  gemeint 
worden,  zeigte  auch  der  Ausgang  der  in  den  Jahren  1818 — 1824 
getuhrten,  dann  in  den  dreissiger  Jalii'en  wiederholten  britisch- 
anierikanisehen  Verhandhnigen.  Den  im  Frieden  von  (rent*^) 
übernommenen  Verpiliehtinigen  konnten  sich  die  amerikanischen 
Staatsmäuuer  Ännaehst  nicht  fiiglicli  enlzielnu  Sie  wichen  zwar 
den  im  Jahre  1818  von  (^rossbritarniien  gestellten,  im  Jahre  1820  ^ 
wiederholten  Anträgen,  auch  ihrerseits  dem  Regime  der  Vertriige  m 
mit  Portugal,  Spunien  nnd  llolhiud  sieh  anzusehhessen,  mit  dem 
Hinweis  darauf**^)  ans,  wie  das  dort  sti[>ulirie  Durchsuehungsrecht 
zu  Friedenszeiten  dem  amerikanischen  Volke  die  unliebsamsten 
Erinnernngcn  an  den  Krieg  von  1812^")  erwecke,  nnd  demnach  ■ 
nnannehnihar  sei;  erklnrten  sich  aber  l)ereit  zu  eim^r  anderweitig 
zn  gestaltenden  niaritimen  Cooperation  mit  England  die  Hand  zu 
bieten.  Als  dann,  während  der  AdTuinistration  Monröe^s^  Oak- 
KINO  in  Washington  neue  Negotiationen  einleiten  liess  *^),  fiuid 
diese  Anregung  sogar  im  amerikanischen  (Kongresse  einen  Wieder- 
Imll  *'^),  England  liess  nm  positive  Gegenvnrseldage  bitten.  Und 
tla  dieses  von  dem  fn-ihcli  sehr  widerwilligen  J.  i:^,  AuAMS  nicht 


I 


*^)  Nach  dem  Auatlrucke  v.  Holst^s  Verfftssii ng  laul  Demokratie  1  280* 

«)  S,  o.  N.  13, 

**)  JouN  Q.  Adams  an  den  amerikanificlien  GesantUpii  ümn  iit  London 
2.  Nov.  1818;  itcrstlbe  an  den  englischen  Geanndteu  STRATFonn-OANKiNO  in 
Washington  (FeLruar  ?)  1821:  beide  Alttenstucke  auszu^weise  in  Wuicaton, 
Hiat  n  279.  299;  atisführlidier  in:  Enquiry  u.  8.  w.  41—45.  90-94.  Vgl. 
aucli  Lawkekoe's  Wheaton  (2.  ed.  1S64)  p,  260.  2öl. 

*')  Einige  Andeutungen  über  die  damals  durchgekänipffccn  seerechtlichen 
Fragen  habe  ich  in  meinem  Aufsat/t*,  HiaTifs  Annalen  (1875)  813  fl',  gegeben. 

"J  Nöte  vom  29.  Januar  1823,  auszugsweise  bei  Wukaton,  Hiati>ire  11  301. 

*^J  Resolution  des  Repräsentantenhaust^  Tom  8,  Marx  1823,  Whkatoit, 
Hifltoire  II  301;  v.  Holst,  Verfas.su ngsgeschi cht e  I  426.  Üeber  eine  ähnliebö 
Resolution  von  1818  vgl.  v.  Holst,  Verfassung  nnd  Demokratie  I  283.  Auch 
J.  DE  Neufville  L  L  46;  und  Lawrence,  Viaitatiun  and  äcarcb  p.  26, 
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gelehnt  werden  konnte,  so  stellte  sich  trotz  der  Weiterungen 
und  WinkekiigeT  die  amerikaniselierseits  mit  gewolinter  Routine  ^^) 
geniMclit  wurden,  sehr  hald  lientus,  dass  als  wirklicher  Stein  des 
Änstosses  nur  die  „mixed  eouimissions^  iilirig  blieben,  denen  die 
Engländer  bis  daln'n  die  A^burtlieilung  gegi'ifi'ener  Sklavenschiffe 
hatten  jinvertrauen  wollen.  Hier  gab  nnn  Canxino  sofoi*t  nach. 
Mit  Freuden  genelnnigte  er  den  von  doui  anierikauiHchen  <Tesaudten 
EcsH  vorgelegten  Vertragsentwiui',  dur  denn  auch  am  13.  März 
■04  beidei*seitÄ  vollzogen  wurde  ^*).  Es  war  der  erste  englisch- 
^fcerikantsche  Vertrag  wider  den  Negerban<h'L  Alier  freihcii  es 
Br  ein  blosses  Blatt  l^apier.  In  Washington  siegte  zuletzt  der 
Hfe  Widerwille  d<^r  Sklavokraten  gegen  die  bedrohliche  Schädigung 
mi'er  Interessen.  Der  Senat,  an  welchen  die  Clonvention  zur 
^atitikation  ging,  wollte  sie  liint erdrein  amen  dir  t  wissen.  Seine 
^nendenients  wiisste  er  bestens  so  einzuricbten  —  eines  von 
itmeii  litö  sich  wie  beleidigender  Hobn  ^•-)  —  dass  sie  völlig  inaccep- 
tibel  waren.  DiV  Vertrag  fiel  ins  Wasser.  Ijunierhin  eine  dauernde 
8pur  hat  er  zuriic  kgelassen.  Der  Satz,  dass  die  vun  den  vertragen- 
en Mächten  gegenseitig  wegen  des  Negerhandels  aufiad>ringen- 
oen  Scliiüe  in  die  hr^iiuatbliehen  Hafen  zu  tubreu  und  den  heiniatlj- 
^lien  Behörden  behul^s  jirisenreclitlicbtT  Verfolgung  zu  übergeben 
0|d,  ist  nordainerikaidsclien  Ursprungs;   er  ist  dann   unter  fran- 

*•)  Durch  Üebertrumpfung  ik's  Amlern  Tbeilw  niittelst  Aifstfllong  niu<j- 
lichj<t  wohlklingender  imd  in5gHLliüt  wtit^eln eitler  FonJerungeii  in  Zuverniebt, 
dass  tHeselben  nicht  erfüllt  werden.  Die.^jnml  freilich  scbltjg  4ie  Redinunj^  felil 
Denn  wenn  Ai>äms  verlangte  (Noten  vom  31.  März  nml  vom  21.  Jnni  1823, 
Jkpeschc  vom  24.  Jnni  182:>,  Wiikaton,  Hiatoire  TI  303—^06  und  Eii(|oirj 
^Bb.  w»  %  — 119),  daas  die  En Isländer  erat»  wie  es  acjcben  die  Amorikaner 
^than  (CongTCsyakte  vom  ^,  Mni  1820),  den  eigenen  Ne)^''erbandcl  als  Pirnterie 
lÄndesrechtlirh  in  criminalisiren,  d*  li.  mit  Todesstrafe  zu  bel^?gen  hätten^  bevor 
intern ationule  Verhan^lUuigen  geführt  wenien  könnten,  au  entspTach  das  nur 
AU  cngUsclien  Intentionen.  Und  am  21.  Jnni  1824  wurde  in  der  Tlmt  die 
cai  Verlangen  conforme  consolidirte  Pariamen tsakte  wifler  den  Sklavenhandel, 
j^Geo,  rV^  c,  113,  Hauiitarlikd  ist  A.  9,  erlusaen. 

^*)  Ü0ber  sein«?u  lulnUt  WnKAT^-iN,  Hbtoire  II  SuB.  \\  Holst,  Verfassnnga- 
cMehte  I  427  N.  2.      Lawre!*oe,  Viaitatiou  and  searcli.  p.  28. 

*)  In  dem  Artikel,  daas  die  beiderseitigen  Kriegssscbiffe  zn  kreazen 
;tc"ti  »an  den  Kysteo  vnn  Afrika,  Amerika  und  Westinilien",  sollte  das 
rt  »Aramka**  gelusebt  werden!  Also  an  seinen  eifjeuen  Eilanden  RoUt« 
Owbritannien  rubig  krenzen  lassen;  aber  mcht  ander  norrlamerikauit^ehen Küste! 
Hcsao  ja  doch  an  eil  hintrs  iler  en^liseben  Küste  in  sulehen  Zwecken  nicht 
ttienf  Whkaton,  Ilistoire  II  31Ü,  lobt  die  ^Remarque  m  jiLste  de  M.  AnxMs.* 

AfcUET  far  AlTeiiiUcliüB  VUichl  1.   I.  5 
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zösischer  Aegide  in  das  conventionelle  Recht,  zumal  in  den  Quin- 
tupel vertrag  von  1841  übergegangen.  Und  was  noch  wichtiger 
ist:  die  Amerikaner  hatten  ihr  principielles  Bedenken  gegen  die 
Etabhrung  gegenseitiger  SchifFscontrolen  behufs  gemeinsamer  Unter- 
drückung des  illicit  traffic  of  slaves  thatsächlich  fallen  lassen^*). 
Parteipolitik  war  es,  die  den  Vertrag  nachträgUch  scheitern  liess. 
Aber  als  vierzig  Jahre  darauf  die  Union  sich  anschickte  in  blutigem 
Bürgerkriege  die  Sklavenfrage  zu  endgiltiger  Lösung  zu  bringen, 
kam  sie  —  in  der  britisch-amerikanischen  Convention  vom  7.  April 
1862  —  auf  die  bereits  im  Jahre  1824  als  unentbehrlich  aner- 
kannten internationalen  Controlen  bereitwillig  und  geräuschlos  zurück. 
Die  Enttäuschung,  die  der  allezeit  feindliche  Freund  jenseits 
des  Oceans  bereitet  hatte,  war  in  England  bald  vergessen,  als 
das  Unerwartete  geschah:  als  es  endhch  gelang  den  hartnäckigen 
Widerstand  zu  brechen,  den  die  europäischen  Grossmächte  dem 
britischen  System  entgegengesetzt  hatten.  Seinen  Mittelpunkt 
hatte  dieser  Widerstand  in  der  meistinteressirten  Seemacht,  in 
Frankreich  gefunden,  wo  bis  daliin  entschieden  und  mit  Würde 
die  seerechtliehen  Zumuthungen  der  englischen  Abohtionistcn  ab- 
gewehrt worden  waren.  Und  gerade  die  französische  Regierung 
war  es,  die  nun  plötzlich  in  das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht, 
in  das  droit  exceptioim(i  de  visiier  ein^^^lligte ;  die  mit  dieser  gross- 
artigen Concession  den  Engländern  edelmüthig  die  Wege  ebnete 
und  dadurch  bald  den  vorläufigen  Abschluss  des  internationalen 
Bundes  gegen  die  überkommene  Bai'barei  herbeiführen  half.  Dass 
Palmeuston  auch  diesen  Erfolg  und  die  sich  weiter  daran  knüpfen- 
den erzielte,  das  war  der  dazwischen  liegenden  Juhrevolution  zu 
verdanken.  Eine  neue  Gruppirung  der  Mächte  war  im  Entstehen. 
Damals  formirte  sich  jene  bis  in  die  Gegenwart  hinein  fortwirkende 
„entente  cordiale"  der  beiden  AVestmächtc,  die  wir  Deutsche 
immer  vermeinten  als  eine  unnatürliche  politische  Combination 
betrachten  zu  müssen,   die  wir  aber  allmählich  haben  verstehen 

*■)  Dass  man  zur  Basis  solcher  Controlrechte  nunmehr  den  Begriff  (con- 
stitativer)  Piraterie  zu  machen  gedachte,  veränderte  nicht  die  Sachlage.  Behnfe 
Constatirung  des  als  piratisch  qualificirten  Akts  war  eben  die  voi^ängige 
Untersucliung,  Festnahme,  Aufbringung  des  verdächtigen  Scliiffs  nicht  zu  ent- 
behren, welche  die  Amerikaner  jetzt  zugestanden.  Darauf  kam  es  an.  Vgl. 
den  entscheidenden  Artikel  bei  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte  I  427  n.  2. 
Was  Whbaton,  Histoire  II  306.  307  zur  Rechtfertigung  seiner  Landsleute 
beibringt,  ist  eitel  Rabulistik.  Nüchterner  urtheilte  später  Lawrrnos,  1.  l  27. 
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lernen.  In  der  Kette  der  berühmten  herzlichen  Beziehungen  bil- 
dete fortan  das  seerechtliche  Durchsuchungsrecht  ein  wichtiges, 
aber  freilich  bald  sehr  locker  gewordenes  und  schliesslich  ganz 
ausgefallenes  Glied.  Indess  damals  konnte  das  günstige  Resultat 
der  mit  Sebastiani,  dem  Minister  Ludwig  Piiilipp's  geführten 
Unterhandlungen,  zu  welchen  Frankreich  durch  seine  Loi  pour  la 
repression  de  la  traue  des  twirs  vom  4.  März  1831  so  eben  sich 
strafrechtlich  vorbereitet  hatte,  nicht  hoch  genug  veranschlagt 
werden.  Die  kurze  enghch-französische  Convention  wurde  am 
30.  November  1831  zu  Paris  gezeichnet^*).  Das  Durchsuchungs- 
recht sollte  gegenseitig  nicht  auf  dem  weiten  Ocean,  sondern  nur 
auf  dem  innerlialb  des  Eayons  afiikanischer  und  amerikanischer 
Küsten  hegenden  Seegebiete  ^^);  und  nur  durch  eine  jährhch  zu 
vereinbarende  Zahl  von  Kreuzerschiffen*®),  welche  mit  vertrags- 
mässig  festgestellter  Instruktion  und  reci2)roker  Vollmacht  zu  ver- 
sehen wären,  geübt  werden.  Diese  Schiffe  hätten  im  Einverständ- 
niss  mit  einander  zu  operiren.  Die  des  „infame  trafic"  verdäch- 
tigen Privatschiffe  wären  heimathliclier  Jurisdiktion  zuzuführen  •'^') 
—  also  wie  man  sieht  die  Annahme  der  von  den  Amerikanern 
im  Jahre  1824  aufgestellten  Tliose  — .  Zu  diesem  Hauptvertrage 
kam  dann  unter  dem  22.  März  1838  ein  Ausführungsvertrag,  eine 
Convention  supplewentnire'*^)]  in  Wahrheit  freilich  die  Hauptsache. 

**)  Aufgerichtet  in  französischer  Sprache.  Abgedruckt  bei  Mabtens 
N.  B.  IX  547.  lieber  ihre  Entstehung  finden  sich  interessante  Mittheilungen 
bei  GmzoT,  Memoircs  VI  438  f. 

**)  Nämlich  nur  in  den  Küstenwassern  von  Madagaskar,  Cuba,  Portorico 
und  Brasilien  —  die  Zone  wurde  auf  20  (grosse)  Seemeilen  erstreckt  — ; 
nächstdem  auf  dem  atlantischen  Ocean  in  dem  Reviere  zwischen  15  ®  N.  Br. 
und  10®  S.  Br.,  zwischen  der  afrikanischen  Küste  und  dem  30.  Meridian 
von  Paris. 

^)  Jedenfalls  aber  sollte  keine  Nation  mehr  als  das  Doppelte  an  Zahl 
der  Yon  dem  andern  Theile  aufzustellenden  Schilfe  mit  Kreuzerorders  versehen 
dürfen. 

•')  A.  7:  »Les  navires  captur^s  —  seront  ainsi  que  leurs  ^quipages  remis 
Sans  d^lai  a  ia  juridiction  de  la  nation  a  laquelle  ils  appai-tiendront.  II  est 
d  aillcurs  bien  entendu  qu^ils  seront  jug^s  d'aprcs  les  lois  en  vigueur  dans 
leurs  pays  respectifs." 

")  Aufgerichtet  in  französischer  und  englischer  Sprache,  gedruckt  (nur 
französisch)  bei  Martkns  N.  B.  IX  549.  Einer  Zustimmung  durch  die  Kammern 
bedurften  nach  damaligem  französischen  Staatsrecht  jene  Conventionen  nicht. 
Die  Pablikation  erfolgte  erst  durch  Ordonnanz  vom  25.  Juli  1833. 

5* 
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Denn  erst  mit  ihr  konnte  das  neue  Regime  ins  Leben  treten*'). 
Sie  legte  nebst  den  ilir  als  Annex  in  7  Punkten  zugefügten 
histiuctions  pour  Ics  Cröiscurs  die  bestehenden  Principien  des 
britisch-conventionellen  Rechts,  soweit  sie  anwendbar  waren,  na- 
mentlich auch  den  holländischen  „Equipment  article"  zu  Grunde; 
und  goss  ihre  Clausein  in  diejenige  Gestalt,  die  dann,  mit  vieler- 
lei Einzeländerungen,  in  dem  späteren  Recht,  zumal  in  dem  Quin- 
tupelvertrage  von  1841  wiederkehrt  und  typisch  geblieben  ist. 

Sobald  erst  Frankreich  der  gi'ossen  von  der  britischen  Pohtik 
bei  allem  Wechsel  der  Ministerien  mit  nie  ablassendem  Eifer  be- 
triebenen seerechtUchen  Union  einverleibt  war,  traten  in  wenigen 
Jahren  alle  kleineren  Seemächte  bei.  Sie  erkaimten  entweder, 
eingeladen  von  beiden  nimmehr  engverbündeten  Grossstaaten  des 
europäischen  Westens,  durch  einfache  Accessionsverträge  die 
Olauseln  des  englisch-französischen  Cartels  von  1831/1833  auch 
für  sich  als  gegenseitig  verbindlich  an,  übrigens  mit  dem  Vor- 
behalt, Zahl  und  Stationsort  der  zu  entsendenden  Kreuzer  sell)- 
ständig  festzusetzen:  so  Dänemark  im  Vertrage  vom  26.  Juh 
1834^®),  Sardinien  in  demjenigen  vom  8.  August  1834^*),  die 
drei  deutschen  Hansestädte  in  dem  Hamburger  CoUektiv- 
vertrage   vom  9.  Juni  1837®^),   das   Grossherzogthum   Toskana 


*')  Französische  Aufbringungshäfen  sollten  sein:  Gorea,  Martiniqne. 
Bourbon,  Cayenne. 

•<*)  Marxens  N.  R.  XII  713.  Dänische  Schiflfe  sollten  nach  Ste  Croii, 
Christiansborg,  Trankebar  aufgebracht  werden.     Der  Vertrag  gilt  heute  noch. 

•»)  Martens  N.  R.  XIII  194;  Art.  additionnel  vom  8.  Dccember  1834; 
ibid.  206;  Schlussprotokoll  de  eod.,  ibid.  208.  Aufbringungshafen  ist  Genua. 
Neu  ist  hier  der  dann  auch  in  die  späteren  Conventionen  übergegangene  Vor- 
behalt, dass  ein  etwa  vorgefundenes  Sklavencargo  vorher  der  Freiheit  zurück- 
gegeben werden  soll,  bevor  das  Schiff  nach  Hause  geführt  wird.  Der  Vertrag 
gilt  als  kgl.  italienischer  Staatsvertrag  noch  heute,  s.  o.  II  N.  4. 

")  Martens  N.  R.  XV  191.  XIV  266.  Lübische  Schiffe  waren  nach 
Travemünde,  Bremische  nach  Bremerhafen,  Hamburgische  nach  Cuxhafen  ab- 
zuliefern. Uebrigens  machten  die  Hansestädte  den  sehr  charakteristischen  aber 
auch  sehr  natürlichen  Vorbehalt,  eventuell  Kriegsschiffe  zum  Kreuzen  nicht 
ausrüsten  zu  dürfen,  —  ein  Vorbehalt,  der  dann  auch  in  die  Verträge  von 
Toskana,  Neapel  und  in  spätere  übergegangen  ist,  und  welcher  die  verabredete 
Seepolizei  ausschliesslich  in  England's  Hände  legte.  —  Auf  eine  spätere  Milde- 
rung des  hanseatischen  Vertrags,  hinsichtlich  der  Legalpräsumtionen  des 
„Equipment  Article",  verweist  das  oben  11  N.  24  angeführte  Conferenzprotokoll 
vom  23.  Juni  1849.    Ich  vcrmuthe,  dass  diese  Milderungen  enthalten  sind  in 
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Iim  Vertrage  vom  24*  November  ISST**"),  das  Köriigrmch  beider 
Bicilien  in  dem  vom  14.  Fehruar  1838**^),  die  Kf^iiul^ük  Hayti 
Itirch  iüe  beiden  separat  luii  England  am  23.  Dt'cendjer  1839, 
pid  mit  FnmkrficL  lun  29.  August  1840  abgesclilosseiifn  Cou- 
iBnlioneii  ** %  ejidlich  auch  S c  h  w e d  e n- N  o r  w e g e  u ,  welches  am 
21.  Mai  1836  zwm*  einen  formdl  seil) ständigen  Vertrag  mit 
raukreich  au&ichtete""),  denselben  ahur  lediglich  mit  den  eng- 
ich'französischen  Clausein  von  1831  und  1H33  anfüllte.  OdtT 
er,  sie  schlössen  mit  Grosshriti^Tniien  figmir-  Haupt  vertrage  ab: 
zuerst  Spanien  unter  dem  28.  Jmd  1835^^),  wodurch  der 
Ite  spanische  Vertrag  von  1817  (s.  n.  S.  60),  wenn  auch  nicht 
fgelioben,  so  doch  wesentlich  erweitert  mirde.  Spanien  bestä- 
te  ounmelu',  den  englischen  nruhungon,  Cuba  s  Una))liängigkeit 
zuerkennen,  nachgebend,  die  totfde  Reprobatiun  des  spanischen 
Sklzivenimports  in  Westindien,  veraltredete  die  Fortdauer  der 
^^eidcn  Mixed  f'ommhsmis  zur  Aljurtbeihing  der  saisirten  Schiffe, 
^Hereinbarte  sodaim  ein  Iicglemen(  iibcr  die  weitere,  unter  gegen- 
^Beitige  Controle  zu  stellende  Behandlung  der  ergrift'enen  Sklaven 
^B-  dieses  war  ein  Novum,  ein  Punkt,  der  später  mancherlei  An- 
^Btoss  gegeben  hat  —  und  legte  im  Uebrigen  seiner  neuen  Con- 

Hkr  Bejiesehe  (Note?)  vom  9.  Februar  184*>,  au  Mr.  Colqchoün  gerichtet, 
deren  die  Drucksache  des  deutjjcht.m  Biindearatba  1378/9  Nr.  117  godenkt  Der 
Vertrag  bt  erloschen,  s.  o.  II  N*  4. 

«•)  jrARTKKs  K.  ß.  XV  292.  Toakaniscbe  Scliiffo  solton  uudi  Livorno 
geföhrt  werden.     Der  Vertrag  ist  mit   de»  SuTdinischeu  Änuexionen  crlosclicn. 

•*)  Er  fehlt  bei  Mabtehs,  tiudet  üicli  aber  mit  dazu  gebnrig"en  Akteu- 
ttückcii  bei  HRRTjiLET,  Treaties  V  4ä9.  Aafbringuugsbafen  war  Neapel  I^.t 
Vertrag  bt  erloschen. 

**)  Sie  fehlen  bei  Mabte17s.  Die  englisebe  fiiulet  «ich  nebst  den  m  ihr 
gebrmgen  D  eklarat Jonen  vom  20.  Oktober  1810  hA  Hkrtslkt,  Treaties  XI 
523—531  j  die  französische,  wehcntiicb  g^knchlautemle  bei  Dkcleroq,  Traites 
de  la  France  IV  58d,  Aufltringrungshafen  sollte  Port-ao-Prinee  sein.  Die 
Verträge  gelten  hente  noch. 

•"j  Fehlt  bei  Matitens,  findet  sich  bei  DECLKtnxi  L  1,  IV.  338.  Ala 
tchwcdischer  Äufbriniiruu^äbafcn  war  die  Insel  St.  Barthelciuy  bezeiebnet  Diese 
In^el  ist  nun  heutzutage  nicht  ujebr  scbwedUch:  doch  ^'ilt  im  Uebri^aui  der 
Vertrag  noch  hente.  vg-L  auch  oben  11  N.  53. 

•'>  In  englischer  und  sipaniiicber  Sprache  aufgerichtet.  Fehlt  bei  MAltfiNS* 
findet  fich  mit  aümmtlichco  Annexen,  von  welchen  Nr.  11 1  die  Mrgidations 
for  the  fjaotl  trmtment  of  liheraUd  Negroes  enthält,  in  Hertslkt,  Treaties  IV 
440—480.    Sic  steht  noch  heute  io  rechtlicher  Geltung. 
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vention  die  englisch-holländischen  Abmachungen,  zumal  die  sich 
hier  findende  räumliche  Abgrenzung  des  Seereviers  zu  Grunde. 
Auf  dem  Fusse  des  spanischen  Regimes  wurden  dann  entworfen 
und  vollzogen  die  Verträge:  mit  Chili  vom  19.  Januar  1839  •■) 
in  welchem  aber  die  Seereviere  in  der  Weise  des  französisch- 
englischen  Cartels  von  1831  tracirt  wurden,  mit  Argentina  vom 
24.  Mai  1839«*),  mit  Uruguay  vom  13.  Juh  1839'®),  mit  Bo- 
livia  vom  25.  Sept.  1840  '*),  mit  Ecuador  vom  24.  Mai  1841  '*) 
—  diese  vier  ohne  alle  geographische  Einschränkimg  des  Visi- 
tationsrechts. Etwas  abweichend  lauteten  die  Uebereinkünfte  mit 
Venezuela  vom  15.  März  1839'^),  welche  das  System  gemischter 
Gerichtshöfe  durch  die  Annalime  des  französisch-englischen  Ver- 
fahrens ersetzte;  die  mit  Mexiko  vom  24.  Februar  1841  '*),  welche 
auch  specielle  Regeln  für  solches  vor  den  beiderseitigen  Landes- 
behörden Platz  greifende  Verfahren  aufstellte;  endUch  die  mit 
Texas  vom  16.  November  1840  '^),  die  modernste  von  allen  diesen. 
Sie  wurde  in  London  unterhandelt  und  legte  man  ihr,  Artikel 
für  Artikel,  den  damals  noch  als  Projekt  bestehenden  Entwurf 
des  späteren  Quintupelvertrages  zu  Grunde;  das  Visitationsrevier 


••)  Mahtens  N  R.  G.  IV  526  mit  Additionalartikeln  de  eod,,  ibid.  545; 
und  Ädditional  and  exßanatory  Convention  vom  7.  August  1841,  ibid.  546 
(besser  bei  Hertslet  VI  204).    Er  gilt  noch  gegenwärtig. 

••)  Fehlt  bei  Marxens,  ist  gedruckt  bei  Hertslet  VI  117—135,  nebst 
Additionalartikeln  de  eod.,  ibid.  135.    Noch  heute  geltend. 

»<»)  Martens  N.  R.  G.  IV  333;  die  Additionalartikel  de  eod.  d.  ibid.  392- 
Das  Regulativ  aber  die  Behandlung  der  zu  emancipircnden  Sklaven  ist  hier 
ansehnlich  erweitert.    Noch  heute  geltend. 

'^)  Martens  N.  R.  G.  IV  487 ;  die  Additionalartikel  de  eod.,  ibid.  505. 
In  der  Tabelle  von  Martens  et  Cussy  Recueil  V  441  sub:  7.  August  1841 
ist  nicht  Bolivia,  sondern  Chili  zu  lesen. 

")  Fehlt  bei  Martens,  ist  aber  gedruckt  bei  Hertslet  VII  201.  222; 
die  Additionalartikel  dazu  de  eod.,  ibid.  220.  242;  ein  späterer  Additional- 
artikel vom  15.  Januar  1846,  ibid.  221.  243. 

")  Hertslet  V,  564—581;  fehlt  bei  Martens. 

7*)  Martens  N.  R.  G.  IV  560;  Additionalartikel  de  eod.,  ibid.  567.  Von 
dem  Visitationsrevier  wurde  auch  der  innerste  Tlieil  des  mexikanischen  Meer- 
busens eximirt.  Ein  Additionalartikel  vom  13.  April  1842  findet  sich  ibid. 
575.     Die  vier  Verträge,  N.  71—74,  sind  auch  lieute  noch  verbindlich. 

^*)  Martens  N.  R.  G.  IV  506.  In  englischer  Sprache  aufgerichtet.  Die 
RatifikationsprotokoUc  dazu  finden  sich  bei  Hertslet  VI  827—829.  Mit  dem 
Eintritt  von  Texas  in  die  nordamerikanische  Union   ist  der  Vertrag  erloschen. 
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war  das  alte  des  englisch-holländischen  Rechts,  mit  Exemtion  des 
innei-sten  Theils  des  Golfs  von  Mexiko. 

Nun  blieb  um  das  neue  seerechtliche  Regime  in  ein  univer- 
selles fonnell  zu  verwandeln  kaum  mehr  etwas  übrig,  als  in  Be- 
friedigung des  alten  Ziels  britischer  Philantliropic  und  britischen 
Elirgeizes  auch  die  drei  Ostmächte  ^vomögUch  zu  collektivem  An- 
schluss  an  dasselbe  zu  veranlassen,  und  mit  solcher  Sanction  dann 
vor  die  noch  übrig  bleibende  Welt  zu  treten.  Da  europäische 
Oongresse  nicht  mehr  im  Schwange  waren,  so  galt  es  im  Vereine 
mit  Frankreich,  das  schon  1831  ausdrückUch  sein  Einverständniss 
erklärt  hatte,  die  Regierungen  von  Oesterreich,  Preussen  und 
Russland  zu  Unterhandlungen  behufs  Abschluss  eines  Vertrages 
pour  la  suppression  plus  efficace  de  la  traue  einzuladen,  sie  an 
die  Einlösung  ihres  in  Wien  1815  und  in  Verona  1822  feierlich 
gegebenen  Wortes  zu  erinnern.  Aus  Rücksichten  des  internatio- 
nalen Anst^mdes  glaubte  man  ihnen  gegenüber  von  blossen  Acces- 
sionsverträgen zu  dem  britisch-französischen  Einverständniss  von 
1831/3  absehu'^),  vielmehr  einen  ganz  neuen  Hauptvertrag  auf- 
richten zu  müssen  ^^).  Das  zu  London  auf  Grund  des  bereits  so 
stattlich  herangewachsenen  Materials  sorgfältig  entworfene,  die 
Clausein  des  britisch-französischen  Vertrags  von  1833  und  seiner 
Anlage  mit  wenigen  Erweiterungen  und  Abänderungen  reprodu- 
cirende  Vertragsinstrumeut  nebst  seinen  beiden  Annexen  wurde 
von  Lord  Palmerston  hu  Jahre  1836  an  Frankreich  mitgetheilt 
und,  da  von  letzterem  gegen  den  Entwurf  nichts  einzuwenden  ge- 
funden wurde,  auf  Grund  einer  im  December  1838  zwischen  bei- 
den Regierungen  erzielten  Verständigung  den  drei  östlichen  Gross- 
mächten zur  Annahme  vorgelegt.  Durch  die  orientalische  Ver- 
wicklung wurden  die  Verhandlungen  mehrfach  gestört.  Nachdem 
Russland's  Emwendungen  gegen  den  Umfang  des  Visitations- 
reviers ^*)    durch  Zurückscliiebung   der  Zone  auf  den  32®  N.  B. 


^•)  GüizoT,  Memoires  V  297. 

''}  Ueber  die  Geschichte  der  Vertragsverhandlungen  giehi  GuizoT  in 
seinen  Memoires  VI  130-147  und  Pikees  historiques  IIl.  IV  willkommenen 
Aufschlass.  Nächstdem  sind  oben  die  Nachrichten,  die  die  Debatten  der 
französischen  Kanimern  vom  Januar  und  Mai  1842  bringen,  verwerthet  worden. 

^»)  Vgl.  GuizoT,  Mtooires  V  298.  Vermuthlich  hatte  England  für  dieses 
Revier  die  alte  Zone  des  englisch-holländischen  Rechts,  reichend  bis  zu  37^ 
N.  Br.  und  bis  zu  20"  W,  L.  von   Greenwich   in  Vorschlag  gebracht.    Sie 
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erledigt  waren,  wurde  am  20.  Dccember  1841  zu  London  der  in 
feierlicher  Form  „Au  nom  de  la  tr^s  sainte  et  indivisible  trinite**, 
unter  Ausschluss  alles  Kündigungsrechtes,  redigirte  Vertrag,  der 
im  Jahre  1880  Vertrag  des  deutschen  Reiches  werden  sollte, 
unterschriftlich  vollzogen.  Palmerston's  Name  figurirte  nicht 
mehr  unter  der  Urkunde ;  nur  wenige  Wochen  vorher  hatte  der  um 
die  Angelegenheit  hoch  verdiente  Staatsmann  zurücktreten  müssen. 
Statt  seiner  enthielt  sie  den  Namen  Aberdeen's  ,  nunmehrigen 
Staatssekretärs  im  torjistischen  Cabinet  Sir  Robert  Peel's. 

Der  erste  Eindnick,  den  die  Nachricht  von  dem  Abschluss 
des  Fünfinächtevertrags  machte,  war  überall  ein  bedeutender. 
Nunmehr  also  hatten  auch  die  leitenden  Weltmächte  gemeinsam 
ihr  Verdikt  gefallt.  Unter  der  Zustinmiung  aller  seefahrenden 
Nationen,  —  zu  denen  alsl)ald  und  definitiv  auch  das  Königreich 
Portugal  zu  rechnen  war,  nachdem  dieses  in  einem  mit  Gross- 
britannien unter  dem  3.  Juli  1842  aufgerichteten  Hauptvertrage  ^*) 

bedeutete  allerdings  dem  englisch-französischen  Vertrage  von  1831  gegenüber 
eine  Erweiterung. 

'•)  Endlich,  zugleich  mit  dem  neuen  Handelsvertrage,  in  englischer  und 
portugiesischer  Sprache  aufgerichtet  zu  Lissabon,  gedruckt  bei  Mabtens  N. 
R.  G.  III  244,  mit  dem  Additionalartikel  de  eod.  und  den  drei  Annexen,  von 
welchen  das  letzte  das  Reglement  über  die  Behandlung  der  in  Freiheit  zu 
setzenden  Neger  ist;  durch  den  Additionalartikel  vom  22.  Oktober  ej.,  Mabtens 
ibid.  312,  wiederum  geändert.  Der  Vertrag  hat  einer  langen  und  peinlichen 
Verwicklung  mit  Portugal  ein  Ende  bereitet.  Veranlasst  war  dieselbe  durch 
die  thatsächliche  Ungeneigtheit  oder  Unfähigkeit  der  portugiesischen  Regierung, 
an  der  auch  das  unter  dem  10.  December  1836  von  ihr  erlassene  strenge  Decret 
nichts  änderte,  den  Sklavenhandel  südlich  von  der  Linie,  also  an  der  Kongo- 
küste,  wirksam  zu  inhibiren,  s.  o.  N.  33.  Da  entschloss  sich  denn  England 
zuletzt,  Parlamentsakte  2  u.  3  Vict.  c.  73,  24.  August  1839,  dazu  das  Durch- 
suchungs-  und  Aufbringungsrecht  portugiesischer  Schiffe,  wie  es  der  Vertrag 
von  1817  freilich  nur  beschränkt  gewährt  hatte,  von  sich  aus  und  unmittelbar  in 
allgemeine,  s.  u.  S.  84,  Anwendung  zu  setzen,  verblieb  auch  bei  diesem  Vor- 
gehen, aller  portugiesichen  Proteste  ungeachtet  (vgl.  Augsb.  allg.  Zeitung  1839 
nr.  235.  259.  1840  nr.  136;  Wheaton,  Histoire  II  311.  312,  De  NEUPvn.LE, 
Diss.  cit.  61—67).  Erst  der  Vertrag  von  1842  stellte  Portugal  gegenüber  das 
normale  Verhältniss  wieder  her.  Er  gilt  noch  heute;  cf.  das  Projekt  des 
britisch-portugiesischen  Kongovertrags  von  1884  A.  12,  s.  o.  I  N.  5.  Nur  hat 
er  durch  die  Additionalconvention  vom  18.  Juli  1871  nebst  Annex,  Mabtens 
N.  R.  G.  XX  511,  die  Aenderung  erlitten,  dass  die  gemischten  Gerichtshöfe 
durch  das  System  nationaler  Jurisdiktion  über  die  des  Sklavenhandels  schul- 
digen Schiffe  ersetzt  worden  sind.  Ablieferungshafcn  soll  immer  der  nächst 
zugängliche  sein,  eventuell  Ausantwortung  an  ein  Kriegsschiff  erfolgen.     Bri- 


(mf!lifh  sioh  im  vr^Bmtlu'hen  dem  sjmoiscliljritischen  Ref^ime  an- 
ji;8clilo88eij  ***),    also    auf   süiucn    gcmiLss    der   Abrede    von    1817 
^ölkeiTeehtlicli  noch  th teilweise  log.ik'U  Skhivt'tihaTidcl  gänzlich  ver- 
zichtet hattr  —  war  zu  Gunsten  des  fj^rossen  und  edeln  Zweckes 
Ueiiie  Art   Friedenshlokäde  gegen  die  iitVikaniKche  und  einen  Tlieil 
Jt»r    Jimerikani8cheti    Küste    verhihi^'t    worden.      Eine    gi-nssartige 
ienassociatioD,  die  erste  in  ihrer  Art,    26  grosse  nnd  kleine 
rächte,  16  enropiüsche,   lu  amerikanische  umfassend^  schien  auf 
Crden  eine   neue  Aera   der  Humnnitiit  und    der  Völkermoral  in- 
luguriiTu   zu   soUeru     Ja,  auch  der  Segen  der  Kirche   sollte   ihr 
ptzt  nicht  mehr  fehlen:   in  eineni   eigenen  iThi   et  Orhi  verknn- 
leten  Erlass  *^)  untersitgte  das  Oherhanpt  der  Icatliolischen  Welt 
llen  Gliinhigen   tho  BetfuMligiuig  an  dem  schnnihhclien   Gewerbe 
Js  des  clurisilichen  Namens  durchaus  unwürdig;  verbot   zugleich 
JeistUchen  wie  Laien  die  Entseliuklignng,  Yertheidigung,  Recht- 
erti^uiig  desselben. 


Wenn  nur   der    Erfolg   den    grossartigen  Anstalten    einiger- 
nassen entsprochen  hätte!    An  dem  so  schön  ausgedachten  Ver- 
ragsnetz  mochten  die  Vfdkerreehtslehrer  ihre  Freude  haben.    Das 
irkundHche  Material  hatte  einen   stattlichen  Band  füllen  köimen. 
Lber  was  auf  dem  Papiere    sicli    so   verheissnngsvoll    ausmachte, 
ias  wai'  im  Effekt  nu'hr  Diinst  als  Wirklichkeit.    Alle  jene,  zum 
Theil  höchst  uuifangreicljen  Conventionen  schufen  zwar  ein  gegen- 
seitiges   Ueberwacbungsreclrt   auf  dem   Weltmeer.      Eine    l^cber- 
mchungspflicht  indessen  legten  sie  niclit  auf.    Ob  ein  Staat  seine 
Lriegsschiffe  sich  vor  die  blokirten  Küsten  k^gen  hiess,  das  liiug 
vertragsmlissiger ,    stillschweigender    oder    ansdrückhcher    Au- 
rkennung  lediglich  von  seinem  Ermessen  ah;  zinniclist  davon*  o!» 
überhaupt  eine  bewaffnete  Macht  zur  See  unterhielt;  dann  alier 

lisch -portagiesische  Cürresin)ndenzoti  über  die  Ausfülirung  des  Vertrages,  ans 
dctn  Zeitraum  von  ]  842— 1855,  finden  sicli  bei  De  Casteo,  CeUectäo  doa  tra- 
^UdoB  —  de  Portugal  VIII  (1858)  Sup|dt^meiito, 

*^  Mit  dem  Vorbelialt,  daiss   Hüasii  k  l  a  vcu    paiäspflichtiff   zur    See  be- 
ordert werden  dürften. 

*')  Das   Breve  vom  3.  Deeembcr  1839    ßiidct   sieb    in    deutaclier  üeber- 
bei  Maktens  N.  R.  XVI  1034. 
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davon,  dass  er  wirklich  und  ernstlich  Willens  war  dem  humanitären 
Dienst  Opfer  zu  bringen;  thatsächlicli  insbesondere  davon,  ob  er 
selber  die  Negersklaverei  und  mit  ihr  den  internen  Sklavenhandel 
beseitigt  hatte  imd  unter  Verbot  hielt  *).  Letzteres  traf  nun  aber 
gerade  bei  den  grossen  Kolonialreichen  Amerika's  nicht  zu. 
Brasilien  und  Cuba  hatten  ein  viel  zu  dringendes  Interesse  an 
ihrem  Plantagenbau  zu  nehmen,  als  dass  die  dort  gebietenden 
Regierungen  nicht  hätten  geneigt  sein  sollen,  alle  die  von  ihnen 
den  Engländern  gemachten  vertragsraässigen  Zugeständnisse  als 
höchst  drückende  Fesseln  zu  empfinden  und  dem  Import  unfreier 
Arbeiter  thunhchst  durch  die  Finger  zu  sehn.  Die  französische 
Regieining  liattc  die  gleichen  Interessen  nicht,  oder  in  viel  ge- 
ringerem Grade ;  und  in  der  That  sandte  sie  auch  vom  Jahre  1833 
ab  mit  Eifer  Kriegsschiffe  zum  Kreuzen  in  die  afrikanischen  Meere  *). 
Im  Uebrigen  jedoch  lag  der  beschwerliche  Blokadedienst  ledighch 
auf  britisclien  Schultern.  Die  von  England  hierauf  verwandte 
Militäi-kraft  beUef  sich  im  Jahre  1841  auf  140  Kanonen  und 
1100  Mann^).  Der  Geldaufwand  wurde  seit  1819  etwa  auf  jähr- 
lich 500000  i.  berechnet*).  Aber  was  wollte  das  bedeuten  der 
Aufgabe  gegenüber,  dem  übermächtig  werdenden  unter  portugie- 
sischer, spanischer,  nordamerikaner  Flagge  betriebenen  Schmuggel- 
handel zu  wehren,  die  ungeheuere  Küstenliuie  Afrika's  von  Mo- 
sambik an  bis  zu  dem  grünen  Vorgebirge  hin  efifektiv  zu  sperren! 
Und  selbst  wenn  es  gelang,  die  Rei)ressionsmassregeln  unter  Zu- 
ziehung noch  weiterer  Kriegsmarinen  ki'äftiger,  cinheithcher,  wirk- 
samer zu  entfalten;  der  von  der  britischen  Regierung  mit  zäliem 


*)  Der  Vertrag  wider  den  Negerhandel  mit  Ecuador,  s.  o.  III  N.  72, 
verclausulirte  gar  ausdrücklich  „for  want  of  a  proper  explanation  of  the  real 
spirit  of  the  phrase :  traflick  in  slaves",  dass  darunter  nur  verstanden  sein  sollte 
„such  only  which  is  carried  on  in  negroes  hrought  from  Africa,  in  order  to 
transport  them  to  other  parte  of  the  world  for  sale;  hut  in  no  mannei  wha- 
tever,  the  conveying,  from  one  port  or  jdace  to  another  helonging  to  the 
Repuhlic,  the  slaves  existing  within  it;  he  such  uudertaken  either  with  the 
ohject  of  selling  them,  or  with  any  other,  not  prohihited  hy  the  laws." 

*)  Nach  einer  amtlichen  Berechnung  sind  französischerseits  in  den  Jahren 
1833 — 1842  im  Ganzen  120  Kreuzer  mit  dem  Aufbringungsrechte  investirt  ge- 
wesen, GüizoT,  Memoires  pour  servir  a  Thistoire  de  mon  temps,  VI  155. 

')  So  gieht  an  Ritter  in  der  Vorrede  zu  dem  N.  6  erwähnten  Buche 
von  BuxTON,  p.  XLIII. 

*)  Diese  Berechnung  findet  sich  in  der  N.  12  citirten  Zeitschrift  S.  1347. 
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Beharren  üi's  Leben  gerufene  Staaten  verband  liatte  doch  nur  dann 
einen  Sinn,  wenn  alle  Seemächte  seineu  Satzungen  unterworfen 
Tirden.  Keine  diu-fte  ihm,  soUte  er  niclit  ilkisorisch  werden, 
Bni  bleiben,  —  ain  allerwejn'gsten  eine  grusse  Macht  im  Besitze 
|ner  bereits  nach  Millionen  zählenden  Skhivenbevölkerung ,  wie 
^e  die  n  o  r  d a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  Union  war,  Jhi'  Widerspruch 
pnügtej  um  das  ganze  mühsame  Werk  zu  Schanden  werden  zu 
ssen.  Und  sie  mdersprach  noch  immer,  ostensibel  aus  dem  Grunde, 
SS  sie  dem  von  Enghmd  in's  Werk  gesetzten  DuiThsuchungs- 
&cht  sich  ilirerseits  nicht  lügen  könnte.  Die  von  Frankreich  an 
las  Cabinet  von  Washington  im  Jahre  1834  im  Einverständuiss 
wt  dem  britischen  Ministerium  gerichtete  Einladung,  dem  fran- 
>sisch~enghschen  Regime  von  1831/3  nuch  dem  Vorgange  so 
Heler  anderer  Seemächte  auch  amerikanischerseits  zu  accediren, 
rde  von  diesem  entscliieden  ahgclelmt  *).  Was  Imlf  es,  neun  und 
leunzig  Thüren  zu  schliessen,  wenn  die  hundertste  oflen  blieb? 
Gerade  in  jenen  Tageuj  als  Palmeiij^ton  sich  anschiekte,  dem 
internationalen  Ap[i:trat  dunli  Bctheilignng  der  Grossniächte  die 
ten  noeJi  fehlenden  (TÜeder  einzufiigcn  —  es  war  im  Jahre 
l840  —  schineh  Sir  Thomas  F<iweij.  Buxton  sein  berülimtes 
Jueh  über  den  afrikanischen  Sklavenliandel "),  das  kein  Geringerer 
unser  K.  RrrrEU  hi  Deutschhuul  eiiduhrte.  Dem  durch  seine 
ttenschenfreundhche  Agitation  auf  dem  Gebiete  des  Gefiinguiss- 
resens  berühmt  gewordenen  Whig  hatte  einst  der  greise  Wiluer- 
koRCE,  als  er  von  detn  politisrhi'U  Leben  Alischied  nahm ,  ihe 
parlamentarische  Vertretung  der  grossen  Sache  übergeben.  Die 
^■giinze  Begeisterung  der  alten  Sklavenfrennde  war  in  dem  energi- 
^ftchen  Agitator  wieder  lebenchg  geworden ^  der  sieh  sofort  auge- 
^Bühickt  hatte,  mit  den  frischen  Ivi'äften,  die  die  im  Jahre  1823 
^fcestiftete  A  n  t  i  s  k  1  a  v  e  r  e  i  g  e  s  e  1 1  s  e  h  a  f  t  entfaltete,  die  Axt  auch 
^^n  ilie  Wurzel  des  Uohels,  an  die  Negersklaverei  selbst,  zu  h^gen. 
^AJiknüpfend    an    seine   Antrage   vom    15.   Mai  1823')    hatte   che 

*)  Die  Depesche  voiti  -1.  Oktober  1834  bei  Mabtens  et  Cuasy.  Recueil 
nnel  V  43t»;  Vj^l.  aucTj  J.  de  Nkufvtlle  l  l  p*  84,  und  die  Angaben  in 
em  N.  12  citirten  Aafsatz:  Kückblieke,  Ausland  1842  p.  1339.  1343. 

•)  The  african  slave  trade  and  its  remedy,  with  bequel  by  Sir  Tu.  Fowell 
irxTOW,  London  1B40.  Ins  Deutyebc  ill»er&etzt  von  G.  Julius,  mit  einer 
iTorredc  ^dic  Xigerespedition  und  ihre  BesLiinuiung"  von  Cabl  Kitte»*  Leipzig 
164  L     Hienach  citire  ich» 

')  VgU  RimJHOLD  Pauli,  Gescb.  England'«  1  343,  11  197. 
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britische  von  Canning  geführte  Kolonialpolitik  dasjenige  De- 
cennium  eingeleitet,  in  welchem  die  Sklaverei  in  Westindien  schliess- 
lich der  Emanzipation  entgegengefiihrt  wurde.  Und  Stanley's 
Bill  von  1833,  die  Akte  3  und  4  Will.  IV  c.  73,  hatte  dann 
die  gi'osse  Frage  in  ilu'em  ganzen  Umfange  endgiltig  fiir  Eng- 
land entscliieden.  Aber  freilich  der  nächste  sichtbare  Erfolg  der 
Massregel  war,  wie  man  alsbald  sah,  nicht  allein  der  Ruin  Ja- 
maika's,  sondern  auch  die  Steigerung  des  Negerimports  in  der 
Nachbai'schaft ,  in  Cuba,  in  den  beiden  Carolina' s,  in  Brasilien 
gewesen.  Geradezu  niederschlagend  erschienen  die  Berechnungen, 
die  BuxTON  in  seinem  vielgelesenen  Volksbuch  der  Oeffentlich- 
keit  übergab ;  entmuthigend  die  Schlüsse,  zu  welchen  er  und  seine 
Freunde,  die  Gründer  einer  neuen  im  Jahre  1839  constituirten  Ge- 
sellschaft zur  Civilisation  von  Afrika,  in  Beziehung  auf  die 
Wirkungen  des  von  England  eingerichteten  internationalen  Systems 
gelangten.  Alles ,  so  führte  er  in  beredten  Worten  aus ,  was 
englischerseits  in  den  letzten  25  Jahren  zur  Bekämpfting  des 
Greuels  auf  dem  Meere  geschehen,  alle  die  gewaltigen  Anstren- 
gimgen,  die  grossartigen  Geldopfer  sind  so  gut  wie  fruchtlos  ge- 
wesen. ThatsäcliUch  hat  sich,  so  wies  er  nach,  der  schmähliche 
Frachtverkehr  innerhalb  dieser  Periode  mindestens  verdoppelt^; 
mindestens  150,000  Neger  werden  Jalir  für  Jahr  als  kostbare 
AVaare  nach  Brasilien,  nach  Cuba  und  Portorico,  nach  Nord- 
amerika verschifft ;  und  w^r  zählt  die  Tausende,  Männer,  Weiber 
und  Kinder,  die  nebenlier  bei  dem  Sklavenfange  im  Innern,  bei 
dem  Transport  nach  den  Faktoreien,  in  den  sclieusslichen  Baracken 
der  Händler,  und  nun  gar  auf  der  See,  wälu-eud  der  dreimonat- 
lichen Fahrt,  zu  Grunde  gehen.  Wjis  wollen  gegen  diese  Summe 
die  wenigen  Schiffe  sagen,  die  wirklich  ergriffen  werden,  jährlich 
1  auf  30;  und  die  wenigen  Neger,  durchsclniitthch  7500  jedes 
Jalu-,  die  der  Freiheit  zurückgegeben  werden*)?  Durch  seine 
Vertragspolitik  hat  England  nichts  weiter  erreiclit,  als  dass 
der  proskribu'te  Trafik  mit  jeder  neuen  Convention  unter  einer 
neuen  Flagge  betrieben  wird'°).  Durch  die  Verträge  ist  er 
erst    recht    geffirdert    worden.     Seitdem    er    zum    SchleichlKindel 

^)  Vgl.   die   Zusammenstellung   bei    Büxton  43;  und  Ritter's  Vorrede 
p.  XXXIX. 

•)  Für  die  Jalire  1836  und  1837,  Büxton  -13. 
*«)  Büxton  151.  154. 
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geworden  y    hat    er    die    Preise   fiir    Menscheiifleisch    so    in    die 
Höhe    gedrückt,    dass  der  Anreiz    dazu  iniiiier    lebljafter   gewor- 
den.     Seitdem   ein    Prinifinp^^er    in  Havannnli  70  L.   kostet,    dor 
der  Goldkiiste    fiir  4  L.    ivi  ii:d>eü  ist ,    werden  sich    ininier- 
Kapitfiiie,  Rheiler  und  Ka])itahKten  finden,  die  den  Tod  und 
die  Scliande  vor  Augen   das   gefölir liehe    Geschäft   riskiren.     Als 
^^o\^Q  aber  von  dem  Allen   erseheint ^    dass    die  Grausamkeit  des 
^BPriuisports  inmier  sei i reckhafter  ^'eworden.    Um  den  Kreuzern  zu 
^Kntwischen,  werden   die  8klavenschifl*e   so   leicht   und   schmal  wie 
^Knoglich  gebaut;  und  um  die  Fahrt  so  einträglich  wie  möj^licli  zu 
^Knaeben,  wird  der  an  sich   beengte  Raiun  so  iiberladen,   dass  die 
Qualen   der   unglücklichen    Gpfer,    mit    denen   es    in  Fällen    vfui 
Kranklieit  oder  drohender  Gefnhr  schnell  über  Bonl  geiit  —  die 
«Xiaduiig  ist  ja  versichert  —  Ins  in's  B<^stialise!ie  gesteigert  werden, 
^r         VnA  was  BrxTON  so  beredt  iinHfiihrte,  faiul  in  d(»ni  c^nglist  lien 
Publikum  ein  vervielfältigtes  Eelio.    Zahlreiche  Vorschläge  wurden 
^Memaclit  um  dem  erseluiteu  Ziel:  Erbidtung  des  britischen   Plan- 
^■ogenbaus  und  Unterdrückung    des  fremden  Hkhivenimports    nach 
^^■^nierika  auf  wirksamere  Weise,  als  bis   dabin  gesclieben,    näher 
^ftu  kommen.     Die  Pliüantbropen,  selbst  Palmekstox   neigte  sich 
^Ku   Uinen,  meinten,  die    englische  Hegierniig  trete   nur    nicht  ent- 
^ftchiedeu  genug  auf:  man  sollte  mit  Brasilien  und  Spanien  —  am 
Emle  auch  mit  Nordamerika  ganx  ebenso  verfahren  wie  mit  Portu- 

Kd**),  man  sollte  selbständig  vorgehen  und  mit  der  Behandlung 
Her  Sldavenscliitle  als  Piratenschille  Ernst  machen.  Mit  Jlecht 
arde  aber  gegen  diese  im  Jahre  1841  ihren  Höhepunkt  er- 
reichende Agitation  eingewmidt,  dass  ein  solches  Verfahren  den 
Hfiichern  Krieg  liedente  **).  Auf  der  andern  Seite  führte  der 
^fcringende  Wunsch  der  Tories^  deji  nothleidendcn  Plantagenbcsitzern 
^PK*izuspriiigen,  zu  d«^m  im  Piuiament  des  Jahres  1842  vielei*w^ogenen 
^\"orscbhige,  Im  Gegensatz  zu  dem  bisherigen  schroffen  Auftreten, 

Idei-  ijiternatiunalen  Frage  eine  ganz  veräjiderte  Gestalt  zu  gehen: 
Ben  Negeiimport  unter  Verwamllung  in  einen  Tm]>ort  freier  Arlieiter 
plrmlicb  zu  legahsiren,  an  Stelle  des  Sklavenhandels  sozusagen  den 
Coolihandel   mit  Afrikanernj   unter  Wahrung   der   nöthigcn  Oon- 


L         '*)  8.  o.  UI  N.  7D. 

"  ")  Ucber  jene    AgitJitiüii  vg-L    die  beiden    Aufsätze    in     der    Zeitsclirift 

Das  Ausland  1842,    En^'laiid    und    «ier   Hklaveiiliandel  \k  9ij5  ff.   und   liück- 
.  blicke  i>.  1345  ff. 
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trolrechte,  zu  setzen  *^).  Buxton  wollte  von  beiden  Vorschlägen 
nichts  wissen.  Er  sprach  das  grosse  AVort  aus :  der  Negerhandel 
kann  nur  an  seiner  Quelle,  nur  in  Afrika  selbst  verstopft;  er 
muss  durch  legitimen  Handel  ersetzt  werden.  Freie  Negerkolonien 
nach  dem  Muster  von  Sierra  Leone  und  Liberia  sind  an- 
zulegen, das  erniedrigte,  gesunkene  Afrika  muss  durch  Pflug  und 
Evangelium  allmäldich  civilisirt  werden.  Nicht  Verträge  und  inter- 
nationaler Zwang,  sondern  Beförderung  von  Handel  und  Acker- 
bau zeigen  den  AVeg,  um  aller  Sklavenausfulir  über  See  ein 
Ende  zu  machen.  Es  waren  erhabene  Ziele,  welche  die  von 
Buxton  beseelte,  von  England's  Krone,  Parlament  und  Publikum 
mit  Enthusiasmus  aufgenommene  neue  Agitation  sich  setzte.  Nur 
freilich  mit  der  Grossartigkeit  derselben  stand  die  Kleinheit  des 
vorgeschlagenen  und  in's  AVerk  gesetzten  Mittels  in  lächerlichem 
Gegensatz.  Das  klägliche  Scheitern  der  durch  die  „African  in- 
stitution"  im  Jahre  1839  angeregten  Nigerexpedition  — ein 
deutscher  Naturforscher  Vookl,  Schicksalsgenosse  seines  berühmten 
Namensvetters  Eduard  Voc^el,  ging  dabei  zu  Grunde  —  brachte 
die  Bewegung  bald  zum  Stillstand.  Aber  das  Ziel  war  einmal 
gesteckt.  Einer  späteren  Zeit  ist  es  vorbehalten  gewesen,  auch 
den  entsprechenden  Weg  zu  finden ;  und  die  Protokolle  der  Ber- 
liner ('Onferenz,  wie  ihre  Besclillisse  —  wir  haben  sie  oben  kennen 
gelernt  —  bewegen  sich  offensichtlich  in  dem  BuxTON'schen  Ge- 
dankenkreise. 

Zu  dem  Misserfolg,  den  die  neue  von  den  Engländern  als 
nationales  Unternehmen  betriebene  Agitation  zur  Civilisirung 
Afrikas  alsbald  beklagte,  gesellte  sich  nun  aber  ein  weit  empfind- 
licheres Fiasko  im  Bereich  der  internationalen  Agitation, 
welche  inzwischen,  aller  der  skeptischen  Kritiken  ungeachtet,  auf 
den  gewohnten  Bahnen  ihren  ruhigen  Fortgang  genommen  hatte. 


")  Es  knöpften  diese  Vorschläge  sich  an  das  seit  dem  spanisch-britischen 
Regime  von  1835,  s.  o.  III  N.  G7,  und  seinen  Nachahmungen  eingeschlagene 
Verfahren,  die  auf  gekaperten  spanischen  Sklavenschiffen  gegriffenen  Neger  als 
freie  Arbeiter  mit  siebenjährigem  Dienstzwange  (apprentices)  nach  Engl isch- 
Westindien  zu  bringen.  Nachdem  die  „ai)prentireship"  allgemein  aufgehoben 
worden  war,  schlug  eine  von  der  Regierung  angeregte  parlamentarische  Enquete 
1842  vor,  jenes  System  durch  fonnliche  Organisation  afrikanischer  Aus- 
wanderung nach  Amerika  zu  erweitern.  Vgl.  die  interessante  Kritik  in  den 
cbengenannten  Aufsätzen,  \k  0t»6  ff.  und  1353.  Hadtrfeuille,  Droits  et  de- 
voirs  des  nations  neutres  3.  ed.  I  p.  XXVI  N.  1. 
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Der  Schkg  war  um  so  empfindlicher,  als  er  so  ganz  unerwartet, 
nämlich  von  dem  Verhündeten  an  der  Seine  kam  **) ;  und  als  er 
für  das  meerherrschende  Albion  eine  Niederlage  auf  dem  Gebiete 
der  auswärtigen  Politik  bedeutete,  —  die  erste  unter  vielen,  die 
da  konmien  sollten.  Kaum  war  nämlich  die  zunächst  noch  unbe- 
stimmte Kunde,  dass  die  französische  Regienmg  in  einem  mit 
Grossbritannien  und  den  drei  Continentalmächten  des  Ostens  ge- 
schlossenen Vertrage  das  Durchsuchungsrecht  behufs  Unter- 
drückung des  Negerhandels  zugestanden  habe,  über  den  Kanal 
gekommen,  als,  wie  mit  elementarer  Gewalt,  ein  Sturm  des 
Unwillens  sich  in  Paris  erhob.  Noch  einmal  loderte  in  dem  fran- 
zösischen Volke  der  tiefe ,  kaum  verhaltene  Groll  über  die  vor- 
jährige Demüthigung  in  der  orientaUschen  Frage,  über  den  schimpf- 
lichen Ausschluss  aus  dem  europäischen  Concert,  über  die  Preis- 
gebung Mehemet  Ali's  auf.  Abermals  entlud  sich  in  heftigen 
Ausfiillen  der  altnationale  Hass  gegen  die  „astucieux  insulaires." 
Das  wäre  also  die  Revanche  für  den  Vertrag  vom  15.  Juli  1840! 
Die  Ehre  der  französisclien  Trikolore  in  die  Hand  englischer 
SchÜFskapitäne  gelegt,  die  Freiheit  der  Meere  preisgegeben,  die 
ruhmvollsten  Traditionen  französischer  SeerechtspoHtik  über  Bord 
geworfen!     Aber   freilich,  was   sei   auch   von   einem  Ministerium 

„der  Fremde"  zu  erwarten,  und  was  von  diesem  König !" 

Die  Kriegspartei  athmete  wieder  auf. 

Das  ganze  Geschrei  war  so  grundlos  wie  irgend  möglich. 
Das  auf  einmal  berühmt  und  zu  einem  populären  Schlagwort  ge- 
wordene „Droit  de  visite"  war  vor  10  »Tahren  von  der  französi- 
schen Nation  ohne  irgend  welchen  Widerspruch  hingenommen,  ja 
als  ein  Triumph  der  hberalen  Sache  und  der  Humanität  gefeiert 
worden.  Thiers  selber,  der  jetzt  als  heftiger  Gegner  auftrat, 
hatte  1831  als  Handelsminister  gegen  eine  Vereinbarung  über 
dasselbe  nicht  das  Geringste  zu  erinnern  gefunden.  Zehn  Jalire 
hindurch  hatte  das  dem  grossen  Publikum  völlig  gleichgiltige,  von 

'*)  Für  die  Geschichte  des  franzosisch-englischen  Zwischenfalls  von  1842, 
den  der  Streit  über  das  „Droit  de  visite"  hervorrief,  sind  ausser  den  franzö- 
sischen Eammerverhandlnngen  von  Januar  und  Mai  1842  insbesondere  Güizot's 
M^moires  VI  Ch.  XXXVI  nebst  den  dazu  gehörigen  „Pieces  historiques"  zu 
vergleichen.  Werthvolle  weitere  Daten  haben  beigetragen  :  R.  Pauli,  Geschieht« 
England's  III  40—42.  K.  Hillebbakd,  Geschichte  Frankreich's  II  586—592 ; 
vor  Allem  H.  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  I  423-433. 
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ihm  kaum  gekannte  Yertragsverhältniss  mit  England  und  den 
accedirenden  Regienmgen  in  praktischer  Geltung  gestanden.  Aus 
den  sofort  angestellten  Untersuchungen  ergab  es  sich  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit,  dass  französische  Kreuzer  im  Granzen  mehr 
englische  Kauffahrer  visitirt  hatten,  als  das  Gegentheil  der  Fall 
gewesen  war  **).  Vorgekommene  Beschwerden  waren  sämmtlich 
ordnungsmässig,  ohne  dass  es  diplomatischer  Intcrcession  bedurft 
hätte,  erledigt  worden  ^^).  Der  neue  Vertrag  bedeutete  offen- 
sichtlich nichts  weiter  als  die  Perpetuirung  des  als  bewährt  be- 
fundenen internationalen  Regime's ;  weder  die  behufs  nachhaltiger 
Verfolgung  betroffener  Sklavenfalirer  beüebte  Extendirung  des 
seerechtUchen  Reviers,  noch  auch  die  aus  Rücksicht  für  Preussen, 
das  überhaupt  keine  Kriegsscliiffe  liatte,  unterlassene  Limitirung  ^^ 
in  der  Zahl  der  aufeustellenden  Kreuzer  —  denn  das  waren  die 
beiden  wichtigsten  Aenderungen  an  dem  bisherigen  System  — 
konnte  principielle  Bedenken  erregen.  Aber  alle  solche  Vorstel- 
lungen Guizot's  und  der  ihn  freilich  in  diesem  Punkte  nur  lau 
unterstützenden  ministeriellen  Partei  vennochten  nichts  gegen  die 
populäre  Nachrede.  Der  ahnungsvolle  Nebeldunst,  den  das  merk- 
würdige „Durchsuchungsrecht",  von  dem  man  im  Publikum  bis 
dahin  nie  etwas  gehört  hatte,  um  sich  zu  verbreiten  wusste,  gab 
der  Opposition  aller  Schattiningen  die  nur  zu  sehr  ersehnte  Ge- 
legenheit ab,  um  einen  Stuim  gegen  Guizot,  gegen  das  Mini- 
sterium vom  29.  Oktober  —  und  noch  höher  hinauf  zu  wagen. 
Die  Stimmung  in  Paris  wurde  drohend;  eine  am  1.  Februar  1842 
dort  gleichzeitig  in  französischer  und  in  englischer  Sprache  er- 
schienene gehässige  Broschüre  •^),  als  deren  Verfasser  sich  bald 
darauf  eine  amtliche  Persönlichkeit,  der  amerikanische  Gesandte 
in  Paris  Lewis  Cass  entpuppte,  goss  Oel  in's  Feuer;  und  sofort. 


")  GüizoT,  Mtooires  VI  155. 

^®)  GüizOT,  ibid. 

")  Vgl.  oben  III  N.  56  und  78. 

")  Sie  ist  sehr  berühmt  geworden.  Der  französische  Titel  lautet: 
„Examen  de  la  question  aujourd'hui  pcndante  entro  le  gouvernement  des 
Etats-unis  et  eelui  de  la  Grande  Bretagne  conccmant  lo  droit  de  visite," 
Paris  1842.  Der  englische:  „An  Examination  of  the  question  now  in  dis- 
cussion  between  the  american  and  british  gouvernments  concerning  the  rigbt 
of  search,  by  an  American,"  Paris  1842.  Ins  Deutsche  ist  das  Pamphlet 
nicht  übersetzt  worden.  Doch  finden  sich  Auszüge  daraus  im  Anhange  der 
unten  N.  32  citirten  Gegenschrift:    „Erwiderung"  u.  s.  w.  1842. 
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chon  bei  der  Adressflebatte  ira  Januar  1842,  bemächtigten  die 
Cammeni  sich  des  dankhnren  Thenms,  das  dann  französischer 
Eloquenz  JahreUiiig  imendlitdien  Stoß*  geboten  liat.  Die  Auf- 
e^ng  steigerte  sich  derart,  duss  GrizoT  nachgehen  musste;  er 
äelt  sich  Ja  für  unenthehriich*    Das  Unerhörte  geschah.    Obwohl 

die  Frist  tlir  die  Ratilikrition  des    der  parlamentarip;chen  Ziistim- 

mng  nielit  bedürfenden  Vertrags  bereits  mit  dem  2(K  Februar  1842 

pbhiofen  sollte  ^  erhob  die  französische  Regiernng   plötzHch  mate- 

Jelle  Einwendnngen  gegen  denselben ;  und  da  Aberdeen  anf  der- 

Reichen  sich   begreiflicherweise   nicht   mehr    einlassen  konnte»   so 

rkliirte  dann  auf  der  am    19.  Februar   ]S4'2    im    Lcuidoner    aus- 

l^ärtigen  Amte   stattfindenden   Hatitikationsconferenz    der  franzö- 

Usrhe  Gesandte*  dass  sein  Hof  die  Ratifikation  des  Vertrages  auf 

Ixibestinnnte  Zeit  hinausscliieben  mtisse,  indem  er  um  Offenhaltung 

PS  Protokolls  bat.  Ja  damit  noch  niclit  genüge  nachdem  Güjzot  den 

liillenden  und  beschämenden  Rückzug  vor  der  Opposition  seines 

jandes  erst  eitmial  angetreten  hatte,  glaubte  er,  um  wenigstens  die 

Tertnige  von  1831  und  1833  zu  sichern,  noch  ein  Uebriges  tliun  zu 

lüssen.     Auf    einer    weiteren,  gegen    ScWuss    des    Jahres,    am 

"9*  November  1842,  abgehaltenen  Gesandtenconferenz  Hess  er  er- 

jiiren,  »jfiue  le  gouverneintmt  du  Roi,  ayant  pris  on  grande  con- 

bideration  les  faits  gi'aves  et  notoires  ijui^  depuis  la  Signatare  de 

Convention  du   20   Decembre   1841,  sont  survenus  k  ce  sujet 

France,   a  juge    de   son  devoir   de   ne    point    ratifier   la 

Jonvention."      Das    IVitokoll    wurde    geschlossen.      Die    vier 

ri-ossmächte,  aus  deren  Concert  Frankreich  wiederum,  diesesmal 

'aber  aus  eignem  Willen  geschieden  war,  gaben  sicli  die  foiiuello 
Zusicherung,  den  von  ihnen  bereits  ratifiziilen  Vertrag  jedenlalls 
unter  sich  als  bindend  anzuerkennen"*).  Die  Regierung  LrDWio 
Piiilipf's  aber  hatte  aus  dem  kalilen  Grunde,  dass  volkerrechtlich 
iiö   Katifikationspflicht   nicht   bestelle,    die    Genehmigimg    eines 


*•)  Protocole  de  la  Conftreiice  teiiuü  au  Foreign  offic«,   Lottdres  9  Novembre 

|8I2:    ^Le»  jdenipotentiaires  —  out  juge  n^cessaire  de  conatater  d*iiii  commun 

:<^ord  qoe  non  oWtant  l<?  ehangemeiit  sarvenu  ä&ns  Ics  intootious  du  gouTerne- 

lent  fran^i»»   les  cohts  d'AulTklic,   de  la  Grande  Bretagne,  de  Pruase,  et  de 

ie   n*en    sont   pas   moins   fernienient   decid^Jeü   k   raetfcre   a   ci6cQtion    lea 

ementfi  qwcllcs  out  contractes   par  le  siiadit  traite,    qui  pour  leüf  part» 

tern  dans  tonte  sa    force  ©t   valeur/     Hertslkt,   Trcaties  VI  341.     Dazu 

rrzoT,  Mc'moire»  VJ,  Pieceg  liistönques  p.  422 — 425. 

At^kit  mr  öirenlUeliBa  Herlit  J.  l.  0 
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Vertrages  geweigert,  den  sie  so  eben  nach  langem  Hinzerren  an- 
standslos hatte  zeichnen  lassen,  den  sie  in  formellster  Weise  hatte 
herbeiführen  helfen,  dessen  wohlbekannte  Stipulationen  sie  selber 
bereits  in  eine  ganze  Beihe  von  anderen  Uebereinkünflen  hatte 
übergehn  lassen,  dessen  neuer  Wortlaut  unter  ihrer  Mitwirkung 
bis  in's  Einzelne  festgestellt  worden  war! 

Auf  das  höchste  betroffen  sahen  Regierung  und  Volk  von 
England  alle  die  grossen  Hoffnungen,  die  auf  den  Vertrag  gesetzt 
waren,  scheitern,  zu  Wasser  werden  durch  fiivolen  Wankebnuth 
der  nämlichen  Franzosen,  die  in  jedem  Erdenwinkel  britische 
Interessen  zu  durchkreuzen  schienen.  Und  unter  den  mit  stei- 
gender Heftigkeit  geführten  Angriff'en,  die  Parlament  und 
Presse  zu  Paris,  nun  nicht  mehr  bloss  gegen  den  beabsichtig- 
ten Vertrag,  sondern  auch  zugleich  gegen  das  bestehende 
Regime,  die  Conventionen  von  1831  und  1833,  richteten, 
wurde  auch  in  England  die  Stimmung  auf  das  Aeusserte  erregt. 
Was  aber  in  London  die  leitenden  Kreise  in  höchstem  Masse 
empörte,  das  war  die  auöalUge  Antheilnahme,  die  auf  einmal  die 
Vereinigten  Staaten  an  dem  drohenden  englisch-französischen  Zer- 
würfiiiss  offenbarten.  Jener  Lewis  Cass,  der  damals  das  Cabinet 
von  Washington  zu  Paris  vertrat,  hatte  sich  nicht  damit  begnügt, 
in  seinem  antienglischen  Pamphlet,  unter  dem  schlaugewählten 
Deckmantel,  eine  schwebende  britisch-amerikanische  Streitfrage 
untersuchen  zu  wollen,  die  Franzosen  in  geheimnissvoll  drohender 
Sprache  gegen  den  Fünfmächtevertrag  aufzureizen;  vielmehr  ent- 
blödete er  sich  nicht,  die  Deduktion  seiner  Schrift  alsbald  auch 
zu  einer  diplomatischen  Aktion  zu  verwerthen.  In  einer  vom 
13.  Februar  1842  datirten,  an  Guizot,  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen, gerichteten  Note  *®)  erhob  er  Einspruch  gegen  die  fran- 
zösische Ratifikation  des  Fünfmächtevertrags.  FreiUch  erklärte 
er  zugleich,  dass  er  diesen  Einspruch  gegen  eine  Abmachung,  die 
ihm  nicht  das  Geringste  anging,  auf  eigenen  Kopf  verlautbare. 
Aber  das  eigenmächtige  Auftreten  wurde  von  seinem  heimischen 
Gouvernement   ausdrücklich  gutgeheissen^').    Der  Name  Lewis 


*^)  In  deutscher  üebersctzung  abgedruckt  in  der  Augsb.  allg.  Zeitang 
1842  nr.  143.  144.  Ueber  sie  sind  die  Mittheilungen  von  v.  Holst,  Ver- 
fassungsgeschichte I  423  zu  vergleichen. 

•>)  Vgl.  V.  Holst  1.  1.  424  N.  1. 
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^HUjss**)  ward  in  Nordamerika,  wo  man  das  Pamphlet  sofort  nach- 
gedruckte» höchst  populär.  Vergnügt  riehen  sicli  dort  die  das  öffent* 
he  Leben  innner  ausschliesslicher  beherrschenden  und  zer- 
ttenden  Sklavokraten  über  die  erstaunlichen  Nachrichten  aus 
'aris  die  Hände.  Aueli  in  Amerika  begann  man  mit  der  Gefahr 
es  Ka'ieges  zu  spiden.  Wellin^^ton  sdiiirb  dtunals*'):  „Jona- 
lan  is  looking  to  France  and  iVencli  alliance;  and  stränge  to 
ly,  France  looking  to  Jonathan!'' 

Die  engbscli-amerikiimsche  Differenz,  —  nur  einer  unter  der 
drolilichen    lieihe    allmählich    aufgelaufener,     unausgeglichener 
Osten  —  welche  der  französischen  Weigerung  y   den  von  Uu*  ge- 
Idosseneu  Vertrag    zu    ratifiziren,    als    inällkommener    Rückhalt 
entc,    hatte   direkt   mit    dem   Durchsucluingsrechte  nichts    zu 
haflen*     Ohne  Concession  war  ja  ein  sulches   zu  Friedenszeiten 
nicht  praktikahelj  und  die  Amerikaner  liessen  keinen  Zweifel  dar- 
über, wie  sie  dem  von    den  Clrossniitchlen   beabsichtigten  Ueher- 
einkommen    den   Ansclduss    entschieden    versagen   würden.     Von 
neuem  erklärten  sie,    sie    könnten   unter    keinen  Umständen  das 
Iteruenbanner  britischen  .Jurisdiktionsakten  unterstellen.    Dass  sie 
eilich  im  Jalu^e  1824  das  gegenseitige  y^Right  of  search"  zu  dem 
ilülanthropischen  Zweck  zugestanden^  denmach  doch  nichts  höses 
in  gefunden  hatten,  davon  wollten  sie  jetzt  nichts  mehr  wissen. 
ngriinmig  salien  die  Offiziere  der  Royal  navy  aul*  der  afrikanischen, 
westindischen   und    brasilianischen    Station    vollgeladene   Sklaven- 
schoner unter  amerikanischer  Fhigge  huflich  grüssend  an  sich  vor- 
ühei"ziebn.    Und  die  Fmge  hatte  sich  erhoben,  ob  denn  die  Flagge 
allein  einem  Schiffe  die   seereclitliche  Imninuität  zusichern  dürfe, 
ob  die  Flagge  allein  den  vollgültigen  Beweis  der  Natitmahtät  ab- 
gebe, ob  ein    dem  Durchs  uchungsrecht  unterworfenes  Scliiff  sich 
<]i^  ser  legalen  Prozedur  diurh  Idosses  Hissen  einer  amerikanischen 
Flagge  entzielien  könne?  —  Es  war  eigentlich  eine  gar  nicht  auf- 
zuwerfende Frage.    Wenn  Palmkuhton  bei  lüeser  Gelegenheit  die 
Schiffsrtagge  als  einen  blossen  „Leinwaudfetzen"  bezeichnet  hatte, 


")  £ji  ist  der  spätere  Staatsaekretttt  wälirend  der  Präsidentschaft 
ßüOBANAN^s.  Aach  una  Deutschen  ist  sein  Name  aus  den  Natural isatioiis - 
streitjglceiten  mit  den  V.  St.  in  onerfreuUclier  Erinncrong,  vgl.  Hibth's 
Anniilen  1875  8,  82-i,     Fb,  Kapp  in  den  Preusflis*  lieu  Jahrbüchern  XXXV  ii60. 

••)  Am  3.  ♦Sept**mber  1812.  ItU  entnehme  die  Notiz  PAüLi*a  Gescb. 
England*!  III  41  N.  *♦*. 
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so  war  das  zwar  unschön  gesagt,  aber  an  sich  unbestreitbar.  An- 
dererseits aber  ist  es  ebenso  unbestreitbar,  dass  dem  Führer  eines 
Kriegsscliiffes  das  Recht  ein  ihm  begegnendes  Fahrzeug,  dessen 
Nationahtät  ilun  zweifelhaft  erscheint,  anzuhalten  und  zum  Vorweis 
seiner  Schiffspapiere  zu  veranlassen,  in  Friedenszeiten  nicht  zur 
Seite  steht.  Der  Oifizier  demnacli,  der  auf  offenem  Meere  eine 
„Enquete  du  pavillon"  durchsetzen  will,  handelt  auf  eigene  Gefahr. 
Zu  welch*  löblichem  Zwecke  er  auch  die  Legitimationsprüfung 
wünschen  möge :  jede  Zwangsmassregel,  die  er  anwendet,  ist,  wenn 
nicht  etwa  geradezu  durch  das  völkerrechtswidrige  Ver- 
halten des  angesprochenen  Schiffes  veranlasst,  in  allen  Fallen,  in 
welchen  der  Zweifel  sich  liinterdrein  als  nicht  gerechtfertigt  ausweist, 
ein  von  ihm  begangenes  Delikt  gegen  den  Staat,  dem  es  angehört. 
Aus  der  anerkannten  Verpflichtung  unserer  Kriegsmarinen,  das 
AVeltmeer  von  Seeräubern  zu  säubern,  kann  nicht  etwa  für  eine 
derselben  die  Befugniss  hergeleitet  werden,  fremde  Seeschiffe  unter 
der  Behauptung,  dass  sie  Piraten  sein  könnten,  zum  Nationalitäts- 
ausweis zu  zwingen. 

Es  war  ein  schlimmes  Zusammentreffen,  dass  die  Frage  gerade 
in  jenen  Tagen,  da  der  Fünfhiächtevertrag  seinem  Abschluss  sich 
näherte,  zur  Contestation  kam  •,  noch  schlimmer,  dass  sie  von  der 
enghschen  Regieiiing  und  zwar  gerade  im  Zusammenliange  mit 
dem  Durchsuchungsrecht  aufgeworfen  wurde ;  am  allerschhmmsten, 
dass  sie  von  ihr  schief  gestellt  und  unrichtig  beantwortet,  auch 
das  Sclücksal  jenes  Vertrags  in  ihre  wirren  Kreise  zog. 

Die  Veranlassung  zu  der  seltsamen  Complikation  war  durch 
die  englischen  Orders  gegeben  worden,  welche,  gedeckt  durch  die 
berufene  Parlamentsakte  vom  24.  August  1839  **),  die  an  die 
afrikanischen  und  amerikanischen  Küsten  gesandten  ICreuzer  be- 
auftragt hatten,  nicht  bloss  die  portugiesischen  Sklavenschiffe, 
sondern  alle  „other  vessels  engaged  in  the  slave  trade  not  being 
justly  entitled  to  claim  the  protection  of  the  flag  of 
any  state  or  nation"  festzunehmen  und  aufzubringen.  Freilich 
ergingen  strenge  Instruktionen  *^)  sich  der  Captur  etwaiger 
amerikanischer  Fahrzeuge  zu  enthalten,  mit  welchen  also  vor- 


«*)  S.  0.  III  N.  79. 

'*)  Vom  Februar  1841;   nächstdem  unter  dem   7.  December  1841,  vgl. 
die  Aktenstücke  bei  Mabtens  N.  R.  G.  II  82—87. 
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lichtiger  als  wie  mit  den  Portugiesen  *")  umgegangen  werden  sollte. 
Imraerbin  aber  war  auf  Palmerkton's  Antrieb*^)  mit  diesen  In- 
struktionen doch  die  Weisung  verbnnden  wortlenj  da.ss  der  britische 
iKi^euzer,  wenn  er  niit  gutem  Grund  die  amerikanische  Nationdität 
btnes  betroffeneu  Scliiffes  bezweifehi  könnte,  in  diesem  Palle^*), 
lie  Legitimation  zur  Fiilirung  der  V.  St.-Flagge  durch  Betreten 
|äes  verdächtigen  Bootet?,  PriHung  seiner  Papiere  oder  andere 
Beweismittel  zu  erheben  haben  sollte,  um  dann  mit  ihm,  wenn  der 
Verdacht  sich  etwa  als  begründet  herausstellte,  vorausgesetzt,  das 
als  Sklavenschiff  erschiene,  nacli  Massgabe  der  Verträge  oder 
|ler  sonst  einschlagenden  Recbtsgrundsätze  zn  veriahren.  Es 
indelte  sich  also  um  eine  den  englischen  Marineoffizieren  ertheilte 
/'ollraacht  nach  pflicbtmässigem  Ermessen  auf  hober  See  fremden 
Schiffen  gegenüber  eine  Verifikation  ihres  Flaggenrechts  vorzu- 
nehmen und  nötbigtmfalls  zu  crzmngcn  ^^),  eine  Vollmacht,  die  das 
Hecht  des  „Besuchs"  aber  idcbt  der  „Durchsuchung'*  enthalten 
HoUte,  die  nicht  auf  „search",  sondern  bloss  auf  y,visit  (Visitation)*^ 
gerichtet  war,  Lord  Aberdkkx,  Stmitssekretäi*  seit  dem  3.  Sep- 
pmher  1841,  hatte  den  Gesichtspunkten  seines  Amtsvorgängers 
lieh  angeseblossen^");  und  in  Anwendung  derHe]!»en  wareii  wirklich 
Laufe  des  Jahres  1841  mehrere  amerikaidsche  Sklavenfabrer 
iigesprocheu,  festgehalten,  ja  sogiu'  nach  Sierra  Leone  ahgetahi't 
rorden. 

Sofort  hatte  gegen  diese  Eigenmächtigkeiten  A.  Stevenson, 

^damiüiger  Gesimdter  der  Vereinigten  Staaten  zu    Lumbin,   anter 

Forderung   von    Genugtbuuug    einen    Icldialten  Protest   erhoben. 

demselben  eine  Folge  nicht  gegeben  wurde,  bracli  daim  ülier 

lie  theoretische  Frage  ein  lang  auilauerjuler  diplomatischer  Kampf 

1^'),  der  den  amerikanischen  Staatsmäaneni  den  mit  Virtuosität 


«•)  8.  0.  ni  N.  79. 

'^)  Scbreiben  vom  18,  Mai  184!  an  die  Lot4b  der  Admiralität^  Mabtkns 
E.  G.  U  SZ 
*•)  ,81   Fun  de»   croiseum  de   S.   ^t  reircüntrait  un  imviie   arborant  Je 
ivUIon  des   Etats-Unis,  mab    qu'il   le  suppoaät  d^apres  quek[iie  avia  re^'ii  oa 
l*Äpre3S  b-'s  manoouTr«»  du  bätimeDt,    ou  par  une  antre  cause  suftiaaiitct  ae  pas 
lipart^nir  aui  Etats- irnis*"  — ,  M_iBTKNS  N.  R.  G.  II  86. 
*•)  unter  den  a.  a,  0.  niilier  angegebenen  Modalitäten. 
•*)  ^schreiben   vom  27.  November  1841    an  die  Lord»  der    Admiralität, 
Mabtens  N.  U,  G.  n  S4. 

•')  Folgende    Aktenstücke    sind    bekannt:     Noten    Palmeäston's    vom 
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benutzten  Anlass  bot,  um  das  internationale  Durchsuchungsrecht 
von  Sklavenschüfen  unter  eine  neue  Beleuchtung  zu  stellen,  die 
Humanitätsfrage  auf  einen  fremden  Boden  zu  ziehn,  die  Engländer 
mit  der  von  ihnen  aufgestellten,  verfangUchen  Doktrin  formell  ins 
Unrecht  zu  setzen,  und  unter  dem  berückenden  Scheine,  Wächter 
der  Tugend,  Anwälte  der  Freiheit,  Schützer  des  bestehenden 
Völkerrechts  gegen  die  meerherrschenden  Anmassimgen  übergreifen- 
der britischer  Seepolitik  zu  sein  —  sich  die  Festhaltung  des  Status 
quo  thunlichst  zu  sichern. 

In  der  That,  der  Nachweis,  dass  die   durch  Palmerston's 


5.  und  27.  Augnst  1841,  rekapitulirt  bei  Mabtkns  N.  R.  G.  II  189.  Vgl 
Lawsence*s  Whkaton  (2.  ed.  1864)  p.  265  und  Annual  Register,  1842,  Histoiy 
p.  309.  Note  Stevensons  an  Absedken  vom  10.  September  1841,  Mabtkns 
ibid.  189—192.  Antwort  Aberdkbn's  vom  13.  Oktober  1841,  ibid.  192,  ein 
Aktenstück,  das  sehr  grosses  Aufsebi^  macbte;  die  von  Whsaton  Enquiry 
u.  8.  w.  p.  153  und  von  Lawbence  1.  L  abgedruckten  Passus  finden  sich  bei 
Mabtkns  nicht  vor.  Nächstdem  Replik  Stevenson's  vom  21.  Oktober  1842, 
Mabtens  1.  1.  194.  Duplik  Abebdeen's  an  Evbeett,  den  Nachfolger  Steven- 
son's,  vom  20.  December  1841,  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte  I  428  N.  2. 
Lawbenoe  1.  L  Vor  Allem  die  Präsidialbotschaft  Tyleb*s  vom  7.  December 
1841,  Augsb.  allg.  Zeitung  1842  Nr.  6.  Der  Meinungsaustausch  dauerte, 
ohne  neue  Gesichtspunkte  an  den  Tag  zu  bringen,  auch  nach  Abschluss 
des  Ashburtonvertrags  fort,  Wheaton,  Histoire  II  327—329.  Lawbence, 
Visitation  and  search,  p.  60—63.  Auch  in  den  Verhandlungen  mit  Frank- 
reich, die  dem  Vertrage  vom  29.  Mai  1845,  s.  u.  N.  53,  vorher- 
gingen, spielte  der  angebliche  Unterschied  zwischen  einer  „visite  pour  la 
r^pression  de  la  traite"  und  einer  „visite  pour  la  verification  de  la  nationalit^* 
eine  Rolle.  Uebereinstimmend  mit  den  Amerikanern  erklärten  sich  auch  die 
Franzosen  principioll  dagegen,  Guizot,  Memoires  VI,  235—238.  Der  Vertrag 
selber  vermied  in  A.  8  eine  Entscheidung  und  verwies  auf  die  beiderseits  zu 
erlassenden,  auf  das  „droit  des  gens  et  sur  la  pratique  constante  des  nations 
maritimes*  zu  gründenden  Instruktionen.  Dieselben,  einen  Annex  zu  ihm  bildend, 
stimmen  aber  nicht  überein.  Die  französische  autorisirte  zur  Haftnahme  der 
der  völkerrechtlichen  Piraterie  verdächtigen  Schiffe,  stellte  aber  im  Uebrigen 
die  Verifikation  eines  fremden  Flaggenrechts  zu  eigner  Gefahr  des  Kreuzers. 
Die  britische  dagegen  (englischer  Text  bei  Hkrtslet,  Treaties  VII  342—846) 
mahnte  zwar  auch  zur  Vorsicht,  hielt  im  Uebrigen  die  bisherigen  Autori- 
sationen  der  Kreuzer,  Zwaugsmassregeln  zur  Prüfung  legitimer  FlaggcnfQhrung 
zu  verwenden,  aufrecht;  also  auch  französischen  Schififen  gegenüber.  Insoweit 
hat  Hautefeüille,  Des  droits  et  de  de^oirs  des  nations  neutres,  (3.  öd.)  I  p. 
XXVI;  III  p.  83  flF.,  Recht,  wenn  er  sagt,  der  Vertrag  von  1845  „a  la  visite 
a  substitue  la  vörification  du  pavillon.  Weniger  genau  Guizot  in  der  franzo- 
sischen Deputirtenkammer,  s.  Mabtens  N.  R.  G.  VIII  304—308.  Im  Uebrigen 
Tgl.  unten  N.  46. 


^'euereifer   vei*schii!dete    Position    des   britischen    Gotivemeliienii" 
^^icht  allein  eine  unkluge  war,  sondern  dass  sie  mit  dem  bestelieii- 
^Hen  Seerecht  in  Widersprucli  stand,  möchte  nicht  schwer  zu  fiihren 
^■etn.     In  der  besiiteu  Absicht  hatten   die   englijiclien  Kroitj misten 
^ncweierlei  Dinge   mit    einander  verwecliselt:  die  Verantwortliehkeit 

Icler  eigenen  Marineoffiziere  einem  fremden  Staate  gegenüber,  ver- 
nnoge  deren  diese  dem  letzteren  für  rechtswidrig  und  unentschuld- 
bar verübte  Stönmgen  seiner  Schiflffaln*t  unmittelbar  Iiaftbar  sind; 
Bild  ihe  Verantwortlichkeit  einer  Regierung  füi"  die  von  ihren 
bffizieren  vorgenommenen  Amtshandlungen,  Durch  die  neuen  In- 
stniktionen  war  thatsäclilich  den  Fuhrern  der  liri tischen  Kreuzer 
die  Verantwortung,  die  sie  selbst  hätten  tragen  sollen,  abgenommen 
II  und  auf  die  heimische  Regierimg  abgewälzt  worden;  denn  sie 
^Kmrden  von  ilir  beauftragt,  Hoheitsakte  an  Bord  fremder  Schiffe 
^Borzunehmen  und  im  Zwangswege,  also  evr^ituoll  doch  wohl  durt^h 
^H?estnalime  imd  Aufluingung  des  etwa  Widerstand  leistenden 
Schiffei»  durchzmetzen.  Solcher  Auftrag  aber  liess  sich  nicht 
it  anders  erklären  als  durch  einen  von  England  behaupteten 
Lnsprnch,  zu  Friedenszeiten  auf  dem  Weltmeer  eine  Controle  der 
Jeeschifffiiliii  zu  üben  und  in  Äusiifjung  einer  solchen  den  Natitma- 
tiitstitel  fremder  Scldlfe  seiner  Cognition  zu  imter^verfen.  Hier 
laren  denn  nun  die  Amenkaner  völlig  im  Recht ,  wenn  sie  he- 
iiipteten.  dass  ehi  solches  ('outrolrecht  von  Kriegsmarinen  über 
ie  Kanilahrer  andrer  flächte  nicht  Ijestehe;  dass  es  nichts  an- 
leres bedeute,  als  die  Anuuissuug  darüber  zn  entscheiden,  unter 
welchen  Bedingungen  eine  souveräne  Nation  Seehandel  betreiben 
dürfe;  dass  es  kein  „riglit  to  visif^  gäbe,  das  nicht  zugleich  „right 
sea-i-ch*^  sei  und  unvermeidlich  sein  müsste ;  dass  aber  letzteres 
lur  von  Belhgerenteu  aus/Atüht'U  sei  und  während  des  Friedetis- 
tandes  keinen  Platz  lialre.  Einen  Finger  hier  geben,  sagt  unser 
[effter,  heisst  die  Hand  in  eine  Kette  sclmiiedeu. 

Und  sofort  bemächtigte  sich  eine  populäre,  mit  allen  Mitteln 
pemagogischer  Aufreizung  betricliene  Agitation    des  plötzlit^h  auf- 
getauchten Streitpunktes.  Von  amerikaiüschem  Boden  nach  Europa, 
aal  mich  Deutschland  veqattanzt,  hat  sie  in  einer  lehliaften  und 
ereilten  journahstischen  und  litcrnrischen  Fehde"**)  sich   ein    un- 


'*)  An  der  Spitze  steht  flie  oben  N.  18  erwälmto  Broschüre  vou  Lewis 
Cass.     VnieT    Benutzaag    des   Stevenson-Äbcrdeeii'scbeu    Notenwechsels    ge- 


rühmliches  Denkiiial  gesetzt.  Gar  zu  naiv  hatten  die  Engländer 
erklärt,  wie  sie  die  von  ihnen  erhobene  PräteDsion  nötliig  brauchten, 
um  ihre  Vertrage  gegen  den  Skkivenhandel  wirksanier  zu  machen. 
Eine  so  prächtige  Waffe  komite  sich  die  amerikanische  Propaganda 
in  Frankreich  und  ni  Deutschland  nicht  entgehn  lassen.  Mit  ibr 
in  der  Hand  ward  es  nicht  scliwer,  vor  einem  niclit  vöUig  unter- 
richteten eui*üpäischen  Pubhknra  das  sklavokratische  Interesse  ge- 
genüber der  immer  weitere  Kreise  ziehenden  britischen  Antisklaverei 
politik  siegreicli  zu  vertreten.  Anknüptend  an  den  eben  kund- 
gegebenen, aufialligen  Ansprucli  dieser  Pobtik,  das  aus  dem  Kriegs- 
recht woldbekannte  7,right  of  Visitation  and  search*^  mittelst  künst- 
Ucher  Scheidung  dieser  zusammengehörigen  Begrifib  auch  im  Frieden 
zu  üben,  es  zu  speeiellen  Zwecken  auch  gegen  Nichtveitragsstaateu 
in  Geltung  zu  setzen,  wussten  die  Pampldete  ihre  scharfen  Pfeile 


Bchriaben,  leistet  sie  an  mliulifitisclier  ütiwalirliaftlgkett  iin<i  perfider  InxiDQatioD 
^as  Menschermiögliche.  Kritiken  über  sie  bei  v,  Ml*hl»  Geschichte  und  Literattir 
I  431 ;  V.  Holst,  VerfnssungsgeschJeht«  I  429  f.  Würdiger  in  Funn  und  MethtxJe 
ist  die  nur  wenig  später  in  London  heraiiögegebene  Schrift  des  amerlkaiibchca 
Gesandten  in  Berlin  H.  Whkaton,  Enquirj  mto  the  viilidity  of  the  britiüh  claim 
to  a  right  of  Visitation  and  searcb  of  araerican  vessels  suspected  to  be  engage«! 
in  the  african  slave- trade,  1842.  Auch  sie  richtet  sich  gegen  den  Quintüpol- 
vertrag,  sowie  gegen  jedes  conTontionelle  DurchsuchuiTgsrecht,  p,  2.  63,  und 
gipfelt  in  dem  Aussprach,  dass,  bevor  England  seine  neue  Prätension  nicht 
fahren  lasse,  die  V.  St.  jedenfalls  nicht  daran  denken  konnten,  jenem  Vcrtrtgc 
heitutreten,  p.  163.  Blosse  Nachbetungen  von  Cas»  und  von  Wheatün  Hind 
die  deutschen  Schriften :  Fbancis  J.  Gbünd,  Das  üntertiuchungsrecht,  zur  Bc* 
urtheüung  der  zwisihen  den  V.  St.  ~  and  der  —  grossbritannischen  Regie- 
rnng  ob«chwebenden  Frage,  Leipzig  1842.  Olof  Bero,  Nordamerika'«  Stelluiig 
zum  Quintnpel-Tractat  vom  20.  Decemher  1841,  eine  Bekachtung  der  Sklaven- 
und  HandelsverhäUnisse  der  V,  St.  als  Versuch  eines  Commentars  zur  Note 
des  Generals  Cass  d.  d.  Paris  13.  Februar  1842,  Königsberg  1842.  Derselbe» 
Sklarerei^  Seeherrschaft  und  die  preussische  Staatszeitung,  ehi  Nachtrag  — , 
1843.  Die«e  Schriften  ziehn  gegen  die  Verträge,  auch  weil  deutsche  Intor- 
essen  gefährdend,  zu  Felde.  Die  französischen  Pamphlete,  Bämmtlich  der 
gleichen  Tendenz,  sind  ohne  Bedeutung.  Stimmen  f ü  r  den  Vertrag  sind  nur 
vereinzelt  ahgegehen  worden :  So  vun  Püttkr,  Beitriige  a.  s.  w.  1843,  i».  189 
bis  191  j  und  von  einem  Anonymus  in:  POlitz,  Jahrhücher  ld42,  I  444  ff.  Am  be- 
kanntesten ist  geworden  ein  eugliöchcs  anonymes,  ungeachickt  geschriebenes 
Pamphlet:  Eeply  to  «an  Americaus  eiamination"  of  the  ^right  of  search", 
with  übservations  on  some  of  the  ifuestions  at  issuc  between  Gr.  Britain  and 
the  U.  St.  hy  an  Englishinan,  London  1842.  Die  Schrift  wurde  sofort  ins 
Deutsche  übersetzt:  Erwiderung  auf  u.  e.  w,  Berlin  1812;  wie  Mohl  L  l. 
angiebt,  auch  iii's  Französische  j  veruiuthlich  offiziös. 


aumi^e^eT^ipue  angeblich  heahsiclitif^telivterpolation  eiTK^s 

&ueu  völkeiTechlliclien  Satzes  zu  senden,  sondern  clHniit  zugleicli 

pn  Kampf  gegen  jede  vertragsmässige  Schiffsheinisuclmng  üher- 

i.upt,   als  imiilicite   mit   dem   iillf^f^meinen  Völkerrecht  in  Wider- 

^rnvh   stehend   zu  verbinden,     Scliebilx^r   gegen   eine   unhaltbare 

)eutung  des  Seerechts  sprecliemly  sprechen  sie  in  Wahrheit  gegen 

en  Fünftnäehteverti-ag.     Ihn  zunächst  vor  aller  Welt  zu  diskre- 

flitiren,  darauf  kam    es  an;   das  ninrnlische    Gewicht,  das   er  den 

A'ereinigten   Staaten   gegenüber  in    die  Wagschale  der  Weltpolitik 

werfen  drohte,  musste  vernichtet  wenlen.    Auf  die  von  Amerika 

ösgerufene,  von  den  französischen  Republikanern  mit  Freude  nach- 

esprochene,  von  den  deutschen  Demokraten  weitergegebene  Los- 

ag   kam  ein  merklKu-   antieiiglischer  Ton  in   die  hberale   Presse 

5uroi>a's.     Wir   sehn  wolil,   so  lautete  der  Refrain  des  seltBam 

ielstimmigen    Liedes,    was    ihr    Engländer    im    Schilde    führet! 

Lmerika  gedenkt  ihr   als   eine   Skiavenoiacht   feierlicli   zu   denun- 

ciren  und   in   einen    europäischen    Btinu    zu    tliun.     In  Wahrheit 

^■Iber  wollt  ilir  den  afrikanischen  Handel  luiter  heuchlerischem  Deck- 

^Biantel  in  euren  Alleinbesitz  bringen;   die  angeblich  von  Euch  zu 

^Befreien den  Neger  als  aünkaidscbe  „Enugrants"  nach  Jamaika  und 

^HJ^üjana  setzeji,  den  Constabel  auf  dem  Oceane  spielen.    Unter  der 

^^liLske  der  Gegenseitigkeit  erstrelit  ihr  im  Frieden  die  verbriefte 

AuerkennuMg  eures  angebliehen  KriegsrecbtSj    au  Bord   neutraler 

Schiffe   Matrosen   zu   iiressen^*)  und    feindlicher  Waai^e    nachzu- 

spüren.     Es  hamlelt  sieb  um    die  Freilieit    der  neutralen   Flagge, 

^^Ue  Freiheit  des  Oeean's! 

^V        Ein  Meisterstreich  geriebener  amerikanischer  Politik  Avar  es, 

die  humanitäre  Angelegenlieit  nritcr  Anrufung   breitester  Oeffent- 

lichkeit  auf  ein  so  gefährHehes  Geluet  Ininibcrznsjnelen.  In  England 

^^ar  der  Ingiimm  gross.    Mau  begann  aucli  dort  mit  der  Muglicb- 

^^eit  eines  nahen  Krieges  sieh  zu  beschäftigen.    Die  Gemeinlieit  der 

Motive,  die  Niedertracht  der  Endzwecke  war  ja  bei  alh^n  Jenen  In- 

L^inuatiouen  gar  nicht  zu  verkennen,  —  aber   doch   ein  Körnchen 

^WV^^ilu'heit  lag  ihnen   zu    Gruiule,  und    das   scljärfte    den  Coirflikt. 

Indessen  zu  dem  Aeussersten  konnte  man   es   in   Ijonilon,    und 

•)  Da»  war  der  Haii[)ttriim|^if,  ilen  Cäss  ausspielte.    Uefjer  den  Imprest- 
eit,  den  Kriegsgrand  vim  1812»  vgl.  die  Äugaberi  in  Hibtus  A analen 
n,  823—819.    Oben  HI  N.   il. 
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mochte  man  es  in  Washington  nicht  kommen  lassen**).  Aber- 
DEEN  fiililte  die  Nothwendigkeit,  die  Amerikaner  über  die  so  un- 
gelegen gekonunene  seerechtUchc  Controverse  zu  beruhigen;  sie 
war  ohnedem  nicht  der  einzige  Streitpunkt  zwischen  den  Stammes- 
vettern.  Schon  am  1.  April  1842  traf  ein  von  ihm  in  specieller 
Mission  nach  Amerika  gesandter  Unterhändler,  Lord  Ashbübton, 
in  Newj^ork  ein,  dessen  Geschickhclikeit  es  dann  gelang,  mit  den 
andern  zwei  grossen  Streitfragen,  der  des  AusUeferungsrechts 
und  der  der  Nordostgrenze,  auch  die  vornehmste,  die  des 
Sklavenhandels  und  was  sich  daran  knüpfte,  zu  vorläufiger  Er- 
ledigung zu  bringen.  Die  Regienmg  der  Vereinigten  Staaten  Hess 
sich  wirkUch  schneller  als  man  hoffen  konnte,  dazu  bestimmen,  einen 
fönnlichen  Vertrag  mit  England  wider  den  Negerhandel  zu  schliessen 
—  immerhin  ein  Zeugniss  des  tiefen  Eindrucks,  den  der  Traktat 
der  fünf  Grossmächte  selbst  in  den  Kreisen  der  amerikanischen 
Sklavenhalterpartei  und  der  ihr  verbündeten  nordstaathchen  Demo- 
kraten hervorgerufen  hatte  ^^).  Am  9.  August  1842  kam  zu  Was- 
hington der  grosse  Boimdary-Treaty  zu  Stande^®),  den  man  ge- 
wohnt ist  nach  der  Person  seines  Unterhändlers  als  Ashburton- 
Treaty  zu  bezeichnen.  Seine  Artikel  8,  9,  11,  aufgerichtet,  wie 
es  in  der  Einleitung  heisst,  zur  Ausfühining  der  Genter  Stipulation 
von  1814^^),  regelten  das  für  beide  Theile  so  wichtig  gewordene 
Anliegen.  Die  Uebereinkunft  stand  nicht  nur  durch  ihre  Kürze 
in  wenig  versprechendem  Gegensatz  zu  den  andern  Verträgen, 
unterschied  sich  nicht  allein  von  ihnen  durch  das  vorbehaltene 
Kündigungsrecht ^'*);  sondern  vor  Allem  ihre  Basis  war,  wenn  auch 
nicht  ganz   original  ^^),    so  doch  dem  bestehenden  internationalen 


'*)  lieber  die  Gründe  giebt  die  von  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte  I 
4o«^i  N.  1,  mitgctheilte  Depesche  Webster's  an  Eveuett,  den  amerikanischen 
Gesandten  in  London,  vom  26.  April  1842,  interessanten  Anfschluss. 

•*)  Vgl.  auch  das  Urtheil  von  v.  Holst  1.  1.  432. 

=»«)  Abgedruckt  bei  Mabtens  N.  R.  G.  III  456—464. 

»^)  S.  0.  III  N.  13.  45. 

*')  Sie  war  auf  5  Jahre  abgeschlossen,  mit  stillschweigender  Prolongation, 
aber  freiem  Kündigungsrecht  mit  sofortiger  Wirksamkeit,  A.  11. 

'®)  Denn  ein  analoger  modus  vivendi  hatte  bereits  zwischen  den  beider- 
seitigen Kreuzern  an  Ort  und  Stelle  Platz  gegriffen,  war  aber  in  Washington  des- 
avouirt  worden,  üebrigens  berichtet  der  mehrfach  citirte  Aufsatz  „Rückblicke*  in 
der  Zeitschrift:  „Das  Ausland"  1842  Nr.  336,  dass  bereits  in  den  britisch-ameri- 
kanischen Verhandlungen  von  1818 — 1824  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
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Regime  gegenüber  völlig  neu.  Merk^iirdigeiii^^eise  enthielt  die  Ur- 

i:unde  von  dem   fiTigwürdigen   Rechte    „to   asceiiain   the   national 
haracter  of  a    suspected  vei5St4"  nichts;  man  glaulite  (Uircli  die 
Uiniaclning  alle  Veranhisaimg  zu  weiterem  Streit  aus  der  Welt 
[eschafft    zu    hahen.      Ebensowenig    war    aber    auch    von    nach- 
raglichem    AnsclJuss    an    den    Quintopelvei-trag    oder    gar    von 
eibständiger    Etaldirung    gegeni^eiligen    rhirehsucluiiigsrecbts    die 
Rede;   ein    Versuch,    den    alten    Vertragsentwurf    vcm    1824*^) 
zu  repristiniren  iMirde  nicht  mehr  genmcht.    Vielmelir  beschränkten 
^die  Artikel  sich  auf  tHe  Abrede,    dass    die    liciden  vei-tragcüden 
aeile,  behufs  Durcliluhrung  ihrer  besonderen  Landesgesetze  und 
Jonventionen  wider  den  Sklavenhandel,  zwei  Geschwader  von 
je  80  Kanonen  im  Minimum  a n  d i  e  a f r i k a n i s c he  Küste  entsen- 
Jen  würden,  deren  jedes  also  ausschliesslicli  the  verdachtigen  Kauf- 
rer  der  eigenen  Fhigge  und  etwaiger  Cartektaaten  ztisaisii*en  haben 
ollte,  deren  %virksame  Cooperation  al>er  durch Ijeiderseits zu  erlassende 
^nnd  Diitzutlu'ilendelnstnikticaien  sicher  ge&telltwar.  Gleichzeitig  rich- 
tete sodann  die  üebereiokunft  ihr  Augenmerk  airf  die  annoch  statt- 
B^ndenden  Sklavenmärkte,  als  Hauptbeföi'derungsmittel  des  Sklaven- 
Hh^tndels  zur  See,  deren  Abstellung,  wo  auch  immer  geduldet,  durch 
^»emeinsames  Eintreten    beider  Mächte    zu    erfolgen    hätte.     Das 
^pBranze  wai*  ein  mühseliges  Oomproniiss,  eine  nothgedi'uugene  Ab- 
findung der  Englander  für  ihe  von  ihnen  nunmehr  im  Xanien  des 
I vereinigten  Europa*s  erhobene  eindringliche  Forderung;  und  zwar 
Eine  Abfindung,  welche  ibe  iJispositionsfreitieit  der  Union  so  wenig 
Irie  möglich  beschränkte.     Es  war  zugleich  auch  ein  Compromiss 
Ber  beiden  grossen  PLUleien  innerhalb  derselben,  zwischen  welchen 
bereits  in  gähnender  Tiefe  die  in  Güte  niclit    mehr  auszufüllende 
Kluft  sich  öffhete.    Und  wie  der  Af^hburtonvertrag,  von  den  Süd- 

Btaaten  als  Niederlage  bitter  cmjjfimden,  den  uidieinilichen  Gegen- 
uiz  zu  dem  Norden  der  Union  schärfen  half,  so  konnte  er  auch 
wm  aussen  hin  auf  keiner  Seite  befriedigen.  Die  Streitigkeiten 
mit  England  dauerteu  fort.  Zum  Dilferenzpunkt  steigerte  sich  jetzt 
lie  Fnige,  was  not   doi  von   den  KreuzeiTi   gekaperten   Sklaven* 


t*n    Engländern    das    Systoiii    zwiner    coopcrirender  Kreuücrgeschwader   vorge- 
chlagea  hatte.     Wenn  diese  Naclirklit  nchtig  ist,   so  würea  die   Anicnkaner 
choü   dauiab   davon  zurückgckoinnieii ;    denn    der  Vertrags  entwarf  von  1834, 
0.  in  N*  51,  fitiituirto  gegenseitigi*ä  DurehsTiehangsreclit, 
*"J  S.  o.  111  N.  51. 
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kargoszu  geschehen  habe?  Fortdauernd  wurde  die  englische  Regie- 
rung, zumal  seit  sie  mit  Schärfe  gegen  Brasilien  vorging,  be- 
zichtigt*'), dass  sie  sich  der  gekaperten  Neger  bediene,  um  West- 
indien mit  gezwungenen  Arbeitskräften  zu  versorgen,  wogegen 
die  Amerikaner  sich  auf  ihi'e  „liberale"  Pohtik  beriefen,  die  be- 
freiten Farbigen  ihrem  afrikanischen  Vaterlande  wiederzuzuftihren**). 
Und  nicht  ohne  Grund  mochte  man  wieder  auf  der  andern  Seite 
die  Unionsregierung  beschuldigen ,  dass  sie  ihren  Verpflichtungen 
aus  dem  Ashburtonvertrage  **)  nur  ungenügend  nachkomme.  Als 
unser  deutscher  Landsmann  Bastian  im  Jahre  1859  die  Kongo- 
küste bereiste,  fand  er  an  den  afrikanischen  Küsten  nur  zwei  Ver- 
einigte-Staatenschiffe  vor,  die  meist  in  Madera  weilten  und  von 
südstaathchen  Officieren  geführt  waren**).  Selbst  der  Streit  über 
den  von  Grossbritannien  immer  noch  behaupteten**)  Anspruch, 
eine  „enquete  du  pavillon"  im  Zwangswege  vorzunehmen,  tauchte 
noch  einmal  im  Jahre  1858  zwischen  beiden  Mächten  auf,  um 
dann  freilich  zu  dem  formellen  Eingeständniss  von  dessen  Wider- 
rechthchkcit  zu  führen*®). 

**)  Vgl.  namentüch  Tylkb's  Präsidialbotschaft  vom  19.  Februar  1845; 
Sir  Robert  Pekl's  Gegenerklärung  im  britischen  Parlament  vom  19.  März  ej., 
Mabtens  N.  R.  G.  VIII  112—115. 

**)  Congressstatut  vom  3.  März  1819.  Näheres  über  diese  .Donquixotcrie 
sonder  Gleichen"  und  ihre  wahre  Meinung,  bei  v.  Holst,  Verfassung  und 
Demokratie  I  284 — 288.  Noch  im  Jahre  1860  erliessen  die  Vereinigten  Staaten 
eine  Akte,  betreffend  den  Rücktransport  von  ,ncgroes,  mulattoes  or  persona  of 
colour,  delivered  from  on  board  vessels  seized  in  the  prosecution  of  the  slavc 
trade  by  Commanders  of  the  U.  St.  armed  vessels"  --  Hebtslet,  Treaties  XI  615 

*•)  Am  3.  März  1843  hatte  der  Congrcss  ein  Ausführungsgesetz  erlassen. 
Hebtslet,  Treaties  VII  1023. 

**)  Bastian,  Ein  Besuch  in  San  Salvador,  Bremen  1859,  p.  264. 

**)  Die  Kreuzerinstruktionen  vom  12.  December  1843  und  12.  Juni  1844 
hatten  es,  trotz  des  britisch -amerikanischen  Zwischenfalls  von  1841,  ruhig 
beibehalten,  Mabtens,  N.  R.  G.  VII  77  A.  4.  Vgl.  Lawbencb  Visitation 
and  search,  p.  66.  103. 

*•)  Die  Fälle  hatten  sich  im  Golfe  von  Mexiko  ereignet.  Der  Verzicht 
wurde  unter  dem  Zugeständniss  die  „assumption  of  a  right"  „candidly  abandoncd* 
zu  haben,  im  englischen  Parlament  am  17.  18.  Juni  1858  öffentlich  daliin  aus- 
gesprochen: „That  by  international  law  we  had  no  right  of  search,  no  right 
of  Visitation  whatever,  in  time  of  peace",  Lawbencb's  Whbaton  2.  ed.  p.  266. 
267.  Die  Streitigkeit  gab  Veranlassung  zu  der  Schrift  des  nämlichen  Ver- 
fassers, W.  B.  Lawbenob,  Visitation  and  search,  a  historical  sketch  u.  s.  w. 
Boston  1858.     Vgl.  den  Bericht  p.  88-  125,  181-188. 


und  doch,    so  wenig    bofrie(lif3:end    auch  jnner  Vei-trag  vom 

.  August  1842  gewirkt  hat,  seine  unscheinbaren  Aiiikel  hedeüteii 

en  Wendepunkt  im  internatioualen  Seerecht.    Triiunphirend  vcr- 

kündet«m  ihn   die   amerikaniselien    Pnisidinlhntschafteu.     Der  von 

^den  Eughlndeni   im  Piinzip   niemals  his   dahin   zugestandene,   im 

B&6[iter  Frieden  todtgeschwiegene  Satz,  dass  da.s  Scliiff  die  Tern- 

^■priiüitlit  des  Staates  mit  sich  fiihre,  dessen  Fhigge   es  trage  *^), 

^■rar  den  Amerikaner  gegenüher,  den   alten  Anwültoo   desselben, 

^nn  einem  \nchtigen  Anwendungsfall  stillschweigend  eoiicedirt  worden. 

Allerdings  nur  für  Friedenszeiten,  mid  mir  für  Sklavenfahrer;  da 

Hliber  der  Recbtsbegriß"  der  Neutralität  auf   der   Fnrtfühiung   des 

^fcriedensstandes  mit  beiden  Belligorenten  iHiiiiht,  so  war  mit  dem 

Bfeffektiven  Verzicht  auf  das  Dm-chsuchungsrecht   auch    der  tdte 

Tmpressmcntstreit  implicite  erledigt,  Jedenfalls  von  (Trossbritanuien 

(^in    schwerwiegendes   Präcedens    für    die   Freiheit    der    lu'utralen 

Flagge  ira  Seekriege  geschafilen  worden;  und   14  Jahre  darauf  liat 

dann    die  Pariser  Seerechtsdeklanation    die    inzwischen    befestigte 

Recbtsanschauung  in  das  couventionelle  Völkerrecht  feierlich  ein- 

^fieftihrt. 

^P        Für  Frankreich,  das  seit  Jahrhundei'ten  gewohnt  war,  seine 
seerechtliche  Stellung  zu  dem  grossen  Rivalen  jenseits  des  Kanals 
^■icht  als  die  einer  neutndeu  Macht,  sondera   als  die   eines  eben- 
BRiürtigen  Gegners  zu  begreifen,   konnte   die   Eim'aunmng  wechsel- 
seitigen   Axifbriugnngsrechts    der    ^Negriers**   zu    solchen    Conse- 
^■jltienzen,  wie  sie  die  Amerikaner  damals  besorgen  mochten,  nieni,'ils 
^nhren.      Ob   es  eingerichtet  wurde   oder  nicht,    lindeite   an  dem 
^^gegenseitigen  Verhältuiss  der  beiden  Westmächte  ledighch  uiclits. 
Wenn  das  Sträuben  der  laiiou,  eines   Sklaven   haltenden  Reichs, 
gen  jene  Einräumung   sich  aus   den   Ungeheuern   an  der  Frage 
enden  materiellen  Interessen,  aus  den   alten  Erinnerungen  au 
n  Krieg  von  1812  entscluildigeu  oder  erklären  liess,  so  war  das 
haiispiel,    das  nunmehr    das   französische  Volk    in    den  Jidiren 
842—1845  bei  BehmMlImig  des   gi*ossen  himianitären   Anliegens 
bot,    ein  geradezu   unwürdiges.     lauter   dem   Eindrucke   des  Ash- 
burton Vertrages    wurde,    nachdem    im    Sommer   1842   Neuwalileu 
ttgefunden  liatteu,    in   Paris   die  Parole   ausgegeben:    Los  von 
Verträgen  von   1831/3;  nieder  mit  dem  Droit  de  risite!  Dass 

**)  Im  Gegensätze  dazu  erklürt  das  ültengliscliö  Recht  daa  Schiff  vOlker- 
redltlicli  durcliaas  als  Muljiljß,  vgL  Hibth,  Annalen  1875  S.  814. 
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diese  Verträge  seit  10  Jahren  in  anerkannter  Geltung  standen  und 
unkündbar  waren*®),  dass  das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht 
vertragsmässiges  französisches  Landesrecht  darstellte,  achtete  man 
gering.  Hatten  doch  die  Amerikaner  daraus  einen  Strick  für  das 
meerherrschende  Britannien  gedreht  oder  drehen  wollen.  Warum 
sollte  Frankreich  sich  nicht  dasselbe  Vergnügen  machen?  Es  galt 
ja  nur  die  Thatsache  zu  vertuschen,  dass  die  französischen  Ejreuzer 
seit  Jahren  und  mit  gutem  Erfolge  zur  Lösung  der  als  dringend 
anerkannten  civiUsatorischen  Aufgabe  ihr  ^Droit  de  visite"  an 
britischen,  dänischen,  schwedischen,  deutschen,  italienischen  Schiffen 
geübt  hatten  imd  zu  üben  fortfuhren,  ohne  damit  im  Geringsten 
der  Freiheit  des  neutralen  Frachtverkehrs  im  Seekriege  zu  prä- 
judiciren;  dass  so  eben  auf  Frankreich's  Anregung  auch  die  Ost- 
mächte dem  philanthropischen  Völkerbunde  sich  angeschlossen 
hatten.  Die  Forderung,  dass  die  französische  Marine  unter  die 
ausschUesshche  Ueberwachung  der  Trikolore  zu  treten  habe,  war 
eine  zu  einfache,  zu  populäre,  als  dass  die  Gegner  des  Bestehenden, 
Legitimisten  und  RepubUkaner,  Imperialisten  und  Radikale,  in 
diesem  Punkte  einig,  auf  ein  so  bequemes  und  wirkungsvolles  An- 
griflfsmittel  gegen  die  Regierung  hätten  verzichten  mögen.  Liess 
sie  sich  doch  auch  theoretisch  so  schön  begründen  *•).  Fast  in 
jeder  der  gi'ossen  Kammerdebatten  von  1B43  und  1844,  in  jeder 
Zeitung  kehrte  sie  wieder.  Wie  sie  freilich  zu  erfüllen  sei  ohne 
mit  England,  zu  dem  man  in  festen  Vertragsverhaltniss  stand, 
dessen  Parlament  mit  jedem  Tage  argwöhnischer  wurde,  positiv  zu 


*')  Die  Argumente,  mit  welchen  Güizot  und  Broglix  1845  plötzlich  die 
freie  Kündbarkeit  der  Verträge  von  1831  und  1833  zu  deduciren  unternahmen, 
sind  geradezu  unerhört.  Die  Verträge  begründeten  eine  Societät,  jeder  Socius 
hätte  demnach  das  Recht  des  Austritts;  die  causa  obligationis  wäre  eine 
specielle,  demnach  zeitlich  begrenzte  u.  s.  w.  Vgl.  das  sonderbare  Memo- 
randum in  GxnzoT,  Mömoires  VI,  Piöces  historiqaes  X. 

*•)  Einstimmig  verurtheilten  die  Theoretiker  jedes,  also  auch  ein  conven- 
tionelles  „Droit  de  visite  en  paix":  „Massä,  weil  es  „rabandon  de  la  souve- 
rainet^"  involvire,  Droit  commercial  I  (1844)  293;  Th.  Obtolak,  weil  es  ein 
„droit  attentatoire  ä  Tindependance  r^ciproque  des  nations"  sei,  Eagles  inter- 
nationales et  diplomatie  I  (1845)  243;  Hautefeuille,  weil  es  „contraire  a  la 
loi  divine"  sei.  Des  droits  et  des  devoirs  u.  s.  w.  (3  6d.)  III  91  u.  a.  m.  Nur  ein 
einziger  Sachkundiger  nalim  sich  der  von  aller  Welt  verlassenen  Verträge  an, 
A.  DE  Gaspabin,  der  eifrige  Befürworter  rationeller  Sklavenemancipation.  Vgl, 
seine  Schrift:  Esclavage  et  Traite,  Paris  1838.  S.  auch  GuizoT,  M^moires 
VI  182. 


^cneiit  wnsst^  Niemaiul  recht   zu  sagen:     üHT  so  oesser;    am 

Wiiiihteriiiin  gerietli  dabei  erst  recht  in  die  Klemme. 

Aherraals  glaubte  iivizoT  sich  conservken  zu  müssen.     Am 
6.  December  1843^")    leitete    er,    um    der    öftentlinheu    Meinung 
lechuung  zu  tragen,    mit  dem  bereits    hiulänf^^Iich    vorbereiteten 
pabiuet  von   St.  James  Verhaiulluugen    eiii^    bestimmt    zur  Ab- 
teliutig  des  als  unlialtbar  bezeichneten  DiirchsuchungsreclxtSj  freilich 
luter  Aufrechterhaltung  des  grossen  Zweckes^  dem  dasselbe  einst 
itte  dienen  sollen,  zu  führen.     Für  die  Unterdrückung  der  „in- 
line irafic"  sollte  ein  neues  System,   ebenso  wirksam  oder  ^irk- 
ler  als  das  bisherige,  ermittelt  werden.    Nicht  etwa  beobachtete 
stände   des  letzteren,   so  erklärte   er,   sondern  Stimmung  von 
nieni  und  Volk  in  Fninkreich   Hessen   die  Neuem ng  als   im- 
^rlxlHslic}i  erscheinen.     In  England  war  man  seldiesslich  vei^tändig 
genug  um  einzusehen,    dass  nichts  melir   zu   machen  wan     Nicht 
Hein  Wet^lfnoton   und  Dbrbv,  sondern   auch  Palmeustxjn   und 
Russell   fügten  sich   in   das  Unabänderliche-     Die  während  des 
Winters  1843/4  zu  Paris    in  Marinekreisen    aufgetauchte  Idee**), 
in  Stelle  des  „Droit  mutuel  de  visite^  ein  System  der  Cooperation 
litteist  combinirter  Geschwader   zu   setzen,    fand   in  London,  wo 
^e  durch  Lord  BßOutiHAM  unterstützt  wm'de,  keinen  Widerspruch. 
)ie  Verhandlungen  ^*),  am  26.  December  1844  wieder  aufgenonnneni 
rurden  durch  eine  nach  London  berufene  „gemischte  (Jümmission", 
est^hend  aus  dem  Herzog  von  Broglie,  dem  ehemahgen  Minister, 
ir  Frankreich,  und  dem  Admiralitiitsricliter  A.  Lusiunoton  für 
rrossbritannien,  nebst  deren  Experten,  vorliereitet;  sie  hatten  zum 

IResidtat  den  britisch-französischen  Vertrag  zur  Vernichtung 
ies  Negerhandels  vom  29.  Mai  1845^^).  Er  war  anf  10  Jahre  ge- 
ichlossen^  und  auf  so  lange  sollten   die  Conventionen  von  1831/3 


I 


**)  GülzOT,  Meiüoires  VI  108. 

'*)  Nach  GmKOT's  Mittheilungen»   L  1.    206,   wäre  man   nitlit  tkr^b  Jia 
Amerikaner    and   den   A s htm rtuii vertrag  auf   den  Gedanken   geLradit   worden» 
Erst  in  London  8ci  die  Analogie  mit  dem  letzteren  erkannt  worden,  ibid.  2ilO. 
**)  I>öj>esclic  GnzoT's  vom   26.  December  18U»  in  seinen  Mernoirea  VI, 
ihces  liiÄtmqaes  VHL     Depcselie  ABEHDEKK'a  vom  9.  Jannar  184ri,  ibid.  IX. 
ach  bei  Mabtens  N.  R.  G,  VII  581—587. 

')  Aufgerichtet  in  französischer  und  englischer  Sprache.  Gedruckt  mit 
3cn  ein  Annei  bildenden  beidcrscitis^en  Injitniktionen  Lei  MAnTBNS  N.  R.  G. 
VJII  2S4.  Hkrtslet,  Tre4itics  VII  li^S,  Dazu  kommt  die  gemeinsame  Dekla- 
ration vom  6.  December  1845,  Märten**  L  1.  639, 
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suspendirt  sein,  um  nach  Ablauf  dieser  Zeit,  wofem  sie  nicht  in- 
zwischen erneut  wären,  zu  exspiriren.  Das  neue  Regime,  das  der 
Vertrag  begründete,  beschränkte  sich  auf  die  Verpflichtung  jeder 
der  beiden  contraliirenden  Mächte,  an  der  westafrikanischen  Küste**) 
je  ein  Geschwader  von  mindestens  26  KriegschifFen,  Dampf-  und 
Segelschiffen,  zu  etabliren.  Dieselben  sollten,  wenn  auch  unter 
Enthaltung  von  wechselseitigen  Festnalimen  an  den  Kauf- 
fahrem  beider  Theile,  so  doch  im  strengsten  Einvernehmen  mit 
einander,  behufs  Unterdrückung  des  Sklavenexports  nicht  allein 
die  Landesgesetze  imd  die  Conventionen  ihrer  Staaten  zur 
Ausfühnmg  bringen,  sondern  auch  Verträge  für  diesen  Zweck  mit 
den  Negerhäuptlingen  an  der  Küste  schliessen  und  wenn  nöthig 
reahsiren. 

Damit  war  die  „Entente  cordiale*^  glückUch  wieder  zusammen- 
geleimt und  auch  die  Franzosen  konnten  sich  rühmen  dem  „perfiden 
Albion*^  gegenüber  einen  Erfolg  davon  getragen  zu  haben.  Sie 
waren  die  verhassten  Verträge  von  1831/3  endlich  los  geworden; 
sie  hatten  die  Gegenseitigkeitscontrole  dos  afrikanischen  Export- 
handels beseitigt  —  wohlgomerkt  nur  den  Engländern  gegenüber. 
Deim  das  von  Frankreich  an  andcm  Marinen  reci])rok  geübte 
Durchsuohungsrecht  sollte  bei  Leibe  nicht  aufhören.  Die  26  Kor- 
vetten mussten  doch  auch  etwas  zu  thun  haben;  französische 
Kauflfiihrer  gingen  auf  Sklavenfracht  überhaupt  nicht  mehr  aus. 
Alle  che  Accessionsverträge  zu  dem  britisch-französischen  Regime 
von  1831/3  sollten  also,  auch  wenn  dieses  aufgehört  hätte,  werter 
fortlaufen**).  Bald  sahen  die  Kammern  sich  in  der  Lage  ihrer 
Regierung  für  die  nun  erforderliche,  erhebliche  Verstärkung  der 
westafrikanischen  Marinestation  ausserordonthche  Credite**^)  be- 
wiUigen  zu  müssen.  Die  Sache  wurde  recht  kostspiehg;  sie  wurde 
um  so  seltsamer,  als  diejenigen  Schüfe,  die  sich  jetzt  noch  mit 
Negertransporten  abgaben,  meist  unter  nordamerikanischer  Flagge 
fuhi'en.     Urnen  konnten  die    26   französischen  Kriegsschiffe   nicht 

*^)  Innerhalb  des  Striches  vom  grünen  Vorgebirge  an  bis  zu  16  *  30  S.  Br., 
also  ungefähr  bis  zum  Cap  Negro. 

")  In  den  französischen  Kreuzerinstructioncn  vom  29.  Mai  1845  aus- 
drücklich eingeschärft,  Martkns,  N.  R.  G.  VIII  206,  in  dem  officiösen  Artikel 
des  Journal  desD^bats  vom  3.  Juni  1845,  ibid.  291,  her\'orgehoben.  Hiemit 
ist  die  Ausführung  oben  II  N.  4  zu  vergleichen. 

*^)  Gesetz  vom  19.  Juli  1845,  Härtens  1.  1.  302.  Allein  für  die  Jahre 
1845  im  Betrage  von  9  760  000  frcs. 
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Guriügste  aiithutii,    80  war  es  denn  iiiclit  zu  verwundern,  dasa 

ifreits  nach  4  Jahren,  durch  Protokoll  vom  8,  Mai  1849  *^),  die 

iiüsöüisclre  Kegit^rung  sich  von  Urosshntaiiiiien  die  Befuguiss  aus- 

L'daiig,    ilir   Lieherwachuugsgeschvvader   auf   12  Schiffe   hei'unter- 

iseteen.     Und  als  im  Jahre  1855  die  zehnjährige  Frist  den  Ver- 

5&   von   1845    abhef,    waren    mit    ihm   auch    die  Vertrage    von 

1831/3   endgiltig  erluischeü**').     Frankreich    trat  thatsächlich   aus 

&IU  iiiteniationalen  Verbände  zur  Venikhlung  des  Skhivcnhandels 

Braus;  nur  die  auf  dem  Papiere  nocli  bestehenden  Verträge  mit 

'eleu  Accessionsstaaten  des  Regimes  von  1831/3  erinnern,  soweit  sie 

nicht  hiz^ischeii  hinfaUig  geworden  *^),  an  seine  einstmaUge  Stellung 

inmitten  desselben. 

England  hatte  mit  Abschluss  des  Quintupelvertrags,  in  Ver- 
sung  dessen  die  einzige  Seemacht,  die  reell  etwas  zu  bedeuten 
itte,  seinejn  Syjitem  abtrüünig  geworden  war,  begonnen  eine  etwas 
iilaltige  KoUe,  die  viePiesiJottete  Figur  eines  philanthropisclien 
)on!iuixote.  ^ines  Zionswächters  der  Humanität  zu  spielen.  Der 
Enthusiasmus  der  Antisklavereibewegung  war  bald  wieder  ab- 
eblasst,  manch  hochherzige  Illusion  in  des  Weltmeers  Schönes 
inabgesunken,  Indess  zur  Ehre  der  Menschheit  und  zur  Stütze 
amerikaimchen  AboUtionismus  blieb  die  enghsche  Nation  ihrem 
twirakter  getreu ,  starrki iptig  und  zäh :  ß  r  a  s  i  l  i  e  n  gegenüber 
chonungslos'^**).   über   die   Grenze    des   Erliiubten   hinausgehend; 


•')  Gedmckt  bei  Makteks  R  R.  G,  XIV  386. 

•^J  Vgl,  Revue  (Ua  dum  Mo u des  L  Januar  1858  ji.  %.    LAWHEKOK*a 
Wheaton  (2.  ed,)  2U. 

•*!  Der  hanseatische,  der  toskanesische»  ajciljanische  sind  erloaclien,  s.  0. 
N.  4;  der  »ardiirisclie  ist  zum  kgl.  italieiiiselieii  geworden*  Diejenigen  mit 
>iitieniiLrk,  Schweden,  Hayti  kunnen  auch  für  Fraokreicli  nicht  als  aul- 
gehoben  gelten. 

••)  Daa  Verfahren  gegen  Brasilien  seit  dem  Jahre  1845  war  dt?m  1839 
gegen  Portugal  eingeschlagenen,  s.  u.  111  N<  71*,  analog.  Die  hrasilianlsche 
Begtemng  hatte,  Note  Viini  1*2.  Man  1845  (Hebthlet,  Treatieis  VIl  149),  Ge- 
braucb  umchend  von  einem  in  dem  portugiesischen  Separatartikel  vom  IL  Sep- 
tmber  1817,  s.  u.  III  N\  33,  enthaltenen  Kündigungsrecht,  in  welches  sie 
[leichtalb  succedirt  tn  sein.  s.  0,  Hl  N.  42,  wohl  mit  Unrecht  behauptete, 
den  Engländern  das  portugiesische  Vertrags  regime  von  IS  17  kündigen  zu  dürfen 
glaubt.  England  ergriff  nunmehr  Kepressalien,  indem  es  mittelst  der  be- 
[ihmt  gewordenen  s.  g.  Aberdeen- A  c  t  vom  8.  August  1845,  8  und  9  Vict. 
122,  die  Ausführung  der  Convention  von  182G,  s,  o.  III  N,  42,  in  die 
ligene  Hand  nahm,  d,  U.  die  Aufliriugung  und  Ahiirtheihmg  brasilianischer 
IrtUr  fftr  AffdAtlJcU«s  B«ekt  I.  1  7 
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gegen  C  u  b  a  bei  gegebener  Veranlassung  energisch  auftretend,  den 
Amerikanern  in  thatloser  Resignation  gegenübei-stehend,  welche 
den  eignen  Gesetzen  hohnsprechend,  den  schmählichen  Schleich- 
handel fast  allein  noch  betrieben  — ;  vor  Allem  aber  immer  bestrebt, 
die  grosse  Sache  der  Freiheit  und  der  Civüisation  nicht  ein- 
schlummern zu  lassen,  ihre  Stationen  pi'äsent  zu  halten,  die  Ver- 
träge zu  executiren,  in  subsidium  die  Akte  von  1839  anzuwenden  •^) 
und  dem  Vertragsystem  die  noch  fehlenden  Gheder  des  inter- 
nationalen Verbandes  zu  gewinnen.  Durch  Accessionsvertrag  vom 
24.  Februar  1848  trat  die  Regierung  von  Belgien,  der  in  unsem 
Jahren  eine  so  bedeutsame  Rolle  in  Centralafrika  zu  spielen  be- 
scliieden  war,  dem  Quintupel vertrage  bei"*).  Der  Freundschafts- 
vertrag mit  der  Dominikanischen  Republik  vom  6.  März 
1850®^)  gab  im  A.  IX  den  britischen  Kriegsschififen  das  Recht, 
die  unter  Dominikanischer  Flagge  segelnden  Sklavenfalirer  inner- 
halb der  eigenen  Küstengewässer  aufzugreifen  und  nach  dem  Hafen 
von  St.  Domingo  zur  Condemnirung  abzuführen.  Den  letzte  Staat, 
der  dem  humanitären  Völkerverein  neu  hinzutrat,  ist  die  Republik 
Neu-Granada  gewesen,  welche  mit  England  am  2.  April  1851, 
die  Stipulationen  des  Vertrages  mit  Venezuela  von  1839**)  zu 
Grunde  legend,  eine  selbständige  Convention  zur  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels^*)  einging.  Mit  dieser  war  die  Zahl  der 
britischen  Cartels  auf  31  gestiegen.  Wälirend  der  fünfziger  Jahre 
unseres  Jahrhunderts  wurde  Sklavenwaare  nach  Süd-  oder  Mittel- 


Sklavenfahrer,  als  Seeräuber,  unter  britische  Jurisdiktion  stellte;  s.  die  Er- 
klärungen vom  4.  Juni  und  2.  Juli  1845,  Martkns,  N.  R.  G.  VHI  311-314. 
Vgl.  den  Bericht  in  R.  Wildmann,  Institutes  of  international  law,  11  (1850)  149. 
Brasilien  protestirte  ohne  Erfolg  gegen  die  Aberdecn-Akte,  Erklärung  vom 
22.  Oktober  1845,  Martens  et  Cussy,  Recueil  manuelV  519—529.  Wheaton, 
Histoire  II  331—343. 

•**»)  Lawrence  in  seiner  Ausgabe  von  Wheaton's  Elements,  (2.  ed.)  264, 
spricht  sich  heftig  dagegen  aus. 

«»)  Ratifikationsprotokoll  vom  23.  Juni  1849,  Marxens,  N.  R.  G.  XIV 
♦>0 — 63.  Die  Aktenstücke  sind  bereits  oben  II  N.  2  erwähnt.  Der  Vertrag 
dauert  fort. 

•*)  Fehlt  bei  Martens  ;  gedruckt  bei  Hertslet,  Treaties  VIII  982.  987. 
Er  gilt  noch  heute. 

")  S.  0.  III  N.  73. 

**)  Fehlt  bei  Martens.  Gedruckt  bei  Hertslet,  Treaties  IX  570.  584. 
Der  in  englischer  und  spanischer  Sprache  aufgerichtete  Traktat  steht  auch 
heute  noch  in  Geltung. 
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amerika  kaum  noch  verfmchtet  ®^),  und  die   „mixed  commiasions*^ 

Rcinüten  ihre  Tlüiti^keil  so  ziemlich  riiistolleii"'^). 
Aber  aiu'li    für   KciFtlMiiiriika   nahte   die  Krisis   heran.     Der 
'fahlj  den  die  hritisclie  Emaucipatinnsakte  von   1834  in's  Phnneh 
uer  Union  geschlagen  liatte,    sass  tiefer   und  mrkte    nachhaltig<n', 
als  «hjT  jämnierUehe    Aslihurtonvertrag   hatte   thun   können.     Mit 

I Riesenschritten  ging  liier  die  grosse  Tragödie  ilirer  Peripetie  ent- 
legen. Ein  4  Jalii'e  iiindurch  währender  Bürgerkrieg,  der  blutigste 
■iid  opfervullste  Krieg  der  Neuzeit,  hraclitt*  den  endlichen  Sieg  der 
Abolition.     Das  XIll.  Verfassungsamendcment  von  1865  hat  die 

Sklaverei  im  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  für  immer  abge- 
^bcliafft.  Damit  war  das  Verdikt  über  sie  für  den  ganzen  anierj- 
^HEuiscbcu  Continent  gesprochen,  wemi  daj^selhe  auch  lange  Jahre 
^Hocli  bis»  zu  Heiner  endgilti^en  Vollstreckung  gelu^'^ucht  hat.  Schon 
^■rührend  des  Krieges  hattt^  die  ünioneregioining  in  aller  Stille  den 
^Binrch  «üe  Trent-Affaire  schwer  gereizten  Engländeni  das  mit  so 
^Äeisseui  Bemühen  hekäuipfte  reciproke  „Right  of  seai'ch^  der  des 

Sklavenhandels  verdachtigen  Scliifte  bereitwilligst  zugestnnden.  Ein 
Hipt^lles  Licht  fiel  damit  auf  die  wahren  (iründe  des  so  hocli  ge- 
^fcriesenen  ^amerikanisclien  Systems^,  Jetzt,  wo  es  keine  Sklaven* 
^nnfnhr  mehr  gab,  waren  die  gi'ossen  seerechtlichen  Prinzipien,  die 
Hpian  einst  so  pomphaft  und  mit  so  viel  Erfolg  angerufen,  alle  iji 
^v'ergessenliei  t  gerathen !  Der  neue  b  r  1 1  i  s  c  h  -  a  ni  v  r  i  k  a  u  i  s  c  !i  e 
^—V^ertrag"'^)^  am  7.  April  18H2  zu  Wjisliington  aufgerichtet  und 
^Kiif  10  Jahre  mit  stillschweigender  Prolongation  geschlossen,  wurde, 
^Ahne  des  Ashhurtonvertrages  zu  gedenken^  auf  der  Basis  der 
^portugiesischen    Conventioi^    von    1842*^*)    entworfen,    nahm  also, 


•*)  Narh  begbiubigter  Naclirkht  soll  aeit  1851  m  Brasiliea  keine  Bklaveii- 

ilifuhr  mehr  stattgefunden  haben,  s,  das  englisclie  Blaubueb :  Royal  Coniniission 

lugitive  slavejs  1870,  C  1516  l  p.  XV.    In  Cuba  sollen  Versuche,  Neger  ein- 

^ditnnggeln»  bis  zum  Jahre  1865   fortgedauert  haben;  doch  war   bennts  iin 

18^7  mit  der  Zufulir  chineskcher  Coolf«  begonnen  wordein  K^iln,  Zeitung 

70  Nr.  215  ni. 

••)  So  meint  auch  Lawrence'«  Wheaton  (2.  ed.)  264.  Die  Abcrdeen- 
Ikto  Ton  1845,  6.  N.  60,  ist  nnter  dem  VX  April  18Cl\  32  Vict.  c.  2,  als 
licht  mehr  benr)thjgt,  aufgeholien  wonten. 

•')  Gedruckt  mit  den  beiden  Annexen  bei  Martkns,  N»  R.  G.  XVII,  2, 
&9-277, 

••)  S.  0.  in  N,  7yj  nicht  anf  dur  des  Quintupelvertrags,  wie  Mabtkns* 
BsEOBoaXt  Völkerrecht  I  381  irreführend  angiebt. 


•    ♦  •   .  *  •    \  •; 
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wie  diese,  behufs  Aburtheilung  der  saisirten  Fahrzeuge  die  Ein- 
setzung von  geniischteu  Gerichtshöfen  —  in  SieiTa  Leoue,  am 
Kap  und  zu  Xewyork  —  ui  Aussicht;  unterschied  sich  aber  von 
s<Mnein  Vorbilde  durch  die  erhebhche  Eingrenzung  der  Visitations- 
zonen. Ein  Additionalartikel  vom  17.  Februar  1863'*)  fügte  in- 
dess  nachträglich  einige  Re\iere  hinzu;  und  da  die  gemischten 
Gerichtshöfe  bald  nichts  mehr  zu  judiciren  fanden,  so  sind  sie 
durch  Additionalconvention  vom  3.  .Juni  1870^**)  aufgehoben  worden. 
Auch  die  Vereinigten  Staaten  traten  dem  System  des  Quintupel- 
vertnigs :  Aburtheilung  durch  die  Landesgerichte  des  in  Haft  ge- 
nonmienen  Scliiffs  endgiltig  bei.  Mit  dieser  Uebereinkunft  hat  der 
internationale  Verband  zur  Unterdrückung  des  Seehandels  mit 
Negeni  seinen  Absclduss  erhalten'*). 

Gleichzeitig  ist  freilich  auf  dem  atlantischen  Ocean  die 
Sklavenfrachtfahrt,  soweit  der  amerikanische  Welttheil  Desti- 
nationsort war,  erloschen ;  nur  der  zweite  Theil  der  Aufgabe,  die 
Ueberwachung  des  ost afrikanischen  Ausfuhrhandels  ist  übrig 
gebheben.  Ihi*  voniehmhch  ist  heutzutage  jener  Verband  gewidmet; 
es  handelt  sich  darum,  die  Befahrung  der  Sklavenmärkte  auf  der 
arabischen  und  persischen  Küste  zu  vernichten,  der  Lieferung 
menschlicher  Waare  für  die  Harems  und  den  Hausstand  arabischer 
Sultane  und  Scheikhs,  persischer,  ägji)tischer,  türkischer  Grossen, 
auf  dem  kui-zen  Seewege  ein  Ende  zu  machen;  im  Anschluss 
daran  aber  auch  den  binnenländischen  Menschenhandel  im  Sudan 

«•)  Gedruckt  Mabtens,  N.  K.  G.  XX  504. 

^'*)  Gedruckt  mit  ihrem  Appendix  bei  Martkns,  N.  R.  G.  XX  505.  Nach 
diesem  Modell  wurde  auch  die  bereits  an  ihrer  Stelle,  oben  UI  N.  79,  auf- 
geführte Additionalconvention  mit  Portugal  vom  18.  Juli  1871  geschlossen. 
Auffallend  ist  aber,  dass  die  amerikanische  Abrede  sämmt liehe,  auch  die 
auf  amerikanischen  Schiffen  betroffenen,  Neger  den  britischen  Autoritäten 
zur  Freilassung  zugestellt  wissen  will. 

^^)  Dem  Leser  wird  nicht  entgangen  sein,  dass  ich  bei  Besprechung  der 
britischen  Conventionen  wider  den  Negerhandel,  von  denen  ich  wünsche,  keine 
übergangen  zu  haben,  die  Additional  vertrage  stets  zu  den  Haupt  vertragen,  auf 
welche  sie  sich  beziehn,  gestellt  habe.  Nur  so  lässt  sich  eine  wirkliche  lieber- 
sieht  gewinnen.  Eine  historische  Tabelle,  wie  die  von  Martkns  et  CussT, 
Becueil  manuel  V  440  gegebene,  ist  von  geringem  Werth.  Dass  Philldiobe, 
Internat.  Law.  I  eh.  XVII,  sich  begnügt,  diesen  Katalog  der  Vertrage  seines 
eigenen  Landes  mit  allen  Fehlem  abzuschreiben,  ist  ein  sprechender  Beweis 
von  der  seltsamen  Unbeholfenheit  und  Kritiklosigkeit,  mit  der  er  sein 
Werk  compilirt  hat. 
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und  in  Aegypten  energisch  zu  fassen,     Da   der  Sklaventransport, 
soweit  er  ein  übei^seeischer  ist,  unter  der  Flagge  einer  civilistiHen 
Macht  dort  kaum  betrieben  wird,  so  wutAp  allerchu^  das  inter- 
nationale Controlrecht,  dessen  Darlegung  die  vorstehenden  Unter- 
suchungen gewidmet  sind,  ihm  gegenüber  völlig  bedeutungslos  sein, 
hätte  nicht  dasjenige  Reich,    das  die    Seele   des   volkerreehthehen 
Systems  zur  Unterdrückung   des  Greuels    bddet,    auch    hier   den 
Boden   rr3lkerrechtüch  vorbereitet.     Hand  in   Hand   nämlich  mit 
<k»n   Bemühungen   der  britischen   Regiening,    die    Mitglieder    der 
SUiatengesellschaft  zu  gemeinsamer  Repression  des  Seehandels  mit 
Negern  zu  bestimmen,  liefen  ihre  Strebuugen,  durch  Abmachungen 
mit  den  Sultanen,  mit  den  Häuptlingen,  s.  g,  Königen,  überhaupt 
mit  den  Machthabern  auf  den    afiikaniscben  Küsten    und   Inseln, 
allen  Sklavenexport,    sei    es  nach  der    neuen  Welt,    sei    es    nach 
Asien  hin  wirksam  zu  inhibiren  oder  ihn  nur  in  lokaler,  temn'u- 
weiser,  quantitativer  Beschränkung  stattfinden  zu  lassen.    Zuweilen 
wurden  durch  ihre  Conventionen  wider  die  „traite  d'csclaves^  auch 
andere  Regierungen  dem  neuen  Interesse  gewonnen  ^^):  im  U^ehrigen 
bis  zur  Gegenwart    seine    Healisirnng    ledighch    ein    Element 
glischer    Pohtik   gewesen;  und  die    eintönige  Geschichte  dieser 
braachungen,  deren  Zahl  unübersehbar  ist"),   muss   von   dieser 
Erstellung  ausgescWossen  bleiben.     Diejenigen  von  ilmen,  welche 
ich  auf  die  Küste  des  westlichen  Afrika's  beziehen,  haben  lieut- 
tage^  nach  erfolgter  territorialer  Äuftheihmg  dieser  Landstriclie, 
e  praktische  Bedeutung  zu  einem  gi^ossen  Tbeil  verloren.     Um 
wichtiger  sind   die  ostafrikanischen   geworden.     Anhebend  mit 
n   Verirägen    von    Madagaskar    vom    ^3.  Okt(»ber  1817  und 
1.  Mai    1823^*),    der    ^befreundeten"   Araber    vom    persischen 
Golfe,  d.  il.   8,  Januar  1820^''),  des  Imanis  von  Maskate   und 
^■ansibar^  geschlossen  am   in,  Septemlier  1822^^),  kommen  ihre 

^B        ^^)  8o   die   V*.T«?iiiigte?ii  Staaten    itu  AsbburtoTivertrage,  s.  o.  S.  89;  und 
^^Inuikreich  im  V<>rtra^c  von  1845,  s.  o,  S,  9b. 

'*)  Ein  Meniorantlum  von  187G  gicbt  für  da.s  Jahr  \Mi  Hie  Zahl  der 
«Tttmly-engug^cinents  with  uncivilisod  African  st^itijs  fur  tlie  siij>iirüssi(in  of  tbe 
«lirc  trnfle"  auf  70  an,  s.  Eii^ltßch^s  Blaubuck :  l^iyal  Coaimission  t>f  fugitiTc 
ßlavw  187<3,  C  15 16  I  p.  9o.  Eine  Liste  der  Namen  findet  sith  auf  p,  93 
^Id^  In  IIkiit8LET*8  Treaties  Xtl  fiUlt  das  He^nster:  .Sljive  trad«,  AMean 
fckf»*  allein  7  Seiten. 

*•)  MARTICK9  N.  S.  n  3;J8.  397.    '*)  Hertslkt,   Trrjities  Vllf  1\H. 
**)  Mabtehs  N.  8.  I  594. 


—     102     — 

Stipulationen  mit  wachsender  üebereinstimmung  und  Schärfe  dar- 
auf hinaus,  dass  im  Bereich  des  sich  verpflichtenden  Potentaten 
Sklaven  nicht  gekauft,  nicht  verkauft,  nicht  im  Transitverkehr  be- 
fördert werden  sollen,  dass  Freigelassene  zu  schützen  sind,  vor 
Allem  aber,  das  I.  M.  Kriegsschiffen  ohne  Weiteres  die  Befugiiiss 
zuerkannt  ist,  in  die  Küstengewässer,  Häfen,  Flussmündungen  jener 
Gegenden  einzulaufen,  betroffene  „Sklavendhows"  festzimehmen, 
aufzubringen  und  unter  britische  AdmiraUtätsjurisdiktion  zu  stellen. 
Von  einem  Reciprocitätsreclit  ist  in  diesen  Uebereinkünften  natur- 
gemäss  keine  Rede.  Nicht  die  kriegsreclitUche  Analogie  des 
Verfahrens  gegen  contrebandirende  neutrale  Schiffe,  sondern  die 
der  Blokade  feindlicher  Küsten,  ist  es,  die  liier  zutrifft.  Die 
neueste  Phase  dieser  ostafrikanischen  Pohtik  des  britischen  Reichs 
knüpft  sich  an  Livingstone's  glänzenden  Namen  und  wurde  mit 
der  Mission  Sir  Bartle  Frere's  von  1872  eingeleitet.  Ihr  gehören 
insbesondere  die  Verträge  an  mit  dem  Sultan  von  Sansibar,  ge- 
schlossen am  5.  Juni  1873''),  mit  den  Herrschern  von  Maskate 
am  14.  April  1873'«),  und  von  Makulla  am  7.  April  1873'»), 
sowie  mit  den  Sultanen  des  Komoren- Arcliipels*^).  Die  jüngsten 
Versuclie,  dieser  Pohtik  auch  von  anderer  Seite  her  einen  festen 
Halt  zu  gewähren,  welche  zu  den  Conventionen  for  tlic  suppression 
of  the  slave  trade  mit  den  orientalischen  Mächten:  Aegypten  am 
4.  August  1877®^),  der  ottomanischen  Pforte  am  25.  Januar 
1880»«),  dem  Schah  von  Persien  am  2.  März  1882»»),  endlich 
dem  König  von  Abyssinien  am  3.  Juni  1884®*)  geführt  haben 
laufen  in  die  Tagesgeschichte  aus. 


^^)  Mabtens  N.  R.  G.  XX  520;  mit  Supplementarvertrag  vom  14.  Joli 
1875,  ibid.  N.  R.  G.  2.  serie  11  191.  Interessante  Mittbeilungen  darüber 
machte  der  treffliche  Capitän  Malcolm,  späterer  Malcolm  Pascha,  in  seiner 
anonymen  Schrift:  England's  East  African  Policy,  articles  on  the  relations  of 
England  to  the  sultan  of  Zanzibar  and  on  the  negotiations  of  1873,  London  1875 

")  Mabtens,  N.  R.  G.  XX  519.    ")  Ibid.  518. 

^)  Namentlich  von  Johanna,  8.  März  1873,  Mabtens,  N.  R.  G.  XX  522; 
neuer  Vertrag  vom  10.  Oktober  1882,  ibid.  2.  sörie  IX  241.  Von  Mobilia, 
neuer  Vertrag  vom  24.  Oktober  1882,  ibid.  IX  243  u.  s.  f. 

»»)  Mabtens  N.  R.  G.  2.  serie  U  493. 

")  P.  P.  Slave  trade  nr.  2  (1881)  C.  3060;  nebst  Deklaration  vom. 
3.  März  1883,  P.  P.  Slave  trade  nr.  2  (1883)  C.  3590. 

")  P.  P.  Slave  trade  nr.  2  (1882)  C.  3341. 

•*)  P.  P.  Slave  trade  nr.  3  (1884)  C.  4099. 


i 


Aus  den  vorstehenden  Untei-suchnngen  eri^Vbt  sich,  dass  das 
iiitornationalc  System  zur  ITnterdriickun^  {les  afrikanisehefi  Sklaven- 
haiulels  in  seinem  dermaligeii  Bestände  dreierlei  vei^sehiedeiie,  tiher 
in  nahem  Zusammenhang  mit  eit)önder  stehende  Anordnungen, 
Einrichtungen,  Verliältnisse  nndVisst: 

1)  Innerliall)    des   völkeiTechtlichen  Verhandes    besteht    eine 

chtliche    Gemeinschaft    von    —    lieutzutage    2H    —   Mäehten  ^), 

eiche  in  vertragsmässiger  Gegenseitigkeit  sich  verpfliclitet  liahen, 

enjenigen  Betrieb  des  Seehandels,  der  dem  Tninspoile  von  eiii- 

ehorenen  Afrikanern,  um  sie  in  Sklaverei  zu  versetzen,  gewidmet 

Ist,  nicht  duhlen  zu  woUeiu     Diese  Staatengemeinschaft,  auf  dem 

iener   Congress  1815   angeregt^    hat    durch    die  Berliner  Con- 

'erenz  1B85  ilu*e  end giltige  Bestätigung  dahin  erhalten,  da^s  jener 

Handelsbetrieb    jds    dem    conventionellen  Volk eiseeiT:- cht   stuwider- 

laufend  anerkannt  worden  ist.     Als  tlas  Mittel  zur  Durelifidinmg 

eines  solchen  Verbotes  ist  nicht  bloss  die  gegenseitige  VerltindHrh- 

:eit  der  Gemein8chaftsghe{ler,  dassellje  innerhalb  ihres  partikuhiren 

larhthereichs  landesrechtlieli  durch  Strafvorschriften  in  tliatsach- 

lieber  Geltung  zu  erbalten,  in  Anspruch  genommen  worden.    Denn 

da  als  Begehungsort  des  Deliktes  sich  das  Weltmeer  darstellt,  so 

väj*G  Venntigen  und  Erfolg  des  Einzelstaats  unzureichend.     Vieh 


*)  Es  sind  13  eiiropiilschc :  Grossbritannien,  Doutsrlilantb  Fraiikri'icli  (ist 
Ali  dem   oben  IV  N.  59   angrt'^ebenen   Grunde   immerhin  noch   einzuroelinen), 
)f»st*!rreitli-ÜRprarn,  Rusdand,  Italien;  Spanien,  Portugal.  Niederlande,  Belgien. 
iDäneraark^  SchwetleU'Nünve^'on.     Die  Ver|dli€litungcn  dieser  Staaten  nmfassen 
[»elbßt  Vers  tan  diich  sowohl  Ctjntnilregierung    als  etwaige  Kfdonialgotivernements. 
Ku  ihnen  nmes  seit  1880,  ü.  o.  IV  N.  82,    jiuch  die  Türkei   mit    ihren  Neben- 
indcni  gerechnet  werden.     Damit  sind  es  die  13  enropfiiüchen  S ign ata rm ächte 
Ser  Generalakt<3  von  1885,     Nächstdem   11    anienkanisclie  MiXchte:    die  Union; 
fexiko,  Venezuela,  Colmnhien;   Ecnador.  Ijidivia,  Chile;   Arg-entiiia    und    Uru- 
guay; endlich  die  beidtn  Kftimbliken  der  Insel  llaUi;  es  fehlen  al.so  Brasilien. 
Pem  und  Centralamerika.     Hinzugekommen  ist  eine  naintisrhc  Macht,  mimlich 
j  Pcmen  (seit  1882,  s.  o.  IV  N,  s'M,  nud  eine  alVikituiiJchH.  nämlich  der  Kongo- 
btajit,  s.  o.  1  K  n. 
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mehr  hat  man,  in  allmählicher  mühevoller  Entwicklung,  der  bloss 
municipalen  Repression  ein  weiteres  Verfalu-en  als  unerlässlich  hin- 
zugefügt, vermöge  dessen  die  Durchführung  des  Verbotes  von  den 
verbundenen  Regierungen  unter  internationale  Controle  gesetzt 
worden  ist:  dergestalt,  dass  sie  die  Nationalflaggen  gegenseitig 
einer  Ueberwachung  durch  ihre  Kriegsmarinen  unterworfen  haben. 
Diese  Unterwerfung  ist  lediglich  dazu  bestimmt,  die  Handhabung 
der  landesgesetzlichen  Strafandrohimgen  wider  den  reprobirten 
Handelsbetrieb  durch  speciell  verabredete,  seepolizeiliche  Maass- 
regeln in  geordnetem  Verfahren  sicherzustellen.  Sie  beruht  auf  frei- 
williger, reciproker  Bindung  der  Seemächte  und  charakt^risirt  sich 
juristisch  als  ein  zwischen  den  einzelnen  vertragsmässig  bestehendes 
obligatorisches  Verhältniss.  Sie  kann  demnach  weder  als  eine  völker- 
rechtswidrige Uebertragung  von  Kriegsmaassregehi  auf  den  Friedens- 
stand aufgefasst  werden;  noch  lässt  sie  sich  als  ein  anmaasslicher 
Eingriflf  in  die  dem  Staate  begriffsmässig  zustehende,  völkerrecht- 
lich verbürgte  Souveränetät  kritisiren.  Vielmehr  erschemt  sie  als 
eine  gemeinnützige  Veranstaltung,  um  ein  grosses  humanitäres  An- 
liegen, das  als  wesentliches  Element  moderner  Gesittung  an- 
erkannt ist,  dessen  Realisining  aber  die  Einzelki-aft  auch  des 
mächtigsten  Reiches  überragt,  im  Einvernehmen  gesammter  Staaten- 
gesellschaft zu  thatsächlich  garantirter  Verwirklichung  zu  bringen  ^). 
Weltgescliichtlich  hat  diese  Veranstaltung  die  unermessUche 
Bedeutung  gehabt,  dass  sie  das  vornehmste  Mittel  gewesen  ist, 
die  Idee  der  Abolition  angeregt,  gepflegt,  zur  Reife  gebracht  zu 
haben.  Praktisch  liat  sie  nur  unvollkommen  gewirkt;  imd  nach- 
dem innerhalb  der  civilisii-ten  Staaten,  also  der  vollberechtigten 
Subjekte  des  internationalen  Verbandes,  das  Eigenthum  des 
Menschen  am  Menschen  aufgehört  hat,  oder  in  naher  Zeit  auf- 
hören wird,  eine  Rechtsinstitution  zu  sein,  liat  sie  zum  grossen 
Theil  ihren  Grund  verloren.  Immerhin  zu  entbehren  wird  sie 
erst  dann  sein,  wenn  die  Aufgaben,  die  sie  sich  gestellt  hat,  von 
Afrika  selber  werden  in  die  Hand  genommen  werden  können. 
Dieser  Zeitpunkt  ist  noch  fenie,  Aviewohl  durch  die  Schöpfungen 
dei*  Berliner  Conferenz  von  1885  näher  gerückt.     Wohl  aber  ist 

')  Es  gereicht  mir  zur  Freude  hervorheben  zu  können,  dass  ich  der  näm- 
lichen Auffassung  bereits  in  einer  älteren,  nicht  genug  gekannten  holländischen 
Inauguraldissertation :  J.  van  Eik.  De  algcmeene  beginselcn  van  het  inter- 
naticmaal  ]K)liciercgt,  Amsterdam  1860,  p    IGo,  begegnet  bin. 


einer  \  erhessenuig  becliirftig  und  talii^;  derni  rlns  seereditliche 
pystem,  wie  es  heute  besteht,  ist  foimcll  imd  materiell  tunni^elbaft. 
Formell  Tdilt  diusem  Systemo  die  Eirilieit  des  Verpflichtnng^- 
rundes.     Einmii]  i^t   es   in   einer  seil  wer   übersehbaren  Zahl  von 
Dparatvertriigen  sehr   ungleichen  Inlialtes  niedergelegt,   deninaeli 
alle  Wechselfidle    iKirtikiilären  Vertmgsreclites   geknöpft.     In 
8i  niien  diesen  Verträgen   sodann    erseheint   zwar    die    britische 
p^eiinig   als   Oontrahent,    der    gegenüber  die   anderen   Mächt(\ 
?d<^  für  sich,    befugt  und  verpHiehtet   sind:    unter    sich    aber 
i.ben  diese  ISfächte  Gegenseitigkeitsrechte  nur  in   sehr  geringem 
"^nifange  geschatferr^).     Die  Folge  davou    ist   gewesen,    dass   alle 
die  britisclien  Oartelstaaten   das  Bedürfnis,   von   den  Befugnissen, 
die  die  Verträfre  ihnen  gewähren,  Gebrauch  7xi  machen  nur  in  be- 
schränktestem Maasse  empfunden  haben.    That sächlich  geriren  &ie 
ich   als   Idoss  verpHicIdet;    thatsächlich    tritt  England  allein    [ils 
prechtigt  auf.     Das  macht  ige  Insel  reich  ist  in  der  Lage  nn*t  den 
eistangen,  die  es  znr  Verwirklichung  eines  jener  Veiimge  über- 
>mnien,  zugleieli  alle  andeni  zu  erfüllen.    Aufgabe  wird  es  dem- 
ach  sein,  die  gi*osge  Angelegenheit  aus  der  einseitigen  Interessen- 
sphäre Grossbritamnens  herauszuziehen,    und  die   bunte  Mannich- 
i-ltigkeit  der  Eijizelconventionen  durch  einen  allgemeinen  Vertrag 
irh  dem  Vorgange  der  Berliner  Geru^ralakte  von   1885  und  der 
lbli*eichen  „Uniouen^^  iu  deueu  heute  die  Ffntschritte  des  Yolker- 
chtes  vornehmlich  sich  vnllxieben,  zu  ersetzen.    Sollte  nicht  das 
"engliscbf*  Volk,  das  der  Sache  so  \iele  Opf(>r  gebracht  lud,  gegen- 
wartig  entlastet  wenlen?    Damit  würde  auch  das  letzte  dem  see- 
rechtlichen  Regime  noch  immer  anhaftende  Odium  entfernt,   der 
Roden  für  verwandte  internationale  Organisationen  auf  dem  Meere 
geebnet  werden  können. 

Materiell  krankt  das  bisherige  System  an  der  erstaunlichen 
üngleichlieit  der  Stipulationen.  Zunäclist  ist  das  Seerevier,  auf 
welchem  die  Untersuchungsakte  vollzogen  wcrdeu  dürfen,  vnigleich 
abgegi'enzt.  Visitation  und  Aufbringung  von  KaoffahrteischiftV^n 
kann  innerhalb  weiter  Breiten  des  Oceans  einem  Staate  gegen- 


')  Gegenseitige  Darchsnchungsrecbtc  auf  dem  Jloore  lit'bnfs  Ik'pressioii 
dei  NegertTan8iK)rt*  bcstebn  de  jure,  abgeselin  von  den  britischen,  nur 
twlieheti  Deutschktid,  Ocstcrreicb,  Russland  gegeneinander:  zwiscben  Frank- 
reich and  Schweden;  Frank reieb  und  Dimomark ;  Frankreich  und  I tauen; 
Fmnkrcich  und  HaUi  gegeneinander. 
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über  illegal,  dem  andern  gegenüber  cartelmässig  sein*).  Sodann 
sind  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  Kreuzer  zur  Durch- 
suchung schreiten  kann,  diflferent :  während  das  britisch-französische 
Regime  von  1831/3  und  mit  ihm  unser  Vertrag  von  1841,  die 
vorgängige  Autorisation  des  durchsuchenden  Offiziers  seitens  der 
Regierung,  unter  deren  Flagge  das  betroffene  Schiff  fährt,  ver- 
langt, nehmen  die  übrigen  Conventionen  von  solchem  Erforder- 
niss  Abstand.  Endlich  haben  die  Verträge  die  Prisenjurisdiktion, 
welcher  alle  der  Sklavcnfrachtfahrt  verdächtigen  Fahrzeuge  unter- 
worfen werden  sollen,  verschieden  geordnet.  Zwar  gilt  fast  aus- 
nahmslos der  Satz,  dass  das  Gericht  des  Captors  niemals  com- 
petent  ist.  Thatsächlich  sind  eben  Sklavenfahrer  an  sich  keine 
Piraten;  können  demnach  auch  fiktionsweise  nicht  als  solche 
völkerrechtlich  behandelt  werden.  Im  Ucbrigen  aber  geht  das 
Conventionelle  Recht  nach  zwei  Richtmigen  auseinander.  Entweder 
wird  das  compctcnte  Landesgericht  des  aufgebrachten  Schiffes  bc- 
fasst:  so  das  britisch-französische  System,  der  Quintupelvertrag 
imd  die  jüngste  nordamerikanische  Convention.  Oder  es  hat  die 
Aburtheilung  durch  gemischte  Gerichtshöfe  zu  erfolgen,  die  von 
den  beiden  interessu'ten  Regierungen  besetzt  sein  sollen:  so  die 
übrigen  Verträge.  Aufgabe  wird  es  demnach  sein,  alle  diese, 
heute  jedes  Grundes  entbehrenden  Rechtsungleichheiten  zu 
beseitigen;  zugleich  freiHch  auch  die  nicht  mehr  motivirten  Härten 
des  Rechtszustandes,  soweit  derselbe  ein  übereinstimmender 
ist:  also  insbesondere  die  Bestimmungen  über  den  Legalbeweis 
und  über  die  Auflu'ingungshäfcn  durch  angemessenere  zu  einsetzen; 
auch  die  Durchsuchungsbezirke  des  atlantischen  und  des  indischen 
Meeres  auf  ein  engeres  Revier  zu  reduciren. 

2)  Innerhalb  des  völkerrechtlichen  Verbandes  ist  durch  die 
Berliner  Generalakte  von  1885  eine  —  gegenwärtig  15  —  Mit- 
gUeder  ^)  umfassende  Staatenunion  mit  der  Absicht  gebildet  worden, 
das    seerechtUche  Verbot    der  Negerverfrachtung    auch    auf   den 

*)  Die  Grenzen  schwanken  —  von  Einzelheiten  abgesehen  —  zwischen 
den  weiten  des  britisch-holländischen  Regimes,  s.  o.  lU  N.  39;  den  engeren 
unseres  Vertrages  von  1841 ;  den  noch  beschränkteren  des  britisch-französischen 
Systems  von  1881/3;  den  engsten  des  britisch-nordamerikanischen  Vertrages 
von  1862,  8.  0.  IV  N.  67.  In  den  Verträgen  oben  III  N.  69—72  ist  das 
Visitationsrecht  ganz  ohne  alle   räumliche  Einschränkung  stipulirt  worden. 

*)  Nämlich  die  14  Mächte  der  Berliner  Conferenz,  s.  o.  I  N.  3  und  der 
neue  „Etat  iud^pendant  du  Congo",  s.  o.  I  N.  11. 
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binnenländischen  Handel  des  äquatorialen  Afrika's  insofern  zu 
übertragen,  als  in  denjenigen  Landrevieren,  die  zu  dem  „conven- 
tionellen  Kongobecken"  zusammengefasst  worden  sind,  nicht  allein 
die  überseeische  Sklavenausfulir  nicht  geduldet;  sondern  auch  der 
Landhandel  mit  Unfreien  unterdrückt  werden  soll.  Diese  Ver- 
bindlichkeit trifft  zu  Wasser  und  zu  Lande  alle  Signatar-  und  ad- 
härirenden  Mächte  der  Generalakte,  welche  innerhalb  des  con- 
ventionellen  Kongobeckens  „une  influence"  ausüben.  Insbesondere 
aber  liegt  sie  den  Kongoregierungen  ^)  ob.  Für  diejenigen  Land- 
reviere, in  denen  solche  Regierungen  nicht  vorhanden  sind'),  ist 
die  internationale  Kongoschiflffalirtscommission  an  oberster  Stelle 
mit  der  Durchführung  des  Verbots  betraut. 

3)  Innerhalb  des  völkerrechtlichen  Verbandes  übt  Gross- 
britannien allein  die  durch  zahlreiche  ITebereinkünfte  mit  ostafri- 
kanischen und  asiatischen  Küstenstaaten  orientalischer  Gesittung 
speciell  zugestandene  Befugniss  aus,  den  Export  und  die  Zufuhr 
von  Sklaven  aus  und  nach  jenen  Gegenden  von  der  See  aus  in 
der  Weise  zu  bekämpfen,  dass  zu  diesem  Zweck  die  dortigen 
Inseln  und  Küstenstriche  durch  britische  Kreuzer  in  einer  Art 
von  (papiernem)  Blokadezustand  gehalten  werden.  Dieses  Rcchts- 
verhältniss  hat,  da  europäische  Flaggen  kaum  in  Frage  kamen, 
zu  einer  Anfechtung  seitens  der  civibsirten  Staaten  bis  jetzt  nicht 
gefülirt.  Immerhin  kann  es  als  ein  noimales  nicht  erachtet  werden. 
Soweit  die  ostafrikanische  Küste  zum  conventionellen  Kongobassin 
geschlagen  worden,  dürfte  es  schon  jetzt  zur  Cognition  der  Berliner 
Conferenzmächte .  stchn.  Aber  selbst  jenseits  dieser  Zone  scheint 
es  im  Geiste  der  Generalakte  von  1885  zu  liegen,  dass  Gross- 
britannien auch  auf  den  ostafrikanischen  Meeren  seine  civilisa- 
torische  Mission  mit  den  andern  Seemächten  zu  theilen  haben  wird. 


«)  Sie  smd  aufgezählt  oben  I  N.  10.  12.     ')  S.  oben  I  N.  39.  31. 


Die 

Verantwortlichkeit  der  Beamten 

für  die 

Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen 

nach  dem  Rechte  des  deutschen  Reiches 

und   der   grösseren  Gliedstaaten  desselben. 

Von 

Dr.  jur.  Fritz  Werner  Freund, 

Keferoiidar  zu  Strassbarg  i.  E. 

Einleltnngr*    Die  Ziele  der  Arbeits 

Jjas  Wesen  des  Rechtsstaates  l)eruht  auf  dem  Gnmdsatz, 
dass  die  Venvaltiing  sich  innerhalb  der  Schranken  der  Rechts- 
ordnung bewegt.  Diese  Fundamentalforderung  des  Rechtsstaates 
bringt  als  Kon-elat  die  andere  mit  sich,  dass  die  Interessen  jeder 
einzelnen  der  Staatsgewalt  untenvorfenen  Privati)erson,  wie  gegen 
gesetzwidrige  Handlungen  anderer  Privater,  so  auch  gegen  gesetz- 
widrige Eingriffe  der  Verwaltung  wirksamen  Schutz  finden  *). 
Daher  wird  die  Verantwortlichkeit  der  Organe  der  Staatsver- 
waltung, d.  h.  der  Beamten,  fiir  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  Amts- 
handlungen als  das  Palladium  des  Rechtsstaates  angesehn. 

Zur    Einschränkung    dieses    Postulates,    sowohl  hinsichtlich 
der  materiellrechtlichen  Seite,    der  Verantwortlichkeit,   als  auch 


*)  Dieser  Gedanke  ist  ausgeführt  in  der  Schrift  von  Babhr,  Der  Rechts- 
staat, insbes.  §  18  S.  57.  Lor.  Stein,  Die  Verwaltungslehre  I.  Th.  (2.  Aofl,) 
S.  373,  374. 
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hiosichtlich  der  formeUreelitlicheii  Seite,  der  gerichtlichen  Ver- 
folgbarkeit der  Beaiiiteii,  kouimen  zwei  Moiuente  in  Betracht. 
Das  ei-ste  Moinejd  ^  niat(*rieller  Natur^  bezieht  sich  auf  die 
noth wendige  Zeiitndisutian  der  Gejsclüiftsleituiig  in  der  Sümts- 
verwaltung ,  vermöge  deren  die  vorgeaetKten  Behörden  die  Amts- 
führun.ij:  der  ihnen  Unter^ehenen  zu  leiten,  die  Letzteren  aber 
den  Anweisungeu  Jener  Fulge  zu  leidsten  haben ^J.  Wenn  uäniHch 
eine  uneingeschränkte  Verantwoiiliehkeit  der  Privatperson  fui*  die 
Folgen  ilirer  Handlnn*^eu  nach  Maassgabe  der  Reelit^ordnung  des- 
halb einer  Scliwierigkeit  nicht  nnterhegt ,  weil  dieselbe  in  ib'en 
Entschliesbungen  grundsätzlich  frei,  an  keinen  frtniiden  Willen 
gebimden  erscheint,  so  muss  (he  A^erantwortlichkeit  des  Beamten 
für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Atutsliaudlimgen  notb wendig  durch 
di<'  Thatsache  eine  Einscbränkung  erfalu'en,  dass  er  in  Amts- 
lachen  grundsätzlicb  niclit  volle  Freiheit  der  Eutschliessnng  ge- 
messt  **).      Denn    eine    uiibesclirankte    Verantwürthclikeit    tur   die 

I Gesetzmässigkeit  einer  Handlung  hat  ein  uubebchräuktes  Prüfungs- 
pecht  bezüghch  derselben  zur  nothwendigen  Voraussetzung*). 
I  Als  ein  weiteres  Moment,  formeller  Natui*,  wird  gegen  die 
Forderung  einer  Verantwortlichkeit  des  Beamten  für  die  Gesetz- 
mässigkeit seiner  Amtshandlungen  der  Gesichtspunkt  geltend  ge- 
nmchtj  dass  die  Energie  der  Vi-rwaltung  einen  besonderen  Schutz 

tegen  frivole  Klagen  oder  Denunziationen  erheische,  einen  Schutz, 
[akben  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Gerichtsverfassung  imd 
m  Prozesses   nicht  zu  gewähren  vermögen  ^).     Demgemass  w^ar 


■Alle 


*)  LkBäXD,  Vab  ätaatsrecUt  des  dedtaeUen  Rt^chea  11,  g  m  S.  222, 11. 
■)  Inwief^ni    diese   Satze    hiusicbtlicb    des    ricbterlidien    Beamten  mie 
Aendemtig  erfahren,  wird  spüter  —  Absclin.  1  Kap.  I  §  3  —  siu  aeigen  sein. 
*)  Labend,  a*  a.  0.  I,  §  40  S.  425.  —  Vgl  die  Satze  des  preoflsischen 
llgemeiQen  Ländrcchtfi: 

§  7,  h  *i:    „Soweit  eine  Handlung  frei  ist.    werden  die   uninittdbaren 
Folgen  derselben  dem  Handelnden  alleraal  zugereflinct.** 

g  14  1,  3:  ,Der  Tirad  der  Zurechnung  bei  den  unmittelbaren  Bowohl,  als 
^hiittelbaren  Folgen  einer  Handlung  richtet  sich  nach  dem  Grade  der  Freiheit  bei 
^Hnii  Hsodelnden" ; 

^B^        «nd  fr.  169  pr.  D:  de  E.  J.,  50,  17:  «  *  •  £j^  v^f^'  tialbi  calpa  est  cui 
pttrere  aecejise  alt,* 

und    tgh    V,  D*    Bkokr«    Von    Staatsämtern    und    Staats  dienern  (1797) 
9  84  8.  114. 

'J  ▼.  RONKK«   Das  Staatsrecht  der  preussiscUeii  Monarchie,   II,  L  Abth* 
Aufl.)   g  *M0  Ä.  4  8.  5U7*     HAüaEßt    Die   deutsche  Gerichtsverfassung,    in 
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in  einzelnen  deutschen  Partikularrechten  die  Verfolgbarkeit  der 
Landesbeamten  nach  französischem  Vorbilde  von  der  vorgängigen 
Genehmigung  einer  Vei-waltungsbehörde  abhängig  gemacht  worden^). 

Wenn  ein  BUck  auf  die  beiden  soeben  oberflächUch  berülirt^n 
Seiten  unserer  Frage  die  Schwierigkeiten  derselben  erkennen 
lässt,  so  ist  die  lakonische  Kürze  des  deutschen  Gesetzgebers 
befremdlich,  welcher  im  §  13  eines  umfassenden  Gesetzes  über 
die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  (vom  31.  März  1873) 
die  ganze  Frage  mit  dem  einen  Satze  abfertigt :  „Jeder  Reichs- 
beamte ist  fiir  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen 
verantwortlich". 

Nun  wird  zwar  eine  geeignete  Interpretation  dieser  Gesetzes- 
worte  auf  Grund  allgemeiner,  durch  die  Rcichsgesetzgebung  an- 
erkannter Prinzipien  den  Anforderungen  der  Zentralisation  der 
Geschäftsleitung,  wie  bald  näher  ausgetührt  werden  wird,  Rech- 
nung zu  tragen  vermögen.  Ja,  wir  werden  sehn,  dass  eine  geeig- 
nete Interpretation  des  §  13  R.-B.-G.  auf  Grund  jener  Prinzipien 
in  einer  für  Reichs-  und  Landesbeamte  gleiclmi'lssigen  Weise  die 
CoUision  der  beiden  Prinzipien,  des  Prinzips  der  Verantwortlich- 
keit der  Beamten  und  des  Prinzips  der  Zentralisation  der  G^- 
schäftsleitung  grundsätzlich  zu  regulieren  vermag  (vgl.  unten 
S.  143  a.  E.). 

Für  die  formellrechtliche  Frage  der  gerichtlichen  Verfolg- 
barkeit der  Reichsbeamten  jedoch  ist  durch  §  13  R.-B.-G.  keine 
Bestimmung  getroffen  worden ').     Wenn   nun  fiir  das  Recht  der 

der  Ztschft.  f.  Reichs-  und  Landesrecht  V,  S.  5  A.  5  al.  2.  Inshesondere  vgl. 
die  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstages  bei  der  2'"  und  3*'"  Be- 
rathung  des  §  9  a  (jet^t  §  11)  des  Einf.-Ges.  zum  G  -V.-G.  (Sitzungen  v.  25.  Nov. 
u.  20.  Dez.  1876)  und  zwar  die  Reden  der  Abg.  Dr.  Gneist  (Rt.-Verh.  Sess. 
1876  I,  S.  383)  und  Dr.  Lasker  (das.  II,  S.  930). 

")  Das  Nähere  unten  im  zweiten  Abschnitt. 

')  Dieser  Satz  ist  nicht  unbestritten.  Man  legt  dem  §  13  R.-B.-G.  die 
Bedeutung  unter,  als  wolle  er  die  Freiheit  der  gerichtlichen  Verfolgbarkeit 
eines  Reichsbeamten  aussprechen,  welcher  unter  der  Herrschaft  eines  Landes- 
rechts domilizirt  sei,  das  den  Rechtsweg  gegen  Beamte  von  der  Genehmigung 
einer  besonderen  Behörde  abhängig  macht.  Das  Resultat  ist  richtig;  die 
Begründung  desselben  aus  einer  formellrechtlichen  Bedeutung  des  §  13  unrichtig, 
wie  unten  im  zweiten  Abschnitt  gezeigt  werden  soll.  Ja,  man  ist  soweit  gegangen, 
den  Satz  des  §  18  für  den  Fall,  dass  ihm  jene  formellrechtliche  Bedeutung  nicht 
zugestanden  würde,  als  nichtssagend  oder  selbstverständlich  zu  bezeichnen: 
FosBTSOH,  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  Verwaltungsbeamten  in  Elsass-Loth- 
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leichsbeaiiiten  die  allgemeinen  GruTidsätze  der  Gerichtsverfassung 

uiul   des  Prozesses   eine  Aenrlerung    nicht    erfahren    haben  ^),    so 

rßiiid   durch   ein    luideres  Keiclisgest»tz,    niiinlich  durch  §  11   ah  2 

pdes   EiiiführungsgeHetzes  zum    Reichs-Cjerichts-Veilassungsgesetze 

fiir  die  Landesheamten   derjenigen  Bundessbiateii^   deren  Gesetze 

ihier  zum  Scliutze  der  Verwaltung  Ausnatuneliestimmungeu  einge- 

ilu't  hatten,    dieselben,    wo   nielit    aufgelntiieri,    doch  nach  einer 

Rechtsstaat  gemässeren  Richtung  hin  unigewiuidelt  worden. 

So   soll  denn   die   vorliegende  Arbeit  austuhren,   in  welcher 

^eise  §  13  R.-B.-G.  und  §  11  E.-G.  zum  G.-Y.-G,  the  juristi- 

seilen  Grundlagen  für    die  Frage  der  Beamteiiverautwortliclikeit 

aacli    der   materiellen    und    formellen  Seite   hin    bezeiclmen,  und 

Seiterhinj  in  welcher  AVeise  die  Laudesgesetzgehungen  auf  diesen 

IGnindhigen^  bezw'.  innerhalb  der  durch  dieselben  erricliteten 
Schranken  ihre  Wirksamkeit  ausgeübt  haben* 
Indem  wir  uns  diesen  l)eiden,  durcli  die  angezogenen  P;ii'a- 
graphen  der  Reichsgesetzgehung  bezeichneten  Seiten  unserer  Frage» 
pinnial  der  materiellen  Seite,  wie  sie  §  13  R.-B,-G.  behandelt, 
nämlich  der  zivil-  und  straft'echtlichen  *)  Beamtenverantwortlicli- 
keit,  und  w^eiter  der  füimellen  Seite,  der  Art  ihrer  Yerwii'kliclmng, 


I      sc 

P:; 


K 


ringen,  in  Püchblt*s  Ztisdift.  f  franzüs,  Zivik,  X  S.  i92,  493.  Dass  diese  Behaüp- 

ng  nicht  zutrilTt.  will  die  vorliegeiido  Arbeit  zeigen.     Wir  werden  t?i*lin,  dass 

13  Ii,-ß.-G,,   der  den   Grundsatz   der  Veiantwortliclikcit  des   Ueichsbeamteri 

,fiir  die  Gesetzmässigkeit  semer  amtlichen  Handlungen "  aufstellt,  nach  dür  iin 

Teii  bereits  angedeuteten  Rielitung   Inn  die  staatsrccli tlicheu   Voraus- 

letiun  gen  der  privat-  und  st  raf  recbtlic  ben  Verantwortlich- 

eit  des  Reicbsbeamten  eiitbält.  Vgl  Lab  and,  a.  a*  0.  I,  g  41  S.  141  a. 

*)  Die  nähere  Begründüng  Abscbn.  IJ*  Kap.  I  §  2,  a), 

')  Es  ist  vielfacb  behauptet  worden,  die  strafieclit liebe  Verantwortlicbkeit 

rdc  dorcb  §  13  nicht  berührt,   weil  dieselbe  bereits  durch  das  Reichs- Straf- 

esetzbach  ihre  Regelung  gefunden  habe,  KANNoresi^ER,  Das  Reclit  der  deutschen 

iehsbeamteu  (Kommentar   zum   R.-B.-G.)  zu   ^13   S.  ti4  II,   1  al.  2,    VgL 

den  Reichstagsverliandlnngen  der  zweiten  Berathung  des  %  13  (Sitzung 

m  25.  April  1872)  die  Reden   der  Abgeordneten  Roemeb  (Rt-Verh.  1872  I, 

158,  159  und   Db,   Schwarze  (ebenda  S.  I6(i)  [bei  Kannoiesseii  a.  a.  0; 

(31,  62].   FoEBTsoH  a.  a.  0.  S.  493  ff.   Althoff^  Foertsch  u,  ä*,  Sammlung 

\Y  in  Ehass-Lotb ringen  geltenden  Gesetze  11,  zu  Art.  75  der  Verf.  v.  22  frira 

in,  S.  155  A,  1  ai  3*    Jene  Begründung  scbliesst  aber  nicht  aus*  dass  die 

aatarechtüeh  en  Voraussetzungen  der  strafrechtlichen  Veran  t  wortlich - 

t,    welche  im  R.-St.-G.-B,   nicht  behandelt  worden  sindt  nämlich  das  Ver- 

tnia«    der    staatarech tlicheu   Prüfungäpflicht  des    Beamten    gegenüber   dem 
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zuwenden,  scheiden  wir  andere  materielle  und  formelle  Seiten 
derselben  Frage  von  unserer  Besprechung  aus,  nämlich  die  poli- 
tische und  die  disziplinarrechtliche  Verantwortliclikeit  sowie  die 
Formen  ihrer  Verwirklichung. 

Die  politische  VerantwortUchkeit,  nämlich  die  Ministerverant- 
woi-tlichkeit  gegenüber  der  Volksvertretung,  steht  desshalb  ausser- 
halb des  Rahmens  unserer  Untersuchung,  weil  sie  nicht  sowohl 
eine  Verantwortlichkeit  für  die  Gesetzmässigkeit  von  Amtshand- 
lungen, als  viehnehr  eine  Verantwortlichkeit  für  die  Zweckmässig- 
keit, für  die  poHtische  Korrektheit  der  Verwaltungsthätigkeit  be- 
deutet*®). Die  disziplinarrechtliche  (staatsrechtliche)*^)  Verant- 
wortUchkeit aber,  welche  in  erster  Linie  ebenfalls  nicht  eine  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Gesetzmässigkeit  einer  Amtshandlung, 
sondern  eine  Verantwortliclikeit  für  die  Korrektheit  der  Amts- 
führung, für  die  treue  Beobachtung  der  von  dem  Beamten  dem 
Stallte  gegenüber  übernommenen  Vertragspflichten  ist  **),  wii'd  uns 
auch  desshalb  nicht  eingehender  beschäftigen,  weil  sich  der  Wort- 
laut unseres  Themas  an  den  des  §  13  R.-B.-6.  anschliesst ,  die- 
ser Paragraph  aber  von  einer  diszipUnarrechtUchen  Verantwort- 
Uchkeit nicht  handelt  *^).  Gleichwohl  werden  wir  die  disziplinar- 
rechtliche Seite  unserer  Frage  aus  dem  Grunde  zu  beiühren  haben, 
weil  dies  für  eine  richtige  Konstruktion  des  Begriffes  der  „Ge- 
setzmässigkeit der  amthchen  Handlungen"  nothwendig  erscheint "). 

In  Gemässheit  der  obigen  Ausfülu'ungen  soU  sich  ein  erster 
Abschnitt  mit  dem  materielkechtUchen  Theile  imseres  Themas, 
der  zivil-  und  strafrechtUchen  VerantwortUchkeit   des  Beamten, 


höheren  Befehl  zu  seiner  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit,  durch  §  13  fest- 
gestellt worden  sind.  —  vgl.  oben  A.  7.  —  Aus  welchem  Grunde  Fokktsch 
(a.  a.  0.  S.  494)  es  für  „sprachlich  unmöglich*'  hält,  dass  §  13  von  straf- 
rechtlicher Verantwortlichkeit  handle,  ist  mir  nicht  yerständlich  geworden. 

*^)  Laband  a.  a.  0.  n  g  68  S.  228  c. 

»)  Laband  a.  a.  0.  I  §  41  S.  432. 

")  H.  Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes,  I  §  132  S.  331: 
„Während  bei  der  peinlichen  Bestrafung  nur  die  einzelne  verpönte  Handlung 
beurtheilt  wird,  kommt  bei  der  Disziplinarbestrafung  das  Verhalten  des 
Beamten  in  seiner  Totalität  in  Betracht." 

")  Rede  des  Abg.  Robmer  im  Reichstag  (1872  Verh.  I,  S.  158).  Kann- 
01BS8EB,  a.  a.  0.  zu  §  13  S.  64  II,  1  al.  2,  zu  §  10  S.  50,  D,  4. 

**)  VON  Zedlitz-Neükibcu,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamteu 
(Kommentar  zum  R.-B.-G)  zu  §  10  S.  6  n.  11,  zu  §  13  S.  9  n.  16  g.  £. 
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f)d  zwar  zunäelist  mit  den  reclitlicheii  Grundlagen  derselben, 
chäftigen.  Dabei  leitet  nns  die  Anfgabe,  iils  Rielitsehnnr 
Ter  üntersiielmng  den  RegriH'dor  „(Tesetxmässigkeit'"  der  Amts- 

tiindlungen  in  §  13  R.-B,-G,  jmistisch  zu  deliniren. 

L  Äljschiiitt, 

Maipriellrechllielicr  TiieU ; 
dte  scUil-  Qud  fttrftfri^clitnclu*  Veraiitwoitliclikelt  iler  ßf'finiten« 


Erstes  Ivapitel, 

Die  juristisohen  öruidlagen  der  zivil-  und  strafreuhtlichen 

Terantwortliclikeit  der  Beamten. 

Der   Begriff  der  „Gesetzmässigkeit   der  amtlicben 
Handlungen", 

Die  Beantwortung  der  Frnge,    in  welcher  Weise  die  Forde- 

der  Beamtenverantwortliclikeit  mit  der  Fordenitig  einer  zen- 

lisirten  Verwaltungstliütigkeit  zu  vereinigen  ist,  niuss  von  dem 

Lxicini  ausgeben,  dass  die  Existenz  und  der  Umfang  der  Verant- 

rortlichkeit  fiii"  die  Gesetzmässigkeit  einer  Handlung  bedingt  ist 

durch  die  Existenz  und  den  Umfang  des  Rechts,  die  Gesetzmässig- 

(jeit  der  Handhmg  zu  prilfen. 

Bezüglieli  dieses  Reebtes  sind  nun  zwei  Kategorien  von  Amts- 
Jiandlungen  vvulJ  zu  unierscheiihih 

Die.    eine   Kategorie    wird    von   denjenigen   Amtshandlungen 
"gebildet,   welche    aus   der  eigenen  Initiative  des  Beamten  liervor- 

telin;    die  andere  Kategorie  umfasst  diejenigen  Amtshanillungen^ 
welche    der  Beamte  auf  Grund   eines  lädieren  Befehls   vonnmn)t. 
Hinsicbtlich  der  ersten  Klasse  steht  dem  Beamten  ein  unhe- 
chränktes  Reelit   zUj    die  (TesetKmässigkeit   seiner  Amtshandlung 
11    prüfen;    hinsichtlich    ilirer   ist    dalier  ein  Grund,  ihn  von  der 
vollen  Verantwortlichkeit  zu  entlasten,  nicht  aliznsebn.     Die  Amts- 
bandhmg,    welebe    ebne   höhere  Weisung   von  dem  Beamten  vor- 
^nommen  wird,  ist  gesetzmässig,  wenn  sie  in  olijektivin"  wie  sab- 
pktiver,   in   materieller  wie   formeller  Beziehung  in  nichts  gegen 
äe   Gesetze   verstösst.      HinHiebtlieb    der    ersten   Kategorie    von 
Lnitsbandlungen  ist  der  Begrilf  der  „Gesetzmässigkeit*'  juristisch 
gleichbedeutend   mit    dem  Hegriffe   der  Gesetzmässigkeit    bei   den 
Handlungen  eines  Privaten. 

Arckir  rät  6ir«ntlle]i«t  U^cU  LI,  g 


u. 
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Ganz  anders  bei  der  zweiten  Klasse  von  Amtshandlungen, 
d.  h.  bei  denjenigen,  welche  auf  Grund  eines  höheren  Befehls  von 
dem  Beamten  vorzunehmen  sind.  Hier  tritt  der  Begrfff  des  Ver- 
waltungsorganismus dem  Begriffe  der  Beamtenverantwortlichkeit 
entgegen.  Wer  hier  ein  unbesclu'änktes  Recht  des  Beamten  auf 
Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  des  ihm  gewordenen  Befehls  aner- 
kennen, wer  die  Gehorsamspflicht  des  Beamten  von  seiner  freien 
Kritik  dieses  Befehls  abliiingig  machen  will,  der  will  dem  Beamten 
das  Recht  zugestehn,  die  Verwaltungsthätigkeit  des  Staates  lalim  zu 
legen.  Wenn  der  Gerichtsvollzieher,  dem  von  einer  Partei  ein  mit 
der  Vollstreckungklausel  versehenes  Urtheil  behufs  der  Zwangsvoll- 
streckung eingehändigt  ^\^rd,  vor  der  Pfändung  die  Rechtswirk- 
samkeit der  Vollstreckbarkeitserklärung  i^rüfen  sollte,  wenn  der 
Polizoidiener  die  ihm  zum  Vollzug  übergebene  Verfügung  semes 
Vorgesetzen  vor  der  Ausführung  bezüglich  ihrer  gesetzlichen 
Verbindlichkeit  kritisieren  wollte,  so  würde  die  ganze  Idee  des 
Amtsorganismus,  des  Instanzenweges  zerstört  sein  *).  Da  aber  dem 
untergebenen  Beamten  das  Piüfungsrecht  in  dem  Umfange,  wie 
bei  der  erstbesprochenen  Klasse  von  Amtshandlungen,  bei  der 
zweiten  Klasse  nicht  zugestanden  werden  kann,  kann  liier  von 
einer  vollen  Verantwoi-tlichkeit  für  die  materielle  und  formelle 
Gesetzmässigkeit  schlechterdings  nicht  die  Rede  sein.  Vielmehr 
muss  in  §  13  R.-B.-G.,  der  apodiktisch  den  Reichsbeamten  „für 
die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen  verantwortlich" 
macht,  dem  Begriife  der  Gesetzmässigkeit  für  die  zweite  Klasse 
von  Amtshandlungen  eine  geeignete  Interpretation  gegeben  werden, 
welche  zugleich  den  Anfordenmgen  des  Amtsorganismus  und  dem 
in  dem  angeführten  Gesetze  ausgesprochenen  Principe  der  Ver- 
antwortlichkeit des  Beamten  Rechnung  trägt. 

Besteht  also  für  die  erste  Kategorie  von  Amtshandlungen 
(aus  eigener  Initiative  des  Beamten  hervorgegangen.)  in  dem  Be- 
gi'iffe  der  „Gesetzmässigkeit"  eine  Konformität  mit  den  Grund- 
sätzen des  allgemeinen  Rechtes,  so  erheischt  l)ei  der  soeben  be- 
sproclienen  zweiten  Klasse  von  Amtshandlungen  das  Prinzip  der 

*)  Laband,  a.  a.  0  I  §  40  S.  425.  Ucber  die  Stellung  des  im  Text  heran- 
gezogenen Gericlitsvollzieliers,  der  zwar  direkt  auf  Anweisung  der  Partei 
handelt,  gleichwohl  aber  als  ein  vom  Gericht  beauftragter  Beamter  anzuseilen 
ist,  vgl.  §§  67G.  685  C.-Pr.-O.  und  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
IV  S.  418  n.  192. 
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Zentralisation   der  Verwi^ltung  lunsiclitlicli  des  Be^iffes  der  (tv- 

^tzinäßsiKkeit  eine  Al>weichnn>i;  vnu  den  (4rimdsätzeii  ihn  allge- 
einen  Reelits. 
Ehe  wir  jedoch,  um  hei  del'  Betrachtung  jener  zweiten  ünippe 
von  Amtshfuidlungen  stellen  u\  hkihen^  der  juristischen  Natnr 
les  BegriftVs  der  y,Gesetzn]ii&^siglveit  der  aintliclien  HandhiiiK«'n^ 
LJiser  Augenmerk  zuwemhnj,  wtiUrii  wir  einen  \M\vk  auf  die  Lit- 
Lrnitiir  werfen,  um  zu  erfahren,  in  weh^hem  Umfange  nnm  d(^ni 
Je:initen  das  Recht,  die  Gesetzmä8.si;^l<eit  des  hülieren  Befelds  zu 
irüieo,  zugesteht:  eine  staatsreelitliehe,  interne  Fn*ge  des  Be- 
untenreclits.  deren  Beantwortung,  wio  wir  wiederholt  hetonen,  für 
Se  privat-  imd  strafreeliüiehe,  externe  Frage  der  Verantwort- 
lichkeit des  Beamten  hestiniinend  mt. 

Da  hegegnet  uns  denn  in  man ui^^d acher  Gestalt  die  Eigenscliaft 
?r  bisherigen  stfuitsreehtlielnM  Litteratur^  ihre  Stoffe  viehnehr 
:>htiseh  und  philosophisch^  als  juristisch  zu  Iiehandehi. 

Ein  wirklich  juriist isehes  Denken  entdeckt  man  hei  der  Mehr- 
Uli  der  älteren  tJuristen  ülierhanpt  nur  in  der  Paialekienwissen- 
iMifk,  weil  hierfür  das  Gesetzhuch,  d:is  corpus  juris  sellist  d«'i' 
Wegweiser  ist.  So  ist  eis  denn  erklärliclr,  dass  sie.  wo  sicli  einmal 
bis  Bediirfniss  einer  jmistiselien  Ivonstrnktirni  auch  im  rdlentliclH'n 
tccbte  geltend  macht,  die  Institute  der  Pandektenwissensclniftj  ohne 
weiter  den  liHentlichrechtlichen  Charakter  zu  l)enicksiclitigen,  auf 
iie  Hechts  Verhältnisse  jenes  Gehiets  anwenden.  Beides,  Bauflekten- 
rissen^chaft  und  namentlieh  Politik,  wird  zur  Darstellung  des  Be- 
unteuri:^chtes  in  der  älteren  Litteratur  herangezogen* 

Was  zunächst  die  Zuhilfennhnie  des  Pandektenrechtes  heirifft, 
verkennt  man  vollständig y    dass  sich    im   He*HnitenverliäUniss -j 

*}  Die  Kouätruktion  des  Beamten vGrhiiltnbses  ak  eines  Vertragdveiliältnisäcs 

in  «ler  Litteratur  vielfacli  angefochten   w«ir<len,  z,  B.  von  Pkuthes,    Der 

laaudieiist  in  Preuesen  (1838)  S  55,  IIefftku,  Beiträge  zum  ileutsdieii  8t:iats- 

aid  Fürsteurecht  S.  121>/S0:     „Das  Amt,    das  Verlialtniss ,    dio  alilig-atio  wird 

tht   eitt  durch   einen  Vertrair,   eine   conveiitjo   geschaffen,   en  ist  «elion  vor- 

aitdtfi   und   wird  nur  jedes  Mal   durch   einen  Röj^iennig^akt  bei   einer   noacn 

InjjtcJInn^   für  ein   bestimmtes   Iiulividnmn   im  Loben    gerufeti*"     v.  GEBEEß^ 

imndstftge  des  deutschen  Staatsrechts  (;i  AkUl.)§  ol  S.  121:  ^llirnm  allgemeinen 

lliaraltt^r   nach   j^ehört   eine   üolcho  Verfiignug  ( Ans ti-llun^;« Verfügung-)  in   die 

[la^sQ   der   Privilegien/      Neuerdings    noch    Zorn.    Reich sstmvtHrecht    (I88n) 

S.  231  mit  Atim.  19.    Nach  Laband'ö  (n.  a.  0.  I  §  37  S.  aSÖ.  387.  388)  un- 

iderlo'^Ucheii  Äusffihrnngen  fftündet  .sich  das  VerliaUniÄS  auf  einen  öfFentlich- 

echtlkhan  Vertrag.    Im  lU^sultiit  richtig,  jedoch  unter  uuriditiger  Begründung 

8» 
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nicht,  wie  im  privatreclitlichen  Mandats-,  Innominats-,  Dienstmieths- 
verhältniss ^),  die  Parteien  coordiniert  gegenüberstehen,  sondern 
dass  die  charakteristische  Folge  des  öfFentlichrechtlichen  Vertrages 
in  dem  Subordinationsverhältnisse  der  Parteien,  im  vorliegenden 
Falle  in  dem  Gewaltverhältnisse  des  Staates  zu  dem  Beamten  be- 
gründet ist;  dass  die  Pflicht  zu  dem  Beamtengehorsam  und  der 
Beamtentreue  nicht  von  derselben  Art  ist  wie  die  privatrechtliche 
Vertragspflicht,  nämlich  nicht  eine  Pflicht  zu  einzelnen  Leistungen; 
dass  der  Wei-th  der  Thätigkeit  des  Beamten  fiir  den  Staat  nicht  in 
Greld  schätzbar,  also  nicht  vermögensrechtlicher  Art,  dass  mithin 
die  Besoldung  nicht  als  Bezahlung  seiner  Leistungen,  sondern  als 
standesgemässe  Alimentation  des  Beamten  wegen  der  Hingabe 
seiner  ganzen  Persönhchkeit  an  den  Staat  anzusehn  ist  *). 

Die  felilerhafte  privatrechtliche  Konstruktion  des  Beamtenver- 
trages führt  aber  zu  engherzigen,  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Be- 
amten bedenklichen  Konsequenzen  ^).  Der  Kontrakt  des  Mandatars 
oder  Dienstvermiethers  verpflichtet  diesen,  ohne  irgendwelche  Prü- 
fung der  erhaltenen  Weisungen  die  bestellten  Geschäfte  auszufiiliren. 
Ja,  seinem  Mandatar  oder  seinem  Dienstvermiether  kann  der  Staat 
ohne  weiteres  kündigen,  wenn  jener  die  erhaltenen  Befehle  nicht 
völlig  nach  seinem  Sinne  ausführt  ^). 

Weit  verbreiteter  indess  als  die  privatrechtUche  Behandlung  des 
Beamtenverhältnisses  ist,  wie  oben  erwähnt,  in  der  Litteratur  die 
poKtische.  Hier  wird  auf  der  einen  Seite  mit  der  erhabenen 
Stellung  des  befehlenden  Regenten,  mit  dem  Ruhme  des  Gehor- 


Keyscher,  Hannoversche  Verfassungsfragen  i.  s.  Ztschft.  für  deutsches  Reoht 
und  deutsche  Rechtwiss.  II.  Bd.,  1.  Heft,  S.  150/151.  Da  die  Untersuchnng 
dieser  Frage  unserer  Aufgabe  zu  fern  liegt,  mag  es  hier  genügen,  auf  die 
LABAND'schen  Ausführungen  zu  verweisen,  an  welche  sich,  wie  dem  Kundigen 
nicht  entgehen  wird,  die  im  Text  vertretene  Anschauung  anlehnt. 

')  Es  genügt  für  die  Zwecke  dieser  Arbeit,  auf  die  häufigen  Zusammen- 
stellungen dieser  privatrechtlichen  Auffassungen  zu  verweisen.  Vgl.  Seüffert, 
Von  dem  Verhältnisse  des  Staates  u.  s.  w.  (1793)  §  1  S.  5  ff.  Heffter  a.  a.  0. 
S.  128  und  die  dortigen  Zitate.  Behbebo,  lieber  die  Staatsverwaltung 
deutscher  Länder  u.  s.  w.  (1807)  S.  163  ff.,  und  neuerdings  Rehm,  Die  juri- 
stische Natur  des  Staatsdienstes  in  Uirtu's  Annalen  Jg.  1884  Heft  10  ff. 

*)  Laband  a.  a.  0.  I  §  42  S.  465,  III  1.  und  zu  dem  ganzen  Passus  des 
Textes :  I  §  37  S.  392  ff.  und  die  dort  gegebenen  Zitate. 

*)  Rehbero  a.  a.  0.  S.  163. 

*)  Insbesondere  Strubbn,  Rechtliche  Bedenken  (1788er  Ausg.)  n.  144 
S.  333;  über  die  Anderen  vgl.  Heffter  a.  a.  0.  S.  143. 
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ims  („gloria  obsequii'^),  auf  der  anderen  Seite  mit  der  zur 
Freiheit  bestüuniten  Natur  des  Menschen  operirt ') ;  hier  tritt  eine 
ighiTzige  Pohtik  in  <lie  Sclininken  f^pgen  eine  liberale  Philosophie, 
Im  Allgemeinen  kann  man  den  Weg  der  Tlieorien  vom 
.  unbedingten  Gehorsam  des  Beamten  zu  denen  vom  ^gesetz- 
^Bluässigen  Gehorsam"  desselben  gegenüber  dem  erhaltenen  Befehl 
^Bd  ch'ei  Stadien  eintheilen. 

^B  1)  Bei  einigen  älteren  iSchriftstellern  ®)  finden  wir  eine  Ver- 
^■Öieidigung  des  Prinzipes,  dass  der  Beamte  zur  Befolgung  eines 
^Beclen  Befelds  des  Staatsoberhauptes  verbunden  sei^  ohne  dieselbe 
^■Von  dem  Ausfalle  eigener  Kintik  abliängig  zu  machen,  unter 
r  den  hieher  gehörigen  Schriftstellern  sind  hisbesondere  Baldus*) 
und  der  englische  Pliilosopli  HönnKS  ^^)  zu  nennen.  Sie  legen 
^Hini  Verfolg  ilirer  Theorie  von  der  unbedingten  Gehorsamspflicht 
^B^^^  höheren  Befehl  die  Bedeutung  )jet,  den  gehorchenden  Be- 
amten von  jeder  Verantwortlichkeit  zu  entlasten. 

2)  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  sich  gegen  eine  solche  Auf- 

assuiig  des  amthchen  Gehorsams  bald  Widerspruch  erhob.    IVian 

k'og,  dass  der  zur  Ermöglichung  einer  einheithchen  Verwaltungs- 

(thätigkeit  allerdings  gebotene  allgemeine  Grundsatz,  der  Beamte 

seine   Privatüberzeuguiig  nicht   über   die   Ansichten    Jänner 

Vorgesetzten  steilen  ,    in  einer  rücksiclitslosen   Verwirkhchung  yä\ 

iigellosera  Despotismus  führen    müsste.     Man   erwog,    dass  der 

Jeamte  elier  seinem  Gewissen    als  dem  Willen  des  Vorgesetzten 

Jehorsam   schulde  ^^J.     3Ian    erwog    endlich,   dass  die   Verbind- 

Icbkeit    des    Beamten   zur    Walnimg    der    Verfassung    und    der 

äderen  Staatsgesetze,  eine  Verbindhchkeit,  welche  ihm  allgemein 


^^)  Siebe  daiyW  von  heb  Decke  a.  a.  0.  §  8ü  S.  115/lltl. 

*)  Eine  Aufzählun^^  »lerselbeE  lindet  man  iu  Jü8T  Henning  Boähmee, 
jiiisculuiii  de  jure  epistalmatis  cap.  III  n,  40 — 47  H,  13/44  (1735)* 

")  Zti  c.  1  C.  qni  accus,  non  posa,  9,  1,  MBokumku,  l.  c.  u-  43.  S.  44 

*")  TnoM.  HüBBES,  ^dü  cive"  (engl,  Ausg.  vom  Mülesvvorth  vol.  II) 
iji.  12  §§  1  und  2:  „Nam  si  jubear  facere  cjuod  pcccatum  jubeßtis  est  modo 
jubet  jare  dominus  mens  est,  id  si  facio  Don  pecco  .  ,  .  Opiiiio  igitnr 
onim  qtii  doccnt  pcccaro  subditos  quoties  mandata  jirincipum  auorum  quae 
tibi   iiijoatft  videntur  esse  tvTcquuntuiVp    et  erronea  est  et  inter  eas  unmeraoda» 

obedientiae  civili  adveraantnr." 

*')  BoEUMEB,  1.  c  Civp.  111  IL  82  S.  50,  UE  Neümänn  ln  Wolksfkld, 
nieditationes  Juris  prindpimi  privatictc,  lib.  IJl  tit.  VII  §  WS  S.  255,  tit.  VIII. 
3LÜNTSCHU,  Allgemeines  Staatsrecht  (2.  Aufl.)  IL  S.  132  b. 
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durch  einen  Eid  nahe  gelegt  würde,  mit  dem  Prinzipe  eines  un- 
bedingten Gehorsams  schlecliterduigs  unvereinbar  wäre  *-).  Man 
folgei*te  aus  diesen  Erwägungen,  dass  dem  Befeld  des  Vor- 
gesetzten die  AVii-kimg ,  den  Beauftragten  von  der  Verantwortung 
zu  entlasten,  nicht  ohne  Ehischränkung  zukommen  dürfte,  dem 
Untergebenen  vielmelir  eine  Pflicht  zur  Prüfung  der  Gesetz- 
mässigkeit der  erhaltenen  Weisung  innerhalb  gewisser  Grenzen 
auferlegt  werden  müsste,  so  zwar,  dass  eine  unter  Vernach- 
lässigung jener  Prüfungsptlicht  geschehene  Befolgung  derselben 
den  gehorchenden  Beamten  verantwortlich  machte. 

Nun  entstand  aber  die  Frage,  ob  die  dem  Beamten  zu- 
gestandene bezw.  auferlegte  Prüfung  des  erhaltenen  Befehls  sich 
nur  auf  die  Gesetzmässigkeit  der  Form  oder  auch  auf  die  des 
Inhalts  zu  beziehen  hätte,  und  weiterhin  die  Frage,  ob  der  Be- 
amte, der  bei  solcher  Prüfung  Anstände  gefunden,  nur  zur 
Geltendmachung  seiner  Bedenken  bei  der  befehlenden  Behörde 
oder  zur  Venveigenmg  des  Gehoi^sams  befugt  sein  sollte. 

Diese  Fragen  haben  in  den  Theorien,  welche  das  zweite 
Stadium  der  oben  aufgeworfenen  Frage  nach  dem  Umfange  des 
amtUchen  Gehorsams  kennzeichnen ,  folgende  mannigfaltige  Be- 
antwortungen gefunden. 

Um  mit  der  ältesten  hieher  gehörigen  Doktrin  zu  beginnen, 
so    ist    schon    von    Grotius  *^),    und    nach   ihm  namentlich    von 

PlTFENDOKF  '*),  LeYSER  *''),  BOEILMKK  ^%    DK  NeUMANN  "),ScHMID, 

Weiss  *^)  und  Pfp:iffer  ^'^)  die  Ansicht  aufgestellt  worden, 
dem  Beamten  müsse  hinsichthch  der  Gesetzmässigkeit  der  erhal- 
tenen Befehle  eine  umfassende  Prüfung  zugestanden  werden ,  der- 


^^)  Zachabiab,  Deutsches  Staats-  nml  Bundesrecht,  II  (S.  Aufl.)  §  137 
S.  41.    H.  Schulze,  Preussischcs  Staatsrecht  I  §  100  S.  326. 

")  H.  Grotius,  de  juro  belli  et  pacis  Hb.  I  cap.  I.  §  1  n.  3:  „lllud 
quidcm  apud  omnes  bonos  extra  controversiani  est,  si  quid  imperent  naturali 
juri  aut  divinis  praeceptis  contrariuni,  non  esse  facicndum  quod  jubent." 

")  PüFENDOKP,  De  jure  uaturae  et  gentium  üb.  VIII  cap.  I  §  ö  (S.  777 
der  Ausg.  v.  1G98,  Amsterdam). 

**)  Leysek,  Minister  principis  delinqiiens  (1745)  cap.  II  n.  20/21  S.  81. 

*«)  BOEHMEB,  1.  c.  cap.  III  n.  10  S.  38. 

")  DE  Neumann,  1.  c. 

>«)  ScHMiD,  Deutsches  Staatsrecht  (1821)  S.  83  ff. 

»^)  Weiss,  System  des  deutschen  Staatsr.  (1843)  §  258  S.  529. 

•'*)  Pfeiffer,  Praktische  Ausführungen  III  S.  376  ff. 
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je»talt,    di^ss    nur    ein   in   verfassungsmässiger    Form   iiml   eben- 

fiiässigcm    Itilialt    ergangeupr    Befehl   der    vorgesetzteu   Belmnle 

ri-Tbiuilliehe  Kraft  liabe-^)  imd  Iblgewcise  deu  geliorcheiideii   Be- 

Eiten  iinvei'ant wortlich  mache.     Es  könne  alier  die  formelle  oder 

aaterielle   Gesetzwidi'igkeit   dos  Befehls   eine  oftenbare  oder  eine 

:\¥^eifelh;ifte   ßeiii.     Iin   ersten  Falle   sei  vmQ   Ablehnung  des  Ge- 

bor&aiiis  geboten'***),   und  der   Beamte,    der  etwa  aus  Furcht  vor 

Fden  Konsequenzen  seiner  Weigerung  den  Befehl  gleichwohl  aus- 

püihre,   niaclie   sich  voll  verantwnrtlicli  ^^);   auch  werde  dieser  Er- 

llalg    durch  die   Tiiatsaclie  nicht   abgewendet,    dass    der    Beamte 

eine   Bedenken   der    befehlenden    Behörde    behufs    einer    Nach- 

jriifung    der    Verfiigmig    vorgelegt,    diese    aber  auf  ihrer   ersten 

'^illenserklärung    beharrt   habe.     In  dem  zweiten  Falle  aber,  itn 

?aUe  einer  zweifelhaften  Uebereinstimmung  der  erhaltenen  Weisung 

mit  dem  Gesetze  müsse  derselben  nachgelebt  werden '^^),  und  die 

jTerantwortung  träfe  dann  den  Befelilenden. 

An    these    Lehre    seWiesst    sich    eine  noch  in    der  neueren 
^iitteratur  nnä  namentlich  in  den  Cxesetzeskodifikatioiien  der  deut- 
Bcheji  Pnrtikularstaateii  weitverbreitete  Theorie  an,  dii*  wir  anch 
Ijn  das  zweite  SUidium  der  Frage  nach  dem  Umfang  des  BeMniten- 
Igehoi-aams   verweisen   möchten ,    mid    die   wir  unter   der  Bezeich- 
iung  der  „Remonstrationstheorie"  aiiifiihren  können.     Indem  die- 
selbe   eine   noch    zweckmässigere    Vereinignng    des   Priuzipes    der 
igeuen  Verantwortlichkeit  mit  dem  der  einheitlichen  Yerwaltnngs- 
tlilitigkcit    anstrebt ,   aU   dies   in    der    vorigen  Theorie  zum  Ans- 
Iruck   gelangte,   zieht   sie   im   Vergleich    mit    der    Letzteren   der 

**)  BoEHMKB,  l.  c.  cap.  in  ,iT.  11  S.  SS:  ^ut  üfticialis  satisfaciat  qvistaliimti 
|uatentts  obligator'mm  est  »  .  *  uml  Klüher^  Oeffentl.  Recht  des  doutscbcii 
Jondea  §  342  n.  ft.  S.  [88. 

")  V,  D.  Brcke  .1.  a.  0,  §  Ö7  8.  118.  Revhgukr,  a.  a.  0.  S.  1>2. 
KltTHB*i  a»  a.  0.  S.  136/137.  Y^;!.  aacli  Hkvftek  a,  a.  0.  S.  131/1^2,  der 
K»n  dorn  Stitat-idieni^r  „ptiichttniissifreii  öehorsara",  wi?  er  vom  cioem  .vir  bonus" 
aeQSchli<^h  ^efürd*?rt  werden  kann,  Vfilaiigt. 

")  Ein  Fall  in  Tactttdi^,  Annale«  lib.  XIII.  cap.  4:?. 
•*J  BoEßMEK,  h  c.  cap.  lll  n.  If»  8,  30:  „In  Uli  ergo  casu  (^reiL  ubi  iion 
fiparot  cvidens  iniquitas).  aiciiti  quod  jussu  principis  faetiini  est,  in  jttilkinm 
Ycttir«?  non  debet,  ita  miniater  ad  obseqiiitntj  obstrictu*?  edt*  und  ebenda  n.  20: 
.In  dubio  cnim  epi»taluiute  est  geni-^jaliK  praesumptio,  qnod  er  justa  ot  rationii- 
bili  cattSÄ  emanavcrit.**  Vgl,  audi  de  Neumann,  1.  c.  III,  7  §  ^01  8.  251; 
l.WKnj8  a.  a.  O.  und  Öoenner,  Der  StAafeadienst  aus  dein  Gesichtspunkt  des 
^hta  Q.  8.  t  betrachtet  (1808)  S.  204/205,  210. 
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Prüfungspflicht  des  Beamten  bezw.  der  Freiheit  seiner  Ent- 
schliessungen  gegenüber  der  erhaltenen  Weisung  theils  weitere, 
theils  engere  Grenzen.  Erweitert  wird  die  Prüfungspflicht  da- 
durch, dass  auch  in  Fällen  einer  zweifelhaften  Uebereinstimmung 
des  erhaltenen  Befehls  mit  den  Gesetzen  jener  nicht  ohne  vor- 
aufgegangene Remonstration  den  befolgenden  Beamten  von  der 
Verantwortung  entlastet;  eingeschränkt  aber  wird  die  Freiheit 
der  EntSchliessung  des  Beamten  dadurch,  dass  er,  allerdings 
unter  eigener  Entlastung,  den  als  gesetzwidrig  beanstandeten 
Befehl  nach  fruchtloser  Remonstration  gleichwohl  auszufuhren  ge- 
halten ist. 

Zuvörderst  legt  auch  diese  Theorie  dem  Beamten  die  Pflicht 
auf,  sowohl  die  Gesetzmässigkeit  der  formellen  als  auch  —  mit 
einigen  wenigen  Ausnahmen  **)  —  die  Gesetzmässigkeit  der 
materiellen  Eigenschaften  des  Befehls  zu  priifen.  Ergeben  sich  ihm 
hierbei  Anstände,  so  hat  er  die  weitere  Pflicht,  seine  Bedenken 
der  höheren  Stelle  vorzulegen,  um  etwa  eine  Aenderung  des 
Befehls  zu  veranlassen.  Bei  beharrendem  Bescheide  hat  er,  nunmehr 
unter  völliger  Entlastimg  von  eigener  Verantwortung,  den  Befehl 
auszurichten.  Das  heisst  es  wii'd  dem  Beamten  zwar  eine  selb- 
ständige Prüfung  des  erhaltenen  Befehls  auferlegt  \  dieser  Prüfiings- 
pflicht  aber,  welche  nicht  die  Bedeutung  hat,  die  Handlungsweise 
des  Beamten  zu  bestimmen,  steht  eine  VerantwortUchkeit  fiir 
den  Ausfall  der  Prüfung  als  Korrelat  nicht  gegenüber;  vielmehr 
besteht  eine  Verantwortung  lediglich  für  die  Remonstration  bei 
obwaltenden  Anständen:  ehe  der  Beamte  vorstellig  geworden  ist, 
ist  er  durch  den  höheren  Befelil  nicht  gedeckt.  Es  besteht  eine 
Pflicht  der  Prüfung,  aber  das  Resultat  der  Prüfung  wirkt  nicht 
nach  aussen.     Was  endUch  das  Recht  der  Gehorsamsverweigerung 


")  So  z.  B.  im  Hzgl.  braunschweig.  Ges.  über  d.  Zivilstaatsdienst  von 
1832  (Verord.-Slg.  f.  d.  hzgl.  braunschw.  Lde.  1832  S.  331  ff):  „Entstehen 
Zweifel  darüber,  ob  die  obere  Behörde  die  erlassene  Verfügung  zu 
treffen  kompetent  sei,  so  haben  die  untergeordneten  Beamten  und  Behörden 
bei  der  ihnen  vorgesetzten  Behörde  anzufragen,  oder  Vorstellungen  auf  ge- 
ziemende, den  Geschäftsgang  so  wenig  als  möglich  verzögernde  Weise  zu 
maoheu  und  erforderlichen  Falls  die  Entscheidung  der  Landesregierung  zu  er- 
wirken. Wird  auf  diese  Vorstellung  der  vorige  Beschluss  wiederholt,  so  ist 
er  zu  befolgen  und  die  denselben  ausführende  Behörde  ist  von  aller  Verant- 
wortlichkeit frei." 


—     121     — 


inbelaugt,  60  ist  dasselbe   auf  die  FjUle  einer  UDsittliclien  Zu- 
'muthiing  Seitens  des  Vorgesetzten  heschninkt  ^^), 

Diese  Theorie  tritt,  soweit  ich  sehe,  zuerst  bei  Seui^fekt 
f*^.  Nach  diesem  Sehriftsteller  braucht  der  Staatsdieiier  die- 
lenigen Instruktionen,  „welche  dem  allgemeinen  Staats-  und  dem 
besonderen  Amtszwecke  entgegen  sind,"  nicht  zu  erfülk^n;  denn 
Jer  Beamte  ist  „weder  ein  Sklav  noch  eine  jraschine".    Anderer- 

Bits  aber  darf  es  nicht  seiner  Kritik  anheimgege))en  sein,  „wel> 
che  Dienste  er  dem  Staats-  und  Anitswohle  fiir  gemäss  und  welche 
er  für  mderstrebend  halten  wolle.^  Desshalb  ist  er  schuldig, 
fjin  geziemender  Art  uiul  mit  triftigen  Gründen"  seine  Gvgen- 
Vorstellungen  dem  Verwaltungs-  oder  Departeinentschef  vorzutragen 
und  auf  Abiinderimg  der  Instruktion  zu  drängen.  Bei  hehai'ren- 
dem  Bescheide  hleiben  dem  Beamten  zw^ei  Wege  übrig:  er  muss 
iie  Instruktion  ausführen  ^"^J  oder  sein  Amt  niederlegen;  im  letz- 

eren  Falle  ist  der  Staat  gezwungen,  diese  Niederlegung  anzu- 
nelimen^'). 

Seuffert's  Ansicht  erscheint  bei  von  dek  Bücke  ^^)  folgen- 
iergestalt  moditi^irt.  Es  sind  zwei  Fälle  zu  untersclieiden:  ent- 
Hi^eder  hatte  die  Regierung  zum  Erlass  des  fragliclien  Betehls  au 
sieh  kein  Recht,  oder  es  stand  ihr  an  sich  ein  solelics  Recht  zu. 
Im  ersten  Fall  macht  eine  Befolgung  des  Befelils  den  Beamten 
^'egen  pflichtwidrigen  Handelns  veraotwttrtlich;  im  zT\eiten  Falle 
äat  er  seine  Verantworthchkeit  von  sich  abgcnvitlzt,  wenn  er  „mit 
Jescbeidenheit*^  wegen  des  zu  befürchtenden  Schadens  vorstellig 
geworden  ist. 

Der  berühmteste  Vertreter  der  Remc^h^trationstheorie  ist 
rOENXER*  In  seinem  ^  im  Anfang  unseres  Jahrhimdurts  (1808) 
einer  in  Deutschland  wenig  charakterfesten  Zeit,  geschriebeneu 
fjStaatsdienst,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts  und  der  Na- 
tionalökonomie betrachtet,"  stellt  auch  er  den  Grundsatz  aui"^'): 
jjder  Staatsdiener  habe  gloriam  obseqiiii"^  d»h.  die  „VerbiniUich- 


■•l  GoENKER  a.  a.  0,  §  79  i,  f.  S.  2U8.    Zachärtab,  a.  a.  0.  H  S.  10. 
*^)  Seüffebt  a.  a.  0.  §  57  8.  hM  W, 

■*)  Selbst vcrstÄudU eil  nms»  der  Beamte  in  ilit^ein  Falle  für  verautwoi  taiigs- 
Irct  CTkJärt  wtTtlcn,  wenn  auch  ^iäeitffert  dieser  Kcm^equenz  iiielit  Aufdruck  gibt, 
**)  SKcrrKttT  a.  a.  0.  g  93  S.  165.  lUü. 
^)  \,  D.  Becke  a,  a.  0.  §  87  &J.  117-^119. 
»>)  GoENKKB  a.  a.  0.  §  79  S.  202,  20ti,  2UÖ  ff. 
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keit,  die  Befehle  des  Regenten  oder  vorgesetzter  Behörden  in 
seinen  Amtssachen  ohne  alle  Rücksicht  anf  seine  Privatüberzeu- 
gung zu  befolgen.^  Nun  bestelle  aber  nicht  nur  ein  Recht,  son- 
dern sogar  eine  Pflicht  aller  Unterthanen,  den  Staat  vor  einem 
aus  der  Durchführung  ungerechter  und  unzwcckmässiger  Befehle 
drohenden  Schaden  zu  warnen.  Diese  Pflicht  liege  in  erhöhtem 
Maasse  dem  Staatsbeamten  ob  und  zwinge  ihn,  seine  etwaigen 
Bedenken  wegen  Rechtswidrigkeit  oder  Unzweckniässigkeit  der 
erhaltenen  Weisungen  vor  Ausführung  derselben  „mit  furchtloser 
Bescheidenheit"  vorzutragen.  Finde  aber  seine  Remonstration 
bei  der  höheren  Stelle  kein  Gehör,  so  bleibe  ihm  nur  die  „gloria 
obsequii",  und  jede  VerantwortUchkeit  sei  von  seinen  Schultern 
genommen:  dixi  et  liberavi  animam^^). 

Aehnlich  erklärt  es  auch  Reyscher^**)  für  eine  Pflicht  der 
Beamten,  in  allen  Fällen  materieller  oder  formeller  Bedenken  ge- 
gen den  erhaltenen  Befehl  bei  der  höheren  Stelle  zu  remonstrieren, 
hält  dies  jedoch  Dritten  gegenüber  dann  nicht  für  erheblich,  d.  h. 
fiir  geeignet,  den  Beamten  von  der  Verantwortung  zu  befreien, 
wemi  die  Inkompetenz  der  befehlenden  Behörde  oder  die  Un- 
reclitmässigkeit  des  Inhaltes  ihres  Befehls  eine  evidente  war;  in 
diesem  Falle  habe  der  Beamte  erst  durch  Verweigerung  des  Uc- 
horsams  genug  gethan. 

Die  gleichfalls  hierher  gehörige  Theorie  von  v.  MoiiL^*), 
BiA'NTSciiLi^-'),  V.  RöNNE^'*)  Und  SciiULZE ^^),  wie  sie  auch  z.  B. 
in  dem  Grundgesetz  iiir  Sachsen-Altenburg  ^^)  imd  der  württem- 


'*)  Hier  ist  auch  ein  anderer  Ausweg,  welchen  man  wohl  dem  von 
seinem  Gewissen  bedrängten  Beamten  eröffnet,  zu  erwähnen,  der  Ausweg 
nämlich,  im  Fall  einer  Meinungsverrichiedenhcit  mit  dem  Vorgesetzten  den 
Befehl  desselben  auszuführen,  jedoch  die  eigene  Ansicht  zu  den  Akten  nieder- 
zulegen: BoEUiMER.  1.  c.  cap.  111  n.  24  S.  40.  Es  ist  klar,  dass  dieser  Gedanke 
ohne  jedes  juristische  Interesse  ist  und  nur  einen  obendrein  höchst  zweifel- 
haften dienstlichen  Wink  enthält. 

")  Reyschrb  a.  a.  0.  S.  150  ff.  1-54.  174,  3). 

^*)  V.  MoHL,  Das  Staatsrecht  des  Könijjreichs  Württemberg  I  (2.  Aufl.) 
§  131  S.  775,  dazu  Anm.  5  u.  0  S.  780/81. 

^*)  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  131  ff. 

»^)  V.  Könne  a.  a.  0.  S.  428. 

")  Schulze,  Preuss.  Staatsrecht  I  §  100  S.  ;>26/27. 

3«)  Vom  29.  April  1831  (G.-S.  f.  d.  Hzgth.  Sachsen-Altenburg  1831 
S.  71)  §  37.     Stoerk,  Handbuch  der  deutschen  Verfassungen  S.  399  ff. 
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bergischeii  Verfassnnf^siirkunde  ^")  sich  lindet*^^),  geht  mit  gerin- 
en  Äbweidiinigi.ii  von  dem  Satze  aus,  dass  eiu  in  ordnünjü;^niäiisi|j;i'r 
»'cmn  von  der  kompetenten  Behörde  erliisscner  Befehl  den  Beamten 
fon  uüer  \'»u*antwoi'thchkoit  Ijofreit,  tlass  aber  dieser  Eribl^  hei 
iweifelliafttn*  Zustiindigkeit  des  Beiehlenilen,  sovrie  hei  zweifel- 
baftcr  materieller  Verfassun2;sntiissij,'keit  des  Befelds  erst  durcli 
lüraufgegangene  KeDiouslration  Uerheii^etiilirt  werde.  Dabei  solle 
ine  unsittliche  und  ungerechte  Zumuthung  strikte  Venveigenmg 
ies  fTchorscUiis  tindeii*^j. 

3)  Wenn   es    scheinen   mag^    als   seien  wir  bei  Betrachtung 

^derjenigen   Theorien    vom    Umfange    der   tmit liehen    Gehor^aois- 

|>fUelit|  welche   wir   in   das  zweite  Stadium   der  dogmengeschicht- 

Schen  Ueberschau   verwiesen,   allzusehr  ins   Detail   gegangen,   so 

a«1ge  man  bedenken^  dass  im  Allgemeinen  die  bis  jetzt  erörterten 

Doktrinen  weit  mehr  politischen  als  juristischen  Erwägungen  ange- 

passt  waren,  dass  sich   aber   gerade  dm^ch   diese  Fülle  einzelner 

^>rschiedenheiten   in    sonst  gemeinsamen   Theorien   der  Mangel 

letzter  juristischer  Prinzipien    rächt;    man    wird    dann  die  obigen 

Ausführungen  als  nicht  unerheblich  ansehu. 

Es  hi  nun  ihe  Anfgahe»  diejenige  Tlteorie  zu  erliiuteni^  welclie 
letzte  Stadium  in  unserer  dognumgescliichtlicheu  Untersucliuu^ 


^  Vom  25.  September  IB19  §  58 :  ^gie  {die  StaatsJjener)  haben  bei 
bit^ener  VerautwortticlilcL'it  nur  ilie  ihneu  von  ilcn  geeigneten  Stellen  in  der 
»rdniings massigen  Form   zukomnienden  Anweisungen  ^u  beoljaehten»     Sind  sie 

Zweifel,  ob  die  Stelle,  welclie  ihnen  einen  Auftrag  ertlieilc,  dazu  kompetjent 

ei,   so   haben    ßio  darüber  bei  ihrer  vorgesetzten  Behi^rdo  anzufragen,    so  wie 

ihnen  aach  obUegt,  wenn  sie  bei  dem  Inhalt  einer  liüheren  Verfü^ng  Aiiständo 

Intleo,  solche  auf  geziemende  Weise  und  unter  \  ermeidniig  jeder  nachtbeiligen 

Verzögerung   der  verfügenden  Sti*lle   Torzutragen,   im  Falle  eines  beharrenden 

cheidee  aber  die  Verfügung  zu  befolgen."  Vgl.  auch  Strafgesetzbuch 
ron  Baiern  vom  10.  November  1801  Art  71 1  duzu  Weiss,  Das  Strafge^etib. 

tl,  Kgr,  Kaiern  I  S.  203  IL»  das  hannoversche  Grundgesetz  vom 
h>.  heptember  1833  g  IGl  i.  i,  das  bannov.  Kriminalgesetzbneh  v,  8.  Aug. 
184^)  g  S5  al.  2,  daa  Grundgesetz  für  Sacbsen-Meini  ugen  vom  23.  Aug. 
1820  Art.  SOI,  und  das  Staatsgrundgesetz  von  Sachscn-Coburg- 
boiha  V.  r?.  Mai  1852  §  ]m,    Stoeiik  a.  a.  0.  S.  381  und  46L 

*^}  8.  auch  V.  ZEDLiTZ-NKLKmcu  a.  a.  0.  ku  §  10  R.*B.-G.  n.  1 1  i.  f.  S.  7. 
*')  Zu  den  Kemonstraiioustlieurien  vgl.  nueli  Dalloz,  Rqiertoire  de 
»tion  (alphabetique)  s.  v*  ^fonftionnaire  [mblic*"  n.  U7  Bd.  XXIV  S.  735, 
wo  dem  Beamten  ein  „droit  dö  representation  ou  de  remontrance  eieret  avec 
cüiiTenanee  et  respect"  zugestanden  wird. 
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vom  Umfange  der  amtlichen  Prüfungspflicht  gegenüber  dem  höheren 
Befehl  kennzeichnet,  eine  Theorie,  welche  mit  der  rechtUchen 
Fundamentirung  der  Frage  beginnt  und  zugleich  die  Gewähr 
praktischer  Durchfiihi'barkeit  in  sich  trägt. 

Es  ist  dies  die  Theorie  des  neuen  deutschen  Reichsrechtes, 
wie  es  in  den  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstages,  sowie 
hl  der  Judikatur  der  obersten  Gerichtshöfe,  insbesondere  des 
preussischen  Obertribunals  und  des  Reichsgerichtes,  endHch  auch 
in  der  Litteratur,  insbesondere  bei  Laband*^)  zur  Erläuterung 
gekommen  ist. 

Eine  juristische  Entwickelung  des  reichsrechthchen  Systems 
wird  zweckmässig  von  einer  AViderlegimg  der  soeben  erörterten 
Remonstrationstheorie  ausgehen.  Schon  Laband  *^)  hat  die  Un- 
richtigkeit der  Remonstrationstheorie  dargethan,  indem  er  ins- 
besondere ausfiilu't ,  dass  der  erlassene  Befehl  des  Vorgesetzten, 
wenn  er  einmal  ungesetzlich  war,  nicht  durch  eine  einfache  Wie- 
derholung nach  erfolgter  Remonstration  Seitens  des  Angewiesenen 
rechtswirksam  werden  könne,  und  dass  nur  in  einer  festen  Be- 
stimmung der  Grenzen  fiir  die  selbständige  Prüfungspflicht  des 
Beamten  die  Lösung  der  Frage  gesucht  werden  dürfe.  Wir  können 
diese  Argumentation  dahin  ergänzen,  dass  jene  Theorie  djis  Ver- 
hältniss  von  Prüfungspflicht  gegenüber  der  Oberbehörde  und  Ver- 
antwortUchkeit  gegenüber  dem  Verletzten  verkennt.  Wenn  mau 
dem  Beiunteu  enistlich  die  Pflicht  auferlegt,  hi  eine  selbständige 
Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  des  erhaltenen  Befelils  einzutreten, 
so  ist  es  eine  Durchbrechung  des  aufgestellten  Prinzipes,  wenn 
man  ihm  die  weitere  Pflicht  auferlegt,  nach  ehier  fruchtlosen  Ge- 
genvorstellung die  als  gesetzwidrig  erkannte  Weisung  unter  eigener 
Entlastung  von  Verantwoilung  zu  befolgen.  Von  einer  recht- 
lich relevanten  Prüfungspflicht  kann  doch  nur  dann  die  Rede  sein, 
wenn  dem  Beamten  auch  die  Pflicht  auferlegt  wird,  von  dem 
Ausfall  seiner  Prüfiuig  seine  Entschliessung  über  Befolgimg  oder 
Nichtbefolgung  des  Befehls  abhängig  zu  machen,  so  zwar,  dass 
er  fiir  diese  Entschliessung,  wie  für  eine  aus  eigener  Initiative 
erwachsene  Handlung  voll  verantwortlich  ist.  Am  lumdgreif- 
hchsten  erscheint  dieser  Gedankengang  aus  dem  Standpunkte  des 


*")  Laband  a.  a.  0.  I  §  40  S.  424—428. 
*«)  Daselbst  S.  424/425  Anm.  1. 
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QD  der  befohlenen  Amtsliautllung  betroffenen  Dritten,  cK  lu  in 
?m  strafi'eclitliclieu  Gel»iete  des  Widersüiiides  gegen  die  Staats- 
Bwalt,  lietrachtet,  §  113  R.-Str.ri.-B.  bestrait  (be  Widerstands- 
BJ^tuug  gegen  den  rechtmässig  biindi'biden  Beamten,   Der  Beamte, 

Irelcher  eiiieu  Befehl  erkdten,  zu  dessen  Aiisfülirung  er  sich  nicht 

?ur  kompetent  ansielit,  ein  Bedenken,  welches  andi  objektiv  gf*- 
rüntlet  ist,  iulii*t  ihesen  Belelil  nacli  frnehtloser  Benionstration 
HS  und  findet  Widerstand,  Seine  Handlung  ist  zweifellos  im 
Snne  des  R*-Str.-(_T,-B,  unreditniässig.    Die  Remonstrationstheorie 

^xkulpirt  in  tliesrm  FaJle  niu*  den  Beamten,  sie  kam)  aber  auf 
_Gruncl  einer  fruchtlosen  (Jegenvorsteilung  des  IJnterbeamten  flen 

objektiv  rechtswidrigen  Befehl  nicht  rechtswirksam  machen.  Will 
aan  nun  den  koiTekt  handelnden  Beamten  nicht  dorn  W^iderstands- 
?chte  des   von  seiner  Amtslia-ndlnng  Betro ft\?nen    preisgeben,  so 

jtommt  man  mit  dem  Rechtssatze  des  Strafgesetzbuchs  m  KoriHikt. 
)ie8  kann  aber  nicht  als  eine  Lösung  der  vorhandenen  Scliwie- 

Hgkeit^  die  Interessen  des  Dienstes  yäi  versöhnen  mit   denen  des 

tinzelnen  von  der  Amtshandlung   Betroirenen,  l>etraclitet  werden. 

Vielmehr  heisst  es,  den  Knoten  durchhauen,  w^enn  man  diese  zu 

Iriinsten   jener   einfach   aufoijfern   will.     Das   ganze  System    des 
^^iderstaudsrcchtes  beruht  aber  auf  der  Voraussetzung,  dass  der 
Jeanite    für    die  Ausübung  seiner   Amtspflicht    inner- 
alb  des  Rahmens  seiner  Prüfungspflicht  voll  und  ganz 
in  trete.     Nur  eine  gleichnu'iss ige  Betrachtung  der  inneren  uud 
I äusseren    Seite    des  Beamten  Verhältnisses,    d.  h.  der  diLUstlicheii 
Behorsam^pflicht    einerseits^    des   Scimtzea    und    der    V^erantwnr- 
tnng  gegen  Dritte  andererseits,  kann  zu  einer   richtigen  B(>griH's- 
oeslhnmung  der  ^(Tesetzniilssigkeit  der  amtlichen  Handlungen "  für 
Idie  hier  in  Betracht  kommenden  Fälle  des  Handelns  auf  höheren  Be- 
fehl filhren.  Nur  auf  diesem  Wege  kann  die  von  uns  angestrebte  Aus- 
Heicbung  der  Kollision  jener  zwei  Prinzipien,  des  Prinzips  der  Vcr- 
iiitwortlichkeit  jedes  Beamten  und  tler  <Tebundeidieit  seiner  amÜicheu 
rhätigkeit  in  einer  der  Theorie  und   der  Praxis  genügenden  Weise 
durchgefülu't  wer<Ien. 

Desshalb    ist    es    von    ausschlaggebender  Bedeutung  für  die 
Zwecke  dieser  Arbeit,    auf  den  innigen  Zusammenhang  der  ih'- 
korsamspflicht  des  Beamten   gegenüber  dem   liöheren  Befehl    mit 
ihm    gewährten  Schutze   bei   Ausübung   seines  Amtes   Oiler^ 
anderer    Seite    betrachtet^    mit    der    Gehorsamspflicht     des 
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Privaten  gegenüber  der  Amtshandlung  des  Beamten  hinzu- 
weisen**). Ebenso,  wie  niu'  die  rechtmässige  Anordnung  des 
Vorgesetzten  für  den  untergebenen  Beamten  verbindlich  ist**), 
verpflichtet  auch  nur  die  rechtmässige  Amtshandlung  den  von 
ihr  betroffenen  Dritten  zum  Gehorsam^**).  Das  neue  deutsche  Ri»ichs- 
recht  hat  um  den  Begi'iff  der  ^rechtmässigen  Amtshandlung"  ein 
festes  System  geschlossen,  dessen  einzelne  Ausstrahlungen  in  ver- 
schiedenen Gesetzen  erscheinen.  Das  Prinzip  war  durch  §§  110, 
113(117)R.-Str.-G.-B.  zuerst  festgestellt  worden,  und  die  Kechts- 
sätze  des  Reiclisbeamtengesetzes  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Reichsbeamten  (§§  10,  13  R.-B.-G.)  mussten,  wenn  nicht  die 
empfindlichsten  AVidersprüche  in  die  Rechtsverhältnisse  der  Letz- 
teren hineingetragen  werden  sollten,  mit  Xothwendigkeit  auf  jenem 
Prinzip  basiert  werden. 

Hiernach  wollen  wir  zuvörderst  den  §§  110,  113  (117) 
R.-Str.-G.-B.  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden. 

In  §  110  R.-Str.-G.-B.  hatte  mau  die  öffenthche  Aufforde- 
rung „zum  Ungeliorsam  gogeii  Gesetze  oder  rechtsgültige  Ver- 
ordnungen oder  gegen  die  von  der  Obrigk(nt  imierhalb  ihrer  Zu- 
ständigkeit getroffenen  Anordnungen"  unter  Strafe  gestellt. 

In  §  113  R.-Str.-G.-B.  (cfr.  §  117  das.)  hatte  man  denjenigen 
mit  Strafe  l)edroht,  welcher  „einem  zur  Vollstreckung  von  Ge- 
setzen, von  Befehlen  und  Anordnungen  der  Verwaltungsl)ehörden 
oder  von  Urtheilen  und  Verfügungen  der  Gerichte  l)erufenen" 
Beamten  „in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes  durch 
Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  AViderstand  leistet", 
oder  welcher  „einen  solchen  Beamten  während  der  rechtmässigen 
Ausii])mig  seines  Amtes  thätlich  angreift." 

**)  Kede  des  Abg.  Planck  bei  der  2.  Lesung  des  §  10  ß.-B.-G.  Sitzung 
V.  23.  April  1872  (Rt.-Verh.  1872  I  S.  147). 

")  Abg.  V.  Zkdlitz,  b.  d.  3.  Lesung  dess.  §  (Verh.  1872  S.  891)  und 
Dr.  Laskku,  b.  d.  3.  Lesung  des  §  13  R.-B.-G.  (Verh.  1872  S.  894),  Kann- 
oiKSSKR  a.  a.  0.  S.  4G  und  63. 

*ö)  V.  n.  Beckk  a.  a.  0.  §  88  S.  119/20,  Seuffert,  a.  a.  0.  §  C6  S.  119. 
Perthes,  a.  a.  0.  S.  127:  „Es  trifft  hier  (bei  der  Frage  der  Gehorsamspflicht 
des  Beamten  gegenüber  den  Befehlen  dos  Vorgesetzten)  dieselbe  Schwierigkeit 
ein,  welche  sich  ...  in  Beziehung  auf  die  Pflicht  der  Unterthanen,  den  Beam- 
ten gehorsam  zu  sein,  findet.**  Endlich  v.  Kirctienheim,  die  Strafbarkeit 
des  Widerstandes  gegen  den  in  dienstpflichtigem  Gehorsam  rechtswidrige  An- 
ordnungen seiner  vorgesetzten  Behörde  vollstreckenden  Unterbeamten  n.  s.  f., 
im  Gerichtssaal  1878  Bd.  30  S.  175  ff.  180. 
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Strebte   die  abeii  beliaiulelte  Pra^o   des  Umfaiigos   der  aint- 
"liehen  (.TehorsamsjiHH'lit    vinv  Präzisirruiig  des  .so^cimniiton  ^ver- 
lihiijitingsnüi&sigeii  (jehorsaius^  des  BoamUni  gegonüber  spiiien  Vor- 
Sti^setztcii    an,    so    iulirt   die  Entwickelung  jener    stralVecbtlicbeii 
leclitssätze   zu    t-iner   iK'gritflichen  Bestimmung  des   sogenannten 
„verfjiASUiig^mäÄsigen  Gehorsams^  des  Untertlianen  gegenüber  der 
Staatsgewalt.  Hieraus  ergiebt  sielt,  dass  die  strafreelitüebeu  S-itze 
der  sdtierten  Paragnipben^  indem    sie   eine  Ahgi*enzimg   der  Ge- 
hieto  der  staatlichen  Autorität  uiul  der  verfassungsmiissigen   Frei- 
i,lieit  des  Einzelnen  entiadteu,  zngleieli  einen  8cliutz  für  (h'U  Be- 
ulten und  füi*  den  Einzehien  im  Kontakt  mit  der  Amtshmidluug 
gewähren,  was  nicht  selten  übersehn  wird*').     Diese  Abgrenzung, 
reiche  sich  auf  die  Begiiffe  der  ^recbtsgiltigea  Verordnung^*  oder 
ier  „zuständigen  übrigkeitliclieu  Anordimiig'^  und  der  yjieelitnu'issi- 
Ausübung  des  Amtes"  gründet,  verlangt   zu  einem  riebtigeu 
'enitändniss  eine  streng  juristische  Erläuterung. 

Nui'  die  „reehtsgiltige  Verorduung'*,  nur  die  „von  der  Übrig- 
toit  innerhalb  ihrer  Zustündigkeit  erlassene  Anonhiuug",  nur 
ie  ^rechtmässige  Ausübung  des  Anites"^  8ind  dem  Einzehjen 
gegenüber  als  Vrrtreterinnen  der  staatbclu-u  Autorität  gesebützt: 
^ine  üttentliche  Aulreizung  zum  rngehorsamy  eine  AViderstands- 
fistung    gegenüber    einer   Verordnung,   Anordnung    oder    Amts- 


•')  Es  ist  auch  für  die  staatsrecliiüche  Seite  dieser  strafrechtlichen  Bc- 

timmungen,    insbesondere    de3    Gesetz*?«    über   die    WiderstaBclfileistmig ,    von 

ricbtigkeit,    dies  fostzust<.'llen.     Im  Verfolg  der   nnrichtiti'en    Ansicht,    §  11:1 

,-StT.-0.*B,  gölte  dem  Schlitze  des  Einzelnen  gegen  eine  ungesetzliche  Ausöhyng 

Staatsgewalt  tmd  nicht  vielmehr  de«  Amtes,  bat  man  aufgestellt,  dass  der 

HderHUnd  gegen  eine   —  im  weitesten  Sinne  —  gesetzwidrige  Amtshandlung 

»tratfos  bleibe,  gleichgiltig»  ob  der  ilieselbe  ausföhrende  Beamte  die  Gesetz* 

ridrigkeit  sclbj*t   zu  verantworten  habe  oder  nicht.    Man  hat  sich  hierfür  anf 

len  Begriff  dea  staatlichen  Willens  berufen,  der,  von  welchem  Beanitcii  er  auch 

nracr  geh  and  habt  würde,  den  Unterthan  nur  soweit  tum  Gehorsam  vcrbiiirkn 

c,  als  er  auch  materiell  gesetzmäasig  auftrele.    Man  ist  so  zu  einer  völlig 

^bjehtircn  und  materielleii  Audaaisung  des  Requisites  der  „Rechtmässigkeit  der 

AUftübung"  gekommen:  ton  Kibchenheim  a,  a.  0.    Deu  entgegengesetzten, 

eit  vertretenen  Standijunkt  mit  den  richtigen,  bald  näher  zu  beleuchteudeu 

fonseqaenxen  niiumt  auch   das  Reichsgericht   ein:    Ucihtsim    des    K -U.   11 

426  cfr.   Entscheidungen   des    Reichsgerichts    in    Strafsachen    11 

414  onxl  Rechtspn  des  R.-G,  IV  S.  -418  n.  192,    Insbesondere  vgl.  Bolzr, 

»er  den  Begriff  der  Rechtmilsi?igkeit  der  Amtsausubnug  in  §  H^  H,'Str,-G.-B. 

OoLTDiiQWR*fl  Archiv  für  Straft.  Bd.  23  S.  31U. 
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ausübung,  welche  jener  Eigenschaften  entrathen,  bleibt  straflos. 
Dem  Einzelnen  ist  ein  Prüfungsrecht  hinsichtlich  des  ihm  entge- 
gentretenden Verwaltungsaktes  gegeben;  nur  dem  rechtmässigen 
Verwaltungsakte  muss  er  sich  fügen,  nur  in  diesem  gelangt  die 
staatUche  Autorität  zur  Erscheinung.  Was  bedeutet  aber  die 
„Rechtsgiltigkeit  der  Verordnung",  die  „von  der  Obrigkeit  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnung",  die  „recht- 
mässige Ausübung  des  Amtes"? 

Bezüglich  der  beiden  erstgenannten  Begriffe,  der  Begriffe  des 
§  110  cit.,  besteht  in  der  Litteratur  kein  Zweifel:  der  Einzelne 
hat  sowohl  der  „Verordnung"  wie  der  „obrigkeithchen  Anordnung" 
nur  dann  zu  gehorsamen,  bezw.  sich  der  öffenthchen  Aufreizung  zum 
Ungehorsam  gegen  dieselben  zu  enthalten,  wenn  sie  von  der  in 
abstracto  kompetenten  Stelle  *^)  in  der  vorgeschriebenen  Form  **) 
erlassen  sind.  Auch  aus  den  Reichstagsverhandlungen  über  §  110 
geht  diese  Auffassung  zus  Evidenz  hervor*®). 

Nicht  so  einheUig  ist  man  in  der  Bestimmung  des  Umfixnges 
der  Prüfung,  welcher  der  Einzelne  „die  Rechtmässigkeit  der  Amts- 
handlung" eines  Vollzugsbeamten  gemäss  §  113  R.-Str.-G.-B.  unt^r- 
ziehn  darf. 

Zum  Verständniss  dieses  Begriffes  ist  es  nicht  unwichtig, 
einen  Blick  auf  die  Geschichte  der  strafrechtUchen  Gesetzes- 
bestimmungen zu  werfen. 

Wie  wir  oben  ehie  Theorie  kennen  lernten,  welche  den  Be- 
amten den  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  unbeschränkt  miterwii-ft-, 
so  ist  auch  hier  behauptet  worden,  dass  der  Unterthan  sich  jeder 
Ausülmng  der  Amtsgewalt,  mag  diesel])e  eine  recht-  oder  unrecht- 
mässige sein,  zu  fügen  habe**).  Ein  Widerstand  gegen  eine  wie 
auch  immer  geartete  Amtshandlung  ist  strafbar. 


**)  D.  h.  die  formelle,  nicht  die  materielle  oder  konkrete  Zuständigkeit 
ist  zur  Recbtsgiltigkeit  erfordert.  Oppknhüff,  Komm,  zum  Str.-G.-B.  zu 
§  110  n.  6. 

*')  Vgl.  Art.  100  der  revid.  preuss.  Verfass.-Ürk.  vom  31.  Jan. 
1850:  „Gesetze  und  Verordnungen  sind  verbindlich,  wenn  sie  in  der  vom  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden  sind,"  und  Oppknhoff, 
a.  a.  0.  n.  2. 

'•*)  Besonders  aus  den  Reden  der  Abg.  Planck  (2te  Lesung  des  §  110, 
18.  März  1870)  und  Dr.  Laskkr  (das.)  Rt.-Vcrh.  1870  I  S.  390  und  392. 

*^)  V.  Jagkmann,  Das  Verbrechen  der  Widersetzlichkeit  u.  s.  f.,  im  Archiv 
des  Kriminalrechts  1842  S.  593  ff.    Gegen  ihn  richtet  sich  Zachariab,  in  der 
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Ebensowenig  setzt  eine  grosse  Aiizakl  neuerer  Gesetzeskodifi- 

ationen   für    die   Gehf»rssiiiis]»Hi("bt    den  ünterthniien    gegenüber 

er  AiütsliaudliHig    feste  Urvnien,     Neheo   dera    I)airischen    (von 

\bl^  und  1861),  dem  osterreicliischeUj   dem   fraii/imiöolien ,   dem 

ichsischen  (von  1855),  gehört  hierlier  namentlich  das  prenssiselie 

trafgesetzliuch   von  1851,  weklies    in   §  89    scUechtweg  Jeden, 

ler    sich    der  Vomalirae    einer   ^Amtsliandluag'^    widersetzt,    mit 

Strafe  bedroht.     Der   Theorie   und   Praxis  bliel)    es  überlassen, 

durch  geeignete  lutt-riiretatinn  di's  Begriftes  der  „Amtshamllung" 

äie  Fälle  offenbarer  Keclitswidrigkeit  der  Beamtenhandluiigen  aus- 

lisehliessen  ^^). 

Andere  Partikularstrafgesetze  enthalten  schon  eine  wesent- 
['he  Einschräiikuug.  So  bestraft  das  badiscbe  Gesetz  v,  28*  De- 
ember  18'il  über  das  Verhrecbeii  der  Widersetzliclikeit  gegen 
die  üffenthche  Gewalt  in  Art,  1  den  den  Beamten  „innerhalb  der 
Frenzen  ihrer  Zuständigkeit  geieisteteu  Widerstand^,  und  das 
rauiischweigist'he  Kriniinalgesetzbucli  (von  1840)  bestraft  nur  den 
Widerstund  gegen  ^rechtniiisisige  Befehle  und  Anordnungen  der 
>brigkeit^  ^•*). 

Der  Regierungseiitwurf  zum  deutsclien  Strafgesetzbuch  repro- 

inzirte  *be  Uesetzeshestinumnig  des  iireussischen  Strafgesetzbuches, 

bne   jede    nähere   Charakteristik   des   Begi'iifes   der   ^Amtshand- 

ing^.    In  Anleluning  an  die  Beratbungon  ül>er  §  110  R.-Sir.-G.-B. 

^t    man   auch   hier   im  Reiclistage    für  eine  genaue  Begrenzung 

er  zum  Gehorsam  zwingenden  staatlichen  Autorität  auf.    So  for- 

prto  der  Antrag  Fries,  dass  der  Widerstand  gegen  einen  Voll- 

iigsbeamten  nur  dann  geahndet  werden  sullte,  wenn  er  „während  der 

es etzu rassigen  V  uro. dune  einer  Amtshandloug^  geleistet  würde  ^*). 

Gegen  dieseu  Antrag  maclite  iler  Ahgeorduete  Planck  das 

'Bedenken  geltend,   es  köune  in  jener  Fassung  ein  Prüfungsrecht 

^HbliT   ausfuhrlidien    Abhandlung    ül>cr  tue    iS  traf  barkeit    der   Widersetz  Uchkcit 
^KTs.  r  (dast.  Arcbiv  1843  S.  Mi  ff.,  besonders  S,  355  ff.  8.  3ül  ff.). 
^B         **)  Dieser  freieren  Auffassung   hnldigt  schon  Pertues  (vor  der  Zeit  dea 
^Rreusd.  Stf.-G.-B.)  ft,  a.  0.  8.  113- IIÖ;  dazu  §  10,  IK  13  A.-L.-R.    Vgl.  die 
^ßede  des  Abg.  Db,  SoawitizB  (2.  Leag.  iles  S  113  U>-Str.-G.-B. )  --  Rt-Verh. 
f     ^  1B70  I  8.  42<>,  dagegen  Abg.  Dr.  Meyer  (Thwn  |  und  Abg.  Mon«  (das.  S.  430). 
**)  Genaueres  über  dieses  Thema  in  den  LandesgesetKcn  bei  Hiller*  die 
chtmüastgkeit  der  Ämtsau^übnng  u,  s.  f.  (Habüit.-Sehr  1873)  S.  32  ff.  and 
ri  VON  KiRoriOHEiM,  a.  a,  0,  S.  1^1  ff. 
»*)  N.  Ü5,  3  der  Drucks,  v.  1870. 
ArcliLv  fDf  dtfeBttieb«»!  R«clit  hl.  9 
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des  Einzelnen  liinmchtUch  der  materiellen»  Gresetzmässigkeit,  der] 
konkreten    Zuständigkeit   einer  Amtshandlung    gesehu  werden;] 
daher   linichte    er    das  Amendement    ein,    den  AViderstaod    gegen 
einen    Beamten    während    der  Vurnahme    einer    j, innerhalb    seiner] 
Zuständigkeit  vorgenommenen  Amtshandlung"  zu  bestrafen ^^j.  Zu 
diesem  Antrage  gah  der  genannte  Ahgorndnete  fVdgeiidr  Erläuterung; 
Keine  Schwierigkeit  machten  (he  Fälle,  in  denen   die  Zuständig- 
keit  des  Beamten  tmtweder  au  gar  keine  äussere  Bedingung  ge- 
knüpft sei,  viehnehr  von  seinem  freien  Willen  abhänge,  oder  ilun 
unter  keiner  Bedingung  heiwrdmeu  könne.  Dort  müsse  dem  Beamten 
voller  Schutz  j    lu(U'    diirtV  ihm  gar    kein   Sehutz    gewährt  werden. 
Anders  in  Fällen^  in  denen  seine  Zuständigkeit  an  ]»estimmte  Be- 
dingungen   geknüpft    sei.      Bäume    ihm    nun    *las  Gesetz    liezüg- 
lieh  des  Vorhandenseins  dieser  Bedingungen  freies  Emiesseu  ein, 
—    indem    es  ihn  z.  B.  „im   Fidle    dringender   Gefahr"    zu    der 
Handlung  ermäehtigt,  —  so  sei  seine  Zuständigkeit  gegolien,  wenn  M 
er  unter    ansdriieklieher    oder   stillschweigender  Bezugnahme  auf 
jene  gesetzüchen  Betliuguiigeu  handle.  Afache  aber  das  Gesetz  seine 
Zuständigkeit    von  Voraussetzungen   abhängig,    über    tleren    Vor-  ■ 
handeusein    es  ilim  nicht  freies  Ermessen  einräiune,  —  ;;,  B.  die 
Befugniss   der  Verliaftung    von  tlem  Besitze  und  der  Vorzeigung  - 
des  gerichtliehcu  Haftl^efehls  ^^)  — ,  so  sei  seine  Kompetenz  nur  f 
bei  Bezugnahme  auf  das  Vorhandensein  jeuer  olijektiven  Voraus- 
setzungen gegeheu. 

Das  entscheidende  Wort  sprach  in  tlrittiT  lierathung  die  Ana- 
logie des  §  161  des  Vereinszallgesc^tzes  vom  1.  .luli  1869,  welcher 
den  Widerstand  gegen  einen  ZcdUieamten  nur  für  den  Fall  einer 
y^reclitmiissigen  Ausübung  seines  ^Vintes"*  l)estraft;  so  ging  auch 
für  §  113  R.-Str.-G.-B.  auf  einen  Antrag  Laskek's  dieselbe  Pas- 
sung durch  ^'). 

Was  liesagt  nach  alledem  das  nunmehr  in  §113  R.-Str.-(T,-B. 
aufgenonnnent*  ThatljestandsnKnnent  der  ,,  recht  massigen  Amts- 
ausübung"  im  Sinne  des  Gesetzgebers  V 


*•)  N.  70  daselbst  und  die  Rede  Planck^s  Verh.  187i>  I  S.  428. 

")  Hierlier  würde  z.  B.  auch  die  Vorschrift  über  die  Gestattung  einer 
Pfümhui^  an  Sonn-  üud  Feiertagen  geboren  (C.-Pr.'O.  §G81).  Die  objettiVe 
Vorausaetzyiig  wäre  hier  di€  bei  iler  Zwangsvollstreckung  vorzuweisende,  ge- 
stattende Verrtigmg  des  Amtsrichtern. 

"J  Verh.  1870  II  S.  Uöi^. 


-     131      — 


Hatten  wir  im  Eingange  dieses  Abschnittes  ausgetulu^t,  dasö 
§  13  R,-B.-G.  die  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Handhingen'^ 
örschieden  zw  iiitei^irntiercn  sei,  je  tuit^luleni  dieseU»en  aus  eigtiei" 
jitächliessung  des  Beamten  oder  kraft  liölieren  Kelelds  erfolgten, 
ändert  sich   auch   in  §  113  R.  Str.-G.-B.   die  Auslegung  der 
Rechtmässigkeit '^  der  Anitsh;indhin.[(  nach  dieser  Verst^hiedenheit 
rer  Vorausset zuni^en.     Für  don  Fall  einer  ans  eigner  Initiative 
les  Yollzugsbeämten   ausgofiihrti'u  Anitshandht ng   muss    von    den 
oben  wiedergegebenen  PLASCK'schen  Gedanken  ausgegangen  werden. 
Macht  nändich   das  Gesetz   die  Zuständigkeit  des  fraglichen  Re- 
iten von  dem  freien  Ermessen  dessolbon  ahluuigigj  —  so  wenn 
B.    die   Polizeiljeamten    durch    eine    Polizeiverordnung    befugt 
würden,  von  Zeit  zu  Zeit  die  Häuser  eines  Stadtthcils  auf  gewisse 

iaulicbe  Anlagen  hin  zu  liesichtigeUy  —  so  diirf  von  dem  betrof- 
fnen Individuum  «Hr  lieclitmilssigkeit  der  Anitsaiisübung  nieninls 
US  dem  Gesichtspunkte  der  konkreten  l'nzwcckiniissigkeit  ange- 
weifelt  und  aus  diesem  (Trunde  dem  Renmt*^ii  AViderstand  eut- 
:i*geugesetzt  werrlen.  Wollte  man  hier  den  AViderstand  gestatten, 
o  hedeut€*te  dies,  einer  Chikaniernng  der  Verwdtungsthätigkeit 
durch  den  Einzelnen  Thiir  und  Thor  offnen.  Mficlit  das  Gesetz 
jedoch    die  Zuständigkeit   <h'S  ßeaniteu    von    objektiven   Voraus- 


^^Ukt 


elzungen  abhängig,    über  deren   Yrndiandensein  er  selbst  zu  ent- 


riiat 
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^Bcheiden  hatj  —  so  z.  B.  indem  es  die  Sich  erbe  itsbeamten  l>e- 
^Hliigtt  einen  Delirnjuenten  vorläufig  festzunelimen»  falls  die  V'oraus- 
^»Rctzungen  eines  Haftl>efehls  vorliegen»  und  Gefahr  im  Verzuge  oh- 
"  waltet  r§§  127.  112.  113  R^-Str-R-CK),  oder  zur  Nachtzeit  eine 
Widmung  zu  durcbsucheu,  wenn  sie  einen  Delin<|uenten  auf  frischer 
veHV)lgen,  oder  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet  u»  s.  f.  (§  104  das.)^ 
so  ist  die  Amtsliandlung  zwar  eine  rechtmässige,  wenn  sie 
antpf  Bezugnahme  auf  jene  A^iraussetzungen  erfolgt  und  darf  allein 
lus  dem  Grunde,  weil  der  Betroffene  über  das  Vorbandensein  der- 
E*lben  anderer  Ansicht  ist,  einen  Widerstand  nicht  tiuden,  Jethach 
[würde  — .  und  dies  ist  den  PLANCK'schen  Ausführungen  hinzuzu- 
lingen,  —  die  Arglist  oder  Fahrlässigkeit ^  w*elche  den  Vollzugs- 
ibeamten  bei  Beurtheilung  des  Vorhandenseins  Jener  gesetzbclien 
[Voraussetzungeji  seiner  Anitsluiudhmg  treflen  wurde,  dieselbe  zur 
|unrechtraässigen  machen  ''**).    Denn  sobald  das  Gesetz  dem  Beamten 

**|  Siehe  namontUch  Bolze,  a.  a.  0*  S.  390  und  die  doit  zitierten  oberst- 
richterlichen  EntKchei^migren.    Selir  ähnlich  lieget  der  Fall  in  dem  Ober-Tri- 
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ein  freies  Prüfungsreclit  einräumt,  reicht  der  ihm  gewährte  be- 
sondere Schutz  nui*  soweit,  als  er  dieser  seiner  Aufgabe  pflicht-  ■ 
massig  nachgekommen  ist.  Es  ist  hicrmis  der  Schhissi  zu  zielm* 
dass  hinsichtlich  derjemgen  Amtshandlungen,  die  der  Beamte  aus 
eigenem  Antrieb  vornimmt,  die  abstrakte  Zuständigkeit  zur  Be- 
griindung  der  Reehtinnssigkeit  fiir  die  Regel  nicht  genögt;  hier 
ist  vielmehr  eine  sorgfältige  Prüfung  darülier.  ob  die  gesetzmässigeu 
Voraussetzungen  der  Amtshandlung  im  einzelnen  Falle  vor- 
lagen, Voraussetzung  ihrer  Rechtmässigkeit.  Diese  Ansicht  ist 
klar  ansgesprochen  in  den  Worten  des  Abgeordneten  Dr.  Laskek: 
,^Die  Kriminalpolizei  hat  das  Recht  der  Verhaftung  auf  frischer 
Thaty  sie  hat  das  Recht  der  Verhaftung,  wenn  sie  vom  Grericht 
angewiesen  ist:  es  gehört  also  das  Verliaften  zu  ihrer  Zuständig- 
keit, aber  gesetzmässig  nimmt  sie  die  Handlung  nui-  vor,  wenn 
sie  entweder  auf  frischer  That  verhaftet  oder  auf  Grund  eines 
gerichtliclien  Befehls^  **).  Eine  kul])ose  Beurthedung  der  Voraus- 
setzung der  frischen  That  juuss  dcnniacli  die  Anitshandinng  un- 
rechtmässig machen,  und  damit  ist  ein  Widerstantlsrecht  gegen 
dieselbe  anerkannt.  Bezüglich  derjenigen  Amtshandlungen  also^ 
die  von  einem  Vollzngsheamteu  oline  liohcre'W' eisung  unter  gemssen 
gesetzlichen  Voraussetzungen  vorgenoninien  werden  dürfen,  ßteht 
dem  von  densfllien  Betioffenen  ein  Recht  zu,  nicht  nur  die  formelle 
Zuständigkeit  des  Beamten,  sondern  aucli  das  Vorhandensein 
jener  materiellgesetzlichen  Voraussetzungen  denäelhen  zn  pnifen  ^*')- 


bunals-Erk,  v.  28.  Nov.  1874  bei  Stenglein,  Ztschft.  f.  Gericlitspmxia  IV 
S.  278,70,  Vgl.  auch  Entsch.  des  R.-G.  in  Str.-S.  I  8.  3^1  ff.  Hierher 
gehören  aaeli  FSestimmungen  wie  §§  078.  708  ah  1  C.-Pr.-O. 

••)  2.  Le^g.  des  §  113  R..Str.-G.*B,  Verb.  n.  a.  0.  S,  429. 

■*)  Efl  tritt  um  mithin  eine  vollkomnjetie  Aüalogie  nnt  jener  im  Eingang 
dieses  Abschnittes  cbarakteriäierteD  Kategi>ric  von  Anitsliandlmigen  entgegeti. 
die  der  Beamte  ans  eigener  Initiative  vornimmt.  Wie  ihm  dort  gemäss  seinem 
unhesehrünkten  I'rüfnngsrix^hte  die  Verantwortlichkeit  für  die  materielle  wie 
formidle  Gesetzniibsigkeit  seiner  Ämtähan<llung  aufgebördet  wnrde,  so  erheischt 
§  IIS  iÖtr.-G.*B.  in  der  gleiclien  Kategorie  von  Amtähandlungeu  auf  Grund 
der  gleichen  Erwüguug  zur  Bestrafung  des  Widerstandes  ein  materiell  wie 
formell  recht mufls ige«  Vorgeh n  des  Beamten.  Es  ist  dies  eine  Anwendung 
unseres  oben  Aufgestellten  Grundsatzes^  nach  welchem  das  System  des  Wider- 
standsrechtes  auf  der  Voraussetzung  beruhe,  dass  der  Beamte  für  die  Aas- 
nbung  seiner  Amtspflicht  innerhalb  des  Ifahmens  seiner  Prüfungs- 
pf licht  voll  und  ganz  eintrete.  -  Zwar  wird  es  dem  Einzelnen  oft  verborgen 
bleiben»   ob  der  Beamte  aus  eigener  Initiative   oder  auf  Grund  eines  höhere« 
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Die  zweite  Kategorie  von  Amtshandlungen,  welche  auch  für 
§  113  K.-Str.-(T.-B.  in  Betracht  kommt,  wird  von  denjenigen  ge- 
rbildet, deren  Vonialime  auf  Grund  holieren  Beteids  erfolgt.    Auch 
[liier  muss  das  Prüfungsrecht  des  Einzelnen  luiisichtheh  der  Gesetz- 
[lässigkeit  der  ihn  Ijetrefienden  Amtshandlung  dem  Prüfinigsrechte 
[des  Beamten  hinsichtheh  der  (jesetzmässigkeit  des  erhaltenen  Be- 
Ifebls   entsprechen.     Es  wiire  widerybmig,    wollte   man   behaupteu, 
ass  der  auf  höheren  Betehl  Iiandelnde  Beamte  in  einem  weiteren 
Imfimge    dem    Widerstand^rechte   jedes   Einzelnen    preisgegeben 
v'erden  solle,  als  in  dem  Umfimge  seines  eigenen  Priifungsrechtes 
J.:gegenüber  dem   erhaltenen   Befehl ''\).     In  Geniässheit  der  durch 
ie  Zentralisation  der  Verwaltung   unabweislich   geforderten   Be- 
chränkung   des  eigenen  Prilfungsrechtes  des  Beamten   gegenüber 
^dem  erhtdtenen  Befehl   muss   notliwendig   eine  Beschriinkung  des 
Piiifongsrechtes  des  Privaten  gegenüber  der  durch  höhere  Direk- 
liveü  geleiteten  Amtshandlung  des  Beamten  anerkannt  werden. 
Cs   geht  hieraus   als    unbestreitbare  Wahrheit   der  Satz  hervor, 
Idass  im  Falle  eines  höheren  ßefelds  der  dienstpHiclitige  Gehorsam 
|des  Beamten  den  Maassstab  für  die  y^Rechtraässigkeit  der  Amts- 
' Handlung"  in  §  113  R.^Str.-G.B.  liefern  müsse ^0- 


l-BefeliU  hantielt:  gleicliwobl  ist,  wie  ein  Reiolisßferichtserkenntmas  (Rechts pr, 
le»  R»-G.  II  S.  426)  in  Bezug  hierauf  sehr  rictitig  ausgefiihit,  au  dem  obigen 
l€rand6iatE  desshalb  festzuhalten»  weil  ja  §  113  R.-Str.-G.-B*  nicht  allein  einen 
Schutz  für  den  ünterthan.  sondern  auch  für  den  Beamten  enthalt 

•*)  Rechtspr,  des  R.-G.  !i.  a.  0.  S,  429:  ♦  .  da^e,  „wo  der  Be^imte  den 

ibra   gewordenen   Befehl   zu  befolgen   gehalten  ist,   wo  er  desshalb  für  seine 

^ Person   berechtigt  erscheint,  die   wenn  auch   rechtswidrige  Anordnung  xur 

Usfubrung  zu  bringen,  Bein  er  Person,  d.  h,  der  rechtmausigeu  Ausübung 

Vollstreckungsamtes  wegen   Mangels   der  Rechtmässii^keit  der  Anordnung 

nderstand  niemals  entgeeengesetat  werden   dürfe;"   und  daselbst  §  161  Ver.- 

^ZoU-Ges.  sagt    „dass  die  Amtsgewalt  da  nicht  überschritten  ist,    wo  den  Voll* 

logsbeÄmten  die  Beamtendisziplin  tn  di.'ren  Anwendung  zwingt." 

•*)  Und  denno<;h  wird  dieser  8atz  bestritten  von  v.  Kircuenheim,  a.  a,  0. 

]9l.     Öeine  Grundidee  von  der  Einheit  des  Btaatlichen  Willens»  dessen  Vcr* 

inittdung  mit  dem  ,wirklidH»n  Zustande"  dun'h  drei  Glieifer,   die  vorgesetzte 

Behörde,   die  Anordnuni^  und  den   voUstreckenffcn   Beamten  hergestellt   wird, 

185)    und    dessen    fehlerhafte   Vermittelung    tum    Widerstände    berechtigt, 

5.  1S6)  führt  ihn  dazu,  nicht  in  dem  Vallzugsbeaniten.  sondern  in  der  Staats- 

[tewalt  als  Ganzem,  iL  h.  nicht  in  der  ^ Erscheinung**  sondern  in  dem  ^ Wesen 

and   derselben  Idee*  das  Object  des  Vergehens  des  Widerstandes  zu  sehn 

[{'S,  191}  und  der  rechtswidrigen  Anordnung  des  Vorgesetzten   die  Bedeutung 

ISQ  Tindizicren,  jede,   auch  die  pfiichtmässige  Ausführung  derselben   unrecht- 
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Es  richtet  sich  rieiimach  das  Prüfiiiigsrecht  des  Ein^sekten 
hier  nicht  auf  die  Frage ^  ob  der  ihm  entgegentretende  Akt  der 
Vei^'iiltiing  im  üruiide,  d.  h.  materiell  gesetzmiissi*^  war,  soq- 
deni  lediglich  auf  die  Frage,  ob  derselbe  in  der  Persem  und  der 
Handlung  des  beuuft rügten  Vollzugslieamten  zur  rechtmässigen  Er- 
scheinung gekommen  sei,  ob  die  AusiUning  desselben  durch  diesen 
Beamten  in  dem  Rahmen  seiner  pHichtniässigeii  Prüfung,  also 
formell  rechtmässig  erfolgt  sei.  In  dem  Thathestandsmoment  der 
^Rechtmässigkeit  der  Amtsausübung"  schützt  §  113  R.-Str.-G.'B. 
den  einzelnen  Beamten  innerhalb  seines  Amtes^*). 

Schon  hier  hatte  also  Wissenschaft  und  Praxis  ein©  Beant- 
wortung unserer  staatsreehthchen  Frage  nach  dem  Umfange  der 
Gehorsamspthcht  des  Beamten  gegenüber  dem  Befehle  des  Vor- 
gesetzten zu  geben. 

Den  Grmidsatz  einer  numnehr  wenigstens  in  der  Pmxis  ein- 
stimmig adoptii'ten  Lösung  dieses  Problems  hatte  auch  hier  der 
Abgeordnete  Dr.  Lasker  im  Reichstage  ausgesprochen.  *^Wenn 
der  Gerichtsvollzieher,"  sagte  er,  „mit  dem  Befehle  des  Gerichts  ■ 
kommt,  irgend  eine  Handlung  vorzunehmen,  und  das  Gesetz  be- 
stimmly  dass  dann  die  bestimmte  Handlung  in  dieser  Form  vor- 
genoimnen  werden  soll,  wie  z.  B.  eine  Verhaftung  auf  Grund 
gerichthchen  Haftbefehls,  so  wird  nicht  erörtert  werden  können,  ■ 
ob  diese  Verhaftung  mit  Recht  verfügt  sei  oder  nicht;  denn  die 
Vornahme  der  Amtshandlung  ist  eine  gesetzmässige  ♦  und  kein 
Mensch  darf  sich  dem  Gerichtsvollzieher  gegenüber  darauf  be- 
rufenj    dass    an   sicli  die  Verhaftung  nicht   begi'ündet    und    des- 

massi^  tu.  machen,  weil  »quod  illicite  introductum  est  imlla  potest  stabüitate 
subsistere''  (.S,  194,  1),  Nach  r.  KiRCniENUKm  wäre  also  der  Widerstand 
gegen  einen  Gerichtsvollzieher  atrafloe,  welcher  aaa  einem  nn gesetzlicher  Weiee 
für  vollstreckbar  erklärten,  etwa  noch  nicht  rechtskräftigen.  Urtheile  pßiudet 
—  wenigstena  nach  S.  11*3  ff.;  ob  auch  nacli  dem  svuf  S.  196  di&elhst,  auf 
örond  der  JoHN'achen  Theorie  Gesagten,  ist  mir  zwcifelhftft  geblieben*  Es  ift 
um  so  schwerer,  gdgQn  v,  K.  zu  polemisieren,  als  er  seihst  auf  das  ^Darbieten 
scharfer  Begriffe'*  gegenüber  dem  , Gewinnen  leitender  Gesichtspunkte*  ver- 
zichtet (S.  190), 

")  BoLZB  a.  a.  0.  ß.  39L  Rechtspr.  des  R.-G.  IV  S.  418  n.  192:  „der 
Begriff  der  Rechtmässigkeit  in  der  Amt  saus  Übung  als  Thatbestandsmoment  in 
§  113  heiiebt  sich  nicht  auf  die  Iteohtmässigkeit  des  dem  Volkiehenden  ge- 
wordenen Befehls  des  Vorgesetzten,  goinlern  anf  seine  Amtsführung,'*  Vgl 
Das.  n  S.  426;  und  das  Erk.  des  pr.  Über.-Tnb.  bei  Stengleik  a.  a.  0.  IV 
S.  122, 


I 
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liegen  ungesetzniässig  sei"  *^'  .  Da^  lieisst  nichts  anderes  als: 
m  der  jetzt  bespr(K*ht,^iieii  Kütt/^orie  von  Aiiitsliaudluiigeti  ist  die 
Reditmiissigkeit  diTäelber»  gegeben,  wenn  sie  die  Ansfühniiig  eines 
höheren  Befehls  bedeuten,  welcher  die  formelleu  Voraussetzungen 
für  die  Amtsthätigkeit  des  VoUzugsbeiunten  enthielt.  Denn  das 
(.tesetz  bestinunt,    dass  der  einzelne  Beamte  im  StiLatsorgamsnius 

ithiitig   werden  solle   nicht  niiter  Kezugnidmie  auf   die  letzten  ge- 
iietzlicben  Grundlagen   seiner  Funktion    in    der   Staatsverwaltung, 
somleni  unter  Bezugnahme  auf  die  niichsten  geset/Jichen  Voraus- 
eetjctingen  dei'selben:    das  Gesetz  will  nicht  die  Funktion  des  Ge- 
richtsvollziehers  als  Piandungsbeamten   dahin   verstanden  wissen, 
das«  sie  bedingt  sei  duiTh  die  materielle  Ilechtsbeständigkeit  der 
Vollstreckimgsklauscl  des  geriehthchen  Urtheilsj   nicht   die  Funk- 
tion   des   Sicherheitsbeaniten    als    Verhaftungsberechtigten    dahiji, 
dass  sie  bedingt  sei  durch  die  ruaterielle  Rechtsbe&täjuligkeit  des 
gerichtlichen  Haftbefehls;  vielmehr  will  es  die  Amtsthätigkeit  dieser 
Beamten  blos  von  dem  Vorhandensein  der  formalen  gesetzlichen 
Toraiussetzungen  ablifingig  machen,   also  von  dem  Vorhandensein 
iner  formell  gesetzumssigen  Vollst  rock  ungsklausel^   eines  fomiell 
;esetzinässigen  Haftlmfelds  '^^J. 

Welches  sinil  nun  aber  jene  formalen  Momente,  welche  den 
höheren  Befehl  für  den  Unterbeaniten  verbindlicli  machen? 

Die   liijchsten  Gerichtshöfe   Ijcautworten    diese    Frage    dahin, 

.s  der  Beamte  nur  denjenigen  amtlichen  Befehl  ansfiUiren  dlirfe, 

elcher   von   der   sacbhch   und  örtlich  ziisttlndigen  Behörde  aus- 

:egangen,   und   zu  dessen  Vollstreckung    er    selbst    sachlich    und 

lilich  zuständig  sei. 

Danach  liat,  me  insbesondere  LAnAND  unter  juristischer  Be- 
ündung  ausfuhrt**^),  der  Beamte  den  Befehl  nach  drei  Richtungen 
liin  zu  iirufen; 

1)  ob  derselln*   die  vorgeschriebene  amtliche  Porni  habe,   ob 


•*)  Lasob  in  den  Kt^-Vfrli.  zu  %  113  (2.  Lsg.)  a.  a.  0.  S.  42B. 

••)  §  676  C.-Pr.-O.  §  1 14  Str-Pr.-O.  Petersen.  Die  ZivilpioEefisorduung 

Br  Jftst  Deutsche  Keioh,    (Komment.)  2.  Aufl.  zu  §§  671  IT.  S.  04  L     üeber  die 

^oti  Bolze  a.  a,  0.  S.  302.  3  a,  uml  Ladanu  a.  a.  0.   I  S.  427  A.  3  lieraii- 

fotogenen  Analogie    der  Bestimmungen    über  die   RtK:litsbilfe   vgl.   unteu  §  -^ 

picsc»  Küpiteb. 

••)  Laband  a,  a.  0.  1  Ö.  426  ff.  Vgl.  Abg,  Boehme  ibci  der  2  Lcsg* 
9  13  R-B.-G.)  Verb.  1872  I  S,  158. 
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er,  wenn   schriftlich  ertheilt,   die  Unterschrift  des  Vorgesetzten, 
das  etwa  erforderliche  Sigel  u.  s.  f.  enthalte®^); 

2)  ob  ihm,  dem  Unterbeamten  die  all  gern  eine  sachliche  und 
örÜiche  Zuständigkeit  zur  Ausführung   des  Befehls  beiwohne  ••). 

Die  juristische  Begründung  dieses  Satzes  hegt  auf  der 
Hand:  Der  Beamte  hat  in  erster  Linie  nicht  die  Verpflichtung, 
dienstUche  Befehle  seiner  Vorgesetzten  auszuführen,  sondern  „das 
ihm  übertragene  Amt  wahrzunehmen"  (§10  R.-B.-G.),  d.  h.  den 
Geschäftskreis  seiner  gesetzlich  normirten  Zuständigkeit  zu  ver- 
sehen. Der  Vorgesetzte  ist,  um  mit  Laband  zu  reden,  nicht  im 
Stande,  die  Zuständigkeit  des  Untergebenen  zu  erweitem  und 
vermag  desshalb  demselben  keine  dienstlichen  Befehle  mit  ver- 
bindUcher  Kraft  zu  ertheilen,  welche  ausserhalb  des  Umfangs  dieser 
gesetzhchen  Zuständigkeit  fallen  ••); 

3)  ob  dem  Befehlenden  die  allgemeine  sachliche  und  örtliche 
Kompetenz,  einen  Befehl  der  fraglichen  Art  zu  geben,  beiwohne '®). 
Die  Frage  dagegen,  ob  die  Oberbehörde  im  einzelnen  Falle  von 
ihren  Amtsbefugnissen  einen  angemessenen  Gebrauch  gemacht, 
entzieht  sich  der  Kritik  des  Untergebenen'*). 

Laband  argumentiert,  dass  der  Vorgesetzte  nicht  im  Stande 
sei,  durch  seine  Verfügungen  seine  eigene  Kompetenz  zu  erweitem, 
und  dass  desshalb  Anordnungen,  welche  ausserhalb  dieser  Kom- 
petenz liegen,  rechthch  nicht  als  amtUche  gelten  können.  — 

")  Vgl.  oben  Anm.  49  S.  128. 

•*)  So  führt  ein  Erk.  des  preuss.  Ob.-Trib.  (Rechtspr.  des  Ober- 
tribunals  XU  S.  469  aus:  „Er  (der  Beamte)  hat  daher  unbedenklich  seiner- 
seits za  prüfen,  ob  der  ihm  ertheilte  Auftrag  sowohl  in  örtlicher  als  in  sach- 
licher Beziehung  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  liegt.  Hierüber 
hinausgehende  Anordnungen  seiner  Vorgesetzten  auszuführen,  ist  er  nicht  ge- 
halten; dagegen  steht  .ihm  kein  Hecht  zu,  die  materielle  Richtigkeit  seines 
Auftrages  zu  untersuchen  und  aus  einem  derartigen  Grund  die  Erledigang  zu 
verweigern." 

In  dem  gleichen  Sinne  daselbst  XVll  S.  418,  XVUI  S.  177,  XIX  S.  58 
und  Rechtspr.  des  R.-G.  IV  S.  418. 

•»)  Laband  a.  a.  0.  S.  427, 

'^)  Ebenso  code  p^nal  Art.  114  al.  2:  „Si  n^anmoins  il  (le  fonctionnaire 
public  etc.)  justifie  quMl  a  agi  par  ordre  de  ses  supericurs  pour  des  objets  du 
res 8 ort  de  ceux-ci,  sar  lesquels  il  leur  etait  du  ob^issance  hi^rarchique,  il 
sera  exempt  de  la  peine  ..." 

")  Erk.  des  Ober-Trib.  in  Goltdammeb,  Archiv  XX  S.  94.  Rechtspr. 
des  Ober-Trib.  Xin  53,  XVII S.  813,  Stenglbin  a.  a.  0.  IV  S.  122.  Rechtspr. 
des  R.-G.  II  S.  559  ff.  Entsch.  des  R.-G.  I  S.  331  ff. 
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Wenn  niclit  selten  dio  PriifimgspHiclit  des  Beamten  auf  den 
Lnijalt  des  Befehls  ausgedeliiit  wird,  dergestalt,  da«s  der  Auf- 
Ltrtigi  Hfrafliare  uder  sonst  gesetzlicli  verl.K>tene  Haudlimgen  ans- 
iitiihren,  keinen  Gehoi'sam  iinden  dürfte '*),  so  kann  dieses  Moment 
schon  durch  den  Umstand  als  erledigt  betrachtet  werden,  dass 
der  Beamte  die  beiderseitige  Kompetenz   zu  prüfen  nnd  den  Be- 

Ifehl  in  der  vom  Gesetz  vorget^chriebenen  Weise  auszuliilyen  hat, 
tWeun  dem  Beamten  die  Voniahme  einer  Tödtung,  Köqjerver- 
letznngj  Sachbeschädiginig  u.  s.  f.  oder  die  Anwendung  verbotener 
tewangsmittel  bei  seiner  Anitshandlmig  —  z,  B.  dem  Polizei- 
peamten  von  der  Stiiatsanw^altsclinft  die  Veniehmiing  eines  Indi- 
piduums  unter  Anwendung  des  Stockes  —  aufgetragen  würde,  so 
Tnüsste  derselbe  rlie  Aiisiuhmng  des  Befehls  sclion  aus  dem  Ge* 
si*']itspunkte  venveigeni,  dass  er  zur  Vorualmie  solcher  Hand- 
lungen nicht  mehr  als  irgend  ein  Anderer  zuständig,  hezw.  dass 
^■j^  die  befohlene  Anitshnndlung  nur  in  der  vom  Gresetz  oder  der 
^B^ffitsinstmktion  vorgeschriebeneu  AVeise  auszufüliren  befugt  sei.  ^ 
^^Bik  Der  zuständige  Beamte,  der  einen  fonru'ichtigen  Befeld  der 
^Kusitändigen  Oberbebörde  ausführt^  handelt  „rechtmässig^'^).    Eine 

^f        ^>  BoLZX,  8.  393*   V.  KißCHENUEm,  S.  198,  Hilleb,  S.  84.  SchCtze, 
'       Lelirbacli  des  deötsclien  Strafrecbts  §  66  A.  22, 

^*)  Bkbneb,  Lehrbuch  des  d^nWlien  Strafrecbts  (11.  Aufl.)  §  84  S.  143 
ad  2):  «Eil»  Befehl  ist  für  Tiiich  verbindlich,  wenn  er  von  der  koiupetenten 
Stelle  in  der  gesetzlichen  Fonn  ausgeht  und  sich  innerhalb  meiner  Dieri^tpflicbt 
hält."  Dazu  S.  144  A.  L  Scuotzk.  a,  a,  0.  §  34  S»  97.  ZiiEN,  Reichsätaats- 
bt  1  S.  236/237 T  der  jedocli  glaubt,  dass  diese  Grundsätze  , keineswegs 
ine  Pichere  Basis  bieten."  Pujezl,  Lehrbuch  des  bairiscben  Verfassun^^rechtes 
ii.  Aufl,  1870)  §203  S.  5H)  d. 

Die  im  Text  vorgetragene  Ansicht  ist  in  der  Litteratur  ausser  von  v.  Kirchen- 

HKm   neuerdings   von   Loehino.    Lehrbach    des   dcutächen   VerwaUnn^^srechtii 

(1884)  §  26  S.  122/123  c  und  Anmerkung^  5  angegrilTen  worden  ♦   der  dem  B<?- 

aroi€D    auch  eine  Prülung  der   materiellen   Gesetzmässigkeit  des  Befehls  auf- 

iegeo   Villi t   weil  t,die  Vollziehung  einer  au  sich  unrechtmässigen  Handlung" 

nur  durch  einen  positiven  Rechtsssat^  eine  r^htmässige  werden''  kann.     ,Ein 

Idier  Bechtssatz  besteht  aber   nach  Reidisiecht  nicht  und  kann  nicht  durch 

litiscbe  Erwägungen,    wie   sie  Ladano   (l  427  und  tT.)   anstellt  «?},    ersetzt 

erden*"     Gegen  diese  Theorie   ist  wie  gegen  diejenige  v.  KiucnENHEiM^s  der 

riüiipieÜe  Einwand  zu   erheben,   dass   sie  das  für  jeden  Staat  nnentbeln liehe 

leroeul   der  Zentralisation   seiner  Verwaltungstlmtigkeit  schkchterdings  niclit 

Geltong  bringt  und  demnach  praktisch  nn möglich  Ist. 

Die  LABA!n)*ßche  Theorie  vertritt  auch  v.  Gerber,   Grundzüge  etc.  g  3G 
118  A,  6.     (Anderer  Ansicht  Laband  a.  a,  0.  S,  424   A.  1  ah  1   g.  E.); 


bäl 
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solche  Amtsausübung  geniesst  den  Schutz  des  §  113  R.-SiT.-G.-B. 
Hieraus  geht  hervor,  dass  der  Private  gegenüber  der  auf  höheren 
Befeld  erfolgenden  Amtshandlung  das  Recht  hat,  dieselben  Momente, 
welche  der  Prüfungspflicht  des  Beamten  unterliegen,  auch  seiner- 
seits zu  prüfen  und  nur  derjenigen  Handlung  sich  zu  fugen  ver- 
pflichtet ist,  welche  jener  Prüfung  genügt.  — 

Hatte  man  nun  im  Strafgesetzbuche  den  Begriff  der  recht- 
mässigen Ausübung  des  Amtes  als  Voraussetzung  des  besonderen 
Schutzes  derselben  aufgestellt,  so  musste  nothwendig  im  Reichs- 
beamtengesetze der  gleiche  Begriff  als  Voraussetzung  der  Verant- 
worthchkeit  des  Reichsbeamten  verwerthet  werden.  Was  ins- 
besondere die  Erlasse  derjenigen  Amtshandlungen  betrifft,  welche 
sich  auf  höheren  Befehl  gründen,  so  musste  hier  wie  dort  die 
rechtmässige  Ausübung  des  Amtes  durch  die  oben  charakterisierte 
dreifache  Piüfungspflicht  gegenüber  dem  Befehle  bedingt  werden; 
auf  die  zivilrechtUche  Verantwortlichkeit  bezogen:  es  musste  dem 
einzelnen  Verletzten  unter  denselben  Bedingungen  gegenüber  den 
rechtswidrigen  Eingriffen  des  Beamten  das  positive  Recht  der 
Klage  wie  das  negative  Recht  der  Abwehr  gegeben  werden. 

Man  hat  sich  im  Reichsbeamtengesetz  an  zwei  Stellen,  in 
§§  10  und  13,  mit  unserer  Frage  beschäftigen  müssen. 

§  10  R.-B.-G.  enthält  die  Pflichten  dos  Reichsbeamten,  welche 
aus  dem  Anstellungsvertrage  gegen  seinen  Vertragsgegner,  das 
Reich,  hervorgehn.  Hiernach  hat  er  „die  Verpflichtung,  das  ihm 
übertragene  Amt  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  entsprechend 
gewissenhaft  wahrzunehmen  und  durch  sein  Verhalten  in  und  ausser 
dem  Amte  der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  würdig 
zu  zeigen." 

Dieser  Paragi-aph  wird  durch  §  72  desselben  Gesetzes,  welcher 
seinerseits  die  Verletzung  der  Amtspflichten  aus  §  10  scldechtweg 
für  Dienstvergehen  erklärt,  zur  Grundlage  der  disziplinarischen 
Verantwortlichkeit  gemacht'^).  Bei  der  liierdurch  gekennzeich- 
neten Wichtigkeit  des  §  10  erscheint  es  auf  den  ersten  Blick  selt- 


dieser  Schriftsteller  erkennt  nur  behufs  dienstlicher  Entlastung  eine  Eemon- 
strationspflicht  des  Unterbeamten  an  —-  vgl.  im  Text  S.  140.  —  Eine  weitere 
Einschränkung  der  LABAND'schen  Theorie  gibt  Zachariak  Staats-  und  Bundes- 
recht S.  41/42,  ohne  dieselbe  zu  begründen. 

'*)  §  72   R.-B.-G.  v.  Zedlitz-Neükircu  zu  §  10  n.  11  S.  6.     Kann- 
GIE8SEB,  S.  50  D.  4. 
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im^  wamm  einer  Hauptptlk-ht  des  Bcamtcu,  nämlicli  der  Pflicht, 
iie  dienstlicIiCTi  Anordnungen  der  Vorgesetzten  in  einem  bestimmten 
Jiiiliinfj^e  nx  befolf^en,  keine  Erwäbinnifj  f^etluin  worden  ist.  Ein 
üirbliek  in  tlie  (.ire.sehiebte  des  §  10  stellt  dies  jedoeb  in  klares 
jicht.  Die  Kegienmgs vorläge  hatte  als  VerpMiobtnng  des  Keicbs- 
beamten  aufgestellt,  das  Amt  der  Verfassung,  den  Gesetzen  und 
^sonstigen  Anordnungen  entsprechend"  wahrzunehmen.  Der  in 
reiter  Lesung  eingebraelite  Verbesserungsvorscblag  der  Kommissiün 
Ptzte  an  die  Stelle  der  y,8onstigen  Anordnungen^  die  Worte: 
ijden  von  seinen  Vorgesetzten  innerbalb  ihrer  amtliehen  Kompetenz 
|etiT)ffenen  tbenstbelien  Anordnungen."  Dieses  Amendement  wurde 
ach  in  zweiter  Lesung  im  WesentUchen  auf  Gnind  der  schon  bei 
"den  §§  110,  113  K.-Str.-G-B.  gepflogenen  Erwägungen  angenom- 
aeu^'*).  In  dritter  Lesiuig  liess  man  dann  die  von  der  Kom- 
Dission  eingebrachte  Abändening  fallen  und  wählte  die  heutige 
Fassung,  welche  endlich  auch  vom  Bundesrath  angenommen  ward. 
tan  fend  im  Reichstage  in  den  Worten  •.das  .  .  .  Amt  der  Ver- 
^ssung  und  den  Gesetzen  entsprechend  . .  wahrzunelnnen>^  eine  ge- 
llügende Garantie  für  die  Durchführung  des  Gedankens,  welchen 
Jer  Besehluss  der  z^veiteu  Lesung  etwas  weiter  ausgernhrt  hatte, 
iessen  Fassung  aber  die  verbündeten  Regierungen  für  unannehm- 
ir  erkläi't  hatten,  w^eil  sie  eine  Prüfung  der  amtlichen  Znstämbg- 
^eit  des  Vorgesetzten  durcli  den  Untergebenen  nicht  zulassen 
Vollten'*^. 

Für  die  Auslegung  ist  gleichwohl  festgestellt,  dass  dem  Reichs- 
L*amten  nach  §  10  dieselbe  Prütungsjjfliclit  gegenüber  dem  bölu'ren 
Jefelü  obliegt,  welche  oben  zu  §  Ü-^  R.-Str.-G.-R.  naher  l^estinnnt 
rorden  ist.  Diese  Pflicht  kann  nach  innen  nicht  enger  begrenzt 
Bin  als  nach  aussen.  Der  BegriÖ  der  „Rechtmässigkeit  der  Amts- 
subung*^,  wie  ihn  §  113  R*'Str»'G.-B*  als  Voraussetzung  des 
Schutzes  derselben  aufstelltj  ist  mit  dem  Begriffe  der  „gesetz- 
Entsprechenden  Wabnielmmng  des  Amtes^,  wie  ilm  §  10  R.-B.-G. 
Maassstab  fiir  die  disziplinarische  Verantworlichkeit  des  Be- 
"amten  hinstellt,  insbesondere  hinsichtlich    der  auf  bolieren  Befehl 


'*)  lasbesondero  wiesen  die  Abg.  Planck  (Verh.  1872  S.  Ul) ,   Boehm« 
157)  und  MigrfeL  (S.  169)  auf  tue  Analogie  des  §  113  Str.-G.-B.  liiii.    Vgl. 
Bcij  Ab^,  Schwarze  (S,  16t>),  dazu  ICanN(Jiksskr,  S.  44. 

")  Vgl»  den  Auszug  der  Vorlmndl-  dus  Reielist.  bei  Kanngieäser  S.  45/4Ö 
icr.'Vertr.  Aceenbach),  S.  44.  S.  77  (Abg,  Lasker  und  Planck). 
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vollzogenen  Amtshandlung,  identisch'^).  Es  ist  nicht  richtig,  mit 
Gerber  und  Zaciiariae  '^)  die  Voraussetzungen  der  disziplina- 
rischen Verantwoi-tlichkeit  einerseits  und  diejenigen  der  zivibecht- 
lichen  und  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  andererseits  verschie- 
den zu  bestimmen,  indem  man  für  den  ersten  Fall  im  Gegensatz 
zu  dem  zweiten  eine  Remonstrationspflicht  mit  nachfolgender  Ent- 
lastung aufstellt  '•).  Vielmelu-  muss,  gleichwie  für  den  besonderen 
Schutz,  so  auch  für  die  disziplinarische,  zivil-  und  strafrechtliche 
Verantwortlichkeit  des  Beamten  daran  festgehalten  werden,  dass 
ihn  nur  die  Erfüllung  der  oben  charakterisierten  dreifachen  Prüfungs- 
pflicht gegenüber  dem  höheren  Befehle  zu  entlasten  vermag,  wenn 
man  nicht  einen  evidenten  Widerspruch  in  die  betreflfenden  Ge- 
setze hineintragen  will®®;. 

An  zweiter  Stelle  hatte  das  Reichsbeamtengesetz  in  dem 
dieser  Arbeit  zu  Gnmde  liegenden  §  13  bei  Aufstellung  des 
Grundsatzes  der  Verantworthchkeit  des  Reichsbeamten  den  Um- 
fang der  Prüfungspflicht  des  Beamten  gegenüber  dem  höheren 
Befehl  zu  behandeln. 

§  13  lautete  in  der  Regierungsvorlage  folgendermaassen : 
„Die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Reichs- 
beamten wegen  dienstlicher  Handlungen  oder  Unterlassungen  wird 
durch  ein  Reichsgesetz  geregelt.    Bis  zum  Erlass  dieses  Gesetzes 

")  V.  Zedlitz-N.  zu  §  13  n.  16  S.  9. 

'*)  Vgl.  oben  A.  73. 

'*)  Richtiger  bezeichnet  Laskeb  (Rede  1872  S.  145)  die  Remonstration 
behufs  der  dienstlichen  Verwahrung  nicht  als  Pflicht,  sondern  als  einen  an- 
zurathcnden  Ausweg  des  Unterbearaten.     Bei  Kanngirsser,  S.  45. 

®^)  Vgl.  Anm.  89.  Hiernach  gestaltet  sich  das  Verhältniss  des  §  10  zu 
8  13  R.-B.-G.  und  zu  §  113  R.-Str.-G.-B.  so,  dass  die  Erfüllung  der  Vertrags- 
pflicht des  Beamten  gemäss  §  10  die  Voraussetzung  seiner  privat-  und 
strafrechtlichen  Entlastung  einerseits  und  seines  besonderen  Schutzes  anderer- 
seits ist.  Vgl.  insbesondere  den  Wortlaut  des  zu  §  13  in  zweiter  Lesung  ein- 
gebrachten Zusatzes:  „Hat  derselbe  (der  Keichsbeamte)  jedoch  nach  den  An- 
ordnungen seines  Vorgesetzten  gehandelt,  welche  innerhalb  des  Kreises  der 
amtlichen  Zuständigkeit  des  Letzteren  und  in  gesetzlicher  Form  erlassen  waren. 
so  triift  die  zivilrechtliche  und  dienstliche  Verantwortlichkeit  dafür  den 
Anordnenden  allein";  und  dazu  die  Worte  des  Abg.  Dr.  Lasker,  (bei  Eannoiesser 
S.  54),  welcher  den  Zusatz  für  überflüssig  erklärte  unter  der  Motivirung:  „Er 
(der  Reichsbeamte)  beilarf  dieses  Schutzes  nicht,  weil  er  überall,  wo  er  den 
Befehlen  des  Vorgesetzten  innerhalb  seiner  gesetzmässigen  Kompetenz  Folge 
gibt,  nur  seine  Pflicht  gethan,  und  sich  keine  Uebertretung  hat  zu 
Schulden  kommen  lassen."    Derselbe  zu  §  13  bei  Kanngiesseb  S.  60. 
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sind  clafilr  diejetiigeii  in  tliH*  Gesetzgebung  der  oinzeliieii  Bundes- 
t^taatctt  enthaltenen  Bestimmungen  maassgebendj  welclie  am  dienst- 
lichen Wohnsitz  des  Beiehsheamten  ftir  die  B^linniHurig  dtTselhen 
Fnige  bezüglich  der  Staatsbeamten  fj:rlten.  B<'i  fh'Tjjenigen  Keielis- 
beaxüten^  deren  dienstlicher  Wohnsitz  sieh  im  Ausin nde  betindet^ 
mit  Ausnahme  der  AValilkonsidn^  kommen  die  in  letztorfr  Ue- 
ziebang  am  Orte  des  ordenthelien  persönliclien  Gericbtstandes 
(§  21)  geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung,"* 

Nach  dieser  FornuiUernng,  sowie  nach  d<'n  Motiven  7ä\  dem 
Paragraphen,  endlich  nncli  den  ausführlichen  Erurtfrungcn  des 
Bundrsruthsvert reters  im  Reichstage  lieabsichtigton  die  verliiindüten 
Regieningen  hier  ledigücli  die  tomiclle  Frage  der  A'erfolgbar- 
keit  des  Reichsbeamten  zu  bcbandeln"*^),  eine  Frage,  welche  i\\r 
«lie  politisclie  Bedeutung  der  niatriiellen  Fmge  der  Verantwoit- 
liehkeit  von  grosser  BedeutuTig  ist.  Die  Kommission  brachte 
jedoch  in  zweiter  Lesung  folgen tlen,  der  letzteren  Frage  der  Ver- 
antwortlichkeit des  Reichsbeamten  iiru  !i  näher  tretenden  x4bände- 

,rungsantrag  ein: 

^ Jeder  Reichsbeanite  ist  tur  che  GeBetzraifssigkeit  seiner 
anithchen  Handlungen  verantwoj'tiich. 

Hat  derselbe  jedoch  nach  den  Anordnungen  eines  Vorgesetzten 
ehandelt,  welche  innerhalb  des  Kreises  der  mnt liehen  Zuständig- 
keit des  Letzteren  und  in  gesetzlicher  Form  erhissen  waren ^   so 

'trifft    die   zivilrechtliclie   und  diensthche  Verantwortlichkeit  dafür 

.den  Anordnenden  ulU^in'^. 

Man  sprach  sich,  wie  in  der  Kommission,  so  auch  im  Plenum 
gegen  die  Regierungsvorlage  wesentlich  aus  zwei  Gründen  aus : 
ünestheils  wollte  man  für  die  Reiclisbeamten  neben  der  selion 
liestehenden  Mannigfaltigkeit  der  materiellen  landesgesetzUclien 
Ginindsätze  über  RehadenserHatzpflicht  nicht  die  weitere,  wenn 
auch  mir  vonibergehende  Verscliiedenheit  <ler  [uiilikularrecht liehen 

^Gnmdsätzeüber  (he  Verfolglnirkeit  der  Beamten  annehmen;  ander  en- 
Jieils  stand  man  an .  die  scbäilliche  Wirkung  einiger  landesrecht- 
lieber  Bcsthnnmngen ,  welche  man  iiir  Ansdiiieke  indirekter  Ver- 
tieinung  der  Beanitenverantwortlichkeit  ansah,  und  welche  im  zweiten 
Abschnitte  unserer  Fntersucbung  ihre  Besi)reclinng  tindeuwerden, 
liuf  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeanden  auszudehnen  '*^). 
Das  Amendement  bezweckte  hiernach  ,  unter  völliger  l^eber- 


•*)  KANHGtKSBfiß,  S.  54—57. 
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gehung  der  fonnellrechtlichon  Frage  der  Verfolgbarkeit  des 
Reichsbeamten ,  durch  die  Aufstellung  des  materiellrechtlichen 
Grundsatzes  seiner  Verantwoi-tlichkeit,  den  Reichsbeamten  schlecht- 
weg unter  das  allgemeine  Recht  zu  stellen,  dergestalt,  dass  er, 
welcliem  Landesrechte  er  durch  sein  Domizil  aucli  immer  unter- 
stehen sollte,  wie  jeder  andere  Mensch  fiir  die  Gesetzwidrigkeit 
seiner  Handlungen  zu  Recht  stünde  **).  Das  zweite  Alinea  des 
Abänderungs-Vorschlages  scliloss  sich  eng  an  den  Beschluss  der 
zweiten  Lesung  des  §  10  an.  Es  bezweckte  den  Ausdruck  der 
schon  für  §  113  R.-Str.-G.-B.  durch  Praxis  und  Theorie  aner- 
kannten, oben  erörterten  PinifungspHicht  des  Beamten  gegenüber 
dem  höheren  Befehl.  •  Wurde  dieser  Zusatz  schon  aus  der  Älitte 
des  Hauses  als  überflüssig  bezeichnet,  weil  ja  bereits  durch  §  10 
festgestellt  sei,  dass  der  den  Befelilen  des  kompetenten  Vor- 
gesetzen gehorchende  Beamte  gesetzmässig  handele®^),  so  erklärte 
ihn  der  Regierungs- Vertreter  geradezu  für  unannehmbar,  aus 
dem  bereits  berührten  Grunde,  weil  jener  Zusatz  dem  Unter- 
gebenen zur  Pflicht  mache,  die  Zuständigkeit  des  Vorgesetzten 
zu  prüfen,  und  so  die  Ordnung  des  Dienstes  aufs  Bedenklichste 
geföhrde  ^'').  Nachdem  gleichwohl  das  Amendement  m  beiden 
Absätzen  vom  Reichstag  angenommen  worden  war,  der  Bundes- 
rath  jedoch  den  zweiten  Absatz  verworfen  hatte,  wurde  der 
letztere  gestrichen  und  die  heutige  Fassung  gewählt"*^). 

Für  die  Interpretation  des  §  13  ist  der  Standpunkt  des 
Abgeordneten  Dr.  Laskku  maassgebend,  welcher  das  alin.  2  des 
Amendements  zwar  nicht  für  unrichtig ,  wohl  aber  für  entbehrlich 
erklärt®').  Hiemach  bedeutet  der  zweite  Absatz  jenes  Amende- 
ments nichts  als  eine  Umschreibung,  eine  Definition  des  Postu- 
lates der  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen",  welches 
der  erste  Absatz  für  die  Verantwortlichkeit  des  Reichsbeamten 
aufstellt  ®®).     Diese    Definition   ist   aber,    um    es  zu  wiederholen, 

**)  Reden  der  Abg.  v.  Zkdlitz  und  Dr.  Lasker  bei  Kanngiesser  S.  59. 

*')  Reden  der  Abg.  Boehmk,  MiQüftL,  Dr.  Laskkr,  Schwarze  (Verli. 
1872  I  S.  157.  168.  164.  166.)    Kanngikssbr,  S.  64.  II,  2. 

**)  Dr.  Lasker  bei  Kannoiesser  S.  CO. 

**)  Unterst.-Sekr.  Achenbach  bei  Kannoiesser  S.  57. 

*•)  Kannoiesser  S.  62  ff.      ®^)  Dr.  Lasker  bei  Kannoiesser  S.  63. 

®®j  So  auch  Schwarze  bei  Kannoiesser  S.  61:  ^  .  .  vielmehr  boisst  es 
ja  Gesetzmässigkeit,  d.  h.  also  wenn  der  Beamte  innerhalb  der  dienstlichen 
Kompetenz,  die  ihm  angewiesen  ist,  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Unterordnung 
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Jie  j^leichGy  wie  die  oben  erörterte  Derinition  des  Postulates 
ier  ^ Recht miissigkeit  der  Amtsausiihiing  im  §  113  R,-Str.-G.-B. 
Die  Begriffe  der  ^reclitmHssi^'eii  Aiisiihinig  des 
mtes**,  der  „geset:«ents]jreclienden  Wiilirnelnnriiig  des 
LÜites**  und  der  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Htiiid- 
lungen^  im  R.*Str.-G.-B,  (hozw,  Vereins-Zollgesetz)  und 
^im  R.-B.-G,  sind  einlieitlich  definiert  durch  die  Pfliclit 
des  Beamten,  den  Befehl  seinoß  Vorgesetzten  nach  der 
Seite  fies  ordnnngmiissigen  Erlasses,  der  allgemeinen 
Zuständigkeit  des  Befeli  1  enden  und  der  eigenen  all- 
Ifem  einen   Kompetenz  zu  prüfen. 

Eine  Verletzung   dieser  Pflicht   liat  die  eigene,    selbständige 
Vernntwortlielikeit    des    Beunden   smr    Folge:      Der   Beamte   i^t 
l^nieht  nur    niclit  verpHiehtet ,    dt*m  linheren  Befehle  zu  willfahren, 
ifelchem  es  an  einem  der  drei  meln-gedaehten  formalen  Momente 
fehliy  sondern  er  hegieht   sich   auch    diireli  die   Aiisfiihiimg  eines 
reichen  Befehls  dns  S<dmtzes.   welclirT}   iliin  <lie  gesetznuissige 
PntrTordmmg  gewährt;   er  int  sowold  dem   Widerstäiidfir(*clite  als 
luch  derEntschädignogi5klage  des  einzelnen  Verletzten  ausgesetzt  *•). 
Haben    wir  nun  an   der  Hund   der  §§  10  und  13  R.-B.-G. 
^die  oben  aufgeworfene  Präge  nach  dem  l'mfange  der  GehorsaniK- 
pflicht   des  Beaniten   nur   für  den  Reich sbeamteo   beantwortet? 
Leineswegs;  wir  haben  vielmehr  gezeigt,  dass  §  161  des  Vereins- 
'  Zoilgesetzes   und  §  113  dem  Reich s-Strafgesetz- Buchs  tsclton  vorher 
das    Prinzip     tles    R<Mebslieamtengesetzes     für     die    Zoll  -,    hezw. 
VollziehungBheamten ,    <L  h.    (da    i]vv    Begriff  der    rc*chtmässigen 
kmtsausühung    naturgeniiiss    auch  auf  alle  anderen,    liolioren  Be- 
fehlen unterst»dlten  Beamten  Anwendung  findet),  für  alle  Beamten, 
liinilich  Landesheamfen  ^^)  wie  Kcichsla'aniteu  aufgestellt  hat. 

Hieraus  ergiebt  sich  die  wichtige  Konsequenz,  dass  die 
sindesreeht liehen  B<^stiunnungenj  welche  etwa  eine  andere  Be- 
grenzung   der    Prtifuugsp flicht    des    Beamten    enthalten ,    ausser 

bat^  und  ihm  iti  dieaer  Beziehung  irgendwie  eine  scliuldhafte  Hand- 
lang niclit  beigemessen  werden  l(ann»  dann  tnusa  man  doch  nncb  Kagen,  dfte« 
^er  geatftzniiissig  gehandelt  liat.* 
•»)  Laband  1  S.  428.  3). 

**)  Vgl  oben  S.  1 1  a.  Am  einfachsten  liegt  die  Frage  für  das  Reichsland  ElsttHs- 
titbringen»  wo  das  R.-B.G.  diireli  Gesetz  vom  22.  Dezember  187B  Art,  1  al  2 
fTir  die  Rechtsverhältnisse  aneb  der  elsass-lothriii^ischen  Landesboamten  eiiit^eführt 
worden  i.st.    f  AtTHOFr-FoEßTacH,  Saniinlg.  d.  ela.-lothr.  Gc3.  Ill  8.  429  EJ 
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Wirksamkeit  getreten  sind.  In  dieser  Beziehung  dürfte  eine 
Betraclitung  des  preussischen  Landesrechtes,  und  zwar  der 
§§  45 — 47,  I,  6  A.-L.-R.  von  Interesse  sein.  §  45:  „Wer  den 
Befehl  dessen,  dem  er  zu  gehorchen  sclnildig  ist,  vollzieht,  kann 
in  der  Eegel  zu  keinem  Schadensersatz  angehalten  werden". 
§  46 :  „Er  muss  aber  dafür  haften,  wenn  die  befohlene  Handlung 
in  den  Gesetzen  ausdrücklich  verboten  ist".  §  47:  „Wer  vermöge 
seines  Standes  oder  Amtes  die  Befehle  sehier  Vorgesetzten  ohne 
Einschränkung  zu  befolgen  verpflichtet  ist,  von  dem  kann  nicht 
gefordert  werden,  dass  er  einen  in  Dienstgeschäften  ihm  geschehenen 
Auftrag  seiner  Obern  prüfe." 

Man  hat  behauptet,  dass  diese  Vorschriften  mit  den  obigen 
Grundsätzen  in  Widerspnich  stünden ,  da  §  47  ein  Priifungsrecht 
des  Beamten  schlechterdings  leugne,  und  zu  den  durch  §§  45 
und  46  aufgestellten  Bedingungen  der  eigenen  Haftbarkeit  des 
Beamten  nun  noch  die  weitere  Bedingung  hinzutreten  solle,  dass 
der  von  ihm  ausgeführte  Befehl  ausserhalb  der  Kompetenz  des 
Befehlenden  lag"*).  Diesem  Einwand  wird  mit  Recht  entgegen- 
gehalten, dass  §  47  auf  den  Zivil- Staatsbeamten,  der  die  Be- 
fehle seines  Vorgesetzten  jedenfalls  nicht  „ohne  Einschränkung" 
zu  befolgen  habe,  schon  für  das  preussische  Landesrecht  keine 
Anwendung  leiden  durfte^-),  dass  aber  §  45  die  Frage  offen 
läsat,  in  welchem  Umfange  der  Beamte  den  Befehlen  des 
Vorgesetzten  zu  gehorchen  schuldig  ist,  eine  Frage ,  welche  durch 
die  Bestinmmng  des  §  113  R.-Str.-G.-B.  und  der  §§  10  und  13 
R.-B.-G.  beantwortet  würde  ^^).  Auf  Grund  dieser  reichsgesetz- 
Ucheii  Prinzipien  hat  nach  Obigem  auch  der  preussische  Landes- 
beamte das  Beeilt  und  die  Pfliclit  der  mehrerörterten  Prüfung 
gegenüber  dem  höheren  Befehl. 

Haben  wir  so  die  interne  Frage  des  Beamtenrechtes,  in 
welchem  Umfange  der  Untergebene  dem  Befehl  des  Vorgesetzten 
Folge  zu  leisten  habe,  nach  dem  reichsrechtlichen  System  des 
R.-Str.-G.-B.  und  des  R.-B.-G.  einheitlich  auch  für  die  Landes- 
beamten beantwortet,  so  ist  damit  nothwenihg  die  externe  Frage 

•')  Rede  des  Präs.  d.  Reicbskanzleramts  Delbrück  ^Verh.  1872  I  S.  171) 
bei  Kanngiesser  S.  58. 

**)  Perthes  a.  a.  0.  S.  137.  Vgl.  Kocu,  Kommentar  zom  Allg.  Landr. 
(5.  Aufl.)  I  S.  301  A.  25  (zu  diesen  Paragraphen). 

*')  Rede  des  Abg.  Dr.  Lasker  (Verb.  1872  I  S.  171)  bei  Kannöiisskr 
S.  60.    V.  Zedlitz-N.,  Komm.  u.  s.  f.,  zu  §  13  R.-B.-G.  n.  16  S.  9. 
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Verajitwortlicljkeit  des  Beiimteii,  soweit  sie  staatarecbtlichen 
riilmlts  ist,  gleichfalls  eiiüieitlich  Ijemitwortet»     Die  Interpretation 

Iüt    daher    die    Bestimmung    des    §    13    R.-B.-(t.    auch   auf  die 
laudesbeamten  des  Dcotsdieu  ßeiches  auszudehnen,  — 
Wir  waren  bei  der  Interjiretation  des  Begriffes  der  „Öesetz- 
läsaigkeit  der  «mtliehen  Handlungen"  von  einer  Eintheilung  der- 
?lben  in   zwei  Klassen    ausgegangen.      Wir  hatten  gesehn,   dass 
ezüglicb  der  ersten   Klasse,   d.  li,   derjenigen   Amtshandlungen, 
.velche    der    Beamte    aus    eigener    Initiative    ausfiiliil ,    für   seine 
zi\il-    und   strafrechtbche  Verantwortlichkeit   die  Voraussetzungen 
des   allgemeinen   Reehtes^   namhch   des  Reiclistrafrechts    und  der 
jandeszi\ilrechte ,   wie  für  die  Verantwortbchkeit   eines  Privaten, 
naassgehend    sind,   weil    liier  der  WiUe   des  Beamten    in  keiner 
iVeise    gebunden    erscheint.     Wir   haben    lunmiebr  gesehn,   dnss 
ei    der    zweiten  Klasse    von  Amtshandlungen ,    d.   b.    bei    deu- 
BOigeu,    welche    auf    holieren    Befehl    ausgeführt    werden,    nicht 
Dhoii    die  allgemeinrechtlichen   Voraussetzungen   der  Strafbarkeit 
id  Schadensersatzpflicht    aucli   die  Veraniwortbcbkeit    des   Be- 
aten  begi'ünden;   dass  dieser  vielmehr  ni   (Toniassheit    der  Ge- 
mdenheit  seines  Willens    so   lange    verantwortuiigsfrei   ist,   als 
Üe  Ausführung  des  Befehls  in  den  Grenzen  sehier  lluterordnung 
[,   d.   h.   dass  die    Handlung  des  Eeamterj  erst  dmin  ungesetz- 
lässig  ist  und  von  den  Regeln  des  allgemehien  Rechts  getr<>tfen 
irdj   wemi  sie  ausscrlialb  jener   gesetzliclieti   l'nterordnnng  lag. 
Wie   sich   unter  der   letzteren  Voraussetzung   das  juristische 
Bild  gestaltet,  soll  der  nächste  Paragraph  zeigen, 

Wii'    haben     sonaeb    gesehn,    in    welcher   Weise    sich     die 

KoUisiou  dur  beiden  Prinzipien  ^  des  Prinzips  der  Veraotwortlich- 

eit  des  Beamten  und  des  Prinzips  der  Einheit  der  VerwaJtungs- 

Jiätigkeit  regidirt.     Diese  Kollision,  welche  der  Natur  der  Sache 

laich   nui*  bei  der   zweit*ni  Klasse   von  Amtshandlungen   ( —   auf 

^heren   Befehl  ausgeführt    — )   in  Betracht  kam,   ist  dui*cli  den 

Jegriff  der  „Gesetzmässigkeit  der  anülicben  Handhnigen"  geregelt. 

)er   Beamte   ist   dafür   verantwortlich,   ilass  die  Ansfohi-ung  des 

ihm  gewordenen  aintücben  Befehls  innerhalb   der   Grenzen  seiner 

Unterordnmig  lag,   d.   b.   er  ist  verantwortlich  für  die  Erfüllung 

einer  diesbezüglichen  Prüfungspfliclit. 


(Schhm  hl  Heft  Z) 
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Völkerrechtliche  Fragen 
in  dem  französisch-chinesischen  Streite. 

Von 
Geh.  Eath  Professor  Dr.  Geffcken. 

Unsere  Zeit  hat  grosse  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des 
Völkerrechtes  gesehen;  indem  der  Verkehr  die  Maschen  des 
Netzes  immer  enger  zieht,  das  die  ganze  gesittete  Welt  um- 
spannt ^  werden  die  Nationen  sich  der  Solidarität  ihrer  Interessen 
bewusst,  welche  Normen  einer  festen  Rechtsordnung  in  der 
Staat^nfamiUe  fordert;  —  die  Pariser  Seerechtsdeklaration,  die 
Genfer  Convention  luid  neuestens  die  Congo-Akte  sind  Marksteine 
solchen  Fortschritts ,  der  noch  vor  wenigen  MenschenaJteni  uner- 
reichbar erschien.  Daneben  aber  macht  sich  immer  wieder  der 
einzelstaatliche  Egoismus  geltend,  der  um  seine  Sonderinteressen 
zu  erreichen,  versucht,  sich  über  die  Normen  hinwegzusetzen, 
durch  welche  das  Völkerrecht  die  internationale  Ordnung  auf- 
recht halten  will.  Geschieht  es  nun  leicht  in  der  Praxis,  dass 
der  betreffende  Staat,  wenn  er  mächtig  ist  und  politisch  geschult 
verfalirt,  seinen  Willen  zunächst  durchsetzt,  so  ist  es  um  so 
mehr  Aufgabe  der  Wissenschaft  solchen  Einbrüchen  in  das  be- 
friedete Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  entgegenzutreten  und 
deren  Ungrund  darzulegen.  Dies  soll  nachstehend  für  einige 
IncidenzfäJle  des  französisch-chinesischen  Streites  versucht  werden. 

I.  Kriegsgrund  und  Kriegsziel. 

Der  eingestandene  Zweck  der  neueren  französischen  Colonial- 

politik  ist,   gewisse  überseeische  Gebiete  wie  Tunis,  Tonkin  und 

Theile  Madagaskars  zwangsweise  unter  französisches   Protectorat 

zu   stellen.     Ist  dies   völkerrechthch  gerechtfertigt?     Das   Pro- 
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ctorat  ist  ein  Act  der  Halbsouveräuetät,  eiii  Nmiu*  der,  ofjwohl 
Bgrifflich    eine  contradictio   in  adj«>cto,    zugelassen    ist,   weü  er 
%H    Wesen    der  Sache  ricliti^   hezei^lniet,  er  unterscheidet   sich 
Ml  der  ioi  Lehnsrecht  befp-iiiuletuti  VasallensdiHtt  dadurch ,  dasg 
er  nicht  wie  diese  zu  bestimmten  Leistungen,  Kriegshilfe,  Tribut 
s.  w,  an  den  Staat  verpflichtet,  der  gewisse  Holieitsrechte  über 
m   andern    übt;    es  ist   eben   Schut/Jierrschaft.    Ein    mächtiger 
taat    gewährt    einem    schwachen    unter    gewissen    Bedingungen 
chutÄ  gegen  alle  Angrifle.    Diese  Herrschaft  kann  dann  wederuni 
erscbiedene  Gestalt  annehmen*     Durch  Art.  6  und  9  der  Wiener 
Jongressakte   wurde    die   freie   Stadt    Krakau    unter  den  Schutz 
tusslünds,  OesteiTeichs  und  Preussens  gestellt,  die  sich  verbind- 
lich machten,  ihre  Neutralität  tai  achten  und  zu  schützen ,  wofür 
ie  Stadt  nur  die  Verbindlichkeit  übernahm,  Verbrechern  ans  den 
rei  Staaten  keine  ZuHucht  zu  gewähren,    bezw.  sie  auszuliefern. 
der  Regel  aber  wird  der  geschützte  Staat  gewisse  Verpflich- 
angen  gegen  den  Schutzherni  eingehen.     Letzterer  gewährt  den 
chutz    unter    der    Voraussetzung ,     dass    alle    auswärtigen    Be- 
lebungen seines   Schützlings  in   seine   Hand  gelegt  werden  und 
pne    allgemeine  Oberaufsicht   über   die  inneren  Verhältnisse  ein* 
eräumt   i^ird»     Diese  aber  soll  nicht  die    innere  Autonomie  be- 
chrMnken,  denn  der  Grund  der  üeljernalune  des  Protectorats  ist 
allgemeines  oder  s])ezielles  Interesse ,  welches  der  Schutzstaat 
it  zu  verhiodeni.    dass    ein    dritter    Staat    in    die    Angelegen- 
beit<?n   des   Geschützten    sich    ehmnscht   oder  letzterer   eine    dem 
Schutzstaat  nacht  heilige  PoHtik  verfolgt.    Ein  Muster  einer  solchen 
chutzherrschaft    war     die    Englands    über  die  Ionischen  Insehi 
|815 — 64.     Dieselben  bilden  nach  dem  Vertrage  zwischen  Oester- 
ßich,  Preussen^  Russland  und  Grossbrittannien  vom  5,  Mai  1815 
aen  fi-eien   und  unabhitngigen  Staat  unter  dem  ausscbliessMchen 
rbutz  Engkndö,  welches  die  Militärhobeit  übt,  die  Inseln  nach 
Lussen  diidomatiscb  und  consularisch  vertritt,  auswärtige  Agenten 
id  Considn  zulässt  und  für  die  oberste  Leitung  der  Venvaltung 
einen  Lord  Obercomniissar  bestellt,  während  die  Vereinigten  Stallten 
der  Inseln  mit  seiner  Zustimmung  ihre  Orgmiisation  selbst  ordnen; 
nach  Art.  7  soll   tlie  Handelsflagge   als  die  eines  freien  und  un- 
abhängigen   Staates   anerkannt  werden,  die  nur  ein  Zeichen  der 
[!hut2heiTSclndlt  trägt.   Das  englische  Admiralitätsge riebt  erkannte 
iemzufolge  während  des  Krimkrieges,  dass   Ionische    Sclüfi'e  be- 

10* 
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rechtigt  seien  mit  russischen  Häfen  zu  handebi,  da  das  Verbot, 
das  für  England  erfassen  wai',  nicht  ausdrücklich  für  die  Inseln 
mit  erlassen  war,  die  an  dem  Kriege  nicht  betheihgt  seien. 

Solche  Protectorate  können  für  den  Schutzstaat  unter  Um- 
ständen sehr  lästig  werden ,  wie  England  das  im  südlichen  Afrika 
reichlich  erfahren  hat ,  wo  die  geschützten  Staaten  sich  wenig  um 
die  eingegangenen  Verpflichtungen  gekümmert  haben  und  Eng- 
land doch  für  ihre  Handlungen  nach  Aussen  verantwortUch  bUeb, 
so  dass  dasselbe  in  der  Alternative  stand  entweder  sein  Recht 
missachtet  zu  sehen,  oder  fortwährende  kostspielige  Kriege  zu 
fiihi'en,  bald  um  jene  Staaten  zur  Einhaltung  ihrer  eingegangenen 
Veri)flichtungen  zu  nöthigen,  bald  um  sie  nach  Aussen  in  Ver- 
wickelungen zu  vertheidigen,  welche  sie  selbst  herbeigefuhi-t  hatten. 
Was  aber  unbedingt  dem  Begrifl*  des  Protectorats  widerspricht 
ist:  —  dasselbe  einem  Staat  aufeuzwingen,  der  dasselbe  nicht  begehrt. 
Es  kann  wohl  wie  das  Krakau's  oder  der  Ionischen  Inseln  durch 
einen  gemeinsamen  Beschluss  der  Grossmächte  im  allgemeinen 
Interesse  errichtet  werden,  sonst  aber  ist  der  einzige  legitime  Gi-und 
das  Gesuch  des  betreffenden  Staates  unter  den  Schutz  einer 
anderen  Macht  sich  stellen  zu  dürfen.  Wer  aber  hat  gehört, 
dass  der  Bey  von  Tunis ,  der  König  von  Anam  oder  die  Königin 
der  Hovas  ein  solches  Gesuch  an  Franki'eich  gerichtet  hätten? 
Ganz  im  Gegentheil;  der  Bey  hat  sich  der  überlegenen  franzö- 
sischen Truppenmacht  unterwerfen  und  den  ihm  mit  dem  Schwerte 
dictirten  Vertrag  von  Bredo  unterzeichnen  müssen,  Anam  hat 
sich  nach  Kräften  gegen  die  französische  Oberhoheit  gewahrt  und 
die  Besatzmig  von  Hue  hat  noch  am  5.  Jidi  d.  J.  einen  Angriff 
auf  die  Franzosen  unternommen,  die  Madagassen  bekämpfen  die 
Ansprüche  auf  das  entschlossenste,  welche  Frankreich  ohne 
Rechtstitel  auf  die  Nord  Westküste  der  Insel  erhebt,  während  der 
eigentliche  Zweck  dieses  von  den  Colonisten  der  Insel  R^union 
und  den  Jesuiten  angezettelten  Streites  ist ,  den  englischen  Handel 
daselbst  lahm  zu  legen  und  die  protestantischen  Missionare  zu 
vertreiben.  Auch  wenn  man  zugiebt,  dass  jene  Staaten  Rechte 
verletzt  haben,  auf  die  Frankreich  einen  vertragsmässigen  An- 
spruch hatte,  so  folgte  doch  daraus  nicht  das  Recht,  ihnen  eine 
Herrschaft  aufzunöthigen,  die  sie  nie  begehrt  hatten  und  die 
keinerlei  Gnmd  in  den  Verträgen  hatte.  Und  entspricht  dem 
Inhalte  nach  die  Natur  dieser  Heri-schaft  irgendwie  dem  Begriff 
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Jes  Protectoruts ?  Achtet  tVankreich  dit;  Autonomie  von  Tunis 

oder  Tonkin?  KemeswegSj  sei«  Resident  in  Tunis,  geine  Generale 

Anam  regiren  <liese  Länder  wie    eine  ("olonie  und   die   unter 

^Schutz  gestellten  Füi-sten    sind  eitilkrh  Hchattenkönige  f^eworden, 

deneii  man    den    äusseren  Prunk   der   HeiTS(!liaft   gelassen,   alier 

las  Wesen  denselben  genommen  bat.  Die  Verträge,  welche  Frank- 

reicli   mit    den  Wnffen   diesen   Stiateti   abgeniitlngt   hat,   gleiclien 

Inf  ein  Haar  den  patrta  socialia  der  Rnnier,    die  fredicli  Frennd- 

chafts-  und  Genossenseliaftsverfcräge  hiessen,  thatsächlich  aber  nur 

Binc  mehr  oder   weniger  verliiillte   IlnterwpHu ng  des  betreftVnden 

Tolices  begriuuleten,  und  scblies^Hch  regelmässig  zur  Einverleilning 

Hihrten.    Diese  in  unser  Völkerrecht  einznfuln*en,  dürfte  sich  wenig 

apfehlen,  jedenfiills  aber  ist  es  ein  Missbrauch,  solche  Zustande 

dem  Namen  einer  Schutzfu^rrsehaft  zu  sehmücken. 


U,  Was  ist  Kriegy 

Nicht   weniger    widerspnt'bt    dem   Völkerrecht  die    Art   des 
iwaiiges,    den  man  üble,    um    zu    dieser  Herrscliaft  zu  gelangen, 
ältrend  man  Häfen    blokirte,    Festungen   einnahm,    Städte    be- 
lioss,    Schiffe  in   den  Hmnd  bohrte  und  Schlachten  schlug,  he- 
lanptete    man,    dies  sei   kein   Krieg,    söinh'm    ein    ^Zustand  von 
Kepressalien^*  (etat  de  represailles).   Das  VcilkeiTeeht  kennt  diese  Er- 
indiiJig  des  Herrn  Oiui.lemel-TjACOür  nicht,  sondern  nur  einzelne 
Akte,  durch  welche  dem  verletzt^ndeo  Tlieile  dip  UiUTclitmässigkeit 
»eines  Verfalu'ens    fiShlhiir   geniaclit  wertlen    und    er  zur  Aufgabe 
esselben  hezw.   zur  Entschädigung   dafür  geoothigt  werden  solL 
Kanu    niflJi  lur  erlittenes  Unrecht  niclit   durch    Iricdliche    ilittel 
^Itenugthuung  oder  Entschädigung  eriialten,  so  sucht  man  sieh  zu- 
lachst  durch  gewisse  rVinseitige  Akte  zu  helfen,  imhr^ni  mim  dem, 
durch    dt'U    nvju    sieh    geseluidigt    gefühlt,    mit    Ziifügung    eines 
gleichen    ^der   ähnlichen   Schadens   antwortet.      Das    Volkerrecht 
ennt  dies  Retoi'^ion,  wemi  Schaden,  gegen  den  man  sich  wendet 
der  Verweigerung  eines  dui^h  Recht  oder  doch   Bilhgkeit  be- 
rundeten Anspruchs  besteht  und  man  nun  (xleiches  mit  (Trleiclieni 
ergilt  ^  Repressiüien,  wenn  es  sich  von  Zutugung  ehies  positiven 
chailens  handelt,    der   nicht   gkuchartig   luit    der  erlittenen  Ver- 
tzung  zu  sein  braucht.     Die  Retorsion    ist  schon  gerechtfertigt, 
enn  ein  Staat  l"nt<*rtliauen  di^s  anderen  im  Vergleich  mit  denen 
fines  dritten  ungleich  helinndelt,   also   ihren  (lewerbebctneb  aus- 
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schliesst  oder  erschwert,  ihre  Waaren  bei  der  Einfiihr  differentiell 
belastet  u.  s.  w.  Bierzu  ist  jede  Regierung  berechtigt;  sie  kann  sich 
aber  auch  nicht  beschweren,  wenn  der  andere  Staat  mit  gleichen 
Maassregeln  seine  Angehörigen  trifft,  es  ist  die  Anwendung  des 
Satzes  ^quod  quisque  in  alterum  statuerit  ut  ipse  eodem  jure 
utatur'*.  RepressaUen  dagegen  sind  einzelne  Akte  der  Selbsthülfe, 
durch  die  man  sich  für  einen  rechtswidrig  erlittenen  Schaden  Ersatz 
oder  Genugthuung  von  dem  Schädiger  zu  verschaffen  sucht,  welche 
aber  nicht  gleichartig  mit  der  erfahrenen  Verletzung  zu  sein 
brauchen,  indem  man  z.  B.  Sachen,  die  ihm  gehören,  mit  Be- 
schlag belegt,  Unteithanen  gefangen  nimmt  u.  s.  w.  Die  Retorsion 
ist  also  begriffhch  das  allgemeinere,  Repressalien  das  speziellere, 
schärfere  Vorgehen;  jede  Repressalie  ist  ein  Akt  der  Retorsion, 
nicht  jede  Retorsion  eine  Repressahe,  die  Retorsion  kann  durchaus 
gerechtfertigt  sein,  wo  Repressalien  entscliiedenes  Unrecht  wären. 
Solche  Akte  der  Selbsthilfe  reprehensalia  oder  wie  Grotiüs  sie 
nennt,  pignoratio  inter  populos  diversos  (III  c.  2  IV,  V,  2)  finden 
wir  seit  den  ältesten  Zeiten  von  Nkstor  erzählt,  dass  er  den 
Eleiem  wegen  entwendeter  Rinder  zahlreiche  Heerden  und  150 
Stuten  weggetrieben  (JL.  XI.  671),  bis  auf  unsere  Tage,  und  sie 
werden  auch  in  Zukunft  so  sicher  vorkoimneu.  ^vie  der  Krieg. 
Indess  sie  haben  bestimmte  Voraussetzungen: 

1.  sie  dürfen  nur  zur  Anwendung  kommen,  wenn  alle  fried- 
Uchen  Mittel  erschöpft  sind,  um  den  Schädiger  zur  Anerkennung 
seines  Unrechts  und  zur  Gewährung  von  Genugthuung  und  Ent- 
schädigung zu  bringen,  es  muss  sich  gegenüber  einem  klar  vor- 
Uegenden  Unrecht  —  res  minime  dubia  —  entweder  um  eine 
offenbare  Rechtsverletzung  handeln,  mindestens  um  eine  Rechts- 
verzögerung, die  dieser  gleichkommt,  oder  aber  imi  einen  Fall, 
wo  Gefalir  im  Verzuge  ist,  welcher  nur  durch  schleunige  Selbst- 
hilfe begegnet  werden  kann.  So  heisst  es  schon  im  Guidon  de 
la  Mer:  Represailles  se  concedent  —  quand  hors  le  fait  de  la 
guerre  les  sujets  de  diverses  obeyssances  ont  pillö,  ravagös  les 
uns  sur  les  autres  et  que  par  voye  de  justice  ordinaire,  droit 
n'est  rendu  aux  interesses  ou  que  par  temporisation  ou  delais, 
justice  leur  est  desniee  (0.  X.  art.  1  bei  Ortolon  Dipl.  de  la  Mer  I. 
p.  389).  Art.  31  des  Vertrages  zwischen  England  und  den  Ge- 
neralsttiaten  vom  31.  Juli  1667  bestimmt,  dass  wenn  Unterthanen 
des  einen  Theiles   von   dem  anderen  ein  Unrecht  eriitten  haben. 
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•pgive  in  articiiliim  aliquem  huiiis  foederis,  sive  contra  jus  commune 

Ipeccatum  fuerat*^,    Repressalien   iiiclit    ergriffen    werden     sollen, 

[-priusqiiam  jnstitia  serundiun  legum  ordinationeni  mijdorata  fuerit; 

let  si  justitia  ibidem  denegalntur  aut   praeterquam   fas    est,    pro- 

traberetui*'*  ßoll  die    Regierung    des    Geschädigten  von    der   des 

I anderen  Theües    fordern    ut  jus  et  justitia  administretur*  —  „Et 

isif|Uando  causa  niliilnmnuis  per  tri  um  nien.siuin  npatium  a  tempore 

lintentatae   actionis^   sine   deeisione    aot   sütisfactione   in   suspenso 

Irelinquetur.    tum    pignorationem  literae   concedentur   (Sciimauss, 

iCoq).  jnr.  gent.  f.  p.  ^08).      Die    Restimmung    der    fninzösisclien 

iMarijje-Ordonoanjfi  von  1681  entspricht  fastwortheli  der  des  Guidon, 

[.GBOTrus  sagt  (IIL  c.  2  V.  1)  „Extori  Iiahent  ins  cogendi  sed  quo 

Bti  non  liceat,  cpiamdiu  per  iudicitim  suuni  possint  obtinere",  ebenso 

iBynkershoek  Cjuaest»  iur.  pul)L  I  c.  "24:  Ls  ordo  est,   ne    repres- 

Isidiae  concedantur,  nisi  pahun  deiiegata  iuBtitia."^   VaLIN  (Ordoim, 

äe  la  Marine  DI  ),  10)  —  en  cas  de  refus  sans  cause  legitime, 

DU    des   delais  trop    affectes.^     Sir  L.  Jankins  (Tiife  H  p.  759): 

^but    it   reqiiires  a  legal  process.     Fii'st  in  tlie  Law  Courts,   tlien 

&n  appecäl  to  the  Priiiee  or  Supreme  power,  before  such  a  denial 

of  justice  can  be  stood  u])on,  as  is  to  he  repaii^d  hy  reprisals  ^). 

Es  dürfen  also  Untertlianen  eines  Stjiates  lur  ein  durch  einen 

[ideren  Staat  erhttenes  l^nrecht  nie   seihst  Recht  durch  Repres- 

ien  sich  verschaffen,  nach  heutigein  Völkerrecht  dai^'  sogar  die 

legierung  des  Gesciutthgten    nicht   ilvre  Untertfianen   zu  solchen 

den  ermäclitigen,  wie  dies  früher  durch  Kaperbriefe,    im  alten 

iGrieehenland  durch  Androlepsie  geschati,  wonach,  wenn  ein  Bürger 

Gebiete  eines  anderen  Staates  ermordet  war   und   tlieser   die 

tmlieferung   und  Bestrafung  des  Schuhligen  weigerte,   den  Ver- 

vandten  das  Recht   gegeben  wurde^   sich   dreier   Bürger   des  an- 

äeren  Staates  zxi  bemächtigen   und   sie  als  Geiseln   zu   behalten, 


*)  Auch  neuere  Verträge    be*5t Immen  dies  auadrücklicli   z.  B.  Art.  37,  3 
Vertrage»    »wlseli^^ii   Jen  Vereinigten   Stiuiten   um\  Siihüdor   vom   ü,  Dec, 
If  anfurtunatdy,  anj  of  the  srticles  coiituined  in  this  treaty  shoulil  be 
Tiolated  or   infriiiged  in   any  way  whatever,  it  is  eipres^ly  stipulated.   that 
^ndther  ol  the  contraetiög  j>artie.s  shall  ordain  or  aiitliorJÄe  any  Qt't  of  reprisaJ, 
tkor  sLalt  declare  war  against  the  othcr,  ou  coßiplaiiitä  uf  iiijurle»  or  damageä^ 
the  party  conaidering  itwif  offeiMled,   shall  have  laid  before  the  other  a 
aent   of   such    ütjiiries  or  demages,  verilied  by  eomi^tent  proofs.    dem  an- 
fing justice  and  satisfaction,  and  Ibe  same  shall  have  been  denied^  in  violation 
.of  the  laws  aod  national  riglit. 
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bis  Genugthuung  gegeben  war.  Hier  gilt  der  Satz  Non  est  sin- 
giüis  concedendum,  quod  per  magistratum  publice  fueri  possit, 
ne  occasio  sit  majoris  tumultus  faciendi. 

Keine  dieser  Voraussetzungen  berechtigter  Repressalien  traf 
zu,  als  Frankreich  China  des  Bruches  des  Vertrages  von  Tien-Tsin 
von  1884  anklagte.  Der  chinesische  Unterhändler  Li-Hcng-Chang 
hatte  die  Note  des  Capitän  Fournieb,  betreflfend  die  Räumung 
der  Festungen,  entgegengenommen,  aber  Fournieb  hat  selbst  an- 
erkannt, dass  Li-HuNG-CiiANG  dabei  nur  auf  seine  persönliche  Ver- 
antwortlichkeit liin  handelte,  er  hat  später  in  der  parlamenta- 
rischen Commission  behauptet,  derselbe  habe  seine  Regierung  ge- 
bunden, weil  er  deren  Bevollmächtigter  gewesen,  indess  Thatsache 
ist,  dass  Li-Hung-Chang  nicht  eimächtigt  war,  die  Räumung  der 
Festungen  zu  versprechen,  sondern  es  auf  sich  nahm,  seine  In- 
structionen zu  überschreiten;  er  nahm  die  FouuNiER'sche  Note 
stillschweigend  an,  indem  er  hoffte,  durch  seinen  persönlichen 
Einfluss  die  Befchlsliaber  zur  Räumung  zu  bewegen  und  so  einen 
Conflict  zu  vermeiden;  die  chinesische  Regierung  wusste  von 
dieser  Note  nichts  und  dessluilb  weigerten  auch  die  Befelüshaber 
die  Räumung  der  Festungen.  Wenn  später  Li-Hüng-Chang,  um 
seine  Verantwortlichkeit  abzuschwächen,  in  der  Note  Worte  aus- 
geki-atzt  hat,  so  ist  das  allerdings  das  Vei'fahren  eines  Fälschers, 
wofür  aber  seine  Regierung  kehi  Vorwurf  triflft,  sobald  sie  seine 
Mandatsübersclu'eitung  missbilligte.  Konnte  also  auch  in  diesem 
Falle  nicht  von  Anrufung  der  chinesischen  Gerichte  die  Rede 
sein,  da  es  sich  um  einen  Streit  der  Regierungen  selbst  handelte, 
so  lag  keineswegs  eine  res  minime  dubia  vor,  welche  diplomatische 
Vorstellungen  überflüssig  gemacht  hätte,  ebensowenig  warGrefalir 
im  Verzuge,  im  Gegentheil  war  China  vollkommen  berechtigt,  die 
Anklage  des  Vertragsbruchs  und  die  Forderung  einer  Entschä- 
digung zurückzuweisen,  und  wie  wenig  stichhaltig  erstere  wai-, 
hat  der  Verlauf  des  Streites  gezeigt,  indem  Fekry,  welcher  zuerst 
eine  Entschädigung  von  240  Mül.  Fr.  verlangte,  dieselbe  bald 
darauf  auf  80  Mill.  herabminderte  und  sich  schHesslich  mit  der 
Wiederherstellung  des  Vertrages  von  Tien-Tsin  ohne  jede  Ent- 
schädigung begnügte. 

2.  Repressalien  dürfen,  auch  wenn  diese  ei'ste  Voraussetzung 
gegeben  ist,  nur  den  Schädiger,  nicht  dritte  unbetheiUgte  Staa- 
ten und  ihre  Unterthanen  treffen.   Solche  Akte  sind  vornehmlich 
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fandiiuhme  von  Pursonen,  8iir!ien  oder  Forderungen,  weiche  dem 

ütr.  Staate  oder  seinen  Untertlianeii  gehören,   negativ  die  Ver- 

|re!genmg  der  Bezalüunj<  einer  sehnldigen  (leldsiimme,  der  Homus- 

übe   jenseitigen   Eigenthnnis.     Die  Festnahme   von   Personen  ist 

neuerer  Zeit  selten  und  darf  sicli  nie  auf  Beamte  erstrecken^ 

^e  auf  Befelil  nnd  Verantwortüchkeit  ihrer  Kegiernngen  handehi, 

Ejdess  sie  kommen  dorh  vor.     Als   1740  die  Kaiserin   von  Kuss- 

jid  den  Baron  STADKLnKRnj  der  gehorener  russischer  Untertlian, 

ber  Officier  in  prenssischen  Diensten  war,  verhaften  Hess,  antwortete 

?RlEi»Ricii  n.  darfUihnit  der  Verhaftung'  zweier  Russen  hisSTAi:>EL- 

SKG  freigelassen  wiu*de.  V^uiieluuHcli  aher  hestelien  dieRepressahen 

Beschlagnahme  von  Suchen,  wie  z,  B.  Schiften ,  die  sicli  in  den 

[äfen  des  geschädigten  Staides  hetindon  und  ilu'er  Waaren,  oder 

Dn  Forderungen,  wie  z.  B.  FifiKrOfTcn  IL  wegen  weggenonunener 

eussischer  Schifte  die  Forderungen  englisclu^r  Angehtiriger   uns 

Bm  sogen,  schlesischen   Anleben    sequcstiirte.     Ungerechtfertigt 

ber   sind   als  Repress:dien  Akte,    che    nicht    hlos    den  Schädiger, 

>ndeiTi  ilritte  unbetheihgte  Staaten  und  ihre  Untertlianen  trefteu. 

Völkerrecht  gewählt  den  KriegfülnTnderi  gowisseRechtej  denen 

sich  die  Neutralen  unterwerfen  müssen,  obwohl    sie   ihnen  als  hei 

dem  Streite  t'nhetheiligten  schaden»  wogegen  sie  in  ghnchem  Falle 

elbe  von  Andern  fordern  könneiL     Aljer  um  these  Rechte  zu 

:»en,    müssen   die    Krieglühr enden    die   Verantwortlichkeit   ilires 

ides  übernehmen,  wer  sich  aus  irgend  welchen  (Triiudeu  sclieut, 

einem  Gegner  offen  den  Kiieg  zu  erklären    und  sein  venneint- 

rhcÄ  Recht  auf  dem  Wege  der  Repressalien   geltend  zu  juachen 

licht,  der  darf  wenigstens  unhetheiligten  Dritten  nicht  ein  Gesetz 

[>rschreiben    wollen,    das    nur   ein  wirklich  Krieg^nihrender   Itean- 

>niclien  kann.    Sobidd  kein  Krieg  vorliegt,  giebt  es  auch  keine 

3Utralen  Mächte  und  wenn  in  einem  Streite  ein  Staat  unter  dem 

"Titel    von  Repressalien    zu    Akten   schreitet,    w^elche    die    Rechte 

ritt  er  Unbetheiligter   berühren,    so    sind    iliese    in    keiner  Weise 

erbunden   sich    dem   zu    untenverfen.     Ein  solcher  Akt  aber  ist 

Se  Blokade.     Der  oberste   Gerichtshof  der  Vereinigten  Süuiten 

rklärte  („the  Fox^)  „a  blockade  is  a  belligerent  rights  net  to  he 

sercised  for  mere  protit  or  conveuience,"     Die  soKeiu  Friedens- 

lltokade  ist  ein  r  e  c  h  t  lose  r  G  e  w  a  1 1  a  k  t ,  und  dara  n  an  der  t  n  ichts, 

dabei  keine  Schit^c  weggen(*mmen,  sondern  nur  zurückgewiesen 

ieiii  denn  schon  diese  Beldnderung  des  Verkehre  dritter   un- 
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betheiligter  Staaten  ist  rechtlos,  lässt  man  aber  diesen  Verkehr 
Dritter  frei,  wie  Bi.untschli  in  unkhirer  Weise  fordert  (Völker- 
recht 507),  so  fällt  eben  der  Begriff  der  Blokade.  Thatsächlich 
ist  dann  jene  Friedensblokade  nur  von  grossen  Seemächten,  wie 
Frankreich  und  namentUch  England,  gegen  schwache  Staaten,  wie 
Argentinien,  Mexiko  und  Griechenland  geübt,  während  dieselben 
sich  wolü  gehütet  haben,  sie  gegen  stärkere  Gegner  zu  verhän- 
gen, welche  sich  eine  solche  Maassregel  nicht  gefallen  lassen 
würden.  Auf  die  Blokirung  von  Buenos-Ayi^es  durch  ein  franzö- 
sisches Geschwader  antworteten  die  Hansestädte  am  10.  Sept. 
1838  mit  einem  ausführlich  begründeten  Protest  gegen  diese  „dem 
Völkerrecht  unserer  Väter  unbekannte  diplomatische  Blokade,*^ 
worauf  Graf  NerT/K,  ohne  auch  nur  einen  Verauch  zu  machen,  die 
schlagende  Argumentation  zu  widerlegen,  nur  erwiderte,  Frank- 
reich habe  sich  eine  Pflicht  dai'aus  gemacht  mit  der  Ausübung 
seines  Rechtes  jede  Kücksicht  zu  verbinden,  durch  welche  die 
Folgen  für  den  Handel  der  übrigen  Nationen  so  wenig  lästig  als 
möglich  werden  könnten  und  GuizoT  musjßte  1840  zugeben,  dass 
die  Frage  eines  halben  Krieges,  wie  man  ihn  gegen  die  argen- 
thiische  Republik  führe,  sehr  schwierig  sei.  Lord  Palmerston 
ging  weiter,  mit  Bezug  auf  die  von  Frankreich  und  England  seit 
1845  geübte  Blokade  des  La  Plata  sclu'eibt  er  dem  Botschafter 
in  Paris,  Lord  Normanby  iim  7.  Dec.  1846.  „The  real  truth  is, 
though  we  had  better  keep  the  fact  to  ourselves,  that  the  French 
and  English  blockade  of  the  Plata  lias  been  from  the  first  to 
the  last  illegal.  Peel  and  Aberdeen  have  always  declared  that 
we  have  not  been  at  war  with  Rosas,  but  blockade  is  a  belligerent 
right  and  unless  you  are  at  war  with  a  state,  you  have  no  right 
to  prevent  ships  of  other  states  from  communicating  with  the  ports 
of  that  State,  nay  you  cannot  prevent  your  own  merchant  sliips 
ft-om  doing  so  (Dalling,  Life  of  Palmerston,  Tauchn.  Edit.  III, 
p.  275).  Wenn  Palmerston  dann  später  in  der  Pacificofrage 
doch  zu  einer  Blokade  griff,  obwohl  er  für  dieselbe  nur  die  lahme 
Entschuldigung  anführen  konnte,  dass  der  Zustand  der  griechi- 
schen Gerichte  eine  Klage  bei  denselben  als  schlechten  Schera 
erscheinen  hesse,  so  ist  dies  eine  der  Inconsequenzen ,  an  denen 
die  Laufbahn  dieses  Staatsmannes  reich  ist,  aber  alle  anderen 
Mächte  Protestnoten  gegen  diese  brutale  Vergewaltigung  Griechen- 
lands, die  selbst  das  enghsche  Oberhaus  für  imgerechtfertigt  erklärte. 


Der  Vorschlag  Gladstone's  im  Sommer  1880  Sinyrna  zu  bln- 
ren,  um  den  Widei'staml  der  Pibrt(*  m  der  moatenegritiischen 
iigelegenhf*it  zu  hreclieTi,  wiirfl  \'vn  Ynmkrvkh  wif  von  allen 
ri  Mächten  abgclehTit, 
Dementsprecliend  luibeii  sieb  deiiu  aucb  fast  alle  Völker- 
chtliclien  AutoritütcTi,  iiamentlieli  siünnitlielie  frHiizösisebe  mit 
ustiahme  Cauchv's  gegen  die  Friedeusblokarle  erklärt*). 

Indem  Frankreich  eine  hoIcIip  gegen  Mad!i|ras(^ar,  Atuim  ujid 
ia  verhängte,  kann  es  sieh  auch  nicht  auf  den  Präeedeuztall 
r  Blokade  von  Charlestnn  durch  (b'e  Vereinigten  Staaten  18H1 
rufen,  denn  diese  konnten  n)it  Keeht  l>i'haupten  nicht  im  Kriege 
sein,  sondern  einfach  einen  aufständischen  Theil  ilires  Gebietes 
durch  militärische  Maa.ssregeln  zur  l^^nterwerfung  zu  zwingen^  die 
fen,  die  Franki'eicli  hlokirte,  gehörten  dagegen  unzweifelbalt 
luveränen  Staaten.  Noch  dürftiger  ist  die  Entschuldigung^  die 
Feickv  in  einer  ßede  vfnu  25.  Febrnai"  IH84  vei-snchte.  ^Das 
Cabinet  bat  gegbiubt,  dash  es  diese  Aetion  als  natärhche  Folge 
^der  hohen  Polizei  betrachten  nüiyse,  welche  wesentlich  einer  ^ros- 
^Beu  Macht  zukommt^  die  eoloniale  Besitzungen  bat  und  in  Folge 
^Hessen  vorbereitet  sein  muss  auf  vielen  Punkten  der  Welt  mit 
^"ttntergeorchietcn  Stämmen  Streitigkeiten  zu  bekummen.  ,Ja  denn, 
ihi*  Hecht  iii  Madagascar  zu  sein  fliesst  geratle  aus  dem  Ihustande, 
dasa  die  BevöUcerung  jener  Insel  auf  einer  unteren  Stufe  der 
Leiter  der  Gesittung  stellt.  Die  Regierung  hat  gemeint,  dass 
durch  diese  Operationen  nicht  die  Grenze  der  Pobzei^  der  Gendar- 
merie überschritten  würden^  welche  einem  grossen  Staate  wie 
Frakkreich  zusteht.*^  Wer  hat  Frankreich  mit  der  Aufgabe  be- 
tfüTit,  solche  PüHzei  auszuüben?  es  ist  mit  Madagascar  niclit  in 
1  <Mf^e  einer  coloniiden  Besitzung  in  Streit  gekonunen,  stjjidem  in 
Folge  einer  behaupteten  V^erletzung  der  Verträge,  die  es  früher 
mit  diesem  „untergeordneten  Stamm ^  als  gleit^bbereditigteu  Kon- 
trahenten geschlossen  bat.  l^nd  steht  das  grosse  ebiuesische  Reich 
etwa  auf  einer  so  tiefen  Stufe  der  Gesittung,  dass  es  französische 
Polizei  braucht?  llit  Recht  hat  Clemenckac  als  FEuriY  in  der 
Debatte  zu  Ende  Juh  diese  Theorie  der  ungeordneten  Völker- 
schaften \\  iederholte,    derselben  und  der  Ptlicht  Frankreichs  jene 


•)  Unter  den  französischen  ef,  besonders  Pistoye  et  Dcvabdy,  Tmite 
de«  Prise«  maritiuiea  H  p.  :)7*J.  Hall  International  Law,  2  c^l.  p  340  bemerkt: 
.II  in  difticult  to  »ce»  how  tbe  [uttotici'  eati  be  tk'fended," 
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Staaten  mit  den  Waffen  zu  civilisiren  widersprochen.  Der  eigent- 
liche Sinn  der  FEKRv'schen  Ausführungen  ist  dieser,  Frankreich 
empfindet  das  Bedürfniss  seinen  Handel  auszudehnen,  der  über- 
seeische Handel  ist  besonders  wichtig  geworden  und  man  kann 
uncivihsirte  Völker,  welche  unsere  Erzeugnisse  nicht  brauchen, 
nur  nöthigen  sie  zu  kaufen,  wenn  man  hoheitliche  Rechte  über 
sie  ausübt.  Dass  diese  leitende  Idee  der  französischen  Colonial- 
poUtik  wirthschafthch  sich  in  keiner  Weise  bewährt,  ist  neben- 
sächlich, hier  kommt  es  darauf  an,  der  rechtlichen  Unzulässigkeit 
entgegenzutreten. 

Frankreich  aber  hat  nicht  nui*  Blokaden  gegen  Madagascar, 
Anani  und  China  verhängt,  sondern  es  hat  lange  Zeit  hindurch 
nicht  eimnal  die  geringste  Anzeige  davon  den  anderen  Mächten 
gemacht,  die  in  erster  Linie  hieran  interessirt  waren.  Es  hat  also 
selbst  nicht  die  Bedingimgen  erfüllt,  die  für  jede  Blokade  gelten; 
eine  Blokade,  um  für  dritte  Mächte  gültig  zu  sein,  muss  notificirt 
sein ,  sei  es  auf  diplomatischem  Wege,  sei  es  durch  allgemeine 
Prociamation ,  ja  die  Blokaden  waren  nicht  einmal  eflfectiv,  mit 
wenigen  Kriegsschiffen  erklärte  man  Madagascar,  das  grösser  ist 
als  Frankreich  selbst,  bloku-t  und  vermochte  nicht  einmal  die 
Ausfuhr  wesentlich  zu  hindern,  die  sich  nur  nach  anderen  Häfen 
zog.  Auch  bei  China  zeigte  sich  der  widerspruchsvolle  Charakter 
der  Maiissregel,  aus  Rücksicht  auf  die  anderen,  am  ostasiatischen 
Handel  weitaus  mehr  betheihgten  Mächte  *)  nicht  die  chinesischen 
Vertragshäfen  zu  l)lokiren,  obwohl  der  Umstand,  dass  Clüna  dort 
den  Vertragsmächten  die  Justizverwaltung  zugestanden,  in  keiner 
Weise  ihre  Eigenschaft  als  chinesische  Häfen  beeinträchtigt.  Die 
Mäclite  waren  also  nicht  nur  berechtigt,  sondern  streng  genom- 
men verpflichtet,  diese  Blokaden  nicht  anzuerkennen.  Denn  sie 
anerkennen,  hiess  in  dem  Streite  Partei  gegen  Cliina  nehmen. 

Aber  Frankreich  hat  sich  nicht  auf  diese  Blokade  beschränkt, 
es  hat  in  Madagascar,  wo  es  die  Howas,  die  sich  in  das  Innere 

')  In  der  Kammersitzung  vom  7.  Juli  1885  gab  Raoül  Düval  genaue 
Zahlen  über  die  Handelsbeziehungen  der  verschiedenen  Nationen  mit  China, 
Anam  und  Tonkin,  wozu  J.  Charmes  im  Journal  des  Debats  vom  8.  bemerkt: 
Statistique  peu  encourageante,  d'oü  il  resulte  que  notre  commerce  ne  forme 
qu'une  tr^s  faible  proportion  dans  le  commerce  genöral  de  ws  contrees.  On 
pent  se  demander  si  nous  n'aurons  pas  une  fois  de  plus,  comme  r^sultat  de 
notrc  immense  effort  militaire  (die  notirten  Ausgaben  betrjvgen  bis  jetit 
334  Mill.  fr.)  a  prononcer  sur  cette  expMition  Tetemel:   Sic  vos  non  vobis. 
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iickgezogon,  nicht  erreichen  knTmt(%  weil  es  keine  ansroirhentlen 

üdungstruppeii  hatte,  offene  Stütlte    fteschossen,  in  Aiuini  kam 

zu    regelrechten  (TetV-chten,   Bela^^erungen    uiul   Erstürmungen 

^ou   Festungt^n,    »1er    Ajlnnrjil    Cini<iii':T    zerstörte    das    Arsenal 

i     von  Foochou  und   tlennodi    behauptete  Fkrüy,    man    fiihre    kei- 

^■^n   Krieg.     Wenn    tlerartige    Feintlseli^keiten    nicht    Ki'ieg    be- 

^Benten^  so  nn'ige  er  uns  ilncli  sagc*n^  worin  denn  Krieg  besteht? 

^|ft.ucli  Gladstokk  hat  iVeilicli  nach  <ler  Keschiessujig  Alexanrlriens 

und  der  Sclilacht  von  Tel*  el  Keim*  lieliauptet,  England  fti]u*e  in 

iig}7jten  keinen  Kriege  somlern  vullziehe  nur  ^niibt arische  Opera- 
tonen'',  es  war  das   eine    seiner  beliebten  Hophistereien  '*),  indess 
nmerhin  liess  sich  nocli  sagen,  England  helfe  dem  Khediven  nur 
Btnen  Aufstand  niederzuwerfen,  fiir  Frankreich  aber  feldt  es  selbst 
n    diesem    ^V»rwand,    es    liekänipft    einlach    ilritte    unabhängig«^ 
Staaten.     Bei  solchen  Maassregeln  noch  von  Repressalien  zu  spre- 
len,  ist  einfach  widersinnig,  denn  zn  deren  Begrifl*  gebort  es: 
3.  dass  dieselben  einseitige  Akte  des  Staates  lileiben,   der 
übt,    sobald    der  andere  Theil    der  Anwendung  weiterer  Ctc- 
It   seinerseits  mit  Gewalt   begegnet,   ist  Krieg   da,     Krieg  ist 
icht  wie  Bluktscült  in  seiner  unklaren  Weise  sagt  (Volkerrecht 
.511),    „in    der  Regel    ein    Rechtsstreit   zwischen   Staaten   als 
riegsparteien  über  olTentlicbes  Recht,"  wobei  Anlass  und  Wesen 
des  Krieges   verwechselt   werden.     Krieg  ist    physischer   Kampf, 
in    dem   zwei  Staaten  versuchen,  gewdtsam   einen  Gegensatz  der 
Interessen  und  Ansprüche,  der   durch  Mittel  der  Verständigung 
oder  Akte  einseitiger  Selbsthilfe  nicht  ausgleichl^ar  erscheint,  da- 
durch  zii    überwinden  j    dass  jeder   der  Gegner   mit  Anspannung 
aller  Kräfte    die  Mittel   zu   vernichten   strebt,    durch   welche   der 
Gegner  seinen  Willen  aufrecht  erhält.     Dieses    letzte  Mittel   im 
Streit   der  Staaten  ist,   wie    die   menschlichen  Dinge    einmal  be- 
schaffen sind^    nicht  zu   beseitigen,    das  Völkeirecht  vermag  nur 
dem  Kampf  gewisse    Schranken    zu    ziehen   und   ihn   an    gewisse 
Nonnen  zu  binden,  indem  es  die  Rechte  und  Pflichten  der  Krieg- 
führenden  bestimmt.     Aber  eben  deshalb  ist   es  unzulässig,   dass 
ein  Staat    vei-suche,   die  Rechte   des    Friedens   und  des    Krieges 
gleichzeitig  zu  üben,  wie   dies  Frankreich   in  seinem  chinesischen 


•)  OOBDON  war  iji  Kbartum  niclit  belagert»  sondcni  nur  ^botiuned  in*, 
General  LüirsüOK  war  uiclit  abberufen,  sondern  es  war  ihm  nnr  erklärt,  daas 
seine  Anwesenheit  in  London  iwIlnBcheiiswerth  erscheine  u,  8,  w* 
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Handel  that.  Unter  dem  Vorwand,  dass  der  Friedenszustand 
nicht  aufgehört  habe,  fulu-  der  Admiral  Courbet  an  den  Ports  des 
Hafens  von  Poochou  vorbei,  welche  ihn  daran  leicht  hätten  hin- 
dern können  und  als  er  sich  dort  sicher  wusste,  traf  er  seine 
Vorbereitungen,  um  die  chinesischen  Kriegsschüfe  und  das  Arsenal 
zu  zei*stören.  Das  ist  nicht  blos  eine  WaflFenthat  von  zweifelhafter 
Ehrenhaftigkeit ,  sondern  auch  eine  Verletzung  des  Völkerrechts. 
Es  begreift  sich  ja,  dass  Frankreich  nicht  gerne  zu  einer  Kriegs- 
erkläiiing  schreiten  wollte,  theils  weil  eine  solche  verfassungs- 
mässig die  Zustimmung  der  Kammern  erfordert  und  man  die 
Wähler,  die  in  ihrer  grossen  Mehrheit  keinen  Krieg  wollen,  nicht 
zu  beunruliigen  wünschte,  theils  weil  man  nicht  auf  dieVortheile 
zu  verzichten  wünschte,  welche  die  Behauptung  jenes  Zwischen- 
zustandes  von  Repressahen  der  französischen  Aktion  gewälurte, 
namentlich  indem  man  sich  in  enghschen  Häfen  mit  Kohlen  ver- 
sorgte, während  Frankreich  zwischen  Marseille  und  Saigun  keinen 
Hafen  besass  und  jedes  Transportschiff  von  ersterem  Ort«  nach 
Ostasien  700000  Fr.  kostet,  ganz  abgesehen  von  dem  Zeitverlust, 
den  alle  Sendungen  von  Europa  mit  sich  brachten.  Sobald  der 
Krieg  erklärt  war,  konnte  England  dies  nicht  mein*  dulden  und 
Frankreich  selbst  musste  die  Vorschriften  der  Pariser  Seerechts- 
Deklai'ation  beobachten,  das  Kaiserreich  hatte  dieselben  bei  sei- 
nem Kriege  mit  China  von  1860  fiir  anwendbar  erklärt,  „meme 
en  faveur  des  puissances  qui  n'y  ont  pas  adhere**  (Journal  offi- 
ciel  du  28  mars),  —  die  RepubUk  konnte  nicht  weniger  thun. 

Geradezu  naiv  erscheint  es  bei  dieser  Haltung  der  franzö- 
sischen Regienmg,  wenn  die  Pariser  Presse  gereizt  durch  (üe 
mangelhaften  Erfolge  in  Tonkin,  sich  darüber  beschwerte,  dass 
die  Unterthanen  dritter  unbetheiUgter  Mächte  Cliina  Waffen 
lieferten.  Zunächst  konnte  dabei  von  Verletzung  der  Neutralitäts- 
pflicht überhaupt  keine  Rede  sein ,  da  nach  französischer  Behaup- 
tung kein  Krieg  bestand;  sodann  aber  steht  es  völkerrechtlich 
fest,  dass  auch  bei  erklärtem  Kriege,  WaflfeuHeferungen  neutraler 
Unterthanen  zwar  der  Wegnahme  durch  die  Baiegführenden 
unterliegen,  aber  dass  die  neutrale  Regierimg,  falls  nicht  eine 
spezielle  vertragsmässige  Verpflichtung  vorliegt,  nicht  verbunden 
ist  dieselben  zu  hindern,  sie  verletzt  die  Neutralitätspflicht  nur, 
wenn  sie  sich  selbst  daran  betheiligt  oder  einen  der  Kriegführen- 
den begünstigt.     Dies  ist  gerade  durch  den  Schriftwechsel  zwischen 
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igtand    und  Deutscliliiml    wilhrend    des    fransEÖsisclien    Kri^^ges 

stgestellt,  wo  DeutKcliland  mit  l-iireclit  ilie  VerpflicJitimtr  Eng- 

aJs   behauptete ,    die   WafiV^nziduhi*  an    Frankreich  zu  Idadeni, 

Hgland    aber    dies    mit    Recht    Ijestritt,     Wenn    gleiclnvnhl    die 

itsche  Ref^ienmg  bei  Begiuu  <k'S  Streites  zwisclieu  Frankreich 

id    China    verhot.    dass    ein    für    letzteres    in  Stettin    gebautes 

i-iegsschiff  von  deutschen    Mamiscliaften   nach    Ostasien  gefiihrt 

frde ,  so  war  dies  dadurcli  begründet ,  dass  wie  durcli  die  grosse 

rorteniiig  zwischen    Eughind    und    den    Vereinigten    Staaten  bei 

plegenheit  der  AkdianiaiVage  leKtgestellt  wurde,  die  Ausrüstung 

aes  Kriegsschiftes  nicht  auf  derselben  Linie  mit  blossen  Waffen- 

ferungen    steht,    denn    bei    dem    Bau    von  Kriegsachit!en   wird 

neutrale  Gebiet  als  Basis  feindlicher  Operationen  gehraucht, 

derartig   ausgerüstetes  ScliiJV  ist  eine  fertige   Kriegsmaschijie, 

Jche  sofort  Feiinlseligkeiten  heginnen  kann,  sobald  es  den  neu- 

den    Hafen    verlassen    hat.      Das   ist    etwas  Anderes    als    eine 

faÖensendung ,   welche   erst    da.s  Gtdjiet   tler  Kriegführenden  er- 

cht   haben   muss,    ehe   es  denselben   nützen    kann    und  demzu* 

Ige  bat  die  erste  der  durch  Art,  VI  des  Vertrags  von  Washington 

m  8,  Mai   1871   vereinbarten    Nentralitatsregehi  bestinnntj  dass 

le  lieutndt*  Maclit    verbundun   ist  liinreichende  Sorge  (due  dili- 

ace)  zu  tragen  j  die  iVusrüstmig  oder  das  Auslaufen  eines  inner- 

Ib  ihres  (Telnetes  zu  knegerischen  Zwecken    ansd rücklieb  ganz 

er   zum   Theil   hergestellten   Sebitfes  zu   hindern ,   von  dem  sie 

aanehineu  muss,    das»  ea   bestimmt   sei,    gegen  eine  Macht,  mit 

■kr  sie  im  Frieden  lebt,  zu  kreuzen  oder  Ki^ieg  zu  führen. 

^"      Demzufolge  liess  die  deutsche  Regierung   die  Ki'iegsdampfer 

„Diogeuejs^  und  „Soki*ates^  in  Kiel  niit  Beschlag  helegen,  sohald 

der  Verdacht   vorlag,   dass  sie  in  dem  jiuigsten  Kriege  zwischen 

tru    und    Chile  gehrancht    werden   sollten.     Von   einer    solchen 
mtraiitätspflicht  komite  hei  dem  in  Stettin  für  Clnna  gebauten 
haff  keine   Rede   sein,    da  China  mit  keinem  Staate   der  Welt 
XU  Krieg  wai\     Weim  Deutschland  gleichwold  das  Auslaufen  des- 
^Mtlben  mit  deutscher  Mannschaft  untersagte  j    %veil   die  zwischen 
^pankreich  mid  China  bestehenden  Feindseligkeiten  jeden  Augen- 
blick zum   offiziellen   Kriege   werden  konnten ,    so  ging  es  über 
ine    völkerrechtlichen    Verpflichtimgen    Innans.    um   mcbt    blos 
seren  Nachham   keinen   (rrund   zur   Klage  zu  gehen,   sondern 
auch  Alles  zu  vermeiden^  was  den  Gegner  desselben  stärken 
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Tcounte  und  es  ist  donri  auch  von  der  französischen  Regierung 
anerkannt,  dass  dies  Verl)ot  nicht  die  Erfiillung  einer  inter- 
nationalen Pflicht,  sondern  der  Beweis  einer  freundschaftlichen 
Geshmung  war,  welche  alles  aus  dem  Wege  zu  räumen  bestrebt 
war,  was  die  gegenseitigen  guten  Beziehungen  trüben  konnte. 
Im  Fortgang  der  Ereignisse  wurde  die  Stellung,  welche 
Franki-eich  Clnna  gegenüber  einnahm  so  anormal,  dass  sie  sich 
nicht  behaupten  Hess.  Das  ei'ste  Aktenstück ,  welches  dies  zeigt, 
ist  eine  Note  des  französischen  Botschafters  in  London  an  Lord 
Granvillk  vom  22.  Oktober  1884 ''),  ^velches  die  Blokade  der 
Insel  Formosa  notificirt,  immer  noch  ohne  Anerkennung  eines 
bestehenden  Kriegszustandes.  Lord  Granville's  Antwort  nimmt 
von  der  Anzeige  Akt,  aber  bemerkt,  dass  bisher  sowohl  Frank- 
reich wie  China  sich  enthalten  hätten  die  Rechte  Krieg- 
führender in  Bezug  auf  das  Durchsuchungsrecht  zu  behaupten 
und  auszuführen  und  England  von  einer  NeutraUtätsproklama- 
tion  abgesehen  habe,  da  es  in  der  Hoffnung,  dass  die  bestehenden 
Verwickelungen  noch  ehie  friedhche  Lösung  finden  möchten, 
nichts  habe  thun  wollen,  was  dies  hätte  erschweren  können. 
Indess  die  Notification  der  Blokade  schaffe  eine  andere  Lage, 
sie  zeige  die  Absicht  Frankreichs,  in  eine  neue  Phase  der 
Feindseligkeiten  einzutreten  und  kriegfülu'cnde  Rechte  über  neu- 
trale Schiffe  zu  beanspruchen  und  wemi  dem  so  sei ,  so  erscheine 
es  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  brittische  Schiffseigenthümer 
und  Kaufleute  in  China,  die  schon  von  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stande schwer  geUtten  hätten ,  nicht  im  Zweifel  über  ihre  Stellung 
und  Verbindhchkeiten  blieben  Es  möge  indess  noch  der  Wunsch 
der  französischen  Regierung  sein,  die  kriegerischen  Operationen  auf 
bestimmte  Oertlichkeiten  zu  beschränken  und  von  den  blokii-ten 
Häfen  neutrale  SchiÖe  nur  wegzuweisen  ohne  gegen  sie  das 
Kriegsrecht  der  Durchsuchung  und  Wegnahme  auszuüben.  In 
diesem  Falle  werde  England  es  unnötliig  halten  die  bisher  er- 
lassenen Instructionen  für  Beobachtung  der  NeutmUtät  während 
der  Feindseligkeiten  abzuändern,  welche  gegenwärtig  auf  die 
Beobachtung  der  Vorschriften  der  Foreign  Enlistment  Act  be- 
schränkt seien. 


^)  Correspondence   respccting  hoetiUties  between  France  and  China  and 
the  rights  of  Neutrals.    March  1885. 
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Der  Standpunkt  dieser  Note  ist  tlurclmiis  luiUar;  Lord 
Irauville  anerkennt  einestbeils,  diiss  kein  Krieg  besteht  und 
pricht  gleichwohl  von  Verpflichtungen  der  Neutralen,  er  sagt, 
üs  die  englischen  Behürdejj  angewiesen  sind  die  Voi^ichriften 
BT  Foreign  Enlistnient  Act  zu  heobachteii ,  deren  Voraussetzung 
n  Kriegszustand  zwiselieu  dritten  Stielten  ist  ^).  Er  bezeichnet 
Notitikation  der  Blukade  als  eine  neue  I^hase  der  Feind- 
pligkeiten,  in  der  Frankreich  beabsichtige  kriegführende  Rechte 
&gen  neutrale  Scluife  zu  üben  und  meint  doch,  wenn  es  die 
)perationen  auf  gewisse  Oertlichkeiten  beschränke  und  die  Schiffe 

nur    von    den    blokirten    Häfen    Wegweiser    könne  England    seine 

bisherige  Stellung  auch  fernerhin  einhalten,  als  ob  der  Cliarakter 

pner  Blokade   dadurch    geändert   werde,    dass  sie  nur  gegen  ge- 
isse  Häfen  geübt  wird. 

Der  französische  Botschafter  Waddinoton  macht  sich  diese 

rnklarheit  in  seiner  Keplik  vom  5.  Nov»  bestens  zu  Nutzen.  Er 
rdlt  in  Abrede,  d*Tss  Frankreich  durch  die  Blokade  gewisser  Häfen 
^n  Fonnosa  beabisiehtjge  den  Streit  in  Ostasien  (la  lutte  qui  se 
>ursuit  dans  rExtreine-ürient)  in  eine  neue  Phase  treten  zu 
|stif»n,  welelie  ihm  kriegführende  Eechte  gegen  Neutrale  gebe. 
i?iue  Abhjcht  sei  auf  die  Abschneidung  des  Verkehrs  mit 
len  angegebenen  Kfislen  (ijarages)  besclu^änkt,  es  beanspruclie 
acht  dits  Recht  der  Durclisucluing  und  Wegmihme  auf  hober 
ee:    die    Aktion    der    franzosincljen    Kreuzer   werde    nur    dahin 

|eben,  die  Bhikade  eü'ectiv  zu  L-rhitlten,  indem  sie  die  Schifte, 
lebe  dieselbe  zu  durcjibrecben  versuchten ,  zurückweisen  oder 
iregnehmen  würden.  Dies  seien  Kecbte,  die  England  wie 
PnuA'reich  in  äludicben  Umständen  olme  Kriegserklärung  geübt 
litten ;  und  die  von  der  .Inrisdiktion  beider  Länder  anerkannt 
eien,  Uebrigens  seien  die  Befehlsiiaber  der  französischen  Kiiegs- 
cliiffe  angewiesen  in  der  Praxis  die  Strenge  ihrer  Instruktionen 
dögUcli^t  mit   den  Rücksichten  zu    versöhnen,  welche  der  Flagge 

^J1QT  befreundeten  Macht  gebtihrten. 

Hierauf  entgegnet  Lord  Gi^anvu.le  am  11.  Nov.,  er  bedauere 

liesen   Ansichten  nicht   beitreten  zu  können  ^    er  wolle  mcht  auf 
lie   Berechtigung    einer   sogen.   Friedensblokade  eingehen ,    aber 

')  Die»  aücrltennt  Lübd  Granville  ausdrücklich  in  einer  späteren  Note 
vom  2G.  Nov.  „the  Foreign  Kiilistment  Act,  wJüeh  h  üiily  operative  dm-ing  tlie 
existence  of  hostiiities  letweeu  fgreigo  Stiitt-s,  with  which  Her  Majesty  in  at  peace," 

Are^i?  fllr  OffetilHclies  liccbt  J.  K  U 
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unmöglich  könne  dio  Riokarln  Fomiosa^s  als  solche  angesehen 
wf?nlen,  da  bereits  FeiiKlseligkeiteii  zwischen  Frankreich  luid 
('hina  in  i^n-ossem  jraasssttibo  geübt  seien,  die  mit  einem  Friodens- 
ziistand  (birrbaiis  nnvortr3\ü;licli  seien.  Ehensowt^nig  entspreclic  es 
dem  Vülkerreiht  nml  dvn  Ansichten  der  bedeutendsten  Stfiats- 
miinner  und  Juristen  Frankreicbs,  sowie  den  Entscheidungen 
seiner  (xericlite,  wenn  Frankreich  behaupte,  dass  eine  Friedens- 
hbikade  das  Recht  gehe  Schiffe  dritter  Nationen  wegen  Bruches 
derselben  wegzunehmen  und  zu  venirtheüen,  England  müsse  an- 
nehmen, dass  (he  stattgehabten  FeindseligkeiteTi  und  die  foiTuelle 
Notitikätion  der  Blokade  einen  Kriegszustand  zwischen  Frank- 
reich und  ('hina  schafften  und  sei  bereit  die  Blokade  Formosa's 
als  Kriegshlokäde  anzuerkennen ,  welche  ehe  herkoinndichen  Rechte 
Kriegfülirender  gegen  Neutrale  verleibe,  es  wolle  noch  von  einer 
formellen  Neutralitätserklärung  absehen,  so  lange  flie  Feindselig- 
keiten sich  auf  hcstimmte  Oertlichkeiten  beschränkten  und  beide 
Mächte  auf  Durch^stichung  und  Wegnabuie  neutraler  Schiffe  auf 
hoher  See  ver/icliteten,  aJier  könm'  letzteres  für  brittische  Schiffe 
nur  bei  Begi-iindung  anf  das  Kriegsvölkerrecht  zulassen. 

Auch  hier  konnut  Lord  GrUANVii.LE,  wie  man  sieht,  ans  dem 
Widerspruch  nicht  heraus,  der  in  seiuei"  eingenoiunienen  Stellung 
hegt.  Während  seine  Widerlegung  der  behaujiteten  Friedeus- 
blokade  scUagend  ist,  er  die  gegen  Formosa  gfädjte  als  eine 
Kriegsblokade  l»ezeiclmet  und  einen  Kri(^gszustand  zwischen 
beiden  Mächten  als  unzweifelhaft  annimmt,  weigtnl  er  doch 
Frankreich  die  Hechte  der  Kriegfuhrcnflen  und  will  seine  frühere 
Stellung  behanjiten,  so  lange  Frankreicli  diese  Rechte  nicht  übt 
und  seine  Kriegführung  ortlieh  beschrankt.  Der  französische 
Botschafter  entgegnet  hierauf  jmi  2L  Nov,  nnrj  dass  er  von  der 
Erklänmg  der  Absiebten  Englands  Akt  nehme,  aber  bedauere, 
über  die  Prinzi|)ienfrage  seine  Ansichi  aufrecht  halten  zu  müssen. 
Lord  Ukaxville  dagegen  bleibt  in  einer  Note  vom  2H.  Nov. 
dabei,  England  müsse  einen  Kriegszustand  zmschen  Fraukreich 
und  China  de  facto  und  de  jure  cils  liestebend  ansehen  und  könne 
nicht  die  neue  Lehre  zugeben,  dass  brittische  Schiffe,  wenn  sie 
im  Friedensznstande  in  einen  chinesischen  Hafen  einlaufen  wollten, 
weggenommen  werden  dürften, 

Natnrgemäss  inusste  die  wohlwollende  Neutralität,  welche 
England    so    Frankreich    gegenüber    übte,    von   China  im   gegen- 


I 

I 


I 
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eiligen    Sinnt»    gefühlt    werden;    sein    Gesandter,    tler    Marquis 
ENG  schrieb  an  Lonl  Granvillk  am  21.  Nav.^  er  fasse  dessen 
Zusicheruni^,  diiss  die  Foreign  Enlistnient  Act  in  Kraft  gesetzt  sei,  so 
auf,  d;\-ss  dies  sieli  nielit  Ido.s  auf  Huiig-Kong^  tiondern  auf  alle  hrit- 
üscheu  Besitzungen  beziehe,  und  e^  desshalb  weder  franzüsiselien 
ch  chinesischen  Schifien  gestattet  sei,  sich  in  brittisclien  Häfen 
szurüsten,   Knhlen    einzuneliuien    oder   sieh    sonst  se<'tiiehti^  zu 
lachen ;  er   beschwere  sich,    als    der    Staatssekretär   hierauf  zu- 
stimmend antwortete,  dass  französische  Schiffe  deimoch  in  Hong- 
Kouf»  ansgebesseii  %vürden    und   Lehensinittel   einnnlinion.     Dem- 

ifgenüber  musste  die  engliselie  Kegierung  ihren  Coloniidhehürden 
Irenge    Anweisungen    zugehen    lassen,    dies    fernerliin    nicht    zu 
Wdeu^). 
Der  fnnizösiselie  Botschafter  zeigt  hierauf  an,  dass  seine  He- 
nning   iHese    Instruktionen    als    ein(*   Kündigung    des   bishengen 
lodus    vivendi    und   als   gleichbedeutend    juit   einer   Neutralitäts- 
vfklärung   !insph<jn   müsse,   und   zu  Folge   dieser   neuen  Situation 
lUi^  volle  Uelrnng  der  völkerrechtlieh  feststeliendtni  Rechte  Kriog- 
ihrender   in    Anspruch    nehnie,    woliei    möglicliste  lliicksiclit   auf 
legitimc»n  Interessen  des  brittisclien  Handels  genommen  werden 
Ute;  entspreeliende   Instrukticnien  soien  im  die  Befehlshaber  der 
fjizösischen  (icsch wader  ergnngen* 

Diese   Anzeige    wurde   von    der    amthelien    Tjondon   (Ta^etto 

knnnt  gemacht    und  erging  in  älndicher  Form  loicli  an  andere 

lachte;    in    der   Mittheilung   des    tranziisisehen    Botschatlers    in 

rliii,    Baron  Coituckl.    an    das   Auswärtige  Amt,    macht    sich 

e  Klage  geltend  über  die  y^situation  nouvelle  4jui  est  faite  aux 

inu»nts  de  la  nmrine  frau(;nise  jKir  rai»i)hcation  rigonreuse  des 

gles  de  la  neutrahte  dans  les  ]jorts  relevant  de  la  souverainete 

glaise^.     Das,  worauf  es  ankonmit,   ist  indess,   dass  ntit  dieser 

nzeige  Frankreich  si-lbst  seineu  bisherigen  Standpunkt  aufgieljt 

nl    indem    es   die    Rechte   Knegftihreuder   in   Anspruch    nimmt, 

lerkennt.    dass  zwischen  ihm  und  (^hina  Krieg  besteht,    obwohl 

T  Charakter  des  Streites   seilest  sieli  in  keiner  Weise  geändert 

ifit.    Lediglich    dadurch,    dass  England  mit    den    Verptlicbtungen 

ndlicli  Ernst  gemncbt  hat,  die  aus  seiner  Stellung  sich  ergaben,  ist 

Frankreich  genöthigt  worden^  Farbe  2u  bekennen  und  die  Behauptung 


^}  Instructions  to  Governors  of  Eaatern  Colonies.    CorreBp.  p.  12. 
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aufzugeben,  dass  man  gegenseitig  Feindseligkeiten  aller  Art  üben 
könne,  ohne  sich  im  Kriege  zu  befinden.  Die  innere  Haltlosig- 
keit dieser  Behauptung  ist  damit  bewiesen,  aber  unstreitig  wäre 
es  fiir  die  Achtung  des  Völkerreclits  sehr  viel  besser  gewesen, 
wenn  von  Anfang  an  alle  interessirten  neutralen  Mäclite,  zumal 
England,  den  neuerfundenen  Doktrinen  der  Herren  Challemel-La- 
COUK  und  Feruy  entgegengetreten  wären,  denn  es  ist  von  ent- 
schiedener Wichtigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts,  an 
keinem  Punkte  eine  Anarcliie  der  Begriffe  einreissen  zu  lassen. 
Ein  Staat,  der  Rechte  eines  Kriegfiihrenden  gegen  einen  Dritten 
üben  will,  muss  auch  dessen  PHichten  und  Verantwortlichkeit 
übernehmen  und  darf  nicht  versuchen,  die  Rechte  des  Krieges 
und  des  Friedens,  je  nach  Belieben  abwechselnd,  zu  üben.  Man 
muss  ferner  verlangen,  dass  ehie  Thatsache  vorUege,  welche  den 
Kriegszustand  unzweifelhaft  und  öffentlich  constatirt.  Dies  war 
schon  im  Alterthum  anerkannter  Grundsatz,  den  Griechen  galt 
es  als  rechtlos,  Feindseligkeiten  ohne  vorherige  Ankündigung  zu 
üben®).  Man  anerkannte  den  Grundsatz  nullum  bellum  esse  ius- 
tum  nisi  quod  aut  rebus  repetitis  geratur  aut  denuntiatuni  ante 
sit  et  inchctum  (Cic.  de  offic.  I.  11,  3B),  zur  Zeit  Karls  d.  Gr. 
lieisst  es :  Tahs  erat  inter  eos  institutio,  quod  si  aliquis  treugam 
datam  ante  diffidentiam  frangeret,  statim  interficeretur  (Tukpinus 
in  Car.  M.  cap.  17).  Von  Fkiedrich  I.  heisst  es:  „Et  quia  Im- 
perialis Majestas  hostibus  suis  bclla  semper  indicit,  destinatus  ab 
Impcratore  ad  Sidadiimm  nuntius,  ut  vol  (.liristianormn  univer- 
sitati  satisfaciat  in  plenum  vel  diffiduciatus  se  praeparet  ad  bellum 
(Histor.  Hierosol.1177  Ducange  verbo  diffidare).  Die  goldene  Bulle 
gebietet,  dass  Feindsehgkeiten  erst  drei  Tage  nach  zugestellter  Er- 
klärung beginnen  dürfen.  England  hat  sich  hierüber  im  18.  Jahr- 
hundert allerdings  wiederholt  hinweggesetzt  und  Schiffe  ohne 
Kriegserklärung  weggenonmien  ^),  aber  gerade  Frankreich  hat 
sich  dem  auf  das  Entschiedenste  mit  Recht  widersetzt  und  Eng- 
land   hat    seine   frühere  Praxis   längst   aufgegeben,    alle    neueren 


8)  Hebodot  Vlll,  9.  Thakyd.  1,  29.  131.  VI,  50.  VII,  3.  Plut.  Pyrrh. 
26.   Pausan.  IV,  5,  3. 

•j  Bereits  1812  hatte  die  englische  Admiralität  die  Unstatthaftigkcit 
dieses  Verfahrens  anerkannt,  indem  sie  bei  dem  Kriege  mit  Schweden  erklärte, 
da  keine  Kri*»g8erklärung  von  englischer  Seite  ergangen,  sei  der  Handel  eng- 
lischer Unterthanen  mit  Schweden  nicht  verboten. 


Kriege,  die  es  getührt.  diu]  m  ihr  Lrniflurj  üa^sette  dui'ch  könig- 
liclie  Praclaiiiatiou  lj*'kaniit  gemacht.  Auf  die  Form  der  Er- 
klärung koiuiiit  es  wenig  an,  inaii  kaiiu  nicht  zu  der  fr>ierlicheii 
Ansage  des  Krieges  durch  Herolde  zuriickkelLi'eu,  welche  im 
llitteklter  die  literae  diftidentiae  überbi-achten,  sie  braucht  nicht 
unmittelbar  an  deu  (ieguer  gericlitet  zu  sein,  sie  kann  in  einem 
Miuiifest    bestehen,    ja    in    einem  Ultimatum    an    die   gegnerische 

|3Iaclit,  wie  Oesterreicli  es  1859  au  Sardinien  richtete;  aber  noth- 
TÄ'cnrlig  ist,  wie  Calvo  sagt,  dass  ^un  fait  solenuel  constate  in- 
flnbitablement    Tetat    de    guerre    et    la    rende    pubh([Uo^    (Droit 

[  Internat.  III  §  1H63).  Dies  ist  schon  deshalb  nothwendig,  weil 
Biit  dein  Datum  des  Jvriegsanfaiiges  die  Verbiudliclikeiten  ^virk- 
im  werdeUj  w*elche  die  eigenen  TTnterthanen  der  Kriegführenden 
die  Neutralen  tU'Ui  Kriegszustand  gegenüber  zu  beacbten 
Man  muss  also  dagegen  Verwahrung  einlegen,  wenn  eine 
Wacht  wie  Frankreich  versucht,  sicli  über  diese  Forderung  des 
V^ölkerrechts  hinwegznsetzen. 


III.    Was  ist  (^ontrebande? 

Von  jeher  wurde  es   als  ein  Akt  tler  Kriegshilfe  betrachtet, 
reiin  ein  nnhethniligter  Staat  kriegführenden  Parteien  Mittel  lür 
Kriegführung  liefert;  eine  Regierung^  welches  dies  tliut,  ver- 
letzt die  ersten  Pflichten  der  Neutralitiit,    Dagegen  lietrachtet  das 
modenie  Völkerrecht  die  Lieferung  von  Waaren,  welche  der  Krirg- 
fühnrng  dienen  sollen ,  von   etwas  an(h.^rein  Gesiclitspunkte ,  wc^iuj 
dieselbe  seitens  lU'utnder  U  n t er t hauen  stattfindet,  Hier  liegt  nicht 
ttothweruliger  Weise   tlie    Absicht   einer   Kriegshilfe   vor,   sondern 
jfast  innuer    die   eines  gewinnbringcinlen  Geschäftes ,  die   neutrale 
legieruug  ist  deshalb  ohuc^  besondere    vertragsmässige  Verpflich- 
ig  nicht   verbunden,   gegen   solche   Liefennigen   einzusclü'citen, 
iie   überlasst   es   der    betr.   kriegführeuflen   Gegenpartei    dies    zu 
liun,   indem    sie    die  Berechtigung   dei^^elben    anerkennt,    solche 
Vaarcn,  dii'  mit  dem  Nrunen  Contrebandr  bezeichnet  werden,  wegzu- 
nehmen. Der  Begriff  derselben  hat  die  doppelte  Voraussetzung,  der 
kfeindlichen  Bestiinnumg  der  betreffendeu  Artikel '")  und  deren Eigeu- 


***)  Dlei$e  wird  auch  nicht  diirt^li  ümgelnuig  gerechtfertigt,  die  fran/Xisisclje 

»«rierung  war  daher  berecljtig't  aucl»  dio  iiadi  HoiijCf*Konf^.  als  einer  engliselien 

ITC  in  China,  bestimmten  Waffönaendungen  als  Cüotrebaode  m  behandeln. 


—    Ißß    — 


Schaft:  der  Kriegfiilirung  zu  dienen.  Es  ist  diese  letztere  Frage, 
welche  Gegenstand  steten  Streites  gt-wesen  ist,  es  \^nirde  zwar  von 
Seiten  der  Neutralen  so  wenig  geleugnet,  dass  Truppen,  Waffen, 
Ausriistnngsgegenstände ,  Pulver,  Salpeter  u.  s.  w.  Coiitrebaude 
seien,  als  von  Seiten  der  Kriegfiilirenden,  dass  es  eine  Menge 
Gegenstände  gebe,  welche  nie  unter  den  Begriff  der  Contrebande 
fallen  köunten,  aher  zwischen  heiklen  Kategorien  steht  eine  dritte 
von  Artikeln,  welche  sowohl  dem  friedhehen,  wie  dem  kriege- 
riKchen  Gehrauehe  dienen  kTuineUj  wie  Pferde,  Bauliok,  Hanf, 
Kohlen^  Scliiffe,  Tnch  fiir  l'nifonnen  u,  a.  m.  Die  kriegtuhren- 
den  Mäehte  haben  f^tets  gesucht,  diese  Kategorie  auszndelinen, 
die  neutralen  dieselben  einzuschränken,  Enghind,  in  der  Zeit  sei- 
ner OberheiTsehaft  zur  See  trieb  ilie  Ansilehniing  der  Contre- 
bände  auf  jene  res  ancipitis  usus  auf  die  Spitze,  die  bew^affhete 
Neutralität  von  1780  dagegen  beschränkte  the  Contrebande,  ge- 
mäss dem  Art,  11  des  Vertrages  zwischen  England  und  Russland 
von  1766  auf  Wallen  und  Ausnlstungsgegenstände  *^).  Die  Frage 
ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  allgi mein  gültig  gelöst.  Hall 
(International  La>v  p.  614)  sagt,  die  Schwierigkeit  bestellt  darin 
zu  entscheiden,  ob  ein  i\i-tikel  w^csentlich  fiLr  ihc  Kriegführung 
ist,  Kohlen  und  Maschinen  z.  B.  könnten  dies  ebenso  wie  WallVn 
sein,  obwüld  sie  gerade  so  gut  für  friedliche  Zwecke  hestinuut 
seien.  Dies  ist  an  sicli  richtig  und  Haütefeiilli«:  geht  zu  weit^ 
wenn  er  nur  als  Contrebande  gelten  lassen  will,  „artieles  expres- 
sement  et  uniqueraent  destiues  h  faire  la  guerre",  weil  dies  ^e 
Gegenstände  aucipitis  usus  ausscliliessen  würde ,  aber  anderer- 
seits kann  der  Kringführende  nicht  allein  entscheiden,  welche 
Artikel  wescnthch  zur  Kriegführung  sind.  Das  Institut  de  droit 
international  schlug  desshalb  auf  seiner  Züriclier  Versammlung 
1877  vor,  zu  sagen:  Sont  toutefois  sujets  ä  la  saisie:  les  objets 
destines  ä  la  guerre  ou  susceptibles  d'y  etre  employe  imniedia- 
tement  ^*),"  Jedenfalls  ist  festzuhalten,  dass  es  keinesw^egs  ledig* 
lieh  dem  Belieben  der  Kriegführenden  aidieimgegehen  ist,  welche 
Gegenstände  sie  als  Contrebande  betrachten  wollen;  aller  Handel 
des  Feindes  mit  neutralen  Staaten  vermehrt  in  gewissem  Grade 
dessen  WiderstandsfLÜiigkeit,  und  der  Gegner  ist  berechtigt,  den- 
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")  Mahtknö  et  CüSSY,  Recaeil  I  S.  47, 

'*J  cf.  meine  Nöte  1  za  Hefftse  §•  lüQ  e<l,  fraay,  1883. 
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selben  abzuschneiden,  aber  das  Mittel  liiefür  ist  diu  Blokade  der 
feindlichen   Häfen,    der  Gegner   kann  Schifte    iriit  Seide,    Baum- 
l^n^oUe,  Kaffee  u.  s.  w.  wegnehmen,    welche    die    Blokade  zu    hre- 
bell  suchen,  er  darf  es  nicht  auf  holier  See  thuri,  wie  dies  gegen 
Schiffe  gestattet  ist,   welche   mit  f'ontre bände   nach  einem  feind- 
lichen Htifeii    unterwegs   sind.     Es   ist    nun  niimentlieh  in  Belretlf 
2\i'eier  Artikel  heute  allgemein   anerkannt,   dass    der  Begrift'  der 
^Contrebande  früher  nur  missbrüuchlich  auf  dieselben  ausgedehnt 
wurde,    Geld  und  Lehensmittel.     Der  Vei-such,  Geld   als  solclie 
zu  betrachten^  ist  schon  dorcli  die  modernen  Verkehrs-  und  Cre- 
L      ditmittel  gegenstandslos   geworden.     Die  Behauptung  aber,   das» 
^■Ijebensniittel   Contrebande  sein  könnten,  ist  selbst  von  England, 
^■h^  dieselben  in  den  Revolutionskriegeji   so   behandelte  *')j    längst 
^HBge geben   und  wüxl   von   cnghschen  Schriftstellern  auf  das  ent- 
^Bk^hiedenste  verartheilt.     So  sagt  Hall:  ^  Es  kann  keinen  Augen- 
■     blick    bezweifelt    werden,    dass    die   Beschlagnalime   von  Lebens- 
^mitteln,  die  nach   einem  feindlichen  Hafen   bestimmt  sind,  nicht 
^Küur  dem  Gebrauch   zufolge    unerlaubt    ist,    sondern  aucli  princi- 
^kiell  nicht  gerechtfertigt  ist.  Einer  gi'ossen  Bevr>lkenuig  Nahrung 
Babzuschneiden»  wenn  dies  keinem  unmittellmr  mihtärisclien  Zwecke 
Hdienen  kann,  weil  dicj^elbe  möglicher  Weise   einen  Theil   des  Un- 
terhaltes bilden  kann,  den  in  fast  jedem  Falle  eine  Armee   oder 
1^1  Geschwader  anders  woher  zu  beziehen  vermag,  wthile  heissen, 
lallen    neutralen    Handel    in    unschuldigen    Artikeln    zu    hindern^ 
(Internat,  Lawp*<>19).     Püüj.iäkjkk   anerkennt   in   dem    Streite 
iwischen  England   und  Dänemark,  dass    ^the  ])riority  of  miscon- 
jäuct  on  the  part  of  Franee  toward,s    a   neutral   did  not  justify  a 
retaliatory  miscouduct  on  tlie  jiart  of  England  (In  teniat.  Law  ed 
IJJ  p.  433).     Cälvo  bemerkt:  „Ni  le  caract^re  des  guerres  actuel-. 
les  ni  le  niode  Selon  h*(|uel  se  poursuivent  de  nos  jours  les  opera- 
jtious  militaires   ne  justitient,  du  moins  chez  les  peuples  civilises, 
Tadoption  de  telles  mesiires  extremes.     Nous  noiis  croyons  fondes 
paser  en  principe  que  le  commerce  des  denrees  alimentaires  reste 


**)  Efl  ißt  hierbei  xti  beracrken.  da&s  Frankreich  in  diesem  I'unkte  voraii- 
[jng,  tJurcli  Decret  vom  9.  Mai  179^  verfügte  der  Coaveut,  daa*  neutrale  Sohift'e 
lit  Leljensraittcln I  die  nach  einem  feindlichen  Hafen  bestimmt  waren,  auf- 
ebracbt  werden  äollteo.  Englankl  aiitwurtete  mit  sjlcieher  Verfügung  ef.  tla- 
fe^'t'H  die  Denküchrift  des  dänischen  Minister»  Graf  BBKNSTüRrr  (PLilliraore 
Bteni*  Law.  III  p.  426  ff.}. 
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temps  de  guerre."  (Droit  iiitemat.  IV 
p.  23.)  Nur  iiir  ävn  Fall  plt  oiiio  Aiisiitiliine,  dass  die  Lebens- 
mittel unmittelbar  einer  feitidlichen  Flotte  zugeführt  werden,  ein 
Schiff,  welches  dies  miternimmt,  leistet  jener  Flotte  Hil&dienstet 
denn  die  Lebensmittel  können  nnr  dazu  dienen  nie  in  Stand  zu 
setzen,  den  Ivrieg  fortzuführen,  wiihreiid  man  von  denjenigen, 
welche  ein  neutrales  Schiff  nach  einem  feindlichen  Hafen  bringt, 
nicht  wissen  kann,  ob  .sie  für  die  Aimee  oder  die  BevöUcening 
bestimmt  sind.  Aus  gleichem  Gründe  weif^erte  sich  die  englische  Re- 
gierung 1770  che  Kohlenausführ  nach  Frankreich  zu  untersagen, 
aber  verbot  die  Znfulu*  von  Kohlen  an  die  fiimzösische  Flotte. 
Frankreich  hat  es  jetzt  untemominen  ,  diesen  Punkt  wieder 
in  Frage  zu  stellen.  Am  20.  Febr.  1885  meldete  Hr.  Wad- 
dington Lord  CtKanvit.le:  „Les  conditions  dans  les  iim-lles  ge 
poursuit  aetuellement  la  guerre  avec  le  Chine  ont  determine  le 
gouveniement  de  la  Republitjue  d'user  du  droit  qui  lui  appartient 
de  considerer  et  de  traitcr  le  liz  coninie  nmtrehande  de  guerre.** 
Der  Minister  bestreitet  in  seiner  Antwort  vom  27.  Febr.  die  Be- 
reclitigung  dieser  Maa^ssregel ,  dass  Lebensmittel ,  ausgenommen 
wenn  sie  unmittelbar  für  eine  feindhche  Flotte  liestimmt  sind, 
als  Contreliande  angesehen  werden  konnten*  In  einer  sehr  un- 
klaren Ausfiüu'ung  **)  vom  10,  März  sucht  Hi*.  Waopingtox 
seine  Regieruug  zu  rechtfertigen,  sie  läuft  thatsächlicb  nur  darauf 
hinaus ,  dass  Eogland  selbst  anerkannt  halie ,  es  kuiinten  Ailikel 
je  nach  Umständen  Contrebande  oder  nicht  seiu  und  der  Jvrieg- 
fiihrende  habe  eben  zu  bestimmen ,  oh  dies  der  Fall  sei  oder  nicht. 
Es  seien  eben  besondere  Umstände,  über  welcire  Frankreich  der 
beste  Richter  sei,  die  es  zu  tler  g^^nannten  Maassregel  bestimmt 
hätten.  Die  Wichtigkeit  des  Reis  für  die  ErniUirung  der  Be- 
völkerung und  der  Armee  Cluna^s  erlaube  seiner  Regierung  nichi 
die  Zufuhr  desselben  nach  dem  Norden  China's  zu  gestatten, 
ohne  sich  eines  der  wichtigsten  Zwangsmittel  zu  berauben,  die 
sie  zu  ihrer  Verfügung  habe.  Lord  GiiANvn.LE  entgegnet  darauf 
am  4*  April,  er  Ijcstreite  nicht,  dfiss  in  erster  Instanz  die  Priesen* 
gerichte  der  Kriegführenden  über  die   Rechtmässigkeit  der  Weg- 


**)  So  heisßt  es  in  der  Note:  „La  doctritiö  qoi,  a  cöte  de  la  contrebande 
de  guerro  pur  natiire,  adinet  la  contrebande  de  guerre  par  dt^tination  (?),  e$i 
professee  depuia  longit^mps  en  Angleterre.  Als  ob  es  überhaupt  Contrebanda 
ohne  feindliclie  Bestimmang'  geben  könne. 


I 


169 


iialiine  zu  entscheiden  liiittcii,    iiber  wenn  solche  Entscheirlungen 
für  neutrale  Regierungen    bindend   sein  sollten,   muBsten  sie  den 
Grundsätzen  des   Volkerrechts   entsprechen  und  L  M.  Regierung 
fühle    sich   verplüchtet  ilire    Rechte    zu    wahren,    indem   sie  eut- 
;     schieden    gegen   die  Doctrin   protestii-t ,  dass  der  Kriegfiibrende 
ohne  Rücksicht   auf  die    wohlftegniiuleteu    Rechte  der  Neutrnlen 
zu  entscheiden  hat*  was  Oontrebande  ist  und  was  nicht.     Wenn 
einf!  Depesche  des  Hm,  FKimv  vom  13.  Mäi^  anfuhrt,  dass  einige 
der  für  China  bestimmten  Reisladnngen   die  Natur  eines  Tributs 
^^der  eine  Hilfoleistmig  an  den  Hof  von  Peking  liätten  und  unter 
^Biesen  Umständen  England  wenigstens  zugehen  werde,  dass  diese 
^Bls  KriegBcontrebaude    der  Wegnahme   unterlägen,   so   müsse  er 
^l»emerken,     dass    die    Wegnahme   solcher    Vf*rsrhit!uTigen     unter 
[^^trale^  Flagge    rler    Piuiser  Dechu-ation   widersprechen  würde, 
[»nach  die  neutnile  Flagge  feindliche  Güter  mit  Ausnahme   der 
»ntrebande    decke,    dass   1.  M,   Regiei*ung   in   jeder   Bezieliuug 
der  Ansicht  seiner  Note  vom  27.  Febr.  festhaJte,  welche  da- 
egen  protestirCj   dass  Reis  allgemein   als  Contrebande  behandelt 
^erdc   und  dass  sie  sich  durch  eine  priesengerichtUclie  Entschei- 
dung,  die  duH  Gogentheil  bebaiipto.  nicht  als  gebunden   erachten 
Kerde. 
Mit  dieser  Erklärung  schliesst  die  Correspondenz ;  mau  kann 
ford  GuANV'iLLE  nur  dankbar  sein  ,  dass  er  das  gute  Recht  der 
euti*alen   so  entscliiedeo   gegen  französiscbe   Willkür    vertheidigt 
^luit  und  muss  es  um  so  mehr  als  selir  bedauerbch  erklfirenj  wenn 
^■i<^   Nordd.   Allg,    Ztg.  in  einem  anscheinend  inspinrten  Artikel 
'     die  Prätensionen  Frankieichs  zu  rechtfertigen  mitenudim  (18.  März), 
^^odem    sie    die    Besorgnisse    der  Handelskammern  von  Kiel  und 
^^plensburg  über  die  Störungen,    welche  der  deutsche  Handel  mit 
China    durch    diese    Maassregel  erleiden   würde    als    übertrieben 
^^linstellt,   andererseits   aber  bemerkt,   dass   die  Restrelumgen  der 
^Aeueren   Zeit   die    Uebel   des   Krieges  zu  mihlera,  dahin   gefülirt 
hätten,  den  Ernst  desselben  zn  verkennen;  die  fi-anzösische  Ver- 
fügung sei  völkerrechtlich  m'cht    unstatthaft ,    denn  das  Abschnei- 
^^den  der  Zufuhr  von  Lebensmitteln  sei  berechtigt,   nicht  blos  he- 
^■agerten     Festungen    gegenüber    und    müsse    nur  allen   Nationen 
^Hkegonüber  gleichmässig  geülit  werden.     Es  wäre  überflüssig  nach 
^aera  Obengesagteu  diese  BehauiJtnngen  zu  widerlegen ,  nur  Folgen- 
.des    möge    bemerkt    werden:     Es   soll    nicht    spezielles    Gewicht 
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darauf  gelegt  werden,  dass  Deiitsclilaiul  wie  antlere  Mächte,  in 
iieiief>ter  Zeit  yjililreielu'  Verträ*:^e  geselilosseii  hat,  iliirch  welche 
die  Cüiitivbivnde  auf  cigontliclie  Krit^gsartikel  l)c.schräiikt  wird  '^), 
da  solchü  Verträge  nur  fiir  die  Contralientcn  hindend  sind ,  ob- 
wolJ  die  Allgemeinheit  tlieser  Bestiuunungeii  doch  ent^clüedeu 
bezweckt,  dem  lieliebeu  der  Kriegtuhrendeii  feste  Schranken  zu 
ziehen»  —  wohl  aber  ist  Nacluhiiek  auf  eine  spätere  Antwort  des 
Kanzlers  zu  legen,  in  der  auf  eine  Eingabe  von  33  Ham- 
burger Firmen  vom  21.  April  erwidert  wird,  dass  zwar  din  betheihg- 
ten  Mäclite  „in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Maassgabe  der  Oert- 
lichkeit  und  ihrer  Interessen  diejenigen  AVaaren  bezeichnen,  welche 
sie  währeml  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  als  Contrebande  äu 
behandeln  heahsichtigen" ,  dass  er  aber  die  in  der  Eingabe  dar- 
gelegte Auffassung  tlieile,  wonach  „die  frnher  übhehe  Behand- 
lung des  Salpeters  als  Contrebande  unter  den  heutigen  Ver- 
bältnissen  eine  zwecklose  Beschränkung  des  Handelsverkehi's 
dai'stellen  ^ürde,  da  derselbe  zu  Kriegszwecken  nicht  unmittelbar 
zu  benutzen  ist,  sondern  hierzu  erst  durch  eine  imistiintlhche 
Verarbeitung  verwendbar  gemacht  werden  kann,  zu  deren  Vor- 
nahme hei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Kricgfülirung  während 
der  letzteren  kamn  noch  ein  Bediirfniss  vorbtinden  sein  wird.** 
Wenn  demgemass  der  Kanzler  zusagt  sich  zu  l>cuiiihen 
„dieser  Autfassun^  zu  Gunsten  des  deutschen  Sidpeterbandels  hei 
den  streitenden  Mächten  Eingang  zu  verschaffen ,  so  hegt  doch 
der  Einwaud  in  Bezug  auf  Reis  nahe,  dass  dieser  niemals  diu'ch 
irgend  welche  Behandlung  Kriegszwecken  dienen  kann.  lh\s 
Keeht  Frankreichs  Clüna  die  Reiszufnlir  abzuschneiden,  kann 
nicht  bestritten  werden,  aber  dies  konnte  nur  durch  die  Blokade 
chinesischer  Häfen  geschehen,  nicht  indem  man  willkiurhch  diese  ■ 
Witare  zur  Contrebande  stempelte,  man  hatte  dann  das  gleiche 
für  die  Ausfulu'  von  Seide  oder  Tliee  verfügen  kömu^n.  Ob  eine 
solche    Blokade,    wie    Hr.    WAiiDiNcrnm    in    seiner  Note   vom 
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'*)  Art.  15  des  Vertrags  xwiscben  dorn  Zollverein  und  Mexico  vom  2B.  Aug. 
1860;  „WaiFeii.  Pfeide  und  alle  übrigen  iur  deu  Knegi*geb rauch  tu  Laude  oder 
/u  Wasser  geeigneten  Gegenstände/  Ebenso  Art.  22  des  Verü'agea  zwisebeu 
dt'in  ji^ollvereiii  nnd  Salvador  vom  13.  Juni  1870.  Art.  20  des  Vertrages 
zwischen  Peru  und  den  Verein.  St  vom  6.  S«pt.  1870.  Art.  15  dos  Vertrages 
der  Verein.  8t.  mit  Italien  vom  26.  Febr.  1871:  „any  other  materials  mimii- 
factured,  prepared  and  formcd  eipressly  to  make  war  by  sca  and  lamh* 
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10.  März  sagt,  für  die  Neutralen  liürter  gewesen  wäre,  als  das 
Verbot  der  Zufuhr  dieses  einen  Artikels,  kommt  für  den  Rechts- 
punkt so  wenig  in  Betracht ,  wie  die  selir  zweifelhafte  Behauptung 
Ferry's  in  der  Kammer  (18.  Juni),  dass  dieser  „blocus  du  riz"(!) 
der  noch  dazu  beschränkt  gewesen,  China  zum  Nachgeben  ge- 
zwungen habe.  Man  muss  mit  Lord  Granatllle  sich  dagegen 
verwahren,  dass  die  Bestimmung  der  Contrebande  lediglich  dem 
Belieben  der  Kriegführenden  preisgegeben  sei.  Es  hegt  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  dieselben  ihre  Grenzen  zu  überschreiten 
geneigt  sind,  die  Vereinigten  Staaten,  die  sonst  als  die  ent- 
schiedensten Vertreter  der  Rechte  der  Neutralen  bekannt  waren, 
haben  dies  in  ihrem  Bürgerkriege  in  den  berüchtigten  Fällen 
des  Trent  und  des  Springbok  gezeigt,  um  so  mehr  aber  ist  es 
Aufgabe  der  neutralen  Staaten  und  der  Wissenschaft  dem  ent- 
gegenzutreten mit  einem   „Nolumus  leges  iuris  gentium  mutari". 


Zur  Lehre  vom  Budgetrecht. 

Von 

Labani). 

Dr.  OiistaT  Seidler,   Privatdoceut  der  Wiener   Universität,  Budget  und 
Budget  recht  im  Staatshaushalte  der  constitutionellen  Monarchie,  niit  be- 
sonderer Rücksichtnahme  auf  das  österreichische  und  deutsche  Verfassungs- 
recht.   Wien  1885.    (Alfred  Holder).    8^  244  S. 

ivein  Tlieil  des  constitutionellen  Staatsrechts  ist  von  grös- 
serer praktischer  Bedeutung,  als  das  Budgetrecht  und  kehi  anderer 
Theil  bietet  zalilreichere  und  tiefergehen  de  Streitfragen  dar  als 
dieser.  Eine  umfiissende  monographische  Behandlung  dieser  Lehre, 
welche  ebensowohl  auf  die  tinanzwissenschaftliche  wie  auf  die 
staatsreclithche  Seite  derselben  sich  erstreckt,  ist  daher  eine  will- 
kommene Erscheinung  und  zwar  gewiss  ebenso  sehr  für  die  zur 
praktischen  Mitwirkung  am  Staatsleben  berufenen  Männer,  wie 
für  diejenigen,  welche  sich  mit  der  theoretischen  Erkenntniss  der 
staatlichen  Vorgänge  beschäftigen.  In  der  hier  besprochenen 
Schrift  wird  die  Aufgabe  in  weitem  Umfange  erfasst;  sie  behan- 
delt die  allgemeine  Bedeutung  des  Staatshaushaltes,  des  Fhianz- 
planes  und  des  Budgets,  die  historische  Entwicklung  des  Budget- 
wesens, die  linanztechnischen  Seiten  des  Budgets  und  die  ad- 
ministrative und  parlamentarische  Arbeit  zur  Herstellung  des 
Budgets;  sie  geht  dann  über  zur  Erörterung  des  Budgetrecbts 
und  zwar  ebensowohl  in  seiner  historischen  Entwdckelung,  als  in 
seiner  dogmatischen  Gestaltung.  Der  finanz^\^ssenschaftliche  Theil 
der  Arbeit  soll  —  nach  der  eigenen  Erklärung  des  Verfassers  — 
mehr  als  blosse  Vorarbeit  für  die  nachfolgende  staatsrechtliche 
Untersuchung   sein,    er  ist    wissenschaftlicher  Selbstzweck.    Der 
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Schwerpunkt  der  Arbeit  liegt  alier  in  der  Darstellung  des  Budget* 
Rechts  und  es  wird  keiner  besonderen  Rechtfertigung  bedürfen, 
äass    an    dieser  Stelle    der    stnatHrecIitlielie    Tlieil    eingeliender 
besprochen    wird    nLs    der    finiiuzwifiseriscbnftliclie.     Dem    ganzen 
^erk    in  iülen   seinen  Theilen    ist  nacbzörülimen,  das»   der  Ver- 
sser    mit    fn'ündlieher   und    nnifi^ssender  Litteraturkenntniss   mu\ 
dem  redliclien,  auf  Erk(*niitniss  der  o!>jeetiven   Wahrheit   fre- 
uten Streben  geiirlx-itet  bat,  welches  ilie  erste  Vorbedingung 
rissenschaftlicher  Foi'schung  ist. 

Der  finanzwisHenscdiaftlicbe  Tb  ei!  des  Werkes  biitte  freilicb 
^nbne  Schaden  sehr  erheblich  verkürzt  werden  können»  In  dem- 
selben wird  mit  unnötliiger  Ausfiibrliclikeit  auch  dasjenige  aus- 
einandergesetzt;, worüber  die  ganze  AVeit  einverstanden  ist  und 
idies  mit  nnifaugreiehen  Ci taten  eonstatirt.  Viehes,  wjik  der  Ver- 
asser  darh^gt,  ist  tfedem,  der  einmal  ein  Budget  mit  den  (lazn 
ehorigen  Anlagen  in  der  Hand  geliabt,  oder  die  Verhandlungen 
hner  parLimentarischen  Kfirpersehiift  ^hiHdier  verfolgt  hat,  liekanut 
id  es  ist  nicht  iessebid,  wenn  man  sich  dnrch  ganze  Druckbogen 
indiirchlesen  muss,  um  sich  wissenscliaftlich  zu  überzeugen  von 
Dingen,  wie  z.  R.  dass  Ausgaben,  die  gar  nicht  vorhergesehen 
^merden  können,  im  Budget  nicht  veranschlagt  werden,  dass  da* 
^Hegen  Ausgaben,  die  zwar  aussen»rdeidliclie  sind,  aber  vorher- 
^Kesehen  werden,  wie  2.  B*  die  Kosten  einer  in  Aussicht  genom- 
^Bbenen  wissensciiaftlichen  Expedition*  im  Etat  zu  ijerLieksichtigen 
^^ind  (S.  93).  Ich  konnte  numche  derartige  Beispiele  anfiiln'en^ 
will  mich  aber  damit  nicht  aufhalten;  ich  will  nur  betonen,  dass 
ich  hinsichtlich  wissenschaftlicher  Ertirterungen  dem  Grundsatz 
iperilua  non  noc(iit  nicht  huldige.  Darüber  entscheidet  aber 
edicli  im  einzelnen  Falle  die  indivithn-llc  Anschauung  und  ich 
ill  mit  dem  Verfasser  darüber  nicht  rechten.  Ymi  grosserem 
Jelange  ist,  dass  die  „tinanzwissenschafthchon"  Ausführungen  des 
Verfassers,  sobald  sie  das  staatsrecbthclie  Gebiet  auch  nur  strei- 
fen, zu  mancherlei  Bedenken  Anlass  gehen.  So  verwechselt  z.  B. 
er  Verfasser  8.  1 1 1  fg.  die  Dispositionsfonds  mit  den  Fonds  zu 
eheimen  Ausgaben;  er  Itehanptet^  der  Dispositionsfond  werde 
solche  Ausgaben  präliminirt,  welclie  im  Interesse  des  Sttnites 
)ii  der  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen  bleiben  und  die  lle- 
^erttng  sei  Itinsichtlich  desselben  auch  von  der  Kechnungstegung 
gelöst^.     Dies   ist   unrichtig.    Allerdings  muss   ein  zu  geh  ei- 
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meii  Ausgaben  bostinimter  Fand  stets  ein  Di&positionsfond  sein, 
lihi^v  es  giebt  in  vielen  Ressorts  aueli  zu  iünlereu,  idebt  gebeimen 
Zwecken  Fonds,  über  welcbe  der  Minister  oder  der  Cbef  eint»r 
Heborde  nacb  eigenem  Ermessen  die  Verfügung  luit,  z*  B.  zur 
Gewäbning  von  Uuterstiitzungon,  oder  von  Beiliülfen,  zur  Reniu- 
ueration  ausserordentliclier  Arlieiten  n.  s.  \\\  Ausgaben  aus  diesen 
Fonds,  wek'be  man  als  Dispositionsfonils  mit  Reelit  zu  beze*icbnen 
pflegt,  da  ilire  Verausgabung  der  Disposition  der  l^etreffendeii 
Verwaltungshebörde  iil^erlasseo  ist,  sind  zu  verreebnen  nml  urjter- 
liegen  der  gewübn lieben  Reeliunngskontrob^.  In  dem  Kapitel  über 
die  finanÄtecbuiscben  Seiten  (H,  90  flf.)  wirft  der  Verfasser  die 
ausserordentlieben  Ausgaben  und  Einnabmen  mit  dem  sage«. 
j,ausserordentlicben  Etat"  zusaramen.  Aus  dem  Etat  des  Deut- 
seben Reiehs  nnd  demjenigen  mcbrerer  deutsclien  Staaten  bätte 
der  Verfasser  erseben  können,  da.ss  aueb  die  einmab'gen  und  aus- 
serordentlieben  Ausgaben  und  Einnnbnien  im  ^ordentbeben  Etat" 
liguriren,  ilass  dagegen  der  ausserordetitbebe  Etat  diejenigen  Aus- 
gaben umfasst ,  welfdie  aus  den  Erträgen  von  Aideberi  oder  der 
Verwendung  von  freiem  Kapital  (Finanzvermogen)  zu  bestreiten 
sbid.  Auf  die  praktis(  he  staatsreebtb(*be  Bedeutung  dieser  Fnter- 
scbeidnng  inr  das  Deutsebe  Reirh  b;d)e  ieb  in  meinem  Staatsrecht 
in  MAKguAJü>SKN*s  Handljuch  S.  'J^Hi  Note  1  hingewiesen. 

Hinsiebtlieb  der  Frage  nach  der  Speciabsimng  der  Etats- 
Positionen  behauptet  der  Verfasser  S.  1413  im  Anseldnss  an 
(tNEIst,  dass  diese  Frage  juristiscb  nichts  Anderes  als  die  Frage 
nach  der  Grenze  zwischen  der  Kompetenz  der  Gesetzgebungs- 
und tk^r  Verordnnngsgewalt  in  dem  besonderen  Falle  der  Fest- 
setzung des  Biulgets  bedeute.  „Insoweit  also  die  Normirung  der 
Staatszwecke,  bf^ziehnngs weise  der  zur  Erreichung  derselben  noth- 
wtmdigen  Einnclitmigen  und  Anstalten  nach  positivem  Staatsreebt 
tU*r  Gesetzgebung  zuk(mimt,  wird  atndi  die  Feststellung  der  Aus- 
gaben für  die  Erfüllung  der  Staatszwecke^  welcbe  letzteren  gegen- 
über immer  nur  einen  accessorischen  Charakter  baben,  der  Gesetz- 
gebung nberhissen  Ijkaben  müssen ;  insoweit  aber  die  Normirnng 
der  Stnatszwecke  rerlitlicb  iler  Verordunugsgewidt  zusteht,  gebt 
es  nicht  an,  dass  das  Parlament  der  Verordnungsgewalt  jenca 
Recht  verkümmere,  indem  es  die  Festsetzung  der  Ausgaben  dazu 
benutzt,  seine  eigene  t^ompetenz  auf  Kosten  der  Regierung  zu 
crweiteni".     Als  Beispiel  liilirt  der  Verfasser  mit  Rücksiclit  auf 
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Oesterreich  einerseits  rlio  Ausgaben  für  die  Univei'sitaten,  ande- 
rerseits diejenigen  für  die  Gymnasien  an.  Weil  die  Errichtung 
von  Universitäten  in  Oesterreich  in  der  (U\m\wiPWA  der  Gesetz- 
gebung stehe,  de  SS  halb  sei  es  eojTect,  dass  der  (Kredit  fiir  jede 
Universität  Gegenstand  eines  Spezialviitunis  ist;  \\d\  dagegen  die 
Errichtung  von  Gymnasien  im  Ermessen  der  Verwiil tu ng  stelle, 
würde  die  Yotirung  iles  Credits  tiir  Jedes  einzelne  Gyrnnjisiinn 
einen  Eingrifl*  in  die  Hechte  der  Verwaltung  bedeuten.  Tel»  halte 
diese  gan^e  Anschauung  für  vullkDUimen  unzutrefiend  und  glaul)e, 
dass   ilire  Unrichtigkeit  durcli  einen  Blick  in  Jedes  heliebigt'  liud- 

ft  mit  Leichtigkeit  zu  erkennen  ist.  Die  Etatspnsitirm^'u  sind 
ch  vonv'iegend  praktischen  Gesichtspunkten  grui>])irt  und  auf 
solchen  Gebieten^  welche  der  Verordnungsgewalt  der  Regierung 
untci^stellt  sind,  in  der  Regel  viel  weiter  speziaUsirt»  als  nach  den 
durch  Gesetze  gebotenen  Euhriken.  Wie  würden  z.  B,  derlfilitär- 
Etat,  der  Marine-Etat,  der  Etat  der  Gesandt^cliaften ,  der  Post 
und  Telegrai)liie  n,  s.  w,  aussehen,  wenn  sie  nach  tler  vom  Ver- 
fasser aiilges teilten  Regel  gestaltet  werden  miisst*»n  !  Der  Verfasser, 
der  eine  solche  Regel  in  die  Welt  schickt,  sollte  doch  einmal  den 
Versuch  maclieU;,  in  irgend  einem  Etatsgesetz  hei  den  einzelnen 
Positionen  das  Gesetz  anzugeben,  durch  welches  die  Spezialisirung 
gei'ade  in  diesem  Maasse  begründet  wird»  Er  wird  sich  bahl 
ühei-zeugen,  dass  dies  unmöglich  ist  und  dass  ein  Etat,  der  nach 
einer  so  doctrinären  8ch:dilune  umgestaltet  würde,  einen  geradezu 
lacherlichen  Euidruck  machen  würde.  Die  gesetzliclie  Ordnung 
des  Behörden-Systems  imd  der  von  den  Behörden  zu  erfüllenden 
Aufgaben  ist  für  die  Gestaltung  des  Et^its  zwar  ein  mitbestim- 
mender Factor;  aber  die  Grwppining  und  namentlich  die  Spe- 
zialisirung  der  einzelnen  PositiomMi  richtet  sich  vorzugsweise  nach 
den  wirthschafthcljen  Bedürfnissen  der  Verwaltung.  Die  Schei- 
dung der  Ausgaben  in  sächliche  inid  persönliche,  in  fortdauernde 
und  einmalige,  die  Zerlegung  des  Bedarfs  einer  und  derselben 
Behörde  nach  verschiedenen  Verbrauchsgegenständen  u.  s.  w,  hätte 
den  Verf.  von  der  Unriclitigkeit  seiner  Ansicht  überzeugen 
können.  'Es  ist,  gleichviel  ob  eine  staatliche  Thatigkeit  (hirch 
Ges<?tz  oder  durch  Veror<hunig  geregelt  istj  vollkommen  möglicl», 
dass  für  die  Durchführung  irgend  eines  Werkes^  für  die  Erfül- 
lung irgend  einer  Aufgalie  der  Staatsverwaltung  eine  Rtmmie  als 
?auschc|uantuni   l>ewilhgt  wird,    deren  Verwendung  im  Einzelnen 
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(lor  Regierung   überlassen  bleibt    mu\   oft  der  Natur   der  Sache 
nach  überlassen  bleiben  niuss ;  es  ist  aber  t^benso  gut  das  andere 

Extrem  müglichy  dass  die  Verweiidimg  der  in  einem  Titel  oder 
Kapitel  zut^amDiengofasstcn  Stimme  bis  iiul  den  letzten  Pfennig 
genau  bestimmt  ist.  Dazwischen  gibt  es  unzählige  Mittelstufen. 
Die  Fixinnig  derselben  bestimmt  sicli  nicht  mich  der  Abgrenzung 
zwisrbcn  dem  (Tclnet  der  Uesetzgebinig  und  Verordnurig,  smnleru 
ledighch  darnach,  bis  zu  welchem  Grade  der  Spezialisirung  die  Prü- 
fung und  Feststellung  der  Pojsitioneu  inöghcb  wai'  »uid  iiir  zweck- 
mässig eniebtet  wurde,  und  dies  ist  1)pi  allen  Zweigen  der  Verwal- 
tung nach  iiinm  eigen tliündiclien  Bedürfnissen  und  nach  Jlaassgabe 
der  in  einem  gegebenen  Zeitpunkt  herrsciienden  Verhältnisse  sehr 
verschieden.  Kiclitig  ist  nur.  dass  die  Eegierungsbehcirflen  durch  jede, 
über  das  bitsherige  Jfaass  binaosgehende  Sijezialisirung  fester  ge- 
bunden und  beschränkt  werden  und  dass  daher  die  Frage  nach  der 
grösseren  oder  geringeren  Spezialisirung  des  Ktats  zu  einer  poU- 
tisehcn  Xfacht-  uml  Streitfi-age  zwisclicn  Regieiung  und  Vulksver- 
tri'ttnig  werden  kaim.  Die  Theünahmc  dtT  letzteren  an  einem  Ver- 
waltungsact  ist  nicht  weniger  eine  Hcsdirankung  der  Minister,  wie  die 
Tlreiiiiahme  der  V(dksvertretuug  an  der  Gesetzgebung.  In  jeder 
neuen  Sijeeialisirung  der  Veiten  erl>Iickt  der  Verfasser  eine  gesetz- 
liche Veräuderuug  tler  bestelierHlen  (xrenze  zwischen  der  Oonipetenz 
der  Gesetzge!)ung  uiul  Verwaltung.  „Es  enthsüt  dann  das  Special- 
votuiu  die  rechtliche  l-lestimmung^  dass  die  bisherige  Cympetenz- 
gi*enze  liiusiehtlich  des  lietrelVenden  Staatszweckes  verschoben  werde, 
und  gleichzeitig  die  Votirung  des  Credits  in  Gemässheit  der  neuen 
Regelung  der  Kompetenz,"  Also,  wenn  bei  dem  Etat  einer  Be- 
hörde die  Gehalte  der  »Sekretare,  Registratoren  und  Kalkulatoren, 
die  bislier  in  einer  Summe  zusaimucngeliisst  waren,  in  drei  ge- 
trennten Positionen  bewilligt  werden,  so  winl  dadurch  ein  Reebt«- 
satz  sauktiouirtj  welcher  die  (Frenzen  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung verändert!  Das  Gleiche  würde  der  Fall  sein,  wenn  man 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  zu  zahlenden  Wittwenpensionen  und  ■ 
l?ntei'stützuugsgelder  für  Hinterhhehene  von  Beamten  mich  Zweck- 
mässigkeitsrücksicliten  in  mehrere  I^ositionen  zerlegt  oder  in  eine 
Summe  zusammenfasst.  Mau  muss  wirklieb  stamien,  welche  un- 
endliche Fülle  von  „Rechtssätzen^  und  zwar  von  so  wichtigen« 
Reclitssätzen,  wie  es  diejenigen  über  die  Kompetenz  der  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  sind,  hei  jeder  EtatsfeststcUiuig  sanctio- 


1 


J 


nem  Votum   üln-r  einen  Eiinialniic-  oder  Aiisgal>e-Posteji    ver 


und    noch    dazu    ^niiz  unbewusst    und  uiiDOTierl! 


m 


teckt  und  mit  dieser  Bewilliguiif^  verquickt,  und  in  Staaten, 
welchen    ein  Oberhaus   nur   die  Alteniative  hat,   den  Etat  im 
Ganzen   anzunelnnen    oder   zu   verwi'rfeiu    der  speziellen  I-*nifimg 
_und    Zustininiun^    des  überliauses   entzogen!     Solchen   willkfir- 
leiten  Fictionen  und  Unterstellungen,  zu  denen  die  thMtsäch- 
ldien  VorjTjinge  in  keiner  Weise  stimmen,  kann  nuiu  einen  dog- 
mitischen  Werth  ineht  heiniessen. 

Sehen  wii*  uns  nun  die  eigentliche  Budgetrechts-Theorie  des 

Terfasisers  näher  an.    Er  ^eht,  wie  dies  nach  dem  heutigen  Stande 

?r    Frage    in    der    deutsrlien   Ilechtslitteratur    selhstverständlieh 

1,  von  dem  Begriff  des  ^constitutionelhni  (-iesetzes^  aus     Indem 

die  Unterscheidung   der  (iesetze  in  solche   im   fonuellen  und 

^ohdie  im  materiellen  Sinne  ausdrücklich  verwirft,  unteruimmt  er 

Ä,   -den  einheitlichen  HegrüT  des  Gesetzes,   wie  ihn  die  Praxis 

canstitutionellen    Statttslehens    luM^ausgebildet    hat,    in    seine 

lerkmale  aufzulösen/  (K  UU  ff.)     Er  verlangt  nun  zuerst  als 

kli    wesentliches  Äferkmal    fb:s  (Tesetzes,    dass    es    eine    „Anord- 

uuiig^  enthalte.     Dazu    gehört   vor  Allem    eine  Willensentschlies- 

iiig*     ^Eine  vom  Wdien  unabhängige  Tliatsaclie  kann  nieiuals 

Jeset/.  sein*^.     ,,E!ieu sowenig  ki^nn    ein  Urttu'il,    da   es  eine  A\n"- 

indesoperation  und  kehie  Willeusi'utsebliessung  ist,  Iidialt  eines 

esetzes  sein**,     ^Ausgeschlossen  vom  Inhalte  eines  Gesetzes  sind 

pmer  alle  Willensentschliessuugen,  die  nicht  das  Verliältniss  der 

feber-  und  I^nterordimng  zum  Ausflrucke  bringen**.     ^Nur  iuso- 

reit  kann  jeder  Gegenstand   des   staatlichen  Leliens  Gesetz  wer- 

d<*n,  als  er  eine  anordnende  Willenseutsehliessung  bedeutet.   Gesetz 

ist  eben  n ieht  Staa ts w  ille,  snnden i  a  n  o  r  d  u  e  n  d  e  r  S  t a  a t  s  w  i  1 1  e. 

,X>abei  dihfe  nicht  übersehen  werden,  dass  die  anordueude  WUlens- 

fentschliessuug  nicht  zusammenfalle    und   daher  nicht  verwechselt 

rerden  dürfe  mit  der  angeordneten  Handlong^, 

Wir  hätten  also  zunäclist  ein  Merkmal  des^  Gesetzes  und 
i'ar  ein  vom  Inhalt  desselhen  hergenommenes,  also  materiel- 
!^8;  eine  Anordnung.  Der  Gegensatz  zu  der  von  mir  entwickel- 
en  Theorie,  dass  ein  Gesetz  im  materiellen  Sinne  die  Anordnung 
ines  Rechts  Satzes  sei,  besteht  nur  tiarin.  dass  Seidleu  den 
Jegriff  weiter  lasst  und  mir  irgend  eine,  das  Verliältniss  der  ITeber- 
und  Unterorthiuug  zum  Ausdruck  hriugfude  Anordnung  verlangt. 

AfcUi»  fllr  ilf€iilllcliü8  Recht  I.  l.  |2 
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Aber  dieses  eine  Merkmal  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers  nicht 
das  einzige;  nicht  jede  solche  Anordnung  ist  ein  Gesetz,  Anstatt  min 
die  übrigen,  nodi  ansserdeni  ei-forderlirhen  Merkmale  anzureihen^ 
springt  der  Verlasser  von  diesi-r  durch  die  Lo*.nk  pt4Kjtenen  Fortsetz- 
ung der  Entwickeluiig  der  hegriffliehen  Merkmale  ah  und  geht  auf 
einen  ganz  anderen  Punkt  ein»  Er  führt  nändich  aus  (S.  194),  dass 
schon  iin  absoluten  Staat  das  Gesetz  als  der  nnniittelbar  voiu 
Inhaber  der  Staiitsgewalt  gesetzte  und  angeortlnete  Staiitswille 
die  Wirkung  allgemeiner  Rechtsverhindtichkeit  hatte  und  desshalb 
auch  den  Monarchen  selbst  gobnndeu  hnhc  Der  Satz  „jirinceps 
legibus  solutus  est^  sei  die  reine  Negation  jeder  liechtsoninmig 
und  könne  auch  im  absoluten  Staate  niclit  Wahrheit  sein.  Kechter 
Ernst  scheint  es  freihch  dem  Verfasser  damit  nicht  z:u  sein;  denn 
er  fügt  sofort  hinzu :  ^Weun  der  absolute  Monarch  bei  einem 
einzelnen  Kegiernngsacte  von  deu  bestebeiulen  Gesetzen  ab- 
weicht,  so  liegt  darin  ei-stena  ein  das  bestehende  Gesetz  derogi- 
rendes  neues  Gesetz  und  zweitens  der  auf  Grund  des  neuen 
Gesetzes  vorgenommene  Regier ungsact  "^  (S,  195).  Also  der 
absolute  Monarch  braucht  sich  in  der  Tbat  bei  den  einzelnen 
Regierungsaeten  nicht  an  die  bestehenden  Gesetze  zu  kebr**n-  er 
gilt  nur  desshnll^  nicht  als  legibus  soltitus^  weil  fingirt  ^^^rd, 
dass  er  stillschweigend  immer  erst  ein  neues  Gesetz  erfassen 
habe,  welches  seine  Maassregel  rechtfertige.  Hat  er  nun  das 
alte  Gesetz  dauernd  aufgebohen.  oder  nur  für  den  einzelnen  Fall? 
Sind  die  Behörden  nud  l'nterthauen  in  anderen  Füllen  an  das 
pulilizirte  und  ausdrücklich  erlassene^  tnler  im  das  subintelligirte, 
aus  der  Entscheidung  des  einzelnen  Falles  zu  construirende  Gesetz 
gebunden?  Der  absolute  Monarcli  seihst  kann  jedenfalls  hei  jeder 
anderen  Maasregel  nicht  blos  das  imi»licite  erlassene  Gesetz  wieder 
betV>lgenj  sondern  es  auch  stillschw^eigend  wieder  anlTieben 
und  das  frühere  Gesetz  stillschweigend  wieder  in  Kraft  setzen 
oder,  wenn  es  ihm  beliebt,  ein  drittes  Gesetz  stillschweigend 
anordnen»  Der  Untei^chied  zwischen  der  Despotie,  „der  reinsten 
Negation  jeder  Rechtsordnung,"  und  der  absoluten  Monarchie 
besteht  also,  soweit  ich  sehen  kann,  nur  darin,  dass  num  in  der 
letzteren  für  jede,  weimgleicb  völlig  willkürliche,  Maassregel  des 
Monarchen  ein  stülschweigend  erlassenes  Gesetz  fingirt,  durch 
welches  sie  gerechtfertigt  wirtb  wjihreml  man  in  der  Despotie  sich 
diese   unnütze   Mühe   erspart.     Der  Verfasser   aber   ist  nnt  Fik- 
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tionen  verachwenderiscli  iiinl  tust  iibentll,  wo  er  zu  coustruiren 
glaubt,  bestellen  seina  C^Kustrnctiuiieii  in  Fiktionen,  (3urch  welche 
die  thatsäcliliehen  Vorginge  in  ihr  (lef^enlheil  verkehrt  werden. 
Vor  Allem  al»er  hätte  der  Verfasser,  bevor  er  sich  in  Betrach- 
tungen über  ilie  Wirkungen  eines  (lesetzes  er^in^»  bei  der 
Stange  bleiben  und  die  begrifflichen  Merkmale  desselben 
feststellen  soUen,  Allenliugs  wiid  alier  ein  zweites  Äferkninl  des 
Gesetzes  bei  dieser  (Tek^^enheit  aufgestellt  oder  vielmehr  unter 
der  Hand  eingeselnnuggelt,  nämlieli:  dass  diis  Gesetz  „unmittel- 
bar vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  gesetzt  und  angeordnet  ist.'* 
Hienlurch  werden  alsti  diejenigen  ^Arundnungen^  aus  dem  Ge- 
setzesbegi'iff  ausgeschieden,  welche  nicht  unmittelbar  vom  In- 
haber der  Staatsgewalt  ausgidien.  Wir  erlialten  demnach  für 
il(*n  monareliisehen  Staat  den  Satz :  Gesetz  ist  eine  vom  Mun- 
archen  erlassene  Anordnung;  „Gesetz^  liedeutet:  „landesherr- 
liche Verordnung^;  und  da  wir  gesehen  haben,  dass  dieselbe 
keine  Recbtsnorni  zu  tiitlmlten  branclit,  so  ist  jeder  landes- 
herrliche Erlass,  jede  Verfügung j  jeder  Gna<lenact,  kurz  jede 
^das  Verhidtniss  der  Ut^ber-  und  Unterordnung  sium  Aus- 
dmcke  bringentle  AVillenseutseliliessung"  des  Muiiarclien  ein  ^^Ge- 
»etz*.  I>a  wären  wir  zunächst  für  die  absolute  Monareliie  bei 
einem  recht  schonen  „GesetzesbegritT"^  angelangt  und  wir  sind 
nicht  mehr  weit  entfernt  von  der  von  Zoun  ')  zum  Besten  gegebenen 
Behauptung,  dass  der  St^aatswille,  der  naeb  aussen  befehlend 
oder  gewnlirend  sich  äussert ,  i  ni  m  e  r  e  i  n  e  n  R  e  c  h  t  s  s  a  tz  scbaflt 
und  dass  Rechtssatz  und  Verwaltungsbefelde  nicht  Gegensätze 
sind^  sondern  auch  der  Verwaltungsbefebl  ein  Reclitssatz  sei"). 
Gegen  Tbeorieji  ,  welche  paradoxe  Sätze  ohne  eine  Spur  von 
BegründuJig  und  ohne  jede  Untersuchung  ihrer  Tragweite  uiul 
Brauchbarkeit  nach  Willkür  aufstellen  uml  ^  wo  sie  un))e(|uem 
werden 7  wieder  ignoriren,  liLsst  sielt  freilich  mit  den  Mitteln 
fülgerichtiger  Logik  niclit  ankämpfen. 

t*)  In  Hibth's  Annalen  1885  S.  311  f^. 
')  Also  z.  B.  die  Anor<!imn^',  dass  die  Eben  bahn  wagen  L  KL  gelb  lackirt 
en  sollen,  (hier  dass  die  Stein jieinmrken  eine  gewisse  Zeicbmaig  erhalten 
sollea  t  oder  dafts  der  Hufbefchlag  der  Kavalleriejiferde  in  gewisser  Weise  er- 
folgen, oder  dass  eine  Behörde  ihren  Bedarf  an  Schrei bmat^irial  von  einem 
namhaft  gemachten  Lieferanten  heuielien  solle,  oder  die  EJnfühntng^  irgend 
neuen  Fortnulars  für  aintlkhi?  ZusüniinensteHungen  oder  Rechnungen 
—  dies  Alles  seil  äfft  .Hechtswatze*! 

12* 
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Seidler  erklärt  nun  weiter:  Durch  den  Uebergang  zur  con- 
stitutionellen  Regierungsform  liabe  sich  nun  die  Befugniss  des 
Monarchen  als  Gesetzgeber  geändert;  der  Monarch  kann  ohne 
Zustimmung  der  Volksvertretung  kein  Gesetz  erlassen,  mithin  ein 
einmal  erlassenes  auch  nicht  auflieben.  „Der  Unterschied  des  con- 
stitutionellen  und  des  absoluten  Gesetzes  liege  also  nicht  in  dem  Ge- 
setze selbst,  sondern  in  der  Relation  des  Gesetzes  zu  den  Befugnissen 
des  Monarchen."  Diese  Verschiedenheit  der  Relation  sei  das  speci- 
fi  sehe  Merkmal  des  Constitution  eilen  Gesetzes;  darin  hege  zum  Un- 
tei-schiede  vom  Gesetze  des  absoluten  Staates  die  specifische  Gesetzes- 
kraft des  constitutionellen  Gesetzes."  Wir  erfahren  hier  nicht,  was 
ein  Gesetz  ist,  sondern  wie  es  wirkt.  Zugegeben,  was  ja  unbestritten 
ist,  dass  im  constitutionellen  Staate  der  Monarch  durch  ein  Gesetz 
gebunden  wird,  so  giebt  es  doch  keine  Antwort  auf  die  Frage 
was  ein  Gesetz  ist.  Seidler  kömmt  nun  auch  in  der  That 
auf  die  Merkmale  des  Gesetzes  wieder  zurück;  er  legt  sich  die 
Frage  vor,  „wieso  man  denn  überhaupt,  auch  schon  im  alisoluten 
Staate  dazu  kam,  dem  Gesetze  gegenüber  den  anderen  Aeusse- 
rungen  des  Staatswillens  eine  besondere  Stellung  einzuräumen, 
ihm  eine  höhere  Stärke  und  Autorität  gegenüber  den  anderen 
Emanationen  des  Staatswillens  beizulegen"  (S.  196).  Er  findet  die 
Antwort  darin,  dass  der  Stiiatswille  selbst  denjenigen  Anordnungen, 
welche  er  als  Gesetz  erlässt,  eine  höhere  Autorität  als  anderen 
Anordnungen  beilegt.  „Das  Gesetz  erscheint  damit  gleichsam  als 
Anordnung  der  Staatsgewalt  ex  cathedra".  (!)  Daraus  folgert  er 
zweierlei,  dass  das  Gesetz  nur  unmittelbar  vom  Inhaber  der  Staats- 
gewalt erlassen  werden  kann  und  dass  dasselbe  durch  seine  äussere 
Form  sich  von  den  anderen  'Anordnungen  des  Staates  unter- 
scheiden muss.  Wir  erhalten  daher  nach  diesen  Erörteningeii 
drei  Merkmale,  welche  zu  einem  Gesetz  begrifflich  not h wendig 
sind,  nämlich: 

erstens:   es  muss  eine   Anordnung  sein,   d.  h.  eine  Willensent- 
schliessung, die  das  Verhältniss  der  Ueber-  und  Unterord- 
nung zum  Ausdruck  bringt^); 
zweitens:    es    muss   unmittelbar   vom  Inhaber   der  Staatsgewalt 

ausgehen ; 
drittens:  es  muss  in  einer  bestimmten  Form  *)  erlassen  werden. 

')  Es  stimmt  damit  nicht  überein,  wenn  Srtdlkr  an  anderen  Stellen 
seiner  Schrift  (z.  6.  S.  194,  199  u.  a.)  sagt,  es  müsse  eine  „Norm"  enthalten. 
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Da  das  zweite  dieser  Erfonlomsse   in   deui  drittou  mit  ont- 

lialteu   ist   und  jedeiitalls   für   die   lilier  den  Begritf  des  (jesetzes 

Sfhwebentle  Stmtfnigo   olnie   Kt^lan«^   ist,    so   kann   man   die   von 

Skidkkk  erforderten  Merkmale  auf  zwei  zurückführen:  ein  Gesetz 

SUBS  einen  gewissen  Inhalt  und  eine  gewii^se  Form  haberu 

Nun  liegt  aber  doeli  folgende  Erwägung  nidie.  Derselbe 
Inhalt,  der  für  ein  (lesetz  wej^entlieb  i^t,  kann  unbestreitbarer 
Weise  auch  in  andere  i*  Fonn  als  in  der  des  Gesetzes  rechts  wirksam 

t  erden,  wie  die zalillasen  Verordnungen,  Erlasse,  Verfügungen  u.s.w, 
eweisen^  in  welchen  „eine  das  Verliältni^s  der  Ueber-  und  Unter- 
rdnmig  zum  Ausdiiick  bringende  AVniensentselLhessung"  enthalten 
t.     Da  diese  Anordnungen  wegen  ihres  gemeinsanieii  Merkmals 
nter  eine  gemeinsame  Begriffskategorie  geln'acht  werden  kinineti 
j—  und  sofern  diese  Kutegorie    praktische    oder    theoretische  Be- 
putung  hat,  gebmcht  werden  müssen  —  so  ergiebt  sich  der  Be* 
"griff  des  ^Gesetzes  im  materiellen  Siime'*.     Nur  muss  ich  aller- 
lings  aus  Gründen,   die  auseinanderzusetzen  hier  zu  weit  führen 
tirde.  daran  festbalti'n,  dass  liienniter  niclit  alle  das  Verbiütniss 
?r  Ueber-  und  Unterordnung  zum  Ausdruck  Ijringende  Willcns- 
at Schliessungen,  srnulern  nur  alle  einen  Kerlitssatz  sanctionirende 
VillensentschliessuTigen  '/usanniiehzufassen  sind,    (tanz  unabhängig 
iervon  bleibt  aber  feststehend,  dass  die  Form,  in  welcher  diese 
"Anordnungen   erlassm  werden,  für  diese  Begiitlskategorie   kein 

ilerknial  abgiebt. 
Andererseits    ist    es    ebenfalls    ludiestreithar^    dass    diejenige 
^ortüf  welche    für    den  Gesetzesbegrift"  S|iezifiseh    ist,    auch   An- 
rendnng  finden  kann  für  Erkliirungen,  welclie  entweder  überhau|it 
ehie  Widunst^ntscbbessungen  sind^  cnler,  wenn  sit^  es  auch  sind,   sn 
doch    das  Verbältniss   der  Ueber-  und  Unterordnung    nicht   zum 
AiLsdruck    bringen.         Skidlku    sagt:   ^t»in  Gesetzgeben  der  von 
^—seinem  Willon  unabhängige  Thatsachen  gesetzhch  anordnen  wollte, 
^fpriirde    dieselbe  Läcberlichkeit   begeben,   wie   Xerxes,    als  er  fUis 
Meer  peitschen  liess/    Wenn  nun  aber  ein  Gesetzgeber  dies  doch 
IhiitV    Ist  ein  ^hichci-licbes^  Gesetz  nicht  auch  ein  (besetz ?    Aber 
nan  braucht  gar  nicht  so  weit  zu  gelipo.    Wie  viele  Gesetzgeber 
sen  sich  verleitenj  begi'iflsentwickelnde  Satze  aufznnehmeiL  Nach 
IDLER's   eigener  Versicherung    (S.    1H2)     kann    aber   nur   eine 


*)  SODLEB,  S.  I'f9  mgt  ,111  dor  Fmm  Koditeus".  als  ob  kndesbtTrlicho 
Verorduunf^en  nicht  auch  in  der  Form  Rechtens  erlassen  werden  loüssten. 
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yiWillenseiitscliHessung'^,  nicht  aiicli  eine  Vci^staiulesoperatiüii  der 
mögliclie  Iiihült  eines  Gesetzes  sein.  Er  nnige  nnn  einmal  gütigst 
sein  östexreichisches  allgemeines  iHir^eiiiches  Gesetzbuch  zur  Hand 
neliraen.    In   demselben  lautet   gleich  der  erste  Paragraph: 

„Der  Iiihegritt*  der  Gesetze,  wodurch  die  Privatrechte  und 
Pflichten  der  Einwohner  dm  Staates  unter  nich  hestiramt  werden, 
macht  diis  hürgerUclie  Recht  in  demselhen  aus.^  i 

Was  wird  hier  augeordnet?   Nichts,    Wenn  man  sich  den ■ 
ersten  Paragi*aphcn    des  Gesetzbuchs  als   nicht   vorhanden  denkt, 
bleibt  das  österreichische  Reclit  genau  ebenso^  wie  es  niit  demselben 
ist.    Es  ist  eine  LehrbuchsdefinitioUj  die  nicht  einmal  richtig  ist, 
da  das  bürgerliche  Recht  nicht  blos  die  Privatrechte  und  Pflichten 
der  Einwohner    des    Staates   regelt.     Eine    „das   Verhältniss 
der  lieber-  und  UnterordnuDg  znm  Ausdruck  bringende  Willens- 
cntschliessnng"  ist  doch  der  Begiiff  des  bürgerlichen  Rechtes  nicht 
und   chesen   Beginfl'  durch    eine  Willensontschliessuug    bestimmeu 
oder  abandeni  zu  wollen,  ist  nicht  minder  lächerlich  als  der  Ver- 
such des  Xerxes,  „das  widerspenstige  Elejnent  unter  seinen  Willen 
zu  beugen.*'    Caesar  non  supra  graumiaticos  I    Nichts  ist  leichter,  ■ 
als  aus  älteren  und  neueren  y^Gesetzen^  zahllose  Beispiele  zu  sam-  ™ 
mein,  in  welchen  in  ganz  derselben  Weise  wie  im  eisten  Paragraphen 
des  österr»  Gesetzbuches    anstatt  einer   Anordnung    eine   wissen* ■ 
schaftHche  Definition,  ehie  theoretische  Betrachtung  gegeben  wird.  " 
Eine  bequeme    und   unerschö|}f liehe  Fundgrube   dafür  ist    der 
Cod.  MaxiniiL  Ravaricus   civilis.     Hier  nuige  ebenfalls  der  erste 
Pm^agraph  angeführt  werden.     Doi-selbe  lautet:  M 

„Die  Rechtsgelebrsanikeit  oder  .Jurisprudenz  besteht  nicht" 
nur  in  gründlicher  Kennt niss  der  Rechte,  sondern  auch  in  rich- 
tiger Anwendung  derselben  auf  die  vorkommenden  Eiille."         ■ 
Es  ist  m.  E,  unbestreitbar^   dass   in    unseren   Gesetzbüchern 
und  auch  in  manchen  Eiozelgesetzen  sich  in  Masse  Sätze  finden, 
welche  keine  „AVillensentschU essungen,"  sondern  ^Vei'staiidesoiiera- 
tionen"^  „(Jonstatirung  von  Tbatsaclien",  richtige  oder  unrichtige 
Definitionen,    Rechtswnhrheiten    oder    Rechtskrthünier    ii.    s.   w. 
sind,    die    aber    dessen    ungeachtet    -,Gesetze^    sind,    und    zwar 
desshalb,  weil  sie  in  der  Form  des   Gesetzes   erlassen   sind*). 
Man  kann  nicht  einwenden,   dass   die  Aufnalune    solcher  Bestini* 

*)  Interessaiit<j  Erortomn^en  in  dieser  Richtang  eutlullt  die  —  erat  nicli 
Abfassung  dieser   Abbaudlan^  mir  zagekonmieae   Schrift  von    Eissls:    ,Ufl- 
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auiigen  in  ein  (Tesetz  ein  Verstoss  gegen  die  GesetÄgehiiiigskinist 
sei;  deTiii  dieH  ist  vöLUg  unerheblich;  der  Gesetzes!) egri ff  ist  auf 
gute  und  schlechte  Gesetze  gleicinnüssig  anwendbar. 

Aber  auch  mit  voller  und  wohlberecbneter  Absicht  wird  die 
Form  des  Gesetzes  irj  Fallen  angewendet ,  in  deDcn  eine  An- 
ordnung iiiclit  erlassen  werden  soll* 

In  Preussen  ist  am  4.  Juli  1876  ein  aus  aswei  Paragraphen 
^stehendes  Gesetz  erhtssen  w^orden.  Der  ei^te  Paragraph  erklärt 
die  Staatsregierung  für  ermächtigt  mit  dem  Deutschen  Reich 
Verträge  abzuscWiessen,  durch  welche  tue  Reclite  des  Staates  an 
Eisenbahnen  auf  das  Reich  idior tragen  werden.  Diese  Rechte  werden 
UTjter  Wer  Ziflern  aufgeführt.    Der  zw^eite  Paragraph  fügt  die  Bc- 

Ifitimmimg  hinzu: 
.  „Bezüglicli   ihr   in   §  1    unter    1,  3,  4  envähnten  Vertnn- 

I    baruDgen  bleibt  die  GenehmiguDg  der  beiden  Häuser  des  Land- 
I    tages  vorbehalten.*^ 
I        AVenn  wir  die  verhältnissmässig  ganz  unerhebliche  Ziff,  2  des  §2 
kusser  Betracht  hissen,  so  gleicht  dieses  Gesetz  jenem  (Geschäfts- 
briefe mit  dem  Postscriptuni :    „Ich  widerrufe  Alles^   ,  .  .  Die  im 
§  l  ertbeilte  ^Ermächtigung'^  wird  im  §  2  wieder  zurfickgenommen. 
\h\i>s  die  Regierung  Vertrage  unter  dem  Vorbehalt  der  Genelmii* 
gung  des  Landtages  abschhessen  kann,  ist  selbstverständlich.    Ein 
Gesetz,  ^velches  dies    in  einem  einzelnen  Falle  constatirtj    enthält 
keine   x\nordnung,    ertheilt    keiiu^    Krmiichtigung ,    kein   Verbot, 
keinen  Befehl,  es  ist  vullkünnneu  inhaltslos.    Und  doch  ist  es  der 
^fcUegenstand  der  lehliaftesten  Del)atten  gewesen,  hat  die  öffentliche 
^bleinung  in  hohem  Grade  aufgeregt  und  Fürst  Bismarck  selbst  hat 
^Has  ZiLstandeknmmeu  desselben  mit  aller  Energie  betrieben»    Seine 
^■Bedeutung  bestand  bekanntlich  darin*  dass  der  Reicliskanzler  eine 
Aeusserung  des  preuss.  Landtages  wünschte,  in   welcher  derselbe 
seine  Zustiumiung  zu  dem  damals  vom  Reichskanzler   verfolgten 
Reichseisen Itahnproject  zu  erkennen  gebe.   Das  Gesetz  vom  4,  Juni 
1876   ist   inhalthch   völhg   gleichbedeutend   mit  einer  Resolution; 

iüe  Form  des  (lesetzes  ist  gewählt  worden,  um  dem  Reiehstag 
ud  Bundcsrath  gegenüber  darauf  hinweisen  zu  können,  dass  die 
ireussischen  Gesetzgeliungs-Factoren  Ivereit  sind,  in  die  Ueber- 
ragung  der  preussischen  Eisenl>ahnen  an  das  Reicli  einzuwilhgen. 
erbindlicher  Gesetateaiuhiilt"  S,  41  £  besoniiLTs  45  fl.  (Pr(>rectwats-Pro;,'ramm  der 
,  üni?ei»,  Freibujg  von  188o.     S.  a,  Arcluv  für  die  civiliöt.  Praxi?,  Bd.  09  Heft  3.) 
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Die  Beliauptuiig;    flass  jedes   Gesetz  einen   Recbtssatz   enthalU^ 

welche  v,  Martitz  und  Zorx  mit  melir  Erapliase  als  ITebex- 
legnng  ausgesprochpii  haben,  zeigt  sieh  im  diesem  Gesetz  in 
ihrer  völligen  Unriehtigkeit. 

Auch  Gesetze»  weldie  •^Thatsaclieti*^  enthRlten  und  also  Uiich 
Seidler  widersinnig  sind»  knnimen  gar  nicht  schon  vor;  ein  Bei- 
spiel liefern  die  in  jedem  Jahre  erhissenen  Reichsgeaetze,  welche 
konstatiren,  dass  die  von  den  Einzelstaaten  zu  zahlenden  Matri* 
lculiu*beiträge  tnr  ein  Etatsjahr  nach  den  wirklichen  ErgeVmissen 
desselljen  sicli  anders  l)creclnieny  als  sie  im  Etat  fiir  dieses  Jalir 
veranschlagt  waren  und  demgemtiss  sie  anderweitig  feststellen. 
Und  wenn  man  in  einem  Etatsgesetz  die  Summe  festsetzt^,  welche 
in  einer  xukünftigen  Budgetperiode  die  Betriebskosten  und  die 
Einnahmen  der  Eisenl>ahnen,  Bergwerke,  Forsten,  die  Erträge  der 
Zölle,  che  Verpflegung  der  Militännannschaften  und  die  Fütterung 
der  Pferde  n.  dergl.  betragen  werden^  lumdelt  es  sich  da  etwa 
um  eine  ,,das  Verliiütniss  der  Ueher-  und  Ilnterordniuig  verwirk- 
hchende  WillensentschUessung?"  Ist  es  etwa  weniger  ^lächerlich ^, 
die  zukünftige  Entwickehing  des  Verkehrs,  den  Ausftill  der  Enite, 
die  Preise  der  Lebensmittel  und  Bergwerksprodukte  u,  s.  w.  ^unter 
den  Willen  des  Gesetzgeliers  zu  beugen"  iUs  das  y, widerspenstige 
Element"?  Und  doch  werden  Jahr  titr  Jahr  in  allen  Staaten 
^Gesetze**  mit  einem  solchen  Inlialt  erlassen. 

Mit  dem  Doitpelmerknial  des  Skidleh' scheu  Gesetzeshegriffes 
kommt  man  daher  in  che  Bruche.  Wenn  auch  nur  eines  van 
beiden  Merkmalen  vorhanden  ist,  spricht  man  von  einem  Gesetz. 
Wenn  der  oben  citiiie  §  1  des  österr.  Gesetzb.  sagt,  der  In- 
begriff der  Gesetze  .  .  .  macht  das  bürgerliche  Recht  aus,  so 
wird  doch  wohl  Seidlek  nicht  behau jiten  wollen,  dass  landeshen-L 
Verordnungen^  Erlasse  u.  s.  w;,  denen  die  Gesetzesfonn  fehlt,  zu 
den  Quellen  des  bürgerUcheu  Beclits  nicht  gehören.  Wemi  die 
Eiiifuhrungsgesetze  zur  deutschen  Strafproz.-O,  §  7,  zur  Civil- 
prozess-0,  §  12,  zur  Konk.-O.  §  2  erklären  ^^Gesetz"^  bedeute  ^ede 
Rechtsnorm",  so  kann  demgegenüber  doch  nicht  bt*hauptet  wer- 
den, „Gesetz*^  bedeute  blos  che  in  einer  bestimmten  Form  er- 
lassenen Rechtsnoimen.  Man  kann  aus  allen  Rechtsgebieteu  und 
aus  allen  Zeiten  Beispiele  dafür  erbringen,  dass  das  Wort  „Ge- 
setz" oder  ^Gesetzesreclit^  gleiclibedeutend  mit  jus  scriptum  ver- 
wendet wird.     Wenn    demgegenüber  Zorn   in   Hikth's  Annalen 
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1885  8,  301  hi'hauptpt,  ^die   Praxis   keimt  jeneti   zwiespältigen 
Jesetzesbegriff  uielit^,  „er  sei    der  Praxis    völlig  imbekaniit,  ja 
riidezu  iinvei-standlich,    der  untersclieiclendo  Punkt  des  (xesetzes- 
?gnffes  sei  rein  fonneller  Art",  m  gehört  liirrzn  jene  Ungenirt- 
Bit,  nüt  welcher  Zorn  Beliauptungen  iinlziistellen  pHegt.    Gleicli 
larauf  S.  305    stellt  Zr»RX  selbst  Restinimnngeii   fler    Eeiebsver- 
fassiirig    zusammen,   in  denen,  wie    e)*    sagt,  „dits  Wort   „(iresetz- 
gebung^  gleiclihedeutend   mit  Reclitssetzuiig  (obne  Rücksicht   aiif 
|ie  stur  Aiiwendnng  gebrachte  Form)  bedeutet-^    Sind  diese  Be- 
timmungen   der  Reichsvertassung  imd   der  Reiehsgesetze,    denen 
^^;&ahllose  älniliche  aus  anderen  Gesetzgelningen  an  die  Seite  gestellt 
^■rerdeti  können^  etwa  nicht  der  ^Praxis"  angehörend?    v.  Märtitz, 
^Hler  in  seiner  Ahhandhing  über  den  cnnstitnt.  Begi'iff  des  Gesetzes 
Vfto  zahlreiche   einander  widersprechende   Behauptungen  neben  ein- 
[      ander  gestellt  hat^  giebt  wenigstens  zu  (S.  49),  „dass  es  filr  das 
I      Gebiet  der  Judicatur  unumgünglich  sei^  wie  unsere  Oivilisten  thnn 
und  unsere  Reichsjustizordnungen  es  vorschreibenj  unter  den  Be- 
griff des  Gesetzes  ^jede  Keelitsnorm*^,  also   audi   die  landeslierr- 
hche  Verordnung,  das  Commnnalstatnt,  die  Polizeiverordnung  ein- 
^■pireiben.'^     Ja,    ^nnsere   Civilisten"   und    die  ^  Justizordnungen'^ ! 
^K)ie  nnissen  sich  freilicli  lest  an    die   Begritte  halten   und   können 
^picht  mit  Dmen  nach  Beiieben  umspringen ;  da  handelt  es  sich  um 
P      ^das  Gebiet  der  Judikatur",  um  contradietorLsches  Vei*fidiren,  um 
mit  Entscheidungsgründen  versehene  ITrtheile,  gegen  welche  Reclits- 
mittel  zidässig  sind,    da  nniss  nn^n    auf  die    leidige  Logik    einige 
lücJcsicht  nehmen.     Aber   „unsere    Publicisten"  und    deren  „Be- 
achtungen'^ —  (he  iülJen  sieh  dnrdi  solche  Banden  nicht  genirt, 
die  fassen   das  ^Gesammtluld^*  ans  der  Vogelperspective    auf,   die 
egen  in  dem  blauen  Aether  der  Spekulation,  getragen  vom  Pathos, 
Ion  der  politischen  Gesinnung,  von  der  historischen  Ansch  anung 
ine  kleine  Verschiebung    des  Gesichtspunkts,    eine  Verandenuig 
ler  Beleuchtmig  —  und  das  ganze  Bild  gewinnt  eine  andere  Ge- 
iIäU,    Es  ist  schwer,  einen  Begriff  in  seine  Consequenzen  zu  ver- 
igen und  durch  eine  lange  Reihe  von  Schlüssen   sich   innerlialb 
r  durch  einen  Ohersatz   gezogeneji  Grenzen   zu    halten;   da   ist 
bequemer,  sich  dui-ch  den  äusseren  Einfbiick  bestimmen  zu  lassen, 
tien  man  von  der  einseitigen,  so  zu  sagen  sinnlichen  Betrach- 
ng  eines  Gegenstandes  gewiimt,  und  aof  ihn  allein  Theorien  zu 
eüj  au  die  man  sich  dann    sdl»st   nicht  kelut,    wo   sie   Eintiu 
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niclit  passen,  sondern  die  man  mit  einer  veräclitlicheii  Bemerkung 
über  die  „foniialistisrhe  Lor'ik'^  bei  Seite  seliiebt. 

Wenn  nun  einerseits  Anordnungen  voii  Reclit^sätzen  ohne  Rück- 
siebt  auf  ilie  Fnnn,  in  welcber  sie  erkssen  werden,  „Gesetze^  heissen 
und  andererseits  es  auch  „Uesetze^  giebt^  die  keine  das  Verlialtniss  der 
reberordtunig  und  l^nterordniing  verwirkliebende  Willenseiitsclilies- 
sung  (oder  ricbttger  uiul  dem  Wesen  der  8adie  entsprecbeuder 
ausgedrückt:  keine  Rechtsvorschrift)  entbalten,  sondern  welche 
nur  de  SS  halb  Gesetze  beissen,  weil  sie  in  einer  bestimmten  Fonn 
ergangen  sind  d.  h.  vom  Träger  der  Staatsgewalt  nach  erfolgter 
Zustimmung  der  Volksvertretung  sanctionirt  und  publicirt  sind  — so 
ergiebt  sieli  in  beiden  Fallen  Ein  Jlerknial^  niindieli  dort  derGe- 
setzesinbältj  hier  die  Gesetzesforai,  für  massgebend  und  ausreichend* 

Das  xwieiacbe  Erforderniss,  welclies  SEiur.KR  für  den  y,ein- 
beitlichen"  Begriff  des  Gesetzes  aufstellt,  erweist  sich  sonach  als 
ein  Irrtbum,  Es  gehören  nicht  zu  dem  einen  Gesetzesbegiiff  zwei 
ilerkmale,  sondern  es  giebt  zwei  verseliietlene  Regriffe,  die  beide 
nnt  dem  Wort  Gesetz  bezeichnet  werden,  von  denen  jeder  durch 
eines  der  beiden  von  Seidlek  aufgestelh<^n  Jlerkmale  eharakterisirt 
wird:  das  Gesetz  im  materiellen  Sinne  (der  liolieren  Begriff!?- 
kategorie  „Uechtssatz''  untergeordnet)  und  das  Gesetz  iin  formel- 
len Sinne  (der  holieren  Begriffskategorie :  „Form  der  staatlichen 
Willenserklärung"  snbsumirt).  Hätte  die  Terniinolugie  des  cou- 
stitutionellen  Staatsrechts  nicht  an  die  franzosische  Lelue  von  der 
Theilung  der  Gewalten  angeknüpft  und  jede  unter  Mitwii'kung 
der  Volksvertretung  zu  Stiiiule  konnmnde  Bethätigung  des  Staats- 
wiUens  dem  pouvoir  legislalif  zugeschrieben,  so  wäre  der  Dop^iel- 
sinn  des  Wortes  „Gesetz'^  vielleicht  veniiieden  worden.  Im  eng- 
lischen Reelit  bezeichnet  man  bekannthch  das  Gesetz  im  mate* 
rit^Ilen  Sinne  als  Statute  Law,  dessen  GegeiiBatz,  das  unge- 
schriebene Recht,  das  Comnn»n  Law  ist;  dagegen  heissen  die 
Gesetze  im  formellen  Sinuc  Parlamentsakte  oder  auch  Bills, 
Au6di*ücke,  die  keine  Beziehung  auf  den  Inhalt  liaben. 

Auch  die  angeblieb  spezitische  Wirkung  der  Gesetze,  die 
allgemeine  Verbindlichkeit,  aus  welcher  sich  ergeben  soll, 
dass  ilie  Untei'schcidung  in  materielle  mid  formelle  Gesetze  „un- 
IH'aktiscb"  sei,  erweist  sich  als  ein  nnklarer  Gedanke,  Auch  Ver- 
orclnungen  und  andere  Anordnungen  der  Stiuits^ewalt,  welche 
nach  Maassgabe  des  üfleJitlichen  Rechts  ordnungsmässig  zu  Stande 
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gekomnieii  sind,  IiulH/n  iLllgoiueinc*  Verbintllichkeit  iiufl  riiüssfu  von 
ilen  Behörden,  Gerichten  und  l'iiterth<'ineii  hefoljjft  werden.  Und 
fioUten  sie  für  den  Monarclien  selhwt  gleicht^ültig  ninl  unverhind- 
ich  sein?  Steht  en  etwa  in  seinem  lte!iel>etj,  oh  dieselhen  iin  ein- 
ehien  Falle  Anwendung  finden  sollen  oder  nicht?  Man  vergegen- 
irärtige  sieh  nar,  einen  wie  tief  in  dns  Priv;itret'1it,  Stnifrecht,  Pro- 
lessrecht,  Ven^altungsrecht  eingreife rnlen  Inhalt  viele  Verordntmgen 
üben.  Der  Satz  princeps  legilnis  sohitns  est  gilt  im  Rechtsstaat 
bensowenig  in  Betreft'  der  Verordnungen  wie  der  Gesetze. 

Unter  der  Voranssetznng,  dass   eine  Rechtsverordnnng  dem 
echt  gemäss,   also   gültig,    erlassen  worden  ist,  kommt  ihr  die- 
selbe Wirkung  zu,  wie  dem  Gesetz;  der  hi  ihr  sanctionirte Rechtssatz 
ist  in  derselben  Weise  rechtsverbindlich  wie  der  in  einem  Gesetz 
'enthaltene   und   es  ist   beis{»ielsweise   in    dieser   Beziehung   völlig 
imerheblich,  ob  hegend  eine  Handlung  durch  eine  Bestimmung  des 
Reiehsstraigesetzbuches    oder    durch    eine    rechtsgültig    erlassene 
Polizeiverordnung  fih-  strafbar  erklärt  ist.    Den  Unterthaneu  ver- 
flichtet   die   eine   vde  die  andere.     Die  verjiHichtende  Kraft  be- 
ult auf  dem  Befehl  des  Staates   und  es  gemigt,   dass  dieser 
efelil    in    rechtsgiiUiger   Weise   erlassen    ist,    gleichviel    welche 
orm  das  Recht  als  die  gültige  anerkennt. 

Diese  Wirkung  hat  aber  das  Gesetz  sowohl  wie  die  Verordnung 
ur  in  dem  Falle,  dass  es  einen  wirkhchen  (materiellen)  Befehl 
ithlllt,  nicht  blos  den  Schein  eines  solchen.  Gesetze  wie  die 
ben  beispielsweise  angeführten  Paragraphen  des  österr.  Gesetz- 
bnchs  und  des  bayerischen  Landrechts  oder  wie  das  jn^euss.  Gesetz 
,vora  4,  Juni  187H  sind  ohne  alle  Rechtswirksajnkeit,  wed 
lie  ohiH^  Rechtsinbai t  sind,  Urnen  gegenüber  mit  v.  MAJtrrri: 
Oll  Unverbrüchlichkeit,  U n verletzlichkeit,  ver pfli ch tender  Kraft, 
Majestät  des  Gesetzes  u.  dgl.  zu  reden,  ist  eitel  Phrase. 

Wenn  man  nun  sagt,  dass  der  Monarch  nur  dm'cb  das 
eseiZy  nicht  auch  durcli  die  Verordnung  gebunden  werde,  dass 
so  nur  das  Gesetz  allgemein  verbindlich  sei,  so  vennengt  man 
Avei  ganz  verschiedene  Dh^ge.  Diese  Gebundenheit  bezieht  sich 
,cht  auf  die  verpdichteude  Kraft,  sondern  auf  die  Befugniss  zur 
ufhebung.  Der  Monai^ch  hat  im  constitutionelleu  Staat  nicht 
Freibrief,  die  von  ihm  erlassenen  Vercn*dnungen  zu  verletzen, 
ndern  die  rechtliche  Befugniss,  sie  aufzulieben,  während  er  das 
k'»etz  nur   im  Wege   der  Gesetzgebung    aufheben    kann,     l^as 
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letztere  gilt  auch  von  Gesetzen  ohne  Kechtsinhalt;  den  ersten 
Paragraphen  des  bayr.  Landrechts  kann  trotz  seiner  Inhaltlosig- 
keit  der  König  von  Bayern  im  Wege  der  Verordnung  ebenso 
wenig  aufheben,  wie  irgend  ein  anderes  Gesetz.  Das  preuss. 
Gesetz  vom  4.  Juni  1876,  so  nichtssagend  es  ist,  kann  durch 
eine  Verordnung  nicht  beseitigt  werden.  Dies  ist  die  Wirkung 
der  staatsrechtlichen  Form,  in  der  es  erlassen  worden  ist.  Es 
giebt  also  nicht  eine  Art  von  Gesetzeskraft,  sondern  zwei  Arten. 
Die  materielle  Gesetzeskraft  ist  die  auf  dem  Herrschaftsrecht  des 
Staates  beruhende  Verpflichtimgskraft  seiner  Rechtsgebote, 
die  formelle  Gesetzeskraft  ist  gleichbedeutend  mit  der  Rechts- 
regel, dass  ein  im  Wege  des  Gesetzes  zu  Stande  gekommener 
AVillensact  des  Staates  auch  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung 
wieder  aufgehoben  werden  kann.  Gerade  aus  diesem  Grunde  ist 
es  durchaus  missverständlich,  wenn  neuere  Schriftsteller  (von 
Martitz,  Zorn,  Löning)  von  einer  „blos'*  formellen  Gesetzes- 
kraft sprechen  imd  der  Anschauung  Ausdruck  geben,  als  sei  die 
selbe  etwas  relativ  Geringeres  als  die  materielle*,  sie  ist  etwas 
durchaus  Anderes.  Hiemach  kami  ich  die  Angiiffe  Skidler's 
gegen  die  Unterscheidung  der  Gesetze  im  materiellen  und  for- 
mellen Sinne  ebenso  wenig  wie  diejenigen  v.  Martitz's  und 
Zorn's  für  begi'ündet  erachten. 

Folgen  wir  aber  nunmehr  den  weiteren  Erörtenmgen  Seidler's 
über  das  Budgetrecht,  so  stossen  wir  auf  eine  Ueberraschung. 
Nachdem  er  im  §  2  (des  VI.  Capitels)  die  Unterscheidung  z^vischen 
formellen  und  materiellen  Gesetzen  zurückgewiesen  zu  haben  glaubt, 
untei*sucht  er  im  §  3,  „inwieferne  der  Scheidung  von  formellen 
und  materiellen  Gesetzen  rechtliche  Relevanz  zukomme,"  und  liier 
entwickelt  er  folgende  Unterscheidung  (S.  209  fg.):  „Materielle 
(■»esetze  produziren  neue  Rechtssätze,  sie  bilden  und  entwickeln 
die  Rechtsordnung  foii:,  formelle  Gesetze  liingegen  bringen  die 
geltenden  Rechtssätze  zur  Anwendung."  „Während  in  aller  Regel 
ein  Rechtssatz  unmittelbar  durch  die  Verwaltung,  beziehungsweise 
Rechtsprechung  seine  Verwirklichung  findet,  besteht  bei  gewissen 
Rechtssätzen  die  rechtliche  Besonderheit,  dass  ihre  Verwirklichung 
veiTiiittelt  werden  muss  durch  Gesetze,  welche  die  Verwirklichung 
derselben  anordnen.  Diese  Gesetze,  welche  die  Venvirkhchung 
bestehender  Rechtssätze  vermitteln,  indem  sie  ihren  Gesetzesbefehl 
mit  dem  Inhalte  derselben   erfüllen,    sind   die  blos  (!)  formellen 
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Ges<?tze*^SI^SHBfeen  ahr-r  die  Reclitsyätze  nicht  zur  iniTiiitti:^!' 
hureti  Anwendung,  sie  verwiiklicJK'U  diesullien  nicht  wie  Verwal- 
tung und  RechtsprecluniK;  sie  vcriuji ttehi  vielmehr  die  Verwirk- 
licijuiig  der  bestehenden  ReehtsHätze  durch  tlie  fjesetzliche  Anord- 
nung ilirer  Verwirklichung,^  Dieser  itdialdiche  rntei*seliied  ist 
«her  —  fahrt  Seidlkü  iWrt  —  für  das  Wesen  des  Gesetzes,  die 
Gesetzeskraft,  irrelevant  und  praküsch  schon  desshalb  rduie  Be- 
lang, weil  rnan  es  den  Gesetzen  nieht  ansieht  (!),  oh  sie  einen 
neuen  Rechtssatz  schnffeu  und  nur  4ler  Jurist,  der  das  gesammte 
bestehende  Recht  eines  Staates  kennt,  diesen  Tnistand  mit  Ke- 
stinimtheit  koustatiren  kann.^ 

Skidleu   knüpft    diese  ganze  Deduction   an   meine  Erorte- 
ningen    über    den    Unterschied    zwischen   R^^chtssatzung   inid    6e- 
«i^tzesform   (materielle  und  formelle  Gesetze)  an   und    giebt  sich 
flen  Anschein,   als    oh    er   nur   die    richtigeu  ^Konseijuenzen  aus 
dem    von    mir    aufgestellten    ReehtshegriÜ'^    ziehe.      Er    henierkt, 
S*  210,  der  In*thum  Labani>'b  liegt  darin,   dass  er  die  ixinnellen 
^Gesetze  der  Verwaltiuig  und  Rechtsprechung    gleichstellt    und   in 
leuselben  eine  uundttelhare  Venvirkliclnnig  des  hestelieudeu  Rechtes 
erblickt,  während  in  denselben  eine  hins  njittelbare  Verwirklichnng 
ftde^en  ist.     Irh    niuss   micli   lum    dagegen   voi-^saliren,   dass  nur 
r^end  etwas  von  demjenigen,  was  Seidlkk  niir  zuschieiht»  in  den 
iinn  gekommen  sei;  ich  einsehe  ans  dieser  Ausfiihnmg  nur,    dass 
iRlurJCii  meine  Erörterungen  ganz  und  gar  nicht  verstanden  liat 
Wenn  er  seine  Deduction  mit  dem  Satze  abschliesst :    y, Ma- 
terielle Gesetze  müssen,  formelle  können  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung angeordnet    werden,^    so   mnss   ich   sagen,   dass   ich    mir 
ne  sumlosere  Behauptung  xils  diese  nicht  zn  denken  vermag;  es 
li  der  eiufiiche.   drastische  Unsinn. 

Die  Beliauptung  nun,  dass  es  Gesetze  gieht,  die  ei*st  wieder 
durch  Gesetze,  welche  ihre  Verwirklichung  anbefehlen,   realisirbar 
erden*  ist  ohne  allen  Beweis  hingestellt;  weder  die  Entstelmng. 
ich  die  Zweckmässigkeit,  noch  die  h)gisclie  Nothwendigkeit  der- 
Iben  ist  irgendwie  dargethan;  ihre  Existenz  ist  durch  keine  Bei- 
iele  belegt,  durch  keine  historische  Entwickeluug  erklärhch  ge- 
t.     Und    da  Seidt.er   seihst    diesem   Begriti'  jede    ]>raktische 
utung  abspricht    und   ihn  für  einen   ,, juristisch-theoretischen*^ 
t,  8o  glaubte  ich,  dass  diese  Entwickelung  einzig  und  allein 
n    Zweck    habe,    die    mir  —    fülselilich    zugeschriebene  — 
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Theorie  vom  materiellen  und  formellen  Gesetz  ad  absurdum  zu 
führen.  Merkwürdiger  Weise  dient  nun  aber  dieser  ^praktisch 
belanglose'*  und,  vde  ich  liinzufüge,  „theoretisch"  werthlose,  will- 
küriiche  und  sinnlose  Unterschied  Seidler  dazu^  um  auf  ihm 
seine  Budgettheorie  aufzustellen.  Nachdem  er  über  die  verschie- 
denen Theorien  und  die  „geschichtliche  Ent\vickelung"  des  Budget- 
rechts von  1789 — 1848  in  oberflächlichster  Weise  referirt  hat, 
kömmt  er  zu  der  Behauptung,  „das  Etatgesetz  ist  die  rechtUche 
Voraussetzung,  nicht  die  Vollmacht,  zur  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben".  Deutlicher  drückt  sich  der  Ver- 
fasser S.  233  aus.  Daselbst  sagt  er:  „der  Etat  ist,  insow^eit  er 
ausschliesslich  die  rechtlich  normirten  Ver^\endungsz^vecke  in  sich 
schliesst,  formelles  Gesetz,  das  heisst:  er  vermittelt  die 
Verwirldichung  bestehender  Rechtssätze,  indem  er  seinen  Gesetzes- 
befehl auf  die  Verwirklichung  dieser  Rechtssätze  richtet.  Der 
bei  jedem  Einzel votum  erlassene  Gesetzesbefehl  lautet  daJier:  der 
rechtUch  nonnirte  Verwendungszweck  ist  zu  verwirklichen.  Ein 
solcher  Befelü  hat  die  gleiche  Kraft,  wie  jeder  andere  Gesetzes- 
befehl, und  die  Regierung,  welche  ohne  die  Erlassung  dieses  Be- 
fehls zur  Venvirklichimg  des  bestehenden  Rochtssatzes,  oder,  was 
dasselbe  ist,  zur  Vornahme  der  betreffenden  Verwaltungshandlung 
nicht  befugt  w^ar,  ist  nunmehr  dazu  veri)flichtet." 

Hinsichtlich  der  erst  durch  das  Etatsgosetz  zu  normirenden 
Verwendungszwecke  erklärt  es  der  Verfasser  für  „unbestritten"  (!!), 
dass  jedes  auf  die  Nonnirung  gerichtete  Votum  einen  materiellen 
Rechtssatz  schafft"  (S.  234). 

Bei  Summen,  deren  Höhe  absolut  im  Voraus  zu  bestimmen 
seien,  erstrecke  sich  der  gesetzliche  Befehl  auch  auf  die  Summe; 
dagegen  „die  Festsetzung  der  nur  wahrscheinlichen  Höhe  einer 
Ausgabensumme  bedeutet  da.s  durch  den  Nichteintritt  nicht  vor- 
hergesehener Umstände  negativ  resolutiv  bedingte  Verbot,  die 
fixirte  Summe  zu  überschreiten"  (S.  235). 

„Aelmliche  Bedeutung  haben  die  Positionen  der  Einnahmen. 
Wo  die  Einkommensquellen  durch  dauernde  Gesetze  rechtlich  nor- 
mirt  sind,  wie  in  Preussen  und  im  Deutschen  Reiche,  bedeutet 
die  Einstellung  in  den  Etat  wieder  den  mit  Gesetzeskraft  aus- 
gestatteten Verwaltungsbefehl,  die  rechtlich  noniiirten  Einkom- 
mensquellen  zu   venvirklicben ;   hinsichtlich   der  durch  das  Etats- 
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Beiz   neu   geschaffenen  Eiiikommensqiielleii   liege  ein  materieller 
Dsetzesbefehl  vor"  (S.  236,  237). 

Nai'h  <lieser  Tbeoric    ^iebt  es  also  vmv  Fülle  vmi  Gesetzen, 

Rammt  und  somlei*s  iiielit  ausfüiirhar   sind   und   von    «1er   lie- 

gierung  nicht  ausj^etühii:  werden  dürfen,  wenn  nicht  ei*st  für  ein  lie- 

stiiumtes  Jahr  ein   neues  Gesetz  die  Austulinmg  hefiehh.     Dass 

^e  Geaetsje  seihst  davon  kein  Wort  sagen,    dass   die  Verfassung 

sen  prinzipiellen  Rechtssntz  nirgends  aussprieht»  dass  ein  prak- 

Bche«  Bediirfniss  denselben  in  keiner  Bezieliung  rechtferfigt  —  das 

les    konmit   nicht    in    Betracht.     Wir    arbeiten    hit^r   mit    Fic- 

ionen  und  je  mehr  eine  Fiction  sich  vmi  der  Wirklichkeit  ent- 

ntf  je  weniger   sie   sich  an  dan  positive  Gesets^esmaterial  Imlt, 

krasser  sie  den  Dingen,  \\ie  sie  thatsächlich  sind»  widt^i'spricht 

^—  desto    grossartiger    und    geninler    erseheint    sie;    desto    freier 

durchbricht  sie  die  Schranken  ^der  civilistischen  Mcthoile^.     Wir 

haben   d  a  u  e  r  u  d  e  Gerichtsverfassungs-j   Rehörden-Oi'ganisations-^ 

ilitär-Gesetze;    al>er  ausgeführt   dürfen    sie  nicht  werden;   ilirin 

^hört   alljährlich  ein  neues  Gesetz.     Wir   haben    die  geselzliclie 

Bgelj    dass   die    Beamten   lebenslänglich   angesteUt  werden, 

ihr   Anspnich    auf  Geludt^    Pension  u.  s.  w.  ein  wolderwor- 

öes  Recht  ist,  das  im  Wege  des  (?iviI])rozesses  von  ihnen  ver- 

hlgt  werden  kann.    Thut  Niclits!  diesi^  Vürsclirifteu  dürfen  nicht 

isgefiihrt  werden    ohne    ein    Gesetz    für  jedes    Etntsjahr*     Die 

Rläuläger  des  Staates    lierufen   sich  vergeblich  darauf,    dass   ihre 

Anspiiiche    auf  Verzinsung   und   Rückzahlung   ihrer   Forderungen 

ge.setzlich    anerkannt   sind.     Die  V  e  r  w  i  r k  1  i  c  h  u  n  g    dieses    Ge- 

Äes  muss  in  jetlem  Jalu"  erat  durch  Gesetz  befohlen  werden. 

j.ss  der  Betrieb  den  Staatsnnst alten  Kosten  venirsacht,   ist,  wie 

EIDLEK  S.  236  sagt,  nur  ein  Motiv  des  Gesetzgebers,  sie  zu  be- 

lilligen*     Wenn  der  Gesetzgeber   etwa   auf  tUeses   „Motiv ^   kein 

^wicht  legt,    so   kann   er    den    y,materiellen  Gesetzesbefeld'^    er- 

sen^   dass  die  Eisenbabnenj    Post,    Bergwerke,   Forsten  u.  s.  w*. 

einem  Jahre  Einnahmen  von  bestimuiter  Höhe  abwerfen^  aber 

ine  Betriebskosten  verursachen  sollen.    Die  Gesetze  über  Grund- 

»uer,  EinkomuN^nsteuer,  Verzehnnigsaljgahen  u.  s*  w.  haben  nicht 

flie  Bedeutung,  dass  sie  ^verwirklicht^*  werden  sollen;  sondern  sie 

sind    nur    gleichsum    „auf  Vfu-ivitli"^    ftnnnulirt,    damit    sie    gleicli 

rtig  sind»    falls  etwa  der  Gesetzgelier  den  Einfall  bek<iuitnt*    sie 

VM  Jahre  für  realisirbar  zu  erklären.    Der  Industrielle  oder 


—     192     — 

der  Kaufmann,  welcher  mit  Rücksicht  auf  die  ZoUgesetze  sein 
Gewerbe  betreibt,  befindet  sich  in  einem  schweren  Irrthum ;  deun 
ob  diese  Zollgesetze  venvirklicht  werden,  hängt  von  dem  unbe- 
rechenbaren Umstände  ab,  ob  ein  Gesetz  erlassen  werden  winl, 
welches  für  das  nächste  Etatsjahr  ihre  Verwirklichung  anordnet! 
Unsere  Gesetzsammlungen  enthalten  nicht  —  wie  man  glauben 
möchte  —  rechtswirksame  Anordmmgen  fiir  die  Regelung  der 
Lebensverhältnisse;  sondern  sie  sind  nur  Depots  von  Gesetzen, 
die  an  und  für  sich  keine  Wirkung  haben;  vielmehr  werden  in 
jedem  Jalire  erst  durch  das  Etatsgesetz  diejenigen  Bestimmungen 
herausgeholt,  die  verwirklicht  werden  sollen,  wie  man  bei  einer 
Mobilmachung  die  erforderlichen  Waffen  einem  Arsenal  entnimmt. 
Und  dies  gilt  nicht  nur  von  den  seit  Einführung  des  constit. 
Syst<?ms  erlassenen  Gesetzen,  sondern  es  erstreckt  seine  Wirkiuig 
auch  auf  alle  Gesetze  und  Staats-Einrichtungen,  welche  schon 
vorher  in  Kraft  getreten  waren.  Die  hannlos  klingende  Bestim- 
irtung,  diuss  die  Einnahmen  und  Ausgaben  alljährlich  durch  ein 
Gesetz  veranschlagt  werden  sollen,  hat  diese  AVunderwirkung;  sie 
hat  alle  vorliandenen  Gesetze  ihrer  Diu'cliführbarkeit  beraubt,  sie 
bewirkt,  dass  man  bei  jedem  neuen  Gesetz  die  clausula  generalis 
hinzudenken  muss:  dieses  Gesetz  darf  nicht  verwirkhcht  werden, 
falls  es  nicht  alljährlich  in  Geltung  gesetzt  wird. 

Das  ist  die  Anschauung  des  Verfassers  über  die  Bedeutung 
des  Budgetgesetzes  als  eines  —  in  seinem  Sinne  —  formellen 
Gesetzes.  Diesem  Hauptpunkt  gegenüber  halte  ich  es  nicht  für 
erforderlich,  auf  die  Einzelbemerkungen  einzugehen,  die  er  zur 
näheren  Durchfuhrung  und  Erläutennig  hinzufügt.  Sie  würden 
mir  zu  scharfen  Bemerkungen  zahlreiche  Veranlassungen  bieten. 
Nur  Einen  Pmikt  muss  ich ,  um  nicht  ungerecht  und  *  ein- 
seitig zu  erscheinen,  noch  ei*^ ahnen,  weil  er  eine  wesentliche 
Ergänzung  der  Theorie  Seidlkk's  bildet.  Der  Satz,  dass  das 
Etatsgesetz  die  „Voraussetzung"  bilde  fiir  die  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  habe  —  sagt  Seidlkr  —  eine  Kehr- 
seite, welche  sich  an  die  gesetzgebenden  Organe  richte.  Er  ent- 
halte nämlich  die  unbedingte  Nothwendigkeit,  ein  Etatgesetz 
zu  erlassen  (S.  230).  „Ein  gesetzgebendes  Organ,  welches  seine 
Mitwirkung  zur  Feststellung  des  Etatsgesetzes  versagt,  verletzt 
seine  Pflicht  und  ladet  die  Verantworiung  auf  sich,  den  Staat  in 
den  Nothstand  gedrängt   zu    haben,    dass   er   rechtlich    seine 
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Dahmen  und  Ausgaben  nicht  verwalten  kann,  und  dies  nnn 
.ch  deu  tieboteii  de«  Nothstandes  tliuii  nniss.^  Hier  wird 
,  wie  in  anderen  mit  Skioler^h  Auffiisstm^  nnhe  ver- 
'andten  Erörterungen  in  der  neuesten  deutschen  Littemtur  über 
,s  Budgetrecht^  ein  Fall  vorausgesetzt,  «Ter  niemals  vorkommt, 
ler  praktisch  ohne  allen  Belang  ist.  Wann  versagt  wohl  je 
gesetzgebendes  Organ  seine  Mitwirkung  zur  Feststellung 
8  Etatsgesetzos y  Wann  setzt  sicli  jemals  eine  Kammer  oder 
e  Regierung  selbst  so  offt^nknndig  in  Widersi»ruch  mit  dtnn 
etz?  Aber  [iraktiseh  sind  die  Fiille,  dass  Regierung  und 
Volksvertretung  sich  bei  dieser  Mitwirkung  nicht  einigen 
können  oder  dass  sie  nicht  rechtzeitig  fertig  werden.  Wenn  ein 
Scluiftsteller  von  diesen  praktisch  wiclitigen  Fallen  schweigt 
und  mir  von  dem,  in  der  Phantasie  alleiti  existü'enden  Falle 
det,  dass  ein  Organ  der  Gesetzgehung  seine  Mitwirkung  zur 
eststeliung  des  Etats  versagt,  wie  etwa  ein  unartiges  Kiiid  er- 
klärt, dass  es  nicht  mitspielen  will,  so  setzt  er  Leser  von  einer 
^kiühertrefnichen  Albernheit  voraus.  Dies  braucht  man  sich  aber 
^Blicht  gefallen  zu  lassen;  und  man  kann  die  Schriftsteller,  welche 
^^mmer  nur  von  Staatsstreichen  der  Regierung  oder  Strike's  des 
Parlaments  reden,  einfach  auf  den  Fall  verweisen,  dass  Regierung 
1  und  Volksvertretung  —  beide  bona  iido  —  an  dem  Etatsgeselz 
^^itwirkeUf  aber  es  nicht  zu  Stande  bringen.  Was  dann? 
^Plic  Rhodus,  hie  salta!  Sonderbarer  Weise  nimmt  aber  der 
Verfasser  selbst  seinen  Satz,  dass  ein  gesetzgehendes  Organ  unbe- 
dingt verpflichtet  sei,  an  der  Feststellung  des  Etatsgesetzes  mit- 
xuwirken,  sofort  wieder  zurück.  Er  erinnert  sieh  nambch  (S.  231), 
da»  die  Volksvertretung  „nach  constitutioneller  Auflassung"  durch 
die  Genehmigimg  des  Budgets  der  jeweiligen  Regierung  ^das 
Vertrauen  votirt^;  walirend  die  Zurückhaltung  der  Genehmigung 
als  Ausdruck  „des  höclisten  Misstraueos'^  gilt.  Das  stehe  nun 
im  Belieben  der  Volksvertretung;  Vertrauen  braucht  sie  der 
Regierung  nicht  zu  erklären:  ganz  unbekümmert  um  ihre  ^nnbe- 
thngte**  staatsrechtliche  Pflicht  kann  die  Volksvertretung  also  er- 
kUiren:  „Diesem  Ministerium  keinen  Groschen" <  Die  Folge 
davon  sei  entweder  die  Demission  des  Ministeriums  oder  Auf- 
lös^ung  der  Kammer*^),  Nur  dürfe  man  aber  ja  nicht  glauben,  dass 

'J  Da  tr»an  Ähnlichen  Erwägungen  in  der  staatsrochtlielien  Literatur  sehr 
hÄufi^  begegnet,   flo  möge  hier  tlaraiif  hingewiesen    werden,    dass  „Vertrauen** 

Arcliit  rar  offeutlirb«  Barlit  LI.  |g 
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(ladurcli  das  verfassungsmässig*^  kcdit  dva  Monfu^clieii ,  «Jie  Minister  . 
zu  cru^^iinen,  bescliräukt  werde,  da  —  man  höre  und  bewundere 
den  Scharrsinu !  ^  die  abloknende  Hiiltun!^  der  Vcdksvertretung 
nicht  den  Monarchen  verpflichtet,  den  R[inister  zu  entlassen,  viel- 
mehr die  Mhiister  es  sind^  welelie  mit  Rücksicht  auf  dieselhe 
beim  Mnnarehen  um  ihre  Demission  ansuchen". 

Wenn  der  Monareh  nicht  verijflichtet  ist,  die  Minister  zu. 
entlassen,  so  ist  das  Denussionsgesuch  dei*selhen  blosse  Spiegel- 
fechterei; und  wenn  es  dem  Mouaixhen,  falls  die  Minister  auf  | 
der  Genehmigung  üires  Entlassungsgesuclies  beharren»  nnhenonmien 
ist,  andere  Minister  von  derselben  Parteistellung  zu  benifen,  so 
wimle  diesen  die  oppositionelle  Kammermajorität  das  Vertrauens- 
votum ebenfalls  vei^agen,  d.  h.  das  Budget  nicht  genehmigen*] 
Ist  aber  tler  Monarch  genotbigt^  ein  der  Majorität  genehmes  Mini- 
sterium  zu  berufen,  sol>ald  diese  Majorität  durch  Verweigerung 
des  Budgets  dieses  Verlangen  auedrückt,  so  kann  man  docb  nicht 
longnen,  dass  dadurch  sein  verfassungsmässiges  Recht  zur  Er- 
nennung der  Minister  beschränkt  werde. 

Der  Veif»  fiigt  nun  hinzu,  dass^  wenn  das  Ministerium  trot«  | 
des  Misstrauensvotmns  nicht  zurücktritt,  sich  wieder  die  Pflicht 
der  Volksvertretung  geltend  mache,  das  Etatsgesetz  rechtzeitig  (!) 
zu  genehmigen  (S,  232).  Abgesehen  davon,  dass  nicht  zu  ver- 
stehen ist^  wie  die  Rechtzeitigkeit  gewahrt  werden  soll,  wenn  üi- 
zwischen  die  neue  Etatsperiode  begonnen  hat,  so  muss  es  doch 
auch  fraglicli  erscheinen,  welchen  Simi  überhaupt  die  ganze  Bud- 
getverweigerung bat,  wenn  bei  der  Hartnackigkeit  des  Ministeriums 
die  Pflicht  der  Volksvertretung  zur  CTenehmiguug  sich  geltend  ■ 
macht. 

Was  heist  das  aber  überhaupt,  tlas  ,,Budget"  vei^A^eigern  oder  ^ 
genehmigen?  Es  kommt  doch  darauf  an,  was  das  Etatsgesetz  ■ 
enthält,  nicht   darauf,    dass   ein  Wirthschaftsplan  von    irgend 


und  ,Misatrauea"  BcdcTistiauiJUiijEfen  üiiid,  deren  Auadruclc  ohne  juristische 
Bcdeutxui^  ist.  Ein  Vertratieuavötum  »tdit  in  dieser  Be-^iobung  auf  gleicher 
tstufe  mit  oiaer  Liebt'.serkHminjGf  oder  einer  Vemcherung  der  Hachachtan^. 
Was  httt  daij  mit  dein  Recht  zn  scliatlvuV  Wie  ist  e^s  ino^lich,  das  Wesen 
ei  lies  staatsrechtlichen  A  €  tes  d  a  ri  1 1  z  ii  tin  da  n,  dass  d  k  Mn  j  or  i  tat  der  Volks- 
vertretung ihrem  Gefilhl  Ausdruck  giebt,  ob  sie  diia  ge^euwärtigo  Ministiv 
riuiu  geni  oder  ungern  itn  Amte  siebt  V  Man  vorgl*  die  beberzigenswertheu 
Bemerkungen  von  LoTH.  Bücher.     Der  Parlaraetitarisoius.   (2.  Aufl^  S.  79  ö. 
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welchem  Inhalt  unter  diesem  Namen  genehmigt  wird.  Wenn 
das  Parlament  befugt  ist,  diesen  Inhalt  nach  freier  WiUkühr  fest- 
zusetzen, so  wäre  es  ja  die  reine  Thorheit,  wenn  es  das  Budget 
gänzlich  „verweigern"  würde.  Ueber  diesen  wichtigsten,  allein 
ausschlaggebenden  Punkt  geht  der  Verf.  S.  242  mit  der  Bemer- 
kung hinweg  (S.  242) :  „Hält  auch  nur  eines  der  gesetzgebenden 
Organe  eine  Ausgabe  für  nicht  nothwendig,  so  soll  dieselbe  mit 
Recht  unterbleiben,  denn  darin  Hegt  eben  der  Hauptgrund  der 
gesetzlichen  Feststellung  der  Ausgaben,  dass  nur  solche  Lasten 
der  Staatsbürger  zugelassen  werden,  welche  von  beiden  Organen 
der  Gesetzgebung  für  nothwendig  gehalten  werden."  Die  Regie- 
rung muss  sich  also  geduldig  alle  Abstriche  gefallen  lassen,  die 
das  Parlament  vornimmt,  selbst  wenn  die  abgelehnten  Ausgaben 
zur  Aufrechterhaltung  der  gesetzhchen  Einrichtungen  des  Staates, 
zur  Erfiillung  seiner  rechtlichen  Verpflichtungen,  zur  Sicherheit 
und  Wohlfalirt  der  Gesammtheit  unerlässUch  sind ;  dafür  kann 
andererseits  die  Regieioing  einseitig  alle  ihr  etwa  misshebigen  In- 
stitutionen kurzer  Hand  aufheben,  wenn  sie  die  durch  dieselben 
verursachten  Ausgaben  für  nicht  nothwendig  erklärt  und  ihrer 
Aufnahme  in  den  Etat  widerspricht. 


In  Kürze  resumirt :  Der  Landtag  hat  die  unbedingte  Pflicht, 
das  Jahresbudget  zu  genehmigen ;  er  braucht  dieselbe  aber  nicht 
zu  erfüllen,  sondern  kann  statt  dessen  der  Regierung  sein  Miss- 
trauen erklären.  Die  Regieining  hat  in  diesem  Falle  entweder  den 
Landtag  aufzulösen  oder  zu  demissioniren,  kann  aber  auch  beides 
unterlassen.  Geschieht  dies,  so  muss  der  Landtag  nachgeben  und 
das  Etatsgesetz  genehmigen;  nimmt  er  aber  Streichungen  vor, 
so  muss  die  Regierung  nachgeben  und  nicht  genehmigte  Aus- 
gaben unterlassen.  —  Wem  diese  Sätze  eine  genügende  Lösung 
der  Probleme  des  Budgetrechts  zu  sein  scheinen,  den  bewundere 
ich  wegen  seiner  Naivetät. 

Das  Werk  des  Verfassers  aber  habe  ich  nicht  deshalb  hier 
so  ausführUch  besprochen,  weil  es  einen  Gegenstand  behandelt, 
über  welchen  ich  eine  abweichende  Lehre  entwickelt  habe ,  sondern 
weil  es  nach  der  ganzen  Art  und  Weise,  in  der  es  verfasst  ist, 
keine  vereinzelte  Erscheinung  ist.  Die  constructive  Methode  hat 
auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Staatsrechts  bereits  eine  stattUche 
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Masse  von  Unkraut  wuchern  lassen.  Unüberlegte  Einfälle,  halt- 
lose Fictionen,  allgemeine  Axiome  ^  die  man  nicht  auf  ihre 
Durchführbarkeit  im  Einzelnen  prüft,  paradoxe  Behauptungen, 
die  man  kühn  hinwirft  bis  zur  Erbringung  des  Gegenbeweises, 
sensationelle  Entdeckungen,  die  man,  statt  mit  Gründen  zu 
stützen,  mit  gesperrtem  Druck  und  fetter  Schrift  auszeichnet  — 
bieten  keinen  Ersatz  für  die  mühselige,  schwierige  und  auf  ein- 
dringender Foi-schung  beiodiende  Gedanken- Arbeit  der  juristischen 
Dogmatik. 


Quellen  und  Entscheidungen. 
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Uit:  auf  (lic  Refonii  des  französischen  Wahlrecht«  abzielende  le^slato- 
rische  Bt;wejriW3g  Hat  im  (resctze:  hoi  or^ariicjue  du  30  novtniihre  1B75  siir 
rolecii'm  dc8  doiuitf^s  mtr  einen  vorläiifij^eu  Abachluss  gefimdeu.  Bald  oach 
iner  Publication  wurde  dasaelbe  zum  (iegenatande  wiederholter  Kiitik  in  den 
seUgebeuden  Körpern  sowohl  hinsichtlich  seines  verfassungarechllichen 
Princiinen^ehidtes,  aln  auch  in  AnHehnrijsr  seiner  rein  wahltechuischeii  \  ar- 
eu.  Die  aus  den  allgemeinen  Wahlen  vom  2L  August  1H81  herv'or- 
igene  Kammer  der  Deputirtcn  nahm  die  von  ihrer  Vorgängeiin  be- 
ironnene  gesetzgeberische  Arbeit  auf«  Neue  auf  und  legte  bei  DurehRihrung 
derselben  da«  Schwergewicht  ihrer  Eutncheidung  auf  tbe  Reform  der  fonnelleu 
Wahltechnik,  während  die  auf  Abänderung  wielitiger  materieller  Urundsätze 
ides  fi'anzo  gl  scheu  VerfitHgung«rechtH  geriehteten  Versuche,  von  dem  c|>iJtodi8chen 
Ge^t-'tze  vom  14.  August  1884  abgesehen,  zu  einem  legislativen  AbHchlusse 
aicht  gefuhrt  wurden.  Erfi^lglos  b heben  derartige  V ersuche »  an  Stelle  dos 
ansschli esslich  geltenden  MaioritätHprinct|M.'R  den  verfassungsrechtlichen  8c hat« 
der  Minoritäten  eintreten  zu  lassen  mit  Hülfe  einer  proportinuellen  Vcrtre- 
timg')  im  Sinne  der  von  Hahe^  John  Htüaut  Mihh  n.  a,  vertretenen  Wahl- 
83^teme*)   und   die  Wiedereinführung    den   imperativen   Mandats^).     Die 


')  S,  Verhandlungen  der  Chambre  des  deputea  im  Journal  oföciel  1880 
26»  November  bis  2.  Dccemher,  Vorschlag  wegen  Sicherung  dcd  Wahlgeheim- 
nifiies.  Chambres:  Eipose  des  motifs.  aunexcs  p.  I6r>,  abgelehnt  vom  Senat 
f.  Verhandlungen  desselben  Journ.  officiel  vom  26.  November.  8.  und  11.  De* 
c«inber  1880  und  252.  Januar  1881.  -  Proposjtion  ayant  jiour  objet  d*a*surer 
la  plas  sincere  eipression  du  suffrage  uuiversel  ilans  ks  diverses  elections 
municipales  ou  legislatives  (Annexes  au  Proee^- Verbal  p.  1Ö24I;  Proposition 
ajant    pour    objet    de    rendre    le    vote    obligatoire    m&ia    Telectorat    facultiitif 


(anneiej*  p.  1133  rapport  ibiL  p,  1451),     Chaiubre:  expose  des  motif»  anneiea 
"      ^  P' '*^^»  ^'  '^"Tjuaire  de  legtslation  franoai.se  II ^   anueo  \k2. 

*)  Vergleichende   Stutlicn-du-s    Problems   s.    bei    AnuusTE  Arnain'k    and 


Lebon,  Etüde  sur  les  »lebatü  du  Parlenient  anglais  rclatifa  ä  la  re- 
ntatioii  proportionnelle.  Btdletiu  de  3a  Sücictc  ilc  Legiislation  compar^e 
f,  XtU  p,  327 — 387.  P*  Daheste,  Etüde  sur  la  representation  proportionnelle 
en  Dänemark  et  dan5  les  autres  pays  scatidiuaves  L  c.  T,  XIV  p,  15S  —1(38. 
EiUfEST  RooüiN,  Etudcs  aur  les  debats  des  Corpa  legislatifa  suisses  relatifs 
4   1b  T€pT6sientaimi    [»roportionnelle    et    des    ndnoritea,    T.   XIV   p.  301—329* 
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rie  hiil  den  gesetzgebeDclon  Körper  wieflerholi  best 
führte  zu  einer  Eeilic  von  Vorsühlägcu,  wulolie  im  Wcst^atlicheu  in  der  Ali- 
sieht  |fip^t4n:  die  einzelneii  Äb^eordneton  vi^rfii!*  Htm  ^siecht  Heb  an  die  von  ihnen 
auläsi^Jich  ihrer  Wahl  gi-gebenen  Vcr^prechiinjj^en  und  Zuftagen  zu  binden.  St.« 
beantm^  der  Vorschlasr  vom  IL  Novr-mlier  1881  (Annexe  No.  58):  II  sen 
nomme  dans  la  pmchatne  rciinion  des  bureanx  une  Commission  de  vingt* 
dcux  mcTiibres  chargee  d'exainiuer  et  de  resumer  les  promesses,  profemons 
de  foi,  et  iiri^grammes  tjui  ont  preside  tux  elections  Icgiftlatives  de  1881,  el 
de  preeenter,  daris  Ic  plus  bref  dclai  poss»ible,  iin  rapport  ä  la  Chaiubre  mit 
la  uature  et  la  portet^  do«  refomies  reclameea  par  le  pays.  Die  hierauf  ein 
jyt'Bet^te  TtCommiBBion  ehargee  dft  deprniiller  le«  professions  de  fui  et  les  pro- 
jan*aini]ieB  olectomtix**  hat  sodann  in  mehrfachen  Berichten  lediglich  eine  Uebei^ 
sieht  jeuer  8chriflstiicke  und  ihres  gofletzespolitiscbeu  Inhaltes  in'«  Auge  gela««t*). 

Die  eingreifendste  Aendenmg  betraf  die  Fanu  der  Stiininenabgabe,  die 
Technik  der  Wahl  der  Abgeordneten,  welche  /u  deiyenigen  st^aat Liehen  Ein* 
richtungen  gehcirt,  die  im  Laufe  der  verfassungsgeschichtliehen  Entwicklung 
Frankreichs  den  grö$j*ten  Hcbwankimgen  auRgeact/t  sind»  Die  Listenwahl 
bedeutet  die  ZuBamraeniassung  lietraehtlicher  Bnichtheile  der  geflammten 
Staatsbevölkenmg  üur  ungeth eilten  gleichzeitigen  Wahl  mehrerer  Volksver* 
treter,  oder  wenn  wir  vom  Territoriura  ausgehen:  —  eine  derartige  Vcl^ 
theilung  di?r  Wahlen  (zur  Volksvertretung)  auf  das  CTesammtataatsgeltiet^  da» 
grossere  iToVti  eist  heile  —  Departements  —  als  gesehloßBenc  Wahlkreise  er- 
scheinen, mit  der  Wirkung,  dass  jeder  wahiberechtigte  Bewohner  des  Depar- 
tements soviel  Candidaten  zu  nominiren  berechtigt  ist,  als  gesetj^mä^ftig  Ab- 
geordnete auf  den  ganzen  Wahlkreis  entfallen. 

Die  Institution  ist  direni  Wesen  wie  ihrem  Namen  nach  dem  öifettt- 
lichen  Recht  Frankreichs  von  den  ersten  Anfängen  der  constitutionellen  Ver- 
waltung her  bekannt.  Schon  da»  GeseU  vom  22«  DcÄember  1789  (sur  les 
elections  et  »ur  les  adminiRtrations  departementÄles)*)  operirt  mit  den  beiden 
entgegenge  setzten  Wiihlinethodcn  und  las  st  die  Abgeordneten  aus  Einzeb 
walüen  (au  scriitin  individucl  et  succes^^ir),  die  Administrateurs  du  departement^ 
aus  Listenwahlen  (au  scrutin  de  liste)  hervorgehen;  ein  (regensatÄ,  der  sich 
auch  noch  im  Gesetz  vom  28*  Mai  1789  —  sur  la  reunion  de  la  prcmi^ 
Leprislature*)  aufrechterhalt,  wälirend  die  Wahlen  zum  Convent  wieder  aus- 
schliesslich  individuell  vollzogen  wurden'). 


Laneyhie,  Etüde  snrla  representation  projMjrtiönaelle  en  Portugal  I.  c,  p.  329— 339* 
—  BrüwaerTj  Lea  d^bats  des  asserableea  legislatives  des  Etats  ünis  do 
rAmeri<jue  du  Nord,  relatifs  ä  la  representation  proportionnelle,  Bnli.  1.  c 
p,  477— 58  L  —  Säverin  pe  la  Chäpellk,  Lo  scrutin  de  liste.  —  CampjignolBi 
De  la  representation  proportionnelle. 

*)  Chamhre.  Esjjose  des  molifs  annexea  1883  p.  294,  rapport  aommaire  p.  1214* 

*)  S.  Cliambre:    Ej^ijose  de«  motifs  annexes  1H81  p.  1634.  rapport  somraaire 

p.  1798,  prisc  en  consideration  J.  off.  vom  8.  und  12.  Februar  1882;   rapport 

anneic  au  proces-verhal  de  la  seauce  du  23  Fevrier  1882  (No.  466).    Diseussion 

J.  oft",  vom  7.  März  1882.    Schlusshericht  der  Commisaionr  anneies  1883  p.  45. 

*)  FAüäTrv  Hklik,  Constitutiens  de  la  France,  8,  72  fg.  *)  Hälie  1.  c.p.  263  fg, 

^)  Loi  fiur  Telection  de  la  Convention  nationale  du  11  aoüt  1792  art  5. 

Ykvarm  HiuK  l  c,  p.  329  fg. 
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QueHeogeuchichtlicH    erjHbt  «ich    fortan  da«  folgeudc   Bild   des  gjund- 
etzbchcn  Wechseb  der  Ijeideii  Walilmethoden : 

Die  ErnenBiiijj2f  und  EriieiiCTn n^  dfs  (!  i »  d  s e i  I  s  de»  C  i n  q  -  C  l*  d  l  s   und 

des   CoDSi»ils   des    Anciens    erfalg-t    mit  Hülfe     des    ListotiBcnitiniiimB'*) 

^—  Loi  du  13  frijctidor  an  JU  (30  aoüt    1795)  art.  4  und  7")  —   das  sich 

Hell   im  der  Constituliou  vom  22  frimaire  an  VIII  (13  deceinbre)  IIW^**) 

*  Art*  7 — 9  erhielt.    Nach  einer  theilweisen  Diirchlirechimii:  wiitl  dasselbe  dureh 

das  (»eaetÄ  vom   IIJ  ventose  an  IX  (4  mars  IßOl)  art.  24,  64  und   103")  so- 

|wie  durch  die  Wahlordnung    vom    H*   friiutidor  an  X   (5    «eptembre    1^02) 

Dnerhalb    de»  wesentlich  l^eeclirankteii   Wahlrechts    des    Con^ulats  imd   der 

iarauf  fi:»lgendcn  Staatsformen    wiederhergestellt.     Da»  System    der   in    den 

letztgenannten  Staatsgesetzen  eingeführten  Wahlcollegieu  (coUegeR  electomnx) 

erhielt  sich  im  öflenlliehen  Re^^ht  des  ersten  Kai^erthuni*'  und  erfuhr  in  der  Ade 

1       julditionnel  aax  Constitutious  d«'  TEmpire  vom  22,  April  1815  (Titre  11  Art. 

27 — 33)'*)  noch  weitere  Ablenkungen  vom  Friocip  der  unmittelbaren  Vulkawahl- 

Die  bisher  festgelialtene  Abstufung    des  Wahlrechts   nach   den  beiden 

liruppen   der  Departements   und  der  Arrondieaements  fallt   in  der  Zeit  der 

Bestauration  hinweg,  deren  Wahlgesetz  vom  5.  Februar  1817   an  die  Stelle 

^■jde«  complicirten   früheren   Wahl  verfahren»  ein  wesentlich  eiidaeheres   set^st: 

^^bLrt.  7.    II  n*y  a  dans  chaque  departement  «pfun  seul  College  electfjral;  il  est 

^Hx^mpose   de  tou«  lefi   t'lecteurs   du  departement  dont  il  nomme  directenient 

^"Tet  di^putea  h  la  Chambre.    Art,  13.    Les  elccteurs  votent  par  bnllctins  de 

liste,  contenant  k  chaque  tour  de  scnitin  autant  des  noma  qu'il  y  a  de  no- 

miDatioDB  ä  faire'*). 

Eine  Versehiebnng  bewirkte  das  (tesetj!  vom  2U.  Juni  IH20'*),  welches 
zwei  Wahlkörper  creirte:  die  Wähler  des  ArroudisHements  wählten  au 
^^^rutin  individuel  während  die  HÖGhstbeHteuerten  als  Departenientwahlkorper 
^^Bire  Vertreter  mittelst  des  Listenscimtiniums  erwählten  **),  Allein  die  auf 
^^die  Julirevolütioü  fr>lgende  Wahb-ef^rm  lienH  diesen  Dualismus  wieder  follen 
I  nnd  fttellte  das  Princip  ansschlieBslicher  Individualwahlen  auf  —  (resetz  vom 
■aa  Apnl  1B31  Art.  39  »). 

^H       Der  ganjsbche  Umbau  des  fninzö tischen  Verfaj^stmgs rechts  im  Jahre  1848 

^^■rfaaste    auch    die    im    Vorsteh enden    erörterte    Materie.     Das   Beeret  vom 

^^o,   März   1848  art»   5    führte   das  allgemeine»   directe,   geheime  Stimmrecht 

ein  mit  Listenwahlen   am   Hauptorte  des  Cantons  (Unlerabtheihiug  des 

Arrondissements)  mit  der  Bestimmung,  das»  jeder  Stimmzettel  so  \nel  Namen 

enthalten  kann  als  die  Zahl  der  Abgeordneten   des  Departements  beträgt ''). 

Heue  bemerkt  hierzu  hinsichtlich    des  geschichtlichen  EntwickehiugsigangeB 

ienfalhi  nicht  ganz  zutreffend:     „Ce  mode  de  suffrage,  inconnu  a  nos  con- 


*)  PoüDRA  et  PreRRE.  Tratte  pratiqae  de  droit  parleraentaire  II  ^  ed.  p.  328. 

»)  BiLTE  1.  c.  p.  494  squs.     »^j  Helie  1.  c.  p.  r^lB. 
")  PoüDRA  et  Pkrrk  l.  c.     '*)  Helir  iml  nqm      ")  Helik  p,  955. 
**)  Findet  »ich  bei  H^lie  nicht;  s,  dagegen  Pori>RA  et  Pierre  L  c.  Nute  2. 
'*)  Vgl.  damit  das  ähnliche  Rechtsinstitut  lui  Wahlrecht  de«  österreichi- 
h«ii  Grosagrundbesitzes,   Ges.  vom  2.  April  1873  und  Ges.  vom  4.  Oktober  1882. 
'*)  Faustin  H^lie  l  c.  p.  1011 ;  Poubra  et  Pikrre  L  c.  p.  328, 
")  Faüstdj  E^uk  p.  1080. 
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etitations  pr^edentes,  enl^ve  les  electenr«  Atuc  inäuences  locales  en  elot- 
gnant  le  scnitin  cle  Icur  hahitation^  et  lea  force  ä  voter  pour  Oe«  candidats 
prt'Bque  toiia  iiiconrms  cjui  leiir  sont  presentea  par  lea  comites  de  chaquc 
parti**  (1  c.  108l>).  —  Das  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1849  in  den 
Details  goregelte  Wahlverfahi'en  erhielt  sich  jodoeh  nur  kurze  Zeit  hm- 
durch  in  Reclitskraft,  da  die  VerfasBirag  vom  14.  Jamiar  1852  ;;uni  indi- 
viduellpn  Wahlvcrfahren  zurückkehrend  im  Art.  B6  die  Listenwahl  ausdrück- 
lich aiiilitth^^):  «Les  deputes  snnt  ehiis  par  Ic  suRra^e  imiversel  saus  serutio 
de  liste,*'  Diese  Forrn  der  Stiinmeiiabj^ffthe  liildete  fortan  einen  wichti|^eu 
BeBtandtheil  für  das  öfTent  liehe  Hecht  des  xweiten  Kaiserreichs  mit  de5$eii 
Unterpjanj?  sie  selbst  wieder  ihre  j^esetzliehe  Greltting  verlor.  Denn  die 
Keg'ierun^  der  nationalen  Vertheidipmg  stellte  mittelst  der  Decretc  vom 
In.  September  1870  und  vom  i29.  Januar  1871  (Art.  B)  die  Wahlverfassang" 
der  zweiten  Republik  wieder  her,  so  dass  die  am  13.  Februar  in  Bordeaux 
vcrsaimnelte  Asscmblce  Natinnale  aua  Ijistenwahlen  nach  Anordnung^  des 
GesetÄes  vom  15,  MärÄ  1849  hervorgehen  konnte  ^^), 

Die  uinfasi?ondc  K(*r<>rm  des  tVanzosisehen  VeriasRunpfj^rechts  vom  Jahra 
1875  kehrte  bezüglich  tk^r  Depiitirtenwahlen  wieder  famu  System  der  Decrete 
vum  2.  Febniar  1852  ^^uriiek  durch  die  Restiuimnn^  de«  Ueset/.es  vom  30.  No- 
vember 1875  (Lüi  orjBfaniipie^')  sur  Telcclion  des  deputes)  Art.  14;  —  Les 
inemhreft  de  la  Cliambrc  des  deputes  sont  ^lus  au  acrutin  individueL  Chaque 
arroudisBeinent  administratif  nommera  nu  dei>ute.  Les  anondisHeincuts  dont 
la  popnlalion  depasse  100,()(K>  habitants  nommeront  un  rb-pute  de  plus  [»ar 
100,00(1  ou  fraetion«  cle  1(K>,01)0  linbiUnta.  Les  arrondissements  dans  ce  eas 
seront  diviscs  en  eirconscriptions  dont  le  tableau  sera  etabli  par  une  loi  et 
ne  pourra  ^tre  modifie  que  par  une  loi*^).  —  Wesentlich  gegen  diese  Be- 
stimmuu^  des  (tesetues  vom  3f).  Xovember  1875  richtet  sich  nimmehr  wieder 
das  neueste  tteseU  vom  16.  Juni  1885,  iudeni  dHHsrllie  wieder  an  the  Stelle 
der  Individualwahl  die  Listenwahl  tr<4eu  lässt» 

Naclidetn  wir  im  Vur^tehenden  den  ^esehieht liehen  Wandel  <leH  Recht»- 
institutes  naeh  dem  Quellenmaterialo  de«  fi-anzosisclien  Staatsrecht«  aii%ezeigt 
haljcD,  lassen  wir  das  die  neueste  Entwickelunij^sphase  hcp^ründende  Gesetx 
naclistehend  im  Orij^inal Wortlaute  tblgeü. 


i 


{ 


")  Faustin  H^ie  p.  1170, 

**)  PouDRA  et  Pt&KRE  1.  c.  p,  320,  Heue  |».  1:^60.  Das  ergänzende  Gesets 
vom  10-  April  1871  s,  bei  Tkipier.     Les  codes  IVaup.  11881)  [i.  1577, 

•")  Die  Bezeichnung  loi  orgauiqiic  im  Titel  einig-er  öeaetÄC,  welche  in 
Verbindung  mit  den  Verfassaiigsge setzen  des  J.  1S75  fuiblicirt  wurden,  confcrirt 
den  so  bezeichneten  Gesetzen  keinerlei  Eigensoliart,  welche  sie  juristisch  von 
anderen,  jenen  Zusatz  nicht  filhrenden  Gesetzen  u\  unterscheiden  vermöchte. 
In  keinem  Falle  kemmen  bei  iliueii  die  die  AufhebuniT  oder  Modificatiou  er- 
sehwerenilen  Bestimmungen  in  Betracht,  wekhe  nach  heutigem  französischen 
St^iatsrocht  den  Bestand  der  lois  constitutionnelles  zu  sichern  bestimmt  sind. 
8.  Art,  8  des  Gesetzes  (Loi  constitutionnelle  sur  Torganisation  des  pouvoirs 
public*)  vom  25.  Februar  1875,  —  TarpiKR  p,  6.  —  Fauj^tin  H£lie:  ,ce  titre 
(de  loi  orgauique)  qui  est  une  remiuiscence  de  la  Constitution  de  184H,  n*a 
aucune  consequence  juridique,"    1.  c.  p,  1435. 

»*)  Tripikb  p,  1752, 


I 
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Loi  qui  modifie  la  Lüi  MectomU  •*). 
Du  IH  Juin  1885. 
Lb  Sänat  et  LA  I'hambre  des  DEPUTEs  ONT  AÜOrTE, 
Le  PBfesroENT  DE  LA  Repübliqüe  promüloüB  LA  LOI  dnut  la  reneur  »nit. 
Art.  1".  1/88  merabre»  de  la  Cliamlire  dös  deput^:-»  sunt  («Iub  au  »cru- 
Lin  de  liste. 

2,  Chaque  dcpartemeot  t'lit  le  noinbre  dea  deputes  rpii  kii  est  attrilme 
par  le  tableau  anncxe  ä  la  preseutc  loi,  ä  raiaou  d'un  dejnite  par  soixantc- 
dix  mjlle  habitants '*),  les  etrangers  non  compria.  Ncanmoina,  il  sera 
tenu  compte  de  toute  fraction  inferieuro  h  soixaate-dix  mille. 

Chaque  dt^partement  elit  au  moins  trois  deput4?s. 

H  CBt  ftttribue  deiix  deputes  au  terribjire   de  Beltort,   six   ä  TAlgerie 
ei  dix  aiix  coloixiep,  confoniKhneiit  anx  indieatioiis  du  tableau, 
Ce  tableau  ne  pourra  i*tre  modilie  quo  par  une  loi. 

3,  Le  d^partement  torinera  une  »eule  circoascription. 

4,  Les  membres  des  faniilles  qui  out  rcgur  sur  k  Fmuee  sout  ineli- 
gibles  Ä  la  Cbflml»re  des  d*^putes"). 

5,  Xul  D*eat  ein  au  preinier  tour  de  Hcrutiu,  s'il  iia  reuni: 
1*  La  ma^jorite  abaolue  des  auffrajyfes  exprimes; 
2*  Un    nombre  de   siitfrages  t'i^al   au  quait  du   pouibiu   dt'$  C4t*ctcur5 

inacrits. 

Au  deuxit^me  tour»  la  majorit^  relative  sulllil. 

Ell  cas  d'ejsfalite  de  sulTraj^s,  le  plus  age  des  caudidats  est  olu. 

6,  Sauf  le  cas  de  disaolutioa  prevru  e.t  rcjsfle  par  la  CoDHtitution,  les 
elections  generale»  out  Ucu  datii«  les  soixante  jours  qui  prccedeot  l'exiii- 
ration  des  pouvoirs  de  la  Cbarnbre  des  dc5putes. 

7,  II  u'est  pas  pourvu  aiLX  vaeaiuies  surveuues  dans  les  «six  uiois  <[ui 
precedeut  lo  renouvel  lerne nt  de  !a  CbaTul>re- 

La  presente  loi,  deliberee  et  udopte  par  le  Sensit  et  par  la  Chauibre 
de«  deput^,  sera  executee  cojnrne  loi  de  TEtat'*). 
Fait  ä  Paris,  le  16  Juin  1885. 

TcUtUau  dHerwinant  le  nonibrc  dta  Deputcs  aUribuijs  ä  chaque  diparkment 
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Il  Morbihau     .  .  .  ,  . 


282,ö7G 
344.056 
404.817 
282.361 
521,407 


»*»  Bulletin  des  lois  No,  932  p.  1138.    J.  oE  v.  17.  Juin  1885. 
•^  Gegen  100,000  E.  des  Gesetzes  vom  30.  November  1875. 
**)  .Siebe  hierzu:  Loi  portant  revisiou  partielle  des  Lais  Constitution nelle? 
14  aont,  Art.  2:  *  .  «Le»  Uieinljrüs  des  faniiUes  ayant  retfue  sur  la  France 
indigibles   a  la   Pr^sidance   de  la   Kepublique.'*    —    Journal   oftidel  du 
1885.     **)  8.  oben  Note  20. 
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Alpes-Maritinies  .  . 

Ardeche 

Ardennes 

Ari^gc 

Aube 

Aude 

Avejron     

Boaches-da-Rhöne  . 

Calvados 

Cantal 

Charente 

Cbarente  -  Inferieure 

eher 

Conreze 

Corse 

Cöte-d'Or 

Cötes-da-Nord  .  .  . 

Creuse    

Dordognc 

Doubs ........ 

Droiue 

Eure 

Eure-et-Loir   ,  .  .  . 

Finistere 

Gard 

Garonne  (Haute-)   . 

Gers    

Gironde 

Heraalt 

Ille-et-Vilaine    .  .  . 

Indre 

Indre-et-Loire    .  .  . 

Isere    

Jura 

Landes 

Loir-et-Cher    .... 

Loire    .  , 

Loire  (Haute-)  .  .  . 
Loire-Införieure    .  . 

Loiret 

Lot 

Lot-et-Garonne  .  .  . 

Lozere, 

Maine-et-Loirc  .  .  . 

Manche 

Manie 


184,621 
376,416 
298,675 
240,455 
252,636 
316.442 
410,075 
499,051 
438,585 
235,975 
370,489 
465,391 
350,810 
316,741 
257,669 
378,725 
626,970 
278,782 
493,490 
297,181 
312,413 
361,641 
279,065 
681,190 
412,229 
473,167 
274,880 
740,046 
432,233 
614,382 
287,425 
327,982 
574.186 
282,063 
300,775 
275,066 
598,136 
316,132 
624,630 
367,266 
279,693 
304,949 
143,225 
522,683 
225,656 
408,503 


3 
6 
5 
4 
4 
5 
6 
8 
7 
4 
6 
7 
6 
5 
4 
6 
9 
4 
8 
5 
5 
6 
4 

10 
6 
7 
4 

11 
7 
9 
5 
5 
9 
5 
5 
4 
9 
5 
9 
6 
4 
5 
3 
8 
8 
6 


Nievre 

Nord 

Oise    ........ 

Ome 

Pas-de-Calais  .  .  . 
Puy-de-Döme  .  .  . 
Pjr^nÄes  (Basses-) . 
Pyrenees  (Hautes-) 
Pyr^nto-Orientales 
Territoire  de  Beifort 

Rhone 

Saone  (Haute-)  .  . 
Saöne-et-Loire  .  .  . 

Sarthe 

Sayoie 

Sayoie  (Haute-)  .  . 

Seine 

Seine-Inferieure  .  . 
Seine-et-Mame .  .  . 
Seine-et-Oise  .... 
Sevres  (Deux-)  .  .  . 

Sorame 

Tarn 

Tam-et-Garonne .  . 

Var 

Vaucluse 

Vendee  

Vienne 

Vienne  (Haute-) .  . 

Vosges 

Yonne    


347,076 
1,335,548 
396,156 
375,721 
798,722 
565,264 
417,736 
283,474 
197,875 
70,244 
724,499 
294,811 
622,689 
438,233 
260,054 
267,252 
2,606,283 
804,935 
341,124 
570,824 
349,888 
546,425 
358,723 
216,306 
265,636 
242,309 
421,522 
339,599 
348,780 
402,615 
355,529 


ALO^RIE. 


Alger  .  .  .  . 
Constantine . 
Oran    .  .  .  . 


COLONIES. 


Cochinchine 

La  Guadeloupe  .  .  . 
La  Guyane  fran9ai6e 
Inde  fran^aise  .... 
La  Martinique  .... 

La  R^union 

Senegal 

Total. 


5 

20 
6 
8 
12 
9 
6 
4 
3 
2 
11 
5 
9 
7 
4 
4 

38 
12 
5 
9 
5 
8 
6 
4 
4 
4 
7 
5 
5 
6 
6 


**)  Gegen  533  des  durch  das  Gesetz  vom  24.  Deoember  1875  aufgeatelltea 
Tableaus.  S.  Poudra  et  Pierre  1.  c.  p.  267.  —  Mittelst  des  Gesetzes  vom 
28.  Juli  1881  wurde  den  Kolonien  Guadeloupe,  Martinique  und  Reunion  an 
Stelle  je  eines  Deputirten  zwei  und  Cochinchina  zum  ersten  Male  ein  Vertreter 
bewilligt.  S  Annuaire  de  Legislation  fran^aise,  der  verdienstvollen  Pariser 
Societ6  de  Legislation  coraparee  I«  ann^e  p.  115.  —  Den  drei  Departements 
Algiers  war  bereits  im  Gesetze  vom  30.  November  1875  art.  19  je  ein  Ver- 
trete bewilligt  worden.    S.  Tripier,  Codes  p.  1752. 


Lus  der  Spniclipraxis  des  Bundesamts  fttr  das 
Heiinathwesen. 

Mit^etlreilt 
Geh.   RegicTuiigsratli   Di\   Krecu^ 

Blit^Ucil  lieM  ßacidMnmtü  filr  «la.»  Ueiinntlivrdson. 


L  Verschiedenheit  der  VorausBetzun^en  der  Klagen  pjegen  den 
Vorläufig  fürBürgepilichtigeü  UrtsarmeriverbaTjd  (§  28  ll-W.-U.X 
und  i^egeu  den  LandarmenverbaDd  (§  dOb  a.  a.  O.)  im  Falle  einer 
Eotfernung  des  Hülfsbedürftig^eii  aus  deren  BezirkoD  vor  Be- 
ieitigung  der  Hülfsbedürftijafkeit. 

Durch  §  28  U.-W.-O.  wit-d  die  Pdiebt  zur  vorläuii^^ca  Unterstiitzuiig 
nes  hülfsbediirftigen  Deutsehen  demjemgen  Ortfiaitueiivcrbaüde  auferlegt, 
dessen  Bezirke  er  sich  beim  Eintritt  der  Hiilfsbedüiftigkeit  befindet. 
er  Aufenthalt  lieim  Eintritt  der  Hülfftbedürftigkeit  bestimmt  nach  §  30b 
O.  zugleich  den  Lau dannenv erbau d  ^  weleheni  die  eudgiillige  Annen- 
obliegt.  Die  Dauer  der  vorläufigen  Fiirsoi'geptbclit  des  OrtBarnienver- 
bandea  nach  §  28,  wie  die  Dauer  der  endgültigen  llnterstützuDgapflicht 
(Er«t«ttungi*p flicht)  des  Landamienverbandefi  hängen  ab  von  der  Daner  des 
Zntiandes  der  Hülfsbedürftigkeit,  durch  welchen  jene  V eq) flicht un gen  be- 
sfTÜndet  wurden.  Trotzdem  wirkt  die  Eotfeniung  des  Hülfsbedürftigen  aus 
,dem  Bezirk  de»  ÜrtsarmeoverlmndeB  hezw.  Landarmen  Verbandes  vor  Be- 
eitigutig  der  Hülfsbedürftigkeit  wegen  der  verBchiedenen  Natnr  jener  beiden 
Terpflichttingeu  verschieden.  Dieser  Unterschied  tritt  in  den  nachstehend 
nitgetheilten  beiden  neueren  Entscheidungen  des  Bundesamts  deutlieh 
vor. 

In  beiden  FäUeu  handelte  es  sieh  um  Schwindatichtige,  in  deren 
Krankheit  ein  gewisser  Stillstand  eingetreten  war,  so  dass  ärztlicher  Seita 
r  deni  Wunsche  der  Unterstützten  aus  der  Krankenanstalt  entlassen  zu  werden, 
luicht  widersprochen  werden  konnte.  Nach  der  EntlaBSung  aus  dem  Kranken- 
IKause  entfernten  sich  die  Unters tiiüsten  in  dem  ersten  Falle  aus  dem  Bezirk 
|det  vorläufig  unterstützenden  Ortaarmenverbandes  (Hanau);  in  dem  zweiten 
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Fall«  auBtIera  Bezirk  de»  Landaroieiiverbamles  (Kreis  Sotmelierg),  in  wclchpiii 
die  Hrdtsheilüifticjkeit  einheiraten  war.  Nadi  7  Tagen  wurtle  im  ersten 
Fülle  in  Fninkfurt  a.  M.»  nBeli  ^4  Stunden  liereits  im  zweiten  Falle  in  Cobttrg 
die  Aufnahipe  in  eine  KnvnkennnHtalt  von  Neneni  erforderlich.  Die  UnUr- 
»tütÄteu  atftilien  in  derselben  nach  kurzer  Zeit  nn  der  SchwindsuchL 

In  dem  ersten  Falle  war  auf  die  Klag*;  des  Ortftarmenverhandes 
Frankfurt  a.  M.  der  Ortsarmeuver]jatid  Haimu  in  eif^ter  loslanz  xur  Kost^n- 
erstattunir  venirtlieiit  worden,  indem  anj^renommen  wuide*  daas  D,  aus  dem 
Landkmiikeobanao  ?.n  Hanan  nicht  j^fi-lieilt,  sondern  nur  j^ehensi^rt  eutlassea 
Bei;  dass  insbesondere  wegen  der  vorhandenen  Dispftsilion  zu  Lungenkrauk- 
heiten  bei  seiner  Entlassung  in  der  raulien  Jahreszeit  (DcK'^mber)  die  Hiilft- 
bedürft igkeit  de^  niittelhisen  D.  fortbestanden  habe;  dass  der  Wunsch  des 
D.,  enthifiMHi  /u  werden«  den  Beklagten  von  der  ihm  obliegenden  Verptlich- 
tungt  demself>en  Neine  Fürsorge  l>is  zur  Heseitigniig  der  in  seinem  Bezirke 
hervorgetietenen  Ilüiri^beiliitl^ igkeit  angedeiben  zu  liissuti,  nicht  äh  befreien 
vermocht  hätte,  sowie,  dass  durch  die  auf  den  Wunsch  des  D.  erfolgte  Ent- 
lassung die  Verpllichttmg  der  ferneren  Fürsorge  für  den  fortdauernd  liul^- 
bedürftigen  D.  nicht  auf  denjenigen  ÄrmenverVmnd  liabe  üVicrtrageii  werden 
können,  iu  denken  Bezirk  der  ZufttiUKl  frtrtdauerndei-  Hülfsbedürft igkeit  alsbahl 
die  Inanspruchnahme  der  olTentlichen  Annenpllege  von  Neuem  unabweisbur 
getnaeht  habe.  — 

Das  Bundesamt  hob  das  erste  l^rtheil  auf  und  me.&  die  Klage  gegen 
den  Ortsarm eiiverb and  Hanau  durch  Erkenntniss  vom  24.  September 
1884  ab. 

In  den  (tründen  wird  ausgeiuhrt: 

„Aueh  iu  dem  von  dem  ersten  Hiebt  er  ftit'  seine  Entscheidung  angt?^ 
zogenen  Urtbeile  vom  27,  üctober  1883  (Entscb.  des  B.-A.,  herausgegebeu 
von  Wohlers  Heft  XV.  8.  45)  hat  das  Bundesamt  den  von  ihm  fctHs  fest- 
gehaltenen  Grundsatz,  das?«  nur  die  sehuldbafte  Nichterfüllung  der  durch 
§  28  des  Unter'^tütKunghwohnf'itzgesetzeB  begründeten  vorläufigen  Fürsorge- 
pflicht die  Kluge  wegen  AliHehiebung  gegen  den  vorläufig  veriitlichteteu 
Ärmeuverband  rechtfertige,  keineswegs  aufgegeben.  Ka  wird  in  jenem  Ur- 
tbeile Rjr  nicht  entbcheidend  erklart,  oli  die  Absicht  der  Abwälzung  der 
Armenlflst  beHtanden,  oder  oV«  nur  ein  mehr  oder  weniger  groswer  Grad  \on 
<.'ul]>a  vorgelegen  habe.  Wenn  im  Ant?ehlysKc  daran  gesagt  ^4rd:  es  genüge, 
dass  die  aus  dem  Reicbpgesetze  {15  28  erwachsene  W'i-pfliehtung  nicht  voll* 
kommen  erfüllt  worden  sei,  so  ist  dadurch  nicht  —  wie  dei-  erste  Richter 
anziinebraen  scheint  —  ein  Gegensatz  uusgedi^ückt  und  von  dem  ErfoiHlemisse 
einer  Verschuldung  abgeseben  worden.  Denn  die  Verpflichtung  zur  %'op- 
läufigen  Fürsorge  setzt  unter-  allen  Ujnstanden  voraus»  dans  die  Hülfstn.^düi'fUg- 
keit  deö  xu  tl^ntcrstiitzenden  in  einer  für  den  betreuenden  Annenverband 
erkennbaren  Weise  hervorgetreten  isti  und  die  Nichterfüllung  oder  nicht 
vollkommene  Erfülkmg  der  vorlänligen  Füiniorgep flicht  ist  stets  entweder  auf 
eine  VemaehlUysigung  der  erkaTinten  Pflicht,  oder  auf  das  Nicht erkemien  der 
erkennbar  berv*»rgetretefien  Hüifsbedürft igkeit^  alwo  auf  einen  grösseren 
oder  geiingeren  ^langel  der  erforderlichen  Pflichttreue,  Aufmerksamkeit  und 
Umsicht  zurückzuführen*" 


1 
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E»  wird  dann  weiter  dargelegt,  dass  im  vr^rlipprenden  Falle  ein  schuld- 

VerbultfU  des  Ort  sänne  nverb  Bilde  s  Hanau,  tie/»  der  Direktion  des  Land' 

keuhauae»,    deren  HandlungfU    und    ruterlaHaiiiig;en    der    hekJHgte    Ürts- 

aenverband  aU  Auflra^gelmr  beÄÜgliuh  tler  Beliftndbmg  de«  D.  zu  vertreten 

alH%  nicht  angenommen  werden  küune,  weil  D.  sich  in  einem  KraftezuBtaiid 

befunden  habe,  der  ihm  nach  Ablänif  der  tuberkulöflen  Afiektion  «h^n  ErweH» 

lies  Unterhalts  in  seinem  Uewt-rffe  »U  Bnelidnieker   errno^Hchte»  zu   deHsen 

kni&übunj^  e«  ihm  in  Hanau  und  den  l»enHcbbarten  umsstu  Stiidten   auch  au 

elcgenheit  nicht  gefehlt  haben  -würde. 

In  dem  zweiten  Falle  hatte  der  in  erster  Ins« au/  vrruHheiite  Land- 
[lenverband  des  Kreises  Sontieberg  jt!fltend  ^^^jaaeht,  datis  ihm  bez,  der 
irektion  des  Kreiskrankenhausrs  eine  rihchtvodrtzun^  nicht  zur  Last  g^e* 
werden  könne«  da  nach  dem  (Tiitachten  des  behandelnden  Arztes  eine 
ung  im  Zustande  de«  L.  eingetreten  und  die  Tuberkulowe  anscheinend 
Stillstand  gekommen  war,  so  dasa  eine  zwan^sweii*e  Zurückhaltung  des 
L.  iingerechtferti^,  j^ewesL'U  wäre,  —  Das  BuudoHaiiit  boHtätiijU'  durch  Er- 
^.kenntni«»  vom  15.  Oetnber  1884  die  Yi*rent?elieidun|yj  siuk  foltjenden 
^^0ründen:  „Allerdings  ist  nicht  zu  behaupten,  daws  der  Beklagte  »ich  irgend 
^B^ner  pflichtwidrigen  Verletzung  der  ihm  nach  §  30  I',-W.-G.  ohliej^eiulen 
^B^Hicbten  dem  L.  gegenüber  schiddig  gemacht  hal>e.  Das  ist  aber  für  si(di 
HWlletn  nicht  entscheidend  0, 

Nach  dem  allegirten  §  30  ist  deijenige  Landarmenverband  d*^r  definitiv 
fiiraorgepfliehtige^  in  def^sen  Bezirk  die  betretende  PerHou  bei  dem  Ein- 
tritt der  Hü If» bedürftigkeit  sich  befand,  —  und  es  hängt  deiunaeh  die 
I Entscheidung  (in  diesem  wie  in  den  häutig  wiederkehrenden  ähntiehen  Füllen) 
Irtliglich  von  der  Benrtheilung  der  thatsächlichen  Fmge  al>: 
(  ob  der  gegenwärtig  in  Rede  stehende  Zustund  der  llülfsbedürftigkeit 

^  nur  eine  FoilHetzuug  desjenigen  gleichen  Zustandes  war,  WKg«*n  dessen 

^  L.  im  Bezirke  des  beklagten  Landaniumverbandes  bereits  mit  iitTentliclier 

\  Unterstützung  hatte  vei'i^ehen  werden  müssen  V 

Äler  ob  angenoimneu  werden  kann,  dass  L.  nach   seiner  am  13.  April  1883 
I  erfolgten    Entlassung  —   etwa    24    Stunden    hindurch   ^   aufgehört 

W  hatte,  bülfsbedürftig  zu  sein  und  ob  als«o  am  14.  April  1883  ein  neuer 

i  Zustand    der   Hülfsbedüi-ftigkeit  vorlag»    der    als    im   Cnburger  Land- 

f  armen  bezirk  eingetreten  zu  betrachten  sein  würde  y^ 

IHese  Frage  hat  das  Bundesamt  nach  Lage  des  vorliegenden  Falles  zum 
KBchtheil  des  beklagten  ArmenverbandeB  entschieden,  weil  die  Besserung  in 

der  Tbat  nur  eine  scheinl>are  gewesen  sei.     L,  möge  sich  am  13.  April  1883 

genesen  und  wiederum  erwerbsfähig  gehalten  haben  \  der  Eifolg  aber  und 


*)  Man  kann  wohl  sogar  sagen:    , Darauf  kommt  es  bei  Anwendung  des 

SOh  überhaupt  nicht  an."    Denn  §  30h  handelt  nur  von  der  Er  statt uugs - 

Pflicht    des  Landanneuverbandes    gegenilher   dem   vorlautig   unterstützenden 

barmen  verhau  de,   begründet  aber   nicht  wie  §  28  eine  Unterst  üt  zun  g$ - 

if licht  dem  Hiilfsliedürftigen  gegenüber.     Es  ist    daher  gleichgültig,   ob  *lic 

Entfernung   des  Hülfshedürftigen    vor  Beseitigung  der   Htilfsbedürftigkeit  von 

F4em  Landarme  11  verbände    direkt    oder  indirekt,    mit  Recht   oder    mit    Unrecht 

'Teraalatit  worden  ist  (vgb  aach  Setbel  in  Hibtii'ü  Analen  1877.  1:5.  h^2}. 
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die  Nothwetidigkett  »chou  am  folgenden  Tag«  abemiah  um  Aufbahme  in  ein 
Kratikenhaus  oachzw suchen,  habe  gebohrt,  das»  L,  weder  jfenesen  noch  er- 
werbi^rähig  ^«weseu  sei. 

2.  Rechtliche  Natur  der  vorlitifi^eü  Fiirsorjfepflichl 
nach  §  ÜS, 

In  einer  hessischen  Sache  waren  dem  vf^rläufiK  unterfitützenden  Amit^D- 
verliand  5"/o  Zinsen  von  den  Tagen^  an  welchen  die  einzelneu  Raten  des 
Pfleoregeldes  gezahlt  waren,  zu|feftprochen.  Das  Bundesaint  änderte  diü'ae 
Entseheidwng  durch  Urtheil  vom  13.  December  16d4|  indem  es  ausfuhrt«: 
„Der  nach  §  28  1l-W.-Ct,  seiner  viirlaufigen  Fiirsorgep flicht  genügende 
Armen  verband  ist  nicht  als  negotiorum  gestor  dos  erstattungspfÜchtigen 
Armenverbnndetä  anzusehen.  Er  ertnilt  eine  ihm  selbst  oldiegende  öfleutticli 
rechtliche  Ftiicht;  und  sein  ErBtattungBanspnich  gegen  einen  aude reu  Antieu- 
verlmnd  beinahet  auf  den  positiven  Bestimmungen  des  ReichsgesetÄe«  über 
die  Vertbeilung  der  Armenlast.  Diese  ist  lediglich  nach  politischen  Rück- 
sichten erfolgt,  und  danach  ein  Ei*stattungsanspruch  unter  gewissen  Yorau*- 
aetÄungen  ülK*rhaupt  versagt  (§  29  a.  a.  O*)^  l)eÄiebungs weise  nicht  im  rollea 
Umfange  zugelassen  worden  (§  30  Al)&,  2  und  B  a.  a.  0.)* 

£a  ist  daher  auch  nicht  zulÄssig  den  gemeinrechtlichen  Satz,  daia  ein 
negotiorum  gestor  einen  Anspnicb  auf  geftotzUche  Zinsen  seiner  Aunlagen 
hat,  auf  den  Erstattungsanüprucb  der  Anneuverbände  zur  Anw^endung  zu 
bnngen/ 

3,  Unterstützungswohiisitz  einer  bigamischen  Ehefrau? 

Die  von  dem  O.-A.-V.  CaRsel  unterstützte  Dorothee  R,  besass,  aU  sie 
sich  im  ^lärz  1882  in  formell  gültiger  Weise  mit  dem  damalt»  bereits  aodier- 
weil  verheiratheten  H.  verelielielite,  iliren  UnlerstütÄungswohnsitz  in  Metxe- 
bach.  Die  gegen  Metzebach  gerichtete  Klage  ist  von  dem  ersten  Richter 
abgewieaeu,  weil  nach  dem  masagelieuden,  durch  das  preussische  tiesetz  vom 
9.  Miir/  1874  und  da-^  Heicbi^gesetz  vom  ♦>,  Februar  1875  nicht  abgeäuderteu 
Kurliesf^isdieu  Kircbcnrechte  in  jedem  Falle  das  Gericht  die  Nichtigkeit  der 
Ehe  Ruszusiirecbeu  htibe^  bis  dahin  aber  die  eingegangene  Ehe  Tür  rechtlich 
unwirksam  nicht  erachtet  werden  könne. 

Das  Bundesamt  bat  in  dern  Urtheil  vom  28.  Februar  1885  diese 
Ansicht  verworfen,  und  angenommeu,  das»  die  R.  den  UnterntüUmigswohn- 
sitz  in  Metzebach  nicht  verloren  habe.  Es  heisst  in  den  tfründen :  Einestheils 
würde  die  Frage,  ob  auf  den  vorliegenden  Fall  das  Landesi'echt  Kurhessens 
auÄUwenden  ist,  bei  der  über  den  WohnaitE  des  H.  herrschenden  Unklarheit 
nicht  ohne  Weiteres  im  Sinne  des  Vorderrichters  zu  beantworten  sein;  an* 
dereutbeils  ei^eben  aber  auch  die  in  der  Vorentwcheidung  citirten  Aussprüche 
der  hessischen  Reebtslehrer  keineswegs  dasjenige,  was  der  Vorderrichter 
daraus  entnimmt.  In  dieser  Richtung  genügt  en  henorzuhebenj  dass  BOff 
in  seinem  Kurhessi sehen  Kirchenrechte  genau  daa  Öegentheil  von  der  ihm 
zugeschriebenen  Ansicht   als   geltendes  Recht   bezeugt^  wenn   er  im  §  267 

(Seite  HIB)  wörtlich  sagt:  „Der Mangel der  Ehelosigkeit  bildet 

ein  öffentliches  Ehehinderniss,  d.  b.  die  Ehe  ist  \^ider  ein  f'rohibitivgesetz 
und  darum  ipso  jure  ohne  Nicht igkettserklänmg  nichtig»**     Dasa  die  Nichtig- 
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^t  einer  Ehe  durch  richterliches  ErkeimtniB»  festzustellen  ist^  bildet  keine 
Bfenthiunlichkeit  tleK  KurhessiHfhen  Kirehtm rechts;  ihiraiis  allein  folgt  aber 
lirlit!«  über  die  rechtlichen  WirkungeTi,  welche  einer  au  bMi  nichtigen  Ehe 
«ur  Nichtigkeitserkläninpf  beiÄulei^en  sein  möchten.  Es  bedaH"  iüdefi«  in 
esetn  Falle  eiDes  Zurückgehen»  auf  das  LandeBrecht  iilicrhaupt  nicht.  Das 
Befjrriffe  der  Ehe  liegende,  durch  §  34  des  Reichsgesetzes  vom  t>.  Februar 
75  ebeiiBo  ^ie  durch  die  Vorschriften  des  StnifgeBetzbuches  auHilnicklicb 
ufrecht  erhaltene  Verbot  der  Rigande  bringt  es  mit  Hii^b,  daf*B  jede  in  steben- 
BT  Ehe  eingegangene  zw^^itp  Ehe  von  Anfang  an  als  nichtig  augeHt-heu 
erden  muss.  Von  diesem  UrundsatzL!  sind  namentlich  auf  civilrechtHcbeiu 
ebiete  einzelne  Ausnakmen  zu  dünnten  de«  gutglftubigen  Theil»  und  der 
Under  durch  besoiiden^  Reelitsunrnieii  aiigeordnet;  auch  8it?bt  das  (tesetz 
t>r,  dass  in  gewissen  Beziehuuüreu  eine  fonnell  gültig  geschlossene  Ehe  bis 
ihrer  Nichtigkeitserklärung  der  uiateriell  gültigen  Ehe  gleich  bebandeli 
fird.  Allein  alle  diese,  theÜs  im  geniemeu  Rechte,  theil»  in  den  verschie- 
pnen  LandeBrechten  begründeten  Abweichungen  von  jenem  Grundsätze  reichen 
cht  weiter,  als  das  pOHitive  Recht  mit  »einen  aiiadrücklichen  Vorschriften 
cht,  EntBcheidend  bleibt  daher,  welche  gest-t/Jichen  Bestimmungen  auf 
eni  oflentlirb-ncbt lieben  (T«>bfete  des  ArmenweseuH  getrotlen  sind.  Wenn 
HD  der  §  15  des  ReicbsgeHetÄes  vom  *>,  Juni  ISIQ  vorschreibt: 

Die  Ehefrau  theilt  vom  Zeitpunkte  der  Eheschliessung  ab  den 
XJpterstützungswohnsitz  des  Mannes*** 
so  IcADT]  diese  Bestimmung  jedenfalls  nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  es 
ur  atif  die  formelle  Gültigkeit  der  Eheschliessung  ankomme;  zu  einer 
flehen  Auslegung,  welche  für  das  Rechtsverhältniss  der  Amumverliande 
ttter  einaiider  eine  niindestena  ungewfdinliche,  auch  in  ihi-en  Folgen  zu  auf- 
[lendeti  Ergebnissen  führende  8peziahu^nu  «chaflen  w^ürde,  bietet  weder 
Wortlaut  noch  die  EntHtebungfägeschiehte  des  Gesetzes  einen  getuigenden 
l-TihaU.  MusB  hienmeh  al>er  aTigetiomnien  werden,  dasH  der  §  15  im  All- 
aeineu  eine  materiell  gültige  Ehe  voraias setzt,  so  unterliegt  es  nach  dem 
Vorstehenden  nicht  dem  mindesten  Bedenken,  einer  bigamißchen  Ehe  jede 
liti Wirkung  auf  den  Unterst ützungswohtisitz  der  Ehefrati  abzusprechen. 
irgend  welche  Andeutung,  das»  eine  derartige,  an  sich  nichtige  Ehe  bis  zu 
er  Nichtigkeitserklärung  einer  materiell  gültigen  Ehe  gleichgestellt  werden 
oUte,  entlialt  das  Gesetz  nicht*),"* 

4.  ünterstÜtzungswohnsitz    einer  böslich   verlassenen    noch 
lieht  26  Jahre  alten  Ehefrau. 

Die  am  8.  März  1859  geborene,  seit  dem  Jahre  1879  verheirathete  Ehe- 
au  W*  wurde  am  2n.  April  1884  hülfsbediirflig.  Sie  ist  im  September  1&61 
}tnu  ihrem  Ehemann  böslich  verlassen,  dessen  TJnterstütxungswolniHitz  damals 
in  Rackichütz  war.     Der  erste  Richter   bat   die   Klage  des  vorläufig  imter- 


*)  Das  Bayerische  Gesetz  über  Heimath,  Verehdichung  und  Aufenthalt 
Dm  16.  April  1868  enthält  über  den  Unterstützungswohnsitz  hei  nichtigen 
(hen  folgende  Vorschrift  in  Art,  4.  111: 

Wird  eine  Ehe  als  nichtig  erklärt,  oder  ist  sie  bürgerlich  angilt  ig 
(vgl,  ober  diesen  Begriff  Art.  3S  a.  a.  0.),   so   hat   die  Frau  ihre  Heimath 
da,  wo  sie  ihr   xukäme,    wenn    sie   diese  Ehe  nicht   geschlossen    hätte; 
Arclüv  für  ofTeiillklios  Kectii.  LI.  ^4, 
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fitüt«enden  Armenverbandps  Fknnburg  ahjifewiesen»  weil  die  böslich  vj 
Ehffriiu  Tiücb  §  17  l'>-W.-t4.  dem  Tnterslützuiig^s  wohn  sitz  dts  Mannes  nicfai] 
mi*lir  ful^fe^  iukI  die  Fniu  W,  \v*nU*r  durch  ÄliBtammuiig  noch  diii^ch  AufeuUialt^ 
einen  UuterstütÄun^swrjhnsitx  in  Kftckschütz  halte  bezw.  erworben  habe. 

Das  Bundesamt  hat  durch  UrthcMl   vom   21.  März   1885  diese  Eiii 
scheidimj?  abjjfi'ändert  und  den   Beklngten   üur  Erstattung  der  Ärmenpflqfe- 
kosten  venirtlieiU,  indem  es  ausführte: 

„Der  §  17  a.  n,  O.  onbiet  die   entsprechende  Anwendun}?  der  ftir  dei 
Fall  der  Auflöaun^^  der  Ehe  in  §  Iti  a.  u.  O.  ^rejfeherien  Vuraobriften  auf  dii 
Fälle  an,  in  denen  während  der  Ehe  eine   thatsüehliehe  Auiliebinig  der  ebe-' 
lieben  Lebensgemeinschaft  erfi>ljft  itüt,    Dieselbe  SelhstiindiKkeit  in  Beaciebm 
auf  den    Erwerb    und  Verlust    des    ÜDterMtütÄtni^vvobnKitxeB,    welche    tiaoi 
jij  Iti  a,  n,  O,  Wittweu  und  geschiedenen  Ehelrauen  mit  dem  Tage  der  Auf^ 
lÖsung  der   Ehe    erlangen,  wird  „auch'*  der    Ehefrau    gcwiihi-t,   welche  von 
ihrem  Ehemwnne  biialich  verlassen  ist,  so  lange  diese  Verlassung  dauert  u.  »,  w, 
Die  Selbi*tändigkeit  bat  zur  Folge,  das»  die  Ehefrau  mit  dem  Taj^e  der  bot-, 
liehen  Verlassnng  u.  s.  w.  uuabbünprig  wird  von  dem  Wechsel  und   den  Ver- 
iinderungeu,   welche    nach    diesem  Tag;e    in    den    Unterstützungswohnsitsoer-j 
biiltnisnen    des  Ehemannes    eintreten,  dass   sie  \-ielmehr  den   an  jenem  Ti 
Vicsesseneu  IlnteratützuugswolinisitÄ  (des  Ehemannes»  S  l^  a-  »•  ^0  ^  ihn*i 
eigenen  behält,  bis  sie  denselben  nach  den  Vorschriften  der  ^  23  Na.  2j 
23 — 27  verloren  oder  einen   anderweitigen  läuterst (Hznngsw^ohnsitz  nach  Vnr^ 
Schrift  tler  §4}  1hl  — 14  envorben  hat  {^  IH  a.  a.  0.). 

Für  die  Arniahme  den  Beklagten,  dass  mit  dem  Tage  der  h«>slichptt 
Verltt8«nng  an  Stelle  des  durch  die  Verchelichniif»  nach  ^  lö  erworbrin?« 
UnterÄttitxungswobnsitxes  der  früher  von  der  Ehefrau  durch  AbHtammung 
besessene  trete,  ist  ans  dem  riesetze  nichts  äu  entnehmen.  Die  SelbMiändig- 
keit  in  den  Fallen  des  §  17  a.  a.  0.  bezieht  sieh  vielmehr,  wie  die  der 
Wittwen  und  gesebiedenen  Ehefnuien  nur  auf  die  Zukunft;  ein  Verlust  dei 
diireb  die  Vcrehelichimg  erworbenen  tmd  am  Tage  der  hijalichen  Verhissung 
liesessenen  UnterBtützuugswobnsitzeß  tritt  dagegen  nicht  ein. 

Hatte  die  Fmn  W,  bieruacli  im  Reiitember  1881  durch  ihren  Ebemaim  dea 
Unterstützuugsvvobnfiiti!  in  Racksehülz,  m  konnte  «ie  vor  Ablavif  ihre» 
2ßv  Ijebensjabres  (8»  Mär/,  1885)  selbständig  weder  einen  neuen  I'nter- 
Btiitznngs Wohnsitz  durch  AufentbaH  erwerben,  noch  durch  Abwesenheit  dfn 
Unterst ützungswohnsitÄ  in  Raekschütz  verlii^rem  Eine  andeix^  Erwerbatri 
( —  möglieh  wäre  die  Begründung  eines  Kindschaftsverbaltnijtsei«  durch  Adoi> 
tion,  nicht  aber  auch  die  Erwerbung  eines  anderen  Unterstiitznngswidinsitxes 
durch  zweite  bigami«clu^  Ehe,  wie  Beklagter  annimmt  (s.  Nu,  *6\  — )  ist  im 
vorliegenden  Falle  nicht  in   Fn^ge, 

Die  Ehefrau  W,  besass  daher  im  April  1884  noeh  den  Fntoretütisungs- 
Wohnsitz  in  Kack  schütz*'* 


war  die  nichtige  Ehe  von  Seite  der  Frau  in  gutem  Gbuben  eingi-g^mtffii 
worden,  so  heb  alt  sie  diejenige  Heinmth*  welche  der  Ehemann  mr  Zeit 
der  NiebtigkeitserklÜruug  der  Ehe  besity.t. 
Vgl  auch  RiEDKL-v.  Muller,   Kommentar-   5.  Auil    Vmu.  9  aml  10  »u 
Art.  4,  Anm.  11  zu  Art.  oo. 
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6»  I»t  ein  Handinngskommis  ein  CTPwerbpgehtilfe  im  Siimo 
defl  §  2a  U.  W.  O.? 

Dua  Biiiidc*Bamt  hat  in  IJebereiiiBtiinmuug'  mit  dem  irrsten  Hi(*liter  diese 
Frage  m  dem  Urtbeil  vom  21.  März  188r>  {In  Sachen  Berlin  contra 
Magdebof}^)  bejaht  xmä  ausgeführt: 

^Durch  Mhere  EutsL-heiduiigeQ  dea  BimdesBjnts  ist  liereits  ausgespi*ocheii, 

»8    Buc?hljandlung!«rei8<'ridi^   unter  die  (Teweilie^eh Ulfen   im  SiniHf   des  §  U9 

illen   und   da»«  aueh    auf  KaufumunHlehrlinge  diese  gesetzliche   Bet*tiinmuLg 

[anjmwenden  ist  (Entsch.  X.  85,  8ö).    Damit  ist  anerkannt»  dasB  der  §  29  aueli 

liolebe    Personen    trifll»    welche    in    einer     »^Handlun^**,    einem    Handlunf^s- 

»cldifte,  als  Öehülfen   oder  Lehrliupj^e   tfiülti^   i<iiid.     Hieran  inus«  atieh  hei 

Dookrnali^r  Erwä^un^  test^ebfilten   werden:  insbeHmulere  kann  dem   Klüger 

Imicht  zugentandeu  werden,  dmna  im  Sinne  dea  Jj  29  ein  Unterschied  zwischen 

IpGe werbe jrehölfeti**    und    ^HandlungKgehülfeu**    bestehe.     Allerdings    bat    der 

fAiudruck:  ^Gewerbe**    eine   enprere   und   eine  weitere  Bedeutung;  in  ersterer 

iwird  er  dem  „Handel**  ^e^'enübei'ge stellt,  in  letzterer  umfaaat  er  den  „Handel"' 

mit-     FrajüTt   e<t  sich  nun,  in  welchem  .Sinne  dm  Wort:   „(Tevverbeg^ehiille**   im 

§  29  gebraneht  ist,  so  kimn  in  Enimni^elun^  anderer  Atüiallspnnkte,  da  die 

fEnlÄtchtingsj^eBchiebtr    des    Gesetzes    dariibcr    nichts    cr^iebt^    nur    anf  den 

I  Sprach jfebrauch  der  Reiehxgesetzffebimpf,  und  liier  üunÜchst  auf  den  Sprach- 

l^hnmcb  der  Reichspfewerbeordnung,  welche  kurz  xuvor  anf  diesem  Gebiete 

leine  einheitliebe  Rejtfelunür  vorj^fenommen  batlp,  zuHfckgetrrifien  werden.    Das 

liil  mn  SU  mehr  an^jezeii^^t,  als  auHi  in  dei' Reiebisiri  wirbfot-dnimg^  (Tit.  ^T^II) 

fäw  Oewerbrire hülfen,    Gesellen    und    Lehrlinge    in    älmlicher  Weise    wie   im 

i]D§  29  zuaanmiengefitellt  werden.    Die  Ktüebsgewerbeordnnnj^  fasfit  aber  den 

[Bfvriff:  ^Gewerbe"  zweifelloH   in    weiterem  Sinne  ^    die  Voi'schrifien    in  den 

4.  lt.  44  u.  a,  mehr,  insiiesondere  ancli  in  dem  \tm  dem  Gewerliebetnebe 

[iin  Ulliherziehen  bandelndrn  Tit.  11 1  weisen  dm  anwiilerlei^lieh  nach.    Spricht 

IhterDach  wdion  die  Vernmtbung  (bdÜr,  dass  im  Tit.  VIT»  wideber  die  Ueber- 

|iebrift  führt  ,,Gewerbegebiilfen'',  Gesellen,  Lehrlinge»  Fabrikarbeiter**^  mit  dem 

■  Ausdrucke:  ♦, Gewerbegeh üliVn**  ebenfalls  die  weitere  Bedcntung  dtesea  Wortes 

liu  vorbinden  ist,    so  wird    das    zur  Gewissheit  erhoben  durch  die  ausdrucke 

1  liehe  Bes^timmung  im  §  12*i  der  ursprünglichen   Fassung  de«  Gesetzes  vom 

[21.  Juni    18P>i#,   wonach   die   voraufgehenden   Normen   des  Tit.  VII    ^auf   die 

|Gf"hülfeii   tmd  Lehrlinge  der  Apotheker  und  KaulUeute**    keine  Anwendung 

[find^i  sollen.    Dieser  Bestimmung  hätte  es  nicht  bedurft,  wenn  nicht  der 

uek:   ,»Gewerbegebülfc**   an   sich  in   der  weiteren»   den  Handel  mitiim- 

öden  Bedeutung   gebraucht    wäre,     Mnm    demzufolge    aber    davon    aus- 

g[<egaii|^4eii  werden,  das«  der  §  *2^  den  Heiebsgesete»  vom  f>.  Juni  1870  sich  des 

Aatdruckei:  p  Gewer  begeh  iilfe^   ebentalU  in  dem  weiteren  Sinne  bedient,   und 

I  entfaiÜt   fhiueben   der  g  29  keine  dem  g  126  der  Reiehsgewerbeordnung  ent- 

[iprechcnde   Unterscheidung    zwischen   Gewerbe-   und  Handlungsgehülfen ,  so 

I  lallen  <lie  letzteren  ebenfalU  unter  den  g  2W. 

Die  entgegengesetzte  Änuahnu*  kann  auf  die  Vorschriften  des  Handels- 
^^buchets  jedenfalls  nicht  gestützt  werden.    Das  Ilandelsgesetzbucb,  welcbes 
I  überhaupt  keine  BegriffsbeBtiinmung  der  HamllungÄgehüiren  giebt,  hat  nach 
vecke  und  Aufbaue  keinen  Anlass,  sich  mit  *ler  Fmge  zu  beschüftigen, 

14* 
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ob  HÄndlungsgebülfcm  eine  Unterart  der  Oewerbegchulfen  bilden.  Dagegen  irt 
von  dem  Reichs-Ober-Handelsgericlitp»  welches  wegen  der  Bestimmung  im 
§  I2t>  der  Reichsgcwerbeordüimg  zwischen  Haudlungs-  und  Crewerbegehülfen 
unteraclieiden  musste»  mehrfach  ansgesppochen,  dm%  die  HandlungRgebülfen  an 
sich  zu  den  ftewerbcgehiilfen  zähleu  und  nur  durch  den  §  126  eine  besondere 
Stellung  angewiesen  erhalten   haben.'^ 

ß.   Ärnienrecht liehe  FaniiliengenieiniictRft. 

Die  von  dem  Bundesamt  aufgestellten  (IrnndsStze  über  die  armen 
rechtliche  Familiengemeinschaft  (Reichs-Centralblatt  1883  S.  7) 
in  ihrer  Begründung  noch  k^eswegs  überall  anerkaimt.  —  In  einer  Armen- 
«treilsache  (Leipzig  contra  Schmargendorf)  hatte  der  erste  Richter  im  Ein- 
klang mit  der  Ansicht  des  Bundesamts  ausgeführt^  daas  durch  die  einem 
•Slii?fkinde  gewälu'te  Unterstützung  der  Ablauf  der  Abwesenheitafrist  und  der 
Verlust  de»  Unterstütz ungsw oh uaitüeti  des  Stiefvaters  verhindert  worden  »eL 
In  der  BerufungBreehtfertigungBechrift  wurde  ausgeführt :  Die  zu  Grunde  liegende 
Ansicht  des  Buii(let«amtM  benihe  auf  einer  doppelten  Fiktion,  Zimächst  werde 
angjnmmtiien,  diiHs,  weil  die  Mutler  aliineutatioüRpllichtig  sei,  die  den  Kin- 
di'Hi  gewährte  Unterstützung  als  dieser  gewährt  gelte,  und  dann  femer,  da» 
diese  der  Ehefrau  zu  Theil  gewordene  Unterstiitzimg  als  eine  Gewährung  an 
den  Mann  zu  betrachten  sei.  Dieser  Anschauung  liege  das  Rechtsprincip  der 
nützlichen  Verwendung  zum  Grunde*  Aus  demselben  folge  alier  höchstens, 
«luss  die  den  Kindern  *itler  der  Ehelmu  gewährte  Armenpflege  eine  nützliche 
Vei'wendung  für  den  Vater  (Mutter)  heziehungswcis^e  den  Ehemann  sei,  nicht 
aber,  das«  sie  auch  Armenpflege  des  Vaters  (der  Mutter)  bejiiehungsrweiae 
des  Ehemannes  sei.  —  Letzterer  Satz  enthalte  eine  blosse  Fiktion,  und  es  könne 
auf  dieselbe  nicht  noch  eine  zweite  Fiktion  dahin  gestützt  werden,  das«  die 
der  Mutter  in  den  Kintlem  gewährte  Armen  Unterstützung  auch  eine  solche 
des  Stiefvaters  der  letzteren  sei.  —  Der  Stiefvater  sei  überdies  zur  Alim(»n- 
tation  der  Stiefkinder  nicht  ver|>fl!chtet;  im  v<»rliegenden  Falle  lebe  sog«* 
der  zur  Ernahnuig  seiner  Kinder  hauptsächlich  verpHichtete  leildiche  Vater 
derselben  noch.  Es  würde  daher  eine  seinen  Kindern  gewährte  Armenpflege 
vor  allem  als  ihm  gewahrt  angesehen  werden  müssen. 

Diesen  Ausführungen  gegeniiber  wird  in  dem  Urt heile  des  ßtinde»- 
amts  vom  11.  Oct,  1884  bemerkt,  da«s  allerding«  in  der  alteren  Judikatur 
des  Bundesamts  (Eutsch.  IV.  27  u.  VI*  14,  15)  die  Familienangehorigkeit  der 
Stiefkinder  beziehungsweise  die  Einwirkung  einer  denselben  gewährten  Untrer* 
Stützung  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  ITnterntützungswohnsitzes  des  Stief- 
vaters in  Verbindung  gebracht  sei  mit  der  Alimentationf?pfhcht;  dass  indes« 
die  neuere  Ansicht  sich  weder  auf  die  darauf  bezüglichen  civilgesetjtlichen 
Vorschriften  noch  auf  die  Grundsiitze  über  nützliche  Ver^'endung  stütEf, 
Sie  bendie  auch  nicht  auf  Fiktionen,  sondern  auf  Schlussfolgerungen,  welche 
aus  den  für  das  Verhältniss  der  Armenverbände  untereinander  allein  maass- 
gellenden  V<jrschriften  der  Reiehsgesetzgcbuug  gezogen  werden.  Es  heisst 
danu  weiter: 

„Das  Gesetz  über  den  Untei-stützungswolmsitz  regelt  tlie  Vertheilung 
der  Armenlast  und  trifft  die  Inr  letztere  entscheidenden  V^orschriflen  über 
den  Erwerb  uiul  Verlust  des  UnteratÜtÄungawolmsitÄes  mich  rechtspolitischen 
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'Gesicblspunktcn.     Wenn  diofse  dazu  gefiilirt  haben,  dass  gewisse  PersoDL'n 
[(Ehefranea ,  Kinder  nnter  24  Jahren)  der  Rcjre!  nach  nicht  al«  selbständig 
Bt^^ogr  auf  den  Erwerb  und  den  VerhiBl   des  Uuter»tiit7:unjifSwohneitze8  be- 
ll werden,  viehnehr  die  Arnienla**t  bestiiglich  diefier  Personen  demjenigen 
inenvcrband   nid'erlejrt   ist,  in  dessen  Be/Jrk  ein  Dritter  das  Familien- 
upt  (Ehemann,  Vater,  Mutter)  seinen  Untet^stützimgswonhsitz  bat,  so  ist  da- 
ii  zum  klaren  Ausdruck  gebracht,  daas  jene  Personen  im  armenrechtbehen 
le  ^Angehörige**   dieses  Dritten  sind,   dessen  UnterstützungswahnMtisver- 
lÖtniaaen  sie  folgen.     Das  Reichsgesetz    hat    diese   Angeharigkeit    nicht  auf 
iejexugon  Personen   beschränkt,    zu    deren  Alimentation   das  Familienbaupt 
?rpflicht€t   ist.     In    den  Fallen    der  §§,  19  Abs.  2;  90  des  Unterstiitzimga- 
ohnsitzgesetzes  theilen  die  Kinder  den  Unterstützungswohnsitz  der  Mutter, 
deren  häuslicher  Gemeinschaft  sie  gehören  beziehungsweise  deren  Erzieh- 
sic  unterstehen,  und  sind  desshalb  Angehörige  derselben  im  armenreebt- 
;hen  Sinne,   während  civilrechtlich   der  Vater  in   erster  Linie  zur  Ahmen- 
ftion  verpflichtet  ist.    Dasselbe  gilt  unter  den  Voraussetznn^en  der  §§  18 — 20 
O.  von  Stiefkindern,  welche,  da  sie  mit  der  Mutter  und  durch  dieselbe 
den  Unterstützungswahnsitz   des  Stiefvaters  theilen,  in  armenrechtlicher  Be- 
Ti^^h»ing  dessen  Angehörige  sind,  obwohl  eine  Aümentatiouspflicht  des  Stief- 
vaters ihnen  gegenüber  nicht  begründet  ist. 

Das  Familienhaupt  und   die  vou  seinen  ünterstiitziingswohnsitKverbält- 
xu9Ben  abhängigen  Angehörigen  desselben  bilden  nach  {^  4  des  Freizügigkeits- 
geaeUes  im  annenrecht  beben  Sinne   eine  Einheit,     Da«  Famibeuhaupt  ist 
inn,  wenn  ea  nicht  eich  selbst  und  seinen  nicht  arbeitsfiihigen  Angehörigen 
den    nothflürftigCD  Iiebensunterhalt    zu  verschaffen   im  Stande   ist.     Die  Ge- 
metnde  kann  die  Anuenlast  liezü|yflifb   des  Familienbauptes   und   seiner  An- 
gehörigen von  sich  abhalten;  sie  kann  das  Faniilieubaupt  hindern,   für  üieh 
und   seine  Angehörigen  in  ihrem   Bezirk   den  Unterstützuiigswohnsitz  zu  er* 
'erV>en,  dasselbe  beim  Zus'ug  abweiaeu  und   unter  den  Vüraus4»etzungeu  des 
5  a.  a*  0*  ihm  die  Fürtsetjiung  des  Aufenthalts  vei'sagen,  wenn  die  Noth- 
wcndigkleit  einer  Unterstützung,   sei  es  in  der  IVrwuu   des  Familieuhauptes, 
es  in  der  Pei^son  irgend  eines  Angehörigen  desselben  beim  Zuzug  nach- 
iabar  bestand,    oder   sich  nach  dem   Anzüge  olTenbartc.     Ob   die   Unter- 
ütÄung    dem  Familietibaupte    selbst  oder  einem   Familieuangehörigen  des- 
ll>en  unmittelbar  oder  iruttelbar  gewährt  ^vird,   ist   gleichgültig.     In  jedem 
lle  übt  sie   dieselbe  Rückwirk img  aus  auf  die    linterstützungswohnsitzver- 
,iiiis»e  des  Famibenhauptes,  welches    die   in  irgend  einem   FamiliengUede 
lütjEte  cinheitliclie  Familie  in  armenrechtlicher  Beziehung  repräsentirt, 
sich  allein  einen  Unt  er  stiitzungs  wohn  sitz  weder  erwerben  noch  verlieren 
und   selbst  hülfsbediirftig  im   Sinne  der  ReichKgesetzgebung   ist,  wenn 
le   Armenpdege   einem    zur  Familiengeineinschaft   gehörigen  Mitgliedc    bat 
wälirt  werden  müssen.** 

7.  Uebernahme  deutscher  Reichsangehöriger  aus  dem  Aas- 
ende.    (§  33  U.-W.-G.  §  37  Preuss.  Ausf.-Ges.  v.  8.  März  1871.) 

Der  Barbier  W»,  welcher  seinen  letzten  Unterstützungswohnsitz  in 
thenow  hatte,  wanderte  in  der  Mitte  der  secbsziger  Jahre  nach  Böhmen 
I»  wo  er  sich  im  Jahre  1671  verheirathete.    Seine  Wittwß  Üet  demnächst 
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in  Komoiau  (Böhmen)  der  AmYcnpfle^e  anbeim.  Auf  ÄDtni}?  der  zustaDdlgem 
Beliorde  erkannte  der  Kcgienings-Prasideut  zu  Potsdam  die  PreiiSKische 
SUataangehörigkeit  der  Wittwe  W.  und  ihrer  Tochter  an,  und  erklärte,  da» 
im  Falle  ihrer  Ausweisung  der  Kücknahme  beider  Personen  in  den  PreuMi- 
sehen  Staat  kein  Hindcmisa  entgegenstehe.  Da  dieselben  sofort  bei  ihri?m 
Eintritt  in  den  Preus^ischen  Staat  der  Armenpflege  bedürfen  würden,  «o  er« 
ging  an  die  OesterTeichische  Behörde  das  Ersuchen,  eine  förmliche  Uebtsr- 
gäbe  der  Wittwe  W,  an  der  Grenze  statt tinden  zu  lassen,  und  sich  dieserhalb 
mit  derjenigen  Preussißchen  Regierung  in  Verbindung  zu  setzen,  welche  der 
dortigen  (rrenze  zunächst  ihren  Sit«  habe.  —  Die  OesterreichiBchc  Behörde 
betrat  diesen  Weg  aber  nicht,  sondern  wendete  sich  an  das  Königl.  Säciitische 
Grenzkominissariftt  zu  Bodenbach  mit  der  Bitte  um  üebemahnie.  Dieses 
erklärte  sich  auch  bereit,  die  Wittwe  W.  imd  deren  Tochter  ^zur  weiteren 
Instradining'*  zu  übernehmen.  Am  16.  Xovember  1883  erfolgte  die  üebcr- 
nahme  in  Bodenbach,  Die  Wittwe  W,  wurde  mit  ihrer  Tochter  nach  Dresden 
weiter  geschafft,  hier  aber,  weil  sie  mittellos  tind  wegen  Krankheit  nicht 
reisefähig  war,  von  der  KgL  Sächsischen  Polizeidirektion  dem  Armenamt 
überwiesen.  Sie  blieb  bis  zum  20,  November  1883  in  deisen  Verpflegung; 
dann  wurde  sie  nach  Görlitz  weiter  befördert,  wo  ihr  im  Wege  der  öfieut* 
liehen  Armenpflege  Unterhalt  und  Nachtquartier  gewährt  wurde.  Am 
22.  November  1883  wiu'dpo  Mutter  und  Tochter  nach  Potsdam  geschaÄ; 
^weil  der  als  Landarmer  anerkannte  Biirbier  W.  dort  seinen  Unterstützung»- 
wohnsits  gehabt  habe."  —  In  Potsdam  wurde  eine  dauernde  Annen-  ■ 
pflege  fiir  Mutter  und  Tochter  nothig.  Wegen  Erstattung  der  Kosten  und  H 
Uebemahme  von  Mutter  und  Kind  nahm  Potsdam  den  LandarmeJiverband 
Schlesien  in  Anspruch  und  erzielte  in  erster  Instanz  ein  obsiegliches  Urtheü. 

Der  erste  Richter  ging  daV>ei  von  folgeudej*  Auffassung  aus:  Aus  der 
der  Oesterr eichischen  Behörde  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtung,  die 
Wittwe  W.  und  ihr  Kind  als  Preussieche  Staatsangehörige  zu  übernehmet!, 
ergebe  sich,  da  die  W.  anerkannterinaa^sen  bereit»  in  OesteiTeich  hülfs* 
bedürftig  geworden,  die  weitere  Ver|>tbchtungt  innerhalb  des  Preussischen 
Staates  für  den  unterhalt  derselben  zu  ftoi-gen^  durch  die  Anerkennung  der 
prt^ussisehen  Staatsangehörigkeit  sei  die  W.  Preussische  Landanne  gewonlen, 
nicht  in  dem  Sinne,  dass  ihre  Unterhaltsplliclit  einem  bestimmten  Land- 
arraeuverbandc  obgelegen  hätte,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  sie  innerhalb 
der  Grenzen  des  Preussischen  Staates  ihre  Unterstützung  finden  miisste*  Bei 
dem  Mangel  eines  Uoterstützungswohnaitzegj  sowie  der  Verpflichtung  einot 
bestimmteo  LandarTuenverbamles  sei  diese  Pflicht  des  Preussischen  Staslei 
der  gesetzlichen  Bestimmung  gemäss  auf  denjenigen  preussischen  Landarmen* 
verband  übergegangen,  in  dessen  Bezirk  der  Eintritt  der  Hülfsbedurftigkeit 
stattfand,  d.  h.  hier,  in  welchem  die  W.  /Jierst  das  Preu<*i«ische  Staatsgebiet 
betrat.  Dies  sei  nacli  Lage  der  Sache  unstreitig  im  Bezirk  des  Beklagteu 
geschehen.  Diese?«  Urtheil  wurde  von  dem  Bundesamt  abgeändert  und  durch 
Erkenntiiiss  vom  1.  November  1884  die  Klage  abgewiesen,  aus  folgen- 
den Gründen: 

„Preussische  Laudarme  im  Siune  des  ErkenntDisses  der  ersten  lustaux 
kennt  da«  Reichsgesetü  vom  6,  Juni  1870  nicht.    Die  Verpfhchtung,  die  Für- 
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fiir  eincD  Landarmen  tu  überuehTnen^  kann  einein  LaudarmonverbaDde 
^^TreusaiÄcbcn  oder  Ausserj^reussiBcbeo  —  nur  aiiforlejft  werden,  sofern 
röcksichtlicli  dess^elbcD  die  Voraussetzungen  zutr<?iTen,  au  woIcIk^  da»  Reichs- 
gesetJE  die««  Verpfliclituuj^  gekuiijjft  hat.  Wenngleich  der  Treussische  Staat 
den  Oe«terreicbiflchi?ii  Behörden  ^i^egenüber  die  Verpflichtung  übemonimen 
liatt4?,  die  Wittwe  W,  und  ibrc  Tochter  zn  überuelimen,  so  sind  doch  in  Folge 
der  Behandlung  ihrer  Ausweisuni?  aus  OöHterreicb  durch  die  K.  K.  Oester- 
reichiatchen  und  K,  Sächsischen  Behurden  die  Voraussetzungen  nicht  einge- 
treten, unter  welchen  fiir  den  scblosiKchcn  Ltindarmeu verband  gcseUlicb 
die  Verpflichtung  zur  Uebemahme  der  Fürsarge  für  dieselben  erwachsen 
(«ein  würde, 

GeKt  man  davon  aus,    daas  die  W.  in  der  That  ala  Deutsche  im  Sinne 

de*  Reichagesetzes  vom  B,  Juui  1870  zu  behandeln  war,   so  kann  es  Jedcu- 

falls   niebt  Jiweifelhaft  sein,   dass  eine  Verpflicbtimg  des  Preussischen  Staats, 

i       re»p»  nachdeni  dieser  Staat  die  dureh  den  §  33  de«  Reiehsgesetzes  begründete 

^k  geseti liebe  Verpflichtung  durch  §  37   dea  AusfiihrungggeBetÄe«  vom  8,  März 

^  1671  auf  »eine   Landarmen  verbünde    und    afwar    anf  denjenigen    unter    ilinen 

abertragen  hat,  innerhalb  dea«en   der    Hiilfabedürftige  seinen  letzten  Unter- 

ftötzungB  wohn  sitz  hatte,   eine  Verpflichtung  einea  Preussischen  Landann  en- 

▼erbandes  aus  dem  §  33  des  Reichagesetzes  nicht  hergeleitet  werden  kann. 

Denn  ca  waltet  darüber  EinverständnisH  ol»,  dass  der  1877  verstorbene  Ehe- 

maau  der  W.  bei  seiner  Verheii'athung  im  Jahre  1871  den  früher  in  Rathenow 

beaeasenen  Unterstützungavvuhnsitz  bereiL^i  verloren  hatte,  imd  dass  die  ver- 

^■pheb'chte  W.  sich  jemaln  vor  ihrer  üeberaabine  aus  Böhmen  im  Uebiete  des 

^^beutschen  Reichs  aufgehalten  habe,  ist  nicht  behauptet. 

^B  Wenn  in    dem   S  B7   dea  Preusitiachen  Ausnihrimgsgesetzes  weiter   ge- 

^^wgt  int: 

„läfist  gjch  dieser  Unterst ützungawohnBitz  nicht  ermitteln,  «o  ist  der- 
jenige   Landann envvrb and    /Air  Tragung   der    Kosten    ver|>Hichtet,    in 
dessen  Bezirke  die  Hiilfsbediii'ftigkeit  hei'^'orgetretim  ist", 
bt  das  nicht  mehr  eine  Ansjführung  doB  im  §  33  des  Reichsgesetzea  aus- 
Esprocbeüen  Gnmdsützes,  sutidern  nur  eine  Anwendung  des  nilgemeinen  im 
30b  a.  II.  0,  enthaltenen  Prinzip«,  anf  welches  allein  zurückgegangen  wer- 
kann,   sobald    die  Voran «^ Setzungen  des  im  §  33    gesetzten    Falle«    nicht 
B^ir  voll  und    ganz  nadiweisbar    «iod.     Wollte    man    einwenden,    dass    der 
l*reu.'<aiiiche  (Tesetzgel«er  bei  Alifassini^  des   letzten  Sätzen  im  §  37   nur  den 
ewribnlichen    Fall    im  Auge    gehabt  habe,    wo    der    aus    dem  Auslände  zu 
Jcbemehmende    auch    unmittelbar    aus    dem    Auslande    in    da»    Preussische 
Staatsgebiet   iiliertritt,    nicht    auch  den    andern,    wie    er  hier    vorliegt^    wo 
er  zu  Uebernehmende    in   hol fs bedürftigem  Zustande  zunächst  ein  anderes 
Itaat^gebiet  passiri,  seine  Hnlfsbediirttigkeit  also  tbatsächlieh  zuerst  in  dem 
nderen  Staate  hervortritt,  bo   kann  das  naturlieh    an  der  Beurtheiluug  der 
cho  Nichts  ändern.    Denn  ein  Anderes,  als  den  Bestimmungen  de*«  Reichs- 
iMietres  entsprach  oder  als  dieselben  der  Landesgesetzgebimg  vorbehalten  hatten, 
juute  bezüglich  «einer  Armen  verbände   das    Preussiyehe   Aui^fübrungsgesetz 
licht  vor8cbreil>em     Wäre    es    selbst    die  Absiebt    des   Preuwüiacben  Gesetz- 
Khen  gewesen,  nach  cHblgter  Verpflichtung  zur  Uebernahme  eines  Staats* 
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angeborigen  bei  Nichtermittelmig  eines  letzten  Unterstfitzongswohnsitzes  stets 
denjenigen  Preussischen  Landarmenverband  znr  Tragnng  der  Kosten  za  ver- 
pflicbtea,  in  dessen  Bezirke  die  Hulfsl>edürfUgkeit  in  Preussen  zuerst  her- 
vorgetreten ist,  so  würde  eine  solche  Bestimmung,  soweit  sie  den  Preussischen 
Landarmenverbanden  weiter  gehende  oder  andere  Verpflichtungen  auferlegte, 
als  sie  im  Reichsgesetz  ihre  Begründung  finden,  als  mit  dem  letzteren  un- 
vereinbar keine  rechtliche  Verpflichturg  begründen  können.  Unterliegt  es 
aber,  soweit  die  Voraussetzungen  des  §  33  des  Reicbsgesetzes  nicht  voll  vor- 
liegen,  keinem  Bedenken,  dass  nach  diesem  Gesetze  die  Unterstützung  eines 
aus  dem  Auslande  ausgewiesenen  landarmen  Deutschen  den^nigen  Land- 
armenverbande  zur  Last  fällt,  innerhalb  dessen,  gleichviel  welchem  Staate 
des  Reichs  er  angehört,  die  Hülfsbedürftigkeit  innerhalb  des  Reichs  zuerst 
hervorgetreten  ist,  so  kann  es  auch  im  vorliegenden  Falle  auf  die  der  Wittwe 
W.  und  ihrer  Tochter  in  (rörlitz  zu  Theil  gewordene  öffentliche  Unter- 
stützung nicht  weiter  ankommen.  Denn  ihre  Hülfebedurftigkeit  war  bereits 
vorher  und  unmittelbar  nach  ihrer  Ausweisung  in  Dresden  her\'oi^treten, 
indem  sie  dort  nach  Ueberweisung  durch  die  Königliche  Polizeidirektion  als 
hülfsbedürflig  von  der  Armenbehörde  durch  Au&ahme  in  das  Versorgungs- 
haus  in  Armenpflege  genommen  worden,  nnd  war  damit  nach  §  30  b  des 
Reichsgesetzes  die  Verbindlichkeit  des  Landarmer\'erbandes  des  Königreichs 
Sachsen  zur  Tragung  der  Kosten  begründet  worden.  Für  die  Feststellung, 
welcher  Landarmenverband  der  Verpflichtete  ist,  entscheidet  Mangels  der 
Voraussetzungen  des  §  33  cit.  lediglich  das  Faktum,  wo  die  Hülfsbedürftig- 
keit  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  hervorgetreten  ist. 

Dass  das  Verhalten  des  Königlich  Sächsischen  Grenzkommissariats  zu 
Bodenbach  oder  dasjenige  der  Königlich  Sächsischen  Polizeidirektiou  zu 
Dresden,  welche  statt  die  W.  der  dortigen  Armenbehörde  zur  weiteren  Für- 
sorge zu  überweisen,  dieselbe  bis  zur  Ablieferung  an  der  Preussischen  Gn.»nze 
unter  der  Hand  der  Polizeibehörde  hatte  lassen  und  selbst  das  durch  den 
Zustand  der  W.  erforderlich  Gewordene  hätte  veranlassen  sollen,  eine  Lage 
herbeigeführt  hat,  aus  welcher  für  den  Landarmenverband  des  Königreichs 
Sachsen  Verpflichtungen  er^'achscn  konnten,  vermag  an  den  an  die  That- 
Sachen  sich  knüpfenden  rechtlichen  Folgen  Nichts  zu  ändern." 
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reelitsjyutachten  und  GesetzesvorBchlag,  betreffen ( 
die  Scliiildexekuiitin  und  den  Konkurs!  gegen  ttemeioden. 
Ausgearheitet  im  Auftrage  des  Bchweizer.  Justiz'  und 
PoHzeidepiirtemeütB.    Bern  1885.   258  S.  4^ 

Die  drei  dem  Kanton  Aargaii  angehörenden  Gemeinden  Baden,  Lenibiirg 
und  Zafingen  und  die  ZiircherisclK»   Stadt  Winterthur  waren  in  Folge  ihrer 
ßthciligung    an  der  Nationaibahn  dem  Konkurse  nahe,    der    nur  durch  die 
^ention    des    Bundes    ahgewendfit    werden    konnte.      Bei    der    Berieht- 
itattung  des  Bundeprathes  über  dicf*e  Angelegenheit  wun!e  conslatirt,  dass 
i  en   an    einer   gesetzlichen    Regebmg    hiimiehtlieh    der    Beitreibung  von  Ge- 
IIDeinileschulden  fehle  und  dass  die  rechtlichen  F'olgen,  welche  die  Zahlungs- 
keit  einer  Gemeinde  nach  sich  xiebe»  na<*h  Maaasgabe  der  allgemeinen 
echt«vorsch rillen  nicht  in  befi-iedigender  Weif*e  bestimmt  werden  konneu. 
[Der  Bundesrath  erkannte  es  flaher  als   seine  Aufgabe,  diese  Frage  zu  unter- 
[  Blichen  nnd  die  Aufstellung  gesetzlieher   Kegeln  vorÄU-^cblagen,   durch   deren 
f  Befolgimg  jede  Unsicherheit     iu   diesem  Gebiete  verschwinden   uiul    im  Hin- 
[  blick  auf  welche  zu  keiner  Zeit  mehr  der  Ausbruch  des  Falliments  Hchvveizc- 
liacher  Gemeinden  zu  befürchten  sein  soll.     In  Folge  dessen  beauftragte  das 
schweizerische  Justiz-  und  PoliüeideparterncDt  den  Verfasser^  welcher  bereit« 
im  Jahre  1880  eine  Schrift  über  dit*  Schuldexekutiou  und  den  Konkurs  gegen 
'  Oeraeindcn  veroflentUcht  hat,  mit  der  Ausarbeitung  einer  möglichst  umfassen- 
den,  die  Doctrin  und  Gesetzgelmng  der  Gegenwart  Tienicksiehtigenden  Dar- 
I  «tellung  dieser   Rechtsmaterie    und    eine«    die  Resultate   der  Erörterimg  zu- 
[  aammenfaj^nenden  Gesetzentwurfes.     Diese  nunmehr  vorbegende  Arbeit  ist  als 
[eine  hervorragende  wiasenschaftliebe  Leistung  anzuerkennen,  durch  welche 
nicht  mir  iji    eine  bisher    ganz  dunkle    oud    uubeaehtet    gebliebene  Materie 
helles  Licht  gebmeht,  sotidem  auch  der  richtige  Weg  zur  pi-aktischen  Lösung 
eines  schwierigen  Problems  gewiesen  wird. 

Der  Veifasser  liegiuut  rnit  einer  historiäclien  Erörterung  über  die  Hftfl- 
Jpfiieht  der  Gemeinden  und  der  Gemeindebürger,    in  welcher    er  das  ältere 
[deutsche   Rechte  die   Eutwiekl ung    tu   Frankreich,   Nordamerika    und  Italien 
rWleuchtet.     Daran    st-hliesst    sieh   im    zweiten  Kapitel    eine  Darstellung    der 
Igeltenden  Gnmdsätze  in  den  grösseren   deuificbon  StaatenT   in  Frankreich, 
■Jt-alien  und  in   der  nordamerikaniseben   Union,   und   im  dritteu  Ka|>itel  wird 
fder  in  den  schweizerischen   Kantonen  bestellende   RechtaKUHtand  dargestellt 
iDiese  Untersuchungen   (8.  17 — 175)    sind  von    ausaerordentlicher  tiriindlich- 
pkeit,  Gelehrsamkeit  und  Klarheit  imd  ihr  AVerth  i»t  «m  ho  höher  anzuschlagen, 
bIs  e«  ao  brauchbaren  Vorarbeiten  fiist  {ibenill  tehlle.     Dan  ilesultat   besteht 
[in  der  Const^tirung,  tlass  die  in  Rede   stehende  Rechtsmaterie   iu  sehr  ver- 
schiedener Weise  von  den  Gesetzgebungen  behandelt  wird»  durchweg  abor  in 
'  ungenügender  Art^  ohne  Lösung  der  praktischen   Schwierigkeiten   uud   ohne 
fntionelle  Erkenntnis^  der  maassgebeuden  Prinzipien.     Eh  ist  dies  weder  zu 
verwundern  noch  im  Allgemeinen  zu  beklagen.     Wo  die  politiachen  und  ao» 
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cialen  Yerbältnisse  in  ruhigein  Zustande  sind,  und  wo  die  Gemeinden 
unbesonnenen  Finaozmaaasregeln  sich  fem  lialtcn  oder  durch  die  staatliclien 
Aufsiditsbehörden  fem  gehalten  werden,  wo  die  Leistungskraft  der  Gcraeui- 
dcni  mit  den  ihnen  auferJegtcn  Laaten  sieh  in  Hamnonie  befindet:  rla  ist  die 
Ziihlunj^untähigkeit  oder  gar  der  Krjukurs  einer  (femeinde  ein  unerhört^pa 
Vorkommnissi,  da  hat  weder  die  Prax.is  (rehififenheit,  sich  mit  den  daran« 
entstehenden  Rechtsfragen  zu  befasaen,  noch  die  t^esetzgebung  Veranlassung, 
Rechtsrepein  zu  fommhren  und  da  bleibt  das  (tebiet  aueh  für  die  Theorie 
sterib  Daher  ist  verhältuissmässig  das  reichhaltigste  Material  in  dem  Lande 
zu  Tage  geffJrdert  worden,  in  welchem  Ueherla^timgen  und  finanzielle  Zu- 
«ammenbrüche  von  Gemeinden  in  neuester  Zeit  nicht  selten  gewesen  sind, 
nämlich  in  Italien. 

Den  Schwer|Hmkt  der  Arbeit  hildet  das  vierte  Kapitel,  welche«  die 
theoretischen,  prinzipiellen  Geftichtspirnkte  erörtert.  Die  Schwierigkeit  ho- 
steht  darin,  das»  die  Gläubiger  eiuer  (lemeinde  geneigt  sein  werden  auzu* 
nehmen,  da»s  Alles»  waa  nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  zum  Vermögen 
der  Gemeinde  gehr^rt,  von  ihnen  al?  Befrnedigimgsi mittel  hean^prucbt  werden 
könne,  wälireud  die  Gemeinden  den  Standpunkt  einnehmen,  möglichst  viele 
Olrjekte  im  öffeDtlicheD  Interesse  und  als  uuenthchrlich  zur  Erfüllung  der  den 
Gemeinden  obliegenden  öfTentlich-rechtlichen  Pflichten  der  Exekution  zu  ent- 
ziehen. Es  ist  auch  einleuchtend,  dass  man  das  Vermögen  einer  Gemeinde 
nicht  auflösen  kann,  ivie  das  einer  Privatperson.  Die  Gemeinde  muss  ead- 
stiren,  sie  mnss  öftentliche  Aufgaben  erfüllen»  sie  kann  nicht  liquidiren  wie 
ein  Aktienverein;  ohne  Vemiögensstücke  kann  sie  aber  nicht  functioniren; 
sie  kann  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  sein»  das»  der  eine  Gläubiger  ein  Sehnb 
gehände,  der  andere  die  Strassen latemen  als  Exekutionsobjekte  in  Anspruch 
nimmt,  oder  das»  die  Geaammtheit  der  Gläubiger  die??  Alles  mit  einem  Male 
in  eine  Konkursmasse  hineinzieht.  Nachdem  MEfLi  nun  verschiedene  Aus- 
hülfsraittel  als  ungeeignet  nachgewiesen,  —  so  insbesondere  das  Moratorium, 
das  ZwangS'Akkooimotlement,  das  beneficium  competeutiae  (etwa  nach  Art 
der  amerikanisehen  Heimstattengesetze),  die  Wiederbelebung  des  mittelalter- 
lichen Gedankens  der  Haft  [»Glicht  der  Bürger,  —  und  nachdem  er  die  Gründe 
dargelegt,  au^  dtaieu  die  Anwendung  der  gewölmliehen  Regeln  über  Exekution 
und  Konkurs  auf  (Temeindeu  ausgescMossen  erscheint,  findet  er  die  theorctiscJie 
Formel  zur  Lösung  des  IVfdtleras  in  der  lluterscheidimg  zwischen  dem  Ver* 
w  a  1 1  u  n  g  5  vermögen  und  dem  Finanz  vermögen  in  dem  Sinne,  wie  ich 
dies  im  Deutsehen  Staatsreeht  111.  2.  S,  201  ff.  ansgefülirt  habe.  Diese  Unter- 
scheidung ksmn  vom  fiskaÜachen  Vermögen  auch  auf  das  Koni mimal vermögen 
übertragen  werden.  „Soweit  das  öffentliche  Recht  den  Gemeinden  öffentliche 
Aufgaben  zuweist,  denen  sie  sich  unterziehen  müssen^  ist  auch  das  dazu  er- 
forderliche Inventar  durch  das  öffentliche  Recht  fiir  diesen  Zweck  bestimmt,** 
„So  wenig  die  Gemeinden  im  Stande  sind  und  die  Befugniss  haben,  übeT 
dieses  Inventar  in  ihrem  finanziellen  Intei*osse  zu  disponiren,  ohne  zuvor 
oder  wenigstens  gleiclizeitig  iiir  eine  andeiTveitige  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse zu  sorgen,  ebenso  wenig  kaim  dießes  Recht  den  Gläubigem  zuge- 
standen werden.  Denn  diese  besitzen  keine  gi'össeren  i>ekuniären  Rechte  alt 
ihr  Schuldner  selbf^t***  (S.  204.)  An  der  Hand  dieser  Formel  übernimmt  nun 
Meili  eine  Abschichtung  des  Finanz-  und  des  Verwaltung» -VermögenB  im 
Haushalt  der  Geivieindcn,  Diese  schwierige  Aufgabe  wird  mit  grosser  Um- 
sieht und  eingelieiider  Berüeksichtigiuig  der  verscliiedeucn  in  Betracht  kom- 
menden Gesichtspunkte  gelöst.  Zum  Fiuanzvennögeu  der  Kommunen  rechnet 
der  Verfatser   das   einen   wirthschafüiehen   Nutzen   abwerfende    Eigentimm, 
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8cliiildforderuii|?en  und  baarea  Geld,  überhaupt  solches  Vermögen,  das  nicht 

ftnitiv  lind  dauernd  zu  öÖentliclien  Zw*^ckeu    anfj^elegt  ist;   feiner  alle  die- 

igen  Anstalten,  welche  eine  Gcmeirnli*  nach  der  Weise  eine«  privaten  (le- 

erbe«  oder  nach  Art    privater  Thätiakeit   hf treibt;    sodann   alle   diejenigen 

ibjektej   welche  als  ofleobarc   Luxusiife^en stände    bezeichoei  werden    dürfen 

(nt  denen   er    aber  Sariinilutigen    fiir  WisBeuschaft    und  Kunst^   BibHotheki  iv 

und  Museen»  MonuTueDte  und  *Statuen,  Theater,  Fronienaden  u.  s,  w.  nirbt 

rechnet),    nnd    endlich   alle    Objekte,  welche    ihrer    oflenth'chen  Bestinnniini; 

tfremdet  oder  für  dieselbe  aus  iiyend  welchen  Gründen  unntkhipr  jreworden 

ind»     Eh  erjjfiebt  »ich   lueraua  zugleich»  was  als  Verwaltimg^veruioiren   aiizn- 

hen  ist.     Der  Verfasser  untersucht    die    einzelnen  Bestandtheüe    desf<elli«ii 

id  gruppirt  sie  unter  5  Ruhrikeu,  welche  alle  diejenigen  Gegenstände  nach 

erwaltnngsrecht liehen    GeBichtspuidcten    zusammenfassen»  welche    einem  be- 

inimten  ötfentlicb -rechtlichen  Zweck   zugewiesen   inid   durch   diese  Zweck- 

stinnnung   an    eine    Hxirte  GcnuBsform   gebimdeu,    al«u    der   freien    privuf- 

hschaft heben  VeHligung  der  Gemeinde  —  und  fijlglieh  auch  ihrer  Gläubiger 

entzogen  Bind, 

Mit  dieser  Erörterung  hat  der  Verfasser  seine  Aufgabe  noch  niebt 
llig  abge8elilo«sen.  In  einem  fünften  Kapitel  enhlert  er  ilie  Mittel  zur 
erhütung  grosser  Gemeindeverschuldung*  Diese  Mittel  hängen  natürlich 
von  der  Staate-  und  Gemeinde- Verfassung  ab  und  luBsen  t?i('li  nicht  in  ge- 
meingültiger Weise  für  alle  Staaten  aufstellen.  Der  Verfasser  bezeichnet  du- 
T  diese  Erörterungen  self>st  al»  „juriHtische  Prophylaxis  gegen  dvu  liihn 
'on  Gemeinden  mit  spezieller  Bezugnahme  auf  schweizerische  Zustände" 
Auch  verwahrt  er  sich  dagegen,  das»  er  ein  Universalrezept  gegen  die  frag- 
len  Misfibräuche  gebe*n  wolle.  Auf  die  Einzelheiten  dieser  sehr  auregen- 
itnd  tin  geistvollen  Benierkungeu  reichen  Erortening  will  ich  hier  nicht 
ben  und  nur  aunihreu,  <iass  der  Verfasser  nauientlich  zwei  Mittel  ;ds 
empiiehll.  Das  eine  Mittel  besteht  in  der  Aufrichtung  von  Sehraidicn 
die  Gemeinde- Autonomie  (Selbstverwaltung),  daN  andere  in  eincTn  ernst- 
ichen  Hekurarechte  zu  Gunsten  der  durch  die  Majontät  bedrückten  Siener- 
Wer.  Ich  brauche  nicht  die  grosse  puütische  und  staatsreclitliebe  Trag- 
ite  des  letzteren  VorschlagEi  hier  aui^zuführen^  m:  ist  von  selbst  einleuchtend, 
ist  aber  ebenlalls  klar,  dass  dieses  zweite  Mittel  um  so  weniger  jn-aktiscbi* 
deutuug  Jiat  und  um  so  seltener  Anwendung  ündeii  wird^  je  im  hr  dcio 
m  Erfordernis»  genügt  wird,  wie  dies  nach  deui  Anerkenntniss  des  Ver- 
Tm  in  Deutschland,  Frankreich  und  England  der  Kall  ist^  wo  deshalb 
eh  beunruiiigende  kommunale  Zustände  nicht  existiren.  Die  Ungebimden- 
it  der  kommunalen  Selbstverwaltung  ist  die  Quelle,  aus  welcher  die  finan* 
Ue  Zerrüttung  der  Gemeinden  entspringt;  sie  ermöglicht  es,  dass  eine 
lität}  welche  wesentlich  bloss  abstimmt  und  Ausgaben,  Anhöhen, 
,e  Unternehmungen  beschliesst,  die  Minorität  der  Besitzenden, 
le  wesentlich  zahlt,  vergewaltigt  nnd  unterdrückt* 
In  einem  Schlusskapitel  endlich  fairst  der  Verfasser  die  Resultate  seiner 
beit  in  einem  Entwurf  zu  einem  schweizerischen  Gesetz  zusannnen. 

Wenngleich  der  Verfasser   die   rechtlichen   und  factisclu^n  Verhältnisse 
der  Schweiz  vorzugsweise   im  Auge  hat   und   die   von   ihm   erörterte  Frage 
in  Deutschland  gegenwärtig  glücklicher  Weise  des  praktischen  Interesses  ent- 
hrl,  so  hat  er  sich  doch  bei  seineu  Eruilerungeu  auf  einer  solchen  \^as8en* 
^hafllichen  Höhe  gehalten,  dass  seiner  Schrift  auch  in   unserer  Staatsrecht' 
hen  Literatur  die  ihr  gebührende  Beachtung  nicht  vereagt.  werden  wird, 

Lahand, 


KbH  Heeker,  .Tustitzrutb  und  Divisions-Auditeur  zu  Breslau,  Ueber  da» 
Voi'hiilt  jiis»  dp«  Civilstrafrechts  ^iim  Mil  itärHtrtifrecht  uad 
(1  HU  B e g r i ff  d e r  M  i  1  i t  u r p o r s o n e ti.  Bfrliti.  v,  Drcker.  1 885   1 14  S,  8**. 

Unter  dieaein  Titel  hat  der  Verfasser  fünf  Abhimdlufi^eti,  welch«  in  den 
Jfthreii  1879—1883  in  (iüLiiTAMiaER'»  Areliiv  tlir  SindVn'ht  und  im  Uerichtsiaal 
erschienen  sind^  jresammelt  und  mit  Kiideitunf?  mnl  Schkisswort  versehen. 
Der  Schwerpunkt  dieser  Unter^iichunjfen  lie^  auf  dem  srtrafmchtlichen  C4r- 
Uiete;  naiiientlieh  die  bei  weitem  tmd'an^'eieliste  nnd  eing'ehendst^  Ahh&ud- 
lun^  (Nr.  ni.  S.  37 — 78)  mit  der  ITebersehrift:  «Der  (^i  v  i  Igt  raf rieht  er  und 
das  Militärsti'atjjesetjtbuch  f.  d.  Deulache  Keich**  ])rhtindelt  mit  systematischer 
Vi>ll»taodigkeit  die  Frage,  inwieweit  der  CivilMrufrichter  die  Vorschriften 
des  ]VLlitärstntf)üfesetzbueheB  in  Anwendiinj?  zu  ijringen  habe,  oder  mit  Anderen 
Worten:  in  wiefern  das  aUjremeine  Strafreeht  durch  die  speciellen  Regeln 
des  Milit^irHtmt^gesetzfniehs  Jloiühkationen  erfalire*  Aueh  die  Abband) imjir 
Nr.  I  „Die  allg-emeinen  8traferliöhungsjjrriindt>  dea  Militürstnifj^esetÄbuchs  und 
ihre  ßeaohtiintr  durch  den  CivilHcliter''  g^elnUt  hierher.  Die  WÜrdigimäj  dieser 
rein  atrafreeht liehen  Eriirternugen  muss  icdi  den  JCriminalisten  überlassen, 
denen  der  Verfaaäi«er  nicht  mit  Unrecht  die  VemachlüsBigim^  de»  MilitÄrstraf- 
rechts  zum  Vorwurf  niaclit. 

Die  Schrift  enthalt  aber  aiudi  Erörterungen,  welche  fdr  da»  Staats- 
nnd  VcrwHUnnfT'^recht  von  Belauf/  wind  luid  welche  denshalb  an  dieser  Stella 
Eniviiljtmn^  Hitden  müssen.  Hierhin  trehört  znuäehst  die  Ahhandlunf)^  Nr.  II 
,,Ueher  die  Grenzen  des  Krindnai-  und  Disciplinarstrafrechts  hei  Ptliehtver^ 
letzmigen  der  Civilbeauiten  und  MilitärperRonen.**  Der  Verfasser  jreht  von 
dem  richtigen  Beßfriif  den  Diaciidinanrerß^ehens  als  einer  Verletznnsf  der  Dienst- 
pflicht aus  und  er  erhhckt  demc^einiis»  mit  Recht  in  der  DiRciplinar^tmfe  die 
fieaction  de«  Staates  als  des  Dienstherrn  ?reoren  deujeniy^en,  welcher  eine  ihtit 
jjfesetzUch  td liierende  oder  von  ihm  freiwilh^  übernommene  öflentliche» 
Dienstptlieht  verletzt  hat.  Von  diewem  (lesichtsiiunkt  aus  bestimmt  er  richtige 
nnd  xutreffend  das  Verhiiltnisa  der  Di  sei  plinarst  rufen  zu  den  öftentlichen 
Strafen  und  das  Verhaltniss  der  Diseiplinarveru^ehen  zu  ilen  Amtsdelieten* 
Der  Verfasser  erörtert  nun  aber  in  eiutrehender  an*»chauliclier  Weise  den 
Cnterfichied,  der  hinsichtlich  der  DiHei|>linarRtrafmittel  zwischen  den  Personen 
dcB  Sijldttten Staude 3  und  den  liendKinfiMKiiren  Beamten  besteht.  Ihis  civilc 
Dis^ci])linarrecht  kann  sieh  mit  Verweis,  Geldstrafen,  Slrtifver^etzung-  und  Dienst- 
entlasKunnr  he^ü«ren;  dem  ptiiohtwidrijif  haiideludeu  Stddmten  jreprenüber  idnd 
diese  Strafmittel  theils  unanwendbnr  theils  würden  sie  ihren  ElVect  verfehlen, 
indem  iusfiesondere  die  Entlas^un^  ah  eine  Erleichterung  der  staÄtsbür^er' 
liehen  Lanten  wirken  würde.  Andererseits  miisHen  die  Vei*«etÄnnjjr  in  die 
II.  Klasse  dm  Soldatenstandes  uutl  die  Ausi*tosFunjf  aus  dem  Heere  als  wirk- 
liehe EhreuBtrafen  behandelt  und  empfunden  werden  und  daher  aus  dem 
Kreitse  der  DiPeiplinarstrafmittel  ausseheideu.  Hieraus  ergibt  »ich  zunächst^ 
dai<a  das  Militiinlisciphnarreelit  urul  das  Militäratrafreeht  gewisse  Strafinitt^^l 
gemeinsam  habeu.  iJer  Verfasser  zeigt  aber  ferner,  das»  nach  den  miütäri- 
sehen  Bedüd'uisHeu  Handhiugen,  welche  bei  Beamten  nur  als  Diseiplinar- 
vei"gehcu  behandelt  werden,  liei  Fersimen  des  8o!datenptandes  unter  criminelle 
Strafe  gestellt  werden  müssen,  und  dass  dieselbe  Handlung  je  nach  dem  ob- 
jeetiven  Schaden,  den  sie  angerichtet  hat,  oder  nach  dem  ISlaasse  des  Bub* 
jectiven  Versehulden«  oder  nach  den  Piustänileu,  unter  denen  sie  verübt 
wordeu  ist,  bald  aU  eine  blosse  Verletzung  der  Dienstpflicht,  bald  als  eine 
die  ötfentlielie  Sieherheit,  Ordnung  u-  n.  w,  bedr<diende  That  angeseben  werden 
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muBR.     Die«   gjXi   inabesonden?    von    dorn  Tlnj^ehorsain    f^ef^en  DienstLefelile. 

Mithin  ist  auch  hmsiditlich  der  TliRt liest iiiule  kein  ])riiieipioll  dure^igreifriKler 

Uegetisaü:  »wischen  dem  niihtäriM'lieu  Dipc:i|iliu5irstraf recht  und  th'iii  inilitiiri' 

^hhen  Crimiuahtrafrecht    vorhanden.     Dar  (iei^ensntz    hesteht    vielmehr,    im 

^■titeri^chied  vi»n  dem  Beanitendisciplinar recht,  nur  diirinj  das«  das 

HtUitärdiscipUnarrc-oht  die   k^ichtereu   Fälle  hehaudelt,  fiir  welche  gfdirjdere 

Htrafen  und  einfacheres  Verfahren    angeordnet  ^ind.     Der  Verfasser  i^elan^ 

daher  zu  demselben  Resultat,  welches  ich  in  meinem  .Staatsrecht  Bd.  III^  1^ 

167   dahin  formulirt   habe,  das»  die  Di**ciplinar&trah)rdnun^  tiir  da»  Heer 

*lie   Marine  ein    zweites   Militärstrafgesetzlmc-h   sei,    daa   ^leiehsani    lür 

chtere  Fälle  die  Ergänisung^  des  eij^entlichen  bildet.   Durch  die  Aüsfühnin|fen 

Verfassers  wird  dieser  Satz  in  seiner  hiMtorischen  Eutwickelung,  in  seinen 

sächlichen  (.Iriinden  und  in  seiner  praktischen  Traj^'eite  vernnHchanlicht 

und  »eine  Abhaadlmig  ist  daher  ein  werthvnller  Beitrag,    mii    dna    richtige 

Veretäodma»  der  Di«ci|dinar8trafj(ewalt  überhaupt  zu   i ordern. 

Die  Abhandlung  Nn  IV  (S.  79—96)  behandelt  den  Be^iJf  der  Militärper- 
loneD  im  Sinne  der  Reichsgesetzgebung.  Dieser  Begriß'  is*t  von  grosKcr  juri- 
«tiicher  Bedeutung  wegen  des  §  4  des  MilitärstrafgeseticbuchB ;  seine  Festbaitung 

taher  darum  nicht  ohne  Schwierigkeit,  weil  er  einerseits  nicht  alle  Angehörige u 
I  activen  Heeres  umfasst,  und  weil  er  undererseits  weiter  reicht  als  die 
Be^eiclmung  „Personen  des  Soldatenstaudes'* ;  indem  er  auch  diejenigen  Mi- 
rbeamten  mitumfasst,  w^elche  einen  Militärrang  haben.  Der  Verfaswer  ver- 
eh t  nun  ein  e  i  n h  e i 1 1  i  c  h  e p  K ri t eriurn  tu r  die  ^li  1  i tiir pe rso neu  u u IäusI eilen, 
klches  »owohJ  die  Personen  des  Soldatenstandeji  uIh  die  MiHtarbeamten  mit 
ilitiirrang  unifasst  und  andererseits  die  Angehörigen  des  Heeres,  welche 
Civilstand  geholfen,  ausschlieaBt.  Er  ündet  dieseM  Kriterium  in  dem 
lliiämtand,  obw^ohl  er  selbst  zugeben  mnaa,  daaa  «ich  der  ReclitsbegrifT 
litäriier^onen"  und  ^Pei-sonen  des  JDIitärstandes"  nicht  vollständig,  sondern 
,im  Grossen  und  Ganzen**  decken.  leh  glaube  nun,  da««  dieser  BegrilT 
^ Militärstandes**  eine  juristische  Berechtigung  desshalb  nicht  hat,  w^eil  es 
einem  für  denselben  spezifischen  Reehteaatz  fehlt;  die  Cieftetze  sprechen 
gend§  von  Personen  des  IMilitärstandi^s^  sondem  nur  von  Militarpersoneu, 
von  Personen  des  Holdatenstandes,  oder  von  PerBonen  des  Beurlaubten- 
Eides  u.  8.  w-  Diese  im  (»esetz  verwendeten  und  durch  liesimdere  Recht s- 
ze  mit  praktiitcher  Bedeutung  ausgei^tatteten  Begi-iffe  sind  jiiristiBch  allein 
Wichtigkeit,  Man  vergegenwärtige  sich  eine  ähnliehe  Frage  aul  einem 
ieren  Geliiete,  Man  kann  den  BegrilT  des  ^Kaufmannsstandes'*  anfntelU*n 
darthun,  das«  Prokuristen,  Handlungsreisende,  Latlendiener,  vereidete 
Jer  u.  s,  w,  dazu  gehören  und  das«  andererseits  gewisse  Industrielle  nicht 
KU  gehören.  Von  juristischer  Bedeutung  ist  dies  aber  nicht;  eine  solche 
nur  der  Begriff  des  Kaufmanns  im  Sinne  des  Art.  4  de«  Handelsgesetz- 
chs,  oder  im  Sinne  eines  Ge werbest euergesetzes  oder  im  Sinne  des  (resetzea 
PT  die  HaadelHkummern  u.  «.  w.  Desshalli  hat  es  meines  Erachtens  auch 
ne  Bedeutung  für  die  juristische  Dogmatik,  wenn  man  darül)er  Erörterungen 
»teilt,  ob  ein  aus  dem  activen  Dienst  entlassener  Reservist  oder  Landwehr- 
oder ein  nicht  im  Dienst  befindlicher  Offizier  oder  Arzt  der  Landwehr 
III  ^Militdrstande**  zu  rechnen  ist  oder  nicht;  und  ebensowenig  wird  die  gesetsi- 
Uu'  Eintheilungder  MilitKrbeHmten  in  solclie,  welche  einen  Militär  rang  haben 
in  solche,  welche  keinen  Militärrang  1ml »en,  iladurch  klarer  und  fester 
mmi  hinzufügt,  die  ersteren  gehören  zum  Militär  stand,  die  letzteren 
nicht.  Der  Verfasser  erörtert  nun  die  Frage  nach  der  Zugehiirigkeit  zum 
litärFtÄnde   hinsichthch  der  Personen  des  Beurlaubtenstandes  und  der  *)f- 


fixiere  znr  Piflpoaitiott,  hinsichtlich  der  mit  oder  ohne  Pension  auflgcachiedenen 
Oflkieri>,  hinsichtlich  der  nicht  zum  detitfichon  Heert»  oder  zur  Krii?g«mJirioe 
gehörigen  Offiziell?  a  k  siiite,  htnsiobtliL'li   der  in   InvalidenlnBUtiiten  ver- 
sorgten Invaliden  und  entUieh  hinsichtlich   der  Land^endarmerie,    Den  Aiw- 
fUhniii^en  des  YedasBer»  kann  ich  g^rossen  Theils  zuFtiiniiien;  Bedenken  gv»g«n 
einzelne  seiner  Behaiiptun'i'en  ^   z.  B.  das»  die   in   den  Itivalidenhausem   ver- 
sorgten, dienstlich  nicht  hcschafti^en  Individuen  T.mn  acliven  Heere  und  äu 
den  Militärperaouen  iin  Sinne  des  §  4  de»  deut8chen  MilitärstrafjEresetzhuchs 
gehören,  will  iefi  hier  nicht  weiter  entwickeln.     Nur  auf  die  Ernrteniu^n  über 
die  LandifeutiarMierie   muss   wejjeu   der  j^ossen   praktischen  und  wissen- 
achatthchen  BedLnitunj?  dea  Gegenstandes  etwas  naher  eingegaug-en  werden. 
Die  praktische  Wichtigkeit   der  Fra<;:fe   besteht  darin,   dass  wenn  die  Land- 
gendannen  demactiveu  Heere  angehörende  Personen  des  Soldaten  »tan  des  sind, 
die  Vorscliriilen   der  Strafprozessonlnung  §  48  Ahs.  2,  §  50  imd   der  Cüvil- 
prozessordnuug  §  *^^t  8  '^"^  Abs.  4  über  die  Vorladung  der  Zeugen,   iil>cr 
die  Festsetzung  und  Vollstreckung  der  Strafe   wegen   unentschuldigten  Ani* 
bleiben^  und  wegen  Voiltdirung  solcher  Militär]) erst nnm   auf  sie  Anwendung 
finden;  während  bei  der  entgegengesetzten  Annahme  die  allgemeinen  Regeln 
der  8t rat-  und  Oivilprozessordnung  iiliL-r  die  55t'Ugenyiflicht  auch  flir  die  Land- 
gendannen  gelten.    Das  wtsBensehartlichc  Interesse  aber,  welches  »ich  an  die 
Frage  heftet,  beruht  darauf,  dass  dieselbe  die  (Titmdlagt^n  der  !^IilitÄrverfas«ung 
des  Reiches  imd  daa  Verhältnis»  van  Reicbsgesetz  und  Landesgesetz  berührt. 
Während  Hkrbst  in  OoUdammer's  Archiv   1875  die  Ansicht  vertreten   FiaU 
dasH    die  Preussif^chen    Landgendarmen    als   Mitglieder   des   Preussiischen 
Heeres    auch    nach    dem  Er  las»  dea  Reichs-Militär-tresetzes  Zugehörige  des 
deutschen  Heercp  gf'bUeben  seien,  hat  FöCHs  ebenda».   1880  {zur   Inter 
pretation  de8  §  48  Str.-P-'O.)  die  entgegei  ige  setzte  Ansicht  vertheidigt    und 
die  aus  ihr  sich  ergebenden   C-unsetpienzen   tVdgerichtig  entwickelt.     Hkckkr 
nimmt  einen  vermittelnden  StimdiJuiikt  ein,  äussert  sieh  abtT  leider  über  dit» 
Hauptfrage»    ob    Landgeudarmen    binBiiditlich    der   Ladungen    und    der   Er- 
sewiugung  des  Zeugnisses  den  zum   ac^tivetj  Heere   gehörenden   Personen  di»8 
Soldatenstande.«  gleich  zu  iH^bandt^ln  sind,   nicht  aasdrüeklich.     Er  erkennt 
in  LtOiereinstimnmng  mit   Fuorrs   an,   dass   die  (Tenilannen   dureh   tj  38  des 
Militärgeselzes  von  1874  vou  der  Zug(*böngkeit  zum  activeu  Heere  und  du- 
Tuit  zum  deuti«:then  Heere  überhaupt  auHges(ddnsst»u  seien.    Dies  ist  auch  m.  E, 
unzwelfelhiill  und  jede  andere  Auwlegung  mit  dem  WoHlunt  des  §  38  gaiut 
unverehibar.     Anstatt  nun  alier  mit  FüCus  hiersns  die  Folgt*rtmg  zu  ziehen, 
da^^s  die  LandgcMidarmen  überhuiipt   nicht   als  Person(ni   des  SfddatenBtandes 
im  Sinne  der  Reiehsgesetze  an/u  neben  seien,  fübH  HkcKKb  aus,  das»  die  Preuss. 
Landgeudarmerie  ein   Theil   des  Preus  sisehen  Heeres    geblit^lum    sei    und 
zwar  ein  abgezweigtes  In«tittit  des  Pr  eii  ssischen  Militärwesens,  welcbrs  der 
Beaufsichtigung  Seitens  des  Reichs  und  der  Gesetzgebung  desselben  entzogen 
sei,   nicht  auf  Kosten   de»  Reichs,   sundern    auf  Kosten  Preussens    erlialten 
werde  und  wek^hes  nicht  dem  Preufsiscben  Kontingent  für  das  Reichsheer  an- 
gehöre.   Kann  es  nun  aber  mit  der  Verlttssung  für  vereinlmr  erachtet  werden, 
dass  die  Einzelstaaten  neben  ihren,  zum  Reicbsheer  gehörenden  Kontingeöten 
noch  Sondertrujipeu  halten V     Gewiss  nicht!     Denn   die  Reichs verf.  Art.  58 
spricht  von  den  Kosten  und  Lasten  des  gesanimten  Kriegswesens  des  Reich«, 
Art.  *il  erwähnt  ,^die  gesammte  Preussisclie  Mililitärgesetzgebimg**,  An.  63 
bestimmt,   dasf<    die    »»geHammte"    Landiniiclit   des  Reichs    ein  einheitliche» 
Heer  bildet  und  gibt  dem  Kaiser  diejenigen  Rechte,  welche  aus  tlieaer  Ein- 
heitlichkeit  sieh  herleiteUf  iiber  die  gesanimte  Landniachtj  ohne  KoutiBgeute 
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er  Bitucelstaaten  zn  erwahuGu,  welclie  diesem  kaiserlichen  Obcrbefelil  nicht 
stallt  wnren;  Art.  H4  legt  ^allen  (lentseheii  Truppen"  die  Verjjllichtimg: 
ßu  BeMjlen  des  Kaisera  Folge  zu  ItnHten  ii.  h.  w.  Die  Kont innren to  do« 
ejchiheeres  sind  nach  der  ReicIiHverriiasunj^r  allerdings  nicht  Keichstruppt^n, 
DTidcrn  Lande*» trappen;  aber  die  Einzehtaaten  Indien  nicht  dan  Rtndit»  nach 
rlieben  Mihtär  äu  bidtiMi  und  zwar  naeli  a öderen  als  d«m  vnni  Reich  auf"- 
estellU'U  Retfein.  Die  Knntingente,  welche  die  Sttuiten  jiuiij  Reichnheer  zu 
eilen  haben,  sind  nicht  wie  zu  den  Zeiten  des  aheu  Reichs  und  des  Staaten- 
andes  da?  Minimuin  ihi'er  militärischen  Ver|*tli€htuufifen»  .srnideni  nie  hihlen 
( gnnze,  volU\  ausachÜesalicbe  Mihtürweaen  der  .Staaten.  Dies  erkeTint  auch 
CR  ini  Priii2i[>  an.  Er  j^laubt  aber^  das?*  die  ReichFgfesetzt^ebunuj  selb*it 
—  und  «war  nur  einp  eiiizit^c  —  Aiisnuliine  hiervon  gemacht  habe  und 
rar  durch  §  2  des  BLuf.-Oes.  zum  ]^Iilitär-Hti'a%eHetzl>uch  v.  20.  Juni  1872. 
»es  Itc5€1z   bcfithnmt:    ^Ln  Krafl   bleiben  die  Vorschriften   über  die   Be- 

ang"  der  von  Laudijendannen  begannreneu,  straftjaren  Handlungen'* 

Jie«e  Bestimmung  nnthitre^  wie  Heckeu  «a^t,  zu  der  ^o-esetziicheu  Fiktinit, 
i'ine  oriranische  VerVündun^  zwischen  der  Laudtyentlarmerie  und  dem 
mtjschen  Heere  fortbestehe*  und  dasn  der  T/andüfeiidarm  »^al«  Milghed  der 
ewaffnet^^n  Macht  any-usehen  äei,  obwohl  er  nicht  zum  deutschen  Heere 
phorL*  Die?»e  ^Fiktiuu**  sei  aber  auf  den  Zweck  den  §  2  a*  a.  Ü.  zu  be- 
chrankir'nf  ^damuo  kiumen  aucii  die  von  dcu  bür«ferlichen  Recblftverlialt- 
M'U  der  Militiirpersiiiicn  des  aktiven  Heei-est  baudelndeu  Be3tiniiuun^en  der 
leichsiustizgesetze  nicht  vermrpj^e  der  fm^heben  Fiktinu  auf  preuHsische  Laml- 
endaiTuen  angewendet  werden."  Wenn  aber  au8  dem  ^  -  ^^^*  *'i'^  a  1  Ige- 
le in  ^s  Prinzip  fiir  die  ßeurtheiluni,^  der  Hechts verkfiltnif«Hse  \\er  Lnndgen- 
aen  nicht  herö^eleitet  werden  kann,  so  scheint  mir  die  von  Hkckkr  aufgestellte 
F'iktion'*  incht  nur  entbehrlich,  sondern  auch  irreführend  zu  sein.  Ob  man 
tu  Landg^endarmeii  den  lictivcu  Charakter  ala  „Militäi*]ier»onen**  und  den 
fiJitärstand'*  beilegen  will  oder  nicht,  lal  juristisch  nicht  von  Erhebhchkeit; 
hand*'lt  sich  allein  darum,  tib  sie  nach  den  Vorscbriflen  der  Militärgesetze 
um  „»ktiven  Heere'  treböreu.  Da  §  38  den  Mll-Ges.  \\  1874  imzweifelbart  die 
um  akt  i ven  Heere  «^eliörenden  P^-rsc nicn  v  f >  1 1  s  t  ä  n  d  i  g  nnd  a  u  s  h  c  h  l  i  e  n  3  e  u  d 
aizählt,  die  Landg^ndarruen  aber  nicht  neimt,  so  können  auch  die  Voi- 
chriften  der  Reichsgesetze,  welclie  ausdrüeklicb  von  den  „dem  aktiv<r'n  Heere 
der  der  aktiveu  Marine  angehörenden  Perstmen  den  Sohlatenstandes*^  reden, 
rie  die  angeführten  So n derbe 3 tiiu nunigen  der  beiden  Prozeasordnuagen,  auf 
tie  Landgendarmen  nicht  Anweiulung  linden.  Auch  die  Autonomie  der 
Binzelstaaten  ist  nicht  im  Staude  liiere  Vorschriften  auf  (fendarmen  anszu- 
ehnea,  denn  es  würd<*  dies  eine  Aluindeiung  reich sgesetzlieber  Hestim- 
Hungen,  also  unzulässig  sein.  Dagegen  ist  es  den  EinzelNtaaten  unbenommen, 
weit  dies  ohne  Verstoss  gegen  die  Heichsgesetiie  th unlieb  ist,  nicht  bloa 
ue  Gendannerie,  sondern  auch  viele  andere  Kur]>3,  z.  B.  Schutzniannschaften 
osser  Städte,  Forstscbutzbeanite,  Feuerwehrkorjis,  Orenzanfaeher  u.  s,  w. 
ch  militärischer  Art  zu  organisiren  and  V^o-schrirten  über  Uehoraamapflicht, 
isciplinargewalt  u.  a»  w,  nach  «lern  Muster  der  für  die  Armee  gegebeneu 
rorscliriften  für  sie  aufzustellen;  „Mibtar"*  iui  Sinne  der  Reichsgesetze  aber 
können  die  Eiazelstaaten  dadurch  rocht  schaffen.  Es  ist  zuzugeben,  dass  die 
Anwendung  der  ermähnten  Vorsclmlten  der  Reiehsprozessortlnungen  auf  die 
Ij&nc^endannen  dem  dienstlichen  Interesse  entspricht;  es  ist  auch  nicht 
m  Zweifel  zu  ziehen,  dnss  in  der  Praxis  dieses  ibt^nstliche  Interesse  aich 
leltung  verschatll  und  aucli  dem  Woi-llant  der  (Tcsetze  gegenüber  sich  be- 
aupieu  wird;   für  die  ReebtswisäenBchaft  aber  kann  es  mir  als   ein   Motiv 
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de  lejye  ferenda  in  Betracht  koitiTnen,  aber  nicht   die  Kraft  bähen«   da»  jus 
quod  est.  zu  hf^ugen. 

Den  SchluBS  der  Schrift  Inldet  eine  vortreffliche  kleine  Ahliandlung 
über  die  Ofß/ier*'  xur  Dispnsitirm.  Der  Verf.  weist  Üherzeu^nd  nach» 
dass  dieselben  stum  fiktiven  Heere  resp.  zur  aktiven  Marine  g^ehören  und 
f>r  erörtert  sowohl  die  hiir|:ferliehen  als  die  militärdienstüclien  Verhältnisse 
derselben  in  nnisterhjtiter  Klarheit  und  Vollständigkeit, 

La  band. 


Ur.  Max  Probat^  königlieh  bayerisclier  BezirksamisaBsefisor,  Hülfsarheiter 
im  ReiehH  -  Vorsicherun^sanit  zn  Berlin,  Die  VerfasBnnjr  de« 
D  e u  t  R e h  e n  Hei e h  h  vom  l*^,  A  pril  1 87 1 ,  nebst  vei*ftiHBunjr8rceht- 
liühen  Nehenpfesetzen,  Verträjrtni  üto.  Mit  Anmerkunja^en  und  S«ich- 
re^Bter.  Nönllingen.  F,  H.  Beek.  1885.  270  H.  kl.  B\   Cart*  I  M.  80. 

Der  Vprfasser  l>ietet  unB  eine  kurze  nnd  betjueme  Handan^f^falie  der 
A^rfasHun^  und  derjenigen  Veiiräge  und  Reichsgesetze,  welche  zur  Ergämcnng 
derselben  dienen  oder  Abänderungen  derselben  entlialten.  Zur  ErJäuterunjr 
sind  bei  dim  oiuzelnen  Artikeln  kurze  Anmerkungen  beigefiigt,  welche  auf 
diejenigen  Befttininiungen  der  K ei ulisge setze  verweisen,  deren  Kenntnias  zu 
dem  Verständniss  der  Verfitssungasätze  erforderlich  ist;  auch  sind  an  geeig- 
neten Stellen  Hinweise  auf  die  Literatur  gegeb**n.  Von  theoretischen  Er- 
örterungen hat  sifli  der  Verfasser  zwar  mit  Riicksieht  auf  den  Zweck  den 
Buchs  grundsätzlich  ferngehalten;  viele  seiner  kurzen  Bemerkungen  la«8en 
aber  erkennen,  dass  der  Verfasser  clie  iheorctiscben  Kontroversen,  welche 
sich  an  die  Worte  der  VerfasHung  ansehliesaeu,  beherrscht  und  zn  ihnen 
Stellung  nimmt;  sie  wirken  dadurch  viel  anregender  als  eine  bloeik^ 
Kompihition  von  Citaten.  Durch  die  Auswald  und  Reiclilialtigkeit  dt^9 
Stoffes,  durch  die  ünisielit  und  Vidlständigkeit,  mit  welcher  in  den  An- 
merkungen  die  GcHömmtmasüe  der  Rcichsgeftct^gelumg  verarbeitet  ist»  nnd, 
füoweit  ich  es  habe  festwt eilen  können,  durch  die  C*HT*n'theit  der  Citate  em- 
pfieldt  ftich  das  Buch  nam entlieh  auch  für  Studirende  und  Praktiker,  die  sich 
mit  rlem  Inhalt  der  ReichevcrfasMiiug  vertraut  machen  wollen;  sie  8t+*ht  hin- 
sichtlich ihrer  pnikt  isehen  Brauelibarkcit  hocli  über  der  v.  RüNNK^Bchen  Au»* 
gäbe  der  R.-V.,  die  überdies  durch  die  Gesetzgebung  der  «eit  üirein  Er- 
scheinen  verfloBscnen  Jahre  vollHtnndig  antiquirt  ist,  La  band* 


Dr.  Ct.  JeUliieky  a,  o,  Prof.  des  8taatHrechti8  a.  d.  Univ.  Wien.    Ein  Ver* 

fassungsgerichtshof  für  t>cBt erreich.    Wien.    A.  Hcilder.    188ö, 

7<j  8.   2  M.  40. 
Br*  lleinr.  Ja(jliea.     Die  Wahl|MÜfung    in    den    modernen    Staaten 

und    ein  WahlprüfangsgoriehtHhof   für    Oesterreich,      Wien. 

Manz,    1885,    120  8.  H  M. 

JJie  beiden  hier  zusammen  genannten  Schritten  geJien  von  einem  ge- 
meinsamen AusgangBfjimkt  au«  und  verfolgen  ein  gemein sfiinefi  Zieh  JrlliksE 
giebt  dem  ersten  Abschnitt  seiner  Schrift  die  reberwclirift  „PörlaJuentarisebeÄ 
Unrecht*',  Jaques  erinnert  in  den  einleitenden  Worten  an  ein  von  ihm  vor 
20  Jahren  verfasstes  Gutachten  für  den  deutsehen  Junntentag,  in  welchem 
er  den  Gerichti-n  die  Aufgabe  vindieirt  ^einerseits  vor  der  Willkür  de* 
Staatsoberhauptes,  andererseits  vor  der  oft  nicht  minder  sjelahrhchen  Tyrannei 
der  Majoritäten  zu  schützen.*  Schutz  gegen  ,, parlamentarische  Kai>iiietj- 
juHtig**^  jBTCgt^^  Missbraueh   der  Staatsgewalt   durcli    eine    über  die   Mf^oritat 
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veffiigeiade  Pwtei,  ist  Hie  politische  Devise,  unter  welcher  beide  Schriftsteller 
lin   den  wiKgeDSchafl  liehen    Kampf  ziehen.     Wie    andcrfi    klinj^t    dies    als    die 
ifiptiiniBtische    AnflasHun^    tk**    KonstitutiriDali^imis    derjenig^en    Schritlsteller, 
[uelche  ihre   |>fditit?t'.hen  ADHchaiiun^en  nusi   den   Tiistitiitioüen   dm  Julikonig- 
JtliuinB  in  Frankreich  und  dem  naiven   parlaiueiiturisclien  Kinder-spiel   in  dea 
IdentBchen   Mittel-   und    Kleinst (lüten  in    dem  2.  Dritt (d    diese«  Jahrhunderts 
'  jfo bildet    haben!     Das  —  in  jeder    F^edeiitimj?    des  Wortes  —   blinde  Ver- 
trauen^ da«B  die  Volksvertretung?  ein  nnerBehiitterliehp»  Bollwerk  de»  Rechtes, 
der  FreiJieit,   der  Interessen   des  Landes    sei,    dass  jede  VergroKsenm^  ihn:*r 
lochtbeitijmiBse  einen  Fortsehritt  taiy  Enlwickehujjaf  des   „ReehtRstaats^  und 
l4cr  „wahren**  Freiheit  ijedente,    da»»    nur  \'*m   der   Rej^ienm^»    der  Bureau- 
[kmtie^  dem   BeaniteTiÜmm   TTeher^fle    und   Hecht «verletzunifen  zu  fürchten 
eien,  nicht  aber  von  dem»  vom  reinen  „YnllcHetlios"  durchwehten  Parlament 
vr»r  den   Lehren  tler  (TeBchitdite  um*erer  Zeit  hut  es  einer  realijitisclieren 
lAufiasj^un^  Flatx  gemacht.    Freilieh  ist  dieselbe  noch  keineswegs  herrsehend 
geworden;  die  Aptdogeten  den  l*aHnmenlariHmuK,  welche    in  den  Ideen   von 
CoNSTAKT  unil  CRKmEiTXt   vou  RoTTECK   und   BLFNTsrHiJ   gfrofls  geworden 
•ind,  sind  noch  ko  zahlreich,   da»s  sie  vielleicht   die  Mehiheit   bilden.     Aber 
hre  Alleinherrschaft  ist  p:ebröchen;  es  ist  dies  das  j/cMchichtliche  Verdienst 
roll   Rfdolf  Ctskkst  und    Lothar  Büchkr    auf  dem  Clebiet    der    pohtischen 
kritik  und  der  Erfolff  einer  in  das  juriKtische  WcHen  der  staat liehen  Ein- 
ncbtim^en  tiefer  eindriufrenden  Beliandhinff  des  iStimtsrechtÄ, 

Den  eigentlicheu  Kernpunkt  Ijeider  *Schrltl(^n  luhlet  die  Frapfe  nach  der 
pEntscheidunt;  über  die  (rülti^keit  oder  llngültif^keit  von  Wahlen.     Dieselbe 
in  Oesten'eich  in  neucBter  Zeit  ein  unmittelhar  praktisches  Interewse  diii'ch 
pinen  vielbespnichenen  Vor^nj^  ^ewouiien.     Im  Jalarc  1880  wurden  von  dem 
Statthalter  in  Oberö  st  erreich  in  die  Wahlliste  des  CiroBsprnindbesitzefl  für  das 
Lbi^reordnetenbau.«*    14   Personen    aufgenommen,    deren  Walilreclit    in    dieser 
F Wäll ler klapse   von   einer  grf>s8en  Anzahl  Wahlberechtigter   bestritten  wurde. 
Das  AVigef^rdnetenhaus  erkannte   die  auf  irrutid    der    vom  Statthalter    ange- 
fertigten  Wahlliste    vorgenommenen   Wahlen,    V)ei    denen    die    erforderliche 
iMajoritüt  durch  die   Stimmen  der  Neuautgenommenen   erzielt   wurde,   aia   zu 
lecbt  l)estelj*md  an.     Die  tiewäliUen  gehörten  ihrer  Pailei«telhujg  nach  zur 
Siüijorität.     Das  Reielisgericht  jedoch   hat  auf  Grund   der   von   einer   Anzahl 
[von  Wählern  eingebrachten  Klage  in   12  Fällen   vt>n  14  die   Eintragmig  der 
lüi  Rede  stehenden  Personen    in  die  Wahlliste    für  nngesetzbch    erklärt.     Es 
ie  hierdurch  ad  oculos  demonstrirt,   dass   die  Befugnisf«   einer   ]uirlnmen- 
mBchen   Körperschaft    durch  MajoritätsbeRehluHH   über   die  Gültigkeit    oder 
I  Utigiiltigkeit  einer  Wahl  T,u  entscheiden»  derf*elben   die  Möglichkeit  gewahrt, 
[tieh  aus*  Parteirück Kichteu   über  Gesetz  und   Recht  schnöde   hinwegzusetzen, 
B^ide  Sehrilten  fuhren  not  uber/eugenden  Gründen  den  uninnsl<»sslicheu 
fttz  aus,  daas  die  Entscheidung,  ob  eine  concrete  Wahl  nach  Maa^sgahe  der 
putiliven  Gesetze  gültig  oder  ungültig  ist,   ihrem   materiellem  Inhalte   nach 
IwB  richterliches  Urtheil  ist;    Hie  zeigen  ferner    beide,    dasa   die  Stellung 
leinen  Abgeordneten  nicht  nur  keine  der  Garantien  bietet,  welche  man  aouKt 
j  für  die  Fäliimg  vou  RicbterHpriichen  verlangt,  sondern  im  (TCgeutheil  gerade 
Iflir  Entscheidungen  über  Walilen  lu'souder«  ungeeignet  ist,  weil  die  Parteien 
leütt  eigenes  Interesse  an   der  Entschei<bnig  haben;  sie   kommen  daher   über- 
einHtinunend    zu  dem   Residtat,   die^e  Eutacheidungen   einem   von   Parteiein- 
I  Aussen  uDÄl>hängigeu  Gericlitshufe  zuzuw^eisen.     Nur  über  die  Comtituinmg 
[de»  letzt<?ren  besteht  eine  Meinungsvei^chiedenheit  unter  ihnen,  auf  welche 
ummen  werde,  , 
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Zur  TTnterstütining  ihrer  Fordernnpren  führen  heide  Schriftüteller  djü 
BH^piel  anderer  Staaten  an,  in  welchen  ein  rieht f^rliehes  Verfftbren  hei  WaU- 
prütonfren  bereit*«  heste!it.  Sehr  interessant  ^ind  in  dieser  Bexiehting  tlie 
Anstlihrim^eji  von  Jaqitks  S.  17  ff*.,  weh-her  eine  vollstlin<lige  l^ebemcht  der 
in  den  E^iroimiaeheii  .Staaten  mid  in  der  Nordamerikanischen  ITninu  in  diesier 
Hinzieht  geltenden  Hebeln  triebt*  Besonderes  (lewiuht  legen  sfdbstverstÜnd- 
Ueh  sinvohl  JAta'Ks  wie  Jkllinkk  auf  das  enjjlisehe  (resetx  van  18t>8, 
welches  die  Entselieidun^  über  anjjetbehteue  Wahb  n  dem  ot  ►ersten  (»eriehU^- 
hofe  iibertni|;en  hat.  Es  ist  lehneicb,  dem  |reje*^"nii1ier  sich  eines  Vor|Eranj^s 
in  Frankreich  zu  i'rinnem,  dent  Lande,  von  welchem  die  herrsehendeu 
poUÜiJL'hen  AiiNchninm^en  vorziiirs weise  aiisgej?an^n  sind.  Es  handelte  sich 
in  der  Deputirtenkarnmer  am  B.  Jinii  1H79  um  die  (TÜltigkeit  der  Wahl 
BLAN*iLfs,  wekdier  in  FolffC  ^eriehtlieher  Veiurtbeilun^en  die  Wählbarkeit 
verloren  hatte.  Der  Ab^erndnete  Ci.KMKXtiSAü  vertrat  bei  dieser  (le)egenbett 
—  wie  JAqtTES  S.  19  beriiditet  —  den  Standpunkt,  dasa  die  Kammer  hei 
Wablprüfung-en  weder  (lerieht  noch  Jury  sei,  sondeni  ledigÜeh  ein  ii«diliscbor 
Körper»  der  über  einen  [löntiseheti  Act  zu  entscheiden  habe,  Uir  komme 
eine  souveräne,  eine  discn-tionäre  tb^walt  zu  und  darin  lie^e  die  einzijgfe  Bürg- 
schafl  für  die  Inteorrität  des  all|jfemeineu  Btinunrechts;  sie  sei  daher  «nah- 
hUn^j/  von  den  bestehenden  GeRetzen.  Fiudet  f^ie  aus  Clründen,  über  die  sie 
keine  Reefiensrhafl  zu  j^eben  batj  eifien  randidaten,  der  durch  irerieht licht* 
Verurtheibniijeii  Keiner  p<ditisehen  Rechte  veriitstii^  jjeworden,  WMirdig*,  seine 
Mitbüri^er  zu  vertreten^  sn  uia*r  sie  dies  erklaren.  Findet  sie,  dass  eine  Wahl 
trotz  di'V  mathemntiKehen  Kiemente  der  Majorität  iMän^el  enthält,  welche 
den  tie wählten  nielit  eis  wirklichen  und  rei^elmässi^eu  Heprasentanleu  der 
MBJoritiit  ersclieinen  lassen,  pn  möjje  sie  dies  j^leiehtalb  aiibspreehc^n.  Die*e 
S^iuveränetitt  der  Kammer  sei  die  kostbarste  Hüterin  jmrIamentÄrischer  Un- 
abhängigkeit. JAQtrKS  hftt  in.  E*  Unrecht,  wenn  er  diese  Argumente  für 
^juristisch  vrJtJi^  unhaltbar'*  liezeichnet.  CLh':wENeEAU  ji^iebt  der  politischen 
Anschauini};  de&  ötVent liehen  Rechts,  welche  sieh  durch  die  Fesseln  »^formaler* 
oder  «,eiviliHti.«cher**  Uesetzesinterpretatinu  eliensoweni«?  binden  lüsst  wie  durch 
die  „niatheniiitiscben  Elemente  der  Majoritiit"^  den  vollen  und  konscr|uenten 
Aus  druck.  Fiii  den  ab  sohlten  Herrscher,  au  eh  wenn  er  die  (t  est  alt  einer 
Parlainentsmajnrität  bat,  giebt  es  riberhaui>t  kr^in  ^haltbares'*  Ars^urnent  »1« 
da«  Eine:  rar  t(d  ei*t  mon  jilaifiir,  I^ie  MajoritÜt  des  Parlaments  benimmt 
nach  treiem  Ermessen,  über  dessen  (i  runde  sie  keine  Ri- eben  sehn  t't  zu  trehen 
braneht,  welche  Mit^^lieder  dej*  Minontiit  sie  als  Deputirte  dulden,  welche  sie 
aus  der  Kammer  hinausvotireu  will.  Nur  politische  Ei  wäjrin>gen,  Hücksiehteii 
auf  die  «'»H'entliehc  Meinunpc,  auf  den  eigenen  Vortlieil  der  Majorität  sind  von 
Belang;  Heehtsjfrüude  sind  allenfalls  zur  Verbrämung  ]ind  Verln'illiiQj^  vi?r* 
wendliar,  aber  tnenials  von  zwinpetuler  Kraft.  Man  kassirt  eine  Wald,  iim 
einen  Minister  oder  Frafekten  zu  treffen,  um  eine  klerikale  oder  arifitcikni' 
tische  Agitation  zu  verurl heilen,  um  eine  von  der  eij^eneu  Partei  erlittene 
Scharte  auszuwetzen',  man  ist  anderei-seits  taub  und  blind  gegen  Anfechtungen 
schwer  errungener  Wahlsiege,  es  sei  denn,  dass  es  für  den  dauernden  Vor- 
theil  «1er  ^lajorität  nätzlicber  erscheint,  in  einem  geeigneten  Falle  Geoerositit 
zu  aftecliren  und  ein  errungenes  Mandat  ihn  Chancen  eines  neuen  Wahl- 
kampfes  anszuset;;en.  Dies  ist  jedenfalls  klarer  und  konsequenter  als  jene  ver- 
schwommene Halbheit,  welche  stets  ilas  ^nfientliche  Reelit"*  im  Munde  fuhrt, 
aber  es  der  logischen  Uiierbittüchkeit,  die  sein  Wesen  ausmacht*  entkleiden 
und  den  höheren  staatlichen  Bedürfnissen,  politischen  Erwägungen  und  Zeit- 
Btrömungen   u.  8.  w.    unt^^rordnen  will.     Dadurcli   niubt  man  zugleich  dem 
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ecUt  seineo  festeü  aixd  haltljareB  „Rückpfraf*  und  deu  politischeü  EntschlÜBaeu 
rii  Freiheit  und  Bt^wcglichkcit, 

Jaqok.'^    beschränkt    sich  dai^iif^    eiiii'U   imiiarteüsclien  (Terichtshof    für 
^ahliirüfungen  zu  vtTlangrn;  JKLLrxKK    will    auch    fiir    andere   „richter- 
Kche"  Functionen  der  Volksvertretung  eine  ^erichthehe  EntscheiduDg  emiöj?- 
Ichen.     Er  rechnet  dahLii  zwei  Fragen,    welche   bei  tTelegciiheit  der  (Tesetz- 
ebuu*^  aufgeworfen  werden  konneo,  niirnlieh   uh  eine  ßestimmim^  eine«  (te- 
elzentwuifs  eine  vcrfa.^9un(jfsündernde  »ei  oder  nicht  und  ob  sie  zur  Kuni- 
et^ena  der    Reichs-    oder    der    Landesge^etzj^ebunj^    «schüre.     Beide    Punkte 
rerden  rtul  Rücksicht  auf  das  positive  Recht  Oesterreiehs  mit  grossem  Scharf- 
en in  ihi*er  praktischen  Bedeutung?  und  TrajEfweite  darj^ele^  und   der  Vnr- 
chlag  Jellinek's  jreht   dahin,    dass   vor  der  ßesehhif<»faHsimg  über  ein  Oe- 
etz,  falls  im  Reichstage  oder  Landtag  ein  Zweifel  in  Bctreft' einer  der  beiden 
nrähuten  Fragen  in  bestimmter,   näher    bezeichneter  Weiwe    erhüben    wird^ 
iie  Entscheid' mg  eines  Gerichtshofes  darüber  einznhnlen  sei.     Da  die  Wahr- 
Dheiiilichkeit,   dass    dieser  Vorschlag  Erfolg   liaben  werde,  m.  E.  eine    ver- 
chwindend  geringe  ist,  ao  will  ich  auf  eine  kritische  Fmfung  de^i^elben  nicht 
ber  eingehen,  sondern  nur  betonen,  danft  die  AuKführungen  Jkllfxkk'k  über 
"das  Verhähüiss  von  Reichs-   imd   Landesrecht   in  Oesterreich   auch    de    lege 
lata  in  hohem  Grade  bcachtenswertli  und  anregend  sind»    Was  den  zur  Ent- 
fcbeiduiig  über  Wahlanfechtimgeu  zu  bend*enden  Gerichtshof  anlangt^  so  will 
Jelliskk  den    in    Oesterreich    bereits    bestehenden  Reichsgerichtshof   damit 
etrnuen,  während  JAQfEs    einen,    in   knmplis^iiler  Wei«e  gebildeten  Hpezia!- 
ericht^hof  verlan^4.     jAurKs    bat    einen  vollständig  aiisgearlM'iteten  (JesetK- 
ntwiü*f  ülier   den  Wahipriifungsgericbt8bnf  vorgelegt.     Uhnt*   auf  die  Einzul- 
eiten desselben  hier  eingehen   zu  widlen.    sti   nur  henargehobeuT   dass   s^ieh 
erselbe  durch  ein,  über  das  rechte  Mjuis^  InuausgehendeH  MisBtrauen  gegfu 
|ederi^    der   einer    par  1  an lentoü riechen  Körjierschall    angeliörtT    charakterisirt. 
wird  nicht  nur  vorge»chlagen,  dass  Nion^and  zugleich  Mitglied  diepcn  Ge- 
ieht^hofes  und  Mitglietl  de«  Reich«tageK    oder    eines  Landtages  sein  könne, 
Dadero  auch^  daws  an  der  Wahl    der    auf  Lebenszeit    bestellten  Mitglieder 
liebes  Spejualgerichtis,  welche   durch  da«  Plenum  des«  ol^erKten  Gerichtsbnfea 
r>rgenommcn  werden  soll,  kojn  Ratfi  dic^^es  (Terichtshofes  Tlieil  nidmien  darf, 
Irddicü*  einem  Hause  den  Reifli^tflget^  oder  ein*'n>  T^jindtage  uIh  Mitglied  an- 
rhort.     Einen  besonder«   prügnanten  Aufdruck   bndet   diesrs   MisKti-aueu   in 
em   8ch]u«8¥atz   des  Gesetzentwurfeji,   welcher    Inntet:    «Mit   der  LivoUzug- 
cuunjf  die-ifH  Gesetxep  ist  der  er^tr  Präsident  de«  ( »beizten  Gerichts-  und  Casifa- 
jnshofi*?,  falh  abiu*  dei*ifelbe  einem  d<u'  beiden  Häuser  de«  ReiebHititlies  oder 
i-m   Landtage    der   im    ReicliRintbe    veilreteuen    Königreiche    uml   Länder 
ttgehört,  der  xweite  Präsident,  und  falls  nuL-h  dieser  ans  dem  gleichen  Grunde 
ehindert  wäre,  der  älteste   Senat sprä^-ident,   bei  welchem   diesem  Hindenass 
icht  obwaltet,  betniut.**      Afit    Recht  bemerkt  Jklunkk  S.  fi<5,    da«s  es  ein 
►lüg  der  I^munglichkeit   iKt,  einen  Richter    zu  finden,    der    politisch  alisolut 
irteilos  wäre  tmd  duns  die  Lebcniilangliclikfut  des  Hichteramts  eine  Gewähr 
etc.     Der  Schwerpunkt   liegt  ul  E.  viel  weniger  in   der  ZusammenRctzimg 
fi  Geriebt shoft's  als  diirin,  dass  seine  Verdi cte  mit  E n  t s c h  e i d  u n g ?< g r  ü  n d  c  n 
eben  sein  müf'?scn,  tur  welche  Ah  Mitglieder  des  (Tcricbtes,  deren  Xauu^n 
eniein  bekannt  t-ind,  di(^  mnraliscbe  \'rrsinlwi>Hlichkei(  tragen.    Die  Ehre 
ijf  Richters   besteht   iu   d«*r  Lnparteilichkeit   und  (icHi'tzjnäsfiigkeit  Keines 
yrth»*i|«,  wäbreud  die  Wirkj^amkeit  des<  Abjroordueten  von  anderen  Impulsen 
•   wird.     In*  Allgp'nu'ini'n  glaube  ich,  dass  der  Vorschlag  Jellinek'b 
II  vmpfehleuHwertliei'  ist,  als  eine  neue  Komplikation  der  Ocsleireichi- 
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ichcD  GerichtiiveHassuiijf,  die  oLnehio  »chon  aieben  csoonliwiic  hochtiie  Ge- 

richtJihofe  aufweist  (Jelldjek  S.  52). 

Die  Schrift  von  Jaqctes  entHält  noch  einen  Bestandlheil,  dw*  mii  dem 
eigentlichen  GegeuHtand  derselben  nur  einen  höchst  losen  Zusammenhatig  hat. 
Zwischen  seinen  ohen  erwälmten  Creaetzentwurf  und  einen  auf  denselben 
(k'gen«tand  sich  bexieheaden  Vorschlag  des  Abgeordneten  Grafen  Coeokiki 
hat  Jaqües  sein,  dem  IV*  Deutsclien  Juristentag  erRtattete»  Gntachten  ührr 
die  Prüfung  der  VeHaBsung?inä«(«igkeit  der  ersetze  durch  die  Gerichte  wieder 
abgedruckt  und  auch  »einer  Schrifl,  im  AnschluEs  an  den  Gedanken,  da» 
der  Wahlprü(ttng«gerichlf«hof  auch  über  die  Verfas^rngsmäseigkeit  der  Geactjt« 
erkennen  könnte,  eine  Anmerkung  beigefügt,  welche  sich  mit  dieser  theon»- 
tiBCihen  KontroverBe  befaB«t.  Auf  eine  erneute  Erörtenmg  derselben  will  ich 
nicht  eingehen^  ich  könnte  meinen  Ausföh rangen  im  Staatsr.  d,  D,  Reichs 
Bd*  IT  §  57  nichts  WeBentliche??  hinzufügen.  Nur  einen  Punkt  will  ich  hier 
kurz  berühren,  .Taqijes  bemerkt  H.  7ß  gegen  meine  Ausführung,  dass  die 
VerfaÄsnng8miii<*tigkeit  des  GesetzpF  durch  die  landcBherrliche  Ausfertigung 
desHelben  eouBtatirt  werde:  „Endlich  ist  nicht  abzusehen,  aus  welchen  Recht» 
gründen  die  Promulgation  eines  Gesetzes  durch  den  Monarchen  jene  inneren 
Mängel  wolle  ^aniren  können,  welche  dasselbe  der  Voraussetzung  nach  im 
gegebenen  Falle  als  veifaBsungswirlrig  erscheinen  lassen  können.'*  In  seinem 
Gutachten  aber  bemerkt  er  H,  107  auf  den  Einwand,  das?  der  Richter  nicht 
in  der  Lage  sei  zu  prüfen,  ob  die  Zustimmung  eines  Vertretungskörpers  ver- 
fassungffmäsjtig  (z.  B.  bei  Anwesenheit  der  zur  BcBchlussfähigkeit  erforder- 
liche« Anzahl  von  Mitgliedenj)  ertbeilt  worden  ?ei,  folgendes:  „Die  Geschäfts- 
ordnung der  Vertreturigpkörper  im  eonstituiionelleu  Staate  ist  entw^eder  ein 
inlegrircnder  Tbeil  der  Verfassung  oder  es  ist  wenigj'tens  in  der  Verfa?«m|f 
nomiirt,  dass  jedes  Havis  .seine  GeecbKflfiordnung  selbst  festzustellen  habe. 
In  der  einen  oder  anderen  Weise  wird  es  ersichtlich  sein,  ob  die  Erklärung 
des  Präsidenten^  ein  Bescliluss  sei  geschäftsordnungsmassig  zu  Stande  ge- 
kommen, eiitecheidcj  ob  demselben  hierüber  die  Cognition  zustehe,  Ist  dem 
so,  wie  dies  wohl  überall  der  Fall  sein  w^inl,  so  beliebt  sich  die  behatiptete 
Schwierigkeit  von  selbst,  und  es  könnte  denn  von  vornherein  keinem 
Richter  einfallen,  einen  so  gefassten  Bescbluss  anzufechten/ 
Also  die  Erklärung  eines  Präsidenten  ist  genügend,  um  das  thatsäcliliche  Vor- 
handensein jener  inneren  Mängel  zu  saniren  (wie  in  dem  S»  107  mitgetheilten 
Fall  aus  dem  PreUHsificben  Herreiibause),  aber  bei  der  Erklärung  eines 
Monarchen  «oll  nicht  pahzusehen  sein**,  wie  sie  dies  vermöge j  und  der 
feierliehen,  von  cmeiii  verantwortliLbcu  Minister  gegengezeiclmeteu  Consta- 
timng  des  Monarchen  gegenüber  bat  ilpr  Kiebter  das  Recht  und  die  I*flicht 
zu  freier  Prüfung  und  Feststellung  de.H  Sücbverbaltes,  während  der  Erklärung 
einen  Kammeriiräsidenten  gegenüber  dies  „keinem  Richter  einfallen  könnte?.* 
Mir  ist  die  SchUissigkeii  dieser  Argumentation  nicht  einleuchtend. 

Lab  and. 


Cluiiet,  Edeuard^  t'unsultiition  pour  la  compaguie  italiennc  de  niivi- 
gation  k  vapeur  Florio  contre  Ics  assureurs  de  la  compaguie 
m  a  r i  t  i  m  e  V  a  1  e  ry  f  r  t>  r  e  »,    Paris.    Lahurc, 

Der  verdien»lv«dlo  Heran Hgeb er  des  Journal  de  Droit  International  Prive 
erörtert  hier  aus  Atdass  eines  [»rakliselieu  Falles  einige  Fragen  des  ioter- 
nationaleu  PrivatrechtH  iider  vielmehr  Priizessreclits. 

Ein  Scbifi'  der  IranzüsiBclien  Gesellschaft  Valery  war  mit  einem  SchuSe  ] 


—     231     — 


^ 


alieniscbctt  GpsollschAft.  Florio  bei  Spezzia  ziisamraeniicHtoflscn.  Das 
'SiRciie  Schiff  war  gesunken.  Die  IjeidcrseitijLfcü  8cliifff*füliriT  wurden 
desiibalb  vor  dein  Zucht pulizeiitfe richte  zu  Livorno  angeklagt^  welches  den 
italieiuaclieD  freisjjracbj  den  tiratizöfiiichoti  allem  schuldig  erklärte  und  zu 
(ireiaiignissatrafe  und  zum  Erfatze  des  Schadenft  dei  als  Civilparthei  erschie* 
neuen  Florio  venirthtilt. 

Hinterdreiu  verklagen  die  Versieh erer  de»  fi-aiizÜBiBchen  Scbifte»  und 
die  AVittwen  mehrerer  fraii/ö irischer  Seeleute  den  Florio  vor  ihrem  heimath- 
Hcheii  Gericbte  zu  Marseille  mit  der  Behauptung,  der  Führer  des  italieniHcheu 
Schiffes  sei  an  dem  Unglücke  Schuld  gewesen.  Das  (terichl  spricht  die 
Klage  zu* 

Die  Sache  geht  an  den  Ai>pelhof  zu  Aix  und  Herr  Clukkt  sueht  nun 
dort  nachzuweisen,  dass  die  fruuzr>si sehen  Gerichte  hei  WiLrdiguug  den  Falles 
gebun«len  j^eien  an  die  rechte  kräftigen  Feststellungen  der  italirnisehen  (tenchte. 
Er  gebt  davon  au?»  dai?s  nach  französischen  Prozcäsregelu  die  Schuld- 
zweifello»  auch  für  die  Civilgerichte  erledigt  sein  wiirdr,  wenn  ein 
öeiBcbes  Strafgericht  s(*  erkannt  hättCi  wie  das  italieniselie  gethan  hat. 
Jtmge  ist  aber,  inwiefern  das  italiemeche  Strafgericht anrtheil  die  nämliche 
SU  aus  gern  vennag. 

Um  pie  zu  bejahen,  beruft,  »ich  das  Gutachten  znuächt  auf  den  Grnnd* 
der  Strafx)roze?Kordmingt  wonach  ein  Franzose  wegen  einer  im  Auslände 
begangenen  strafbaren  Handlung  im  Jn lande  nicht  uochmals  verfolgt,  werden 
U,  wenn  er  niichweist,  da?H  er  de^ahalb  von  einem  ausländischen  Gerichte 
reit»  abgcurtheilt  wurde.  Daraus  soll  geschlossen  werden,  dass  au?^!liudi.?che 
Itrafurtheile  wenigHteüs  in  ilircn  FeHUtellungen  fres  judicat»)  den  inliin- 
ischen  glcichget«iellt  }+eien,  wenn  ihnen  auch  die  Vollst reekbarkeit  (iiu- 
lerium)  maugelt.  Also  würde  «ucb  die  Freisprechung  d«?s  italienischen 
IchilTßfiibrers  eine  civilrechlliclie  Schadeiisorsiatzklage  gegen  ihn  und  seine 
:bäfi*shen*en  auÄsohliesgen.  —  Hiemit  düi-fte  aber  die  internationale  Be- 
utung jener  Bestimmung,  w^elche  ja  auch  unyer  deutsches  Strafgesetzbuch 
bt,  überschätzt  sein.  Die  Verfolgung  unserer  Staatsangehörigea  vor 
n  Geriehtcti  wegen  Thaten,  die  sie  im  Ausland  verültt,  ist  ein  Ucber- 
if  über  das  sonst  maassgebende  Territorialitat sprinzip.  Auf  diesen  Ueber- 
wh'd  verzichtet,  wenn  <lraussen  scbfni  ein  Urtlieil  über  die  That  c)*- 
i«t;  weiter  nichts.  Dem  fremden  Urtheile  irgend  ein©  positive  Kraft 
kennen,  iHt  gewiss  nicht  die  Absicht  gewesen. 

In   z:wciter  Linie  wnrd   der  französisch -italienische  Staatsvertrag    über 
genseitige  Anerkennuug  gerichtlicher  Urtheile  geltend   gemacht.     Derselbe 
thält  ailerdiugH  nicht  die  Einschränkung  aui  civilgerichtliche  und  handels- 
richt liehe  Sachen,    welche  der  badische  und   schweizerische  Vertrag  aus- 
kbch  machen.    Allein  jene  Nebenwirkuug  des  Stralurtheils  auf  die  Civil- 
recht«verhältniase  ist  wohl   nicht  so  ohne  Weitere«  inbegrilTen  in  der  Aner- 
kennung.    Wenn  das  Strafurtheil    die  Scbu Idfrage  absolut  erledigt,  als  wäre 
eine  8tatu!«frage,  so  ist  das  eiue  Einrichtung  im  Interesse  der  guten  Gril- 
limg zwischeu  den   französischen  (icrichten,   nicht  aber  die   natürliche  uod 
;miiltelbai*e   Wirkung   des   Frtheils   auf  die  Rechte   der   Einzelnen.     Schon 
irer  umfassenden  Xatur  wegen  kann  diese  Wirkung  von  den  St aatsverf  tagen 
mitgemeint  seiu.    Diest^lben  legen  alle,  auch  iler  französisch  italieniHche, 
t   darauf,  dass  das  Urtheil   von   dem   für  die  Partheien  iiaturbch  zu- 
■en  Gerichte  ergangen  imd  da.s8  die  Partheien  gehörig  gelarlen  wm irden 
also  eine  Art  Unlei'werfung  der  von  deui  ausländischen  Urtheile  Be- 
iffenen  vrird  vorausgesetzt.    Wie  kann  da  ein  auswärtiges  Strafverfahren, 


—     232     — 


vüü  wek'hfjm  iiiaü  vkllficht  jfar  nichts  iTfakreu  hat»  durch  die  statusaftige 
EütschciduDg  der  Sehuldfragrt%  mit  wrddier  e»  abschlösse,  msassgebend  ge- 
macht worden  sollen  Hir  die  Heehti»  dt^r  Inländer ?  — 

Inzwischen  hat  denn  auch  der  Appelfhof  zu  Aix  im  Sinne  der  ersten 
Instanz  entschieden.  AVie  die  Zeitungen  rneldeteu,  hat  die  obsiegende  Partei 
im  Haien  von  Marseille  ein  SebilT  pfänden  lasaeu,  weleheB  der  Geschafl«- 
nachfülgeriu  der  Flom»  gehört,  und  ein  diplonmtiscber  Konflikt  stand  in  Aus- 
flicht.  Aergerlich  sind  iunner  dergleicbeu  Vurtalle  in  der  euroj>äi^cheö  Fa- 
niüie  und  einem  liegeii^terten  Verflachter  der  Ideen  des  internationalen  Privat- 
rechts,  wie  Herrn  Clunkt,  darf  man  es  nicht  verübeln^  wenn  er  mitunter 
dem  bestehendeu  Reehte  etwas  (xewalt  atithut,  um  eine  friedliebe  Lösunjj  zu 
linden.  Der  Fall  ist  aber  ^ar  nieht  dazu  an^ctlmn,  um  die  von  ihm  ein- 
jyreschlajjene  Rielitnnp:  auf  umfassendere  Anerkennung  ausländiseher  Urtheile 
zu  empfehlen.  Vorläufig  ist  en  nun  einmal  so,  dass  die  italienisehcn  Gerichte 
in  dubio  die  Franzosen  venirtheilen  und  die  franzIfKnieben  (Tericbte  die  Ita- 
liener» Halten  mr  also  unsere  Gren^ien  hübscb  geschlossen,  WünsebenÄwerth 
wäre  es  dagegen,  dass  offene  Konflikte  dieser  Art  vennieden  wüixlen»  welche 
nar  dazu  dienen,  die  Gerichte  des  so  nothwendigen  Scheines  der  Unpartei- 
lichkeit zu  beraulien.  Es  bedürfte  einer  vernünftigen  Vertheilung  der  ge- 
richtlichen Zuständigkeit  zwischen  den  Knlturstaaten.  Wesshalb  ein  Gericht«- 
stand  in  Älarseille  gegen  in  Italien  wohnende  Italiener  und  wegen  einei 
Anspruches^  der  auf  italienischem  Gelnete  entstanden  ist?  Solange  Bestimm 
mungen  aufrecbterlialten  werden,  wie  die  des  Cude  eivil  art,  14,  wonach  der 
Fninzose  einfach  jeden  Ausläjider  vor  das  französische  Gericht  laden  kann, 
sind  zwiespältige  Entscheidungen  und  bedenkliche  Machtproben  geradisRi 
herausgefordert, 

Straasburg.  Prof.  Dr.  Otto  Mayer. 
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I.  Band  (1884)  YI  u.  484  S  u.  II.  Band  (188a)  VI  u.  3m  S,  Berlin. 
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JJas  ganze  Werk  ist  auf  drei  Bände  berechnet;  der  dritte  für  das  nächste 
Jabr  in  Aussieht  gestellte  Band  S(dl  die  Geschichte  des  preuss,  Verwaltungit- 
rechts  vom  Jahre  1808  bis  zmn  Erlass  der  neuen  Venvaltungsgesetze  be- 
bandeln, während  vt»n  den  bereits  erschienenen  Banden  der  erste  die  Zeit  von 
der  (triindung  der  Markgrafschaft  (1134)  bis  zum  Kegierungsantritt  Friedrieb 
Wilhelm!*  I,  der  zweite  die  Zeit  bis  zum  Frieden  von  Tilsit,  also  das  preuits. 
aneien  r^tme,  zum  Gegenstand  liat.  Trotzdem  sonach  das  Werk  nucb  nicht 
vollendet  vorliegt,  erscheint  doch  eine  Anzeige  und  kurze  Besprechung  dem- 
selben veranlasst,  nicht  bloss  imi  desswiOen,  wi^il  die  Ifciden  erschienenen 
Bände  bereits  ein  ui  nicb  abgeschlossenes,  aelbstständiges  Ganze  bilden,  sondern 
vor  allem  aus  dem  Grunde,  weil  eine  jede  Bearbeitung  der  Geschiebte  des 
Ven^altungsreebts  geeignet  ist,  in  hohem  Grade  das  hiteresse  und  «lie  Auf- 
merksamkeit aller  derjenigen  zu  eiTcgen,  welche  sieh  theoretisch  oder  praktisch 
mit  dem  üflentbchen  Rechte  zu  beHchäi'ligen  lmi>en. 

Der  in  den  letzten  beiden  Jalirzebnlen  eingetretene  Aufschwung  in  der 
wissenseliaftlioben  Bebanillung  des  Verwaltuugsrecbts  bat  zunächst  zur  Folge 
gehabt,  das»  dm  geltende  Kecht  der  verschiedenen  staatlichen  Vei'waltungs- 
Äweige  eingehender  als  dies  früher  der  Fall  war,  behandelt  WTirde.  Wie  alle 
derartige  Erscheinungen  auf  dem  Gelnete  der  Theorie  nienuils  ganz  spontan 
und     zusammenhangslos     auftreten,     so     ist     auch     der    Anfschwutig    der 
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scJiri 
•        il<*m 


liD  dt?«  Verw'aUuiigsi*echts  hauptFat'lilicb  dadurch  hfrvorgcruJen  worden, 
die  Ent Wickelung  der  politiFcheD  Verltäl Luisse  und  des  staatlichen  Lehens 
in  Deutschand  in  weiten  Kreisen  die  Ueberzeu|jriin<T  verbreiteter  diies  der 
Schwerpunkt  de«  öffentlichen  Rechts  eines  Staates  nieht  ssu  sehr  in  den  Vor- 
scJiriften  der  Verfassrin g^i^e setze  als  in  der  Verwaltung  liejrt,  dass  dieJ<e  allein 
ie  Garantieen  für  die  jitjütiHche  Freiheit  einer  Nation ^  d.  h.  darür  bieten 
das»  tlie  Untei-thauen  „nicht  der  WilUriir  eines  einzelnen  Beamten»  son- 
dern nur  dem  (Tefetze  unten^'orfen  sind.** 

Es  ist  dabei   nicht   zu  verkeimen,  dass  die  Ausbreitung  dieser  Ueher- 

zeuguDg  sehr  Wesen llieh  durch  theoretische  UnterKuchungen  wie  die  von  (tnkist 

über  englisches  VervvaUuiifr>ireeht   und   Stein'«   Schriften    über  Verwaltungs- 

lehre  und  Verwaltungsrecht  gefiirdcrt  wnrde^  ?*ieher  ist  aber  auch,  dans  Hulche 

Schriften    nur  deshalb  eine   ^o  tiefgehende  Wirkung  äussern  konnten,   weil 

die  püiitische  Entwickeluug  mit  ihren  VerlasÄungskämpfen  einen  empfänglichen 

Boden  geschaffen  hatte.     Uer  Uinntand  aber,  dasg  der  Aufschwung  der  Dis- 

cipliu  des  Verwaltungsrechts  durch  äuHKere  Umstände  ho  wcHentlich  heeinflusst 

",  hat  zur  Folge  gehabt,  dass,  wie  liereit«  erwäbnti  zunäch^^t  nur  das  geltende 

echt  eingehender  berücksichtigt  wurde.    Es  war  dies  um  «o  iialiirlieher,  al» 

presteigerte  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  insbesondere   zum  Zwecke  diT 

iinfiihrung  von  Einrichtungen  der  Sc Ibsit Verwaltung  und  der  Schiiffong  einer 

fg.  Verwaltungsgerichtsbarkeit  der  Theorie  es  ohnehin  schwer  machte,  mit 

'4er  Praxis  Sclu'itt  zu  halten. 

Allerdings  lässt  sich  nicht  behaui)ten,  dans  die  Geschichte  des  Deutschen 
'Terwaltnng^rechts  gar  nicht  bearbeitet  und  berücksichtigt  worflen  wäre. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  Stein  in  «einem  grösseren  Werke  iiber  die  Ver- 
iTttltuugslchre  einzelne  Partieen  der  Grsehichte  des  Verwultungsrechta  ziemlich 
ausführlich  behandelt  hut,  sind  die  Vei'\\ftltungscinrie]itunkren  früherer  Perioden, 
wie  dies  jn  ganz  selbstverständlich  ist,  sowohl  in  den  allgemeinen  Geschichts- 
KTerken,  als  iiuch  in  den  Lehr-  und  H4:mdbtichem  der  Reebtsgeschichte  zum 
Thei!  ziemlich  eingehend  berücksichtigt  worden  und  auch  die  geschichtllichen 
^-Einleitungen,  welche  den  älteren  wie  d<'n  neueren  liehrliüchern  des  Deutsehen 
lÄaat^rechts  regehnassig  beigefügt  sind,  übergehen  das  Terwaltungsrecht  nicht 
vöUig.  Nur  die  neuesten  Darstelhmgen  dts  ReichstaatsrechtH  lassen  da«  hi- 
»torische  Element  mehr  als  wünschenswert h  ist,  znriicktreten,  wahrend  anderer- 
seits wieder  im  er*?teu  Bande  des  «Bayerischen  Staatsrechts'*  von  Max  *?EYt>KL 
iich  eineziendieh  ausführliehe  imd  H^hv  beaciiteuswerthe  (Teschichte  wenigstens 
Ines  Theiles  des  bayerischen  Verwaltuiigsrechts  tindet. 

Immerhin  düiften  aber  zwei  TImtsachen  kaum  zu  bestreiten  Kein:  Der 
Itige  Aufschwung,  welchen  ihe  rechtsgeschichtliehen  Studien  durch  die 
lg.  historische  Schule  genommen  haben,  ist  der  tieschiebte  des  Venvaltungs- 
cht«  in  nur  sein*  geringem  ^laa&se  zu  (Tute  gekommen.  Zunächst  hat  sich 
ie  Forschung  mit  Vorbei  k:«  der  Entwiekehuig  des  Privat  rechts  zugewendet, 
ndann  ist  aber  auch,  soweit  das  öffentliche  Recht  mehr  berücksichtigt  wurde, 
arzugsweise  das  Mittelalter  behandelt  woitlen^  während  die  rechtsgeschicht- 
hcn  Forschungen  nur  zu  hautig  vor  der  neueren  Zeit  Hdt  machten.  Und 
ioch  lagst  es  sich  nicht  bestreiten,  dass  zu  einem  tieferen  Verstamlniss 
iserer  gegenwärtigen  Verwaltimgseinriehtimgen  gerade  eine  eingehende 
enntniss  der  Entwiekelung  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  seit  der 
cformation  und  vor  allem  während  der  Periode  des  absoluten  Staats  im- 
itbehrlich  ist. 

Sodann  alicr  ist  das,  was  an  recht sgeseJuchtlichem  Material  für  das  Ver- 
waltungsrecht vorhanden  ist,  zeratreut  in  den  allgemeinen  Geschicbls werken 
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oder  in  den  alle  Rcchts^cbictc  umfassenden  Bcnrlwntunffcu  der  8t«iats-  iind 
Rechisjresclikhtti.  SchrÜ'ten,  welclni  speziell  die  Geschichte  des  Deutschen 
Verwaltuüo^srechts  bezw.  cinzehier  Thcilo  desselben  zum  Gegenstände  haben, 
sind  nur  in  ^enngcr  Anzahl  vorhanden. 

In  Frankreieh  hat  die  gewaltsame  Erschütteninff,  welche  die  grosse 
lievolution  hervomef,  die  Meinung  entstehea  lassen,  dasa  mit  dem  Jahrti 
17B9  für  das  Staatsleben  in  jeder  Beziehung  eine  Neuordnunj?  eiu^etrcten 
sei  and  die  Zeit  vor  diesem  Jahre  fiir  daa  öffentliche  Recht  wenig:stens  liiebl 
weiter  in  Betracht  konmie.  Seit  den  bahnbrechenden  Äi'beiten  von  A.  DK 
TocQüKvn.LE,  der  »Schriften  von  F.  Laferröihe,  Thierry  u.  A.  ist  mau  aber 
auch  in  Frankreich  zu  der  Ueberzcugim^  gelangt  ^  das»  ein  Volk  ÄWar  die 
äusseren  Formen  der  St aatsverfassimg^  ändein^  die  Kontinuität  der  Ent Wickelung 
de»  gesammten  fiffenthchen  Rechtsznstandes  aber,  selbst  wenn  es  die»  mit 
Bewusstseln  will,  gar  nielit  unterbrechen  kann»  und  dass  die  Verwaltungi- 
einrichtniigeu  einer  rndikalen  llmämlerung  einen  züheren  Witlerstsnd  cnt- 
gfegeiiÄUHtlzcn   vermögen,   als   aelbst  Inslitutionen  dea  Frivati-echts, 

Dentgchliuid  hnt  y.war  an  der  Wende  des  18,  und  19,  Jahrhunderte  keine 
aa  gewaltige  Bevoluiion  durcligemachi,  aber  die  Umänderungen,  welche  in 
und  mit  den  Territorien  und  Staaten  vorgenommen  worden  sind,  die  dns 
heil,  röni,  Keich  deutBcher  Nation  bildeten,  waren  nichla  deetoweniger  sehr 
bedeutend,  ja  pie  waren  insufeme  noeh  liefgreiiVnder  als  die  Umwälzungen 
in  Frankreich,  weil  die  Revobstiim  die  äussere  tTeBtaltung  imd  Indivtduahtäi 
des  h'anzöf<i sehen  Stuats  nicht  berührt  hat,  während  auf  den  Ti'ümmem  de* 
weih  deutfieheii  Reichs  eine  ganz  neue  jiolitisehe  th^ganisation  entstand  und 
auch  diejenigen  Staaleii,  welche  den  Zu*^annjienf>ruch  den  ReichcH  iiberdauertcti, 
Veräuderungen  ihre«  ausyereu  und  inneren  Bestaudes  erlittcTi,  welche  einen  Neu* 
bau  des  ganzen  Staatsgcbäudoü  noth wendig  machten.  Es  kann  daher  nicht 
aulTallen,  daf^s  auch  in  Deutschland  lungere  Zeit  das  Gefühl  so  ziemlich  ver- 
loren gegangen  war»  daaa  alle  die  zahlreichen  Vei^waltungseiuriehtnugeii, 
welche  »eit  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderta  in  den  vergeh iedeuen  deutschen 
Staaten  neugeschaffen  oder  «ehr  wesentlich  imigeiindert  worden  waren,  tm 
letzten  Gnmde  viel  inniger  mit  dem  *iffcnt  liehen  Rechte  der  friih«?ren  Zeit 
zu&anijuenhingeu,  als  es  auf  den  ernten  Blick  scheinen  mochte.  Diese  Erschei- 
nung war  um  «o  natürücherj  al«  die  Eird'iilirüng  konstitutioneller  W'riassungen 
in  den  denischen  Staaten,  bezw.  die  auf  Einlührung  solcher  VertasMUngeu 
geritditeten  Beslrebuugen  die  Fragen  dcJi  V'erfaasimgHrechts  in  den  Vorder- 
gi'und  ^iellen  muKsten,  Die  geringe  Berücksichtigung  der  (J*^sehiehte  der  Vcr- 
wabungseinrichtnngen  und  des  VerwaitungHrecht«  wurde  aber  auch  noch  da- 
durch veranlasst,  dasH  die  meit^ten  grösiseren  deutlichen  Staaten  durch  Einver* 
leibuug  der  vertJchieden^^ten  i^lienxnls  reicdisunniittelliareu  Territt)rien  ihi'e  de- 
finitive (TcsiBltimg  erlangt  hatten  initl  daher  gezwuzjgen  waren,  im  Interesse 
der  VerKchtnelzuTig  der  verschiedenen  Bestandtheile  und  der  Schaffiing  einer 
einiieitlichen  Hrganisatioii  so  i^dikale  Vei-änderungen  des  IVüheren  Verwaltung^ 
rechta  vorzunehmen,  dass  ein  Zin*ückgehen  auf  die  älteren  Einrichtungen 
weder  lohnend  noch  nothweudig  erKchien.  So  kam  es,  ilass  schliesslich  ein- 
zelne PaHien  der  Gei?chiehLe  des  franzöwischeu  und  englischen  Verwaltmigs- 
rechtt«  in  Deutschland  bekannter  waren,  alu  die  Geschichte  der  deutficheti 
Verwaltungsoinrichtungen  und  GcHetze,  und  bei  allen  Reformen  auf  dem  tJ©- 
biete  der  Verwaltung  viel  eher  auf  fn^mde  Einrichtungen  Rücki*icht  genom- 
men, als  in  die  (iesebichti;  der  eigenen  Entwickeluug  zurückgegangen  wiiidc, 

Aucli  in  FreuHHon  lug  die  Sache  nicht  viel  liesser,  obwohl  die  Ktmtiuuität 
des  Verwaltimgsrechts  in  diesem  Staate  auf  manchem  Gebiete  grösser  war, 
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|b  in  verschiedenen  anderen,  Httmenilich  sUdckni tschon  Staaten.  Erst  in  der 
eueren  Zeit  ist  eine  Besscninß:  cinjjetreten,  und  sind  riinzelne  tüchtige  Mono- 
aphien  en^chieiien,  welebe^  wie  die  Arheiten  Süilmöller'»  über  dai*  Stiidte- 
reseu  unter  Friedrich  Wilhcdni  L,  IsAAcaoHw's  Gesehiehte  des  preusf*i'*cheü 
leftmieuthnm»,  E.  Meykh's  „Reform  der  Venerwaltunia^sort^anisfttion  unter 
TZts  und  Hakdkxbkro*  vur  all«;in  über  die  jireussiscbe  Verwaltung  iin  vorigen 
nd  im  Anfang^e  dieses  Jahrhunderts  Licht  vei'brciteten.  Wie  aber  BoRNTurK 
der  Vorrede  zum  11.  Bande  des  vorhejjeuden  Werks  mit  Recht  bemerkt, 
blte  nicht  bloH  eine  zusammenfassende  Darstelluno-  der  Geschiclite  de»  gv- 
ktunnteu  Verwalinngsrechts^  soüderu  e«  waren  anch  zahlreiche  Gebiete,  wie 
Kriegs-,  Steuer-  und  Kirehenwesen  und  die  Kreisverfassung  von  der  bis- 
trigcn  Literatur  fast  gar  nicht  bendirt.  iJiese  Lücke  auszufülkni,  hl  da« 
ogXHACK'sche  W^erk  bestimmt  und  auch  geeignet.  Bohnhack  be^eiclmct  mit 
em  Ausdruck  ,VerWHltimgsrecht**  nicht  hlos  daa  Recht  der  inneren  Ver- 
altung,  sondern  daa  Recht  aller  Verwaltnngszweige  des  Staatü,  In  der 
That  hat  ja  die  in  der  nenesten  Zeit  üblich  gewordene  Beschrnnkung  dcü 
Ausdruck»  ^»VerwaUungsrecht'*  auf  das  innere  Vei-waltimgirecht  nur  einen 
cw*i»sen  Werth  Rir  Lehrzwecke,  iftt  aber  insbeBondere  bei  der  geschieh tliclicii 
Btelhmg  schon  wegen  der  gegeuFeitigeu  innigen  Beriüuning  der  verschie- 
1  Verwalttmgsjzweige  nicht  braaehbar.  Demnach  nmfasst  diis  Bornrac  K'sche 
ilie  Geschichte  der  preussischeu  Venvaltung  in  ihren  verschiedenen 
"wie  ja  auch  Gneii^t  in  »einen  Schriften  über  enghfiches  Verwaltimgs- 
cht  »lle  Verwill ti in gszweige  berücksichtigt  hat.  Unverkennbar  i?t  auch 
DRKHACK  in  hohem  Grade  von  GsELsT^Hchen  Ideen  beeiRflusBt,  er  behaudeit 
lieht  Idos  das  Verhühnisf!  der  gesellfichal> heben  Faktoren  7Mm  Staate,  und  die 
Einrichtungen  der  Selbstverwaltung  im  Sinne  der  verchiedeuen  GsKisT'schen 
chriiten^  sondern  er  hat  sogar  in  der  äusseren  Anordnung  der  Darstrllung 
üe  GNKiüJT'sche  Sciialiloue  angenonnuen,  indem  er  z,  B,  bei  jeilem  Vei-wal- 
ttngwweige  die  Rechtsm  innen ,  die  Organe  und  Kontridlen  in  besonderen  Äb- 
chnitten  behandelt,  oViwohl  hiedurch  mitunter  eine  etwa»  gezwungene  Gruppir- 
Bjg  des  Stoffs  hervorgerufen  \^ird.  Im  Uebrigen  ist  dteDisjiosition  eine  klare  ami 
libersichtliche,  indem  der  Sttdf  zunächst  nach  den  sechs  durch  die  Natur  de 
ache  gegebenen  geschiebt  liciien  Perioden,  —  vom  Beginne  dei*  i\lark  bis  zur 
Brwerbang  derselben  durch  die  H^^benzuUern,  bis  zur  Errichtung  des  (Je- 
eirnen  Rath»,  bis  zum  RegiernngKautrilt  Friedrich  WilhebuH  L,  die  Kegie- 
ungBssdt  Friediicb  Wilbebus  L,  die  Regienuigezeit  Friedrichs  des  GroBflcn, 
li«  zum  Frieden  von  Tilsit  —  in  sechs  Theüe  zerk^gt  und  dann  in  jeder  Pe- 
in 10  oder  11  Kapiteln  die  Stellung  der  markgräHiehen,  !>ezw.  kur- 
»lUcben  und  königlichen  Gewalt,  die  Dn rfvcrvvöltung,  die  Städteverwahung, 
Provinzial  Verwaltung,  die  Central  Verwaltung,  die  Kriegs  hnheit,  die  Justiz- 
[)heit«  die  Pohzeilioheit,  die  Finanzhi>beit,  die  Kirchenhoheit  einBchliesslicli 
CT  Uuterricht8vei'\%'altung  und  in  der  111.  Periode  auch  die  auswärtige  Hoheit 
eaprtjchen  werden.  Rein  poHtische  Erwägungen  *tind  durchaus  vernu^den 
und  das  Verfassmigsreclit  ist  nur  soweit  lierüeksichtigt,  als  es  zum  Vc^rständ- 
niss  deij  Verwaltung«" rechts  nothwendig  war.  Dagegen  ist  das  Verwaltungs- 
rcht  so  eingehend  behandehT  da^s  ein  klares  und  abgerundeteFä  liihl  der 
intwickehiug  der  [»rcuHsiscb'hranth^nburgiHclien  Verwaltung  von  der  (tründung 
tr  Mark  bis  zum  Anlange  dieses  Jahrhundert*«  sieli  ergibt.  Der  Verfasser 
bt  dieses  Ziel  dadurch,  das«  er  sieh  nicht  damuf  lieschränkt,  in  grossen 
i  die  SchwÜcbimg  der  anfanghch  starkeu  tmd  einheitlichen  markgriiflichen 
ewall  und  die  Aufliisung  der  ]Mark  in  eine  Auzabl  iiaüimonialer  Gebiete, 
lie  aUinähliche  Wicdcrerstarkung  der  lauduftherrhchen  Macht,    die   Unter* 
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weifuiig  der  Stäade  unter  dieselbe  und  die  Ausbildung^  und  Entwickelung 
des  ft1»sf»lii!t'H  Stiiats  darziistellpn,  «onilcni  das»  t^  die  (teschicbte  der  vur- 
schic'ck'iieti  Rt'stainltlitnlc  di-s  staatliclit'ii  Ör^arii*iinns  im  Einzeluen  bebandelC 
Er  ^eigt»  wie  m  di*ü  vcrseliiLMlt^iien  IVriiHleü  die  Dorf-  und  Stadtverwaltung 
bewchaften  war^  dureh  welche  Beh*'irdeti  und  l'ersaneu  jeweils  die  Ju^tiÄliobeil, 
die  Ff>lizi'ilKiheit,  Finaii^hrdieit  lu  s.  w.  aiisjjfeiibt  wurde,  welche  Normeü  in 
den  verscliic^deneu  Jahrlmnderten  für  die  Krieja^yvcrwaltung^,  die  Erliebung 
der  Steuern»  die  Vei'waUung  der  Domänen  und  Ke^alieii  u.  dg^l.  in  Krafl 
wai'eo,  wie  die  Ct'ntrahervvaltung  beschaffen  war,  wt'lelie  verschiedene  stanls- 
reehtliche  Stullung:,  Verfassim^  uml  Verwaltuntj  die  einzelnen  Territoneii 
halten,  au«  welchen  s^ielj  im  17.  Jahrhunderte  der  preiissiKch-brandenburjrische 
Stritt  jtuHaniirieiiRetzte  u.  s.  \\\  Hiedurch  i^t  ein  Einblick  in  das  wirkliche 
Lebeu  des  Staates  in  der  Vergangnen  he  it  f^ewährt^  welcher  e^  dem  Leser 
miiglieh  macht,  sich  selb*<t  ein  Urtheil  darüber  zu  bilden ^  warum  »ich  die 
Eütwiekeluiig  de«  Staates  im  Orosgen  so  vollzielieu  musste.  wie  es  geschehen  ist. 

Sehr  anerkennensweHli  ist  dabei,  das»  der  Verfasser  auch  da,  wo  ihin 
lit(»rari«?che  Bearl)eitungen  der  betrcfienden  Materie  zu  Gebote  standen,  stet« 
uul"  die  Quellen  selbst  zurück|^ebt  und  aus  denselben  sich  ein  gelbstständige» 
Urlheil  zu  itilden  suelit^  das  vielfach  vnn  den  Ansichten  anderer  Schriftsteller 
abweicht  und  zwar  t^ehr  oft  mit  Hecht  abweicht.  Ebenso  ist  anzuerkeuneUt 
dap«  die  Darf^lelhing  durchaus  objektiv  und  nüchleni  ist,  der  Verfasser  hat 
»ich  von  dem  Fehler  frei  gehalten,  welcher  bei  preussischen  Geschicht%- 
scln'cibcrn  niclit  gar  selten  ist,  in  der  Entwickekmg-  des  preussischen  Staat» 
üur  die  Lichtseiten  hervorzuheben  und  rlie  übriire  fleuti?che  Entwickelung  alt 
etwas  hüch«t  IJnt  eingeordnet  es  zu  betrachten. 

Von  den  beiden  vorliegenden  Bänden  des  Werkes  bietet  der  erste  in- 
sofern  ein  besonderes  Interesse,  als  er  bis  in's  Einzelne  die  im  Ä!lgenieio<rn 
Ja  nicht  sehr  bekannte  Organif^atiou  und  Verwaltung  eines  landesherrlicheii 
Terriltiriums  vom  12-  bis  zum  18.  Jahrhundert  scbildcTi:,  der  zweite  Band, 
welcher  die  Verwaltung  während  den  vorigen  Jahrhunderts  zum  (Tcgenslande 
hat,  stellt  auch  hier  numche  noch  nicht  g<;utigend  bekannte  Farliecn,  wie 
z.  B»  die  Kreisvei-fassung  in'R  rechte  Licht.  Dieser  zweite  Band  ist  alicr 
haujit sächlich  dadurch  geeignet,  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  zu  erregim 
und  zu  ft^t«tfeln,  weil  derselbe  i'inen  ZeltabHchnitt  behandelt^  in  welchem  in 
vielen  Beziehungen  die  {i rundlagen  des  beutf^  noch  gültigen  preussischen 
Verwaltungsreehts  gescliaffcn  wui'dcn. 

Eine  in's  Emzelne  gehende  kritisclie  i5es]irechung  des  Werke«  kann 
natürlich  hier  nicht  gegeben  werden,  auch  mn^s  ilai-auf  verzichtet  werden, 
gegen  manche  AulKtrllungen  des  VeHk^scrs  in  austührlieber  Weise  Einwen- 
dungen zu  erheben,  wie  gegen  die  Bebau |itiing,  dajts  tlie  Dörfer  der  Mark, 
bezw.  des  prcustsiacli-brandenbur^isehen  Sttuites  erst  untel*  Priedrieb  Wilhelm  I 
die  Eigenschaft  von  Ktitnmunalverbiinden,  also  doch  wohl  auch  von  Korpo* 
i-ationen  erlangten  (1,  H,  <i,  IL  H.  B\  die  in  Bd.  L  S>  268  sich  tind ende  Aus- 
lÜhrung  über  die  Bildung  der  Lokalverwaltungsbt^lrr^rden  in  den  verscldedenen 
deut fachen  Staaten  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts^  die  Aufstelbuig,  das«  die 
noch  im  allg.  jireuss.  Landrechle  sich  findende  und  zu  deu  iiltrigen  Ein- 
richtiitigcu  dt'ü  idisohiten  Staats  in  schreiendem  (iegensatae  stehende  ständische 
Ubedemmg  dey  Volks  nur  aus  fiskalischen  und  tinanziellen  Gründen  beibehalten 
worden  sei  u.  dgl.,  da  demrtige  Auseinandersetzungen  einen  imverhältnis«- 
mäÄsigon  Raum  beaUKpj-uchen  würden. 

Nur  eine  allgemeine  Bemerkung  mag  hier  n<>cb  Platz  tinden:  Der  Ver- 
fasser hat  Recht  getban^   dass  er  sich   auf  die  Darstellung    der   Geschichte 
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reiisBiÄcben  VerwAltxjngfirechts  heschränkt   und    es  venniedoii    hat,    im 

rHteii  Bande  eine  vergleicheiitle  narHtelluiitx  der  (ifsfliirlitt*  dp»  Verw  fiUnnj^s* 

ipclitH  anderer  deutst-lier  Stnoten  7ai  j£el*en,  da  üiv  uino  i4f>lch(*  vcrgleicliendi' 

i)arst<^lliinor  noch  zu  »ehr  die  Vomrbeileu  IVhleu,   jri  es  hlitte  wold   mich   der 

iTertb  des  Werk»  niebt«  verlareu,  wenn  die  iiia  IL  Biuide  naidi  dem  Vnrganfje 

Jkeist'b  auf  8.  55  f.,   126  i\,  155  f.  nich  tindendeu,  iti  der  Forrn   von  Exkursen 

öfehenen  Verjrleiehiitjgen  ^ireuFsiseturr  und  fniuzr>}iischer  VerwiilUiugBeinrieli- 

UngoQ  wegfi^eblieben  wären*     WobI   aber  wiire    es    onge/.ßijBTt    fj:ewesen^  dasK 

er  Veriftsser  im  L  Bunde  lilinJiger  auf  das  Reicbsrecbt  eitjflre|,^angen  wäre  und  diis 

adenburgi»clie  Verwaltu unrecht  mehr  im   lialnnen  des  Keicb8reehtB   be- 

ftndelt  hätte.     Insbesondere  wird  es  uumcher  Leser  als   einen  IVlanj^el  em- 

Rnden,  dass  ein  einleitender  Absehnitt  fehlt»  in  welchem  die  ei^entbiimbehe 

od  besondere  »taatüreektbehe  Sti  lUm^  der  markfrräfhcben  Gewalt  gegenüber 

tr  Grafen^e^valt  in  den  im  Irineru  dfs  Reichs  heulenden  Gebieten  zur  Dar* 

"«tellnng  gelangt  wäre,  da  ja  doeJi  ilie  liesondere  Stelbiujr  der  ^Iark|ft^ifen  iur 

die    Eüt Wickelung   der    landesherrlichen    (iewalt    in    Brautlenb(ir|/    nicht    be- 

Jeutunoff^fns   war.     Dasä   der   Verfafiser   dies   nicht   j^ethan   hat   und   in   dieser 

eziehung  eine  ziemlich  eingehende  KenntniftH  in  der  rb-utnchen  Eechta-  nud 

Rricbsgegchiebte  bei  seinen  Leseni  vnrausRctzt,  fallt  nm   ao  m«-^hr  euI",  nh  vr 

im  weiteren  Verlaufe  seiner  Durstelbmg  ja  doch   nicht  umbin   kann,    \ielfsich 

Huf  das   Reichärccht  zu  rekiiiriren  und  er  wiederbult  betont ^  dass  das  ineusa. 

echt,   insbesfiudere   der   älteren  Zeit»    nichts   anderes   ist,   ata   das   ilentsehe 

lecbt,  wie  e«  sieh    in    ilen  unter    dem  Hause    tler    Llrdicnzidlern    vereinten 

umlen  pfestaltet  bat.     Eine  stdche  allcremeine  Einleitung  würde  für  runnehen 

eser  das  Verständnis«  der  ersten  Abschnitte    des    ersten   Bandes  ^iicherlich 

ehr  erleichtert  haben. 

Selbftver»tmullicher  Weise  wird  aber  der  Werth  des  Werkes,  als  einer 
Eir*telbinM:  der  (Tesclnchte  des  brandenbnrjifiseh-nreusHisrhen  Verwaltun^s*- 
cbls,  durch  den  ano-edeuteten  Manj;:el  im  allgemeinen  nicht  heeinträcdititjf, 
äs  Werk  ist  eine  in  jeder  Beziehung  eilVeuhcbe  Bereicherunir  der  IJleratur 
riflent liebten  Rechts  und  es  ist  nur  zu  wün^cben»  dass  auch  die  (Tc^clnchte 
PS  Verwaltunfjt-rcchts  anderer  deutscher  Staaten  eine  ebensii  ^riindliehe  und 
chgenmsjfe  Bearbeitung  tinde,  wie  sie  hier  für  das  prenss.  VerwaltnngHrecht 
orliegft,  Eri^t  wenn  die  (4cschichte  des  in  den  verschiedenen  deubschen 
itiititen  ateig;ebildeten  Yerw,- Rechts  in  einer  Reihe  v«ni  Mnno^i'apbieen  he- 
rbeit<?t  iBt,  wird  es  an  der  Zeit  aein,  eine  zusanimenfasisetide  Darstellunof  /m 
pben.  Dabei  wird  aber  immer  das  prenss,  Yerwaltnu^^srecht  in  erster  Linie 
liehen,  nicht  Idoa,  weil  e&  ih\^  Recht  des  ^Hssten  deutschen  Staates  hi  und 
rielfach  die  Entwickehm^  in  linderen  Staaten  beeinthässt  bat,  sondern  auch 
esihalk  weil  es  w  eniirstens  in  den  letzten  Jahrhunderten  weit  gleichniässinrer 
nd  folgerichtiger  ausgebildet  worden  i*it,  als  die«  bei  manchen  anderen 
chten  der  Fall  war. 

Werke  wie  das  BoR\HACK'sche  haben  aber  nicht  hlos  wissenschaftliche^ 
Bndem    auch   judi tische  Bedetitung,    sie    sind    geeignet,    schiefen    Ansichten 
liberalen  Doctnnarismus  wie  den   Neigungen  eines    falschen,    den  Ver- 
ältnisseu  der  Cregenwart  nicht  Rechnmig  tragemlen  Cunservatisnms  üiitgegen 
treten   und  eine  wirklich   hie^trinsche  Autfassung  unseres   StaatHk^bens  zu 
Srdenu     Auch  von   diesem  Standiuinkte  aus  ist  das  Erscheinen  des  Werkes 
begTÜssen. 


Breslau. 


V,  Stengel 
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1)  Tiönlni?,   Edg'ar:    Lehrluieii    des   Deutschen  Verwaltungsrcsohti, 

Lriiizitr.    Breitki^ijf  &  Härtei.    1884.  YTU  iiud  859  S.    IB  M. 

2)  Kircheiiheim«  A*  v*:  Einfühniujr  io  das  Vcrwahnn^srocht;  neKst 

Grundriss.     Stuttgart.     Euke,     1885,    X  und  174  S,    4  M. 

Der  Inbalt  tmd  die  Richtimg  de»  Lelirbucha  des  Deutschen  Venval- 
tniigBrc^chts  vou  LüNrNfi  wird  wt^hl  am  Ein  fachst  eu  daduivh  j^ekeiuizeiohnct, 
dass  iiiaij  dasselbe  lait  dem  vor  einigen  IVronaten  zum  Abseblusse  jL^elatigteu 
zweiViiiudij/eii  Lchrbueb  iles  Dciitseben  Venvaltiuit^arecbts  von  Georö  Mkyke 
vepi^leiebt.  Mkykr  hnt  den  Hr^ritV  iles  VerwaltuuKsrecbts  niebt  auf  da^i  Rychl 
d<*r  inneren  Verwaltung  besebränkl^  sondern  unter  tliesem  Ausdrucke  auch 
das  Heebt  der  üTiri^en  VenvalliujgKn^ebiete  heg^riÜ'en.  Er  bat  deshalb  zwar 
aus  verschiedenen  nahe  liegenden  (Triiiidin)  üas  Recht  der  Justiz ver^valtun^ 
von  seiner  Arbeit  ausfrescldopsen»  die  iiVuig(ni  vier  Verwidtun^Ksiwei^c  (Inneres, 
Aeusseres,  Milittirwesen,  Fitianzverwalhnijr)  aber  in  dem  envftbuten  Lehrbuche 
j^leicbmiissi^  bebandelt»  Ferner  bat  JIk\^ii  nicht  bk>{*  da»  Reichsrecht,  üod- 
dem  auch  die  Hechle  aller  Deutnchen  Ein/eiHtaaten  mit  Ausschluss  nur  des 
mecklenburgischen  und  elsaBs-hjtliring'schen  Rechts  berücksichtig.  Endlich 
ißt  iu  dem  MKVKa'scbon  Lehrbuch  das  Deutsche  VenvaUuujisreclit  in  drr 
Weise  zur  Darstellung  pt^braeht ,  dass  Reicbsverwaltuug  uad  Landesver- 
waltung nicht  als  jswei  jj^iui/  gtdrennte  Thatigkeitskreiwe  betrachtet  wurden, 
sfmdern  ein  jedes  Vorwaltungsgebiet  iils  eine  Einheit  aufgefasst  ist  und  hei 
Darstellung  dei*  einzelnen  VervvaltungHKweige  Reichsverwnltuuij  und  Lande«* 
verwdhuug,   Rrichsrecht   und  Tjande.srecht  gleichniäsHig  berüek^iekligt   ^irirL 

In  Bezug  auf  den  letzteren  Punkt  sihunit  das  Lehrbuch  von  Lösreö 
mit  dem  ÄIi-;vek 'sehen  völlig  hberein  und  in  der  Tluit  lässt  sich  auch  nicht 
verkennen^  das»  diene  von  beiden  Sebriristelh-iTi  fjleicbniäHftig  beobachtete 
Methode  bei  der  innigeu  Durelidriujxung  und  Veifli-chtimg  von  Reichsver- 
waltuijg  und  Landesvenvaliong,  von  Heichsrecht  und  Landesrecht  fiir  ein 
Lidirlmch  sehr  viele  Vtirtheile  hat,  und  in  gewissem  Sinne  sogar  die  eiuMg 
richtige  ist, 

Was  dagegen  die  beiden  anderen  Punkte  anlangt,  so  gehen  Löntng  und 
Mkykr  auseinander,  LOxiNa  verMtebt  eineni  in  der  letzten  Zeit  mehr  und 
nu'hr  zur  Geltung  gelangten  Spracligebraucbe  iolgend  tuiter  ^Verwaltungs* 
recht "*  n n r  das  Hecht  der  i  n  n  e  r  e  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  uiul  ] lesch  rankt  daher  »eiae 
Darstellung  auf  fliesen  Yerwaltungszweig»  Ebeuj*o  beriicksicbtigt  er  nebeu 
dem  Heichsrecht e  die  Parlikularrechte  nicht  in  dem  l^ndknge  wie  Mkyrr, 
sondern  indem  er  das  selbstständige  und  eigenartige  Bildungen  nielit  dtir- 
Idetende  Rocht  der  kleinen  Staaten  ausser  Acht  laj?st,  bringt  er  nur  das 
VerwHitunjrtireebt  von  Preuspcn,  Bayern,  Württembei*g,  .Saclu^en,  Baticn,  Hesficn 
und  EluasB-Lotbringen  zur  Darstellung.  iSelbstverständlicher  Weise  lässt  sich 
weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen  Richtung  mit  dem  Verfasser  rechten, 
denn  Bchliesslich  muss  es  jedem  Schriftsteller  freistehen,  auch  l>ei  derartigen 
LehrbUehcni  sich  rhe  Grenzen  seiner  Arbeit  selbst  zu  stecken,  2uma1  L.  mit 
Recht  hia  vorheben  konnte,  dass  das  Gebiet,  dessen  Venvaltungrecht  er  dar- 
gestellt hat,  sowohl  nach  dem  Umfang,  wie  nach  der  Einwohnerzahl  92  Proz. 
des  gesammten  Deutschen  Rechtsgel »iets  betragt  und  üass  ferner  in  der  neueren 
Zeit,  sowohl  lici  akademischen  Lehrvortragen  wie  in  der  Literatur  das  Recht 
der  inneren  Venvaltmig  »Is  Venvaltungsrecht  i.  e.  S*  eine  selbstständige  Be* 
handhuig  erfahren  hat  und  an  die  Stelle  der  alten  Polizeiwii<senschatl  und 
des  Polizeirechts  getreten  ist. 

Daa  LüNiNO^Bche  Werk  l>ehaiulelt    zunäelist    in  einer  kurzen  Einleitung 
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die  Begriffe,  der  Verwaltimg   und   des  Verwaltungsreclits,  der  inneren  Ver- 

Kltime  und  der  Polizei,  die  Rubjektiven  öfl'entlichen  Rechte  und  den^ii  Er- 
rb  und  Verlust^  und  ^ebt  schliessüeh  einen  kurzen  tdier  ducli  sehr  ^ehalt- 
vollen  UeberVdick  über  die  Literatur  und  die  (Teschiclile  des  Verwaltun^s- 
^echts.  Im  Uebrigen  hi  der  gesamnite  HtoPT  in  drei  Bücher  eingetheilt: 
^uisation  der  Venvaltun^,  Thatigkeit  der  Vensaltung-  und  Vei-waltungR- 
cbtspflege.  Iin  ersten  Buche  kommt  die  Organisation  der  Staatsverwaltung 
ehlicBslich  der  ReclitsverliältnisBe  der  Staatsbeamten  einerseits  und  der 
»Ibstverwaltung  (Kommunal verbände)  andererseits  zur  Darstellung.  Tm 
eiten  Buche  werden  zunächst  in  Abschnitt  I  (Allgemeine  Funktionen)  die 
ftrordnungen^  Verfügungen^  stnatsrechtiiehe  Verträge^  polizeiliehen  Zwangs- 
itel  11.  s.  w.  besprochen^  sndnim  geht  der  Verfasser  über  zur  Darstellung 
für  die  einzelnen  Gebiete  der  inneren  Verwidtung  geltenden  Reehtsvor- 
brilYen  und  bespricht  demgemäss  in  den  folgenden  4  Abschnitten  in  einer 
luzahl  von  Kaj^iteln  die  Sicherheitspolizei^  das  Gesundheitswesen,  das  wii-th- 
sehaft liehe  Leben  und  das  creistige  Leben  (Unterrichts Verwaltung,  Sitten- 
polizei u.  s.  w.).  Was  ilie  Abgieuzung  des  in  den  letzten  Wer  Al>sehnitten 
behandelten  StoflX  des  sog.  speziellen  Tlieils  des  V'erwaliungsrechts  gegenüber 
Ablderen  Dieciphnen  anlangt,  so  ist  hervorzuheben,  dass  der  Verfasi*er  die 
Su^hre  vom  Patentrecht»  IVhebeirecht  u.  s.  w.  nicht  in  die  Darstellung  auf- 
jrenominen  hat  und  zwar  ist  dies»  wie  sich  aus  der  Vorrede  ergiebt,  abiiieht' 
ph  geschehen,  weil  diese  Lehren  nach  L/s  Auffassung  in  die  Darstelhmg 
Privatrechts  gehören.  Man  wird  dem  Verfasser  in  dieser  Bezielinn«^  nn- 
lingt  Hecht  geben  können.  Wenn  zwischen  der  Disciplin  de«  Pri\id  rechts 
dem  einen  Bestandtheil  des  Staatsrechts  bildenden  Venvaltnngsreehle 
jhe  möglichst  scharte  (grenze  gezogen  werden  soll  —  die  Nothwendigkeit 
Her  stdchen  Grenze  wird  wohl  von  keiner  Seite  bestritten  werden»  —  ho 
daran  fest^cuhalten,  dmn  da»  Verwaltnngsrecht  es  nur  mit  den  Beziehungen 
einzelnen  zum  Staate  bezw.  demselben  qualitativ  gleichzustell enden  «JÜeut- 
bbcn  Koqmrationen,  Gemeinden  u.  s.  w.  und  der  Einzelm^n  unter  cinaniler 
Mitglieder  des  Staats»  der  Gemeinde  u.  b.  w.  zu  tluiu  huben  kann.  Sind 
^^gf^n  Reeht«verhältniBse  in  Frage»  welche  diefie  Beziehung  zuui  Staate 
cht  halben  und  in  denen  die  einzelnen  Staat  sänge hriri gen  U^diglich  als  Einzel- 
iividuen  im  wirthselmfHielien  Verkehre  oder  im  Familienleben  erseheinen, 
sind  dieselben  i»rivat  recht  lieber  Natur  und  ihre  Besprechung  geliort  in 
die  Disciplin  des  l^riv^at rechts.  VoUkonunen  aleicligültig  ist  dabei,  dass  die 
tigen  Verhältnisse  regelnden  Rechtsv* »rscliriften  in  grösserem  oder  ge- 
Srerem  (rrade  durch  Rücksichtnahme  auf  das  öfFentMche  Interesse  beein- 
fsind  und  dass  die  Entstehung  oder  Feststellung  der  betretTenden  Rechte 
bestimmte  Fünnhchkeiten,  insbesondere  die  Mitwirkung  ötfentlicher  Be- 
(notarielle  Beurknndung,  Eintrag  in  öUentliehe  Bücher  oder  Register^ 
ligimg  oder  BeschlussfasHung  der  Behörde  u.  s.  w.)  gebunden  ist.  Alle 
artigen  Umstünde  veriindem  den  Charakter  des  betrefi'.  Rechtsverhältnisses 
und  es  kann  daher  nur  ihe  Organisation  nnd  das  Verfahren  der  be* 
nden  Behörden  in  der  l^iscipHn  de«  Verwaltungsrcehts  zm"  Bespreclmng 
^en,  nicht  das  von  üjnen  zu  behandehide  materielle  Recht.  I>al>ei  bleibt 
aber  immer  noch  dahin  gestellt,  ol)  the  fraffliehen  Behörden  einen  Be- 
lindtbeil  der  inneren  \^erwaltnng,  der  Justizverwaltung  oder  eines  sonstigen 
vaJtungszweiges  bilden. 
V*on  diesem  Stand pimkte  aus  erscheint  es  uns  nicht  blos  gerechtfertigt, 
»^  L.  das  Urheberrecht,  Patentrecht  n.  a.  w.  nicht  Vttdiandelt  liat,  sondern 
wird  auch  im  Interesse  der  richtigen  Abgrenzung  des  V^eT'waltungs rechts 
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i.  e.  S.  jfegrenüber  dem  Privatrecht  nothwendig  sein,  das  Wasseirecht,  Berg- 
recht, die  Rechtsverhältnisse  des  (Trundeigenthums,  insbesondere  die  ohnehLi 
jfpösstentheils  der  Cxeschichte  angehr>rende  Grundentlaaitung  im  Verwaltnngs- 
rechte  viel  kürzer  zu  behandeln,  als  dies  gewühnlich  in  den  Lehrbüchern 
des  Ven^'altungsrechts  geschieht  und  auch  von  L.  geschehen  ist. 

Andererseits  gehört  die  Erörtening  aller  derjenigen  Rechtsvorschriften, 
welche  sich  auf  die  polizeiliche  UelM»r>**achung  des  privatrechtlichen  Verkehrs 
und  auf  die  Beschränkung,  wie  Aufhebung  von  Privat  rechten  durch  die  Ver- 
waltung, l>eziehen,  in  die  Disciplin  des  Verwaltungsrechts,  und  es  ist  deshalb 
nicht  zu  billigen,  dass  L.  das  Expro])riationsrecht  von  der  Darstellung  aus- 
geschlossen hat,  ,weil  diese  Materie  in  den  Jjehr-  und  Handbüchern  des 
Deutschen  Privatrechts  ausführlich  behandelt  wird."  Soll  eine  möglichst 
grundsätzliche  (^renzregulinmg  zwischen  Verwaltungsrecht  und  Privatrecht 
erstrebt  werden,  so  kann  es  nicht  entscheidend  sein,  dass  bisher  aus  historisch 
erklärlichen  aber  nicht  durchschlagenden  Gründen  eine  Materie  vorzugsweise 
in  den  Lehrbüchern  des  Privat  rechts  berücksichtigt  worden  ist. 

Ist  es  durchführbar,  zwischen  Venvaltungsrecht  und  Privatrecht  eine 
prinzipielle,  wenn  auch  im  Einzelnen  schwankende  Grenze,  abzustecken, 
so  ist  zwischen  Verwaltungsrecht  und  Verfassungsrecht  oder  Staatsrecht  i.  e.  S. 
eine  solche  grundsätzliche  Grenzregulinmg  nicht  möglich,  weil  das  Verwal- 
tungsrecht selbst  nur  ein  lediglich  aus  Zweckmässigkeitsgründen  selbststandi^ 
gestellter  Bestandtheil  des  Staatsrechts  im  w.  S.  ist.  Die  Grenze  zwischen 
beiden  Disciplinen  wird  deshalb  immer  eine  etwas  willkürlich  gezogene 
bleiben.  "Wünschenswerth  ist  es  aber,  dass  sich  allmählich  ein  bestimmter  Inhalt 
der  Disciplin  des  Verwaltungsrechts  fixirt  und  nicht  die  grössten  Differenzen 
in  dieser  Beziehung  zwischen  den  vei*schiedenen  Lehrbüchern  l^estehen. 

Zu  denjenigen  Materien,  welche  zweifellos  in  die  Disciplin  des  Ver- 
waliungsrechts  gehiJren,  sind  vor  allem  zu  rechnen  die  Lehre  von  der  Aemter- 
organisation,  während  die  Recht svei-hältnisse  der  Staatsbeamten,  welche  L 
in'a  Verwaltungsrecht  aufgenommen  hat,  wohl  besser  dem  Staatsrecht  über- 
wiesen werden,  und  dann  die  Lehre  von  den  allgemeinen  Funktionen  der 
Verwaltung  (Verordnungen,  Verfügungen,  Verträge,  Zwangsmittel  u.  s.  w.). 
Ausserdem  bedarf  die  allerdings  über  den  Rahmen  des  Verwaltungsrechts 
hinausgehende  Lehre  von  den  öffentlii;hen  Rechten  wegen  ihrt^s  innigen  Zu- 
sammenhangs mit  der  Verwaltungsgerichtsbarki'it  hier  einer  eingehenden  Er- 
örterung. L.  hat  denn  auch  eine  Anzahl  von  Paragraphen,  insbesondere  die 
§§  1 — 7,  10  und  11,  48 — 56,  diesen  allgemeinen  Lehren  gewidmet.  Allein 
die  betreffenden  Erörterungen  erscheinen  tÜr  ein  Lehrbuch  vom  Umfange 
des  L.'schen  nicht  ausreichend  und  einzelne  Partieen,  wie  z.  B.  die  Lehre 
von  den  subjektiven  öffentlichen  Rechten,  können  in  keiner  Weise  als  ge- 
nügend und  erschöpfend  bezeichnet  werden.  Es  wäre  in  mancher  Hinsicht 
besser  gewesen,  wenn  der  Verfasser  einzelne  Theile  des  sog.  speziellen  Theils, 
in  welchem  die  Darstellung  sich  ohnehin  häufig  auf  eine  auszugsweise  Wieder- 
gabe des  Inhalts  der  Gesetze  beschränken  muss,  kürzer  gefasst  und  die  all- 
gemeinen Lehren  dafür  umso  ausführlicher  behandelt  hätte.  Bei  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Ven^'altungsrechtswissenschaft  handelt  es  sich  für  ein 
Lehrbuch  nicht  sowohl  darum,  die  verwaltungsrechtlichen  Vorschriften  bis  in 
die  letzten  Verzweigungen  eingehend  zu  erörteni,  als  vielmehr  die  Grund- 
l)egriffe  der  Verwaltung  und  des  Verwaltungsrechts,  vrie  Staatsverwaltung, 
Selbstverwaltung,  Amt,  Kommunalverband,  Zuständigkeit,  Verfügung,  Zwangs- 
gewalt u.  s.  w.  eingehend  zu  untei'suchen  und  den  rechtlichen  Inhalt  dieser 
Begriffe  möglichst  klar  festzuhalten.. 
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Es  »oll  niclit  verkannt  wei-den,  das»  es  für  einf^  einigermaasseu  ab- 
•ehlietBende  Darstellunjf  dieser  Materien  vielfach  an  raotio^rapliiselien  Vor- 
ar1>€iteii  fehlt,  allein  ein  ausfiihrHches  Lehrhuch  wird  ehen,  wenn  ea  seinen 
Zweck  erföUen  soU,  so  viel  als  inojäfliek  die  fehlewdeu  Monographien  er- 
setze» itiüsaeii. 

Bei  der  Wichtig-keit,  welche  die  Abj^ri-enzun^  des  Stoffs  nach  den  ver- 
edeneQ  Richtun|?en  für  eine  relativ  m  jimjje  Wiasenschafli  wie  die  des 
VerwaltunjfS rechts  hat,  ist  dieser  Fra^e  hier  ein  grosserer  Raimi  ein{t(eräunit 
worden.  Dageg-en  kaan  auch  eine  noch  eo  kurze  Wiederjfabe  der  Ansichten 
dee  Verfasaer»  beziiglich  der  einzelnen  behandelten  Materien  um  s*o  mehr 
verzichtet  werden,  ala  ja  doch  eine  Bebjirechuiig,  soll  srie  nicht  zur  Ahhand* 
long  werden,  die  Priifunif  der  in  dem  Buche  im  Eiazehieu  vertretenen  Auf- 
ung^en  dem  Leser  iiberlassen  nniss.  Nur  zwei  Punkte  mögen  kurz  l>erührt 
.eo:  Auf  S.  9  \yirÜ  unter  den  subjectiven  ölTentlichen  Rechten  auch  das 
it  des  Staats  auf  Auaiibunjf  der  Staatagewalt  aufgefiihrt.  Er  heiwst  näm* 
lieh  dort:  ^Wird  der  Staat,  wie  dies  fui^  die  juristische  Bctraehtunj^sweise 
DOthwendi^  ist,  als  Persönlichkeit  autVefasst ,  so  steht  dem  Staat  dun  Recht 
auf  Ausübung  der  Staatsgewalt  und  das  Recht  auf  Uiitcrwerfunjjf  der  Unter- 
thanen  unter  die  Staatsgewalt  als  aubjektives  ötlentliches  Hecht  zu.'*  Dass 
dar  Staat  als  Perüönhchkeit  ani^efasst  werden  kann  und  bezw,  aufgefasst 
^en  muns,  ist  \^nz  richtig,  allnin  dieser  Umstand  ist  für  die  liier  zu  ent- 
ladende Frage  der  Eutstehungsprrund  der  Staatsorewalt  und  der  Unter- 
Ordnung  der  Unterthanen  unter  dic^tielbtMi  völlig  gleichgültig.  Der  Staat  tritt 
den  Staat mnge hörigen  zuiiiichnt  als  souveräne  Macht,  als  Staatsgewalt  gegen- 
über; es  ifit  dies  eine  Thatsachct  welche  mit  der  Existenz  des  Staats  von  selbst 
gegeben  ist.  Von  einem  Rechte  des  Staats  auf  Ausübuug  der  Staatsgewalt 
kaan  man  daher  nicht  sprechen^  denn  der  Staat  hat  seine  iTewalt  nicht 
durch  irgendwelchen  ßpecieJlen  Rechtfititcl  erworben  und  deshalb  ist  auch  die 
Staatsgewalt  rechtlich  eine  unbeschränkte,  d.  h.  der  souveräne  Staat  hat 
keine  ihm  durch  eine  andere  Macht  gesetzte  rechtliche  Schranke ;  die  Grenzen, 
welche  bei  Ausübung  der  Staatsgewalt  lienhachti^t  werden,  hat  sieh  der  Staat 
wlbst  gesetzt,  uml  das  Verfassungsrecht  hat  nicht  die  BefugniBs  des  Staats 
auf  Aiuübtmg  der  Staatsgewalt  zum  Gegenstande,  sondera  es  bestimmt  nur, 
welche  physische  F'  e r s  o  n e n  befugt,  sein  sollen,  die  Staatsgewalt  auszuüben, 
welche  Rechte  der  Staat  «einen  Angehörigen  in  Bezug  auf  die  Theilnahme 
am  ZuMandekommeii  einräumen  will  und  in  welchen  einzelnen  Pfliehteu  die 
Thatsache  der  Unterwerfung  der  Uutert hauen  imter  die  Staat «gewalt  zur  Er* 
Bcheinung  kommen  soll.  Jede  andere  Auffassung  führt  nothweudiger  \yeiae 
zurück  zu  den  Hoheitsrechten  und  Regalien  des  Territorial  Staats  zu  Zeiten 
dfifl  heÜ.  röm,  Reichs  deutscher  Nation  und  zu  einer  durchaus  privatrecht- 
liehen  Constraktion  des  Staats.  Jedenfalls  ist  eine  Ausdrucksweiae,  wie  sie 
hi«r  bei  L,  auftritt,  bedenklich  und  irreführend  und  liberdieB  geeignet,  die 
nbnediet  schwierige  Lehre  von  den  subjektiven  öffentlichen  Rechten  tu  ver- 
wirren, statt  sie  zu  klären.  Ein  weiterer  Punkt,  welcher  einer  kurzen  Be- 
iprechung  bedarf,  ist  die  Auffassung  der  Polizei,  wie  sie  L.  vertritt.  L.  sagt 
8.  8  und  dem  Sinne  nach  damit  übereinst iinniend  S.  259:  t,Polizei  ist  die 
Thätigkeit  der  Staatsgewalt  auf  dem  Oebiete  der  mneren  Verwaltung,  sofeme 
dieselbe  mit  einem  Zwange  gegen  Personen  verbunden  ist."  Es  kann  zu- 
g^ebcn  werden,  dass  eine  derartige  Auffassung  der  Polizei  nicht  blos  häufig^ 
in  der  Praxis,  sondern  mitunter  auch  in  der  Theorie  auftritt,  nichts  desto- 
weniger  muss  gegen  diese  Identifizirung  der  Polizei  mit  der  Zwangsgewßlt 
der  inneren  Verwaltimg  entschieden  Widerspruch  erhoben  werden.    Das  Merk- 
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mal  d(*«i  Zwangs  oder  richtiger  gesagt,  der  Beschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  im  öffentlichen  Interesse  ist  nur  das  eine  BCerkmal  des  Begriffs  der 
Polizei,  das  anderere  Merkmal  ist  die  vorbeogende,  Gefahren  abwehrende 
Thätigkeit.  Wird  der  Begriff  der  Polizei  in  diesem  Sinne  an^pre&sst,  so 
reicht  dersell^e  weit  über  die  innere  Verwaltmig  hinaas,  er  hat  dann  aber 
anch  erst  eine  Berechtigung,  weil  er  etwas  anderes  bedeutet,  als  die  Zwangi- 
gewalt  des  Staat«,  welche  ebenfalls  nicht  blos  auf  dem  Gebiete  der  inneren 
Verwaltung  wirksam  ist.  Die  Wissenschaft  hat  aber  keinen  Anlass,  einen 
anderen  Begriff  der  Polizei  als  den  eben  angedeuteten,  anzunehmen,  da  die 
neueren  Gesetze  selbst  das  Bestreben  zeigen,  die  polizeiliche  Thätigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  von  ihren  übrigen  Funk- 
tionen zu  scheiden. 

Was  endlich  die  Art  und  Weise  anbelangt,  in  welcher  der  Verfiisser  die 
einzelnen  Materien  behandelt,  so  ist  her\'orzuheben,  dass  derselbe  von  jeder 
Organisation  und  Einrichtung  eine,  wenn  auch  gedrängte  Uebersicht  über  denn 
geschichtliche  Entwickelung  gibt  und  dass  er  auf  diese  Weise  einzelne  recht 
werthvolle  Beiträge  zur  Geschichte  des  Vcrwaltungsrechts  geliefert  hat.  Ebouo 
ist  anzuerkennen,  dass  in  den  einzelnen  Abschnitten  auch  die  altere  Literatur 
sehr  sorgfaltig  angegeben  ist  und  alle  wichtigeren  Gesetze  und  Verordnungen 
berücksichtigt  sind.  Die  Anordnung  des  Stoffes  ist  eine  übersichtliche  und 
zweckmässige,  so  dass  jeweils  die  grundlegenden  Begriffe  und  die  hauptsach^ 
liebsten  Bestimmungen  deutlich  hervortreten.  Auch  die  Formulirung  der 
einzelnen  Definitionen  ist  im  ganzen  scharf  und  bestimmt,  wenn  auch  nicht  ver- 
kannt werden  kann,  dass  das  METKR^sche  Lehrbuch  den  juristischen  Kern  der 
Verwaltungseinrichtungen  und  Gesetze  mitunter  noch  schärfer  herausschält. 
Alles  in  allem  genommen  kann  das  L.^sche  Werk  als  ein  recht  tüchtiges 
Lehrbuch  bezeichnet  werden,  welches  auch  neben  dem  MsYER'schen  Lehrbuche 
des  Deutschen  Verwaltungsrechts  seinen  Platz  finden  und  behaupten  wird. 
Lisbesondere  wird  die  klare  und  gefällige  Darstellung  demselben  manche 
Freunde  erwerben. 

Gleichzeitig  mit  dem  L.'schen^  Werke  mag  auch  „Die  Einführung  in  das 
Vcrwaltungsrecht"  von  Kircuenheim  kurz  besprochen  werden.  K.,  von 
welchem  vor  etwa  zwei  Jahren  ein  sehr  zweckmässig  eingerichtetes  „Ver- 
waltungsrechtspraktikum" erschienen  ist,  verfolgt  mit  dieser  neuen  Sc^irift, 
welche  selbstverständlich  die  Lehrbücher  nicht  ersetzen,  sondern  denselben 
gcwinsermaassen  vorarbeiten  will,  den  Zweck,  eine  kurze  Uebersicht  über  die 
geschichtliche  Entwickelung  des  Verwaltungsrechts,  die  Ghrundbegriffe  und 
Grundlohren  desselben  und  die  Verwaltungsorganisation  in  den  meisten  euro- 
päischen Staaten  zu  geben.  Der  Einführung  in  das  Verwaltungsrecht  (S.  1 
bis  118)  ist  ein  in  142  Paragraphen  eingetheilter  Grundriss  des  VerwaHungs- 
rechts  beigegeben  (S.  119 — 174),  welcher  insbesondere  auch  als  Hül&mittel 
bei  Vorlesungen  dadurch  sehr  brauchbar  ist,  dass  bei  jedem  Paragraphen  die 
für  die  in  demselben  zu  besprechende  Materie  in  Betracht  kommende  Lite- 
ratiu"  sammt  den  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  sich  mit  grosser 
Reichhaltigkeit  angegeben  findet. 

Die  „Einführung'*  enthalt,  obwohl  sie  auf  einen  verhältnissmässig  ge- 
ringen  Raum  zusammengedrängt  ist,  alles  Wesentliche,  was  von  einer  derartigen 
Einleitung  in  das  Verwaltungsrecht  verlangt  werden  kann;  sie  ist  durchaus 
geeignet,  den  Anfängern  im  Studium  des  Verwaltungsrechts  eine  anschauliche 
und  erschöpfende  Uebersicht  über  den  Stoff  zu  geben,  mit  welchem  sich  die 
Disciplin  des  Verwaltungsrechts  i.  e.  S.  zu  beschäftigen  hat  und  sie  wird 
auch  von  solchen  mit  Nutzen  gelesen  nnd  studirt  werden,  welche  schon  um- 


^k 


cre    Kenntuissc    in    diesem    Faclie    bcBitzen-      Hil^iit    pJSwannt   tmd 

jareschriebeii  und  im  ailgemeincn  sachJirh  gehalten,     Niir  an  einzelnen 

"en  tritt  die  «ubjektive  Ansicht  des  Verfasf^ers  etwa«  zu  stark  hervor  und 

mitunter  soprar  eine  jäfe\^'iftÄe  Einseitigkeit  zu  bemerken.    Wenigstens  kann 

ferrnt  die  Art.  nnd  Weise,  wie  auf  H,  97/99  die  Schaffiin|T  besonderer  Ver- 

Ittinjjsjrerichte    be(?i''iiidet    und    die    IJelu-rlra^mg^    der    Verwaltungsrecbt- 

rechunjf  an  di«   ordentlichen   Oerichte   bekännift  wird,   nifht  als  i>bjektiv 

;eiclmen  und  ist  »udem  der  Ansicht,  das«  mit  eiüor  derarligen  Gegenüber- 

llun^  der  Hechtsprechung  der  urdentliehen  (forichte  nnd  cier  Verft-altungs- 

richtsbarkeit  der  letzteren  selliHt  ein  sehlechter  Dienst  erwiesen  winb    Auch 

an    manchen  anderen  Stellen   wird  der  aufmerksame,  mit  dem  Gegenstände 

vertraute  Leser  sich  veranlasst  neben,  ein  Fragezeichen  beizuRigen,  al>er  immer 

handelt  es  »ich  dabei  um  Einzelheiten,  welche  die  Brauchbarkeit  der  Bchrift 

Ün  Ganzen  nicht  zu  beeinträclitigen  vermögen* 

Breslau.  v.  Stengel. 
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tions  et  Üb  rappürt»  existants  etc,  depuis  l'aunee  ITfiO 
jn8i|U*4  repci(]ue  actuelle,  Par  de  HErteiis  et  de  Cuaflji 
II"  Serie  par  F.  !!•  GefTeken.  T.  L  (1857—1869.)  Leipzig. 
F.  A.  Brockhaufi,  iBBö,     8^  YIIL  und  ti63  S.    12  M. 

Die  «orgfÄltige  Heranziehung  de»  publicintischen  Quellenmaterials  sowohl 

Ps  Entscheidung  auftauchender  Streitfragen  wie  zum  Nachweis  für  die  con- 

Eut\^iekelung  und  Verbreitung  jjrincipieller  Lehren  innerhalb  des  oft 

regellosen   .Staaten-   und    V<dkerverkehrs   «teht   in   unseren    Tagen 

Weiterem   (Gebrauche  als  je  zuvor.     Wenn  der  officielle  Sehriflenwechsel 

ciserer  Zeit   dennoch  nur  seltener  in   die  Bahnen  einlenkt  ^   in  denen  !<tch 

XVIL  und  XVIH.  JaJirhundert  mit  ihrem  achwerRilligen  Apparat  nm- 

licher    Memoire»»    gelehrter    Gutachten,    Praeeedenzensamm hingen  etc. 

it  Vorliebe  bewegten,   so  hat  diese  Erscheinung  ihren  erklärenden  Grund 

nicht  etwa  in  einer  Entwerthung  de«  alteren  UrkundemnaterialH  —  sondern 

umgekehrt    in    der    allgemeiner    gewordenen   Kennt niss    der  in  den  Quellen 

liegenden   Beispiele    und    Leitgedanken.     Staateuverkehr    iinti    |)nblit'isti»che 

Lehre  Bind  an  dieser  Stelle  gewissennaasseu  ans  dem  Stadinm  der  starren 

GIo»«e  herausgetreten  um  Mch  fortan  auf  die  Suche  nach  den  Gesetzen  der 

Erscheinungen  zn  })egeben.   Auf  diesen  Punkt  müssen  wir  die  immer  mehr  imd 

mehr  sinkende  Zabl^  der  „Leugner  des  Vrtikerrechts*'  verweisen  und  insbesondere 

^bSoKN*),  der  sich  neuerdings  wieder  die  ganz  vergeblicho  Mühe  macht,  aus  der 

^BKö'glichkeit  dass  eine  Rechtsordnung  gestört  werden  kann,  das  Abhandeusein 

^B|er  letzteren  eell>st  nachzuweisen.   Wie  man  gleichzeitig  das  Zwangsmoment  ak 

pVqbfl  essentielle  Kriterium  des  Recbtsrntzes  hinsteUen  und  gJeiclizeitig  von  einem 

I     JaliUiationalen  „äuflseren**  Staatsrecht  souveräner  Sf^aten  sprechen  kann,  ist 

lÄir   und  mit  mir  wohl  auch   vielea  anderen   unvcrütändlich.     Freilich,  wer 

immer  nur  das  Recht  von  eeiuer  Negation  nnd  nicht  von  der  handgreilichen 

Thatsache  »einer  mächtigen  positiven  O  rgani  «atio  n  des  internationalen  Lebens 

betrachtet;  wer  in  der  „Concession"  mehr  als  ein  verpflichtende«  Versprechen 

rblickt,  das  allerdings  auch  nicht  eingehalten  werden  kann,  — der  allein  kann 

die  Völkerrechtslehre,  die  schlechthin    imierhalb    aller  RechtsdiscipUnen 

\iffermä»8ig  unlösbaren  Fragen  stellen:  an  welchen  Kriterien  man  denn  erkennt, 
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ob  eine  Rechtsiibenaiigiing  sum  Kechtseftt^  geworden  ist  nnd  „was  daim*t 

— ►  wenn  ein  Staat  an  einen  derartigen  Rechtsaatz  nicht  ^ebuDden  sein  will? 
Dann  ist  eben  die  Rechtsonlniing  verletzt  oder  in  UmbildiiQg  bein^iem 
u.  8.  w.,  die  Norra^  welche  tausendmal  zu  dem  gewünschten  Effect  gefiihi-t  hat, 
hat  eben  zum  1001  mal  den  Widerstand  der  verschieden  gelagerten  Thal- 
umstände  nicht  zu  überwinden  vennocht.  Es  ist  ein  abgenutzter  Kunstgriff 
unserer  Tagefipresse,  bei  weltgeschichtlichen  Wandlungen,  Ijei  eruptiven  Er- 
Bcbcinutjgen  der  Staatenbilduug  und  VfUkerentwickeluag  mit  überlegienem 
Lächeln  darauf  hinzuweisea,  dftf*»  „die  harte  Praxiu  in  fortwahrendem  Wider- 
spruch stehe  zu  den  schünen  Theorien"*,  —  und  auf  der  «weiten  Seite  sofort 
Über  das  vprtlerhliche  Wirken  der  Legitiiuitätsridee  tn  klagen,  sobald  die  Con- 
tinuität  einer  Rechtserseheinung  den  Wanilhmgen  der  Tagesmeinung  gegen- 
über gewahrt  werden  soll.  Ein  sok-he«  jeu  de  barres  mag  mit  seinem  an- 
TUUthigeu  Liuieuspiel  d>^u  Bedürfnissien  der  Tageapresae  entsprechen,  —  Heineni 
Wiederaufleben  in  der  Wisseuj^chidt  katni  aber  nicht  besser  und  oftener  be- 
gegnet werden  als  durch  gehaltvolle  Hinweisungen  auf  das  that«ächlicbe 
Wirken  jeuer  so  f>ft  Hchon  todtgesagten  Rechtsüber/.eugimg,  die  sich  im  po- 
«itiveu  VeHragsumterial  der  niod('ni(?n  Stimteu  äusseil.  Die  grösiitcii 
VertlJensto  um  diese  schlichte  aber  fruchtbare  Arbeit  fallen  Uterargf?* 
schichtlich  der  historischen  Schule  des  ortentlii-hen  Rechts  äu  und  aiif 
dem  von  uns  benihHen  (tebiele  vor  allem  ihrer  vornehmsten  Stütze 
Fr.  V.  MABTENSt  dem  Begründer  des  gnjssen  bis  auf  unsere  Tage  fort- 
gesetzten Kecueil  de  Tmites.  Wer  diese  Sammlung  kennt,  weis»  ihren 
hohen  Werth  ssu  schätzen,  weiss  dass  neben  der  verbindeuflen  Kraft  de« 
Rönüschen  RechtH  dem  Recbtsbc*wusst»ein  des  motlenicn  Europa  keine 
zweite  Quelle  einheitlichen  Dt^nkens  und  pnncipieller  Schuhmg  von  gleicher 
Wirksamkeit  erollnet  worden  ist,  wie  eben  die  jener  international  gewordenen 
Urkunden!*ainmliing.  Dieselbe  ist  aber  im  Tjaide  eines  ereignissreichen  Jahr- 
hunderts zu  solchem  Unifnuge  angewachseu.  dass  allerdings  ihrer  wiin sehen swer- 
theu  Verbreitung  sich  s^ahlreiche  materielle  Hindernisse  in  den  Weg  stellen. 
Die  von  C.  v*  Martkxs  und  von  Cc«sY  nntemommene  Sammhmg  in  redu- 
ciHeren  Dimensionen  war  daher  völlig  geeignet,  den  Vorzügen  der  altem 
die  der  Handlichkeit,  der  billigem  An schaßimgH kosten  und  der  gedrängtera 
Uel»ei*8ichllichkeit  iieizugesellen.  Um  so  empfindlicher  wurde  das  Abbrechen 
dieser  Samnilung  an  einem  Punkt«  der  Zidtgeschichte ,  welcher  gerade  die 
häufigere  Consultining  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsgrundlagen  ilei 
,  europäischen  Staatcn!obena  zur  Nothwendigkfit  machte.  In  danken rweii her 
Weise  hat  sich  nun  Pi'of.  Dr.  Geffcken  der  i^Iülie  unterzogen,  das  seit  1857 
ausständige  Material  bis  auf  die  neueste  Zeit  iu  zwei  Banden  zu  sammeln 
und  so  dem  unfertigen  Recueil  eine  vortheilliafte  Ergänsong  zu  gewahren. 
Der  der  miihev(»llen  Arbeit  zu  Grunde  liegende  Plan  trSgt  innerhalb  der 
durch  technische  Rücksichten  gebotenen  Schi-ankcn  vollkommen  dem  Be- 
dürfnisfie  nach  möglichster  Vollständigkeit  des  im  engem  Sinne  völkerrecht- 
lichen Stoffes  Rechnung;  zu  dem  Zwecke  scheidet  Geffcken  mit  Recht 
umfangreichere  Handels-  und  Zoll  vertrage,  Miütärcapitulationenj  ilie  Con- 
cordate  und  HauBverträge  gänzlich  aus.  Bezüglich  des  diplomatischen  Noten- 
und  Verhandlangsmaterials  verweist  die  Sammlung  auf  die  reiche  Fundgnd>e 
unseres  deutschen  Staats-Archivs  und  auf  die  unter  Louis  R^naitlt'b  fach- 
kimdiger  Führung  zu  neuer  BInthe  gelangten  Archives  diplomatiques, 
die  ebensowenig  wie  GEFPeKEN's  Recueil  in  unseren  Universitats-  und  Seminar- 
bibüotheken  fehlen  sollten. 

Stoerk. 
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BeschräBkuBgen  der  Freizügigkeil 


aus 

coimnunalen  und  polizeilichen  Gesichtspunkten 
nach  Preuasischem  Verwaltangsreeht 

Von 
Professor  Rttiolf  Gneist. 

Uas  preussischo  Gesetz  vom  31.  Dez*  1842  logt  rler  Larules- 
polizeibelitirde  die  Befiigniss  bei,  einen  entlaMseneii  Sträfling, 
\^t4cher  zu  Zuchthans  oder  wegen  eines  fiir  die  öffentliche  Sicher- 
hpit  und  Moral ititt  i^efährlichen  Vergehens  veruiiheilt  ist.  von 
4m  y, Aufenthalt  an  gewissen  Orten  auszuHchliessen^.  Die  spä- 
tere Gesetzgebung  dagegen^  jetzt  das  deutsche  Strafgesetzbuch, 
hat  die  Befugniss  der  Polizei,  einem  entlassenen  Sträfling  ^den 
Aufenthalt  an  gewissen  Orten  zu  untersagen",  als  Tbeil  der  so- 
genannt en  Stellung  unter  Polizeiaiifsidit  an  bestimnate  gesetzhche 
Vorbedingungen  geknüpft  und  van  dem  Aussiiruch  in  einem  Straf- 
Serichtsurtheil  abhängig  gemacht.  Es  entsteht  danach  die  Streitfrage, 
ob  rlurch  diese  neuere  strafgesetzliche  Norm  flie  ältere  Vorschrift 
<ies  preussischen  Liindesgesetzes  aufgehoben  ist,  oder  ob  beide 
Kochtsnornierj  neben  einander  in  Wirksamkeit  forthestelu^L 

Das  knn.  preussisebe  Oherverwaltungsgericbt  hat  neuerdings  in 
löelu-eren  Entscheidungen  die  f o  r  t  d  a  u  e  r  n  d  e  G  ii  1 1 1  g  k  e  i  t  des 
§  2  Nr.  2  des  Gesetzes  vom  3L  Dez,  1842  neben  den  Besthn- 
mungen  des  Reichsstrafgesetzhuchs  anerkainit,  in  Uebereinstim- 
niüJig  mit  der  bisherigen  Praxis  der  Verwaltungshebörden,  aber 
im  Widerspnich  mit  angesehenen  juristischen  Autoritäten  (wie 
Von  Rönne,  OppEMroFF  u.  A.),  und  in  jüngster  Zeit  bat  Herr 
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Professor  von  Bar  in  einer  kleineren  Abhandlung  der  Wochenschrift 
„die  Nation"  vom  11.  Okt.  1884  S.  19—21  die  Entscheidungen 
des  obersten  Vei'Aa'altungsgerichtRhofes  einer  Ki-itik  unterw'orfen, 
welche  schon  durch  das  wohlbegründete  Ansehn  des  Herrn  Ver- 
fassers eine  nochmalige  Prüfung  der  Gründe  für  und  wider  recht- 
fertigt. 

Aber  auch  abgesehen  von  dieser  besonderen  Veranlassung, 
ist  die  volks^^irthschaftliche  Frage  der  Freizügigkeit  und  die 
politische  Frage  von  der  Zulässigkeit  polizeilicher  Auswei- 
sungen von  einer  so  eminenten  Bedeutung,  dass  sie  über  kurz 
oder  lang  auch  wieder  zimi  Gegenstand  legislatorischer  Erörte- 
rungen werden  nmss.  Es  tritt  dazu  noch  ein  allgemeines,  lÄ-issen- 
schaftliches  Interesse,  indem  an  einer  so  bedeutungsvollen  Frage 
die  Verschiedenheit  der  Behandlung  verwaltungsrechtlicher  Fragen 
hervortritt,  wie  solche  bei  den  Juristen  vom  Fach  und  wie  sie 
in  der  sich  allmälig  entwickelnden  Rechtsprechung  der  Verwal- 
tungsgerichte üblich  ist. 

Während  die  juristische  Interpretation  sich  zunächst  an  die 
grammatische  und  logische  Auslegung  der  beiden  unmittelbar  in 
Betracht  kommenden  Gesetzesstellen  halten  zu  müssen  glaubt, 
haben  die  Verwaltungsgerichte  es  für  nothwendig  erachtet,  auf 
den  historischen  Gang  der  Gesetzgebung  über  die  Freizügigkeit 
und  auf  den  Zweck  der  dafiir  gegebenen  Verwaltungsnormen  ein- 
zugehen, wofür  Urnen  das  legislatorische  Material  in  weitem  Um- 
fange zu  Gebot  steht.  Diese  Untersuchung  fuhrt  aber  in  vorlie- 
gendem Fall  zu  einer  überraschenden  Ei*scheinung.  Wie  die 
Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  in  dem  deutschen  Staats- 
leben dahin  fuhi-t,  dass  die  Justiz-  und  die  Verwaltungsgesetze 
in  verschiedenen  Ministerdepartements  vorbereitet  werden,  so  kann 
dies  nun  auch  die  Folge  haben,  dass  eine  scheinbar  dieselbe 
Materie  betreffende  Gesetzgebung  im  Gebiet  der  Justiz  und  der 
Verwaltung  Jahrzehnte  hindurch  in  verschiedener  Auslegung  neben 
einander  fortläuft,  ohne  von  einander  Notiz  zu  nehmen,  wie  dies 
hier  in  der  That  der  Fall  gewesen  ist. 

I.  Die  preussische  Gesetzgebung  über  die  Freizügigkeit 
hat  im  Anschluss  an  die  grossen  socialen  und  Verwaltungs-Re- 
formen der  STEiN-HARDENBERo'schen  Periode  folgenden  Gang 
genommen. 

Die  Fesselung  aller  erwerbenden  Arbeit  durch  die  Erbuntei^ 
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Ithänigkeit  auf  dem  platten  Lande,    cliircli    die  Abscliliessung  des 
Bürgerrechts  und  der  GewerlK*  tu  deri  Städten,  witr  der  entschei- 
■ende  Grund  fiir  die  Verkiimrncnmji  der  Vulkswirtliscliaft  wie  der 
Btaatswirtkschuft  in    dem  PatriinonialstHut    des  XVlll.  Jalirhnn- 
lertä  gewesen.     Die  Befreiung  der  erwerbenden  Arbeit  von  ihren 
hundertfältigen  Fessehi,  und  als  ilire  allgemeinste  Vorbedingung; 
L^e  freie  Wtihl    des  Orts,    an    welchem    das    einzelne  Individnnin 
^B^^ueu  Lebensunterhalt  zu  Kuclien  und  zu  tiiiden  bat,  wurde  damit 
zu  einem    absoluten  Postulat,    welehes    nun    mit  dem  Schlagwort 
^»iFreizügigkeit"  in  die  Keüie  der  ^iinmlrechte  eintrat. 
^K        Wie  fiir  die  Sociahefarm  tiberb.HUpt,  so  \vnr*le  nun  auch  für 
die  Freizügigkeit  die    französische  Gesetzgebung  das  nächstUe- 
gende  Vorbild,  in  welchem  die  Freizügigkeit  bedeutungsvoll  genug 
erscliien^  um  in  den  Statnsrecbten    tles    eode   <*ivil  (Art,   102  bis 
I      104)  eine  Stelle  zu  finden. 

^b       In  den  (resetzrefoi-men  des  Freiherrti   vnM  Stein  war  der 

^^Besichtspunkt  dec    Befreiung    der   erwerbenden  Arbeit  von   Haus 

pftiis  in  seiner    vollen  Bedentung    gewiüdigt.     Dersell)e    kam    zum 

Durchhnich  in    dem  Edikt    von  1807    über    die  Aufhebung   der 

Erbuuteilhänigkeit,  sowie  in  der  Stätlteordnuiig  von  IBOÖ,  welche 

nur  die  Ehrenrechte  des  Bürgert Itiims,  nicht  aber  den  Aufenthalt 

und  die  Xiederlassung  in  den  Städten  (als  Sclmlzverwandter)  von 

em  Eribrdeniiss  moralischer  Unbescholtciüieit    abhängig    macht, 

Luf  Grund  dieser  Gesetze  nnd  des  gleichzeitig  lU'oklamirten  Grund- 

itzes  der  Gewerbefreilieit,    wurde    im  Departement   der    inneren 

Verwaltung  der  Grundsatz  der  Freizügigkeit  als  ein  feststehender 

gesehen;   und  wiederliolt  in  Erlassen  an  die  Provinzialbehörden 

solcher  ausgesprochen. 

In  der  Ausführung  zeigten    sich    nun    aber    doch  Schwierig- 

&iten  und  Zweilel,    msbesondere   in    dem  Verhältniss    der  Frei- 

keit  zu  den  Gemeiudeverbänden  und  Gntsberrsebaften, 

len    das   Gesetz   von   Altersber   die  Verjiüichtnng   zur  Armen- 

aterstutziuig  und  mancherlei  konnexe  Verptüchtungen  auferlegte, 

"deren  Vervielfaltigiuig  sich  doch    niclit  von    der    blossen  AVillkür 

^er  Ei-werb    suchenden  Personen    abhängig    machen    liess.     Eine 

insichtige  Verwaltung  hat  mit  Hülfe  der    neuorganisirten  Regie- 

ungscollegien    und    mittels    des    in   Preussen    weit    ausgedehnten 

Lufsichtsrechts'*    über    die   Comniunen^    solche  Collisionen    eine 

jere  Zeit  hindurch  auszugleiclien  vennoclit.  wobei  ihr  der  Um- 
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iitaiid  zu  statten  b»m,  ikss  die  thatsacbliche  Gewöhnung  der  Be* 

Vfilkeiniii«^  und  die  dmÜHclu^  Liebo  zur  Heimatli  den  W^ndt^rtrieb 
noch  eine  Zeit   Ijuig  in  niHssifrrMi  Sehranken  hielt. 

AHein  die  fVilHsionfii  der  (.Temeiiideinteressen  mit  der  Fi*ei- 
zügigkeit  wurden  doch  immer  füldbarer,  und  mit  dem  sinkenden 
Einfluss  des  ivr('us,si8chen  Staat skan/iei^H  wmden  auch  sclion  (le- 
genstromungen  gegen  «he  Freizii*jigkRt  in  den  höhei'eii  Kreisen 
der  Verwaltung  fühlbar. 

Der  Äfiuister  des   [nneni  sah  sich  daher  im  Jalire  1H24  ver- 
anlavsst,    einen  Gesetzentwmf    über    die    Modahttiteu     der    Ver- 
pflichtung derCommunen  zur  Armenpflege  auszuarbeiten, 
der  vom  Stuatüniiuisteriuni  angenoninieu,    demnächst  dem  Stants- 
rath  zur  Begutaclitnng  überwiesen  wurde.     In  diesen  Berathungeu 
zeigte  sich   alshald,    das«    der    leitende  Grundsatz    von    der  Ver- 
pflichtung der  Commune    die    ihr  angebörigen  Annen    zu    unter- 
halten, in  uuzertreinilichem  Znsinninenliang  stand  mit  der  Vorfrage, 
oh  und  wieweit  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zur 
Aufnahme  neuanziehender  Personen  verpflichtet 
sein  a ollen,  (denn  ohne  das  konnte  man  keine  Bestim- 
mung treffen,  dass  nach  ein-  oder  mehrjäbrigeni  Aufent- 
halt eine  connnunale  Pflicht  zur  Ärniemmterstiitzung  ein* 
treten  soll). 
Auf  Grund  dessieu  wurde    nun   das  Staatsniinisterium  veran- 
lasst, zwei  neue  Gesetzentwürfe  auszuarbeiten 

1)  einen  Gesetzentwurf  über  die  Verpflichtung  der  Com 
munen  etc.  zur  Aufnahme  ueuanziehender  Personen, 

2)  über  die  Verpflichtung  der  Ooramunen  etc.  zur  Armen- 
unter Stützung. 

Beide  Gesetzentwürfe  wurden  nach  der  Berathung  im  Staats 
ministerium  in  Erwäginig  der  dabei  in  Frage  kommenden  „Inter- 
essen der  (Joiinnunen"  im  Jahre  1838  den  aclit  Promizial- 
laudtagen  vorgelegt^  mit  Rücksicht  auf  dereu  Monita  mehrfach 
umgearbeitet  und  dem  Staatsrath  zu  wiederholter  Berathung 
überwiesen,  aus  welcher  scbÜesslich  flie  beiden  Gesetze  vom 
31.  Dez.  1842:  1)  über  die  Aufjiahnie  nenanzieliender  Personen 
(G.-S.  1843  S.  5)^  2}  über  die  Verpflichtung  zur  Aimenpflege 
(G,-S,  1843  S.  8)  her\'orgegangen  sind. 

Das  letztere  Gesetz  hat  eines  der  schwersteu  Probleme  der 
Ver^altungsgesetzgehung,    die  Regelung  der    ofiVutliehen  Armen- 
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pflege,  in  S(»  tüchtiger  Weis«'  gtlrist,   flnss  rs  aucli  hihIpiii  rlem 
StHaten  als  Muster  gedient  hat  und  imeh  heute  als  die  bewähite 

irundlage  der  preiissischeii  AnneDvenvaltuiig  fortbesteht. 

Aber  auch  für  das  erstere  hier  allein  in  Betracht  kommende 

:>g.  NiederlassiiugS'  oder  Heiuiathsgesetz   ergeben  die  für  die 

Jerathung  im  St^itsrath  gedniekten  üotive  des  Staat sniiniste- 
|$imi8  vom  9,  Februar  1B38  (Geh,  Staatsarchiv  Rep.  80,  Innere 

L II gel,  S*  10—29)  Gesichtspunkte,    welche  aus  einer    vielseitigen 

rfahrung  im  Üepartement  de^  Innern  hervorgegangen,  das  Ver- 
hältnlss  der  Staatsverwaltung  zu  den  Interessen  der  Communen 
iji  durchaus  sachgemässer  Weise  zur  fTpltiing  bringen» 

„Es  hat  sich  in  neuerer  Zeit  dius  Binlürfniss  bestinmiter 
Gmudsätxe  über  die  Frage:  ob  und  wieweit  es  den  Commntien  etc. 
|6stattet  werden  könne,  neuan/iehenden  Personen  die  Aufnahme 
iei  sich  zu  versagen  ?   bei   der    gi^ossen  Vf^rwin-nng,  welche  theils 

IS  den  früheren  Unteillianigkeits Verhältnissen,  theils  aus  einzelnen 
|ri passend  gewordeneu  Provinzialverordnungen  hervorgehend,  viel- 
feltig  wahrgenommen  worden,  immer  fiihll)Rrer  gemacht '^.  Zwar 
|ehört  cbese  Frage  dem  Privatrecht  überhaupt  nicht  an:  denn 
iie  Communen  in   unserem  Staate    oder    die    in    staatsrechthcher 

Jeziehung  ihnen  gleichznachtenden  Gntskonndexe  sind,  wie  überall 
civilisirten  Staaten,    als    zum    erleichterten  Vollzug    der 

resetze  organisirte  ruterabtheilungen  des  Staatsgebiets 
ind    der    Staatsangehörigen    anzusehen.    —    Diese    staats- 

echtlicbe  Natur  gestattet  nicht,  dass  ibe  Gemeinden  dem  Staate 
'"einen  Theil  seines  (ilebiets,  eine  Abtheilung  seiner  Angehörigen, 
gleichsam  scidiessen  oil^r  unzugänglich  machen.  Es  würde  dies 
der  Fall  sein,  wenn  der  Regierung  die  Befngniss  bestntten  werden 
düifle.  neue  Mitglieder  in  die  vorhanth^nen  Verbände  aufzunehmen. 
Da  das  ganze  Staatsguhiet  in  (4eun'intlen  oder  andere,  jenen 
gleiebzuacbtende  Organisationsfonnen  getbeilt  ist*  so  folgt  daraus, 
dass  das  Verhaltniss  eines  in  die  GemeindeeiiiHu'ihing  eingereihten 
StÄatsbürgers  an  sieb  Niemandem  einen  Grund  zur  Beschwerde 
geben  und  vernünftigerweise  die  Autorität  zur  Begründung 
eines  solchen  Verhältnisses  vom  Staat  nicht  aufgegeben  werden 
kann**» 

„Die  durch  di<*  frühere  Gesetzgebung  begründet  gewesenen 
B<^Ächränknngen^  sind  an  sicii  durch  das  Wegfallen  der  sie  be- 
ilingenden    Beziehungen,    durch    den    ganzen    Geist    der    neueren 
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Gesetzgebung  und  durch  den  ausdrücklich  erklärten  Willen  Sr.  Ma- 
jestät des  Königs  gänzlich  abolirt". 

„Es  handelt  sicli  also  jetzt  nur  darum,  ob  und  welche  Nütz- 
lichkeitsrücksichten es  gebe,  den  Gemeinden  und  Gutsobrigkeiten 
eine  Befugniss  einzuräumen,  die  sie  dermalen  nicht  besitzen,  die 
Befugniss  nämlich,  dem  preussischen  Staat  angehörige  Personen 
aus  ihrer  Mitte  auszuschliessen?"  — 

„Als  solche  Gründe  nun  sind  nur  von  einigen  Seiten  auf- 
gestellt worden: 

1)  Bescholtenheit  des  Rufs, 

2)  Zustand  der  Verarmung,  ausgedehnt  auf  den  mangelnden 
Nachweis  an  Gelegenheit  zu  einer  den  Lebensbedarf  sichernden 
Anwendung  der  Kräfte  und  Fähigkeiten. 

„Was  den  ersten  Punkt  betriflFt,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dass  der  an  sich  unbestimmte  Begiiflf  von  „Bescholtenheit**  und 
„Unbescholtenheit"  von  der  Art  ist,  dass  schon  seiner  gänzlichen 
Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  wegen  das  Gesetz  davon  keinen 
unmittelbaren  Gebrauch  machen  kann,  sondern  eventuell  auf  eine 
nähere  Analyse  eingehen  müsste.  Indessen  ist  so  viel  klar,  dass 
die  Unbescholtenheit  Niemandem  gewisser  und  in  höherem  Grade 
fehlen  kann,  als  dem  bestraften  Verbrecher,  als  dem,  der  so- 
eben vom  Zuchthause  kommt,  und  es  leuchtet  also  ein,  dass  man 
diesen  Punkt  gleichsam  in  seiner  äussersten  Spitze,  in  seiner  noth- 
wendigsten  Folge  prüft,  wenn  man  ihn  auf  die  bestimmte  Frage 
begrenzt:  „Kann  einem  Individuum,  welches  zu  irgend  einer  Zeit 
ein  gemeines  Verbrechen  begangen,  und  desshalb  Kiiminalstrafe 
erlitten,  solche  aber  vöUig  abgebüsst  hat,  aus  diesem  Grunde  die 
Niederlassung  an  einem  andern,  als  seinem  bisherigen  Wohnorte 
(wenn  nämlich  letzterer  vorhanden)  vei'sagt  werden?" 

Diese  Frage  wird  nun  verneint  aus  acht  Gründen,  von  denen 
hier  nur  das  Wesentliche  wiedergegeben  werden  kann.  Zunächst 
nimmt  das  Staatsministerium  an,  dass  zur  Zeit  kein  Gesetz 
bestehe,  welches  den  Gemeinden  oder  Gutsobrigkeiten  eine  solclie 
Befugniss  beilege.  Die  älteren  Vorschriften  hi  dem  A.  L.-R.  II 
7  §§65,  115  und  die  konnexen  Paragraphen  desselben  Titels, 
sowie  n,  8  §  17  seien  mit  Aufhebung  der  Gutsunterthänigkeit, 
und  durch  die  neueren  Städteordnungen  beseitigt.  Die  ül)er- 
zahlreichen  Provinzialgesetze  aber  seien  nur  aus  dem  Ober- 
aufsichtsrecht   auf   die   Handhabung    der    polizeilichen    Ordnung 


#»fit!«pr!tng^n ,   ofttte   nt^poKitive  VorsclirifttTi   ülwv   die   reclitlicbep 
V^orbeflinguitgen  der  Nieclerlitstsiuig  zu  geben. 

Wollte  man  die  Ünbeseholtenheii  zur  rechtlichen  Vorbedingung 
fler  Nie<lerlassung  machen,  so  würde  tlarin  eine  nicht  beabsichtigte 
Schürfung    aller    gerichtlichen    Bestratutigen    liegen;    iurleni    der 
Beßtratt^    nach  Abbüssung    tlvr  Strafe   sein   ganzem  Lebelang    die 
Befugniss  verlöre,  den  Oit,  wo  er  eben  wohnt,  zu  verlassen  und 
eine   neue   Heimath   zu   begriindcu,    weil   jede    andere    tlemeinde 
s*^eiiie  Anfnalime  veiisagen  dürfte.     Ih'V  Rechtögrundsatz  der  „Un- 
bescholtenheit*'  wäre   aucli    völlig   unaustiiln'bar  bei  allen  den  un- 
gemein zahlreichen  Individuen,  die  bei  Begehung  des  Verbrechens 
ihr  Heiniathrecht  schon  verloren  otb^*  niemals  ein  solches  gehabt 
haben*     Da  ein   solches  InfUvidntnu   iiufzuuehnien   kein    t)rl   ver- 
priichtet  wäre,  so  bliebe  zuletzt  nichtö  übrig,   als   ein  lebensläng- 
licher Aufenthalt    im   Arnieuhause.    —   Es   sei   auch   kehiesweges 
dem  allgemeinen  ötfeutli eben  Intcrt^sse  angemessen,  dass  der  Sträf- 
ling nach  abgebüsster  Strafe  unbetlingt  wieder  an  den  frühereu 
Wohnort  zurückkehi-e*     Seine  Besserung   sei   nirgends   so  schwer 
Js  an  dem  Ort,  wo  er  seiiu?  Ehre  verloren,  wo  Jeder  ihn  kenne 
jid  folglich  ihn  Niemand   in  Dienste  nehme.     Umgekehrt   sei  es 
ielmelu*  ^^-üjischenswertli  für  ihn,  eine  neue  Heimath  zu  liegrün- 
eil,  in  welcher  er  leichter  wieder  einen  ehrlichen  Üntei'halt  tinden 
ünne,    wie    denn    auch    die   Vereine   zur    Besserung    der    Stral^ 
rfangenen   im    Ganzen    eine    damit   übereinstinmiende  Erfahrung 
miacht  haben.     Allerdings  zeige  sich   bei   den  Gemeinden   vor- 
legend das  Bestreben,  bestrafte  Individuen  von  ihrem  Verbände 
|bzuwehren.  Allein  die  Staatsgewalt  stehe  unparteiisch  über  der  einen 
ie  über  der  andern  Uemeinde  und  habe  das  höhere   Interesse, 
Se  Rückkehr  des  Bestraften  zu  elirlichem  Erwerb  zu  ermöglichen. 
Wenn    man    dagegen  erinnere,    die   ötfentlicbe  Sicherheit  für 
Pei'sonen  und  Eigeutbuni  erfordere  mehr  Rücksicht  als  der  Frei- 
rief für  Verbrecher  und  Vagabunden,   beliebig  ihre  Hütten  auf- 
aschlagen,  —  „es  könnten   sich  bei   solcher  Freilieit  an  einem 
►  rte  ganxe  Banden  znsumnie)i finden,   und   einzelne  Orte 
in  Sammelplatz  von  Verbrechern  werden^,  —  so  sei  nur 
diesem    letzten  Gesiebtsjniukt   eine    Widirlieit    enthalten,    die 
gevrissen  Reser\'aten  im  Konimunalinteresse  führen.  Von  diesem 
{^emcbtspunkt    aus    hat   dann    die   ministerielle  VoHage   folgende 
plrei  Ausnahmsbestimmungen  anerkennen  zu  sollen  geglaubt. 
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1)  Selbs t verstau cUich  bleibt  ein  EiTispruchsrecht  dt*r  Komiiiutif 
^egen  solclu*  Imliviflueii,  gegen  welche  cbin;li  recbtskräftiges 
Strafurtljeil  auf  <h  tsverweisuiig  aim  dem  bisliengen  Aufent- 
balt80iie  erkaruit  ist.  Die  Strafgesetze  jener  Zeit  enthielten  eine 
StrafiiiHlrohuiig  der  Art  gegen  Verbreelien ^  denen  eine  besondere 
kontagiÖHe  Nütur  beigemessen  wurde,  oder  mit  Rücksicht  auf  ein 
öffentlidies  Aergerniss,  wie  Sodomie,  Bbitscharide,  Hazardhpiel 
(A.  L.-R.  n,  20  §  997,  1043,  1070  etc.)  Die  Oils>polizei  erfiillt 
in  AiLsweisung  solcher  Persionen  nnr  die  ilir  gesetzlicli  cddiegende 
Pflicht,  und  es  ist  selbstverstandlieh  aueheiulleeht  der  Ktjnnnune, 
auf  die  Fendialtung  oder  Entfernung  solclier  Personen  zu  dringeu 
(dnrcli  die  neuere  Strafgesetzgelning  sind  diese  Fälle  veraltet). 

2)  Durch  die  Freiljeit  tler  Niederlassung  kann  ein  loiinlicber 
Samiuelplatz  von  bestraften  Verbrechern  entstehen,  und 
dadurch  die  Lage  der  überzalilreielien  kleinen  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  in  Preussen  in  hohem  Miiasse  gefiüirdet,  ja  bis  zur 
Unerträglielikeit  gesteigert  werden.  Es  ist  daran  zu  erinnern, 
dasß  zu  jener  Zeit  in  Preussen  etwa  10,000  Landgemeinden  unter 
100  Einwolmeni  und  viele  Tausend  nocli  zwergliaftere  Gutsbezirke 
bestanden.  In  den  Motiven  des  ministeriellen  Entwurfs  ist  ak 
der  nächstliegende  Fall  hervorgehoben  die  Niederlassung  ent- 
lassener Verbrecher  ui  den  den  gi'ossen  Strafanstalten  nächst- 
liegenden Oilscliaften,  l>ei  welcher  sogar  ein  geheimer  Zu- 
sammenhang zwisclieu  den  in  und  ausserhalb  dt^r  ötrafanstdt 
Ijefindhchen  Uom|ihzen  fortdauern  konnte.  In  den  Verhandlungen 
der  Landtage  und  Provinzialbelinrden  wird  die  bekannte  Tliatsache 
hervorgehoben,  wie  gewisse  Klassen  von  Gewohnheita Verbrechern 
sich  an  kleineren  Orten  so  zusammensiedelu ,  dass  solche  fa^st  den 
Anschein  von  Verbrechercolouien  gewinnen ♦  —  wie  in  dei*  Nabe 
der  Grenzen  gewaltthatige  Schmugglerbanden,  in  der  XKhe  gi'osser 
Forsten  Wilddielir  geradezu  eine  Mehrheit  der  Bevcdkerung  bilden. 
Der  in  unseren  Provinzen  Bewanderte  weiss,  wie  ganze  Ortschaften 
von  Altersher  als  Samnielidätze  lur  Diebstahl,  Hehlerei  u.  dg). 
bekamit  sind,  wie  namentlich  tUe  Nachbarscliaft  von  Messen, 
grossen  Markten,  reichen  Handelsplätzen  häutig  die  Veranlassung 
zur  Ansie<hdung  von  C>ompbzen  gewisser  Eigeuthumsverbrecher 
wird.  Es  erscheint  einleuchtend,  dass  die  Zusannuensiedebnig 
\jn  bestratleu  Verbrechern,  die,  weim  sie  eüminl  Fnss  gefasst 
haben  y  in  solchen  Orten  nuch  leicht  ein  ostensibles  ITuterkommen 
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Weines  Kömniiiiuilwt'sfn    riepraviren,   flen    Auffiitiiöit 
lits(4iaffeiit^H  Einvv«>litH'r    iiiih^idlich  MiachtMi  niuss,    mu\ 
da^ss  liier  ein  Koniiiuniüliiiteresse  von  sc»  sc1nver\viog*'iKler  Bedeu- 
■tiiDg  in  Frage  Hiebt,  (kss  eine  Abhülfe  (Inrch  polizeilii^he  Maass- 
^bregeln  iiiolit  verweigert  wertlt'U  kann.  In  di^n  virljilln'i^'fn  VerhanJ- 
^Utingen    hat    dieser    Fall    einer    iJolizeiliehen    Besehränkiuig    der 
^■Niederlassung  von  keiner  Seite  einen  Widerspruch  erfahren,  nnd 
^Kb  »ind  nicht  einmal  Zweifel  gegen  die  Berechtigung  dieses  Staiid- 
^™punkts  erhoben  worden.     Die  nnnisterielle  Vorlage  !iat  nun  aber 
bei    Ausfiihrung   dieses    Vorh<*liiiUs    folgende   (_iiesidits]jnnkt<'   ver- 
folgt, welche  sich  aus  den  vorangestellten  Motiven  ergeben: 

a)  unter  keinen  Uoistaiideri  darf  die  Entscheidung  dieser 
^  Kollision  der  Gemeinde-  und  der  Eiozelinteressen  der  Orts- 
HE^olizei  überlassen  werden,  welche  in  den  kleinen  Gemeinde-  und 
Gutsverbänden  regelmassig  der  Tendenz  einer  Abwehr  lästiger 
Anzügler  folgt,  nnd  welche  ausser  Stande  ist,  die  Interessen  einer 
Mehrheit  von  (iemeinden,  die  liter  in  Frage  kommen,  unbefangen 
abzuwägen  und  zu  übersehen; 

h)  vielmehr  soll  auf  Antrag  der  gefährdet en  Ort>4genK*inde 
die  Provinzialbehörde,  und  nur  die  Proviuzialbehörde  die  Nieder- 
lassung zu  versagen  befugt  sein;  wozu  die  erste  Abtheilung  fler 
Provinzialregiernngen  nm  no  mehr  geeignet  ei'seheint,  als  sie  die 
Polizei-  und  die  Kommumilsachen  in  ihrem  stetigen  ZuStininieii- 
hange  zu  bearbeiten  hat; 

II         c)  mir   glaubte    man    den    Antrag    der   Gemeinde    nicht    zur 
absohlten  Vorbedingung  machen  zu  sollen,    da  kleine  Genieinden 
tind  Gutsbezirke  bereits  so  korrnmpirt  sein  können ^  dass  sie"  den 
Antrag   unterlassen.     Es   musste   vielmehr   für   solche   Fülle    das 
allgemeine  öicherlieitsinteresse  fiir  sich  geniigen.  Daher  der  Zusatz: 
Loder  von  Amtswegen*^: 
d)  und  *la  man  auch  l)ei  iliesen  ßezirksbehorden  nicht  sicher 
zu  sein  glaubte»   dass   eine  verschiedenartige  provinzielle  Belmnd- 
lung    der  Frage    sicli    geltend    maclien    könne,    so    sollen    sie  tm* 
^^eden    einzehien    Fall    der    Versagung    di(^    Genelimigung    des 
^BtfiDisters  des  Innern  einholen. 

^m         Die   OoUision    zwischen   dem    wohlhereebtigten    Interesse  iler 
^■Kommune  inid  ilem  individuellen  Interesse  der  Freizügigkeit  wird 
^rfto  in  der  tknn  letzteren   günstigsten   Weise  gelöst  (und  zwar  so- 
wohl zu  Gunsten  der  bestraften  IiKlividuen^  wie  in  den  weiteren 
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Bestimmungen  zu  Gunsten  der  Arbeit  suchenden  Klassen).  Be- 
scholtenlieit  oder  eine  erlittene  Criminalstrafe  sollen  niemals  ein 
absoluter  Grund  zur  Ausschliessung  eines  Individuums  von 
der  Niederlassung  sein,  weil  sonst  die  Staatsgewalt  genötliigt 
wäre,  irgend  eine  andere  Commune  zur  Aufnahme  des  Bestraf- 
ten und  sogar  zur  Sorge  fiir  dessen  Unterhalt  zu  zwingen. 
Nur  fiir  den  äussersten  Fall  der  Gefahrdung  eines  ganzen  Kom- 
munalwesens durch  die  Massenansiedelung  gemeingefährlicher 
Verbrecher  bleibt  der  höheren  Staatsbehörde  ein  Moderamen  vor- 
behalten, dem  Bestraften  die  Niederlassung  an  einem  solchen 
Ort  auf  Antrag  der  Commune  oder  auch  (im  Interesse  der 
Sicherheitspolizei)  von  Amtswegen  zu  untersagen.  „Die  Landes- 
pohzeibehörde  hat  also  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  erwägen,  ob 
die  Niederlassung  eines  bestraften  Subjekts  gerade  an  diesem 
Ort  gefahrlicher  erscheint  als  anderswo,  und  sie  soll  dabei  im- 
mer dessen  eingedenk  bleiben,  dass  dem  Bestraften  an  irgend 
einem  Ort  die  Möglichkeit  eines  ehrUchen  Ei'werbs  verschafit 
werden  muss."  Nahezu  wörtlich  in  dieser  Weise  ist  der  Sinn 
der  Gesetzesklausel  nach  den  Staatsrathsverhandlungen  in  einem 
späteren  Reskript  des  Ministers  Grafen  von  Schwerin  vom 
14.  Dec.  1860  (Miii.-Bl.  d.  Inn.  Verw.  1861  S.  12)  wiedergegeben  »). 

Nur  an  einem  Ort  schien  zur  Zeit  jener  Verhandlungen 
die  Gefahr  einer  Massenanhäiifung  bereits  notorisch  vorhanden, 
in  der  Stadt  BerHn,   und   darauf  beruhte  ein  dritter  Vorbehalt. 

3)  Besondere  Gesichtspunkte  schienen  schon  damals  bei  den 
modlernen  Grossstädten  in  Betracht  zu  kommen,  in  denen 
ein  ganz  migewöhnlicher  Andrang  von  bescholtenen  und  arbeits- 
losen Pei-sonen  stattfindet.  An  diesen  Orten  sind  es  vorzugs- 
weise die  Verbrechen  des  Betrugs  und  der  Fälschung,  des 
Schwindels  in  allen  Gestalten,  gewisse  Unzuchtsverbrechen  mid 
dgl.,  welche  ein  ergiebiges  Feld  finden.  Trotz  des  verstärkten 
Polizeipersonals  vervielfältigt  sich  in  den  Grossstädten  die  Ge- 
legenheit zur    Begehung  solcher   Verbrechen    und  die  Schwierig- 

*)  Wenn  der  Verfasser  der  Kritik  in  der  „Nation"  vom  14.  Oktober  1^84 
die  Frage  auf  wirft,  warum  das  Gesetz  nicht  lieber  dabin  gefasst  sei: 

irgendwie  bestrafte  Personen   haben   zu   ihrer  Niederlassung  die 
Genehmigung  der  Polizeibcliörde  des  Ortes  einzuholen, 
so  zeigt  sich  eben  darin,  in  welcliem  Maassc  die  ^anze  Seite  der  communalcn 
Interessen  in  jener  Abhandlung  übersehen  ist. 


keit  ihrer    Verhindernng   und   Entdeckung   m    thm  Maasse,   dass 
[die    motlemüii    Metropolen     in    i^rschrec.kcntler    Weise    auch    tlie 
[GrosHsammelijUitze  tler  Yerlireelicr  l)iM*ML      Für  die  Haupt-  und 
I Kesidenzstudt  Berlin   war  desshalb  schon  von  iilterer  Zeit  her  eine 
fstrengtüre  Praxig  eingefiihrt  wonlen.  nud  um  2n.  Juli  1822  hatte 
in  Vertretung  des  Ministt^rs  der  MiuiHterialdirektor  von  Kamptz 
unter  MittheiluTig  eines  Königlichen  Erlasses  tlas    hiesige  Polizei- 
P Präsidium    angewiesen,   bei    der    Zulasj^nng    neuanzif/hender    Per- 
Ionen    nach   den  strengeren    „bis   zum  rfalu'e    1821    bestandenen 
Grundsätzen"  zu  verfnhren  und  Neuanziehenden  die  Niederlassung 
.in    Berlin    nur    dann    zu   gestatten,    ^wenn  <liesell>en  über    ihren 
[bisliengen  unbescholtenen    Lebenswandel  und  gleiclizeitig  über 
genügsame   ehrliche   Hubsistenzmittel  sich  hinreichend  aus- 
l"wei»5en    können**.     Vm\    in  Abwesenheit   des  Ministers  hatte  der- 
selbe   Ministerildll irekt Ol- j,    im    Widt^siirnch     mit     der    bisherigen 
Praxis  des  Ministeriums,  ein  Cireular-Keskript  mit  der  gleichen 
Anweisung  vom  29.  Juli  1822  an  alle  Regiernngen  erlnssen.  Bei 
rSeiner  Rückkehr  hat  indessen  der  Minister  v<tN  SnrucKMANN  durch 
JErlaas  vom  9.  August  1822  die  Yeri^ftVMitlichnng  dieses  Circular- 
[Reskripts  untersagt  nnrl  demnächst    in    einer  Reihe  von  Reskrip- 
t  ten  die  freiere  Praxis  in  der  Zulassung  Nenanziebender  mit  voller 
Energie  aufrecht  erhalten.     Nur  für  die  Hau[>tstadt  sati  sich  der 
Minister  durch  eine  Allerhöchste  Oabinetsordre  vom  11.  Nov.  1824 
veranlasst,  die   strengere,   von  dem   Director  xoy  Kami'TZ  ergan- 
gene   Anweisung   nufrecbt    zu   erhalten    uml  das  Polizei|>rasidium 
anzuweisen,    „nach  dem   Reskiipt  vom  20.  Juh  1822  pünktlichst 
zu    verfahren."      Es   war    da<bn'ch    ein    abweichendes    Verhältniss 
entstanden ,   welches    iti    den    Verhandlungen    des   Staat sraths  ^ils 
das  j^Pririlegium  der  Statlt  Berlin^  bezeichnet  zu  werden  pflegte* 
Wie  schon   aus   dem  letzteren  Hergang  sich  ergiebt ,  wai^en 
inZTvischen  ;iuch  in  dw  (Jeatralverwidtung   verschiedene  Strömun- 
gen  zur  (lelturig    gekonnuen.     Auch  bei  den  späteren,   meistens 
einstimmigen      Beschlüssen     ilrs    Staatsministeriums     wird    eine 
Stimme  (von  Kamptz)  als  dissentirend  tbrtgefülirt. 

Noch  stärker  war  der  Widerstand  gegen  tliese,    j,der  natür- 
lichen   Freiheit    günstige    untl    unserer    hisht*rigen     (xesetzgehung 
uml  der  Gewerhefreiheit  völlig  entsprechemle  Basis*^  in  den  acht 
Pr  o  vi  n  z  i  a  1 1  a  n  d  t  n  g  v  n     der     Monarcliie.      Di  est*     Landtage    in 
.ihrer  Mehi*heit  begrüsseii  zwar  die  ministerielle   Vorlage  als  eine 
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„zeitgemäs^e  und  den  büuli^iij  Vaiiältiii^scri  t*iits|)rechencle*' 
Vorlagt^  liaheii  aber  so  viel  Aniendeiiieut^  zu  dem  Lt esetxentwiu'f  (die 
lueisteu  unter  leUliaftein  Widerspruch  der  hetreffcnden  Oberpräsi- 
denten) zu  Ta|=,^e  gebnielit,  du^^s  ruit  Ausnsdnne  tles  Ebt^inischen 
Landtage«  die  Zustiimnnng  nur  als  eine  iiomiuelle  bezeichuet 
werden  kann. 

Als  entiscliieduuster  (.Tegner  ersclieint  der  Westfälische 
Landtag,  welcher  flaran  testhüU,  dass  ira  Interesse  des  Staats 
wie  dt^r  Ctnumuuen  die  Prüfung  der  Qualiiikation  der  Neuan- 
ziehenden den  Comniuneii  selbst  zu  liljerlasseu  sei,  und  dass 
flen  Counnmien  auch  rbe  Entscheidung  darüber  zustehen  müs8e, 
ob  sie  die  Zuhissung  von  dem  Nachweis  des  unbesc''olteiien 
Rufes  und  der  ErwerbsfiiUigkeit  in  concreto  ahhängii^  machen, 
oder  ob  sie  „uacli  ihrem  Ermessen^  davon  ahstraliijvu  woUeu, 
Sei  es  der  Widerspruch,  in  welchem  gerjule  in  der  Pro\iiiz 
Westfalen  die  halb  durchgeführte,  verftach(»nde  frauziisische 
Munizipalgesetzgebuiig  mit  den  kräftigereu  Institutionen  des  deut- 
schen Landgemeindelebens  getreten  war,  seien  es  die  besonderen 
Bedürfnisse  eint^r  auf  isolirten  Bauerhöfen  berubendt^n  Landge- 
meindeverfassungi  so  erscheint  durchweg  in  der  Melirlieit  des 
Provinzialhnidtags  eine  (h'in  Entwurf  prinzipiell  widerstreitende 
Auflassung,  welcher  ancli  der  Oberpräsident  von  Vincke  auf  das 
Entschiedenste  das  Wort  redet.  ^In  früheren  Zeiten  habe  man 
daran  nicht  gedacid.  weil  die  Grundlage  der  Gesellselmft  auf 
einen  beharrlichen  Zustand  hingewirkt  und  dadurch  dem  liauä* 
geren  Wechsel  des  Wohnorts  widerstanden  habe.  Jet'^t  abei* 
wo  alle  Bande  gelöst,  tlie  den  jrenschrii  an  *las  ererbte  Besit«- 
thum  knüpfen  j  wo  dns  /.ersplittertt»  (-rrumb^gentluim  wie  eine 
Waare  von  Hand  zu  Hiind  g(4ie,  wo  Jeder  alle  Gewerbe  treiben 
düif e ,  obn c  sie  zu  vei*stehen ;  jetzt  sei  es  fr e i  1  i c h  a nd e r s  und 
er  selbst  stehe  nidit  au,  sieb  daliin  auszusprechen,  dass  wenn 
dieser  Znstand  fortdauere,  nichts  anderes  ids  die  Freiheit  aller 
Personen,  ibrt'ti  Wohnsitz  selbst  zu  wälden  übrig  bleibe.  Da- 
mit müssr  m:ni  dann  aber  auch  darnnf  verzielitcM  ^  in  den  Ge- 
meinden Gemeinsiun  zu  tnhalten^  und  die  Aufgabe  einer  G^e* 
meiudeverfassung  werde  dann  sehr  leicht,  indem  dabei  die  Rück- 
sicht auf  die  Bildung  in  den  und  durch  die  Gemeinden  zum 
Staatsleben  ganz  wpgialle  uiul  dit*  (Temeiuden  nur  als  Frak* 
tioneu   das  Htaatsgehiets   erscheinen,     liies  aber  sei  es,   wogegen 
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lieh  der  gesunde  Siun  so  oft  in  den  (xomcnuden  sträube;  nie 
wollten  ihre  Persönlichkeit  aufrecht  erlialten  utmI  dazu  gebore, 
das»  sie  eutscbeideuden  Eintinss  md  du*  WrUil  ihrer  Mitglieder 
haben,  wenn  sie  Jeden  nnfnelvnien  mü.ssten,  so  unterdrücke  dies 
dpH  Gemeu Igelst.'* 

In  der  dein  ministeriellen  (.lesetzentwurf  angetiigten  gescliicht- 
lichen    Üarstelhmg   wird   dngegeu  bemerkt,   dass  der  ft'iihere  he- 
ia rrl  ich  ere  Zustruid   der  Gesellsrliaft  (womit  nur  auf  die  Eigen- 
behörigkeit  des   idatten   Tüuides  nnd  die  geschlossenen  Zünfte  der 
Jtädte     hingedeutet    sein    könne)    dem    hliuHgeren    Wechsel    des 
Wohnorts  wnderstnudeu  hübe,  so  sei  dabei  auch  wtdil  xn  merken, 
dass  er  ebenso  dem   ITndanf  der  Kräfte  und  der  Kapitale  wider- 
stäiul.     Die  Erfahrung  weise  oft  genug  FiÜlt^  des  Widerwillens 
der   (xemeiuden    gegen  Tieue   Ankönindinge ,   welclie    in    egoistisch 
kleinbchen    und    nntergeonhieten    Interessen  ,    in    Hundwerksneid 
und  dergl.  wui^zeln,  nach,  a1»er  kehie  lunktischen  SchädUclikeiten. 
Ganz   irrig  aber    erseheitn'   fhe   AufFassung  von  der  BÜdimg  des 
„Gemeiusinns"  in  den  Gemeinden;  denn  geratkMuugekehrt  könne 
die  Bihlung  durch  die  GenieindeTj  zum  Staatslebeu  tutr  gewonnen 
werden,   wo  die  Gemeinde  sich  als  Glied  des  grossen  Ganzen  er- 
nennen  h*rue ,    wo   sie   sich   diesem    Ganzen  ,    —  dem  Staate  — 
interordne  und  nicht  ihre  isolirten  Z^vecke  gegen  den  Staat  ver- 
tilge, dem  Staat  nicht  opponire.    Der  Gemeinsimi ,  der  sich  da- 
"gegen  striiube,  sei  nicht  Gemeinsiim,  sondeni  gerade  das  Gegen- 
theil    davon,    Oorporations-     und    Isohrungsgeist,    Egoismus    — 
keineswegs  gesunder  Sinn, 
^k         In   der    Sache    selbst     bledit    der    Ministerial-Eotwurf    dem 
^■gegenüber  dabei  stehen,  dass  eine  Abschliessnng  der  Communeti 
^Bgegen  die  Niederhissung  bestrafter  Personen  unvereinbar  sei  und 
^■pin vereinbar  bleibe  mit  dem  allgemeinen  Interesse  der  Beseitigung 
des  Vagabundenlhunis  und  der  Arbeitslosigkeit,  w^elches  der  Staat 
^^zu  vertreten  habe. 

^P         Von  mehreren  Landtagen  wurde  das  Amendement  beantragt, 
dass  fiii'  den    entlasseneu  Sträfling   zunächst   ein  Probejahr  in 

Reinem  früheren  Wohnsitz  eintreten  solle,  und  erst  wenn  dies 
üdelloB  überstanden ,  dann  die  freie  Wahl  der  Niederlassung 
einzutreten  habe.  ^  Es  wird  dai-auf  entgegnet:  „dass,  wen  die 
Strafe  nicht  bessere,  den  bessere  priisunitiv  auch  eii^  Probejahr 
icht**.  wobei    es  auch  mit    den  Attesten  über  gute  Fidu'ung  be- 
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kanntlich  nicht  genau  genommen  werde,  üebrigeus  sei  auch  die- 
ser Vorsclüag  unausführbar  liii-  die  grosse  Zahl  derer,  die  keine 
Heimath  gehabt  oder  solche  verloren  haben,  und  das  seien  gerade 
die  verderbtest<^n  Sträflinge.  Der  Hauptgiiind,  dass  es  der 
Besserung  des  bestraften  Verbrechers  und  dem  ehrlichen  Port- 
kommen desselben  hinderlich,  ja  sogar  fiir  die  öffentliche  Sicher- 
heit l)edenklich  sei,  ihn  gerade  nach  dem  Schauplatz  seines 
frülieren  Verbrechens  zurückzuweisen,  wo  die  rechtlichen  Eän- 
wohner  ihn  möglichst  meiden  und  er  sich  daher  an  die  dort 
gefundenen  Genossen  wieder  anschliessen  werde,  stehe  der 
Idee  eines  Probejalu-es  direkt  und  absolut  entgegen.  Alle  Vor- 
schläge dieser  Art  wüi'den  darauf  hinauslaufen,  dass  man  mit 
dem  Heimathlosen  nirgends  zu  bleiben  wisse,  oder  irgend  eine 
Gremeinde  pohzeilich  zwhigen  müsse,  den  Heimathlosen  auüsu- 
nehmen  und  dass  man  bei  den  Heimathberechtigten  die  Gemeinde 
nicht  nur  zm*  Aufnalmie  sondern  auch  zur  Beschaffung  eines 
Unterkommens  nötliigen  müsse. 

In  Erwägimg  dieser  Gründe  war  das  Staatsministenim  zu  fol- 
gender Fassung  des  Entwurfs  gelangt. 

§  3.  Wer  durch  Urtel  und  Recht  oder  dmch  obrigkeitliche  Ver- 
fügung aus  einem  bestimmten  Orte  verbannt  oder  entfernt 
worden  ist,  dem  darf  die  Rückkehr  dorthin  und  die  Nieder- 
lassung daselbst  vor  Aufliebung  der  entgegenstehenden 
Urtel  oder  obrigkeitUchen  Anordnungen  nicht  gestattet 
werden. 
§  4.  Sonst  aber  kann  demjenigen,  welcher  zu  einer  Krim  in  ai- 
straf e  verurtheUt  worden,  nach  vollständiger  Abbüssung 
oder  (im  Begnadigimgsfall)  Niedei-scldagung  derselben ,  die 
Niederlassung  bloss  aus  diesem  Grunde  nirgend  versagt 
werden. 

Nur  den  Provinzial- Polizeibehörden  bleibt  es  vorbe- 
halten, aus  besonderen  poUzeilichen  Gründen  (sei  es  auf 
Antrag  der  Gemeindebehörden  oder  ohne  solchen  Antrag)^) 
einem  Individuum  dieser  Art  den  Aufenthalt  oder  die 
Niederlassung  in  einem  oder  melureren  bestimmt  zu  be- 
zeichnenden Ortschaften  zu  versagen :  sie  müssen  aber  dazu 
in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung  des  Ministe- 


*)  Diese  Einschaltang  ist  in  der  späteren  Redaction  weggeblieben. 
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riums   des   Iiiucrii   uirI   fkn"    Polizei   einholen,    sind  jedoch 
gegt'M   daft   hetreftende  Individiuim    zii    keiner  Reclieiisclraft 
über  die  Gründe  einor  solelien  MaaHtsrefjel  verpfliclitet. 
Der   in   dipser   (Tpstiilt    dem  Staatsriitli  vor^ele^e  Gesetz- 
entwurf kt  in  den  Koniinissiunen  wie  im   Pleiiuin  einer  sehr  ein- 
gehenden Benithunfi  untei'zog^en  worden,   welohe  letzteren  in  den 
ta     adliibenda    des    (lehriiiieu     Staatsarcliivs    Nr.    *i2.    H-i.    G4 
'fol.    93    bis    150)   auch    süninitlielie    von  den  Provin/iiilkudtagen 
erhabenen  Einwendunjj;eu  und  Amendements  wiedergeben.     Auch 
hier  kehrt  der  (resichtsinnikt  von  einem  Reeht  der  Gemeinden^ 
^bescholtenen^   Personen  die  Xiederhissun^^  zu  versagen,  von  der 
(Tetührdimg  des  Geuieindelel*ens  thireh   die  Ansiedelung  bestrafter 
Personen,  sowie  der  Versuch  der  Einscliiebung  eines  „Probejahres'' 
wieder.     Mit  grossem  Nachdruck  wird  von  dieser  Seite  aus  aber 
geltend   geuiacbt  ,   dass  eine   Reihe    von  Tjandesgesetzeii^   alteren 
Provlnziaiverordnnngen   und  lokalen  Verfassungen  noch  zu  Recht 
bestehe  ^    nach  welchen  die    Nie<lerlassuug  bescltoltener  Pei-sonen 
als  Mitglieder,   Schutzverwandte  oder  Einwoliner  verhindeit  wer- 
den könne,  und  dass  zur  Abänderung  der  so  vorliaadenen  Rechts- 
verhältnisse kein  genügender  (irund  vorhanden  sei. 

Weit  tiefer  eingehend  als  die  voraugegaugeneo  Laudtagsver- 
hjnuUuügen   kommt   in    den  Plenar verhandlangen   des  Staat sratlis 
j       der  Gruudcharakter  der  Reformen  der  STEiN'HAUDENBEiiii'schen 
Zeit  mr  Erscheinung,  welche  in  dieser  Weise  nur  aus  der  Initia- 
tive einer  monarchiselion  Regierung    zu  Stande    gebracht  werden 
^^  konnten    durch    eine    feste    Selieidung    der  wirthschaftlichen    und 
^■der  staatlichen  Gesichtspunkte. 

^  Vom    wirthschaftlichen    Standpunkte    aus    beruht    diese 

Gesetzgebung  auf  dem  Grundgedanken ,  diiss  der  Einzelne  für 
sein  Fortkommen  und  Wohl  selbst  zu  sorgen  und  dass  dess- 
halb  dem  Anziehenden,  der  sein  Unterkommen  zu  finden  vermag, 
in  der  Regel  kein  Einzelverband  sein  Gebiet  verschliessen  dürfe, 
(Freizügigkeit.) 

Vom  staatlichen  und  kommunalen  Standpunkte  aus 
hält  die  Gesetzgebung  dagegen  in  Städte-  und  Gemeinde -Ord- 
nungen an  dem  Eiforderuiss  der  „Unb  scholtenlieit"  fest,  soweit 
sich  solches  rechtlich  begrenzen  lässt,  und  stellt  demgemäss 
den  engeren  Gemeindeverband ,  das  kommunale  Wahlrecht,  die 
Gemeindevertretung,    die  Gemeindeverwaltung   und  die  Pflicht  zu 
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{]vn    (iemeindeämtcnii    ;iut'   dit-    Vra*bedtni?uiifj    des    Besitze»    d«*r 

I n'i  ri^erlichen  Ehreiirecl  it  < ' . 

In  dioser  Srliciflmig  ist  i^Ixmiho  dns  LeljeiisliedürfiiiHs  der 
fi*eieii  Erwtn'bsgesell^cliaft  wie  das  \Vest.^n  der  8ell>ytverwaltiuig 
in  ihrer  ganzen  Bedeutung  fiir  die  innere  Entwickeluug  des 
Htaatslebens  «ewjihrt,  und  der  Boden  für  die  spiiter  weitergeheii- 
den  Kefornn-ii  der  Jiiln'c*  1872  ii.  ff.  (<escliaff*Mi  worden,  in  wesent- 
lichem Fntersehied  ebensawold  von  der  enf?list'lien  wie  von  der 
franzüHisclien  lietormgesetzgebnng.  ■ 

Ein  sog,  konserv  ji  tivrr  Pnrte  iwlundiunikt  ist  dagegen 
im  Stantsrntli  jselir  ansiiilirlicli  /ai  Wort  gekommen.  Dieser 
Standimnkt  herulit  auf  riner  stetigen  Verniengung  der  obigen  ■ 
heiHen  (Tesichtspnnkte.  Dem  B^'gritt'  nn<l  Wesen  des  (Temeinde- 
verUiindes  wird  tbilR'i  der  selir  verseliiedene  Begrifl'  der  ^Corpo- 
ration^ üntergt-seholien^  der  dazn  dient,  von  privatrecMliehen 
Gesichtspunkten  aus  der  Körperschaft  i'iiie  autonümische  Ent- 
scheidung über  die  Aufnalnne  ihrer  MitgUeder  zu  vindiciren,  nnd 
damit  auf  die  alten  üesc  briinkungen  rler  ErwerbsJaliigkeit ,  die 
Pessehmg  der  iirlieitenden  J\hissen  an  der  Sclndle,  die  Alh 
scbhessung  der  gesell^chalthehen  Klassen  in  rcchtbeh  gescliiedene 
Stände  zurückzukommen.  Die  Frage,  was  mit  d*m  Mitgliedeni 
der  Gesellschatl  geselle  heu  soll ,  die  in  den  geBclilossenen  ^Cor- 
porationen**  ihr  Unterkommen  nicht  tinden  können ,  wird  zunächst 
durch  eine  Reihe  unklarer  und  unausführbarer  Vorsehläge  ver- 
dunkelt, und  wenn  deren  rnaustührbarkeit  evident  gemaebt  ist^ 
schlieöst  dieser  Parteistandininkt  mit  dem  (reständniss :  ^solche 
Leute  gehörten  eben  nicht  in  eine  Gemeinde,  sondern  in  ein 
ZwangsarbeitsbauH^  ■*). 

Parallel  diesem  Parteistandpunkt  geht  der  sog.  christliche. 
welcher  in  dem  kollateralen  Gesetz  über  die  Verj^fliclitung  zur 
Ärmen|dlege  dem  8taat  diese  Funktion  streitig  macht.  Diese 
Pflicht  soll  vielmehr  von  fhr  Kiicbe  iibernümmen  werden,  worun- 
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")  Ein  entgi*g^t?ugt'Bt»t'zter  sog.  liberaler  Stan4]nuikt  ist  in  Jen  StaaN- 
ratlisverhandluu<jjt*Ti  nidit  zur  Erscht^nung  geküiniiieii.  Es  iat  die  timgekehrtto 
Tendenz,  den  wirtbscbaf't liehen  (lesiclitspunkten  dea  freien  Erwerbs  tmd  Güter- 
anatanscbes  die  r^ebensintcresscn  des  Staates  und  der  Cöninmne  unt«nuordnt*n 
nnd  diM  pcilitisclu*  Freilieit  mit  emer  svirthBcbaftlieben  Frt/dielt  zo  identiti^ire«, 
die  iu  dieser  sehrsinlienlosen  ii estalt  heutigen  Tajres  allerdings  211  einer 
scliraiikeido^en  Herrschaft  des  Kapitals  führen  wurde. 
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ter  die  Partei  aussckliosslk-h  ilin*  eigene  (herrscheude)  Kirche 
rei^steht*  Die  iiieht  unerkanuti^n  Koiilessiniieii  sollen  (lami  fiir 
licli  selbst  sorgen,  imd  vveuii  dies  uicht  auslülirlKir  ist,  so  ge- 
ären  sie  üi  ein  „Armeühaus"  ^  fiir  welches  dauii  der  Staat  Sorge 
ragen  darf. 

Der  Staatsrath    hat  jeiiein  Parteistaiidpuiikt    gegenüber  sich 
Sicldiesslich  entscliieden  auf  den   Boden  der  min isteri eilen  Vorlage 
erteilt»  indem  er  (Fol  'J\  a.  a.  (>.)  die  absichtlieli  auf  die  Spitze 
rilte  Frage: 

Sollen  tlie  Genieinden   berechtigt    «ein,    einem  Neuauzie* 
henden  die  Aufnahme    aus  dem  Orunde    zu    verweigern, 
weil  derselbe  sich  eines  entelirendeu  Verbrecheua 
schuldig  gemacht  hat? 
iit  29  gegen  13  Stimmen  verneint* 

Im  Verlauf  der  Uehatten  war  insliesondere  der  (iesichtst>^nikt 
gekennzeichnet,  welcher  die  wirthscbafthehe  Niederbissuug 
^on  einer  persünHchen  „Unbescholtenheit"  abhängig  macht,  so\ne 
Ke  UnStatthaftigkeit,  der  Einzelgemeinde  eine  autonomisclie  „Ent- 
cbeidung'^  über  tlie  Zida.ssinig  zu  gewähren,  überzeugentl  dar- 
gelegt. Ohne  Widerspruch  dagegen  bheb  der  Vorbehalt  des  §  4 
pr  Vorlage,  dass  im  Interesse  der  Communen  und  zugleich  der 
allgemeinen  Sicherheit  ein  Mittel  gegeben  sein  müsse,  die  Massen- 
anhäufuug  von  gemeingefäbriicbeu  Verbrechern  in  Einzelgemeinden 
und  (iutsbezirken  zu  verhindern,  Meinnngsdifferenzen  drehten  sich 
Hier  nur  um  die  Frage,  wie  die  Klasse  solcher  „bestrafter"  Per- 
'aonen  zu  begi*enzen  und  zu  bezeichnen  sei. 

1)  Der  ministerielle  Entwm'f  liatte  die  Bezeiclmung  „zu  einer 

Criminal strafe  Venirtheilte*^  gewählt,  in  der  erklärten  Absicht, 

bloss  polizeiliche    oder    tiskahsehe  Bestrafungen   jedenfalls    auszu- 

|Ächliessen.     Man  fand  später  den  Ausdi'uek    Cnniinalstrafe  nicht 

jeeignet,   da  er  im   preussischen  Recht   keine    legale  Begrenzung 

ftt.     Wesentlich    einverstanden   war  man  über  die  ausdrückliche 

'Nennung  der  „Zuchthausstrafe^ ^  nur  konnte  diese  nicht  genügen. 

Denn  es  giebt  eine  lange  Reihe  von  V^Tgehen,  bei  welchen  auf  (tc- 

angnissstrafe  erkannt  wird,  obwohl  sie  in  der  Masseuansiedelung 

'  dieKommimenim  ÜusserstenMaasse  gefiihrden,  wie  Betrügereien  aller 

^Ai-t,  einliichere  Diebstälde,  Jagddiehstälde,  l'rkuiulenliilsehungen, 

gewisse  Unzuchtsvergehen    und    eine    durch  Aufzählung    nicht  zu 

prscbojifende  Reihe  mittlerer  \'erg(^hen    ^velehe  zeit-  und  ortueise 
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sich  zu  einer  besonderen  Gefahr,  namentlich  in  kleineren  6e- 
meindeverbänden  gestalten.  Es  Wieb  zuletzt  nichts  übrig,  als 
diese  Vergehen  nach  dem  dabei  leitenden  Gesichtspimkt  zusammen- 
zufassen als  solche,  „wodurch  der  Tliäter  sich  als  einen  für  die 
öflfentliche  Sicherheit  und  Moralität  gefährlichen  Menschen  dar- 
stellt«. 

2)  Von  Seiten  der  rheinischen  Landstände  war  schon  in  den 
früheren  Verhandlungen  der  Vorschlag  gemacht,  die  nach  dem 
dortigen  Strafrecht  durch  Gerichtsurtheil  unter  Polizeiaufsicht 
gestellten  Sträflinge  als  die  Kategorie  zu  bezeichnen,  auf  welche 
das  Nothrecht  der  Konmiune  gegen  Massenansiedlungen  beschränkt 
werden  solle.  Es  wurde  dagegen  erinnert,  dass  der  strafrecht- 
liche Gesichtspunkt  dieser  Zusatzstrafe  sich  nicht  decke  mit  dem 
Zweck  des  §  4,  (welcher  den  Kommunen  einen  Schutz  gegen 
Massenansiedelungen  gewähren  soll)  und  noch  am  Schluss  der 
Berathung  dieses  Punktes  im  Plenum,  „war  man  darüber  ein- 
verstanden, dass  die  Vorschriften  des  neuen  Strafgesetzbuchs 
über  die  Polizeiaufsicht  auf  die  jetzt  zu  treffenden  Bestimmungen 
nicht  von  Einfluss  sein  könnten".  (Fol.  123°  a.  a.  O.) 

3)  Rücksichtlich  der  im  Entwurf  vorbehaltenen  Genehmi- 
gung des  Ministeriums  für  jede  von  der  Provinzialregieiiing 
verfügten  Versagung  gewann  die  Ansicht  die  Oberhand,  dass  es 
dieser  besonderen  Kautel  nicht  bedürfe,  da  man  den  Provinzial- 
behörden  im  Ganzen  eine  unbefangene  Abwägung  der  wirthschaft- 
lichen,  kommunalen  und  sicherheitspolizeilichen  Interessen  zutrauen 
könne.  Unter  Beibehaltung  der  gewöhnUchen  Ressortverhältnisse 
erschien  es  genügend,  die  Centralbehörde  als  allgemeine  Be- 
schwerde instanz  beizubehalten. 

4)  Rücksichtlich  der  für  Berlin  ergangenen  besonderen  Er- 
lasse von  1822  und  1824  erschien  nach  diesem  Beschluss  die 
Beibehaltung  eines  besonderen  „Privilegiums"  dem  Staatsrath  nicht 
mehr  nothwendig,  da  man  dem  Polizeipräsidium,  welches  hier  zu- 
gleich Landespolizeibehörde  ist,  die  nöthige  Wachsamkeit  zutrauen 
könne,  um  die  in  den  Königlichen  Erlassen  bezeichnete  Massen- 
aufhäufung von  bestraften  und  arbeitslosen  Subjecten  unter  der 
Rekursinstanz  des  Ministeriums  zu  verhüten.  Der  Minister  des 
Innern  hatte  schon  in  den  Commissionsberathungen  (Pol.  6.  8.  35) 
schliesslich  auf  die  Aufnahme  eines  solchen  Vorbehalts  verzichtet. 

5)  Mit   Rücksicht  auf  den  Zweck   der  Verhinderung    einer 
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Massenansiedelung  von  Verln^ecliern  wurde  noch  die  besondere 
Frage  aufgeworfen:  ob  im  Fall,  dass  eine  solche  Aufliäufung 
wirklich  eingetreten  sei,  die  Landespolizeibehörde  auch  befugt  sein 
solle,  schon  domicilirte  Verbrecher  dieser  Art  auszuweisen.  Sie 
wurde  mit  23  gegen  21  Stimmen  im  Staatsrath  bejalit;  doch  hat 
diese  Beschliessung  keinen  besonderen  Ausdruck  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  gefunden. 

Die  aus  diesen  Berathungen  des  Staatsraths  hervorgegangene 
Fassung  des  (demnächst  pul)Ucirten)  Gesetzes   lautet  nun  dahin: 
Wir  Friedrich  Wilhelm  etc.  etc.  verordnen  über  die  Auf- 
nahme neu  anziehender  Personen  in  einem  Gemeinde- 
oder Gutsbezirk: 

§  1,    Keinem    selbstständigen    Preuss.   Unterthan    darf   an    dem 

Orte,  wo  er  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen 

sich   selbst  zu  verschaffen    im   Stande   ist,    der   Aufenthalt 

verweigert  oder  durch  lästige  Bedingungen  erschwert  werden. 

§  2.    Ausnahmen  hiervon  (§  1)  finden  Statt: 

1)  wenn  Jemand  durch  ein  Strafurtheil  in  der  freien  Wahl 
seines  Aufenthaltes  beschränkt  ist; 

2)  wenn  die  Landespolizeib(»hörde  nöthig  findet,  einen  ent- 
lassenen Sträfling  von  dem  Aufenthalte  an  gcAvissen  Orten 
auszuschliessen.  Hiezu  ist  die  Landespohzeibehörde  jedoch 
nur  in  Ansehung  solcher  Sträflinge  befugt,  welche  zu 
Zuchthaus  oder  wegen  eines  Verbrechens,  wodurch  der 
Thäter  sich  als  einen  für  die  öffentUche  Sicherheit  oder 
Moralität  gefahrlichen  Menschen  darstellt,  zu  irgend  einer 
anderen  Strafe  verurtheilt  worden  oder  in  einer  Kon^ek- 
tionsanstalt  eingesperrt  gewesen  sind,  lieber  die  Giünde 
einer  solchen  Maassregel  ist  die  Landespolizeibehörde  nur 
dem  vorgesetzten  Ministerium,  nicht  aber  der  Partei 
Rechenschaft  zu  geben  schuldig. 

Als  Grundcharakter  des  nun  sogenannten  Heimathsgesetzes 
ergiebt  sich  danach  der  eines  Verwaltungsgesetzes,  d.h. 
einer  Rechtsnorm,  welche  zunächst  die  Aktion  der  Behörden 
in  Ausübung  eines  Staatshoheitsrechts  zu  regeln  bestimmt  ist. 
Die  Behörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  keinem  Unterthancn, 
der  ein  Unterkommen  in  einem  Gemeinde-  oder  Gutsverband  ge- 
funden hat,  der  Aufenthalt  aus  dem  Giomde  einer  Bescholtenheit 
versagt  werde.     Die  Provinzialpolizeibehörde  kann  aber  beim  Vor- 

18* 
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liandensoin  besonderer  örtlicher  Missstände  (der  Massen- 
ansiedeluiig  geiiieiiif^cfährliclier  Veibreclier  in  eiiit^r  dem  Gemeinde- 
\vhon  oder  der  (iffeiit liehen  Sicliorlieit  gefcibrhchen  Weiße)  auf 
Alltrag  der  Kommune  oder  auch  von  Anitswegen  die  Ansässig- 
niachmig  solcher  Pei-soneii  versagen.  | 

Völlig  frenid  ist  dieser  (Tesetzgebiing  der  (Tedanke  einer 
Strafe,  einer  Nebeiistrate  oder  einer  Verschärfung  der  Strafe  fiir 
Verbrecher,  welche  ihre  Strafe  abgebüsst  haben.  Weit  entfernt» 
eine  neue  Bescbninkimg  der  individuellen  Freiheit  herbeizuführen, 
ist  das  Gesetz  viehneb r  bestimmt,  diese  Freiheit  zu  schütÄeu 
und  zu  erweitern^  indem  sie  alle  früher  geltenden  Hechte  der 
Kommunen  und  tTutsbezirke  auf  Zunickweisnng  heacIiolteMer  Per- 
sonen beseitigt,  an  die  Stelle  der  Bescholtenlieit  das  Sferkjnal  des 
gemeingeiabriicben  Vergebens  setzt,  die  Verweigerung  der  Nieder- 
lassung aus  diesem  (Truude  auch  nur  facultativ  stellt,  für  den 
Fall,  dass  für  einen  Gemeindel>ezirk  besondere  Gefahren  aus 
der  Aufhäufung  gewisser  Verbreebensgi*ui)pen  entstehen,  von  diesem 
arbiträren  Ermessen  aber  die  Ortspolizeibehörde  ausschliesst.  Nur 
die  Wortfassung  erweckt  den  Schein,  als  ob  hier  eine  polizeiliche 
Beschränkung  eingetnlui  sei:  der  Sache  nach  ist  es  eine  durch- 
greifende Beseitigung  der  komnunialeu  Beschränkungen  der  Frei* 
zügigkeit,  eine  Zurückfübrung  der  Ansprüche  der  Kommune  auf  Ab- 
wehr auf  ihr  geringstes  Maass:  das  Zusammentreffen  der  Kommu- 
nalinteressen mit  dringenden  Anforderungen  der  Sicherheitspolizei. 

Tl.  Die  Strafgesetssgpebmig  über  die  Stellung  unter  Polisei- 
aufsieht  bat  einen  von  dem  Heimathsgesetz  sehr  verschiedenen 
Ausgangspunkt  und  Verlauf  genommen. 

Das  der  Pohzei  unentbehiliebe  Recht  einer  „Aufsicht"  über 
bestrafte  Pei"Bonen  war  in  früheren  Zeiten  nach  dem  aUgemeinen 
Begriff  der  Sicherlieitspolizei  und  nach  der  Generalclausel  §  10, 
A.  L.-R.  II,  17  geliandbaht  worden.  Auf  dieser  Grundlage  liess 
sich  aus  dem  Begriff  einer  strengen  Aufsicht  eine  nahezu  un- 
gemeftseue  BehandJung  ableiten.  Ausser  der  Kenntnissnahme  von 
dem  Lel>en  und  der  Beschäftigung  der  (Jbsen^aten  erachteten  die 
Polizeibehörden  auch  die  ITntersagung  des  Besuches  von  Ver- 
gnuginigsortenj  Märkten  etc.,  Verhaftungen  und  Haussuchungen 
ancli  auf  leichte  Verdacht sgiimde  liin  und  andere  Beschränkungen 
der  Ijeliensweiße  uml  Erwerhstliätigkeit  fiir  zulässig,  soweit  der 
Zweck  einer  „  Wrhütmig"  neuer  Verbrechen  darin  erkennbar  blieb* 


265 


K 


Schon  in  den  früheren  Stadien  dei-  Revision  d<'S  iirenssischen 
Strafrechts  (183^)  tiihrte  die  stetige  Vergleichnng  mit  den  in  der 
Bheinprovinz  geltenden  Grundsätzen  des  code  penal  zu  dein  Be- 
cliluss,  das  Institut  der  „Stellung  unter  Polizeiiui  fKicht" 
aus  jener  Gesetzgebung  aufzunehmen,  um  den  form-  und  schranken- 
losen Observatenwesen  einige  Seliranken  zu  setzen.  Diese  Ver- 
handlungen begannen  ^chon  gleichzeitig  mit  den  Berathuiigeii  über 
das  Heimathsgesetz  f Staatsrat Ijsprotokoll  183^»,  S.  179)  und  liefen 
arallel  und  uiiabljäugig  davon  weiter.  Es  sollte  dabei  unberührt 
bleiben  che  tdlgemeine  Befugniss  zur  Kenntnissnah me  von  dem 
Leben  und  Treiben  der  Übservaten  (das  jus  cognoscendi)-  Da- 
gegen sollen  che  besonderen  Maassregelu  (das  jus  interdicendi  et 
rDhihenrIi),  soweit  solche  eine  empfindliche  Besehränkiing  der  [ler- 
iiuhchen  Freiheit  {»der  ehreukntnkende  Maassregehi  einbegreifen, 
gemsse  Vorbedingungen  gekuiipfty  aufwirkheh  gemeingetalu'Hche 
Verbrechen  beschränkt  und  die  zulässigen  MaasBregeln  fester  I>e- 
stimmt  werden.  y,Im  Sinne  dieser  Gesetzgebung  (sagen  die  Motive) 
boU  die  besondere  Polizeiaufsicht  hn  Unterschied  von  der  ge  wohn - 
ichen  Aufsicht,  welche  die  Polizeibehörde  nach  ihrem  Eraiessen 
alle  bestrafte  Verlirecher  und  sellist  gegen  blos  verdächttgo 
onen  emtreten lassen  koünci  gewissermaassen  eine  fortgehende 
träfe  sein,  indem  der  Verurtheilte  dadureli  besonderen  und  sehi' 
ossen  Beschränkungen  der  pei^önhclien  Preiheit  unterwarfen  werde^ 
eiche  bei  der  persöidichen  Pc^lizeiaufsicht  (fortan)  nicht  zulässig 
in  sollen."  r^^'^  Stellung  unlf^r  jene  besondere  Aufsicht  müsse 
daher  auch  ab  eine  Strafe  behandelt  und  demnach  die  Dauer 
dersellien  nach  einem  gesetzhclieii  Maximum  festgesetzt  werden^ 
(Akten  des  Geh*  Staatsarchiv,  Revision  des  Strafrechts,  Justiz- 
Sachen  No.  128,  Seite  172v),  Dieser  Auflassung  als  Secundär- 
strafe  entspricld  ihre  spätere  Stellung  im  Anschluss  an  die  Strafe 
der  Landes-  und  Ortsvenveisung. 

In  diesem  Sinne  wurde  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  auch 

den  Entwurf  des  Strafgesetzbuches  aufgenommen,  welcher  1847 

inem  Ausschuss  des  Veremigten  Landtags    zur  Berathuug   liber- 

fwiesen  ist,   dessen  Zustandekommen    aber    durch    die    pohtischen 

reignisse  des  Jahres  1848  unterbrochen  wurde.    Das  Verhältniss 

1er  Stellung  unter  Pohzeiaufsicht   m   den   gesetzlichen  Beschrän- 

ngen  der  Niederlassung  war  übrigens  in  den  sehr  ausfidu'- 

eben  Debatten  diuüber  nicht  zur  Erörterung  gekommen. 


—     266     — 

Von  eben  dieser  Zeit  an  erschien  die  Frage  im  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  Forderung  der  Anerkennung  verfassungs- 
mässiger „Gnmdrechte  der  Nation'^  und  zwar  im  Anschluss  an 
die  von  allen  Seiten  geforderten  Habeascorpusakten,  unter 
welchen  nach  Vorgang  der  Englischen  und  Französischen  Gesetz- 
gebung eine  Reihe  von  gesetzUchen  Beschränkungen  der  Pohzei- 
gewalt  über  die  Person  und  über  die  Wohnung  gemeint  war. 
Schon  vor  Erlass  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dezember  1848 
erschien  darüber  ein  für  dringUch  erachtetes  Gesetz  vom  24.  Sep- 
tember 1848,  und  ungefalir  gleichzeitig  mit  der  Revision  der  Ver- 
fassungsurkunde wurden  die  beiden  Gesetzentwürfe  ^zma  Schutz 
der  pei-sönlichen  Freiheif^  und  „über  die  Stellung  unter  Polizei- 
aufsicht" berathen  und  demnächst  als  Verordnungen  vom  12.  Febr. 
1850  pubUcirt. 

In  den  Motiven  des  letztem  Gesetzes  ist  überall  der  obige 
Gesichtspunkt  einer  Secundärstrafe  festgehalten,  welche  unter  be- 
sonderer Rücksicht  der  Beschaffenheit  der  That  oder  des  Thäters 
bei  gewissen  Verbrechen  eintreten  soll  zum  Schutz  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  im  AUgemeinen  ohne  Beziehung  auf  einen  ge- 
wissen Kommunal  verband.  Des  Einspinichs  der  Konununen 
und  Gutsbezirke  gegen  die  Niederlassung  bestrafter  Personen  ist 
dabei  ebensowenig  gedacht  wie  der  polizeihchen  Beschränkungen 
durch  Quarantänen,  Sanitätscordons  und  dergl. 

Von  Bedeutung  sind  die  weiteren  Verhandlungen  über  das 
grundlegende  Gesetz  vom  12.  Februar  1850,  in  welchen  sowolil 
die  Berichte  der  Referenten  (Du,  Borxemann  und  Dr.  Breit- 
iiaupt)  wie  auch  die  gründlichen  Debatten  der  I.  Kammer  das 
AVesen  der  Pohzeiaufsicht  am  eingehendsten  behandelt  haben. 
Diese  Verliandlungen  machen  den  Eindruck,  als  ob  man  sicli  das 
Wort  daraufgegeben  hätte,  das  Heimathsgesetz  vom  31.  Dez.  1842 
und  die  darin  vorl)elialtenen  Beschränkungen  dos  Niederlassungs- 
rechts niemals  zu  erwälmen  oder  aucli  nur  zu  streifen.  Die 
Veranlassungen  dazu  scliienen  nahe  genug  zu  liegen.  In  dem 
Gesetz  über  die  Polizeiaufsicht  sollten  jetzt  nicht  die  Ortsbehörden, 
sondern  nur  die  I j  a  n  d  e  s  Polizeibehörden  Besclu-änkungen  des 
Aufenthalts  verfiigeu,  aus  anjüogen  Gründen,  wie  im  Heimaths- 
gesetz. Der  Ausdruck  „Aufenthalt  an  besondern  (oder  gewissen) 
Orten"  war  in  beiden  Gesetzen  besoudei-s  wohl  erwogen  u.  s.  w. 
Dennoch  ist  das  parallele  Gesetz  nirgend  berührt   oder  erwähnt, 
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—  unvorkeniihar,  weil  dtis  Gesetz  über  die  Polizeiaufsidit  iio  Zu- 
sammeuliaiig  mit  der  sog,  Habeascorpiisacte   nh  ein  Austuhrungs- 

^■jgeset^  zu  den  (rniodrechten  der  Verfussuiigs Urkunde  gedacht  war 

^kiid  diüier  iiiimiT  nur  die  Kecbtsverhiütiii«se  des  Einzelnen  zur 

^Htoatsgewalt  ioi  Auge  hat. 

"  Dasselbe  gilt  vou  der  Aufnahme  der  Bestiunnungen  über  die 

t^olizeiautsicbt   in   das  preussisehe    und    später    in    das    deutsche 
ItrafgesetxbucU,  denen  jede  Bezugnahme  auf  jene  verwaltungs- 
echtUche  Norm  zur  Besclminkung  der  Freizügigkeit  ebenso  fremd 
;eblieben  ist,  obgleich  die  Verwidtimgsgesetze  und  Ürtsverfassungen 
!er   Einzolstaaten    sehr   zahlreiche  Beschränkungen    der    Nieder- 
lassung bescholtener  bezw,  bestrafter  Personen  als  Bürger,  Schutz- 
verwandte  oder  Einwuluier   in  Gemeinden  enthielten  und  in   dem 
I     Anhang  3  zu   den  Motiven   des  Deutschen  Strafgesetzbuchs   alle 
^BITarianten    aufgezählt    sind,  welche    bezügL  der  Polizeiaufsicht  in 
den  Deutschen  Einjselstaaten  vorkunimen. 

Es  fragt  sich  imn:  welche  Bedeutung  ist  diesem  standliaften 
Stillschweigen  beizulegen  ? 
B  III.  Das  Verhältniss  der  Norm  des  Strafgesetzbuclies  su 
dem  %  2  des  preussischen  Gesetzes  Yom  31.  Dezember  1842 
bietet  allerdings  eine  üljerraschende  Scheinübereiustinimioig  diu\ 
Es  beisst  im  §  39  des  Strafgesetzbuches: 

IDem  Verurtlieilten  kann  der  Aufenthalt  an  einzelnen  be- 
—  stimmten  Orten  von  der  böliercn  Landespohzeibehorde 
y  untersagt  werden. 
Es  beisst  im  §  2  des  ö-eaetzes  von  1842  ungefähr  ebenso: 
K  Die  Landespolizeibehörde  kann  einen  entlassenen  Straf- 
H  ling  von  dem  Aufenthalte  an  gemssen  Orten  aus- 
m  schliessen. 
Handelte  es  sich  um  die  Auslegung  zweier  correspondierender 
esetzparagrapheu  des  bürgerlichen  oder  des  Straf  rechts^  so 
jrde  es  keinem  Bedenken  untej-Uegen^  beide  Rechtsnormen  für 
identisch,  das  ältere  Gesetz  ilurch  das  neuere,  das  preussische 
Gesetz  durch  das  deutsche  Rtnchsgesetz  für  aufgehoben  zu  er- 
achten, und  es  ist  wohl  erklärlich,  wie  unsere  au  die  Auslegung 
von  Civil-  und  Strafgesetzen  gewöhnten  Rechtsven^tändigen  mit 
der  Streitfrage  raseh  im  Reinen  zu  sein  glauben.  Aus  dem  Kreise 
meiner  Benifsgeuüsseu  in  der  juristischen  Praxis  und  in  den 
Pai'lamenten  ist  mir  Keiner  erinnerlich,   der  die  Sache  nicht  so 
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angesehen  hätte.     Meiner  Erinnerung  nach  hat  in  früherer  Zeit 
sogar  das  Justizministerium  einmal  so  votii't. 

Und  doch  beniht  diese  Uebereinstimmung  nur  auf  einem 
Schein,  der  lediglich  durch  einige  foimelle  Redaktionsänderungen 
entstanden  ist,  welche  die  Redaktoren  fiir  Verbesserungen  gehalten 
haben. 

Zunächst  ist  der  Sinn  des  Wortes  Aufenthalt  in  beiden 
Gesetzen  ein  völUg  verschiedener. 

In  dem  Strafgesetz  ist  gemeint :  die  Untersagung  des  Aufent- 
halts in  einem  Ort,  Haus,  Lokal,  im  engsten  und  im  weitesten  Sinne. 

Im  Heimathsgesetz  ist  gemeint :  die  Verhinderung  der  Nieder- 
lassung, des  daueniden  Aufentlialts  als  Euiwohner  eines  Ortes, 
als  Schutzverwandter  in  einer  Stadt  etc.  In  den  ursprünghchen 
Entwürfen  waren  daher  die  Ausdrücke  gebraucht: 

seinen  gewöhnlichen  und  ordentUchen  Aufenthalt  nehmen, 

seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  nehmen, 

den  Aufenthalt  oder  die  Niederlassung  versagen. 

Dagegen  waren  Bedenken  laut  geworden,  ob  damit  etwa 
wieder  Streitfragen  über  das  Domicil  im  juristischen  Sinne  auf- 
leben könnten.  Bei  der  Schlussredaktion  hat  man  den  Ausdruck 
„Aufenthalt"  iür  den  geeigneten  gehalten,  ohne  den  Sinn  ändern 
zu  wollen*). 

Bei  der  Sclilussredaktion  sind  ferner  die  AVorte  „auf  An- 
trag der  (xemeinde  oder  von  Amtswegen"  (als  selbstver- 
ständlich) weggelassen  und  damit  der  Zusammenhang  der  Vor- 
schriften mit  der  Ordnung  des  Kommunalwesens  stark  verwischt. 

Bei  der  Sclilussredaktion  sind  femer  die  AVoi*te  weggelassen: 
Nur  der  Provinzialhehörde  ist  es  vorbehalten,  —  und 
damit  der  Zweck  des  Gesetzes  verdunkelt,  nach  welchem  die 
höhere  Staatsbehörde  eintreten  soll,  um  die  in  der  Regel  \iel 
weiter  gehenden  Anträge  der  Kommune  zu  ermässigen  und 
nur  im  Falle  eines  wirklichen  Nothstandes  dem  localen  Interesse 

*)  Gemeint  ist  immer  dasselbe:  ilas  domicilium  facti  im  kanonischen 
Sinne,  la  residence  usuelle,  der  „gewöhnliche  Aufenthalt".  Es  ergriebt  sich 
dies  aus  dem  Eingang  des  Gesetzes:  „Aufnahme  neu  anziehender  Per- 
sonen, aus  dem  weitem  Inhalt  und  aus  dem  §  14:  „Die  Bestimmungen  des 
gesrenwärtigon  Gesetzes  sind  auf  solche  Personen,  welche  sich  blos  als  Fremde 
oder  Reisende  an  einem  Orte  auflialten,  nicht  zu  beziehen",  —  es  ist  dies 
auch  unbestritten.  (Vgl.  Rescr.  des  Minist,  des  Innern  vom  14.  Dezember  1860 
und  V.  Rönne.  Preuss.  Staatsrecht,  4.  Aufl.  IL,  Seite  66.) 
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ptatt  seil   geben*     Erst    tliireh    fliese  FassungKäiirleningeu    ist    der 

[Schein  entstanden j    ak   o!i    es   sieh    im  Heimat hsgesetz   um    ein** 

leinfache  Maassregel  der  Hicherlieitss polizei  handle,  wäh- 
rend doeti  der  Eingang  des  Gesetzes:  „Wir  verordnen  über  die 
Aufnahme  nen  anziehender  Personen  in  einem  Gemeinde-  oder 
Gutsl»ezirk^j  und  der  ganze  Inhalt  des  Gesetzes  (von  ij  1  bis  15) 
sowie   die  vorangegangenen  Verhandlungen   sicher   ergeben,    dass 

(€s  sich  um  eine  Blaassregel  zur  Ordnung  der  C ommu nai- 
ve rhältnisse  handelt:  andernijdJs  würde  der  §  2  Nr.  2  am 
a,   0,  aus  dem  Kalimen  des  Gesetzes  völhg  herausfallen! 

Es  drängt  sich   hier    eine  Bemerkung   auf.   die    in    der  Ver- 

I  waltungsrechtsjirechimg  oit  wiederkehrt.  Unsere  Recht« verständi- 
gen sehen  e«  als  einen  Fortschritt  au,  dass  die  neueren  »lustiz- 
gesetze  sich  immer  moglielist  kna])]}  (naeli  französiseliem  !\  tust  er) 
auf  die  di^positiven  Worte  beschranken.  Und  sie  haben  in  sofern 
Recht,  als  für  unsere  Civil-  und  Strafgesetze  das  gemeiim  Eecht 
den  sicheren,  breiten  Hintergrund  büdet  inid  den  Zusammeulunig 
ergiebt.  And^i^K  verhalt  es  sich  mit  den  Versal  tu  ngyge^^etzen, 
die  ihren  positiven  Hijitergrinul  in  einer  älteren,  oft  sehr  wenig 
zusammeidiaugenden  Gesetzgebuutr  und  Prajtis  haben.  Hier  dient 
die  heutige  Weise  des  Wegschoeideus  aller  Enväguugsgründe, 
Zweckbestimmungen  und  Bezielmngen  auf  vorhandene  Einrieh- 
tuugeü  nm*  dazu^  zahlreiclje  Missver^tändnisse  zu  veranlassen,  die 
sich  noch  vermehren^  werm  nmu  den  Sinn  aus  den  oft  sehr  wenig 
zusaniineidiängenden  und  wenig  klaren  Bemerkungen  einzelner 
Parlameiitsi*edner  feststellen  soll 

Hier  liegt  ein  solches  Beispiel  vor,  wo  das  Bestreben  naclj 
einer  pracisen  Fassung  dazu  gedient  hat,  den  eigentlichen  Sinn 
des  Gesetzes  zu  verdunkeln,  und  durch  einen  scheinbar  gleichen 
Wortlaut  die  Wahrheit  zu  verdecken,  dass  das  Strafgesetz 
und  das  Heimath gesetz  in  der  Tliat  einen  völlig  verschie- 
denen Zweck  und  lulialt  haben. 

Das  Strafgesetz  fügt  bei  gewissen  gefährhchen  Verbrechen 
eine  Zusatzstrafe  hinzu  zum  Schut/.  des  Pubhkums  im  All- 
gemeinen bei  jeder  Art  der  ßeridirung  der  Gesellschaft  mit 
dem  als  allgemeingefahrlich  anerkannten  Subjekt. 

Das  H eini  at  h sgesetz  d ag e gen  wi  1 1  die  K  o  m  m  u  1 1  e  n  lio^iif'n 
die  Massenanliaufung  gemeingefälu'hcher  Verbreclier  schützen  dnrcli 
Beschränkungen  der  dauernden  Niederlassung. 
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Das  Heimathgesetz  hindert  eben  deshalb  nicht  den  vorüber- 
gehenden Besuch,  sondern  nur  die  Domizilierung  gewisser  Ver- 
brecher in  einem  bestimmten  Kommu naiverband. 

Das  Strafgesetz  legt  dem  Venirtheilten  eine  unabsehbare  Reihe 
von  persönhchen  Besclu-änkungen  (im  Besuch  von  Theatern,  Wirth- 
schaften,  Vergnügungsorten,  öfiFentlichen  Plätzen,  Strassen  etc.) 
auf  und  daneben  auch  noch  die  Zulassung  nächtlicher  Haus- 
suchungen, Verbot  des  Verlassens  der  Wolmung  bei  Nachtzeit  u.  A. 

Das  Heimathsgesetz  dagegen  muthet  Niemanden  eine  den  täg- 
lichen Verkehr  beengende  oder  kränkende  Beschränkung  zu,  son- 
dern stellt  nur  Bedingungen  für  die  dauernde  Niederlassung 
in  einem  Gemeinde-  oder  Gutsbezirk,  welche  im  Interesse  des  Kom- 
munalverbandes jeder  rechtschafifene  Mann  sich  gefallen  lassen 
muss,  der  im  AugenbUck  kein  Unterkommen  zu  finden  weiss,  oder 
der  gewisse  äussere  Symptome  einer  Unterstützungsbedürftigkeit 
an  sich  trägt. 

Die  Zwecke  des  Heimathsgesetzes  sind  eben  des- 
halb durch  die  Bestimmungen  über  die  Polizeiaufsicht 
überhaupt  nicht  zu  erreichen,  weil  beide  verschiedene  Zwecke 
verfolgen. 

Schon  in  der  ältesten  strengeren  Gestalt  reichten  die  Vor- 
schriften über  die  PoHzciaufsicht  nicht  aus,  die  Kommunen  vor 
einer  Massenansiedelung  gewisser  Kategorien  von  bestraften  Indi- 
viduen zu  schützen.  In  jedem  weiteren  Stadium  aber,  bei  den 
weiteren  Beschränkungen  der  Polizeiaufsicht  im  preussi sehen 
Strafgesetzbuch,  im  bayerischen  Gesetzbuch  und  den  noch  weiter 
greifenden  Beschränkungen  im  deutschen  Strafgesetzbuch,  sind 
diese  Normen  immer  unzureichender  geworden  zum  Schutz 
der  Kommunen,  während  das  Bedürfniss  für  diesen  Schutz  stetig 
gewachsen  ist. 

Das  deutsche  Strafgesetzbuch  ermächtigt  die  Gerichte  zu  dem 
Ausspruch  der  Polizeiaufsicht  in  der  Regel  nur  wegen  schwererer 
Verbrechen,  lässt  dagegen  ausser  Betracht  eine  lange  Reihe 
von  Vergehen:  Betrügereien  aller  Art,  alle  niclit  mit  Zuchthaus 
bestraften  Diehstähle,  Erpressungen,  Unzuchtsverbrechen  etc.  etc. 
(sowie  alle  Verl)recher  unter  18  Jahren),  welche  durch  eine  Massen- 
ansiedelung in  Komniunalverbänden  erfahrungsniässig  el)enso  viel 
Gefalu'en  darbieten,  wie  die  im  Strafgesetzbuch  benannten  Ver- 
brechen. 
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Das  Strafgesetz  beschränkt  die  Polizeiaufsicht  auf  eine  höch- 
stens fünfjälirige  Dauer  und  unterwirft  dieselbe  noch  ander- 
weitigen Beschränkungen ;  die  für  die  Abwehr  einer  Massenansie- 
delung keinen  Sinn  haben. 

Das  Strafgesetz  stellt  die  Verurtheilimg  zur  Stellung  unter 
Polizeiaufsicht  nur  facultativ  und  macht  dieselben  von  dem  in- 
dividuellen Charakter  des  Thäters  und  der  That  in  dem  Maasse 
abhängig,  dass  in  der  heutigen  Praxis  nur  in  einer  geringen  Zahl 
von  Fällen  darauf  erkannt  wird,  während  die  Zahl  der  durch 
Massenansiedelung  den  Kommunen  gefahrlichen  Sträflinge  eine  sehr 
gi'osse  ist  und  den  PoUzeibehörden  der  Grossstädte  mehr  Sorge 
und  Mühe  verursacht,  wie  die  kleine  Zahl  der  durch  Gerichtsspruch 
unter  Polizeiaufsicht  Gestellten. 

Der  Strafrichter  kann  in  seinem  Urtheil  über  That  und 
Thäter  im  Einzelfall  überhaupt  nicht  vorhersehen,  welche  Ge- 
fahren für  den  Bestand  einer  Kommune  oder  eines  Gutsbezirks 
die  Zusammensiedelung  dieses  Inculpaten  mit  anderen  Ver- 
brechern haben  kann,  und  dieses  zu  beurtheilen  ist  auch  seines 
Amtes  nicht. 

In  den  vieljährigen  Verhandlungen  über  das  Heimathsgesetz 
ist  ferner  die  Nothwendigkeit  irgend  eines  Schutzes  der 
Kommunen  gegen  eine  solche  Anhäufung  von  Verbrechern,  ohne 
jeden  Widerspruch  anerkannt.  Die  Gründe,  welche  damals  ein 
solches  kommunales  Nothrecht  als  zulässig,  ja  nothwendig  erscheinen 
liessen,  sind  nun  aber  in  neuerer  Entwicklung  der  Verhältnisse 
nicht  weggefallen,  sondern  in  jeder  Richtung  stärker  geworden, 
und  die  Bedenken  dagegen  gemindert. 

Die  Aufiiahme  in  das  Bürgerrecht  und  sonstige  aktive 
Gemeinderecht  war  zur  Zeit  des  Gesetzes  von  1842  meistens  noch 
von  der  Ertheilung  eines  Bürgerbriefes,  Zahlung  eines  Bürger- 
geldes, Einzugsgeldes  etc.  abhängig:  nach  der  späteren  Gemeinde- 
gesetzgebung tritt  der  Erwerb  des  vollen  Bürgerrechts  ipso  iure 
ein;  die  Bestraften  gewinnen  auch  das  Gemeindewahlrecht,  die 
Fähigkeit  zu  den  Aemtern  etc.,  soweit  ihnen  nicht  die  büi-gerlichen 
Ehrenrechte  ausdrücklich  aberkannt  sind. 

Die  Massenaufhäufung  der  bestraften  Verbrecher  ist  ferner 
erst  durch  die  moderne  Entwickelung  der  Millionen  städte,  nauient - 
in  London  und  Paris  sichtbar  und  fülilbar  geworden,  und  wird  es 
jetzt  auch  in  Berlin.     Die  Zahl    der   Bestraften    lässt   sich   hier 
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ungefalir  daraus  vermuthen,  dass  das  Berliner  Polizeipräsidium  zur 
Zeit  257,863  Specialakten  über  bestrafte  Personen  zu  fuhren  hat; 
darunter  freilich  auch  eine  erhebliche  Zahl  Ausserhalbwohnender 
und  (polizeihch  nicht  abgemeldeter)  Verstorbener.  Die  Zahl  der 
durch  Gerichtsspruch  unter  Polizeiaufsicht  Gestellten  dagegen 
beschränkt  sich  auf  1343  und  ist  in  stetiger  Abnahme  begriffen, 
trotz  der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung.  Die  Zahlen  in  den 
Jahren  1880—1885  waren:  1607,  1561,  1416,  1376,  1399,  1343. 
Zum  Anzug  melden  sich  jährUch  durchschnitihch  mehr  als  2000 
bestrafte  Personen  (vom  1.  Januar  bis  30.  September  1885  =  1603), 
von  denen  die  Niederlassung  auf  Grund  des  Heimathsgesetzes 
durchschnittlich  450 — 500  Personen  versagt  wird^). 

Anderseits  sind  die  Bedenken  gegen  polizeiliche  Ausweisungen 
in  Preussen  wesentlich  verändert,  nachdem  das  ganze  Gebiet  der 
Polizeiverfiigungeu  seit  1876  durch  die  Verwaltungsgerichts- 
barkeit eingehegt  ist.  Insbesondere  schützt  diese  nach  Auf- 
hebung der  Fremdenpolizei  (die  durch  das  Institut  der  Aufent- 
haltskarten Handhabe  zu  einem  tendenziösen  Missbrauch  bot) 
die  an  der  Niederlassung  behinderten  Pei'sonen  jetzt  auch  in  dem 
davon  unabhängigen  Recht  zu  einem  „vorübergehenden  Aufenthalt," 
zum  Besuch  von  Verwandten,  zur  Besorgung  von  Geschäften  u.  s.  w. 
(Entscheidungen  des  Obervenvaltungsgerichts  Band  X  336). 

Es  macht  einen  seltsamen  Eindruck,  vne  unsere  Strafgesetz- 
gebuug  über  die  Polizeiaufsicht  von  Jahrzehnt  zu  Jahi'zehnt  so  ab- 
geschwächt ist,  dass  sie  zum  Schutz  der  Kommunen  in  keiner  Weise 
ausreichen  kann:  wähi-end  das  Bedürfniss  dieses  Schutzes  sich  von 
Jaln^ehnt  zu  Jahrzehnt  gesteigert  hat.  Es  ist  doch  nahezu  un- 
denkbar, dass  der  Gesetzgeber  sich  über  so  schwere  Bedenken 
liinweggesetzt  und  den  Kommunen  jenen  seiner  Zeit  von  allen  Seiten 
als  nothwendig  anerkannten  Rechtsschutz  hätte  versagen  wollen, 
wenn  man  bei  dieser  Strafgesetzgebung  jene  Verwaltungsrechts- 
noimen  über  die  Niederlassung  überhaupt  im  Auge  gehabt  hätte. 

Vom  Standpunkte  einer  accuraten  Jurisprudenz  aus  liesse 
sich   noch    der  letzte    Einwand    erheben,    dass    der   Gesetzgeber 

^)  Klagen  woge»  der  Versaguiig  sind  beim  Oberverwaltungsgericht  seit 
dessen  Bestehen  eingegangen:  12  aus  Berlin,  aus  den  Provinzen  keine. 
Sämmtliche  Klagen  sind  in  der  Hauptsache  unbegründet  befunden;  in  8  Füllen 
jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dass  dem  Bestrafton  ein  zeitweiser  Aufouthalt  zu 
gestatten  ist. 
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durch  ein  ausdrückliches  pro  vi  so  jene  Gresetzesbostimmuiigoii  iiher 
die  kommunale Niederhissung  ausdriicklidi  hätte  vorhehalteii  müssen. 

I Allein  riuch  dies  Bedertken  ist  iiielii  zutreffend.    Denn  es  ist  eben 
Maxime  unserer  neueren  Gesetzf^ebuijj;,  unter  Beseitigung  der  in 
Uterer  Zeit  übhchen  Erwägungsgriinde   un*!  Vorhelialte   die   Ge- 
petzesparagi*aphen  möglichst  knapp   und  dispo^itiv   zu  halten,  um 
"nicht  in  die  engUsrhe  Weise  der  l^eberhidung   mit  eiullosen  pro- 
^visos   zu  gerathen.     Mitten    unter  den  juäcise  gefassten  Artikeln 
Qseres  StrafgesetzbuchH   würde    sicli  ein  nolehes  proviso  wunder- 
genug  ausnehmen !     Holehe  Vorbehalte  haben  nach  dem  Ge- 
[itbau  unserer  GesetÄgebiing  ihre  Stelle  viehnelir  in  den  Ver- 
raltimgsge:^etzen  zu  tinden,  tue  von  den  Bescliränkungen  der  Nieder- 
issimg  bandeln.    Und  liier  hat  der  Vorbelmlt  hi  der  That  auch 
eiiie  Stelle  gefunden  in  dem  Reiehsgesetz  über  die  Freizügigkeit 
1.  November    1BB7.     Dies    Reiehsgesetz   dehnt   im    Eingang 
den  Grundsatz  des  preussischen  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1842 

»l  auf  das  ganze  deutsche  Reich  ans: 
„Jeder  Bundesangehönge  hat  das  Recht,  innerhalb  des 
„Bundesgebietes  an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder 
^        „niederzulassen j  wo  er  eine  eigene  Wohnung  oder  ein 
^Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist.'* 
Und  Mer  —  loco    congruo  —   ist   dann   auch   das  proviso 
eingefugt: 
^^  ^Insoweit  bestrafte  Personen  nach  den  Landesgesetzen 

^^^^  „Aulentlndtshesclii'ankungen  durch  die  Polizeibehörde 
^^^^P  ^unterworfen  werden  können^  behält  es  dabei  sein  Be- 
^^^B        ;,wenden.^ 

^V  Es  erscheint  bei  dieser  Sachlage  wohl  ebenso  begreiflich  wie 
^Gerechtfertigt,  dass  das  preussische  Ministerium  des  Innern 
^■liud  sämnitliche  Verwaltungsbehürden  «eit  einem  Men- 
^Psefaenalter  die  fortdauernde  Gültigkeit  der  Verordnung 
vom  31,  December  1842  §  2  als  unzweifelhaft  angesehen 
und  gegen  erhobene  Widersprüche  sowohl  im  preussisclien  Land- 
tag wie  im  deutschen  Reichstag  aufrecht  erhalten  haben  ^). 


*j  E«  gehören  ^ahni  die  Verhau  dl  migen  des  Hauses  der  Abg.  u  S.  des 
ehreni  Wakdeb,  Stenog.  Bcr  A.*H.  ISm  8.  152  -158.  Die  Redner  (Matots, 
[Falck  u.  AJ  erkenoai  liier  das  Heiniathsgcselz  1842  §  2  als  geltend».^  ItecM 
tan.  bestreiten  aber  die  Anweiulhnrk*»it  auf  djpsen  Fall,  —  Die  Veiliatidlungen 
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Die  Entwickelung  dieser  preussischen  Gesetzgebung  ergiebt 
aber  auch  den  überzeugenden  Beweis,  wie  der  Grundsatz  der  Frei- 
zügigkeit dabei  wohl  gewählt  und  polizeiliche  Beschränkungen  der- 
selben, auch  wo  sie  im  Interesse  der  Konununen,  der  öflfentlicheu 
Sicherheit  und  Sittlichkeit  unentbehrlich,  mit  solcher  Vorsicht  ge- 
handhabt werden,  dass  Beschwerden  in  diesem  Gebiete  verhaltniss- 
mässig  sehr  selten  erscheinen.  Da  der  bestrafte  Verbrecher  doch 
in  ii'gend  einem  Orte  ein  Unterkommen  und  die  Mögliclikeit  eines 
ehrlichen  Erwerbs  finden  muss,  so  konnte  der  Minister  des  Innern 
den  LandespoUzeibehörden  wolü  keine  andere  Insti-uktion  ertheilen 
als  die  noch  geltende  in  dem  Rescr.  des  Grafen  von  Sch^teein 
vom  U.  Dez.  1860, 

in   jedem    einzelnen    Fall    zu    erwägen,   ob    besondere 
Gründe  vorhanden  sind,   welche  die  Niederlassung  eines 
gemeingefahrUchen  bestraften  Menschen  an  diesem  Orte 
gefährUcher  erscheinen  lassen  als  an  anderen,  und  da- 
bei stets  eingedenk  zu  bleiben,  dass  dem  Bestraften  die 
Möglichkeit  einer  Rückkehr  zu  redUchem  Erwerb   ge- 
währt werden  muss. 
Auch  de  lege  ferenda  ist  bis  jetzt  meines  Wissens  noch  kern 
positiver  Vorschlag   zur  Verbessenmg  dieser  Nonnen  aufgestellt 
worden.     Solche  mögUchen  Verbesserungen  liegen  ziemlich   nahe, 
da  einige  Sätze  des  preussischen  Vei'waltungsgesetzes  (§  2  Nr.  I) 
durch  das  heutige  Strafgesetzbuch   antiquirt,   und  in  §  2  Nr.  2 
das   Wort   Verbrechen    nach    heutigem    legalen    Sprachgebrauch 
durch  „Verbrechen  und  Vergehen"    ersetzt  werden  muss.      Man 
könnte   auch   einen  Versuch  machen,    jetzt   (nach  dem  Wegfall 

des  Abg.-H.  von  1861,  Stenogr.  Ber.  IV.  S.  2071,  sind  zunächst  durch  die 
Polizei-Praxis  der  Aufenthaltskarten  veranlasst,  durch  deren  Entziehung  ein 
unbeschränktes  Ausweisungsrecht  der  Polizei  gegen  missliebige  Personen 
ermöglicht  wurde.  Die  Redner  des  Abg.-H.  bekämpfen  diesen  Missbrauch 
mit  der  Behauptung,  dass  dies  dem  Art.  V  der  Grundrechte  widerspreche  und 
den  Paragraphen  des  Strafgesetzbuchs  über  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht, 
durch  welche  auch  §  2  Nr.  2  des  Preuss.  Hcimathsgesetzes  antiquirt  sei.  Spater  ist 
jene  Preradenpolizei  durch  die  Aufenthaltskarten  durch  das  Beichsgcsetz  von 
1867  beseitigt.  —  Diese  Verhandlungen  enthalten  nach  Lage  der  Sache  wenig 
zur  Aufklärung  der  Streitfrage.  Ebenso  die  Verhandlungen  des  Deutschen 
Reichstags  von  1870,  Stenogr.  Ber.,  wo  zwar  der  Abg.  Dr.  Lasker  die  Auf- 
hebung des  Hcimathsgesetzes  §  2  Nr.  2  für  unzweifelhaft  erachtet,  aber  nur 
unter  Berufung  auf  die  juristischen  Autoritäten  ohne  nähere  Begründung. 
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besonderon   FrenKlenpolboi)    ilie  Grenzscheidung   zwischen 
aer  ^Niederlassung"    und   ein«.'ni    „voiiil)ergL*henden^  Aufenthalt 
v^s   nälier  zu    drfiiiin'n.      Ein   iirlntraiis  Ermessen  der  Pnüzei- 
ehörden   nher,    «d»   und   in  \vi*lcht^'in  M^uisse  die  Aufhäufung  ge- 
meingefährlicher bestrafter  Personen  unter  den  besonderen  Ver- 
Itnisseii  einer  Kommune  zu  veii lindern   ist,  wird   durch   keine 
'Gesetzgebung  zu  beseitigen  seiiu    Es  wHre  denkbar,  dass  man  in 
Preussen  ein  umfassendes  Landesgesetz  erliesst»  iiljer  die  „Zulässig- 
keit   der  Ausweisungen^   etwa    analog    dem  ha  irischen  (lesetz 
pber  „Heinmtli,  Verehelichnng    und   Aufenthalt^    vom   16.  April 
1868,  bei  dessen  Erlass  iibrigeus  ein  Bedenken  der  Vereinbarkeit 
mit  den  Artikeln    des  Strafgesetzbuchs  über    die  Pohzeiaiifsieht 
nirgends  erhoben  ist  (von  Rikdel's  Comnientar  zum  Gesetz  vom 
^16,  April  1868  5.  Aufl.   1881  S.  225— 246).    Mau  kann  in  einem 
^■lK>lelien    Gesetz    <lie   Palizeiheingniss   zu  Ausweisungen   sehr  iius- 
^ntihrlich  defimren,    wie  es    dort  Artikel  45  Nr.  1  —  10  geschelien 
~  ist.    Erschöpfen  kann  man  alier  diese  Griinde  (z.  B.  aus  sani- 
tätspoli^eilichen  Giümlen)   nicht,   und  aHe  legalen  Formubmugen 
können  ein  lireites  polizeiUches   arbitrium    doch  nicht  heseitigon. 
I      Jedenfalls  gehen  die  bairisclien  Bestimmungen  in  den  Hemmnissen 
^wder  Freizügigkeit   sehr  viel  weiter  als  das  preussische  Heimatiis- 
^■Besetz  von  1842,  und  auch  wolil  weiter  als  wiinschenswertb,  wenn 
^Bßan  dem  Bestraften  die  Möglichkeit  emes  redlichen  Ervverbs  er- 
^l^ichtem  will 

Es  ist  allerdings  ein  natürliches  Bestreben  des  richterlichen 
Berufes,  die  arbiträren  Gewalten  der  Polizei  nach  Möglichkeit  zu 
beseitigen,  und  dies  Bestreben  begegnet  sich  mit  der  Abneigung 
unseres  Publikums  gegen  Alles,  was  Polizei  heisst.  Allein  die 
immer  wiederkelirenden  Versuche,  das  gesammte  Gebiet  der  Po- 
lizeiverfügungen durch  das  Straf  rieht  er  amt  zu  ersetzen,  scheitern 
iin  den  praktischen  Bedüi^fiiissen  des  Lebens. 
Wohin  mau  gelaugt,  wenn  mau  darin  zu  weit  geht,  zeigen 
Bie  Sicherheitspolizeiverliältnisse  von  London,  Paris  und  anderen 
jßrossstädten.  Wenn  mau  in  woidmeinender  Intention  glaubt, 
i&in  abstractes  ^Ginindrecht^  der  Freizügigkeit  über  alle  Rechte 
des  kommunalen  Zusammenlebeos  setzen  zu  sollen,  so  verfehlt 
dies  Bestreben  seinen  Erfolg,  weil  das  Bedürfhiss  des  Lebens 
ich  dann  auf  andere  Weise  zu  helfen  weiss.  Es  ist  bekannt, 
rie  die  französische  Polizei  auch  solchen  Grundsätzen  gegenüber 
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sich  zu  helfen  weiss.  In  England  hat  die  fiiiher  unzureichende 
PoUzeigewalt  in  neuester  Zeit  Gesetze  heiTorgerufen ,  wie  die 
Habit ual  Orirainal  Acts,  wonach  der  unter  Polizeiaufsicht 
Gestellte  auch  ohne  einen  Beweis  einer  strafbaren  Handlung  zu 
Gefangnissstrafe  bis  zu  einem  Jahre  verurtheilt  werden  mag,  auf 
Anzeigen  des  PoUzeibeamten  wegen  ^Verdachts  eines  unred- 
lichen Erwerbs'*,  oder  wenn  er  unter  Umständen  betroffen  wird, 
welche  die  Absicht  der  Begehung  eines  Verbrechens  vermuthen 
lassen,  oder  wenn  er  in  einem  Wohnhaus,  Hof,  Geschäftslokal  etc. 
in  verdächtiger  Weise  betroffen  wird,  ohne  sich  über  die  Ab- 
sicht seines  Aufenthalts  ausweisen  zu  kömien  u.  s.  w. 

Solche  Erzeugnisse  der  Gesetzgebung  (und  dann  weiter  Aus- 
nahmsgesetze gegen  die  gemeingefahrhchen  Bestrebungen  etc.  etc.) 
kommen  zum  Vorschein,  wenn  man  die  Polizeigewalt,  wo  sie 
unentbehrHch  ist ,  dui-ch  Strafgesetz  und  Strafgerichte  zu  ersetzen 
versucht.  Ich  bin  auch  de  lege  ferenda  der  Ansicht,  dass  sich 
die  bürgerhche  Freiheit  besser  befindet,  weim  man  die  Polizei, 
da  wo  eine  Rücksicht  auf  die  individuellen  Verhältnisse  un- 
'  vermeidüch  ist,  walten  lässt  und  sich  mit  einer  Rechtscontrole 
der  Verwaltungsgerichte  begnügt,  wie  solche  jetzt  in  Preussen 
nach  jeder  Richtung  liin  vollständig  besteht. 

Dem  gestrengen  Kritiker  der  „Nation"  vom  II.  Octob.  1884 
muss  ich  zugestehen,  dass  die  Fassung  der  streitigen  Gesetze 
dazu  wie  geschaffen  war,  Missverständnisse  zu  erzeugen,  und  dass 
auch  die  Entscheidungen  des  K.  Oberverwaltungsgerichts  in  Folge 
der  sehr  gedrängten  Fassung  der  Gründe  Zweifel  übrig  lassen 
konnten.  Nach  dieser  volleren  Darlegung  der  Sachlage  aber 
wird  sich  mein  hochgeschätzter  Kollege,  Hen*  v.  Bar,  doch 
vielleicht  selbst  überzeugen,  dass  die  Vorwürfe,  welche  er  gegen 
den  obersten  Verwaltungsgerichtshof  erhebt ,  nicht  begründet  sind. 

Der  Gerichtshof  hat  keineswegs  ein  neues  Reichsgesetz 
aus  einem  alten  Landesgesetz  auszulegen  und  zu  restringieren 
versucht,  sondern  er  hat  festgestellt,  dass  das  ältere  Landes- 
gesetz eine  Spezialmaterie  aus  dem  Kommunalrecht  ordnet,  die 
durch    das    spätere    generelle   Reichsgesetz   nicht  berührt   wird. 

Der  Gerichtshof  hat  nicht  die  auszulegenden  Gesetze  aus 
einer  unsicheren  Quelle  (wie  aus  Aeusserungen  einzelner  Parla- 
mentsredner) interpretirt ,  sondern  er  hat  den  Willen  des  Gesetz- 
gebers aus  der  sichersten    Quelle  festgestellt,  die  es   überhaupt 
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^bt,  aus  den  Motiven  der  Gesetzesvorlage  und  aus  den  Kommis- 
usprotokollen  uikI  Plenarverhaiidhin^en  des  Staatsmths. 
Er  hat  niaht  versnfht  aus  „einige«  alten  ProtokijUen  des 
ttaatsraths'^  die  späteren  Bescldüsse  über  die  strafreehtliclie 
Stellung  unter  Polizeiaufticht  weg  zu  intei*pretiren,  sondern  er 
t  sich  überzeugt,  da,s8  in  jedem  »Stadium  der  Gesetzgebung  das 
eiraatlisgesetz  und  da^  Strafgesetz  nielit  dieselben,  sondern 
sehr  versdüedenartige  y,Matenen^  betreffen. 

Es    bedurfte   keiner   Ennahnung    an  den  Gerichtshof,    den 

lofien    WeHli    der    Freizüf^i^keit    und    die    gerechten     liedfiikm 

gen   die   Willkür   der  |»(dizeilirli(-ü  Ausweisungen    genügend   zu 

irürdigen :  er  lint  das  vollkommen   ausreichend')   gethtni  und  ge- 

irnhrt    schon    dureli  die  üflentliche  Verhandlung  der  Streitsachen 

Bgen  etwaige  Willkür  der  Folizeiverlugungen  einen  wirksameren 

i;hutz    als   die    RemühuTJfj:en   der    Sclniftsteller   umt   Parlanients- 

pdner    bislier    vermocht    ludien*    —  Dns  stolze  Wort  „civis  Ro- 

'inanus  sum'*  jKisst  in  diesem  Fall  «Inrchatis  nicht  auf  die  Tausen<le 

von    Diehen    und    Srliwindlern ,    welchi*    schon    seit    Jnhren    sieh 

daruaeli  sehnen,  ihren  Wohnsitz  aus  den  Provinzen  und  Ländern 

Deutschhmds  nach  Berlin  zu  verlegen. 

Die    Yerwaltungsgerlchte    machen    aber    oft    die    Erffdirun*^, 
-io    schwor    es    dem     an    die    Ci^il-    nud    Strtdjustiz    gewohuti'U 
Fiiristen    wird ,    (uddizistische   Rechtsverhältnisse    anth'rs    nU   vom 
imnkt  des  I  ndividn;i  1  rechts  anzusehen   und  der  hesnrHh'reti 


,^J  Der  GtidclrUhnf  winl  aucli  die  Aiiswmuugs-Vürfiiguiigi?ii  auf  Orunit 
ngfügigor*  Vergehen  keinesweg^a  nulVcilit  trlmlteti*  Ir» dmi  wmn^ni  atreitigen 
leisungftsadicii  wekhn  im  Latife  von  zehn  JidiiTii  zu  smwr  Kntaclieiiiung 
Bgt  sind,  liat  *^r  die  AiiswfisiiTigsverniirung'  l>ei«tiitigt  i?»'j^t'D  B.,  wek'lif*r 
Urkiiinlf^i»nil>itjlnmg  ?.d  netm  Mnnateii  GefViiigiiix«  vcrurtbeilt  war;  ge^eii 
welcher  wegen  DiekstahlÄ  iiml  Uiiti>rschlai?ini^  mit  -^  Monat  uml  2  Wochen 
3<?fSn^ni88  bestraft  war;  gegen  L.,  der  wogen  qualilicirtcn  Betrugs  und  {'infaclu-n 
tankeittlts  zu  zwei  Jahren  Göfitngnisa,  Verlust  ilor  Ehronreelite  etc.  vernrthein 
a.  s.  w.  Wenn  unser  Kritiker  Boilenken  erliebt  in  ö.  J.  ^  der  nur  wogen 
ersuch t<*r  Bt^mtenbest^cliung  m  drei  Monaten  liefängniss  veriirt heilt  sei,  so 
ftmmt  ca  aaf  die  Lage  der  Sache  m  coTicretn  au;  das  Strafgerichts-Urtheil 
ticbtett'  ilaa  Vergehen  als  mit  besonderer  „Frechheit"  (gewohnhettHinilsBigJ 
•fgaugfn  und  es  kam  dabei  auch  noch  ein  (wenn  auch  gerichtlich  nicht 
r'i  Vordacht  der  Verltindung  tuit  riner  FaUch  münze  rhu  n  de  In  Betracht. 
Ij  ist  der  Gerichtnlinf  ciituiictciif,  eine  ehväi  t<*nden?iiV.se  riandhabiing  den 

[•AaswcuHUiigsrci'hts  rn    verhütfo  imd  er  ht  nich  aciner  dieslaUigeu  Pflicht  sehr 
rabt  bewusftt. 

kn%\f  fir  AÜvnUichf«  Beobt  L  2.  %% 
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Natur  der  Verwaltungsreclitsnormen  gerecht  zu  werden.  Die 
Differenz  der  Anschauungen  beruht  zuletzt  darauf,  dass  man  von 
einer  Seite  das  Wesen  der  bürgerHchen  Freiheit  lediglich  darin 
sieht,  ob  und  wie  weit  der  Willenskreis  des  Einzelnen  durch  die 
Staatsgewalt  beschränkt  werden  daif;  während  man  von  der  an- 
deren Seite  auch  die  Rechtsverhältnisse  im  Auge  behalten  muss, 
die  zwischen  dem  Staat  und  dem  Einzehien  Hegen,  und  welche 
das  Leben  der  Koimnune,  der  Kirche  und  anderer  öffenthch 
rechtlicher  Verbände  zu  ordnen  berufen  sind.  Das  Verwaltungs- 
gericlit  muss  die  praktischen  Zwecke  seuier  Venvaltungsnonnen 
im  stärkeren  Maasse  vor  Augen  belialten,  als  der  Civil-  und 
Strafrichter,  wenn  es  nicht  auf  Schritt  und  Tritt  vor  ein  vacuimi 
oder  absurdum  gerathen  will.  Die  Rechtsprechung  der  Verwaltungs- 
gerichte ist  freilich  verhältnissmässig  von  so  neuem  Datum,  dass 
eine  allseitige  Verständigimg  über  die  Verschiedenartigkeit  des  Rechts- 
sclmtzes  —  nach  dem  verschiedenen  Wesen  der  Justiz-  und  der 
Vei'^s'altungsgesetze — keineswegs  leicht  ist.  Aber  sie  schreitet  weiter 
mit  der  Stabilierung  der  Verwaltungsrechtsprechung,  und  die  viel- 
seitige Bildung  des  deutschen  Juristen,  welche  durch  die  Natur 
und  Entstehung  unseres  „Gemeinen  Reclits'*  l)edingt  ist ,  wird 
auch  diese  Sch\vierigkeit  lösen,  wie  sie  eben  so  scliwere  Auf- 
gaben bereits  gelöst  hat.  Zur  Klärung  derselben  tragen  ab(»r 
concrete  Streitfragen  des  öffentlichen  Reclits  iit  der  Regel  mehr 
b(^i,  als  allgemeine  theoretische  Untersuchungen  über  die  „Natur- 
der  Verwaltungsrechtsprechung  ^). 


**)  Ich  thoile  insoweit  nicht  die  pessimistische  Anlfassung  einos  ncnost<»n 
Schriftstellers  (Gümplowicz.  Sociologie  18^5) ,  der  an  einer  Verstandigimp 
Überhaupt  zweifelt  und  diesem  Zweifel  (S.  241)  folgenden,  in  der  That  des- 
peraten Ausdruck  giebt:  ^Im  Grunde  hat  es  über  die  einzelnen  Theile  des 
Rechts  nie  einen  Widerspruch  gegeben;  denn  die  Einen  (die  Staatsmänner) 
kümmerten  sich  nie  ums  Privatrecht,  und  ihre  Behauptungen  über  das  Recht 
galten  nur  dem  Staatsrecht.  Die  Andern  aber  (die  Juristen)  die  stecken 
immer,  wie  heutzutage  noch,  bis  über  die  Ohren  im  Privatrecht,  und  haben 
von  jeher,  wie  meist  noch  heutzutage,  über  den  Staat  die  beschranktesten 
Ansichten  gehabt;  daher  waren  ihre  Meinungen  und  Behauptungen  immer  nur 
fürs  Privatrecht  brauchbar,  fürs  Staatsrecht  lieferten  sie  immer  nur  „Poctriri", 
d.  h.  schätzbares  Material  für  den  Papierkorb,  wie  noch  heutzutage!" 


Ueber  die  Auslieferung  der  Inländer  wegen  der  im 
Auslande  begangenen  Verbrechen. 

Von 
H.  J.  HamakeR; 

ProfoHSor  ilcr  Re«'bte  in  Utrecht. 

Dem  Gegenstände  unserer  Darstellung  gebricht  es  sicher 
nicht  an  Actualität.  Im  inteniationalen  Strafrechte  gibt  es  keine 
Frage,  ausgenommen  vielleicht  die  über  die  Auslieferung  wegen 
politischer  Verbrechen,  welche  in  den  letzten  Jahren  mehr  die 
Aufmerksamkeit  der  Fachkreise  erregt  hätte,  als  diese.  Jedoch 
ist  man  noch  immer  weit  davon  entfernt,  sie  schon  für  abge- 
schlossen halten  zu  können.  Es  bedarf  desshalb  wohl  keiner  Ent- 
schnldigimg,  wenn  sie  hier  noch  einmal  einer  speciellen  Unter- 
suchung unterw^orfen  wird.  Ich  glaube  nicht  sehr  zu  irren,  wenn 
ich  annehme,  dass  nur  durch  eine  principielle  Behandlung  der 
Frage  über  dieselbe  etwas  mehr  Licht  verbreitet  werden  könnte. 
Dass  sie  am  engsten  mit  dem  ganzen  internationalen  Strafrecht 
zusammenhängt,  ist  schon  oft  erkannt.  Dass  sie  nur  in  diesem 
Zusammenhange  begriffen  und  gelöst  werden  kann,  dieses  wenig- 
stens hoffe  ich,  wird  durch  diesen  Aufsatz  über  allen  Zweifel  er- 
hoben werden. 

Wir  wollen  mit  der  Erörterung  der  gegenwärtigen  Lage  vor- 
liegender Frage  beginnen. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Auslieferung  wegen  Verbrechen  als 
eine  geregelte  Institution  eigentUch  erst  seit  diesem  Jahrhunderte 
besteht.  In  fiiiheren  Jahrhunderten  fehlte  es  nicht  an  be- 
sonderen Fällen  von  Ausliefening;  dass  diese  jedoch  verhältniss- 
mässig  selten  waren,  und  nicht  nach  festen  Regeln  stattfanden, 
erhellt  hinreichend  aus  der  Lehre  der  Criminalisten  und  Praktiker, 

19* 
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die  von  Auslieferung  nichts  hören  wollten  und  höchstens  zugaben, 
dass  die  Staaten  für  ein  einziges  Mal  und  unter  hinlänglicher 
Garantie  gegen  das  Ableiten  einer  Regel  aus  dem  besonderen 
Falle  sich  dazu  entschUessen  konnten.  Ja  selbst  zwischen  den 
verschiedenen  Gerichten  eines  und  desselben  Staates  wurde 
die  Auslieferung  eines  Verbrechers  als  etwas  Abnormales,  als  eine 
Gunst  und  nicht  als  eine  Verpflichtung  betrachtet.  So  war  es 
z.  B.  der  Fall  hier  zu  Lande  (Nicderland)  nicht  nur  zwischen 
den  Gerichten  verschiedener  Provinzen:  dieses  verstand  sich  von 
selbst,  da  die  Provinzen  hinsichthch  der  Justizverwaltung  als 
souveräne  Staaten  auftraten;  sondeni  auch  zwischen  den  ver- 
schiedenen Gerichten  der  St<adt  und  des  Landes  innerhalb  einer 
und  derselben  Provinz  galt  die  Auslieferung  als  der  Regel  zu- 
>\iderlaufend.  Nur  bei  den  Lehrern  des  Völkerrechtes,  so  bei 
Hugo  Grotius  und  seinen  Nachfolgern,  findet  man  eine  andere 
Ansicht.  Sie  erkannten  selbst  zwischen  souveränen  Staaten  eine 
Regel,  welche  die  Auslieferung  des  Verbrechers  erheischt,  sprachen 
aber  hierdurch  nur  aus,  was  ihrer  Meinung  gemäss  nöthig  und 
aus  dem  zwischen  den  Staaten  bestehenden  Verhältniss  gegen- 
seitig abzuleiten  war,  nicht  aber  was  in  der  Praxis  thatsächlich 
stattfand. 

Ich  glaube  vielmehr  den  thatsächliehen  Zustand  mit  Bezug 
auf  die  Auslieferung  und  den  Umfang  des  Gebietes,  wofür  die 
Staaten  und  die  Unterabtheilungen  der  Staaten  von  ihrer  Straf- 
befugniss  Gebrauch  machten,  am  Endo  des  vorigen  JaJirhunderts 
wie  folgt  beschreiben  zu  dürfen. 

Jeder  Richter  bestrafte  die  Verbrechen ,  welche  innerhalb 
seines  Sprengeis  von  wem  immer  und  gegen  wen  immer  auch 
begangen  wurden;  er  that  dies  kraft  des  forum  delicti  commissi. 
Der  Verbrechen,  welche  ausserhalb  seines  Sprengeis  jedoch  inner- 
halb des  Grundgebietes  des  Staates  von  Personen  begangen  wurden, 
welche  innerhalb  seines  Sprengeis  wohnten,  nahm  er  sich  gleich- 
falls an,  wenn  sie  von  irgend  einem  Belange  waren ;  es  sei  denn, 
dass  er  es  fiir  gut  fand,  den  Schuldigen  für  ein  einziges  Mal  und 
als  besondere  Gunstbezeuguug  dem  iudex  delicti  commissi  zu  über- 
geben. Im  Falle  er  selbst  strafte,  so  that  er  dieses  kraft  des 
forum  originis  oder  domicilii.  Und  endUch,  wurde  ein  Verbrechen 
ausserhalb  seines  Sprengeis,  jedoch  innerhalb  des  Gebietes  des 
Staates  dm*ch  Jemand  begangen,   welcher  nicht  innerhalb  seines 
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Sprengeis  wohnte^  imd  mirde  rier  Sclmkligp  innerlialh  der  Grenzen 
seiner  Gerichtsbarkeit  erginflen,  dnuji  Ijielt  er  sieh  auch  vermöge 
des  forum  deprehensionis  zur  Bestrutung  des  »Scliutdigeu  befugt. 
Nui"  bei  ganz  besonderen  Anlässen  mag  er  sieb  diizu  eiitscblosseu 
haben,  —  sei  es,  weil  er  es  füi'  liesser  liielt,  sei  es  aus  Ge- 
fälligkeit in  einem  besondern  Fiille,  der  aber  dann  doeh  nieht  rds 
Pracedeüzlall  gelten  durfte,  —  den  Sehuldigeii  dem  iudex  delicti 
commissi  auszuUefertL 

Was  gesebali  aber,  wenn  tUis  Verln-echen  ausserhalb  der 
Grenzen  des  Staatsgebieten  l>egaugeu  worden  war?  Es  unterliegt 
nach  meinem  DatÜrbalten  keinem  Zweifel,  dass  auch  dann  dei- 
Richter,  innerhalb  dessen  Bereic!jes  der  Scbiddige  wolmbaft  war 
oder  ergi'iffen  wurde,  tiir  befugt  gelialteu  wurde,  ihn  zur  Verant- 
wortung zu  zielien.  Daneben  jedoch  steht  es  wohl  fest^  dass 
tliatsäclilicb  von  dieser  Befugniss  höchst  selten  Gebrauch  gemacht 
vrm*de*  Bei  den  Scbriftsteüern  des  17.  und  18.  Jabrlimiderts 
findet  mfin  denn  auch  mit  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  so  gut 
wie  keinerlei  Bemerkimg.  Sie  erörtern  die  drei  fora,  aber  der 
Fi^age,  ob  von  den  foris  domicilii  und  deprehensionis  auch  (ie- 
hrauch  gemacht  werden  muss  mit  Bezug  auf  ausländisclie  Ver- 
brechen, wird   nur   vor»    Einzelnen    und    von    diesen    auch  nur  im 

i  Vorbeigehen  Erwülmung  gethan.  Erst  seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  trat  diese  Frage  mehr  in  den  Vordergrund  uml 
^\iirde  vun   einigen  Sclu*iftstellern  ex  professo  behandelt. 

Ebensowenig  wie  die  Staaten  ausserhalt)  des  Landes  began- 

►  gene  Verbrechen  selbst  straften,  ebensowenig  setzten  sie  durch 
Auslieferung  den  Staat,  innerliidb  dessen  Gebietes  das  \' erbrechen 
veinibt  wai*,  in  die  Lage,  die  Bestrafung  selbst  vorzunebmeiL    Die 

i  Auslieferung  erfolgte  gewiss  nur  btkdist  selten  und  nur  einige 
St^iaten  Hessen  sich  einzelneu  anderen  gegenüber  und  dann  auch 
nia*  in  ^ehr  ernsten  Fällen  hierzu  bereit  finden.  Un<l  so  kam 
CS  denn,  das»  die  Staaten  Eurot>a"s  wechselseitig  zum  Asyle  von 

}  Verbrechern  flien  ten. 

Am  Ende  des  vorigen   und  am   Anfange  dieses  J.Thrhundcrts 

[  trat  eine  wesentliche  Aendenmg  ein  in  ih^ni    bisherigeji  Zustnnd. 

t  Der  literarischen  Arbeit  einzelner  Autureu  folgend,  heganm^n  die 
Gesetzgeber  sich  ilie  Erage  zu  stellen,  welcher  sie  bis  jetzt  idfejibar 
aus  dem  Wege  gegangtiu  waren,  die  Erage  niindieh.  welche  Haltung 
die  Strafrcchtspflege  des  SUiates  den  im  Auslande  verübten  Ver- 
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brechen  gegenüber  einzunehmen  habe.  In  den  meisten  Gesetz- 
büchern des  Strafrechtes  oder  dos  Strafprocesses,  welche  am  Ende 
des  vorigen  imd  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  eingeführt  wurden, 
finden  wir  den  GegensUmd  und  zwar  gewöhnUch  in  dem  Sinne 
geregelt,  dass  die  Staaten  ausser  den  von  wem  inmier  oder  gegen 
wen  immer  innerhalb  des  Staatsteiritoriums  begangenen  Ver- 
brechen auch  noch  gewisse  schwerere  von  eigenen  ünterthaneu 
im  Auslande  begangene  Verbrechen  verfolgen  und  strafen  zu  wollen 
erklärten.  Einige  von  diesen  Gesetzbüchern  unterbreiten  ausser- 
dem dem  inländischen  Strafrichter  Verbrechen,  welche  von  Aus- 
ländern ausserhalb  des  Landes  gegen  den  Stallt  selbst  oder  gegen 
seine  Unterthanen  begangen  wui-den;  die  meisten  aber  thun  es 
nicht  und  aus  diesem  Grunde,  wie  auch  um  nicht  zu  weitläufig  zu 
werden,  lasse  ich  diese  Bestimmimgen  vorläufig  ausser  Betracht. 
Die  Gesetzbücher  bringen  also  unter  die  Competenz  der  inlän- 
cüschen  Strafrichter  die  Verbrechen,  welche  innerhalb  des  Staats- 
gebietes verübt  sind  und  diejenigen,  welcher  sich  Unterthanen  im 
Auslande  schuldig  machten.  Mit  anderen  Worten,  sie  halten  sich 
dem  Auslande  gegenüber  an  das  forum  deUcti  conmiissi  und  das 
formn  domicilii,  das  fomm  dei)rehensionis  dagegen  lassen  sie 
fallen ;  der  Verbrechen,  welche  von  Ausländem  im  Auslande  verübt 
werden,  sich  anzunelmien,  dazu  zeigte  man  sich  jetzt  ebenso 
abgeneigt  als  man  es  früher  gewesen,  mid  man  ging  jetzt  nur 
insofern  weiter  als  ehedem,  als  man  durch  die  ausdrückliche  ge- 
setzliche Regelung  der  Frage  sich  nun  selbst  unbefugt  machte, 
rechthch  ausser  Stande  setzte,  von  den  im  Auslande  begangenen 
Verbrechen  Kenntniss  zu  nelmaen. 

AVünschte  man  aber  denn  in  der  That,  dass  der  Staat  in 
der  Folge  >vie  früher  zum  Asyle  für  fremde  Verbrecher  dienen 
sollte?  Im  Gegentheü,  man  begriff  besser  als  man  es  je  gethan 
hatte,  dass  dieser  Zustand  nicht  länger  andauern  dürfte,  da  er 
nur  allzusehr  als  Ermuthigung  zum  Verbrechen  diente.  Vielmelu* 
glaubte  man  zugleich  heber  auf  andere  Weise  Abhülfe  schafien 
zu  müssen,  nämhch  durch  das  Institut  der  Auslieferung.  Indem 
die  Gesetzgeber  zu  Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahr- 
hunderts das  fonim  deprehensionis  mit  Bezug  auf  ausländische 
Verbrechen  fallen  Hessen,  erklärten  sie  sich  zugleich  bereit,  fremde 
Verbrecher,  welche  liierher  geflüchtet  waren,  demjenigen  Staate 
auszuliefern,    unter   dessen  Competenz   sie    nach  Maassgabe    des 
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Ortes  des  begangenen  Verbrechens  oder  ihres  Wohnsitzes 
geliörten. 

Diese  in  den  meisten  üesetzl)ücl»ern  der  bezeichneten  Epoche 
niedergelegte  Regelung  der  Fi-age  gilt  wie  bekannt,  nocli  lieut  zu 
Tage.  Man  iuidet  sie  mit  unzählbaren  Variationen  in  den  Einzel- 
I  leiten  in  beinahe  aUen  (lesetzgebungen  der  letzten  Zeit  wieder. 
Und  richten  wir  unser  Auge  auf  die  Praxis,  so  sehen  wir,  wie 
die  Ausüeferungen  an  fremde  Regierungen  je  länger,  je  maimich- 
faltiger  geworden  sind,  und  dass  die  Verträge,  durch  welche  die 
Staaten  sich  zur  AusUeferung  verbinden,  in  reicher  Menge  zu 
Stande  kamen.  Zugleich  begann  die  Wissenschaft  sicli  mit  unserer 
Frage  zu  beschäftigen:  durch  sie  >vurden  aus  der  Praxis  die  Regeln 
abgeleitet,  denen  die  Auslieferung  unterworfen  sein  soll.  So  war 
sie  nicht  länger  eine  von  der  Laune  des  AugenbHckes  abhängige, 
zufällige  Handlung,  sondeni  zu  enier  ausgebildeten  Rechtsinsti- 
tution geworden. 

Wie  stellte  sich  unterdessen  das  Verhältniss  hinsichtUch  der 
eigenen  Unterthanen?  Wurden  auch  diese  ausgeliefert  wegen  aus- 
ländischer Verbrechen?  Im  selben  Zeit|)unkte  als  die  oben  be- 
schriebene Entwickelung  stattfand  und  die  jetzt  noch  geltenden 
Hauptregeln  des  hitemationalen  Strafrechtes  sich  befestigten,  ent- 
stand die  Regel  der  Nichtauslieferung  der  eigenen  Unterthanen, 
welche  den  Gegenstand  unserer  Untei-suchung  bildet.  Bei  den 
Schriftstellern  des  16.,  17.  und  18.  .lahrhunderts,  insoweit  ich 
Gelegenheit  hatte,  sie  zu  Rathe  zu  ziehen,  kommt  sie  nicht  vor; 
sie  sprechen  über  diesen  Punkt  nicht  und  dies  braucht  uns  auch 
nicht  Wunder  zu  nehmen.  Wer  (hi  glaubt,  dass  der  Staat  nie 
zui*  Auslieferung  verpflichtet  ist  und  dass  diese  nur  ganz  ausnahms- 
weise aus  besonderer  Gunst  zugestanden  Averden  kami;  wer  dess- 
halb  idles  von  den  Umständen  des  besonderen  Falles  abhängig 
machen  will,  der  Imt  es  auch  nicht  nöthig  der  Frage  näher  zu 
treten,  ob  eigene  Unterthanen  ausgeliefert  werden  sollen  oder 
nicht.  Auch  dai'über  kann  pro  re  nata  ein  Entschluss  gefasst 
werden.  Anders  wurde  es  aber  als  man  dazu  übergieng,  die 
Auslieferung  <ds  Regel  in  dem  Gesetze  hinzustellen,  .letzt  war 
sicherlich  auch  die  Zeit  gekommen,  diese  Frage  aufzuwerfen  und 
es  war  imr  natürlich  und  kein  Wunder,  dass  man  sie»  vcniehiend 
beantwortete.  Denn  die  Auslieferung  wurde  als  eine  Ergänzung 
der   eigenen  Straibefugniss  betrachtet   und  konnte   iüso   Inländer 
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nicht  betreffen,  da  diese  auch  wegen  im  Auslande  begangener 
Verbrechen  von  den  einheimischen  Richtern  zur  Bestrafung  ge- 
zogen werden  konnten.  Man  hatte  das  forum  deprehensionis 
insoweit  es  ausländischen  Verbrechen  galt,  fallen  gelassen  und  durch 
die  Auslieferung  ersetzt,  —  das  forum  domicilii  aber  beibehalten. 
Wie  sollte  man  also  dazu  gekonunen  sein,  auch  den  Unterthan 
wegen  ausländischer  Verbrechen  der  Auslieferung  zu  unterwerfen? 
Man  führte  dadurch,  dass  man  die  Auslieferung  als  Regel  in  das 
Gesetz  aufhalim,  etwas  Neues  ein  und  beschränkte  die  neue  Ein- 
richtung sehr  natürUch  auf  diejenigen  Fälle,  für  welche  sie  un- 
entbehrKch  war. 

Seit  dem  Anfang  des  vorigen  und  dem  Beginne  dieses  Jahr- 
hunderts ist  die  Regel,  dass  Unterthanen  nicht  ausgeliefert  werden, 
auf  dem  Festlande  Europa's  ziemlich  strenge  gehandhabt  worden. 
In  vielen  Gesetzgebungen  ist  sie  aufgenonmien  und  auch  von  den- 
jenigen Staaten,  in  deren  Gesetzgebimg  sie  nicht  zu  finden  war, 
wurde  sie  in  der  Praxis  und  beim  Abschlüsse  völkerrechtlicher 
Verträge  als  Direktive  beobachtet.  Eine  Ausnahme  hiervon  bil- 
deten nur  die  Länder  des  Englischen  Rechtes.  In  diesem  Rechte 
wurde  ein  forum  domicilii  mit  Bezug  auf  die  im  Auslande  be- 
gangenen Verbrechen  nur  ausnahmsweise  anerkannt,  wesshalb  auch 
England  und  Amerika,  als  sie  einmal  die  Nothwendigkeit  der  Aus- 
liefeining  im  Allgemeinen  einzusehen  anfingen,  nichts  dagegen  hatten, 
sie  auch  auf  eigene  Unterthanen  anzuwenden. 

In  den  Niederlanden  kommt  das  Verbot  schon  vor  in  den 
Gesetzbüchern  von  den  Jahren  1799^)  und  1809*).  In  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung,  sowie  sie  liier  im  Jahre  1811  in  Kraft 
trat,  wurde  es  nicht  gefunden:  daher  denn  auch  in  einem  Ver- 
trage, geschlossen  mit  Hannover  im  Jahre  1817,  die  Ausheferung 
eigener  Unterthanen  zugestanden  werden  konnte,  unter  dem  Vor- 
behalte allerdings,  dass  die  contrahirenden  Theile  befugt  sein 
würden,  sie  in  jedem  besonderen  Falle  zu  verweigeni  und  sie  zu 
gewähren  nur  gehalten  sein  sollten  „bei  solchen  schweren  und  ab- 
scheuhchen  Verbrechen,  welche  denjenigen,  der  sich  ihrer  schuldig 
machte,  jeder  Beschützung  von  Seiten   der  Regieining  unwürdig 


*)  Art.  98 :  Staatsangehörige  dieser  Republik  sollen  nie  einem  auswärtigen 
Richter  ausgeliefert  werden. 

')  Art.  965:  Staatsangehörige  sollen  nie  an  Richter  oder  Collegien  ausser- 
halb des  Reiches  übergeben  werden. 
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lachen  wiirde^.  In  allen  anderen  von  den  Niederlanden  geschlossenen 
Verträgen  wurde  das  Verbot  der  Ausliefenmg  eigener  Untertlianen 
I  fiiisdrüeklich  aulgenoninien.  Das  Verliissunf^sgosetz  vam  Jalu*e  1848 
^sanctionirte  es,  wie  niun  gewolinlich  anninnnt  im  Art.  3  §  2'^): 
^■nan  betrachtete  damiüs  die  Nichtsuisliefenmg  bü  sehr  für  selbst- 
^fcerstnndliclL  dass  ninn  an  ein  ausdriii-kliclies  Verbot  nicht  einmal 
Pftachte.  In  den  beiden  die  Auslieferung  regelnden  Gesetzen  (das, 
insoweit  jetzt  aufgehobene  Gesetz  vom  1.').  Augii8t  1849  Staats^- 
"Wad  Nr.  39  Art.  20  und  das  Gesetz  vorn  ö.  April  1875  Staats- 
h\d  Nr.  66  Art.  16),  wird  denn  auch  dem  Gesuch  der  Aushefenmg 
Eegenüber  eine  E i u r e d e-  d es  Staats  1» ü r g e r t h u m s  zuerkamit . 
So  wurde  denn  die  Regel,  dass  Unterthanen  nicht  ausgeliefert 
rerden,  wenigstens  auf  dem  Festland  von  Enropa,  formlieh  /ii 
j^nem  Glaubensartikel j  über  dessen  Wahrheit  ein  Zweifel  nielit 
Qtsteben  durfte,  bis  derselbe  in  den  letzten  Jahren  nicht  allein 
^on  englischer,  sondern  auch  von  verscliiedeneu  anderen  Seiten 
lergisch  angefochten  ^nn'de. 

Gegenwärtig   ist  die  Zaiil   der  Rekämpfer  schon  sein'  gi'oss. 
Man  tritfl  deren,  ausser  in  England,  anili  in  Frankreich,  Deutsch- 
end und  Italien  an  und  auch   die  Xiedeihuide  Ijht^ben  an  dieser 
Jtelle  nicht  zurück,  bis en^lhch  auch  das  Institut  de  droit  international 
seiner  im  Hepternber  1880  zu  Oxford  gehaltenen  Vei-sammlung 
Frage  näher  trat.    Dasselbe  s])ri€lit  sich  in  seinen  bekannten 
Jeschlüssen  über  das  internationalr  Strafreclit  unter  Xunmier  VI 
folgendemnuussen  aus:  ^Entre  [)ays  dont  les  h'gislatioiis  enminelles 
eposeraient  sur  des  bases  analogues,  et  cpd  auraient  une  mutuelle 
^onfiance  dans   leurs  institutiuus   judieiidres,  IV'xtradition   des  na- 
iouaiix  serait  un    nioyen  dassurer  la  bonne  administratiou  de  la 
stice  pemde,  parce  tproii  doit  considerer   comnie  desirable  fpu.^ 
juridiction    du    forum     debcti    connnissi  soity  autant   rpie  pos- 
ttble,  appelee  a  juger.'^ 

Man  kann  die  (irimde,  mit  deren  Hülfe  die  Auslieferung  v*vn 
Unterthanen  bekämpft  wirth  so  wie  diejenigen,  mit  welchen  sie  ver- 
theidigt  wird,  in  zwei  Klassi^n  zerlegen.  Upv  eiuen  Griip]*r  [iriu- 
dpk*Uer  Ai'gumente  zu  Folge  soll  eine  derartige  AusIief<Tujig  dem 
Wesen    des   internationalen  Strtdrecbtes  sowie   dem  Verhält nissu 


W 


*)  ,Das  (gewöhn! iclje)  Gesetz   regelt   die  Zulassung   und   div  Ausweisung 

von  Fr  »Müden,  sowie  die  allgemeinen  Be(lin;^un)^0!i.    unter  weldien  über  ilirü 

uslief<?rttng  mit   fremden  Ikgicrungen  Verträge  geschlossen   werdon   kCpiiiieu*'. 
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widersprechen,  welches  von  Ntitur  und  Reclitswegen  zwischen  dem 
Staate  und  seinen  ünterthanen  l)esteht;  und  auf  der  anderen  Seite 
wird  mit  gleich  starker  Ueberzeuguug  dargetlnui,  dass  die  Aus- 
lieferung von  l^nterthanen  von  den  richtig  erkannten  Gnmdsätzen 
aus  gefordert  werden  müsse.  Jedoch  neben  diesen,  den  walireu 
oder  venneintlichen  Rechts})rincipien  entlehnten  Beweisgründen 
führt  man  von  beiden  Seiten  auch  Nützhchkeitsgründe  zum  Beweise 
dafür  an,  dass  entweder  die  Auslieferung  jetzt  noch  nicht  ange- 
bracht sei,  oder  dass  sie  zur  besseren  Bekämpfung  des  Ver- 
brechens allerdings  wohl  angebracht  sei. 

Die  Nützhchkeitsgründe  werde  ich  bei  Seite  lassen;  ich 
will  mich  ausschliesslich  mit  der  Principienfrage  beschäftigen. 
Hier,  wo  die  Frage  ganz  im  Allgemeinen,  ausser  aUer  Be- 
ziehung zu  irgend  einem  bestinmiten  Staate  hingestellt 
wird,  scheint  diese  Beschränkung  wünschenswerth  zu  sein,  um 
so  mehr  als  die  principielle  Frage  wohl  an  und  für  sich  ge- 
nug des  Interessanten  darbietet.  Die  verschiedenen  principiellen 
Argumente  nun  liaben,  wi«  es  scheint,  ihren  Ursprung  in  einem 
wemi  auch  nicht  immer  deutlich  in  den  Vordergrund  gestellten 
Untei'scliiede  in  der  Auffassung  der  Aufgabe,  welche  der  Stallt 
mit  seiner  Strafrechtspflege  zu  erfüllen  hat,  und  in  Verbindung 
hiemiit,  in  der  verscliiedenen  Auffassung  der  eigenthchen  Natur 
der  AusHeferung. 

Der  Keni  der  Tlieorien  des  internationalen  Strafrechtes  ibt 
in  der  Unterscheidung  zu  suchen,  welche  sie  bei  den  in  gleicher 
Weise  innerhalb  der  Bestünmungen  des  Strafrechtes  fallenden 
Handlungen  eintreten  lassen,  je  nachdem  sie  den  Oi*t  oder  (He 
Nationalität  der  Pei*sonen  ins  Auge  fassen,  an  welchem,  beziehungs- 
weise von  welchen  oder  gegen  welclie  jene  strafl)ai'en  Hand- 
lungen verübt  wurden.  Es  gibt  Fälle  von  Todtschlag  und 
Diebstahl,  so  lehrt  man,  welche  diesen  Staat  betreffen,  dei-er 
sich  dieser  Stjuit  anzunehmen  hat  und  als  strafwürdig  be- 
handeln muss,  weU  sie  innerliall)  sehies  Gebietes,  oder  von,  be- 
ziehungsweise gegen  seine  Ünterthanen  begangen  worden  sind, 
und  es  gibt  andere  Fälle  von  Todtschlag  und  Diebstahl,  womit 
dieser  Staat  sich  nicht  zu  befasssu  hat,  weU  sie  nicht  der  obigen 
Anforderung  des  Ortes  oder  der  Nationidität  entsprechen.  Dabei 
stützt  man  diese  Unterscheidung  auf  den  folgenden  Kechtsgi'und : 
die  Handlmigen,    bei  welchen   die    angegebenen  Beziehungen  des 
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)rte8  oder  der  Nationalität  zutreffen,  siollpn  sieb  als  solche  dar, 
reiche  ^^g^n  dm  Recht  oder  die  Rechtsordnung  dieses  Staaten  ge- 
jcUtet  sind,  es  sind  liebertretnngen  .seines  Gesetzes,  Verletzungen 
eiiies  ßechtei?;  er  hat  also  dir  Bet'ugniss,  t^ie  als  Verbrechen  zu 
ciualificiren  mul  zu  stritten.  Die  Hundlungen  jedoch,  welche 
weder    innerlMdh    seines  (Teluotes,    nneh   durch   oder   gegen  seine 

ILnterthauen  verübt  worden  sind,  iniigen  sie  auch  vom  niorulischeii 
|Btaiid]>iüikte  aus  dm-chaus  verwerthch  sein,  sind  vom  juristischen 
jBesichtspuukte  ftir  chesen  Staat  gleicligültig  und  nicht  «trafbai% 
penn  sie  sind  nicht  ge^en  ihn  und  seine  Rechtsordnung  gericlitet, 
\  Ich  >viederhole  es,  hier  hegt  der  Kern  der  Thi^orien  des  inter- 
liationalen  Sti*afrechtes  und  der  Punkt,  worin  sie  heinahe  alle 
rd>ereinstimmen,  Sie  zielien  eine  (Trenzlinie  zwischen  Hand- 
lungeu,  welche  alle  gleicherweise  innerhalb  der  ßestinnunngen  des 
I  Strafgesetzes  irgend  eines  Staates  fallen :  was  diesseits  der  Unter- 
^Bscheidungslinie  liegt,  ist  für  diesen  Staat  Verbrechen;  was  sich 
^^uf  jener  Seite  befindet ,  ist  für  diesen  Staat  kein  Verbrechen, 
^Mrie  unmondisch  es  immerhin  anch  an  sieb  sein  mag*  Nur 
^Hnsofeni  gibt  es  einen  Untei'schied  zwischen  den  verschiedenen 
"Theorien  :ils  die  (jren7>liiiie  hier  üinlers  als  dort  gezogen  wird. 
^Wälirend  einige  das  Augenmerk  nur  auf  den  Ort  gerichtet 
ben  wollen,  wo  das  Verbrechen  stattfand  luid  die  Grenz- 
ie  «wischen  den  Handhmgen  zusamnienfidlen  lassen  mit  den 
Jrenzen  des  Staatsgebietes,  wollen  Andere  aucli  einen  TlieU 
er  Handlungen,  welche  ausserlialh  des  Staatsterritoriums  verübt 
Tirden,  unter  den  Begi'ifl*des  Verbrechens  aulhebmen;  jene  Haml- 
"lungen  nandich,  welche  ausserhalb  des  (Tebietes  begangen  wurden, 
DI  es  niu'  von,  sei  es  nur  gegen,  oder  von  und  gegen  Untcr- 
oeii  des  diesseitigen  Staates,  f»der  gegen  den  Staat  selbst. 
Als  was  stellt  sich  nun  im  Jjichte  einer  derartigen  Tlieorie 
iie  Ausheferung  dar?  Sie  ist,  nnd  das  ist  auch  zugleich  die  Vor- 
teil ung^  welche  man  hei  der  nbergrossen  Melu'zald  der  Schrift- 
eUer  wiederhiidet,  eine  That  der  Hülfe  des  einen  Staates  gegen 
pen  anderen,  eine  Hülfe  in  der  Ausübung  seiner  rfuris^lictioiL  Es 
&t  eine  That  verübt  worden,  welche  in  Bezug  auf  diesen  Staat  kein 
V'erbrechen  ist  nnd  welche  er  desshalb  weder  veriVjlgen  will  noch 
^Harf;  irgend  ein  anderer  Staat  dagegen  erkermt  eben  dieselbe 
^^riiat  dtu'chaus  als  ein  Verbrechen  an.  Wenn  mm  der  erstgenannte 
Staat  den  aushindischen  Thäter  in  seiuei'  Macht  bat^  was  soll  er 
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dann  thun?  Strafen  >^ill  und  darf  er  ihn  nicht;  ^er  hat  also  die 
Wahl  nur  zwischen  zwei  Dingen:  entweder  den  Thäter  in  Ruhe 
zu  belassen  und  ihm  so  vielleicht  die  Gelegenheit  zu  verschaffen, 
ruhig  die  Früchte  seines  Verbrechens  zu  geniessen  und  neue  vor- 
zubereiten, oder  ihn  dem  Staate  gegen  dessen  Rechtsordnung  das 
Verbrechen  verübt  worden  war,  zu  überhefeni,  damit  dieser  nun- 
mehr in  der  Lage  sei,  über  ihn  die  verdiente  Strafe  zu  verhängen. 
Früher  nun  mag  man  meistens  dem  ei*sten  Theile  des  Dilemma's 
den  Vorzug  gegeben  haben,  jetzt  jedoch  geht  das  nicht  länger 
mehr  an.  Erstens  widersetzt  sich  Diesem  das  zumeist  freundschaft- 
liche und  auf  gegenseitiger  Anerkennung  beruhende  Verhältniss 
zwischen  den  Völkern  unter  ehiander.  Wie  würden  sie  sich  weigern 
können,  einander  in  der  Ausführung  einer  solch  wichtigen  Auf- 
gabe, wie  es  die  Administration  der  Justiz  ist,  beizustehen?  Und 
zweitens,  wo  würde  es  hinauslaufen,  >venn  jeder  Staat  die  Ver- 
brecher jedes  anderen  Staates  aufnehmen  und  beschirmen  wollte? 
Würden  nicht  durch  die  HoflEhung  auf  Straflosigkeit  als  Folge 
einer  rechtzeitigen  Flucht  die  Verbrechen  überall  auf  eine  Schrecken 
eiregende  Weise  zunehmen? 

So  ist  also  die  Auslieferung  die  Form,  in  welcher  der  eine 
Staat  dem  anderen  in  der  Rechtspflege  behülflich  ist.  Der  Staat 
wirkt  zur  Bestrafung  ehier  That  mit,  welche  in  seinen  Augen  kein 
Verbrechen  ist  und  keine  Bestrafung  verdient  und  er  thut  dies 
als  eine  Folge  und  zur  Aufrechterhaltung  der  guten  Beziehungen 
mit  anderen  Staaten,  ohne  welche  er  selbst  auf  die  Dauer  nicht 
bestehen  kann;  er  thut  es  ausserdem,  weil  ohne  allgemeine  imd 
geregelte  Auslieferung  die  Verbrechen  zu  sehr  zunelunen  würden. 

Dieses  ist  also  die  eine  Anschauungsweise  des  inteniationalen 
Strafrechtes  und  der  Ausheferung  als  eines  Theiles  des  gniizen 
Systems.  Sie  ist  unzählige  Male  mehr  oder  weniger  klar  aus- 
gesprochen worden  und  behauptet  ohne  Zweifel  noch  in  diesem 
AugcnbUcke  in  der  Wissenschaft  die  überlumd. 

Auf  die  Entscheidung  der  Frage  welche  uns  beschäftigt,  ist 
sie  von  überwiegendem  Einflüsse.  Sollen  die  Staaten  auch  ihre 
eigenen  llnterthanen,  welche  hinerhalb  des  Gebietes  eines  anderen 
Staates  ein  VcTbrechen  begingen,  auslieferen?  Nein!  muss  die 
Antwort  sein,  denn:  1.  der  Staat  liefert  nur  aus,  um  einem  an- 
deren Staate  in  der  Ausübung  sehier  Jurisdiction  beizustehen. 
Handlungen  jedoch,   welche  von    seinen  Unterthanen    ausserhalb 
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|es  Landes  begangen  wurden,  geliöreii  zu  seinem  eigenen  Rechts- 

Bbiete.     Wie  also  würde  er  aualielVni  können?    Einem  antleren 

taate    bei    der  Bestrafung    von  Hftinlluugen,    deren    er    sieli  nls 

rerbreeheri  aimimmt,  Hülfe  zn  leisten^  ist  eine  scliüne  und  riütis- 

Iche  Sache,    aber  eine  schönere   und  höhere  Pflicht  ist  es,    dort 

selliÄt  üüt  Stmfe  vorzugehen,  wo  Handlungen  vorliegen,  denen  er 

selbst  zu  steuern  die  Aufgabe  bat*     Diese  Pflicht  gebt  vor, 

2)  Die  Auslieferung  ist  nicht  eine  That  iler  Strafverfolgung, 

[iiidern  interüationab?  KechtshQlfe,     Jemand,  welcher  gegen  unaere 

?chtsordmmg  kein   Verbrechen  beging,   mit  Bezug  auf  nns  utul 

im  juristischen  Standpunkte    durcliaus    unschnkiig  ist,    wird  er- 

iffen  und  einem  Richter  überliefei-tj   weh'her  trachten  wird,  ilnr 

&ines  Verbrechens  zu  überführen   und   zu   strafen.     Sc^icbiu^weise 

liandebi  ist  einem  Ausländer  gegenüber  erkubt,    welclier  kein 

oeht  hat  in  unserer  Mitte  zu  verweilen  und  der,  wenn  er  nicht 

behandelt  hätte  sein  wcfllen,  eben  fe^rn(*  hätte  bleiben  müssen. 

''ir  dürfen  ihn  über  die  Ureiize   setzen:    warinn    sollten    wir  ihn 

«cht    einem   ausländiscben  Richter   übergeben    dürfen,    von    dem 

wissen^    dass  er  den  Angeklagten    nur  in  dem  Falle    strafen 

ird,  dass  er  es  wenn  auch  nicht  hier,  so  doch  dort  verdient  hat, 

rie  aber  würde  es  erlaulit  sein  köunen,    auf  diese  Weise  einem 

Irnterthan  gegenüber  zu  liaud(ln?  Eins  von  beiden;  er  ist  ent- 
weder auch  in  unseren  Augen  strafwürthg,  da  er,  wenn  nucli 
Bij^f^er  Ijandes,  dennoch  nnsf*r  ("resetz  ühertrnt  (und  dies  ist  ilie 
pwidnjHcbe  Ansicht)  rider  er  verdient  bei  uns  keine  Strafe»  weü 
)feiue  Handlung  keine  Uebertretung  unseres  {Gesetzes  war. 
Im  ersten  Pafle  gilt  djvs  soeben  mit  er  1*  Angeführte:  wir 
L^rafcn!  Auf  Verbre(*hen  steht  Strafe,  nicht  Aiisht^ferurig.  Im 
Hnreiten  Falle  dürfen  wir  aber  ebensowenig  austieh^ni.  Wir  sind 
int  Allgeniehien  nicht  berechtigt,  den  Inlämler  zu  crgiTifen  und 
die  (grenzen  zu  setzen;  wie  wollten  wir  auch  di(*  Befnguiss 
zu  ableiten  köinicn,  aus  einer  von  ilim  begangenen  Handlung, 
riebe  in  unseren  Augen  vielleicht  tmmorahsehy  jedoch  sicherlich 
n  Verbrechen  ist. 

So  bringt  also  das,   was  obne  Zweifel  nocb  die  licrrscbende 

lieorie    oder   den  Kern    der    hcrrscbejiden  Tbeorien    iles    inter- 

itioimlen    Strafrechts    ausmacht,    die    Versagung    (U*r    Aus- 

*ferung    eigener     rnterthaueu     mit     N  nt  b  w  (MmI  i*^  k  tM  t 

ror,     Mir  weni erstens  kt  es  nicht  klar,   wie  man  die  iTrund- 
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sätze  festhalten  könnte,  welche  ich  erörterte  und  sich  dennoch 
fiir  eine  derartige  Auslieferung  erklären  wollte.  Aber  so  un- 
natürlich diese  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger  in  dieser 
Gedankenfolge  ist,  ebenso  natürlich  ist  sie  in  dem  Ideen- 
gange, welchen  ich  nun  zu  entwickeln  die  Absicht 
habe. 

In  dieser  Theorie  fallt  dasjenige,  was  ich  den  Kern  der  herr- 
schenden Lehre  genannt  habe,  weg.  Eine  Scheidung  zwischen 
Handlungen  von  gleicher  Ait  in  solche,  welche  dieser  Staat  als 
Verbrechen  qualificirt  und  für  strafbar  erachtet  von  denjenigen, 
welche  fiir  ihn  vom  Rechtsstandpunkte  gleichgültig  sind,  wird 
nicht  gemacht.  Auf  die  Strafbarkeit  der  Handlungen  haben  weder 
der  Ort,  wo  sie  verübt  sind,  noch  die  NationaUtät  der  bezügUchen 
Personen  Einfluss,  so  lange  sie  wenigstens  innerhalb  des  Gebietes 
und  unter  den  Bewohnern  der  ci\4hsirten  Welt  bleiben.  Dieb- 
stahl ist  eine  strafbare  Handlung,  selbst  wenn  sie  ausserhalb  des 
Staatsgebietes  und  von  einem  Ausländer  einem  Ausländer  gegen- 
über stattgefunden  hat.  Der  Staat,  welcher  nun  einmal  urtheilt, 
dass  Diebstahl  bestraft  werden  muss,  soll  der  That  gegenüber 
nicht  anders  auftreten  imd  sich  nicht  anders  betragen  wegen  der 
zufiüligeu,  die  Xatur  der  Handlung  keineswegs  bestimmenden  Um- 
stände des  (Jrtes  und  der  Personen. 

Es  mag  eine  Zeit  gegeben  haben,  wo  es  natürlich  war,  dnsss. 
der  Staat  nicht  gegen  dasjenige  reagu'te,  was  ausserhalb  seiner 
Grenzen  vorfiel,  wenn  es  wenigstens  weder  ihn  selbst,  noch  seine 
ITnterthanen  betraf;  diese  Zeiten  sind  aber  jetzt  vorbei.  Die 
fortdauenid  zunehmende  Solidarität  der  Interessen  hat  der  alten 
Gleichgiltigkeit  nothwendig  ein  Ende  gemacht.  Wir  handhaben 
sie  nur  nocli  mit  Bezug  auf  die  Handlungen,  welche  dem  dop- 
pelten Erforderniss  entsprechen,  dass  sie  ausserhalb  des  Tennto- 
riums  der  Cultursta<aten  und  von  oder  gegen  AVilde  oder  Barbaren 
verübt  shid.  Was  jene  doi-t  einander  gegenüber  verbrechen,  em- 
pfinden wir  niclit  als  Mord  oder  Diebstahl:  es  fällt  vielleicht 
hmerlialb  unserer  strafrechtliehen  Definitionen,  aber  es  iallt  nicht 
innerhalb  unseres  Begrififes  des  Strafwürdigen.  Den  AVilden, 
welcher  sich  in  seinem  Lande  einer  „soustraction  frauduleuse  de 
la  chose  d'autrui"  schuldig  machte,  werden  wir,  w-enn  er  hieher 
kommt,  nicht  als  des  Diebstahls  schuldig  erachten:  jene  That  lässt 
uns  kalt  und  wir  denken  niclit  an  Bestrafung.  Nicht  in^der  gleichen 
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Lage  fühlen  wir  uns  aber  dem  Engländer  gegenüber,  welcher  sich 
an  dem  Gute  eines  anderen  Engländei-s  in  England  vergrifT.  Er 
ist  in  unseren  Augen  ein  Dieb  und  verdient  ebensogut  wie  der 
Inländer,  welcher  das  Verbrechen  in  unserer  Mitte  verübte,  ge- 
straft zu  werden.  Innerhalb  der  civilisirten  AVeit  können  solcherlei 
Grenzen  für  das  Strafwürdige  nicht  länger  gezogen  werden ;  tlmn 
wir  es,  so  handeln  wir  nicht  nur  gegen  unsere  Interessen,  sondern 
auch  gegen  unseren  Begriff  von  Recht  und  Unrecht.  Wir  müssen 
den  Mörder  bestrafen,  olme  auf  den  Ort  des  Verbrechens  oder 
auf  die  Nationalität  seiner  selbst  oder  seines  Scldachtopfers  zu 
achten.  Die  einzige  Bedingung,  welche  erfüllt  sein  muss,  bevor 
wir  strafen  kömien,  ist  die,  dass  wir  den  Schudhgen  auch  wüklich 
in  unserer  Macht  haben. 

Wenn  dieses  der  Grundgedanke  dieser  Theorie  ist,  was  wird 
dann  in  ihrem  Lichte  die  Auslieferung? 

Innerhalb  der  Grenzen  unseres  Staates  befindet  sich  ein  Aus- 
länder, welcher  sich,  nachdem  er  andenvärts  ein  Verbreclien  be- 
gangen hat,  hierher  flüchtete.  Wir  selbst  sind  befugt,  ihn  zu 
strafen  und  verlangen,  dass  dieses  gescliehe.  Der  Staat  jedoch 
innerhalb  dessen  Gebietes  die  That  stattfand,  bietet  sich  an,  dies 
zu  thun  und  verlangt  zu  diesem  Zwecke  den  Schuldigen  von  uns. 
Wenn  wir  nun  diesem  Ersuchen  entsprechen,  den  Angeklagten 
ergreifen  und  der  Justiz  des  anderen  Staates  überUefern,  damit 
er  dort  abgeurtheilt  werden  könne,  wie  ist  alsdann  die  Handlung 
zu  charakterisiren  ? 

Die  Antwort  ist,  dünkt  mir,  nicht  schwer.  Wenn  der  Be- 
weggrund, welcher  uns  leitet,  das  Gefühl  der  Strafwürdigkeit  der 
Handlung  ist,  deren  der  Ausgelieferte  sich  schuldig  machte,  und 
unser  Verlangen,  dass  er  der  verdienten  Strafe  nicht  entgehe,  wenn 
femer  seine  Stellung  vor  den  Richter  der  Zweck  ist,  so  ist  die 
That  selbst  ein  Akt  der  Strafverfolgung.  Wir  thun  liier  durch- 
aus genau  dasselbe,  was  wir  sonst  tlmn,  wenn  mr  eine  verdächtige 
Person  gefangen  nehmen,  um  sie  von  unserem  eigenen  Richter 
aburtheilen  zu  lassen.  Wir  vemchten  eine  Handlung  der  Juris- 
diction. Der  Unterschied  gegenüber  den  gewöhnlichen  Fällen  ist 
nur  der,  dass  wir  das  Ilrtheil  über  das  Verbrechen  anstatt  un- 
serem eigenen  einem  ausländischen  Richter  auftragen,  weil  wir 
ihn  zur  Urtheilßillung  besser  im  Stande  achten  als  uns  selbst. 
Die  Ausliefenuig  ist  nicht  eine  That  der  internationalen  Rechts- 
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hülfe,  zu  der  ^ir  uns  im  Interesse  eines  anderen  Staates  bereit- 
finden, obschon  die  der  verdächtigen  Person  zur  Last  gelegte 
Handlung  fiir  uns  kein  Verbrechen  ist  und  von  uns  keine  Strafe 
verdient-,  sie  ist  vielmehr  eine  That  der  Strafverfolgung,  damit 
im  gemeinsamen  Literesse  der  civilisirten  Welt  dasjenige,  was  wir 
als  Verbrechen  betrachten  und  was  in  unseren  Augen  Strafe  ver- 
dient, seiner  Strafe  nicht  entgehe. 

Dass  wir  anstatt  der  gewöhnlichen  Form  diese  wählen,  liat 
seinen  Grund  nur  in  unserer  Ueberzeugung,  dass  auf  diese  Weise 
das  Ziel  besser  und  sicherer  erreicht  werde.  Wir  enthalten  uns 
der  eigenen  Bestrafung,  niclit  weil  wir  eine  Bestra&ng  unserer- 
seits für  unpassend,  unrechtmässig,  dem  wahren  Begriffe  des  Ver- 
brecliens  widerstreitend  eracliten  würden,  sondern  weil  die  civi- 
lisirten Staaten  gleichsam  stillschweigend  übereingekommen  sind, 
die  Abui'theilung  der  Verbrechen,  obschon  sie  alle  auf  gleiche 
Weise  davon  erfasst  werden,  nach  gewissen  Regeln  unter  einander 
zu  vei-theilen.  Wenn  wir  in  den  Gesetzen  der  verschiedenen 
Länder  die  Vorschriften  darüber  lesen,  welche  Verl)reclien  sie 
von  ihren  eigenen  Richtern  aburtheilen  und  für  welche  «andere 
sie  Ausheferung  eintreten  lassen  werden,  so  müssen  wir  in  diesen 
Bestinnnungen  Vorschriften  erblicken  von  gleicher  Natur  und 
Zweckrichtung,  wie  z.  B.  die  des  Art.  23  der  Niederländischen 
Strafprocessordiumg*).  Sie  enthalten  eine  Auftheilung  der  Ver- 
brechen, deren  Aburtheilung  sänimtlichen  Cidtursta^nten  zukommt 
nach  Maassgabe  der  verschiedenen  grossen  Bezirke,  in  welche 
dieses  ganze  Gebiet  der  civilisirten  Welt  zei-föllt. 

Was  nun  schhesslicli  bei  dieser  Auflassung  aus  der  Regel,  — 
dass  bei  l'nterthanen  Auslieferung  nicht  statt  haben  solle  — , 
werden  muss,  ist  klar.  Wenn  die  Auslieferung  eine  That  der 
Jurisdiction,  eine  Aeusserung  der  staatlichen  Strafbefiigniss 
in   «lei-selben  Weise    ist,    wie   die    Unterwerfung   des  Verbrechen 


*)  Art.  23  bestimmt:  Zur  AusUbnng  «Icr  Amtsverrichtungen,  welche  im 
vorigen  Art.  den  Officieren  <]cr  Justiz  (Staatsanwälten)  aufgetragen  sind,  sind 
zu  gleicher  Zeit  befugt: 

der  Officier  des  Sprengeis,  wo  das  Verbrechen  begangen  ist, 

der  Officier  des  Sprongels,  wo  der  Angeschuldigte  wohnhaft  ist. 

der  Officier  des  Sprengeis.    wo  der  Angeschuldigte  verhaftet  worden  ist. 

Im  Falle  einer  gleichzeitigen  Einmischung  mehrerer  Officiere  soll  der  in 
der  Reihe  früher  Genannte  mit  der  Verfolgung  beauftragt  bleiben. 
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unter  die  Gerichtsbai keit  des  inländisclien  ßichtei^,  so  kann  die 
Regel  nicht  länger  gehandhabt  werden. 

Der  Staat  muss  alsdann,  wenn  seine  Untei-tlianen  im  Aus- 
lande Verbrechen  begingen,  zu  ihrer  Auslieferung  befugt  erachtet 
werden  aus  genau  denselben  Giiinden,  auf  welche  gestützt  er  selbst 
sie  straft,  wenn  die  strafbare  Handlung  innerhalb  seines  Teni- 
toriums  stattgefunden  hat. 

Es  ist  nun  offenbar  geworden,  dass  ich  nicht  mit  Unrecht 
behauptet  habe,  dass  die  Frage  über  die  Auslieferung  der  Unter- 
thanen  auf  das  Engste  mit  der  ganzen  Lehre  des  internatio- 
nalen Strafrechtes  zusammenhängt.  Deim  zweierlei  Ansichten 
stehen  sich  hier  gegenüber,  welche  beide  das  innerste  Wesen  des 
internationalen  Strafrechtes  betreffen,  und  von  denen  die  eine 
mit  derselben  Folgerichtigkeit  uiul  Logik  auf  die  Nicht ausliefe- 
rung  der  Inländer,  wie  die  andere  auf  die  Auslieferung  derselben 
hinausläuft.  Die  Verbindung  zwischen  der  aufgestellten  Frage  und 
den  beiden  erörterten  Anschaunngsweisen  über  das  Verbrechen 
vom  internationalen  Standpunkte  aus,  ist  selbst  so  eng,  dass  wir 
die  erste  nicht  beantworten  können,  ohne  uns  fiir  eine  von  den 
beiden  letzten  zu  entscheiden  und  umgekehrt.  Und  da  die  Haupt- 
sache die  Nebensache  nach  sich  zieht,  so  müssen  wir  uns  also 
jetzt  entscidiessen,  fiir  welche  von  beiden  Anschauungsweisen  wh' 
uns  erklären  wollen. 

Wenn  wir  uns  in  unserer  Wahl  durch  die  Anzahl  der  Auto- 
ritäten leiten  lassen  wollten,  weicht»  uns  vorhergingen,  so  wäre  die 
Entscheidung  niclit  schwierig.  Ansichten,  wie  diejenigen,  welche 
ich  an  erster  Stelle  erörterte,  werden  mehr  oder  weniger  deutlich 
in  beinahe  allen  Theorien  des  internationalen  Strafrechtes  wieder- 
gefunden. Die  Ideen  dagegen,  deren  Darlegung  uns  soeben 
beschäftigte,  sind  verhältnissmcässig  nur  selten  ausgesprochen  und 
nie,  wie  ich  glaube,  mit  der  Sch«rfe  und  Vollständigkeit,  die  ich 
zu  erreichen  bestrebt  war.  Sie  kamen  meist  nur  nebenher  zur 
Sprache  und  zeigen  sich  zuweilen  in  einer  Verbindung,  in  der  man 
sie  nicht  entarten  würde.  Die  Theorie,  die  denselben  am 
üÄchsten  kommt,  ist  die  der  sogenannten  ^Weltrechtspflege"  von 
Robert  von  Mohl  *•). 

*)  Siehe  «ein  Staatsrecht,  Völkerrecht  uud  Politik  I,  S.  637  uud  folg., 
^orzQglich  S.  680  und  folgende. 

AicUt  fOr  fiffentliehoB  B«clit  12.  20 


—     294     — 

Wollen  wir  uns  dagegen  nicht  von  Autoritäten  führen  lassen, 
sondern  unsere  Billigung  jener  Auffassung  zu  Theil  werden  lassen, 
welche  am  meisten  mit  den  Thatsachen  übereinstimmt  und  am 
besten  den  Bedürfnissen  unserer  Zeit  entspricht,  dann  ist  die  Sache 
nicht  so  leicht,  obgleich  ich  flu'  meinen  Theil  hieriiber  keinen 
Zweifel  hege. 

Ich  bin  überzeugt,  dass  die  Lehre,  welche  die  Handlungen 
einer  und  dei*selben  Art  für  jeden  Staat  in  zwei  Gruppen  zerlegt, 
in  die  nämlich,  welche  für  ihn  Verbrechen  sind,  weil  sie  innerhalb 
seines  Temtoriums,  oder  von  seinen  Untei*thanen  begangen  wurden 
und  in  die,  welche  für  ihn  keine  Verbreclien  sind,  weil  sie  ausser- 
halb seines  Gebietes  von  Ausländern  ven'ibt  wurden,  nicht  mehr 
zeitgemäss  ist.  Es  gab  eine  Zeit,  wo  sie  an  ilu'em  Platze  war, 
jetzt  aber  ist  sie  es  eben  nicht  mehr. 

Wahr  war  sie  noch  im  vorigen  Jahrlmnderte,  als  die  Staaten 
sich  wirklich  des  Unreclites,  welches  ausserhalb  ihres  Gebietes 
verübt  wurde,  nicht  als  eines  Verbrechens  annahmen.  Gegen  aus- 
ländische Verbreclien  reagirten  sie  niclit,  wenn  auch  der  Schuldige 
nach  der  That  innerhalb  ilires  Tenitorinms  sich  aufhielt:  selbst 
straften  sie  nicht  und  ebensowenig  lieferten  sie  aus,  es  sei  denn, 
wie  bereits  bemerkt,  nur  ganz  ausnahmsweise.  Der  im  Auslande 
begangene  Mord  und  Diebstahl,  vorzüglich  wenn  Thäter  unf  Opfer 
beide  Ausländer  waren,  reizten  das  Rechtsgeiuhl  der  Völker  eben- 
sowenig, wie  jetzt  noch  unser  Recht sbewusstsein  afficirt  wird  durch 
dasjenige,  was  wir  von  den  Unmenschlichkeiten  hören,  welche  bei 
AVilden  und  barbarischen  V^ölkern  an  der  Tagesordnung  sind. 
Diese  erregen  unsere  Neugierde  und  zuweilen  unser  wissensclmft- 
hches  Interesse;  mr  verwundern  uns  über  deiartige  sonderbare 
gesellschafthche  Zustände  und  messen  mit  Ei*staunen  den  Abstand, 
der  uns  von  alldem  trennt  und  entfernt,  aber  das  eigenthümliche 
Gefühl,  welches  Bestrafung  der  Schuldigen  fordert,  entsteht  nicht 
in  unserem  Innern.  Die  Handlungen  von  Wilden  und  Barbaren 
unter  einander,  weimgleich  sie  auch  innerhalb  unserer  gesetzlichen 
Definitionen  von  Mord  und  Diebstahl  fallen,  und  wenn  sie  auch 
durch  dieselben  Motive  hervorgebracht  werden,  welche  unter  uns  den 
Mr>rder  und  den  Dieb  machen,  sind  unserem  Gefühle  nach  keine 
zu  bestrafenden  Handlungen.  Der  Abstand  zwischen  diesen  Völkern 
und  uns  selbst  ist  zu  gross:  in  solcher  Entfernung  wird  das 
K^chtsgefühl  nicht  mehr  afficirt. 
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So  wie  wir  xim    jetzt    alsu    deiu  riirt'clite    von  Wilden    uiul 
liiirbaren  gegenüber  fühlen,  ebenso  tiiliHe  man  sich  noch  im  vorigen 

Inhrhnncleiie  in  flen  vers^hifHlenen  Stiinten  der  civihsnten  Welt 
em  Unj'eclite  gegenüfn-r,  welclu'S  Lonerlnilb  des  Gebietes  ajiderer 
*taaten  stattfantb  Die  8eheidnng,  vvelelie  nnin  nun  noch  in  der 
Mieorie  inachen  will,  beBt^iul  dnnials  in  der  Wirklichkeit,  Die- 
tdbe  Hiuulhuig  war  stniHiar  udw  nicht,  je  nachdem  sie  hier  oder 
ort,  von  einem  Individuum  dieser  odcT  einer  anderen  Nationa- 
lität begangen  wan  In  jene  Tage  gehört  die  Theorie^  welche  ich 
Rekämpfe. 
Dumalis  wnrde  sie  gehildi't  nud  damiils  deckte  sie  auch  die 
ictischen  Zustände,  Sie  war  der  Niedersclihig  des  damals  Be- 
:>ielienden.  In  dem  ("leinhle  der  Völker  war  das  Verbrefhen, 
weh'hes  ausserhalb  der  Grenzen  verübt  worden ,  nicht  stral'wnrilig 
und  die  Theorie  gab  diesem  Bewusstsein  Ausdruck  durch  die 
Lebfe:    Die    Gesetze    haben    teri'itoriale   Wirkung.     Handlungen, 

I Welche  ausserhalb  4les  Tenittiriums  verübt  8ind^  sind  nielit  strafbar, 
denn  sie  sind  keine  rebertretung  des  Gesetzes. 
I  Aber  ist  die  Ijtdne,  welcln*  unzweifelhaft  richtig  gewesen  ist, 
let^t  noch  richtig?  odü*  liabeu  wir  sie  als  ein- reljcrbleilmel  aus 
früheren  J^eiten  zu  betrachten,  welclies  sich  aufrecht  zn  halten 
ti'wusRt  hat  aueb  hinge  uHch(bnn  die  Wirkliclikeit  ihr  entwachsen 
pu'?  Ich  j^laubu,  dass  h'tzteres  (h*r  Fall  ist.  Ich  glaube,  dass 
ni  fb^n  Kewusstsein  der  ejvilisirten  \'nlker  das  Verbrechen  von 
ihi  und  Nationalität  unabhängig  geworden  ist.  Für  mich  nntei" 
i*gt  e*^  keiiitiu  Zweifel,  dass  ihr  Recht sgefühl  jetzt  auf  Reize 
agirt,  lör  welche  es  sich  früher  unemiiündiicb  gezeigt  luit. 

Ich  beginne  mit  der  BeJiauj)tung,  dass  in  einer  derartigen 
Entwickbnig  und  Verfeinej*ung  des  Rechtsbewusstseins  nitrbts 
nerhörtes  gelegen  sei.  Sie  erscheint  nur  rds  die  Vollendung  eines 
rocessesj  welcher  schon  viele  rTabrhunderte  voihei"  begonnen 
luit.  Es  gaVi  eine  Zeit,  in  der  die  Rechtsgeineinscliaft  nur  die 
Verbrechen,  welclie  \  on  oder  gegen  ihre  Glieder  begangen  waren, 
^■[Unter  ihre  Sti'afrechtspilege  lu*acbte;  was  von  oder  gegen  Aus- 
^■Itinder.  wenngk'ich  imierlialb  ihrer  Gi-enzen  veifibt  wurde,  dessen 
nahmen  sie  sich  niclit  an.  Erst  idlmäbg  wurde  die  Strafrecbts- 
})flege  auch  auf  den  Schutz  von  Ansländei-u  ansge^lehnt,  bezie- 
bnngsweise  AnsUinder  zur  Verantwortung  gezogen.  Am  längsten  er- 
birlt  sich  der  alte<Trunds5dz  in  Ansi^ninjj;  desjenigen,  was  Ausländer 
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gegen  einander  verbrachen,  selbst  wenn  es  innerhalb  des  Staatsge- 
bietes stiittfan<l.  Schliesslich  aber  nahm  man  als  Regel  an,  dass 
der  Strafrichter  befngt  sei,  über  alle  Verbrechen  zn  nrtheilen,  die 
innerhalb  der  Grenzen  des  Staates  verübt  wurden,  und  dass  die 
Nationalität  des  Subjectes  oder  des  Olyectes  dabei  ganz  gleich- 
gültig sei.  Schon  vor  dem  Ende  des  Mittelaltei-s  war  diese  Ent- 
wicklung im  westlichen  Eiu'opa  Yollen<let.  Dass  aber  der  neue 
Grundsatz  nur  allmälig  durchgedrungen  ist,  davon  legt  die  mittel- 
alterliche Rechtsgeschichte  Zeugniss  ab.  Es  hat  lange  gedauert, 
bevor  als  unbestrittene»  Rechtsregel  angenommen  war,  was  bei- 
spielsweise jetzt  im  Art.  3  §  1  des  Niederländischen  Grundgesetzes 
und  im  Art.  8  der  allgemeinen  Einleitung  zur  Codification*)  als 
allgemeine  Rechtsnonn  gilt.  Schon  die  Thatsache  allein,  dass  man 
es  in  diesem  Jahrhunderte  in  Niederland  noch  fiir  nötliig  gefunden 
hat,  derartige  Bestimmungen  in  die  Gesetzgebung  aufzunehmen,  be- 
weist die  Zähigkeit  der  alten  Voi-stellung  und  den  schweren  Streit, 
welchen  der  neue  Gnnulsatz  zu  führen  gehabt.  So  stand  es  also  nun 
fest,  dass  in  dem  Strafrecht<»  die  Nationalität  der  Personen  keinen 
llntei'scliied  machen  sollte.  Aber  nur  mit  Bezug  auf  Verbrechen, 
welche  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates  verübt  sind.  Fiu-  das- 
jenige was  ausserhalb  des  Staatsterritoriums  stattfand,  hielt  man 
noch  immer  den  Untei-schied  fest.  Man  achtete  entweder  gar 
nicht  darauf,  oder  man  that  es  nur,  wemi  Subject  und  Object, 
oder  wenigstens  eines  von  den  Beiden  Tuterthan  war.  Die  Hand- 
lungen der  Ausländer  unter  einander,  ausserhalb  des  Staatsgel)ietes, 
fielen  noch  stets  ausserhalb  des  Begrifi'es  des  Verbrechens.  Man 
blieb  also  in  dem  Entwicklungsprocesse  halbwegs  stecken;  inner- 
halb des  Staatsterritoriums  war  der  Nationalität  aller  Einfluss 
auf  die  Strafl)arkeit  untersagt,  ausserhalb  des  Tenitoriums  hing 
wie  früher  die  Frage,  ob  ein  Verbrechen  bestand  oder  nicht,  ganz 
von  der  NationaHtät  der  an  der  Handlung  betheiligten  Personen, 
beziehungsweise  (Jbjecte  ab. 

Weini   sich    dieses  Alles  nun  so  verhält,   würde   es  dann  so 

^)  Art.  3  §  l  dos  Grundpfps.:  Allo,  welclie  sich  auf  dem  Gnnidgel>i»*te 
des  Reiches  befinden,  seien  es  Einwoliner  oder  Fremdlinge,  halten  orleiehen 
Anspruch  auf  Beschirmung  ihrer  Person  und  Güter. 

Art.  8  der  Allgem.  Einleitung:  die  Strafgesetze  und  Polizei- Verord- 
nungen sind  für  Alle,  die  sich  auf  dem  Gniudgebiete  des  Reiches  beiindeu, 
bindend. 
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befremden,  wenn  gegenwärtig  bei  dem  so  ungeheuer  gestei- 
gerten Verkelu-  zwischen  allen  Theilen  der  civiUsirten  Welt  die 
Entwicklung,  die  vor  vielen  Jahrhunderten  schon  innerhalb  der 
8tHJit$gi-enzen  sich  vollzogen  hat,  die  Grenzen  überschritte  und 
also  auch  ausserhalb  des  Stjuitsgebietes  der  Begriff  des  Verbrechens 
von  dem  Elemente  der  Nationahtät  entkleidet  würde,  einem  Ele- 
mente also,  welches  innerhalb  des  Staatsgebietes  schon  lange  nicht 
mein-  ein  constitutives  Merkmal  des  Verbrechens  ausmacht? 

Liegt  daher  in  der  Theorie,  welche  jedem  Staate  das  Recht 
zuerkennt  und  die  Verpflichtung  auferlegt,  Handlungen,  welche 
innerhalb  der  Bestimmungen  seines  Strafgesetzes  fallen,  als  Ver- 
brechen zu  quahticii-en,  wo  oder  von  wem  auch  immer  sie  veiiibt 
sein  mögen,  nichts  Sonderliches  oder  Unerhörtes,  so  ist  damit 
natüi'lich  noch  nicht  bewiesen,  dass  die  AVirklichkeit  mit  der 
Anforderung  jener  Theorie  jetzt  schon  übereinstimmt.  Jedoch 
scheint  auch  dieses  mir  nicht  zweifelhaft.  Ich  behaupte,  dass  in 
diesem  Augenblick  schon  die  Staaten  der  civilisiilen  Welt  im 
Widerstreite  mit  der  gangbaren  Theorie  das  Verbrechen  als  solches 
erkennen,  gleichgültig  wo  hi  aller  Welt  es  auch  stattgefunden  habe, 
und  zu  welcher  Nationalität  der  Thäter  auch  immer  gehören  möge. 

Zum  Beweise  dieser  Behauptung  kann  ich  mich  natürlich 
nicht  auf  die  Auslieferung  berufen ,  denn  wir  haben  gerade  ge- 
sehen, diiss  sie  als  internationale  Rechtshülfe  aufgefasst  auch  unter 
die  ältere  Theorie  untergebracht  werden  kann.  Wohl  aber  berufe 
ich  mich  auf  zwei  Bestinunungen  des  Auslieferungsrechtes,  so  wie 
es  sich  jetzt  in  der  AVissenschatl  und  Praxis  zeigt. 

1)  Beinahe  alle  Staaten  der  civihsirten  AV^elt  liefern  jetzt  an 
beinahe  alle  anderen  Verbrecher  aus;  bei  weitem  die  meisten  haben 
die  Verpflichtung  da/u  durch  die  mit  anderen  Mächten  abgeschlos- 
senen vtilkerrechtlichen  Verträge  auf  sich  genommen.  Die  Aus- 
liefennig  ist  zur  festen  Regel  geworden  und  kein  Staat,  welcher 
auf  die  Achtung  und  Freundschaft  der  übrigen  Glieder  der  grossen 
Stjuitengesellschaft  AVerth  legt,  wird  die  Regel  übertreten.  In 
rebereinstimmung  mit  dieser  Praxis  wird  in  der  Wissenschaft  von 
den  einflussreichsten  Schriftstell(»rn  der  letzt(»n  Zeit,  (Kriminalisten 
sowohl  als  Völkeirechtslehrern,  ein(^  V(Mpflichtung  zur  Ausliefemng 
angenommen,  welche  auch  ohne  Vertrag  für  jeden  civilisii-ten 
Staate  allen  anderen  gegenüber  i)estehe.  in  sofern  die  letzteren 
gehörige  Gai-antien  lur  eine  geordnete  Rechtspflege  gewähren. 
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Eine  solche  Verpflichtung  nun  ist  mir  innerhalb  der  Theorie 
der  internationalen  Rechtshülfe  unbegreiflich.  Wie  kann  man  von 
einer  Verpflichtung  zur  Hülfe  sprechen?  In  welchem  Rechts- 
systeme ist,  unabhängig  von  einem  Vei-sj^rechen ,  eine  derai-tige 
Verpflichtung  bekannt?  Liegt  nicht  eine  Contradictio  in  der 
Idee  einer  Hülfe,  zu  der  ich  verpflichtet  sein  sollte?  Meines 
Erachtens  kann  von  einer  Pfliclit  zur  Hülfe  ebensowenig  die  Rede 
sein,  als  von  der  Pflicht  zu  einer  Schenkung.  Hülfe  ist  ihrer 
Natui'  nach  die  freie  That,  welche  man  ohne  Verletzung  irgend 
einer  Verpflichtung  auch  hätte  unterlassen  können. 

Wie  aber  kommt  man  deim  doch  dazu,  eine  Verpflichtung 
zur  AusUeferung  anzunehmen?  Man  kann  es  nur  dadurch^  djiss 
man  die  alte  Lehre  fallen  lässt  und  Anschauungen,  wie  die  hier 
vertheidigten,  darauf  anwendet.  Die  Schriftsteller  giiinden  die 
Verpflichtung  auf  das  allgemein  menscliliche  Interesse  der  Unter- 
drückung des  Verbrechens.  Durch  die  Ausbreitung  des  inter- 
nationalen Verkehrs  liat,  wie  sie  leliren,  die  Repression  des  Ver- 
brechens aufgehört,  jetzt  nur  für  diesen,  dann  wieder  nur  für  jenen 
Staat  von  Belang  zu  sein,  je  nachdem  die  That  hier  oder  dort 
stattgefunden  hat,  die  Repression  ist  vielmehr  zu  einem  univei'sellen 
Interesse  geworden,  zu  dessen  Wahrung  alle  Staaten  gleiclmiässig 
veiT)flichtet  sind.  Diese  Verpflichtung  ist  es,  welche  der  Staat 
verletzt,  wenn  er  die  AusUeferung  verweigert.  Er  vergisst  dann, 
dass  die  Staaten  der  civilisirten  Welt  neben  den  besonderen  Li- 
teressen eines  jeden  Staates  auch  gewisse  gemeinschaftliche  Inter- 
essen haben,  in  Ansehung  welcher  sie  eine  Einheit  oder  eine  Vereini- 
gung bilden,  die  wie  jede  Vereinigung  für  ilire  Mitglieder  gewisse 
Verpflichtungen  mit  sich  führt,  dass  zu  diesen  gemeinschaftUclien 
Interessen  die  Repression  des  Verbrechens,  und  zu  diesen  gemein- 
samen Verpflichtungen  die  AusUefenmg  gehört. 

Die  Gedankenfolge  scheint  mir  vollkommen  richtig  zu  sein 
und  ich  bin  bereit,  ihr  unbedingt  Folge  zu  leisten ;  ich  frage  aber 
auch  zugleich,  was  ist  sie  anders  als  das  Ueberbordwerfen  der 
herrschenden  Theorie?  Wenn  die  ganze  civilisirte  Welt  in  der 
That  bei  der  Repression  des  Verbrechens  interessirt  ist,  gleich- 
gültig wo,  von  wem,  gegen  wen  es  verübt  ist,  so  ist  hiermit  die 
Scheidimg  der  gleichartigen  Handlungen  in  diejenigen,  welche  für 
diesen  Stallt  Verbrechen  sind  und  in  die,  welche  es  nicht  sind, 
grundsätzlich  aufgegeben. 


» 


iujgsweif>e,  walireud  tliejfiii^t'ii,  Av^lclii^  *lio  Yi^riitiiclituiig  auueliivieii 
mid  demiacli  au  der  alk'ii  Theorie  iestlmlteii,  sieli  einer  üffenl»areii 
Iiicoiiser|ueuz  ^i'iuildig  macjieii. 

2)  Es  ist  eine  ieüt stehende  Kef^el  drs  Aiisliefeniogsrechtes, 
diistj  der  Stiuit  nur  aushel'ert  wegen  snlelier  im  Aushiiide  veriihter 
strafbnren  Hiindlungeii ,  welehe  der  Art  simU  «Utss  f>ie  im  Falle 
ilirer  Verühung  im  diesseitigen  Staatsgehiete  liier  strafbai'  sein 
würden.  Wolier  diesf*  Besehrankiiüg?  Wenn  die  Ausliefernng 
dieThat  ist,  wodurch  man  dem  anderen  Staate  in  der  V'eifolgung 
€11  hilft,  was  er  für  ein  VerbrecJien  hiiltj  aber  des  Ortei*  wegen, 
wo  es  stattfand»  in  nnseren  Augen  nieht  strafwürdig  ist,  wessltidh 
dann  die  Forderung^  dass  wir  eine  derartige  Handlnng,  im  Falle 
sie  inoerhalb  unseres  Territoriums  stattgefunden  hätte,  für  strafbar 
erachten  müssten?  Diese  Bethngong  der  Auslieferung,  welche  in 
der  alten  Lehre  vollkommen  nnerklärhar  ist,  ist  selbstvei^tändlieht 

emi  wir  fhe  ^usheferinig  als  vlnv  That  ^h-r  JiU'isdiftion  hetrach- 
en;  unsere  StrafreelitspHege  wird  nur  dann  thätig,  wenn  dasjenige 

tatttliulei,  was  naeh  misereni  Gesetze  ^\H*hrec!ien   isl   und  8trafe 

erdient. 

leh    will  eh   hei  diesen   lieitlen   Punkten   Ijewenden   lassen,   tih- 

hdch   es,    wie  irh   ghinln-,  rneht   sehwer  sein   \viinh%  iioeh  andere 

ei  allen  Schrirtstelleni  wiederkelnende  w issenschallliciie  Ansieliten 

iid   überall    angenrnnmene    lu'aktiselie  Regeln    des  Auslieferungs- 
chtcK  anzuführen,   weklie  darauf  !iinweis{»n,  dass,    wie  selir  nuui 

udi  dem  \V<rrt<^  naeli  an  d^^r  vuni  Orte  nn<l  der  Naticnialilat 
lihliiüigigen  AuH'assnng  des  \'rrlne*'hens  frsthiiit ,  in  der  Tluit 
lind  itn  (ziefidde  dit*  nnivei'^ide  Aidfassung  sieh  geltend  marliL 
l^nd  wenn  man  in  tten  letzten  Jahren  ^iili  je  liinger  je  dringeutler 
Sir  die  Auslit*fernng  i]vi*  eigenen  l' uteri  hauen  erkliu't.  su 
he  ieli  liierin  nielits  als  i'ine  Olfenh:irung  flesselhen  Uinseliwan^s 

er  Irieen. 

Aus  dem   hisliü*  Entwickelten   lalielk,  wie  ich  ImlVe    zur  (ie- 
niige^  dass  in  iler  erweiterten  Aullassung  des   Begriffes  vom  Ver- 

reclien,  welehe  dieNes  von  dem  Orte  uml  von  der  Natinnaütiit 
iler  Personen  nnabhüngig  niaeht.  nirhts  Unerhörtes  oder  iSonrler- 
bare^  liegen  wnrile,  ja  d<iss  die  erweiterte  Autfassung  schon  in 
Lehre  und  Praxis  durchgedrungen  ist. 
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Hiermit  ist  jedoch  die  Sache,  die  ich  vertrete,  noch  durchaus 
niclit  gewonnen;  denn  man  würde  mir  auch  jetzt  noch  vorhalten 
können,  dass  die  hier  vertheidigte  Theorie,  möge  sie  auch  noch 
so  annelmibar  sein  und  so  viel  EinHuss  ausüben,  wie  nur  immer 
anderen  feststehenden  Principien  widerspreche,  so  dass  sie  nur 
als  eine  grosse  Verinimg  betrachtet  werden  müsse,  von  welcher 
man  je  eher  je  besser  auf  den  rechten  Weg  wieder  einlenken  müsse. 

Die  Einwürfe,  welche  ich  im  Auge  habe,  sind  im  Wesent- 
üchen  die  folgenden: 

1)  Die  weit  über  ilire  wahren  Grenzen  ausgedehnte 
Wirkung,  welche  auf  diese  Weise  dem  Strafgesetze  eines  jeden 
Staates  zuerkannt  \yird.  Der  Staat  übt  seine  Strafrechtspfle^e 
ausschliessUch  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  aus,  auf  die  Anwen- 
dung ausländischer  Strafgesetze  lässt  er  sich  nicht  ein;  dieses 
wii'd  jetzt  nicht  mehr  bestritten.  Wenn  man  nun  verlangt,  dass 
der  Staat  die  innerhalb  der  Begriffsbestimmungen  seines  Straf- 
gesetzes fallenden  Handlungen  —  von  Ausländem  gegen  Ausländer 
im  Auslande  begangen  —  betrachten  und  behandeln  solle,  so  setzt 
man  eine  universale  Wirkung  seiner  Strafgesetze  voraus.  Man  geht 
von  der  Annahme  aus,  dass  jeder  Mensch,  wer  oder  wo  er  auch 
sein  möge,  den  Gesetzen  dieses  Staates  Gehorsam  schuldig  ist 
und  diese  Annahme  ist  vollständig  unrichtig.  Das  Strafgesetz- 
buch hat  eine  territoriale  Wirkung  und  bindet  also  jeden,  Avelcher 
sich  inuerlialb  des  Stiuitsgebietes  aufliält;  es  hat  ausserdem,  der 
gewöhnlichen  Meinung  nach,  eine  pei-sönliche  Wirkung  und  bindet 
dcsshalb  auch  die  Unterthanen  in  der  Fremde,  weiter  jedoch  er- 
streckt sich  seine  bindende  Kraft  nicht.  Wenn  es  aJso  wahr  ist, 
dass  der  Staat  nur  nach  seinem  eigenen  Strafgesetze  strafen  kann, 
so  erhellt  schon  aus  dieser  einfachen  Bemerkung,  wie  verkehrt  es 
ist,  von  ihm  zu  verlangen,  dass  er  auch  die  Verbrechen  der  Aus- 
länder im  Auslande  für  strafbar  halten  und  als  solche  behandeln  soll. 

Das  Gewicht  dieser  Gegengiünde  ist  von  den  Anhängern  der 
hier  vertheidigten  Anschauung  immer  gefühlt  worden;  daher  die 
verschiedenen  Versuche,  denselben  zu  entgehen,  Vei"suclie,  welche 
alle  auf  die  Annahme  von  Rechtsprincipien  und  Rechtsregehi 
hinauslaufen,  deren  AVirkung  sich  über  alle  Staaten  gleichmässig 
ausdehnt. 

Die  italienischen  Juristen  des  14,  und  15,  Jahrhunderts  finden 
die  universell  verbindenden  Regehi  im  römischen  Rechte,  dem  ius 
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commune  aller  Völker.  Spätere  Schriftsteller  sprechen  von  einem 
ins  gentium  und  verlangen,  dass  der  Staat  sich  universelle  Straf- 
befugnis» zuschreiben  solle  nur  mit  Bezug  auf  diejenigen  Ver- 
brechen, welche  als  üebeiiretiuigen  dieses  jus  gentium  chaiak- 
terisirt  werden  können :  die  sogenannten  delicta  iuris  gentium.  Und 
jetzt  ist  es  wieder  durchaus  nichts  Ungewöhnhclies,  dass  man  in 
Praxis  und  Literatur  sich  auf  eine  „liöhere  Reclitsordimng"  beruft, 
von  der  alle  positiven  Gesetze  imr  eui  schwacher  Keiiex  sind  und 
deren  Wirkung  sich  über  alle  Zeiten  und  über  alle  Orte  erstreckt. 

Diejenigen,  welche  den  bezeichneten  Einwurf  auf  eine  dieser 
drei  Weisen  bekämpften,  erkennen  die  Grundthese  an,  worauf  er 
sich  stützt:  der  Staat  darf  nur  dann  strafen,  wenn  durch  die 
Handlung  eine  die  handelnde  Person  im  Augenblicke  der  That 
bindende  Vorschrift  übertreten  worden  ist  und  die  Wahrung  dieser 
Vorschrift  diesem  Staate  obliegt.  Man  giebt  weiter  zu,  dass  der 
Staat  keine  die  Ausländer  ausserhalb  des  Landes  bindenden  Straf- 
gesetze geben  kann  und  trachtet  nun  sich  durch  die  Annahme 
zu  helfen,  dass  es  ausser  den  positiven  Gesetzgebungen  der  ver- 
schiedenen Staaten  auch  noch  solche  vom  Territorium  und  der 
Nationalität  nicht  abhängige  Rechtsregeln  giebt,  als  deren  Wächter 
sich  jeder  Staat  zu  betrachten  hat. 

Ich  für  meinen  Theil  verwerfe  die  Grundtliese.  Die  ganze 
Vorstellung,  worauf  sich  der  Einwurf  stützt,  ist  unrichtig.  Es 
ist  nicht  wahr,  dass  die  Strafe  die  Folge  der  Uebertretung  eines 
uns  bindenden  Strafgesetzes  ist;  dass  nur  dann  Kraft  Rechtes 
nach  einem  bestimmten  Gesetze  eine  Strafe  ausgesprochen  werden 
kann,  wenn  die  handelnde  Peiison  in  dem  Augenbhcke,  wo  sie 
die  That  gesetzt  hat,  gehalten  war,  sich  nach  eben  diesem  Gesetze 
zu  betragen.  Im  Gegentheil,  niclit  die  bindende  Kraft  des  Ge- 
setzes bringt  die  Strafe,  sondern  diese  die  bindende  Kraft  lienor. 
Gerade  weil  mein  Thun  imd  Lassen  an  einem  gewissen  Gesetze 
geprüft  werden  wird,  hat  dieses  Gesetz  fih'  mich  bindende  Kraft. 
Das  w^ahre  Verhältniss  ist  nicht  dieses:  das  Gesetz 
bindet,  also  muss  es  angewendet  werden,  sondern:  dieses 
Gesetz  wird  angewendet  und  dadurch  bindet  es. 

Habe  ich  in  dem  Gesagten  Recht,  so  ist  es  unrichtig,  eine 
universelle  Auffassung  des  Verbrechens  und  eine  universelle  Straf- 
rechtspflege zu  verbieten,  solange  nicht  be\viesen  ist,  dass  die 
Strafgesetzgebung  eines  jeden  Staates  selbst  eine    universell    bin- 
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dende  Kj'aft  besitzt.  Wer  diese  Forderung  hinstellt,  der  verlangt, 
dass  das  Ende  vor  dem  Anfange  sein  soll.  Geben  wir,  wenii 
liiennit  dem  Interesse  der  monscbliclien  Gresellscbaft  gedient  wird, 
dem  Strafgesetze  eine  universelle  Anwendung,  die  universell  biu- 
dende  Kraft  folgt  alsdann  von  selbst. 

Wenn,  so  wie  ich  zu  zeigen  getrachtet  liabe,  eine  Enveitennig 
des  Begriffes  v(nn  Verbrechen,  so  dass  dieser  unabhängig  wird 
von  dem  Orte  der  Handlung  und  von  der  Nationalität  der  be- 
treffenden Personen,  für  die  Staaten  der  civilisiilen  Welt  nichts 
anderes  sein  würde,  als  ein  beinahe  sich  von  selbst  verstehender 
Foiischritt,  die  Fortsetzung  einer  vor  Jahrhunderten  schon  be- 
gonnenen Ent>vicklung ;  wenn  es  Gründe  für  die  Annahme  giebt, 
<lass  jene  erweiterte  Auffassung  wirklich  schon  begonnen  hat  sich 
in  dem  Rechtsleben  der  civilisirten  Welt  zu  offenbaren,  so  müssen 
wir  uns  durch  die  Erwägung,  dass  doch  eigenthch  unseren  Straf- 
gesetzen eine  so  weitreichende  bindende  Kraft  nicht  zukommt, 
nicht  zurückhalten  lassen,  in  der  eingeschlagenen  Richtung  vor- 
zugehen. Es  steht  in  unserer  Macht,  ihnen  dieselbe  zu  geben. 
Die  ganze  Schwierigkeit  ist  aus  der  Luft  gegiiffen  und  wir  brauchen 
dann  nicht  zu  der  Annahme  eines  jus  gentium  oder  einer  „justice" 
oder  „morale  uuivei'selle^'  zu  sclireiten,  brauchen  nicht  zu  einer 
„höheren  Rechtsordmnig"  überirdisclien  llrsin-unges  unsere  Zu- 
Uucht  zu  nehmen. 

2)  Ebensowenig  wie  diesem  ersten,  kann  ich  einem  zweiten 
möghclien  Einwurfe  Kraft  zuerkennen.  Jn  dem  hier  erörterten 
Systeme  des  internationalen  Strafrechtes  zeigt  sich,  insoweit  es 
die  Strafrechtsi)flege  betrifft,  die  civilisirte  AVeit  als  ein  (ianzes 
und  die  einzelnen  Staaten  als  die  Bezirke,  in  welche  das  Ganze 
vertheilt  ist.  Das  Verbreclien  ist  unabhängig  von  Ort  und  Natio- 
nalität und  jeder  Staat  ist  gleich  l)ereclitigt  und  verpflichtet  es 
zu  verfolgen,  wenn  es  nur  den  1'häter  in  seiner  Macht  hat.  Die 
Auslieferung  ist  die  IJel^ergabe  des  Angeklagten  an  den  judex 
delicti  commissi  und  hat  ihren  Grund  darin,  dass  bei  der  gleichsam 
durch  eine  stillschweigende  internationale  Uebereinkunft  festge- 
stellten Auftheilung  der  .lurisdictionsgewalt  das  forum  delicti 
commissi  als  das  erstbefugte  bezeichnet  ist. 

Eben  diese  Vorstellung  nun  könnte  man  sagen,  taugt  nicht. 
Die  Staaten  sind  keine  Districte  eines  grösseren  Ganzen,  sondern 
selbstständige  souveräne  Körper;    die  Menschheit   ist    nicht  eine 
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homogene  Masse,  sondern  jeder  Staat  hat  seine  Untertlianen,  mit 
welchen  er  es  ausschUessHcli  zu  tliun  hat^  und  zum  Schhisse,  die 
Strafrechtspflege  eines  jeden  Staates  ist  nicht  bestimmt,  der  ganzen 
civilisirten  Welt  und  all  ihren  Bewohnern  zu  dienen,  sie  hat  nui' 
die  Interessen  derjenigen  Vereinigung,  von  welcher  sie  ausgeht, 
zu  befördern.  Und  da  sich  dieses  Alles  so  verhält,  so  kann  nur 
die  gewöhnliche  Theorie  des  internationalen  Strafrechtes  die 
wahre  sein. 

Es  braucht  wohl  kaum  erst  gesagt  zu  werden,  dass  durch 
eine  derartige  Einwendung  nichts  bewiesen  wird.  Ich  würde  dem 
entgegensetzen  wollen:  der  Zustand,  welchen  man  oben  beschrieben, 
luit  bestanden,  aber  er  bestellt  nicht  mehr.  Was  ich  behaupte 
ist  gerade,  dass  er,  insofern  er  die  Strafrechtspllege  betrifft,  einem 
anderen  Zustande  Platz  gemacht  hat.  Unmerkbar  und  ohne  ihre 
Ankunft  laut  anzukündigen,  ist  die  Einheit  der  civiUsirten  Welt 
mit  Bezug  auf  das  Verbrechen  und  seine  Repression  aufgetreten 
und  so  ist  es  zu  erklären,  dass  so  Viele  an  ihr  Bestehen  noch 
nicht  glauben  wollen.  Dennoch  ist  sie  jetzt  für  denjenigen,  der 
sehen  will,  deutlich  sichtbar.  Es  ist  mit  ihr  gegangen  wie  mit 
jeder  Veränderung  in  der  Aussenwelt,  allniälig  und  langsjun,  ohne 
Spiünge,  durch  euie  fortdauernde  Bew(»gung  ist  sie  zu  Stande 
gekonmien  und  wenn  sie  noch  nicht  in  die  Theorie  aufgenommen 
ist,  so  liegt  der  Fehler  in  der  letzteren,  die,  weil  sie  der  Wirk- 
lichkeit immer  nur  mit  Sprüngen  nachfolgt,  jedesmal  liinter  ihr 
zurück  ist.  Ausser  Stande  der  Wirklichkeit  in  all  ihren  Ent- 
wicklungsstadien zu  folgen,  setzt  sie  sich  auf  einem  willkürlich 
gewälilten  Punkte  fest  und  bleibt  dort  stehen,  bis  sie  durch  irgend 
eine  Ureache  aus  ihrer  Ruhe  aufgeschreckt  wird.  Dann  sieht  sie 
i"uiid  mn  sich  her  und,  indem  sie  bemerkt  wie  gross  der  Abstand 
zwischen  der  Wirklichkeit  und  ihr  selbst  schon  ist,  legt  sie  den 
Weg,  zu  dem  das  wirkliche  Rechtsleben  eine  Reihe  von  Jahr- 
zehnten oder  Jahrhunderten  nöthig  hatte,  in  einem  einzigen  Sprunge 
zurück.  Solch  einen  Sprung  hat  die  Theorie  mit  Bezug  auf  diesen 
Punkt  jetzt  zu  machen. 

Diese  zweite  Beschwerde  ist  nichts  anderes  als  die  alte 
Theorie  des  internationalen  Strafrechtes  selbst,  welche  noch  nicht 
hat  einsehen  leiJien,  dass  die  Wirklichkeit  ihr  entwachsen  ist 
dass  sie  nicht  nur  alt,  sondern  auch  veraltet  ist. 

3)  Eine  dritte  Einwendung,  welcher  ich  entgegen  sehe,  läuft 
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darauf  hinaus,  dass  das  hier  eröi-teile  System  dem  Staate  die 
Strafl)efuguiss  über  Personen  giebt,  welche  sich  in  diesem  Augen- 
bhcke  zwar  innerhalb  seines  Gebietes  l)etinden,  die  aber  in  dem 
Zeitpunkte  da  sie  handelten,  auf  keuierlei  Weise  zu  ihm  in  Be- 
ziehung standen.  Sie  sind  keine  bleibenden  Unterthanen  dieses 
Staates,  sie  handelten  nicht  innerhalb  seines  Territoriums,  noch 
gegen  ihn  selbst,  oder  seine  Unterthanen:  sie  nun  dennoch  zu 
strafen,  weil  er  sie  zufallig  in  seiner  Macht  hat,  ist  Anmassmig 
einer  Glewidt,  welche  ilrni  nicht  zukömmt,  und  würde  selbst  zu 
internationalen  Verwicklungen  führen  können. 

Es  gab  eine  Zeit,  in  welcher  man  dieser  Argumentittion 
vielleicht  entscheidende  Kraft  hätte  zuerkeinien  müssen,  in  unserer 
Zeit  ist  sie  sicherlich  nicht  mehr  am  Platze. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  scheint  wirklich  der 
Gnnidsatz  gegolten  zu  haben,  dass  Verbrecher  nur  vor  den 
Richter  gezogen  wm^den,  innerhalb  dessen  Competenz  sie  entweder 
duixh  Abstammung  oder  durch  den  Wohnsitz  gehörten.  Das 
forum  domicilii  machte  noch  im  13.  Jahrhunderte  in  Frankreich  auf 
ausschliessliche  HeiTschaft  Anspnich  und  auch  in  den  germanischen 
Ländern  stand  die  Sache  nicht  andei*s.  Nur  allmälig  wusste  das 
forum  delicti  commissi  in  der  Strafrecht si)tlege  sich  Eingang  zu 
vorschaifen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  wiu*  es  also  ein  wii-klicli 
anerkannter  und  gehandhabter  Grundsatz,  dass  man  nur  vor  das- 
jenige Gericht,  zu  dem  man  durch  sehie  Abkunft  oder  durch  seineu 
Wohnort  gehörte,  gezogen  werden  koiuite.  AVurde  der  Unterthan 
dieses  Gerichtes  vor  ein  anderes  gezogen,  so  nuichte  letzteres  sicli 
einer  Machtüberschreitung  schuldig.  Aber  allmähg  vollzieht  sich 
hier  eine  Veränderung  und  endlich  wird  es  zu  einer  feststehenden 
Regel,  dass  jedes  Gericht  aucli  über  Unterthanen  anderer  Ge- 
richte, wegen  innerhalb  seines  Gebietes  verübter  Verbrechen,  Juris- 
dictionsgewalt  besitzt. 

Wenn  man  luni  j(»tzt  den  Stiuiten  verbieten  will,  über  Aus- 
länder wegen  im  Auslande  begangener  Verbrechen  Recht  zu 
s])rechen,  was  ist  dieses  anderes,  als  das  alte  forum  domicilii, 
welches  mit  seinen  Ansprüchen  auf  ausschliessliche  (bnipetenz 
wieder  einmal  das  Haupt  erhebt? 

AVenn  dieses  sich  so  verhält,  dann  haben  wir  es  auch  jetzt 
nicht  mehr  zu   schonen.     Es  steht  nun  eimiuil  fest,    dass    in  der 
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Strafverhängung  über  einen  Ausländer  nichts  Unrechtmässiges 
hegt  dem  Lande  gegenüber,  dem  er  angehört.  Im  Principe  ist 
man  hierüber  schon  seit  sechs  Jahrliunderten  einig.  Die  Frage 
ist  jetzt  nur  noch  diese,  ob  die  Staaten  dasjenige  das  sie  biUigen, 
wenn  es  ein  im  Gebiete  des  strafenden  Staates  verül)tes  Ver- 
brechen gilt,  untersagen  können  und  wollen,  wenn  ihr  eigener 
Untei-than  von  einem  Staate  gestraft  werden  soll,  in  dessen  Ge- 
l>iet  das  Verbrechen  nicht  begfin gen  worden  ist.  Es  handelt 
sich  eben  nicht  um  ein  neues  Princip,  sondem  um  eine  neue  An- 
wendung eines  Grundsatzes,  welcher  schon  einige  Jahrhundeile 
alt  ist.  Und  diese  neue  Anwendung  scheint,  nach  all  dem  oben 
Angefiihrten,  durch  den  univei-salen  vom  Orte  der  Handlung  und 
von  der  Nationalität  der  betreffenden  Personen  unabhängigen 
( liarakter  gefordert  zu  werden,  welchen  das  Verbrechen  im  Be- 
wusstsein  der  civilisirten  AVeit  jetzt  angenommen  hat. 

Und  hiermit  ist  nun  auch  der  letzte  Einwurf  gegen  die  er- 
weiterte Auffassung  des  Verbrechens  und  gegen  die  daraus  un- 
mittelbar entstehende  Auffassung  der  Auslieferung  als  einer  That 
der  Jurisdiction,  die  letzte  Einwendung  wenigstens,  welche  ich 
mir  denken  kann,  beseitigt. 

Fniher  sahen  wir  schon,  dass  in  der  enveiterten  Auflassung 
nichts  Unerhörtes  oder  Sonderbares  liegen  würde,  ja  dass  si(» 
bereits  in  das  in  der  Praxis  geltende  Recht  gedrungen  ist.  Jetzt 
wissen  wir  ausserdem,  dass  sich  ihrer  Annahme  keine  allgemein 
anerkannten  Rechtsprincipien  widei'setzen. 

Nun  bleibt  hier  nur  noch  übrig,  die  aus  dem  Vorhergehen- 
den sich  darbietenden  Schlüsse  in  Kürze  zusammen  zu  fassen. 

Das  Endresultat  also,  zu  welchem  ich  gekommen  bin,  lautet : 
das  Verbrechen  ist  in  dem  Bewusstsein  der  civilisirten  AV'elt 
universell  geworden,  d.  h.  unabhängig  von  dem  Orte  wo,  und  von 
der  Nationalität  der  Pei'sonen,  von  oder  gegen  welche  es  verübt 
wurde.  Auf  jedem  Staate  ruht  deshalb  die  Verpflichtung,  das 
Seinige  zur  Unterdrückung  auch  derjenigen  Verbrechen,  welche- 
nicht  innerhalb  seines  Temtoriums,  weder  von  noch  gegen  seine 
Untei-thanen  verübt  wurden,  beizutragen.  Der  Staat  kann  sich 
dieser  Vei'pflichtung  auf  zweierlei  Weise  entledigen.  Er  kann 
den  Schuldigen,  welchen  er  in  seiner  Macht  hat,  entweder  selbst 
seiner  Schuld  zu  überfiihren  und  zu  strafen  trachten,  oder  die 
Untersuchung  der  Sache  und  —  im  Falle  der  Verurtheilung  —  die 
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Bestrafung  einem  anderen  Staate  ü])ertragen,  m.  a.  W.  den  An- 
geklagten ausliefern. 

Die  Auslieferung  ist  daher  eine  That  der  Jurisdic- 
tion über  eine  Handlung,  welche  auch  mit  Bezug  auf 
den  ausliefernden  Staat  ein  Verbrechen  ist,  nicht  eine 
That  internationaler  Rechtshülfe,  wodurch  wir  nur  dem 
Staate  an  welchen  ausgeliefert  wird  in  der  Verfolgung 
dessen  beistehen,  was  für  ihn,  nicht  aber  für  uns,  ein 
Verbrechen  ist. 

Die  Entscheidimg  der  Frage,  welche  von  beiden  Formen  in 
jedem  vorliegenden  Falle  zu  wählen  ist,  hängt  von  praktischen  Rück- 
sichten, vorzüglich  aber  von  den  folgenden  beiden  Erwägungen  ab: 

1)  Ob  der  Staat,  welcher  den  Verbrecher  in  Händen  hat 
selbst,  oder  ein  anderer  in  Folge  der  thatsächlichen  Umstände 
des  Falles  für  geeigneter  erachtet  werden  muss,  in  dem  Straf- 
processe  die  Wahrheit  zu  ermitteln. 

2)  Ob  im  letzteren  Falle  jener  andere  Staat  hinreichende 
Gewähr  bietet  fiir  eine  ehrliche  und  unparteiische  Untersuchung 
und  für  eine  nicht  unmenschliche  Strafe»,  und  bereit  ist  diese  Auf- 
gal)e  zu  übernehmen. 

Wenn  ein  anderer  Staat  besser  im  Stande  ist  in  diesem  be- 
stimmten Falle  die  Wahrheit  zu  entdecken  ( —  in  der  Regel 
wird  kein  Richter  dazu  so  gut  geeignet  sein,  wie  der  judex  delicti 
commissi  — )  und  wenn  dieser  Staat  bereit  ist  sich  des  Falles  anzu- 
nehmen und  zugleich  genügende  Garantieen  für  die  geluirige  Aus- 
führung bietet,  so  soll  der  Staat,  welcher  den  Verbrecher  in  seiner 
Mticht  hat,  nicht  selbst  strafen  sondern  ausliefeni. 

Jedenfalls  jedoch  nniss  sich  der  Staat  auch  für  diejenigen 
Fälle,  hl  welchen  gewöhnlich  Aushefeiiing  stattfinden  wird,  sub- 
sidiäre eigene  Strafbefugniss  vorbehalten. 

Auf  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Angeklagte  aus- 
geliefert oder  wohl  vor  den  eigenen  Richter  zur  Verantwortung 
•  gerufen  würde,  soll  im  Allgemeinen  die  Nationalität  des  Ange- 
klagten keinen  Einfiuss  ausüben.  AVie  man  jetzt  schon  die  Unter- 
thanen  des  Staates  A  dem  Staate B  wegen  der  innerhalb  des  Gebietes 
des  letzteren  Staates  verübten  Verbrechen  ausliefei-t,  so  muss  auch 
in  demselben  Falle  die  Auslieferung  eigener  rnterthanen 
aus  dem  Grumle  allein,  dass  es  eigene  Unterthan(»n  sind,  nicht 
verweigeil  werden. 
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Die  Ausliefening  ist  doch  eine  That  der  Jurisdiction,  welche 
dem  Staate  üher  seine  Unterthanen  nicht  weniger,  als  über 
jeden  Anderen,  welchen  er  in  seiner  Macht  hat,  erlaul>t  ist  und 
dafiir,  dass  er  zur  Auslieferung  der  Unterthanen  schreite,  sprechen 
vollkommen  dieselben  (Tründe  des  praktischen  Nutzens,  welche 
überhaupt  die  Auslieferung  anempfehlen. 

Das  Endresultat,  zu  welchem  obige  Betrachtungen  führen, 
ist  daher  eine  Forderung  des  Principes  der  Territorialität:  jeder 
Staat  erachtet  die  innerhalb  seines  Gebietes  von  wem  immer  ver- 
übten Verbrechen  innerhalb  seiner  strafrechtlichen  Competenz 
fallend  und  wird,  im  Falle  dei*  Thäter  geflüchtet  ist,  durch  die 
Auslieferung  in  die  Lage  versetzt,  denselben  zur  strafrechtlichen 
Verantwortung  zu  ziehen.  Diese  Territorialität  ist  aber  eine 
andere  als  diejenige,  an  welche  beim  Gebrauche  dieses  AVortes 
gewöhnlich  gedacht  wird. 

Diejenigen  nämhch,  welche  sich  für  die  ausschhesshche  Terri- 
torialität des  Strafrechtes  erklären,  wollen  damit  in  der  Regel  nur 
zu  erkennen  geben,  dass  der  Staat  sich  keiner  anderen  Handlungen 
als  Verbrechen  anzunehmen  hat,  dass  mit  Bezug  auf  ihn  selbst 
keine  anderen  Handlungen  überhaupt  als  Verbrechen  zu  qualificiren 
sind  als  diejenigen,  welche  mit  den  vom  Strafgesetze  geforderten  Be- 
griffsmerkmalen ausgestattet  innerhalb  seiner  Grenzen  veriibt  wui*- 
den:  was  draussen  verbrochen  wird,  ist  nicht  gegen  seine  Rechts- 
ordnung gerichtet  und  geht  ihn  desshalb  nichts  an. 

Die  Territorialität  in  diesem  Sinne  aufgefasst  verdient  meines 
Ei'achtens  die  grösstmögliche  iVrissbiIhgimg,  weil  sie  den  Bedürf- 
nissen der  civilisiiten  AVeit  und  ihrem  Rechtsgefühle  widerstreitet. 
Die  Proteste,  welche  sie  hervorgerufen  hat,  sind  voUkonmien  be- 
rechtigt und  haben  nur  den  Fehler,  dass  sie  nicht  weit  genug 
gehen.  Es  ist  nicht  genug,  die  Personalität  neben  die  Temto- 
rialität  zu  stellen :  nur  der  Giimdsatz  der  Universalität  kann  jetzt 
Geniige  leisten.  Die  hier  ins  Auge  gefasste  Ten-itorialität  be- 
zeichnet, dass  der  Staat  von  seiner  alle  Verbrechen  umfassendem, 
vom  Orte  der  Handlung  wie  von  der  Nationahtät  der  bezüglichen 
Pei-sonen  unabhängigen  Strafbefugniss  einen  derailigen  Gebrauch 
machen  muss,  dass  er  den  Schuldigen  vor  seine  Richter  zieht,  so- 
1>ald  das  Verbrechen  innerhalb  seines  Gebietes  verübt  worden  ist, 
in  jedem  anderen  Falle  ihn  dem  judex  delicti  connnissi  überiiefert. 
Eine  Tenitorialität  also,  welche  nicht  aus  der  Gleichgültigkeit 
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hervorgeht  fiir  dasjenige,  was  ausserhalb  der  Grenzen  stattfindet, 
sondern  aus  dem  Bestreben,  das  Verbrechen  durch 
dasjenige  Land  untersuchen  und  aburtheilen  zu  lassen, 
welches  hierzu  am  besten  im  Stande  ist.  Von  dieser 
Auffassung  der  Territorialität  aus  gelangen  wir  dahin,  dass 
wir  für  unseren  Theil  nur  das  in  Anspiiich  nehmen,  was  von 
diesem  Standpunkte  aus  uns  zukommt,  wälu'end  wii'  das  Uebrige 
jenen  anderen  Staaten  überlassen,  von  denen  wu*  wissen,  dass 
sie  dazu  ])ereit  und  eingerichtet  sind,  ihren  Theil  der  gemein- 
schaftlichen Jurisdictions -Aufgabe  auf  sich  zu  nehmen.  Eine 
solche  Temtorialität  endlich  entsteht  aus  vollkommen  den- 
selben Motiven,  welche  innerhalb  jedes  Staates  dazu  gefuhrt  habe», 
dass  das  foiiim  delicti  commissi  in  den  Vordergi'und  gestellt 
wurde.  Eine  solche  Auffassung  führt  aber  desshalb  chinn  auch 
nicht  zur  ausschhesslichen  Territorialität,  sondern  stützt  sich  im 
Hintergrunde  und  zur  nothwendigen  Ergänzung  wie  innerhalb 
des  TeiTitoriums  eines  jeden  Staates  so  auch  innerhalb  desjenigen 
der   civiHsiilen  AVeit,  auf  die   fora  domicilii  und   deprehensionis. 

Ist  dieses  (he  Temtoriahtät ,  bei  welcher  wir  angekommen 
sind,  so  ist  die  Auslieferung  von  einem  zimi  anderen  Staate,  wenn 
nicht  in  der  Form,  so  doch  in  Art  und  AVesen  eine  Handlung 
welche  vollkommen  gleichkommt  der  Auslieferung  eines  Verdäch- 
tigen oder  Angeklagten  von  dem  iudex  domicihi  odei*  deprehen- 
sionis an  den  iudex  delicti  commissi  innerhalb  desselben  Staates. 

Hiermit  bin  icli  am  Ende  meiner  Erörtennig  des  fraghchen 
Punktes  angelangt.  Im  Begimu»  meines  Aufsatzes  habe  ich  die 
Behauptung  aufgestellt,  dass  durch  ehie  principielle  Behandlung 
der  Frage  daiiiber  mehr  Tiicht  verbreitet  werden  würde.  Ich 
überlasse  es  dem  geneigten  Leser,  zu  entscheiden,  ob  ich  diese 
Behauptung  wahr  gemacht  habe. 


Die  Frage 

der 

Staatsangehörigkeit  im  Rechte  der  Auslieferung*). 

Von 
Dr.  Heinrich  Lammasch, 

0.  A.  Professor  der  Rechte  an  der  ünirdrsiiät  Innsbrnck. 
I. 

W  enn  auch  die  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  ab- 
geschlossenen Verträge  regelmässig  jene  Delicte  einzeln  aufzählen, 
wegen  deren  eine  Auslieferung  stattfinden  soll,  so  wird  doch  nicht 
Jeder,  der  der  Verübung  eines  der  im  Vertrage  genannten  Delicte 
beschuldigt  ist,  ausgeliefert.  Durch  die  Verträge  und  durch  das 
Herkommen  ist  vielmehr  gewissen  Umständen  die  Wirkung  bei- 
gelegt worden,  die  Zulässigkeit  oder  doch  wenigstens  die  Pflicht- 
nulssigkeit  der  Auslieferung  auszuschUessen.  Diese  Umstände  be- 
ziehen sich  zum  Theile  auf  die  Person  des  flüchtigen  Verbrechers, 
zum  Theile  auf  die  ihm  zur  Last  fallende  That  oder  deren  straf- 
rechtliche Polgen  und  zu  einem  anderen  Theile  sind  sie  rein 
ausserlicher  Natur. 

Was  nun  die  in  der  Person  des  flüchtigen  Verbrechei-s  hegen- 
den Umstände  betrifft,  so  ist  heute  nur  noch  die  Nationahtät  des- 
selben von  wirklicher  Bedeutung.  Besonderer  Besprechung  be- 
dürfen in  dieser  Beziehung  die  beiden  Fälle,  in  welchen  der 
Auszuliefernde  kein  Unterthan  jener  Macht  ist,  die  ihn  requirirt, 
sondern  entweder  ein  Angehöriger  jenes  Staates,  auf  dessen  Gebiet 
6f  sich  geflüchtet  hat,  oder  ein  Bürger  eines  dritten  Staates.  Im 
Ö^gensatze  zu  diesen  beiden  Fällen  ist  jener,  in  welchem  es  sich 
im  Auslieferung  an  eben  den  Staat  handelt,  welchem  der  flüchtige 

*)  Aus  einer  binnen  Kurzem  zu  pu  blicirenden  systomatischen  Darstellung 
*er  Beehtes  der  Aaslieferung. 

ircbif  fir  AfliMtUeliM  Backt  I.  2.  21 
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Vorbreclipr  seiiior  Nationalität  nach  zugehört  uiicl  in  welchem  er 
auch  die  iVagliche  That  verübt  liat^  nicht  zweifelhaft.  Gerade  für 
diesen  Fall  liberwiegt  (h^i*  Strafaiis]>nu"h  rles  reclumireiiden  Staates 
über  den  Sirafausprnch  des  Zutluchtsstaates  in  solchem  Maasse. 
riass  die  Rechtmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Außlieferuug 
nicht  in  Frage  kommen  kann* 

Wenn   aber  ein  8taut  ersucht  wird,    einen    seiner   eigenen 
Unterthanen  au  eine  andere  Macht  wegen  eines  in  deren  Gebiete 
verüb  teil  Delictes  auszuliefen!,  stellen  sich  der  Gewälu'ung  dieses 
Ansuchens    mancherlei  Bedenken   entgegen.     Die  meisten  sowohl 
der   eiiropiiischen  Mächte   als    jiucli   der   der  europäischen  Cultw 
theilhaften  transatlantischen  Staaten  betrachten  ihre  Unterthanen 
imch  während  ihres  Aufenthidtes  im  Auslände  als  den  Gesetzen  der 
Heimat  fortdaueind  unterworten  und  ziehen  sie  nach  ihrer  Rück- 
kehr  vor  den   Gerichten  der  Heimat  auch   für  ilir  rechtswidriges 
Verlialten  im  Auslände  zur  Verantwortung,     Gleichzeitig   halten 
alle  Stai^ten  es  für  eine  ihrer  obersten  Pflichten,  ihre  Angehörigea 
vor    jeder  Vei*gewaltignng    durch    Behörden    des    Auslandes    m 
schützen.     Der  Richter  des  Heimatsstaates  erscheint  nach  dieser 
Aufiiissung  als  der  judex  proprius  aller  diesem  Staate  angehören* 
den  Individuen,  mag  es  sich  auch  um  die  Beurtheilung  einer  im 
Auslande  entäussert  cd  Thätigkeit  dei*se]ben  luindebu  Ueberlieferung 
des  Inländers  an  ausländische  Behörden  ersclieint  hlenach  als  Pflicht- 
versäuinniss  und  Rechtswidrigkeit    der  inländischen  Staatsgewalt. 
Mancherlei   praktische    Bedenken   kommen   zu   diesen  grund- 
sätzlichen Erwägungen   hinzu.     Es   gilt  als  eine  Härte,   als  eine 
Unmenschlichkeit,  den  Liländer,  der   auf  Feststellung  der  Frage, 
ob  er  eines  Verbrechens  scbulcHg  ist  oder  nicht,  durch  die  Gerichte 
und  nach  den  Normen  des  Iidandes   ein   durch  seine  Geburt  er- 
worbenes Recht  besitzt,  den  Behörden  des  Auslandes,  welche  uns 
vielleicht  nur  ein  gennges  Vertrauen  in  die  Rechtsmässigkeit  ibresj 
Vorgehens   eintlössen,   zu   überautworten.     Diese   Härte   tritt  be-' 
sonders  hervor,  w^enii   der  Fremde   durch  seine  Unkenntniss   der 
Institutionen  des  fremden  Landes,  durch  seine  Uukunde  der  8prache|fl 
durch  Mangel  an  Bekannten,  die  seiner  sich   annehmen  könnten,™ 
als  Angeklagter  in  eine  ungünstigere  Lage  geriethe    als   ein  An- 
gehöriger jenes  Staates^  an  den  er  ausgeliefert  wird,     und  wirk- 
lich mag  zu  Zeiteu  deijenige,  den  mischuldig  der  Verdacht  eine«' 
Verbrechens  trifft.,   grosser  Gefahr  ausgesetzt  sein,  wenn  etw 
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Staate,  an  welchen  er  ausjEjfeliefert  wird,  aus  nationalen^ 
jfessionollen  oder  politischen  Gründen  eine  seinem  Volke  iin- 
fünstige  Stimnnnig  lierrselit.  Zum  mindesten  läuft  in  solchen 
Zeiten  der  wirklich  schiJdige  Aaslander  die  Getahr  einer  unver- 
Mltnissinässig  strengen  Beurtbeilung. 

«Aber  seihst,  wenn  wir  von  solchen,  in  vielleicht  nur  ziifalligen 
er  vorübergehenden  l anständen  gegründeten  Bedenken  abseilen, 
wird  die  ITeherliefening  eines  Inländers  an  ausliiiulisehe  Gerichte 
fcrwerflieh  erscheinen  müssen,  wenn  sich  das  Gericlitsverfilnxni 
oder  das  Strafensystem  jenes  freinden  Staates  vom  dem  der  Heionith 
des  Verbrechers  in  wesentlichen  Beziehungen  unterscheidet.  Ein 
Staat,  dessen  Strafprocessrecht  alle  von  der  modernen  Wissenschaft 

E orderten  Giirantieen  gegen  flie  Möghchkeit  der  Verurtbeilung 
e.^  Unschuldigen  verwirkhcht  hat,  wird  sich  nicht  leicht  ent- 
iliesseo,  einen  seiner  Angehörigen,  tlen  der  Verdacht  trifl>,  im 
Auslande  ein  Verhrechon  verübt  zu  haben,  an  den  Staat  des  Oiies 
der  angehhchen  Ueheltfiat  auszidiefern,  wenn  dem  Strafverfahren 
dieses  Staates  noch  alle  Gehrechen  des  alten  In<|uisitions|)rocessea 
anhaften.      [^nd   ebenso   wird   ein   Staat,    welcher  sein   Strafen- 

tBtem  den  gegenwäiiig  herrschenden  humanen  Anschauungen  an- 
passt  hat,  nicht  leicht  einen  seiner  Bürger  an  ein  anslündisches 
Gericht  ausheferu,  wenn  derselbe  von  den  fremden  Richtern  viel- 
leicht zum  Tode  oder  zu  einer  Leibesstrafe  oder  ym  einer  beson- 
ders f|ualvolIen  Art  der  Freiheitsstrafe  verurtheüt  werden  müsste 
^ler  doch  wenigstens  verurtlieilt  werden  kömite,  wähi'end  die  ihm 
^b  Last  liegende  That  nach  seinem  heimathlichen,  ilmi  ange- 
borenen Recht  mit  einer  verhältnissmassig  weit  milderen  Strafe 
gebüsst  ^lirde. 

Bedenken  dieser  Art  stehen  nicht  bloss  der  AusUeferang  von 
Staat  zu  Staat  entgegen,  sondern  unter  Umständen  auch  der  Ab- 
heferung  eines  Beschuldigten  vom  forum  deprehensionis  an  das 
jjpnini  delicti  commissi  innerhall)  desselben  Staatsgebietes,  sofeni 
ich  auf  dem  Gebiete  des  betreflenden  Staates  selrr  verschiedene 
rocessrechte  und  sehr  verschiedene  Strafensjsteme  nebeneinander 
elten»  wie  clies  etwa  in  Betreff  der  einzelnen  Cantone  der  Schweiz  der 
Fall  ist.  So  konnten  sich  denn  auch  wirklich  j^die  Cantone,  welche 
einem  humaneren  Strafensysteme  huldigen,  nicht  dazu  verstehen,  ihre 
eigenen  Angehörigen,  welche   ausserhalb    ihres  Gebietes  ein  Ver- 

theu  würden,  an  andere  Cantone  auszuliefern,  welche 
'_ 
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härtere  oder  uiizweckmässige  Strafen  anzuwenden  pflegen  oder  wo 
noch  ehi  Strafverfahren  besteht,  welches  keine  Gewähr  dafür 
bietet,  dass  nur  der  Schuldige  bestraft  wird"  *)  und  deshalb  kann 
nach  al.  2  des  Art.  1  des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852 
(amendirt  durch  die  Gesetze  vom  24.  Juü  1867  und  vom  2.  Februar 
1872)  auch  mnerhalb  der  Schweiz  die  AusUeferung  von  Personen, 
die  in  einem  Canton  verbürgert  oder  niedergelassen  sind,  ver- 
weigert werden,  wenn  der  von  einem  anderen  um  die  Auslieferung 
ersuchte  Canton  sich  verpflichtet,  dieselben  nach  seinen  Gesetzen 
zu  beurtheilen  und  zu  bestrafen  oder  eine  über  sie  bereits  ver- 
hängte Strafe  vollziehen  zu  lassen.  Diese  Ausnahme  von  der 
sonst  anerkannten  Ausheferungspflicht  von  Canton  zu  Canton  ist 
um  so  wichtiger,  als  sie  in  bewusstem  Gegensatze  zu  dem  auf 
dem  Concordate  vom  8.  Juni  1809  (bestätigt  am  18.  Juli  1818) 
beruhenden  älteren  Rechte  steht.  Aus  ganz  ähnUchen  Gründen 
erhob  sich  auch  im  norddeutschen  Reichstage  bei  Berathung  des 
Rechtshilfegesetzes  vom  21.  Juni  1869  eine  lebhafte  Opposition 
gegen  den  Satz  des  §  23,  durch  welchen  die  einzelnen  Staaten 
des  norddeutschen  Bundes,  wenn  auch  nur  unter  gewissen  ganz 
erhebUchen  Einschränkungen  und  Bedingungen  (vgl.  §  25),  zur 
AusUeferung  ihrer  eigenen  Angehörigen  verpflichtet  wurden*). 

II. 

Ei'wägungen,  ähnlich  den  bisher  ent\sackelten,  sind  es  ge- 
wesen, welche  die  Gesetzgeber  der  meisten  Staaten  bestimmt  haben, 
die  Ausheferung  der  Inländer  zu  verbieten^).     Die  Folge  dieser 


*)  Bluueb,  Har.dDuch  des  Schweizer.  Bundesstaatsrechtes,  herausgegeben 
von  Morel  1877,  I.  257. 

*)  Vgl.  Endkmann,  Die  Rechtshilfe  im  norddeutschen  Bunde,  1869,  S.  104. 

«)  D.  R.-St.-G.-B.  §  9,  österr.  St.-G.-B.  §§  3t)  und  235,  österr.  St.-G.- 
Entw.  §  6,  ungarisches  St.-G.-B.  §  17,  C.  p.  Toscano  Art.  9,  griechische 
St.-P.-O.  von  1834  Art.  3,  St.-G.-B.  für  Bern  von  1866  Art.  4  (aber  unter 
Vorbehalt  der  Staatsverträge  Art.  5).  Auch  das  St.-G.-B.  für  Bosnien  und  die 
Hercegovina  verbietet  in  §  72  die  Auslieferung  eines  Inländers  an  jeden 
fremden  Staat,  also  auch  an  die  Türkei,  und  dehnt  im  §  75  dieses  Verbot 
auch  auf  die  Auslieferung  eines  Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  der  ja  nicht  Inländer  im  Sinne  des  bosnischen  St.-G.-B.  ist, 
aus.  Das  belgische,  luxemburgische  und  niederländische  Aasliefe- 
rungsgesetz bringen  dieses  Verbot  dadurch  zum  Ausdrucke,  dass  sie  bei  Fest- 
stellung der  Bedingungen,  unter  welchen  die  Regierung  Auslieferung  gewähren 
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fejesetzlichen  Verbote  war  es  denn,  tlass  anch  in  der  Melirzalil  dw 
pltenden  Auslief enmgsverträgu  die  Verpflit^htung  zur  Auslieferung 
er  Inländer  ,^»l»gelehnt  ^vird. 

In  der  Literatur  liat  diese  Eitisciiräiikung  der  Auslieftu-ungs- 


itn,  imr  von  AwsEiidi.^ni  si^rethen,    (Vj^^^L  UWigcns  uiicFi  lujch  ntederländiscbes 

Insliefcruogsgüecta  Art.  16  iiini   §  S>05    der  nicht  in  Wirksamkeit  getretenen 

*.-0.  Yoti  180t^  bei  HAHBOtin,  Uitlcvering  p,  S5>)  In  Belgien  und  ebetiso  in  den 

Niederlanden  benibt  dasselbe  übrigens  schon  auf  Art.  8,  bez,  Art.  167  der  Con- 

litutionen :  ,Nul  ne  pent  etre  distrait,  contre  son  grc,  dn  jiige,  que  la  loi  lyi 

isigiie*.  , Niemand  kan  tegen  7/tjn  wil  w<»rden  afgetrokken  van  den  rediter,  dien 

Pc  wet  liem  geeff*  bei  de  Tonge,  Uitlevering  van  eigen  onderdancn,  Leiden  1884, 

185,    Diese  Beafcimnmng  enthält  ftir  unsere  Frage  eine  klare  Norm,  während 

ban  sicU  v^geblich  bemüht  bat.  aus  dem  Satze  der  tVanzosiscben  Charten  von 

514  und  1830  (Art,  <!2  bez,  53)   ,Nul   nc*  pourra    Mre   distrait   de   ses  juges 

fttnreU*  eine  solche  herauci  in  Interpret  Iren.    Der  helgiaehe  bez.  niedediindischö 

iicbt^jr  igt,  insofern  weni||i:stens  als  das  belgische  bez.  Tncderländisdie  Gesetz 

tti  Belgier  oder  Niederlander  f(lr   Delkte  im  Auslände  der  Competenz  dieses 

Iicbt4?rs  unterstellt,  der  jage  assigne  par  ta  bi,  wfihreud  es  bestritten  werden 

»HU.  ob  er  sein  jnge  naturel  binsiebtlicb  dieser  Delicti*  ist.     (Vgl  de  JoNOE, 

185  ff.   aber  auch  Taun.\y,    D*?    tractaten    tot   uitlovering    van  niisdadigers, 

Imjiterdam  1872.  p.  5  ff*.    Aus  dieser  Fassung  des  Art.  8  der  belgischen  Con- 

attttion  und  des  Art.  167   des  hnll.  Grundgesetzes   crgiebt  es  sich  deutlich, 

der  Anspruch  des  Belgiers  and  Niederl anders,  nicht  ausgeliefert  zu  werden. 

ein  H^ubjeftives  Recht  desselben  anerkannt  ist.     Er  könnte   also    auf  dessen 

eltendinachung  auch  vernichten  (ar^.  verb.  «,contre  son  gre*,  .,tegen  zijn  wil") 

^nd    selbst  sdne  Aüsiiefernn^    beantnij^en.     Auch    in    P  ran  kr  eich    wird   der 

}rQiid$at7.   der   NichtauslieiVnmj^    der  Inländer   als   ein   l'rivilegium   derselben 

kofgefatst*  welches  ihnen  in  ihrer  Begünstigung  verliehen  ist  und  nicht,  oder 

Qtis  nicht  vorwiegend  als  ein  im  Öifentliihen  Interesse  aufgestellter  Satz. 

db  wird    denn    auch    ein  Veraich t    derselben    auf    die.ses   Privilegfium    als 

wirksam  erachtet.     So    hat    Frankreich    in    Kraft   des  Vertrages  von  1843  die 

^Ynn  England  an^esuchte  Auslieferung  des  eines  Mordversuches  an  seinem  &?ohne 

schuldigten   Baron  Vidil    verweigert,    weil    derselbe    Franzose  war,    dieselbe 

kber  dann,  als  VtniL  selbst  um  seine  Auslieferung  an  England   ansuchte,  ge- 

rährt,  (Fiobf.-Antoink  Nt>.   4^54).    Ganz  in  den^selben   Sinoe  bestimmt  Art.  9 

les  St»-G.-B.   für  den  ^*anton  Basel -Stadt:    ^Cantonsbürger  dürfen  an  einen 

»össerschweiiterischen  Staat  nur   mit  ihrer  Einwilligung    ansgeliefert  werden"*. 

tiegenaatx  zu  dem  Rechte  dieser  Staaten  wäre  in  0  es  ter  reich -Ungarn 

\  m  Deutschen   Reich,    in  webdicn  Staaten  das  gesetzliche  Verbot   der 

ittKlieferung  von  Inlandem  als  ein  unbedingtes  bestobt,  eine  solche  Rücksicht- 

liahme  auf  den  Antrag  des  requirirfcen  Individuums  mimöi,'lie)i.     Dasselbe  gilt 

inch  nach  dem  Entwürfe  eines  AuHliefonmgKge^etHes  fiVr  Italien  von  18^5:  „II 

Tenio  del  He  non  pm»  consent  Ire  h  estradizione  di  nn  cittadino  del  Regno*^ 

5). 
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pflicht  nahezu  allgemeinen  Beifall  gefunden*)  und  ist  sie  in  dersrfben 
von  \ielen  Autoren  mit  Gründen,  und  noch  öfter  und  leidenschaft- 
licher, mit  Phrasen  vortheidigt  worden.  Insbesondere  neigen  dio 
Lehrer  des  Staatsrechtes  dazu,  die  Ausschliessung  der  Inländer 
von  der  Ausheferung^spHicht  für  eine  absohite  und  nothwendige 
Consequenz  des  Staatsbürgerreehtes  zu  hulten.  Vgl.  2.  B.  Laband, 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  1876^  I  S.  153j  welcher  lehrt» 
dass  auch  zu  anderen  Zwecken,  als  zu  dem  der  strafgerichtHchen 
Verfolgung  und  Bestrafung,  ein  Deutscher  an  ausländische  Regie- 
iimgen  nicht  überliefert  werden  dürfe  und  hierin  soweit  geht,  dass 
seiner  Ansicht  nach,  „wenn  i,  B.  im  Fall  eines  Krieges  eine  be- 
freundete Regierung  sich  erbieten  würde,  verwundete  deutsche 
Krieger  zur  Verpflegung  und  Heilung  zu  nbemehmen,  doch  die 
deutschen  Soldaten  wider  iliren  Willen  nicht  an  ausländische 
Lazarethe  ahgehefert  werden  dürften **  **).  Doch  sclieint  mir  hierbei 
dasjenige,  was  von  der  Ausweisung  gilt,  unberechtigterweise 
auf  die  Auslieferung  übertragen  zu  werden.  Der  Schutzpfliclit 
des  Staates  gegenüber  seinen  Bürgern  entsjjriebt  allerdings  eiu 
Recht  derselben  zum  Aufenthalte  auf  dem  Gebiete  ihres  Heimath- 
Staates,  keineswegs  aber  aueli  ein  Ansjinich  auf  Exemption  voa 
der  Gerichtsbarkeit  anflerer  Stoateo  wegen  solcher  Dehcte;^  die  sie 
wähi'eod  ihres  Aufenthaltes  im  Auslande  verübt  liaben.  Gegen  diese 
Sti-afgewalty  der  sie  sich  freiwillig  unterworfen  habeuj  besitzen  sie 
keinen  Anspruch  auf  Schutz  durch  die  Staatsgewalt  ilu*er  Heimath. 
Erst  in  neuestei"  Zeit  beginnt  eine  lebhaftere  Opposition 
gegen  dieses  Privileg  der  Ldänder  sich  zu  regen  *)* 


*)  Eben  deshalb  unterlasse  icli  es,  all  die  emzdiien  Autoren  aufoniälileii 
welche  sich  ftlr  dieselbe  au sges]» rochen  babeu. 

*•)  Vgl.  auch  ZoBN,  Staatsrecht  des  Ucutschen  Reiches,  1.  S.  284  ff„ 
wekhev  die  NicbtaysliciVniiig  iler  Inländer  als  t*ine  Consequen*  dca  «Gmod- 
rcclites  der  Freizügigkdt''  aiiftUset  (S.  *288), 

^)  Die  ältere  contiiientale  Literatur  (etwa  bis  1820)  behandelt  es  als 
ganz  sei bötverständ lieb,  das*-  auch  luläinler  der  Auslieterang  unterliegen.  Vgl. 
1.  B.  Vattkl,  1\  11.  L,  V.  cb.  (j.  §  75.  Es  bangt  dies  wohl  iusbesondcw 
auch  damit  zubumuieTK  daj^s  die  ällweii  Autoren  die  Auslieferung  regelmässisf 
unter  dem  Gesichtsirnnkti*  einer  iu»xae  deditio  betnicbteri,  indcTu  sie  den  Sati 
aufsteUeii,  dass  der  8taiit,  dem  derjenige,  welcher  im  Auslände  ein  Verbrechen 
verübt  bat,  an  gehurt,  verpflichtet  sei,  ibn  entwaier  selbst  zu  bestrafen  oder 
ihn  an  den  von  ihm  „beleidigten"  Staut  auszuliefern.  Sohald  die  Frage  aber  imu 
Gegen,staiide  besonderer  Erwäy-ong-  wird,  wird  sie  auch  meist  verneint.  Doch  haben 
sieh  für  die  Auslieferung  der  hjlander  u.  A.  ausgesproclien,  Abkgg.  Uober  die 
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St'ine  liotliweiidige  Ergänzuog  muss  der  Gnmdsatz  der  Nicbt- 

isliefeining  der  Inländer  in  einem  Kt^clitssatze  fludeii,  demzufolge 

He   Bestiutuiig   des  in   seine  Heimat    ziiriick?*ekelirten    Iidäiidors 

)re^n   aller    ausserhtdb    des    Gebieten    seiner    Heimat    verübten, 

igermaassen  schweren  Delicto  2idässig  ist*).     Wenn  ein  Staat 


B<»traf^ng   im    Atislande   begangener  Verbredien    18t9.  S.  94,  Cokvkbt,  de 
inqucntinm  traditioiie  in  Eel^io  ]n^rmieHa,  1828  p.  10,  v,  Peukbbäch,  ThemiÄ 
J12,  S,  o'20  und  'A21.    8.  auch    die    unten    erwähnter»    französischen  Autoren 
Hd  über  die  neuere  Literrttiir  nnten  §  IV  Anm.  42, 

•)  Ein  aokher  Kechtssatx  be*teht  inj  Reclit4;  OesterreiehB,  St-G,-B, 
[SQ  (gilt  derzeit  anch  noch  für  Crostkn  und  Skvonicn),  Ungarns  ßt.-G.-B, 
f8;  des  deutschen  ReicheH  §4  No.  3;  Frankreiclia  C.  Instr.  er.  Ai*t.  5 
(fdt  der  Amendirung  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1806);  Belgiens  C, 
Instr.  er.  Art.  7  und  8  seit  der  Amendirung  «lurcli  das  Gesetz  v.  30,  Decbr. 
1836»  und  in  weiteren»  Umfange  seit  dem  Gesetze  v.  17,  April  1878  ;  der  Nie  der - 
IjiJitle  8t.-G.-B,  T.  1881  Art.  5;  Luierabarga  Art.  5.  C,  Instr.  er,  (amendirt 
durch  Gesetz  v.  4.  Juli  1845  und  etweitext  duieh  das  Gesetz  v,  18,  Januar  1879); 
Italiens  (eicl.  Toscana)  C\  ]>.  Art.  6;  Toscanas  vf>n  1853.  Art.-t;  Spaniens 
~^839f.  de»  Ges,  vora  15.  Septfuiljer  1870;  Portugals  Gesetz  Toni  1.  Juli  18Ü7 
1  No.  4;  DänemarkB  St.-G.-B,  von  1866  §  6;  Schwedens  8t-G.-B. 
1864  Cap.  1.  §  I;  Norwegens  St-G.-B.  v.  1842  Cap.  1,  §  1;  Kuss- 
8t.-GrB.  von  186G  §  173—175;  Griechenlands  St.-P.-O,  von  IBM 
J;  Bosniens  und  der  Herzegovina  St.-G.-B.  von  1880  §  72.  Ancli  die 
aeren  Ge^Tetze  einzelner  Schweizer  Cantone  erinnerlichen  dit*B<^trafung  ckv  Cnntoua- 
bgehörigcn  wegen  aus^erlmlh  des  C'jintons  und  ;inch  nussorhalb  der  Eidgenossen- 
izÜ  verübter  Dclicte  vgl  t.  ß.  8t-G.-B.  für  Zürich  v.  1871  §  3.  lit.  c; 
Inföhrungagesetz  tmu  St.-G*-B.  für  Bern  v.  18ö6  Art  L*  (vgl.  Ari  IB  n,  11 
U'P,-0.  und  Art.  3  St-G.-B.);  Genf  C.  p,  von  1874  Art.  3  No.  3  und  Ij 
fiel  bürg  C.  p.  von  1873,  Art.  1^^  Ht.  b,  Von  ansaereuropäischen  Gesetzen. 
Iche  für  Bestrafung  der  Inlftnder  wegen  im  Auslande  verübter  Delicte  Sorge 
tgen,  sind  mir  nur  bekannt  das  St.-G.'B,  für  Britisch -In  dien  v.  1860 
h.  I  Sect.  3  (nur  unter  Voraussetzung  einer  vorhergegangenen  besonderen  An- 
wdiiung  des  Gcncra!gouvevi\eurs),  das  brasilianische  Gesetz  v.  4.  Aug.  1875, 
.3  (vgl.  auch  Art  1),  die  iit  -R-0.  für  Japan  von  1881  Art. 40  ff,,  das  St-G.B. 
New- York  von  1881  (jedoch  nur  in  sehr  vereinzelten  Fällen,  vgl  unten 
322)  und  nach  Angabe  FroBie-ANTOiNE's  p.  244  das  St-G.-B*  für  Doli  via 
Hl  1830»  Art.  It  Dofli  weichen  die  angeführten  Gesetze  hinsicbtlich  der  Be- 
Dgmigen,  unter  welchen  sie  dno  Verfolgung  der  Inlander  wegen  im  Auslnudo 
ibter  Verbrechen  unordnen  oder  zula^äsen,  insbesondere  in  BeticiT  der  Ab- 
ftnzung  jener  DeUcte,  wegen  w«  Ich  er  dieselbe  stattfinden  soll,  sehr  von  ein- 
ander ab.  Die  Erörterung  und  Kritik  der  betrelfentlen  Dctailbestininmogen 
würde  weit  über  den  Rahmen  der  vorliegenden  Abhandlung  binaußgrcifen  und 
ma^  daher,  ebenso  wie  die  Besprechung  der  in  der  Theorie  und  in  GeBotx- 
twürfen  vorliegenden  Reform  vorschlage,  einer  selbststÜndigen  Erörterung  vor- 
bulteD  bleiben, 
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seine  Angehörigen  wegen  im  Auslande  verübter  schwerer  DeUcte 
weder  ausliefert  noch  im  Inlande  bestraft,  oder  wenn  er  sie  etwa 
nur  wegen  der  gegen  die  inländische  Staatsgewalt  und  gegeu 
Inländer,  nicht  aber  auch  wegen  der  gegen  Ausländer  verübten 
Verbrechen  bestraft,  wie  dies  beispielsweise  in  Frankreich  von  1830 
bis  zum  Gesetze  vom  27.  Juni  1866  der  Fall  war  und  heute  noch 
in  manchen  Cantonen  der  Schweiz  der  Fall  ist  (vgl.  unten  S.  328), 
sind  alle  übrigen  Mächte  berechtigt,  gegen  eine  derartige  Verweige- 
rung der  Justiz  die  ernstlichsten  Vorstellungen  zu  machen  und  die 
Abstellung  einer  solchen  egoistischen,  die  Pflichten  gegenüber  an- 
deren Staaten  völlig  ignorirenden  Art  von  „Rechtspflege**  zu  fordern. 
Aber  selbst,  wenn  dem  Grundsätze  der  Nichtauslieferung 
der  Inländer  der  der  Verfolgung  derselben  wegen  im  Auslande 
verübter  Verbrechen,  also  das  sogenannte  Nationalitäts-  oder  Per- 
sonaUtätsprincip  des  internationalen  Strafrechtes  ergänzend  ent- 
spricht, ist  die  grundsätzliche  und  ausnahmslose  Ablehnung  der 
Auslieferung  der  Inländer  nicht  frei  von  Bedenken. 

III. 

Und  in  der  That  ist  denn  auch  der  Rechtssatz  von  der  grund- 
sätzlichen Exemption  der  Inländer  von  der  AusUeferung  weder  all- 
gemein recipirt,  noch  ist  er  aucli  nur  in  jenen  Staaten,  welche 
heute  nach  ihm  handeln,  ein  alt  hergebrachter.  Die  erste  Spur 
einer  grundsätzlichen  Verweigerung  der  Auslieferung  von 
Inländern  findet  sich  in  den  österreichischen  Niederlanden. 
Nach  Art.  12  der  braban tischen  Bulle  von  1366  gehörte  es 
zu  den  Privilegion  der  Bürger  dieser  Provinz,  nicht  vor  aus- 
ländische Richter  gestellt  zu  werden  und  die  Verwaltung  der 
österreichischen  Niederlande  sah  sich  daher  genötliigt,  Frankreich 
wiedei'holt  die  Auslieferung  von  nach  Brabant  zuständigen  Ver- 
brecheni    al)zuschlagen ').      Es    scheint,    dass    hieraus    sich    die 


^)  „Voert  gheloveii  wi  hen,  soe  wat  manne  ghevacn  wert  binnen  onsen 
lande  van  Brabant,  dat  nien  dien  niet  vueren  en  sal  ghevaen  baten  onsen  lande 
van  Brabant",  Art.  12  der  Joyeuse  Entree  Wcncelas':  vgl.  Pgüllet,  Histoire 
de  le  J.  E.  de  Brabant;  Bruxelles  1H63,  p.  103  und  Th.  Woütbrs  in  der 
Belgique  judiciaire  1870  No.  80,  sowie  de  Jongk,  1.  c.  p.  170  und  Harbord, 
Jets  over  uitlevering  van  misdadigers,  Amsterdam  1879,  p.  59,  welcher  sich 
übrigens  auch,  ebenso  wie  Poüllkt,  1.  c.  p.  1<)3  auf  eine  althergebrachte  Gewohn- 
heit der  Staaten  von  Holland  beruft,  die  in  der  That  bereits  1(5^7  die'von  Jakob  II. 
von  England  auf  Grund  des  Vertrages  von  16(52  (vgl.  meine  Monographie  über 
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Gewohnheit  bililete,  üherhau])!  die  Aiisliefening  von  Niederlämlcrii 
verweigern.  Und  so  stiitiiirte  denn  der  französisch-ltt'lgisehe 
iusliefeningsvertnig    vom    23.   Jiitji   bez,    17.   Avi^nist     1736    die 
licht    zur  Ansliefenuig   nur    unter    Aitfrechterhaltimg    der    den 
Inländern  zustehenden  Privilegien  (vgL  d(*  Jonre  p,  170).    In  den 

tterreichischen   Erhl  ändern    hingegen  lierrschte  l)is  1772  die 
uffassung,  das»  aueh  Inländer  ausgeliefert   werden  k»mnen.  Nocli 
ein  Hofdecret  vom    19.   Deceinber   17(il    (SnppL  (■od.  AuHtriaci, 

Ely  p.  250)  hatte  verfügt ^  diiss,  „nachdem  in  allen  Reichsländern 
e   mntuelle   naehhurlielie  Stellnng    der  ia  alieno    dehnrjnirenden 
nterthanen   l}e^teht,    ein   gleiclies    auch   in   den    Ihrer    Majestät 
zugehörigen  Staaten  respectu    der    in    ausländischen    Territorien 
delinquirenden  und  in  den  <liesseitigen  Ländern  betretenen  Unter- 
(hanen    erga  Reversales  de    nbservando  reeiproco  und   nebst  dem 
de  casu   in   casnni   zn  leisten  kommenden  Ersatz  der  ausgelegten 
Kosten  eingefiibrt  und  beobacbtet  werden  soll."     Erst  im  Jahre 
1772  resolvirte   die  Kaiserin  Maria  Tlieresia:     „Soviel  die  einge- 
borenen, in  einem  anderen  Territorien  verbrechenden  OestiUTeicher 
Ibd  nach  begangenem  Verbrechen  sich  wieder   in  die  k,  k.  ErV 
länder  begebenden  üntertbanen  betriffl,  da  shid  solche  in  keinem 
Jalle,  es  mag  das  Verbreclien  bestehen,  in  was  immnier  es  wolle, 
Ikehr  anszulietern,  sondern  derlei  Verbrecher  von  den  betreffenden 
Landgerichten   in   Subsidium  Jnstitiae  vindicativac  selbsten  abzu- 
urtheilen  und  zn  bestrafen.'^    Doch  war,  wie  auch  Hvt-:^)  bezeugt, 
Verbot  dieses  Hofdecrets  späterhin  dadurcli  in  Vergessenheit 
^rathen,   dass   es   in    das   St,-<4.-B.    von    1803   keine    Aufnahme 
funden  hatte ^).    Erst  seit   1852  gelangte  es  im  St.-G,-B    selbst 
Ausdi'ucke, 


Bslieferun^    weyt'n    politisohur  Verhrivluni.  Wii'ii    \HH4,   S,    ^x.  Aum    4)   ge- 

rdert«  Auslieferung  iiouRNEx's  mit  Rücksicht  auf  die  von  demfielbeii  erlangte 

Naturali Sfitioti    vorweigert  hatten.     Vgl.  Clarke,    A  treatise  npon  the  law   of 

extradition,  Loudoti  1874,  j).  20  Hl    Doch  vgl.  auch  Boet  hei  de  Jonoe,  p.  184, 

*)  Comiuentar  S>  •'»22. 

^L       •)  Wenn  mau   oiiifn-  Aous.^erung  Jollivet's  m  der  SitzojT^'   de^s   fraiizi'isi- 

Khen  Staatsratlu^  vom  17.  Frndid'>r  XII  (4.  Septbr.  1^04)  Olimben  schenken 

ilarf,  io    hatte  Oesterreich   in   diesem   oder    d<^in   yorh  ergeh  enden  Jahre    <;ster- 

ichischc*  Unter* hiinen.  welche  ^nsamnii'ii  mtt  franzr>sischeu  Unterthiinen  fnl-iche 

der   , hänfne   de  VictniL*"    (Wien    oder  VienneV)    herge.s teilt    haben,    an 

Rnkreich  ausgeliefert  (Locnf:,  la  legislatinn  de  la  Fnmee  XXI V^  \k  120).  Vgl. 

irh  Art,  12  des  üst erreich isch-sard in isclien  Vertrages  v.  1838  bei  MiüCHKR,N.2^n, 
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Auch  in  deu  Staaten  des  heutigen  deutschen  Reiches  scheint 
(Uc  Ausliefciniug  von  Inländern  erst  in  neuerer  Zeit  als  unzu- 
lässig betrachtet  worden  zu  sein.  Noch  eine  kur hessische 
Vdg.  vom  1.  September  1820  ***)  schliesst  dieselbe  nicht  unbedingt 
aus,  während  schon  das  bayrische  St.-G.-B.  von  1813  Th.  U. 
B.  1  T.  1.  Art.  30  sie  geradezu  verbietet^*)  und  das  preus- 
sische  Hofrescript  v.  10,  October  1803  (bei  Kamptz  a.  a.  0. 
S.  66)  das  Verbot  nicht  bloss  auf  die  Auslieferung  derjenigen, 
„welche  ex  origine  Unsere  Unterthanen  sind*^  beschränkt,  sondern 
es  auch  auf  die  Unterthanen  ex  domicilio  ausdehnt.  Hingegen 
anerkennt  §  3  des  AusUeferungsvertrages  Hannovers  mit  den 
Niederlanden  von  1817  ^*)  in  Betreff  der  schwersten  Verbrechen 
die  Zulässigkeit  der  Auslieferung  der  Inländer,  ohne  dieselbe  je- 
doch zur  Pflicht  zu  machen  ^*). 

Auffallend  ist  die  Geschichte  der  Wandlungen,  die  das 
französische  Recht,  welches  in  so  vielen  Beziehungen  der  Ent- 
wickelung  des  Institutes  der  AusHefening  die  Richtung  gegeben, 
durchgemacht  hat.  Unter  dem  ancien  regime  war  der  König  das 
lebende  Gesetz;  dass  er  auch  die  Auslieferung  von  Franzosen 
an  fremde  Mächte  zugestehen  könne,  wurde  nicht  bezweifelt"). 
Und  obwolü  die  Parlamente  hie  und  da  gegen  solche  AusUefe- 
nnigen  von  Liländern  remonstrirten  (Billot,  p.  70  weist  auf 
eine  Voi'stellung  des  Parlamentes  von  Paris  aus  dem  Jahre  1555 
hin)  haben  die  französischen  Könige  doch  nicht  bloss  in  einzelnen 
Fällen  ihre  Unterthanen  ausgeliefert  (vgl.  den  Fall  Roussel  1707  ^'% 
sondern   auch  in  Verträgen  die  Auslieferung  von  flüchtigen  Ver- 

»«)  Bei  V.  Kamptz  Jalirbüclier  XXIV,  S.  83. 

")  Was  aber  bereits  Feuerbach,  iiiissbilligte  (Theinis  S.  327)  ,I)as  an- 
bedingte  Verbot,  wie  es  bisJier  in  Bayern  bestand,  keinen  Unterthan  an  ein 
auswärtiges  Gericht  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  abzuliefern,  muss  die 
Regierung  in  mannigfaltige  Verlegenheiten  verwickeln",  weshalb  er  denn  auch 
in  §  20  seines  „Entwurfes  eines  Staatsvertrages  über  die  gegenseitigen  Gerichts- 
verhältnisse zweier  benachbarter  iStaaten"  die  Auslieferung  von  Inländern  aus- 
drücklich zulässt. 

»*)  Bei  Martens  N.  Rec.  IV,  p.  3  tf . 

")  Jedoch  wäre  nach  de  Jonqr,  a.  a.  O.  j».  187  niemals  die  Auslieferung 
ehies  Niederländers  «auf  Grund  dieses  V^ertrages  erfolgt,  und  wie  es  scheint, 
wohl  auch  niemals  die  eines  Hannoveraners.     Vgl.  auch  Habbord,  p.  60. 

'*)  Mangtn,  Traite  de  l'action  i)ublique  et  de  Taction  civile  cn  matiere 
criminelle,  Paris  1837,  I  No.  78. 

")  Bei  Bbrnard,  Traite  de  Texiradition  1883,  I  p.  255  ff. 
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brechem  ganz  allgemeii),  unter  aiisdiiicklicbor  Einscldie^sujig  iler 
Inländer,  vei-sprochen '*'). 

Naditlem    der  Code    d'iu.stnu'tiun    criininelle    von    1808    im 

I Gegensätze  zu  dem  f^ltLren  lieclite  und  zu  Art,  U  des  Code  youi 
b.  brümaire  IV  die  GericbtBbarkeit  Frankreiehs  über  die  von 
Franzosen  im  Auslande  verübten  Üeliete  nur  auf  die  Fälle  uin^^s 
Verbrechens  gegen  Frankreicli  oder  gegen  Franzosen  eiugescliräukt 
hatte,  wurde  es  um  so  nothwondiger,  die  Auslieferung  von  fran- 
zösischen Unterthauen,  wekhe  im  Auslände  Verbrechen  gegen 
Ausländer  verübt  hatten,  zuzugestehen.  Und  so  verfügte  denn 
i<Japoleon  I.  dureli  das  Decret  ddo.  Amsterdam»  23.  Oetüber  1811  i 
.  Considerant,  *  .  .  .  fjue,  si  d'uu  cote,  il  e^t  de  notre  justice 
de  ne  pas  apporter  d'obstacle  i\  Im  puuition  du  crime,  lors  menie 
^^u'il  ne  blesse  ni  uous  ni  nos  sujets;  d'im  autre  cote,  la  pro- 
^^Mrction  que  nous  leurs  devons  ne  nous  i>ermet  pas  de  les  livrer 
k  une  jturidiction    etrang^re   sans  des  graves  et    legitimes    motifs 

reconnus  et  juges  tels  par  nous, nons  avons  decrete  et 

decretous  ce    qui  suit:    Art*  L     Toute   demande   eu   extradition, 
faite  par  un  gouvernement  etranger,   contre  un  de  nos  sujets 

E^evenu  d  avoir  conimis  un  crime  contre  des  etrangers  sur  le 
rritoii'e  de  ce  gonverneuieut,  nous  sera  somnise  par  uötre  grand- 
ge,  ministre  de  la  justice,  pour  y  etre  par  nous  statue  ainsi 
(]ii*U  appartieudra",  (Billot,  Traite  de  Textradition,  Paiis  1874 
p.  70  f,)  *^).  Nun  ist  freihcli  in  Fraid^reich  die  Meinung  eine 
weit  verbreitete  ''*),  dass  dieses  Decret  niemals  zur  Ausführung 
gelangt  sei.  Aber  schon  ältere  IScbriftsteUer^  wie  Mangin  l  c.  No.  78 
und  iusbesondere  LeghaveüentJj  Traite  de  la  legislation  crimi- 
nelle  IBIB  Gh*  1.  Seet.  6  §  2  und  4  erwähnen  ausdrückhch,  dass 
sie  solche  Fälle  der  Auslieferung  von  Liländern  in  der  Praxis 
gesehen  hätten  und  in  neuester  Zeit  hat  Skruzikk  1.  c.  p.  15 
zwei  derselben  unter  Angabe  alier  Details  niitgetheilt.     Doch  ist 


i  **)  FmßÄÖfisch-schweizeriscber  Vertrag  van  1777,  Art.  ü  bei  Bärnatid  11, 

l^bb  IOC!  und  einige  andere  bei  v.  Kamptz  a.  a,  O.  b«  109  angeführte  Vertrage, 
^H  *^)  Dieses  Decret  ist  unt^r  deiu  'S.  Deoember  181  l*  auch  für  das  Köiiig- 
^^■nch  beider  Siciheti  publicirt  worden,  vgL  Boeco,  Trnttato  di  diritto  eivile 
^■Rtemaiionale  (Livomo  iHtjO)  p.  2^8  und  Pascale,  Estrad  i^ioivt*,  Nai>oIi  1^80, 
K.  227. 

'  **)  Vgl  z,  B.  TBfeDüTiEN  IJ,  p.   137,  F,  HiuE.  Instructiüii  criminelle  II, 

p.  671  (ed.  1846)  oder  Billot,  l.  c. 
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auch  er  der  Meinung,  dass  nach  dem  Jahre  1814  mit  Rücksicht 
auf  die  Bestimmung  des  Art.  62  der  Charte,  nach  welcher  Franzosen 
ihrem  natürlichen  Richter  nicht  entzogen  werden  dürfen,  die  Fort- 
dauer dieser  Praxis  unmögUch  geworden  sei,  während  Autoren  wie 
Legraverend  und  Bourguignon  auch  noch  nach  1814  das  Beeret 
von  1811  als  fortbestehend  betrachteten,  wie  dasselbe  denn  auch 
thatsächlich  noch  im  Jahre  1820  durch  die  wegen  Mordes  erfolgte 
Auslieferung  des  nachher  in  Genf  hingerichteten  J,  Machon  zur 
Anwendung  gelangte  ^*). 

Jedenfalls  ist  seit  1830  in  Frankreich  die  Ansicht,  dass 
Franzosen  nicht  ausgeUefert  werden  können,  zur  herrschenden 
geworden.  Zum  ersten  Male  ist  dieselbe  1834  in  dem  Vertrage 
mit  Belgien  zu  autoritativem  Ausdnicke  gelangt.  Erst  in  aller- 
jüngster  Zeit  wurde  neuerlich  und  zwar  zuerst  von  Bonafos,  1.  c, 
dann  von  A.  Weiss,  1.  c.  p.  39  ff.  mit  grossem  Scharfsinne  die 
Behauptung  vertreten,  dass  die  von  den  Gegneni  angeführten 
Stellen  der  Charte  von  1814  nicht  den  ihnen  beigemessenen  Sinn 
haben  können  und  dass  auch  heute  noch  die  französische  Regie- 
rung durch  Nicht«  gehindert  sei,  die  AusUeferung  eines  Franzosen 
zuzugestehen. 

Der  Satz,  dass  Inländer  nicht  ausgeliefert  werden  sollen, 
ist  also  keineswegs  ein  uralter,  sondem  er  hat  erst  etwa  seit 
dem  letzten  Viertel  dos  vorigen  Jahrhunderts  *^)  langsam  all- 
gemeine Anerkennung  und  Verbreitung  gefunden.  Mit  Voriiebe 
tritt  er  in  dorn  Gewände  der  pseudo-patriarchahschen  Ausdrucks- 
weise der  Politiker  der  Reactionszeit  auf:  „Landeskinder  können 
nicht  ausgeliefert  werden". 

Im  Gegensatze  zu  den  Staaten  des  europäischen  Continentes 
haben  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika grundsätzhch  stets  auch  die  AusHefenmg  ihrer  eigenen 
Unterthanen  in  ganz  demselben  Umfange  für  zulässig  erachtet, 
als  die  fremder  Verbrecher.  Das  englische  Recht,  welches  in  der 
Anschauung    von    der   territorialen  Begrenzung    der  Strafberech- 


")  Bonafos,  De  rextvadition,  p.  122,  initgetheilt  bei  Fiobr,  Eifetti  int«T- 
nazionali  «Iclle  senteiize  e  degli  atti,  Pisa  1877,  No.  298  und  in  der  französischen 
Ausgabe  Fiork's  von  Antoine,  Paris  1880  No.  805. 

*")  ,In  neueren  Zeiten"  schrieb  1824  v.  Kamptz  in  seinen  Jahrbüchern, 
XXIV.  S.  105,  wo  er  auch  eingehende  Literaturnachweise  hief&r  giebt 
(S.  l'^6ff.). 
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Jiigiing  der  Stauten  tief  befangtui  ist  und  wciclios  daliei\  abgeselieii 
511  eiiiigeu  Ausiiahmslalleu,  eine  Veriblginig  des  in  seine  Heimat 
'zuriickgt^kelii'teii   Inliiiiders  wegen  eines  iio  AuslantU*  von  ihm  ver- 
gilbten Verbreehens  nicht  zulässt,  hat  in  der  That  in  vielen  Fällen 
kein  anderes  Mittel,  um  die  vtillige  Straflosigkeit  eines  Engländers 
zu    liindeni,   der^    nachdem    er    im  Auslande    ein  ÜeÜct    verübt^ 

fch  ia  sehi  Vaterland  flüchtet* 
Zwar  ist  es  nicht  richtig,  dass,  wie  öfter**)  behauptet  wii*d 
AS  anglo-amerikaniiäche  Reclit  nur  wegen  eines  im  Auslände  ver- 
bten  Tödtungsdelictes,  nur  wegen  mnrder,  niMii>ilaugliter  und 
der  Art  von  Mil&elmld  und  Begün>.tigiing  liinsichtlidi  dieser 
Delicte*-),  nicht  aber  auch  wegen  anderer  im  Aushiode  verübter 
^'erbrechen  die  Veriblguiig  des  in  seine  Heimat  zurückgekelüien 

I Engländers  oder  Amerikaners  gestatte.  Es  ist  vielmehr  auch  die 
Verfolgung  nml  Behtrafung  eines  Inländers  wegen  im  Auslände 
verübten  HochveiTathes  und  Begünstigung  desselben  (misprisiou 
bf  treason)  ^^),  wegen  Bigamie  '**),  wegen  im  Auslande  vor  eng- 
lischen^ bezw.  amerikanischen  Functionäreii  abgelegten  falschen 
Eides    und    wegen   Anstiftung    zu    einem    solchen-^)    zidässig ^**). 


**)  U.  iL  von  PücoiQNi  in  seinem  im-  die  italmnische  Ansliüferungsgesetx- 
ixjmmisdion  erstatteten  Heferate.  Atti  della  cummiäsione  ministenalei  Hotna  1885, 
p.  220. 


"I  43  Geo.  111.  i'.  in  s.  0;  9  Geo.  IV,  c,  31  s.  7  für  England;  10  Geo 
C.  34  8,  10  mr  Irland;  24  a,  25  Viet.  c.  lOü  s.  9;  G.  C.  Lkwis,  On  foreif?n 
jarißdiction  ami  the  extraditioti  of  crirninals,  London  1859  l  c.  p.  21,  Abch* 
BOLD,  rieadin^  and  eiridene^'  in  crtminjU  casc^  1871  p.  29;  Wöartok,  Criminal 
law  §  277, 

*•)  35  Henry,  VIII.  t\  2;  LEwn>  y.  2<";  Wiiarton  §  275;  Stkphkn, 
History  of  Criminal  law  H,  p.  15  f.  Uehtv  einen  besonderen  Fall  eines  auch 
bei  Verübung  im  Anslande  strafbaren  bigli  misdemeaiior,  die  lex  Logari  (Con- 
^rcssacte  vom  SO,  Januar  1799)  vgl.  Whahton,  L  c.  §  286,  p.  313  not^. 

**)  9  Geo.  IV.  c,  2L  8.  22;   24a,  25  Viet.  c.  100  8,  57,  Lewis   p.   21 
STKFfinra,  Digest  of  Cnmina!  law^  Art.  257. 

**)  37  Geo.  HL   c.  123    s,  6;  52  Geo.  HL  c.    104  s.  7;    ITir  die  United 
ies  Congrt'ssacte  v,   18.  August  185»»  bt^i  Whabton,  §§  27G  und  285. 

)  Ausaerdoni  sind   nach  engÜBchem  Recht  noch   folgende  im  Auslande 
rül>te  Delicto  öffüntiich-rechtlii her  Natur  Btratbar:   1)  Zerstörung  von  Kriegs- 
iffen   und  Kriegsraagaiinen  der  britischen   Macht  (12  Geo.  IIL  c.  24  s.  2. 
^HBOLD  pu  29)^  2)  AmtsTerbrechen  britischer  Beamteter  (42  Geo,  111.  c.  85 
L  Abchboli>  l,  cj  und  3)  Unbefugter  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste  und 
iderwdtige    Unterstützungen    fremder  Kriegsmacbt    (5Ö  Geo,  III.  e.  69   s.  f*; 
34 ft.  S5  Viet.  c,  90  8.  16  und  17,  Archbold  1,  c).    Vergb  auch  noch  die  Zu- 
icnatelluiif  bei  Stephen,  Digest  of  Crini.  procedure  Art,  87. 
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Viel  wichtiger  als  alle  diese  singulären  Bestimmungen  aber  ist 
es,  dasö  das  englische  und  namentlich  das  amerikanische  Recht 
unter  mancherlei  Voraussetzungen  ein  Delict  als  im  Inlande  ver- 
übt ansieht,  während  dasselbe  nach  dem  Begriffe  continentaler 
Juristen  als  ein  im  Auslande  begangenes  gelten  mtisste.  So  wird 
nach  einer  in  der  Praxis  der  Vereinigten  Staaten  vertretenen 
Ansicht  ein  VeiinögensdeUct,  insbesondere  ein  Diebstahl,  als  im 
Inlande  verübt  behandelt,  wenn  der  Thäter  desselben  das  Gebiet 
der  Union  mit  dem  verbrecherisch  erlangten  Gute  betritt.  Ins- 
besondere kann  nach  jener  Auffassung  des  common  law,  welche, 
nach  dem  Zeugnisse  Bishop's^®")  in  Connecticut,  Vermont,  Ohio  und 
Massachusetts  gilt  und  nach  den  Statuten  von  New- York  *^),  Ala- 
bama, Missouri  und  einiger  anderer  Staaten  ein  solcher  Verbrecher 
in  jedem  Staate,  in  welchem  er  sich  mit  dem  verbrecherisch  er- 
worbenen Gute  aufliält,  verfolgt  werden.  Der  Grund,  welchen 
Bishop  hiefur  anfuhrt,  ist  allerdings  für  die  Auffassung  continen- 
taler Juristen  schwer  fassbar.  Er  venvahrt  sich  ausdrückUch 
dagegen,  als  würde  in  diesem  Falle  eine  im  Auslande  verübte 
That  im  Iidande  bestraft,  sondern  er  deducirt,  dass  unter  dieser 
Voraussetzung  derjenige,  welcher  die  Sache  im  Auslande  gestohlen 
hat,  durch  jede  Verfügung  über  sie  und  durch  jede  Aenderung 
ihrer  örtlichen  Lage  neuerdings  larceny  begehe,  so  dass  der  Dieb- 
stahl als  ein  in  jedem  ^'erfügungsacte  des  unrechtmässigen  Be- 
sitzers wiederholtes  Delict  erscheint^®). 


•••)  Commentaries  on  the  Criminal  law,  Boston  1858,  §  598. 

")  Auch  das  neue  St.-G.-B.  für  New- York  von  1881  §  16  lautet  (nach 
der  Uebersetzung  in  der  Ztschr.  f.  Srafrechtswissenschaft  IV.  BeUage):  «Der 
Bestrafung  innerhalb  des  Staates  ist  unterworfen,  2)  wer  ausserhalb  des 
Staates  eine  strafbare  Handlung  begeht,  welche,  wenn  sie  innerhalb  des  Staates 
begangen  wäre,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  Diebstahl  sein  würde  und  später 
innerhalb  dieses  Staates  mit  einer  Sache  betroffen  wird,  welche  von  dem  ge- 
stohlenen oder  dem  verbrecherischer  Weise  angeeigneten  Gute  herrührt.*  Diese 
Bestimmung  kann  umso  weniger  auf  die  in  einem  anderen  Staate  der  Union 
Terübten  Delicte  beschränkt  und  hinsichtlich  der  etwa  in  Europa  verübten 
Ddicte  für  unanwendbar  gehalten  werden,  als  sie  ganz  allgemein  lautet 
und  in  dieser  allgemeinen  Fassung  gewiss  absichtlich  gewählt  wurde,  damit 
tie  auch  auf  die  in  hoher  See  verübten  Delicte  anwendbar  sei.  Diese  Bestim- 
niing  ist  um  so  wichtiger,  als  nach  §  528  der  Begriff  des  Diebstahles  ein  sehr 
umfassender  ist  und  insbesondere  auch  die  Veruntreuung  mit  einschliesst.  Eine 
älinliche  Bestimmung  gilt  für  die  Entführung  von  Personen,  §  16  No.  4. 

*)  Es  hat  den  Anschein,  als  ob  in  dieser  wie  in   so   mancher   anderen 
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Uebrigens  scheint  es,  als  ob  in  neuerer  Zeit  diese  Auffassung 

immer  mehr  auf  den  Fall  l)(*soliräukt  würde,  dass  es  sieb  imi  einen 

in  einem   Staate  der    Uriiun  veriiliten    Diebstahl    und    um    Flueht 

Jes  Tliäters  in    eineu    anderen  Staat    der  Union    handelt.     Doch 

■brt    auch  Witakton,   (Jrimiual  tsiw  §  291  und  §  93Ö  Fälle'  an, 

H  welchen   die   amerikanischen   Gerichte  sich  fiLr   competent  er- 

Ifcbteten,    obwohl    der  Diebstahl    in  (^iumda    verübt  worden  wfir. 

Nur  in  Massaebossets    und    in  Ohio    dürfte    in  Folge    von    dort 

^Htenden   Präcedenzfalleu  (ij   291  n.  3)  eine   dergleiche   Anklage 

wegen    eines    ausserhalb    der    Union    verübteii  Verniögeusdehctes 

Jjtbne  jede  Aussicht  sein.     Im  Gebiete  eines  anderen  Staates  aber, 

Bsbesondere  in  dem  von  New- York    (s.  oben)  wäre  es  vielleicht, 

Henn    die    Ausheferung    eines   dahin    geflüchteten    Diebes    nicht 

TB    erhalten    ist ,    möglich ,    die    Bestrafung    dest^selbeu    innerhalb 

der  United  States   zu  erlangen.     Voraussetzung    dafür  wäre  aber 

natürlich  die  persönliche  Anwesenheit  von  Zeugen  vor  dem  amen- 

JEauiscben    Gerichte.     Der  Veraucb    konnte    daher    wegen    sehier 

Tjrossen  Kostsiiieligkeit  nur   in  einem  Falle  von  ganz    besonderer 

Bedeutung  gemacht  werden. 

Auch  für  England  hat  Sir  J.  Stbi^iien  in  dem  ersten  Ent- 
würfe seiner  Ciitninal  t'ode  Bill  von  1H7H  Sect.  4,  ht.  d.  den 
Vorschlag  gemacht,  in  Fällen  der  gedacliten  Art  eine  Verfolgung 
Wk  England  zuzulassen,  welcher  Vorschlag  jedoch  in  die  Btll  von 
T879  nicht  aiügenommen  uurde.  Nach  dem  in  EngLind  gelten- 
den Rechte  aber  wäre  eine  Verfolgung  unter  diesen  Um.ständen 
jedenfalls  unniögbch. 

I  Zudem  kann  nach  enghschem  und  wold  auch  nach  amerika- 
Jchem  Rechte  ein  Verbrechen,  hinsichthch  dessen  die  Thätigkeit 
B  Verbrechers  und  der  für  das  Verbrechen  cbiU'akteristisehe 
Erfolg  sich  in  verschiedenen  Staatsgebieten  abspielten,  in  England, 
bezw.  in  den  Vereinigten  Staaten  als  ein  im  Inlande  verübtes  ver- 
folgt und  bestraft  werden,   wemi  auch   nur    entweder    der  Erfolg 


je  das  common  law  sich  unter  ihnn  Eintltisso  der  Reminiscenz    ai»  mittel- 

ilerUche  Juristen  ausgebildet  hätte.    So  lehrte  Kcbon  Bartolus,  dass  „rutione 

ntrcctationiß  rei   furatae"  der   Dieb   in  jed<?tn    Territorium    verfolget  wt?rden 

fioc,  in  welchem  er  mit  der  gestohlenen  Sache  betreten  wird,    \g\,  FAEfNA- 

Praxis    et  theorica    crimioalis,   L.  I,  tit    1,  quaest-  1,   uo,  1,     Ein  Rest 

Auffassungsweise  findet  sicli  aiieli  in  der  Sehlnösbestimmung  des  Art.  8 

C.  p.  Sardo. 
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oder  die  That  sich  in  England;  bezw.  iu  deu  Vereinigten  Staaten 
ereignet  haben.  Djuss  die  Gerichte  jenes  Staates  competent  sind, 
auf  dessen  Gebiete  der  Erfolg  einer  im  Auslande  verübten  ver- 
brecherischen Thätigkeit  eintrat,  ist  nach  englischem  und  amerika- 
nischem Recht  zweifellos  **).  Aber  auch,  wenn  nur  die  Thätigkeit 
des  Verbrechen  sich  im  Inlande  abspielte,  der  Erfolg  aber  im 
Auslande  eintrat,  gilt,  wenigstens  was  Tödtungsdelicte  betrifit, 
in  England  seit  24  und  25  Vict.  c.  100  s.  10  die  Competenz  der 
englischen  Gerichte  (Arciihold,  p.  33),  während  nach  dem  Rechte 
der  Vereinigten  Staaten  die  Möglichkeit  der  Verfolgimg  des 
Mördei's  in  einem  solchen  Falle  allerdings  zweifelhaft  wäre*®). 
Sehr  bestritten  ist  die  Behandlmig  eines  in  England  einge- 
gangenen Complottes  zur  Verübiuig  euies  Delictes  im  Auslande, 
sowie  die  Frage  nach  der  Competenz  IdnsichtUch  in  England  ver- 
übter Anstiftung  oder  Beihtilfe  zu  ausländischen  Verbrechen.  Im 
Falle  R.  v.  KoiiN  (Roscoe  p.  250)  wurde  es  als  geltendes  Recht 
dargelegt,  dass  selbst  ein  Ausländer,  der  in  EJngland  sich  mit 
anderen  Ausländern  zur  Verübung  ehies  Verbrechens  (Strandung 
eines  fremden  Schiffes)  verbindet,  in  England  sti-at*bar  sei,  wenn 
es  nicht  genau  festgestellt  ist,  ob  dieses  Verbrechen  im  Inlande 
oder  im  Auslande  verübt  werden  sollte.  Roscoe  aber  ist  der 
Ansicht,  es  müsste  dasselbe  auch  dann  gelten,  wenn  das  Ver- 
brechen geradezu  im  Auslande  veiiibt  w^erden  sollte.  Doch  w^urde 
bekanntlich  in  einem  F£dle  dieser  Arf  Dr.  Bernaud  freigesprochen 
und  die  Legalität  einer  allfallsigen  Veiiirtheilung  nicht  bloss  von 
Parfeimännern,  sondern  auch  von  ernsten  Juristen'*)  in  Zweifel 
gezogen.  Seither  aber  hat  allerdings  die  Consolidation  Act  24  a 
25  Vict.  c.  100  in  s.  4  nicht  bloss  ein  in  England  eingegangenes 
Complott  zui'  Ermordung  eines  Inländei*s  oder  Ausländers  im 
Auslande,  sondern  auch  die  einseitige  Aufforderung  oder  das  ein- 


"•j  Vgl.  insbesondere  ß.  v.  Garbet  bei  Whabton  §  279  und  Bishop 
§  577.  Vgl.  auch  Wharton  §292  und  R.  v.  Keyn  („Franconiafall**)  bei  Stephen, 
History  II,  p.  10  ff.  sowie  St.-G.-B.  für  New-York,  §  16  No.  5  unten  S.  325. 

^)  Vgl.  ü.  St.  V.  Davis  bei  Bisuop  §  577  und  insbesondere  bei  Stephsk 
History  II,  p.  11;  dagegen  aber  BisHOr  §  556  und  564  per  analogiam  und 
Wharton  §  288. 

'*)  Vgl.  die  sehr  reservirte  Ausdrucks  weise  des  englischen  Ministers  des 
Innern  Sir  Georg  Cornewall  Lewis  in  dessen  citirter  Abhandlung  p.  61; 
Stepuen,  History  IL  p.  12 ff.,  meine  Abh.  über  iwlitische  Vorbrechen  gegen 
fremde  Staaten,  Ztschr.  für  Strafrechts  wissenschalt  HL  415. 
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tttige 


Anerbieten  vm  eiiirr  strichen  Tluit 
Delict 


t*iu  iji  Eiidand  straf- 


er 


klärt. 


T^iul  ebenso  ist  uacb  §   IB  des  St.-d.-B.  für  New- York  von 

11881  „der  Bestrafung  innerlialb  des  Staates  nnterworfen,  3)  wer, 
irilhrend  er  sich  auöserhalb  des  Staates  befindet,  einen  anderen 
jfenmk.stit,  beredet,  imterstiizt  ofler  anstiftet,  innerhalb  de«  Staateji 
rin  X'erbreeben  zu  begeben  und  5)  wer,  während  er  sich  ausser- 
halb dieses  Staates  befindet,  in  der  At)8icbt,  in  demselben  etwas 
I  herheizufiiluen,  was  ^egen  die  tresetze  dieses  Staates  verstösst 
euie  Handhnig  begebt,  welelie  in  i!irt*oi  natürlichen  tind  gewöhn- 
lichen Yerlanfe  eine  Handlung  (»der  Wirkung  lieibeitührt,  welche 
dessen  Gesetze  verletzt'*. 

Die  wichtigste  Ausdehnung  der  (Tericlrtsliarkeit  über  im  Aus- 
lände verübte  Delicte  naeh  englischem  Rechte  Liegt  aber  darin, 
dass  nach  dem  Merchant  sliipping  act  (17.  a.  18.  Vict.  c.  104 
8.  267)  alle  Delicte  gegen  Vermögen  oder  Personen^  welche  zu 
Land  oder  zur  See  an  irgend  einem  Orte  ausserhalb  der  Besitz- 
ungen der  Königin  von  einem  Sehiftsführer,  Schifisnianne  oder 
Schiffsjungen,  der  /nr  Zeit  der  Verühung  des  Delictes  auf  einem 
britfcchen  Schiöe  angeütellt  ist,  »Kler  nicht  sei!  nu*br  i\\h  drei  Monaten 
äUä  dem  Dienste  auf  einem  solchen  ausgetreten  ist,  verübt  werden, 
er  englischen  Strafgericbtsbarkeit  unterworfen  sind.  Insbesondere 
erdient  es  hervorgehoben  zn  werden^  dass  nach  diesem  Gesetze  auch 
Lnsländer  wegen  eines  im  Aushnrde  verübten  Verbrechens  der  Straf- 
ewalt  der  englischen  (Teridite  nnterliegen  können.  Nocli  weiter 
ßheint  das  Gesetz  18.  a.  19  Vict.  e.  91.  s,  21,  zu  gehen,  indem 
'^nach  iliesem  auch  britiselie  Untertbanen,  welche  nicht  der  Handels- 
flotte angebüren,  wegen  V'erbreclien,  die  sie  in  einem  fremden 
Hafen  —  wie  es  scheint,  auch,  wenn  anf  dem  Lande  —  begangen 
Eiben,  verfolgt  werden  können,  wenn  sie  nachher  anf  britischem  Ge- 
biete betreten  werden.  Doch  ist  es  nicht  ganz  klar,  ob  sich  diese 
Jestimnuujg  nicht  etwa  bloss  anf  die  Fälle  bezieht^  in  weichen  das 
Btreflende  Verbrechen  an  Bord  eines  in  einem  fremden  Hafen 
liegenden  britiBcben  Schiffes  begangen  \vinHle.  Ausserdem  gestattet 
fdas  Statut  3y  und  3 1  Vict.  c.  1 24:.  s.  1 1  (Lawrence,  Commentaire 
sur  Wheaton  IV.  433)  die  Verfolgung  eines  britischen  Unter- 
tanen,  der  in  hoher  See  auf  einem  nicht  britischen  Scliiffe, 
renn  er  auch  nicht  anf  demselbeu  angestellt  ist,  ein  Verbreclien 
rerübt  hat. 

Arcbtr  ror  «ffvoUlcliüi  R«c)it  I.  2.  ^ 
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ObwoW  PS  also  nicht  riclitig  ist,  tlas-s  «las  englisclio  unJ 
aminikanisclie  Recht  bloss  dosshalb  die  Auslieferung  der  Eng* 
läiuler  titiil  AmerikaiKT  gestatte,  wt*il  es  auf  dein  starren  Terri- 
torialprint'ii»e  verharre  nnd  weil  demnach  die  Verfolgung  einejs 
Inlätidei-s  wegen  eines  im  Aunhinde  von  ihm  verübten  Verbrechens 
nach  seiner  Rückkehr  in  die  Heimat  unmughoh  wäre,  in<hr'ni  viel- 
mehr auch  nach  anglo-amerikanisehem  Rechte  das  Tenitorial- 
princip  durch  zahb*eiche  Ausnahmen  dm^hbrochen  ist,  dürtle  doch 
der  füi'  die  Regel  geltende  Satz  ^The  common  law  considers  crime 
as  altogether  local'*^)  den  ersten  Anlass  dazugegeben  haben,  dass 
England  und  die  \'ereinigten  Staaten  die  AusHeferuiig  ihrer  Bürger 
zugestehen/  In  der  That  enthalten  weder  das  englische  noch  das 
nordamerikanische  Auslieferungsgesetz,  imch  sonst  irgend  ein  Ge- 
setz dieser  Staaten  ein  Verbot  der  AnsUefenuig  von  Inländern**). 
Nichtsdestoweniger  halben  beide  Staaten  in  der  Mehrzahl  ihrer 
AusÜeferungsverträge  doch  nur  die  Verpflichtung  zur  Auslieferung 
von  Ausländern  übernommen,  da  sie  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
der  andere  Contrahent  die  Vei^i^thchtung  zur  AuHlieferung  seiner 
Angehörigen  aldehnte,  diesem  nicht  weiter  gehende  Rechte  ge- 
währen wollten,  als  ilmen  selbst  eingeräumt  \nirden^*). 


I 


")  Chief  .Tustice  Gray  bei  Story.  CoiiÜict  2^  *>dit,  p.  874. 

*')  Der  älteste  mir  bekannte  Fall  der  Ati^licfeniDg  eines  Engländer«  »n 
einen  frenid<fn  Staat  ist  der  Pull  Hdtohtnsons.  der  tinter  Carl  ET.  wegen  murder 
Rn  Portiio^al  ausgeliefert  wurde-  Beäch  Lawrence  IV.  372  setzt  diese  Ans- 
lieferuug  in  das  *29.  ßegierinigsjabr  des  imr  25  Jabre  herrschenden  Cabl  II. 
Ak  weitere  Beispiele  verdienen  angeführt  sca  werden  aas  alterer  Zeit  der  Ftll 
J.  RonBiNS  (179^)  bei  Clark K.  p.  35  ff,  und  aos  neuerer  Zeit  die  Falle  Bim- 
LEY,  (Clarke,  p*  88  ff.),  Tyleks  (Cläukk*  p.  68  und  Eeport  from  the  SeJect 
Conmiittee  npon  extradition,  London  1868,  qu.  1001  und  1107)  sowie  der  be- 
kannte Fall  der  Auslieferung^  TouRVTLiES  m  Oesterreicli  wegen  dös  auf  der 
Stilfserjocliatrasae  1876  an  seiner  Frau  verübten  Mordes. 

•*)  Im  Jahre  1845  alletdings  hat  der  Senat  der  U.  St  einem  Vertrag« 
mit  einer  Anzahl  norddentscher  Staaten  seine  öenehmigong  deshalb  ver- 
weigert, weil  derselbe  die  ÄnsHeferangspilteht  nur  auf  ausländische  Verbrecher 
beschrankte.  Doch  hat  die  beharrliche  Weig^erung  Preusaens,  die  Aus- 
lieferung eigener  Unterthaiicn  zuzugestehen,  1852  die  V.  St.  zur  Annahme  dei 
ungeänderten  Vertrages  genüthigt  {Brach  Lawkxnor  IV.  41B  und  416).  — 
Einige  ältere  Verträge  Englands  und  der  V.  St.  enthalten  hingegen  in  der 
That  keine  Ausnalmie  zq  Gunsten  der  Nationalen.  Doch  hahen  die  miteon- 
trahirendi^n  Parteien  diese  Verträge  stetj  in  dem  Sinne  ausgelegt,  dass  die 
eigenen  Angehörigen  ausgenommen  seien.  So  inBbeaondere  Prankreich*  aU 
ei  1861  gegenüber  England  die  Ausiieferung  dea  Baron  ViDtL  auf  Gmnd 


—     327     — 

Da  dxurh  den  Vertrag  aber  seinem  Wesen  nacli  nur  die 
Grenzen  der  Pfliclit,  iiuszu liefern,  nicht  auch  die  Grenzen  des 
Rechtes  der  Auslieferung  festgesetzt  werden*^),  waren  England  und 
die  Vereinigten  Staaten  durch  stdche  Vertriifce  nicht  gelundert,  auch 
eigene  Unterthanen  auszuhefern,  wenn  auch  der  andere  Staat  kein 
Recht  hatte,  eine  solche  Auslieferung  zu  fordern.  So  gewahrte  denn 
England  z,  B.  üesterreich  die  Auslieferung   des  der  Ermordung 

K'iner  Gattin  beschuldigten  Tourville  1876  ^").  Fm  Falle  Wil- 
K  hingegen  verweigerte  die  Queens  Beuch  Division  des  High 
Court  im  Gegensatz  zur  Ansicht  des  pohce  magis träte  die  Aus- 
lieferung eines  Engländers,  der  im  Auslande  (in  der  Schweiz) 
einen  Dicbstalil  von  sein*  bedeutendem  Betrage  verübt  hatte^  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  Vertrag  mit  der  Schweiz  von  1874 
ausdrücklich  bestimmte:  No  suhject  of  the  United  kingdom  shall 
be  delivered  i\\}  hy  the  Government  there  of  to  S^itzerland,  also 
die  Aiishefeiung  des  InlüTulers  geradezu  verbot,  während  der  Ver- 
trag mit  Oesterreich  nur  die  Pflicht  zu  derselben  negirte*').  Um 
Bedenken  dieser  Ai't  fiir  die  Zukunft  vorzubeugen,  wurde  in  Art*  I 


älteren  Vertrages  von  1843  ablelmte.  (Renault,  liulletina  1879.  p,  187  und 
8.  oben  8.  318)  Nur  der  Vertrag  der  Vcreinig'ten  Staaten  mit  der  8e!iweii 
Ton  1855,  in  welchem  ebenfalls  der  UiiteTthaneu  de^  um  die  Ausliefürung  er* 
iuchten  Sttiates  keine  Erwähnung  gesübielit,  mnss  w^ohl  dnbin  verstanden 
werden,  dass  beide  contrahireiide  Staaten  sich  aueh  zur  Ausliefernng  ihrer 
Unterthanen  vcrpftichteten,  Naclidein  niijnlich  die  Veieiiiiurten  Staaten  die  Ver- 
liandlungeii  deshalb  hcIiou  ali^eb rochen  hatten,  weil  die  Sebweiz  die  Auslieferung 
der  eigenen  Untertbanen  ablobnte,  fand  «ich  eutilich  die  Schweiz  zur  Hinweg- 
ijpittng  des  \ron  den  Vereinigten  Staaten  fierhorresoii-ten,  die  Auiäliefemng  der 
Ktionalen  ausBchliessendeu  Zusatzes  bereit.  Vgl  Nessi  und  IMjLftTm  in  der 
EeTUe  de  dr.  Internat.  Xlil  j».  304  ff.  Unter  den  neueren  Vertrügen  der  United 
States  fehlt  die  Aufnahme  u,  A.  aueb  in  dem  Vertrage  mit  Italien  von  1869. 
Doch  scheint  man  in  Italieu  der  Ansieht  tu  sein,  da^s  sieb  dieselbe  von  seibat 
verstehe. 

••)  Ganz  unpiassend  ifit  es  daher,  wenn  es  in  einem  Vertrage^  wie  dieaa  in 
i&mmtlichen  vom  Deutschen  Reiche  abge^ehlosjienen  Vertriigen  der  Fall  ist, 
heisst»  dasg  die  Auslieferung  der  Angehörigen  des  ersuchten  Staates  nieht  ge- 
währt werden  solle.  Für  den  Vertrag  genügt  es  vollatändig.  wenn  derselbe 
besagt,  dass  eine  Ausliefernngspf licht  nicht  besteht. 

••)  Vgl.  Wkabton,  Confliet  §  841;  Journal  de  dr.  intern,  prive  187»5 
p.  425  ;  Riviata  pönale,  V  p.  4S4 

•^)  Vgl  Renault,  Bulletina  de  hSm.  de  Icgislat  comparee  1880  p.  230  f., 
EIotLANi>,  Revue  de  dr.  intern.  X  170.  We^<tläkf,  ibid.  X  Tj-Ig,  Martin, 
ibid.  XIII  p.  M,   Bivlsta   penale  XIII  587  ff. 

22* 
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des  Auslieforuiigsvertrages  zwischen  Grossbritannien  und 
Spanien  von  1878  die  strenge  Reciprocität  aufgegeben,  so  zwar, 
dass  während  Spanien  sich  nur  zur  AusUeferung  von  Ausländem 
verpflichtet  (all  persons  excepting  her  own  subjects),  Grossbri- 
tannien die  Pflicht  der  Auslieferung  Aller  übernahm,  die  eines 
der  aufgezählten  Delicte  l)eschuldigt  werden  *®).  Auch  in  seinen 
neuen  Verträgen  mit  der  Schweiz  von  1880  (Art.  1)  und  mit 
Luxemburg  von  1880  (Art.  1)  hat  England  an  dieser  Art  der 
Lösung  des  Conflictes  seiner  Rechtsanschauungen  mit  den  auf  dem 
Continente  herrschenden  festgehalten.  Dieser  auch  von  der  Royal 
Conunission  on  Extradition  von  1878  (Report,  Sect.  I  und  II) 
empfohlene  Vorgang  zeigt  deutlicher  als  alle  Resolutionen,  me 
sehr  man  in  England  als  den  Hauptvoilheil  des  Institutes  der 
AusUeferung  es  erkennt:  „to  get  rid  of  the  malefactors  of  other 
countries".  Zum  mindesten  für  jene  Staaten,  welche  ihre  ünter- 
thanen  nicht  wegen  aller  einigermaassen  erheblichen  im  Auslande 
von  ihnen  verübten  Verbrechen  bestrafen,  ist  eine  derartige  Cor- 
rectur  unbedingt  nothwendig.  Sehr  zu  missbilligen  ist  es  daher, 
dass  auch  die  Schweiz  in  ihre  Auslieferungsverträge  die  die  Aus- 
lieferung der  Inländer  ausschliessende  Clausel  grundsätzlich  auf- 
nimmt, da  doch  nach  dem  Rechte  einiger  Cantone  ein  Angehöriger 
derselben  wegen  eines  im  Auslande  verübten  Verbrechens  nach 
seiner  Rückkelu:  nur  dann  bestraft  wird,  wenn  er  durch  sein  Ver- 
brechen einen  Schweizer  verletzt  hatte,  während  derjenige,  der 
im  Auslande  gegen  einen  Fremden  deUnquirte,  völlig  straflos 
bleibt»»). 

Von  anderen  Staaten  anerkennt  m.  W.  nur  Norwegen 
grundsätzhch  und  ausdrücklich  die  rechtliche  Möglichkeit  der  Aus- 
lieferung von  Inländern  wegen  Verbrechen,  welche  dieselben  im 
Auslande  gegen  Ausländer  verübt  haben:  „De  i  §§  1,  2  og  3 
givne  Forskrifter  skulle  ikke  vaere  til  Hinder  for,  at  derfra  aivi- 
gende,  paa  Grundsaetningen  om  fuldkommen  Lighed  stoettede  Be- 
stemmelser  angaaende  Forbrydelser,  der  i  Riget  foroeves  af  Udlfien- 
dinger   mod   andre   end  Norge   eller   norske  Undersaatter,   eller 


•®)  Ueber  den  sonderbaren  Vorgang,  durch  den  es  kam,  dass  dieser  VertrÄg 
in  der  von  der  officiellen  Gaceta  de  Madrid  veröffentlichten  Gestalt  das  gerade 
Gegentheil  besagt,  vgl.  Heurteaü,  in  den  Bulletins  de  la  Soci^t^  de  legislation 
compar6e  1880  p.  233  f. 

®')  König,  Verhandlungen  des  Schweizer  Juristenvereins  XVin.  8.  157. 
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»rcBves  Uileu  fi>r  Riget  enten    af  UdlBendinger    eller    af  In- 
i^ndinger    mod    uiidre    «nd  Nurge    eller   norske    linder- 
iaatter,    blive   ved  Forbtiiid  med  fremmcde  Marter  til  gjensidig 
fagttagelse  vedtagiie'^.    Kap.  1  §  *>  "*J,    während  Dänemark  und 
Schweden    die   Auslieferung    der   Inländer    nur    nicht   geradezu 
^bisschliessen  ^ '). 


IV, 


In  neuerer  Zeit  werden  m  allen  Staaten  die  Stinmien  immer 
äufiger,    welche   es    emptehlen^    das   gnmdsätzliche   Verbot  der 
Auslieferung  von  Inländern   aufzidieben  **). 


^B  *")  Bei  Groos,  Danske  Strufferet  1  209,  bei  Qüoh,  Retaenciklojiali  V  270 
^Bi&tig€gen  als  §  5  citirt.  Uebn^eiia  liefern  sich  Schweden  uinl  Norwegen 
^klit^^r  einaiKler  vertragsmässig  ihre  Üntertkanen  wegen  aller  in  dem  anderen 
^Ktaat«  verübten  Verbrechen  aus,  (Norwüg,  Gesetz  vom  11.  September  1818, 
I^Schwed.  Vertrag  vom  1,  Juni  1819  bei  Goos,  Retsenciclop.  V  270),  während 
bek:uintlich  in  ilem  Verhültniase  zwischen  Oesterreicli  und  Ungarn  das 
I»  ficgentheil  stattfindet  .öistevn  J.  M.  Erl  G.  Octoher  18(J9  Z.  12131). 
H         *')  Goo8,  Änniiaire  de  r Institut  III  |i.  292. 

^B  **)  In  Frankreich  J.  Favke  und  Pioard  (Mi>niteur  31  mai  1866,  Fiork- 
^^koTODtK  No.  .360)  hei  Ueleij'etiheit  der  Verhandlungen  des  Corps  legislatif  Über 
Haa  Geset2  vom  27.  Juni  1800;  Bonafos,  L  c.  p.  103;  Bernard  n.  p,  98; 
eigentlich  auch  schon  BaLOX  p,  *>7  it.  und  80,  Weiss  p.  ?>2  ff.  Bomboy  et 
GiLBRTN  p.  29  £  Vcrgl  auch  Breoeault,  De  Taudition  en  matiere  criminelle 
des  tenjoins  r^sidant»  k  Tetran^er.  Paris  r^78.  In  Italien  Fiork,  No.  281  ff. 
(Fiore-Antoine,  No.  353  ffj.  in  Spiinieii  Gracia  y  Parejo,  Eritudio  sobre 
1ä  extradicion,  Madrid  1884.  p.  51  ff*,  und  17L  In  Deutschland  v.  Holtzek* 
DOÄFF,  die  Auslieferung  der  Verbrecher  und  das  Asylrecht,  Berlin  1881 
S,  12  ff.,  iö  der  Schweiz  Brocher,  Rapport  a  Tlnstitut  de  dr.  intern. 
Annnaire  1879  I  j*.  210  und  Revue  dr.  intern.  VII  174  and  König  in 
seineiti  Vortrage  vor  der  18.  Versammlung^  dfs  Schweizer  Juriston  Vereines  (Ver- 
handlungen, Bern  1880  8.  157),  in  Belgien  Th.  Wöuters  a.  a.  0.,  in  den 
Niederlanden  zum  Theil  schon  Tältnay,  De  tractaten  tot  uitlevering  van 
mbdadigers,  Amsterdam  1S72,  p.  3011.  und  insbesondere  de  Jonoe  in  seiner 
oben  angeföhrten,  dieser  Frage  speciell  gewidmeten  Dissertation,  fflr  Russ- 
land  a.  die  Erläuterungen  zum  Entwürfe  eines  St.-G.-B.  für  Russland  (.\llgem. 
Theil)  .St.  Petersburg  1882.  S.  Ti-tf.  In  neuester  Zeit  hat  auch  dan  Institut 
de  drvii  international  auf  dem  Congresse  zu  Oxferd  es  ausgesprochen;  Entre 
|fijs  dont  les  legislations  entninelle^  repo^seraient  sur  des  bases  analogues,  et 
qui  duraient  une  nuituelle  cünliance  dans  leurs  institutions  jiidiolaires*  Teitra- 
dition  des  natjonaux  serait  uti  inojen  d'assnrer  la  bonne  administratiiui  de  la 
justice  jjermle.  parco  qü'on  doit  con:si<lerer  tonnne  desirable  qtie  la  juridietion 
du  forum  delicti  commissi  soit,  autant  «pie  possil)b\  appelee  a  juger  (These  VI). 
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Und  in  der  That  lässt  es  sich  nicht  verkennen,  dass  je  voll- 
ständiger die  Umwandlung  der  Auslieferung  aus  einer  ausnahms- 
weisen  Gunstbezeigung  einer  Regierung  gegenüber  einer  anderen 
in  ein  Institut  des  regelmässigen  Rechtes  sich  vollzieht,  um  so 
mehr  die  Befreiung  der  Lüänder  von  der  Auslieferung  den  Cha- 
rakter der  Singularität,  der  Ausnahme  anninmit. 

Die  gegenseitige  Gewährung  der  Auslieferung  setzt  ein  ge- 
wisses Maass  von  Vertrauen  in  die  gerichtlichen  Institutionen  des 
anderen  Staates  voraus.  Man  kann  daher  mit  Recht  sagen,  dass 
derjenige  Staat,  welcher  glaubt,  einem  anderen  seine  eigenen  Unter- 
thanen  nicht  ausliefeni  zu  können,  auch  nicht  berechtigt  sei, 
diesem  die  Angehörigen  anderer,  dritter  Nationen  zu  überliefern  *'). 
Gegenüber  einem  Staate,  dessen  Rechtspflege  unseres  Vertrauens 
nicht  würdig  ist,  dürfen  wii'  überhaupt  eine  allgemeine  Verpflich- 
tung, ihm  eines  Verbrechens  verdächtige  Individuen  zu  überliefern, 
gar  nicht  eingehen. 

Vgl.  die  Verhandlungen  hierüber  im  Annuaire  V  p.  HO  ff.,  insbesondere  über  die 
Ablehnung  des  Antrages  Prins.  SelbstTorständlich  ist,  dass  die  englischen 
und  amerikanischen  Autoren  die  Aufiassungsweise  ihres  heimischen  Rechtes 
vertheidigen.  Eine  Ausnahme  macht  m.  W.  nur  Wharton,  Conflict  §  840, 
welcher  dafür  plaidirt,  dass  Staaten,  welche  dem  Personalitätspriucipe  huldigen, 
die  Auslieferung  ihrer  Unterthanen  verweigern  sollen.  Unter  den  südameri 
kani sehen  Schriftstellern  sijricht  sich  insbesondere  Calvo  II  §  1255  für  die 
Zulässigkcit  der  Auslieferung  von  Inlandern  aus.  Mit  besonderem  Nachdrucke 
sind  gegen  die  Zulassung  einer  Auslieferung  von  Inlandern  in  letzter  Zeit 
aufgetreten  Prins  in  der  Eevue  de  dr.  intern.  1870,  p.  80  und  v.  Bar  im  Ge- 
richtssaal XXXIV  p.  492  f.  In  legislativen  Körperschaften  ist  ausser  in  der 
französischen  Deputirtenkammer  auch  noch  in  den  spanischen  Cortes  der  Antrag 
gestellt  worden,  die  Auslieferung  der  Inländer  zuzugestehen.  Vgl.  Art.  6  (aber 
auch  Art.  7,  No.  3  und  4)  des  von  Nieto  1882  eingebrachten  Entwurfes  eines 
Auslieferungsgesetzes  für  Spanien  bei  Gracia  y  Pare.to,  1.  c.  p.  231  ff.  In 
höchst  eigenthümlicher  Weise  verlangt  Taünay,  1.  c.  p.  30  ff.,  die  Auslieferung 
der  Inländer  insbesondere  für  jene  Delicte,  welche  dieselben  im  Auslande  gegen 
fremde  Staaten  und  deren  Institutionen  verübt  haben,  so  für  Bestechung  aus- 
ländischer Beamteter,  Fälschung  fremder  Münzen  und  Creditpapiere.  Er  wird 
zu  dieser  Forderung  durch  die  ganz  willkürliche  und  unrichtige  Annahme  be- 
stimmt, dass  der  Heimathstaat  des  Verbrechers  in  einem  solchen  Falle 
denselben  wegen  des  von  ihm  im  Auslande  gegen  einen  fremden  Staat  ver- 
übten Delictcs  nur  mit  einer  unangemessen  geringen  Strafe  treffen  könne  und 
dass  daher,  wenn  dem  Verbrecher  die  verdiente  Strafe  zu  Theil  werden  solle, 
dessen  Auslieferung  an  den  durch  sein  Verhalten  verietzten  Staat  erfolgen  müsse. 
Vgl.  insbesondere  p.  35  f. 
*•)  Vgl.  unten  §  IX. 
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Einem  solchen  Staute  mag  ab  uiirl  zu  nach  genauer  Prüfung 
einzelnen  Falles  eine  Anslieierung  gewährt  werden,  aber  ver- 
sinHssig  sollte  sieb  zur  Auslieft'niu*i;  an  densL']l)t"n  kein  uuilerer 

Staat  verpflichten,    da  er  sich    dadurch    zum  Werkzeuge  fremder 

Ungerechtigkeit  machen  würde. 

tHegt  ein  Staat  aber  Vertrauen  in  die  Justiz  eines  anderen, 
kann  er  diesem  in  aller  Regel  unterscliiedslos  die  Aus- 
lieferimg  Aller  Individuen^  welche  eines  schweren,  nicht  politi- 
schen Verbrechens  verdächtig  sind,  gewähren.  Ja  er  wird  im 
Interesse    der  Rechtsfindung    dies    gersulezu    thun    müssen.     Mag 

t Staat  auch  noch  so  selu'  von  der  üeberzeugmig  dnrehtbiuigen 
j  dass  sein  Recht  und  dass  seine  Gerichte  hesser  fungiren  und 
rauenswürdiger  seien,  als  die  jenes  fremden  Staates,  so  vdrd 
ifcdoch  nicht  verkennen  dürfen,  dass  die  Beweise  hinsichtUch 
fb  einem  fremden  Lande  verübten  Verbrechens  in  eben  diesem 
Lande  \iel  vollständiger  und  denthclier  werden  vorgeführt  werden 
können,  als  in  einem  anderen ^  welches  vielleicht  weit  von  dessen 
Grenzen  entfernt  ist.  iVusheferung  ist  eben  Ueberheferuog  an 
den  judex  proprius,  an  den  judex  delicti  commissi.  Die  thatsäch- 
liehen  Vorzüge  des  Verfahrens  im  forum  dehcli  commissi  können 
in  vielen  Fällen  durch  keine  Ueherlegenheit  in  der  Besetzung 
eines    anderen  Gerichtes  und    in    den  Formen    seines  Verfahrens 

ttsst  werden.  Je  mehr  die  Mündhchkeit  und  Unmittelbai^keit 
strafgerichtlichen  Verfahrens  zur  Geltung  gelangt,  desto  uner- 
trägÜcher  wird  ein  Verfalu'on  iiuf  Grund  von  durch  einen  anderen 
Richter  aufgenommenen  und  vor  dem  erkennenden  Gerichte  nur 
herabgelesenen  Protokollen.  Und  doch  wird  in  aller  Regel  der 
Beweis  eines  im  Auslände  verübten  Verbrechens  nur  auf  solche 
Protokolle  gegründet  werden  koimen.  Das  erkennende  Gericht 
wird  ja  nur  in  den  seltensten  Fällen  die  Zeugen  einer  im  Aus- 
lände begangenen  That  selbst  zu  veroelunen  in  der  T^age  sein.  Und 
wie  bedenklich  wäre  es  erst,  wenn  etwa  ihe  eine  Gruppe  von  Zeugen 
(z.  B.  die  Belastungszeugen)  umnittelbar  vor  dem  erkeimenden 
Gerichte  deponij'en  wüide ,  während  die  Aussagen  einer  anderen 
Gruppe  (z*  B.  der  Entlastungszeugen)  nur  verlesen  wlrden?  Wie 
wenig  Gewicht  würden  die  letzleren  bloss  in  Folge  dieses  äusseren 

tntei^schiedes  haben,    mögen  sie  auch  noch  so   gi'osse  Beachtung 
?rdienen^*J«     Wenn    die    beiden    Grundsätze    der    Mündlichkeit 

**)  TreJTend   schildert  v.  Holtzendorff  a,  a.  Ü.  H.  15    ilas   Bedenküche 
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imil  Unmittelbarkeit  des  Strafverfalirens  unseren  continental^m 
.riirist<>n  einmal  so  tief  in  Fleisch  und  ßkit  übergegangen  seia 
werden  wie  flen  Engländern,  so  werden  aneh  sie  nirlit  mehr  ge- 
neigt sein,  die  Dnrchluhruug  eines  Strafprocesses  vor  den  Gerichten 
eines  anderen  Staates  als  dem  des  Tht^tortes  zu  begünstigen  *^). 
L'nd  je  zuverlässiger  in  einem  Staate  dafür  gesorgt  ist,  dass  aus 
demselben  nur  solche  Personen  zur  Ausliefening  verurtheilt  werde«, 
gegen  welche  ein  ernstlicher  und  gegründeter  Verdacht  besteht, 
dass  sie  in  einem  anderen  Lande  wirkHch  ein  Verbrechen  verübt 


einer  Anklagte  wegon  ci»ie&  in  freimleiii  Lanilu  verübten  Ddietüs  mit  Betug- 
iialiine  auf  den  Fall  TorRvn^LE:  „Angenoiinnen  man  liütto  sänimtliche  Bc- 
laatungaxeugen  aa.^  den  Thälern  der  0 rtler grtjppe  nacli  London  kommen  lassen, 
nm  sie  vor  dem  Centrftlcriminalgeriehtshof  veniehmen  za  können,  hätte  man 
in  London  die  Dolmetsclior  zur  Himd  jEfehabt,  nni  den  Dialekt  der  biederen 
Tynder  nach  allen  Nuancen  den  Geschworenen  verstand  lieh  stu  machen  V  Und 
angenomnien,  es  wäre  auch  in  London  als  noth wendig  erachtet  worden,  an 
Ort  mid  Stelle  auf  dt-r  Stilfser-Jixnjsti asse  durch  Augonschernsoinnahinc  genau 
festzu5tellen,  welchen  Weg  ein  in  die  Tiefe  theild  herabgestürzter,  theils  beraV 
geschleifter  Körper  genommen  hatte,  würde  jene  juristische  Reigegesclbchaft 
von  Eichtem,  Geschworenen,  Anklägern  und  Vertheidigem  die  Mittel  gefnnden 
h&hm,  om  sich  flinch  unmittelbare  Fragestellung  an  Sacbvorstündige  und 
Zeugen  die  urforderlicln'  Aufklilriing  zu  versebaflenV"  Vgh  aut!h  die  .schlagm- 
den  Ausführungen  de»  Ke|iort  from  tbe  R(>yal  Coinnijsi<j*)n  on  Extradition  1878, 
8ect.  2,  au,s  wekheni  sieh  ergieht,  wii!  nicht  blu  ss  die  oben  (8,  '321  ff.)  erwahntea 
Ritcksichten  auf  day  das  L^nglische  Strafrecht  lieherrschendt'  Tcrritorialpriodp, 
soödem  eb<'n  so  auch  die  strenge  VerwirkUrhung  iler  Möndliihkeit  und  Un- 
mittelbarkeit dtjs  Verfahrens  im  engliKcben  PruccHsrecht  mit  Nothwvndigkeit 
zur  Gcötattung  der  Ausliefenmg  von  iniändern  bindrüngt.  Dass  das  Terri- 
torial pr  in  cip  nicht  der  einzige  Grund  ist,  weshalb  England  die  Auslieferung 
seiner  Unterthanen  zugesteht,  beweist  vielleicht  am  schlagendsten  eben  der 
Fall  TourviHeVs,  der  ja  des  murder,  also  cine^  Delictes.  wegen  dessen  er  auch 
in  England  hatte  verbdgt  werden  kennen,  hci^chnldigt  war.  Nach  ei nc*r  anderen 
Richtung  iiusiii^rte  sich  die  Unzw**ckm;iiisigkL'it  der  Ablebnung  der  Aubdieferang 
in  dem  Falle  des  preussiscben  Matrosen  Stürmkr,  der  in  Dänemark  UDil 
Schweden  verübter  Morde  beschuldigt  war,  dadarch,  dasä  man  den  gefesselten 
Angekhigteti  7iim  Zwecke  der  Confrontirung  mit  den  Zeugen  eine  Rundreise 
ilnrch  die  skandinavipclien  Königreiche  —  nach  Kftpnhagen.  H(dsingör,  Njborg 
und  Mandel  und  wieder  ÄUrilik  nach  Danzig  —  machen  lies»,  statt,  d asa  wif 
im  Falle  der  Auslieferung  an  Schweden ,  die  VAmi^m  hätten  an  den  Ort 
dca  Gerichtsverfahrens  citirt  werden  können  (HiLdg.  Ztdtschrift  VIL 
S,  61,  67,  77,) 

**)  VgL  minien tlich  die  gründliche  Erörterung  der  filr  die  Zulassang  d«r 
Auslieferung  von  Inländern  «[»rechenden  Argumente  im  Report  of  the  Royal 
Gommission  on  Extradition,  London  1878,  p.  fS.  f 
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,  je  sorgfiÜtiger  also  das  iknn  auf  Ausliefening  erkennenden 
Fi-theil  voiiiej'gehende  Verfahren  geordnet  um]  m  je  vertniucns- 
iinligere  Hände  dasscdbe  ^elri^t  ist,  de^tu  griiridtielier  werden 
Bedenken  gegen  die  Auslieferung  der  Inländer  Ijelioheri  ^ein. 
Sind  solche  Ganinticen  gt^gehen,  so  ninss  die  Kiicksielit 
ftif  niannigüiche  bedenkliche  Complicationen,  welclie  ans  der  Ver- 
weigerung der  Auslieferung  der  Inländer  entstehen  können  und 
eiche  geeignet  sind,  die  Ueher Weisung  des  Sebiddigen  oder  die 
Rechtfertigung  des  Nichtschnldigen  zu  erschweren  oder  seihst  zu 
vereiteln,  die  Staaten  bestininien,  die  grundsiitzliclie  und  ull- 
gemeine  Negirung  der  Anslieferung  ilu^er  eigenen  Llnterthimen 
fzngeben. 

Eine  solche  Ooni}>likcitioii  trat  z.  B.  inj  Falle  des  Grafen 
GcsTAV  CiiORiNSKY  uiid  der  JriJE  v.  EnEKfiKNYi  ein.  Die  letztere 
hätte,  über  Anstiftung  von  Seite  ihres  üeliebten  Ciiokinsky,  dessen 
Gattin  in  München  vergiftet.  OiioutxsKv  wurde,  als  er  zum 
Ijeichenhegängnisse  seiner  Gattin  nach  Müncben  gereist  war,  dort 
verhaftet,  angeklagt  uml  verurtlieilt.  Die  EnKUtn^XYi  wnrde  erst 
nach  ihrer  Rückkehr  nach  Wien  verhaftet,  und^  da  sie  Oester- 
icherin  war,  an  Bayern  nicht  ausgeliefeit.  So  Inod  da«  Ver- 
fahren gegen  OnotüNSKV  wegen  der  in  Wien  verübten  Anstiftung 
in  München  und  das  gegen  die  EnEüOENYi  wegen  des  in  München 
verübten  Mordes  in  Wien  statt.  Wie  leicht  hätte,  wäre  das 
Beweismateriale  nicht  so  überzeugend  klar  gewesen,  diese  Spaltung 
des  Verfahrens  zu  einer  Hinderung  des  Ganges  der  Rechtspflege 
führen  können? 


I 


Mannicliläche  Verwickehin  gen  können  sich  scldiesshcli  auch 
dann  ergeben,  wenn  che  Nationalität  des  auszuliefernden  Ver- 
brechers zweifelhaft  oder  streitig  *'^)  ist^  sowie  in  dem  Falle^  wenn 


f  *•)  Ein  Fall  dieä^cr  Avt  iisit  /m  cineiii  zieailicli  lebhaiten  CoiiHicte 
iwischon  Luiembur^  und  der  Roiclisverwiiltuiig'  in  Elsass-LotlHing"nri  gefiilMt, 
Eia  Luieinburg^T  Nameiig  Mkrtkn.  welcher  als  Zoll beaintet4?r  in  elsassdotbriu- 
fische  Dienste  getreten  war»  hatte  m  seinem  Amte  Uiit<?rscbl8gung€n  und  Falscb- 
ngen  verübt  und  sich  hierauf  in  seine  Hdmatb  geflüchtet,  Doutsohlaud  vt^r- 
uigtc  die  Ansliefernni^^  welcho  aher  von  der  betndfendcn  luscniburgischen 
Inklaj^okaminer  mit  Eücksidit  d,iranf  iibpfelchnt  w^inle,  d[iss  Mkrtkn  d^r  mi t 
Jüsthmnang   der    lüieinbnrgischcn    Regierang    in    die   Dienste    des  deatschen 
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er  seit  Verübung  der  ihm  zur  Last  liegenden  That  seine  Natio- 
nalität gewechselt  hat.  Schwierigkeiten  bereitet  insbesondere  das 
Recht  jener  Staaten,  welches  die  definitive  Bestimmung  über  die 
Nationalität  im  Inlande  geborener  Eander  von  Ausländem  bis 
zur  Abgabe,  beziehungsweise  Nichtabgabe  einer  Optionserklärung 
von  Seite  derselben  nach  erlangter  Grossjährigkeit  in  suspenso 
belässt.  Nach  französischer  und  belgischer  Praxis  (vergl. 
die  Entscheidung  der  Appelhöfe  von  Brüssel  vom  16.  Jänner  1872 
und  von  Gent  vom  27.  Februar  1874*^)  gilt  die  Ausliefenmg 
insolange  für  zulässig,  als  die  betreffenden  nicht  ftir  die  fran- 
zösische, beziehungsweise  belgische  Nationalität  optirt  haben**). 
Jedenfalls  kann  die  Befreiung  von  der  Auslieferung  als  ein 
Privilegium  nur  demjenigen  zugestanden  werden,  der  noch  zur  Zeit 
der  Anbringung  des  Begehrens  Angehöriger  jenes  Staates  ist, 
aus  welchem  seine  Ausbeferung  nachgesucht  wird.  Dass  er  zur  Zeit 
seiner  That  Angehöriger  dieses  Staates  war,  kann  ihn,  wenn 
er  seither  aus  was  immer  für  einem  Gnmde  diese  Zugehörigkeit 
verloren  hat,  nicht  von  der  Auslieferung   eximiren.     Ein  „Deut- 


Reichslandes  getreten  war,  nach  Art.  17  Code  civil  trotz  dieses  Dienstver- 
hältnisses Luxemburger  geblieben  sei.  Die  reichsländische  Verwaltung  hin- 
gegen betrachtete  ihn  in  Kraft  des  Art.  9  des  Gesetzes  über  die  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  v.  8.  Januar  1873  als  Deutschen.  Der  Conflict  wurde 
dadurch  noch  geschärft,  dass  Merten,  als  er  nach  Ablehnung  des  Ausliefer- 
ungsbegehrens vor  die  luxemburgischen  Gerichte  gestellt  wurde,  von  diesen 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  4.  Juli  1845  sur  la  poursuite  des  crimes  ou 
delits  conimis  a  Tetranger  par  des  Luxemburgeois  in  letzter  Instanz  freige- 
sprochen wurde,  weil  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  im  Auslände  verübte  That 
nicht  gegen  eine  Privatperson ,  sondern  gegen  einen  fremden  Staat  verübt 
hatte.  Obwohl  die  luxemburgische  Regierung  sich  sofort  bereit  erklärte,  das 
citirto  Gesetz  von  1845  zu  ändern  und  dies  auch  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Januar  1879  zur  Ausführung  br.ichte,  verfügte  die  Regierung  des  Reichb- 
landes  „bis  auf  Weiteres"  eine  Reihe  von  für  die  im  clsass-lothringischen  Staats- 
dienste stehenden  Luxemburger  sehr  ungünstigen  Normen.  (Erklärung  des 
luxemburgischen  Generaldirectors  der  Justiz  Eyschen  in  der  Sitzung  der 
luxemburgischen  Kammer  vom  18.  December  1878  p.  478  ff.)  Eine  Anzahl  von 
ähnlichen  Fällen  zweifelhafter  Nationalität  berichtet  Arlta  Le  convenzioni 
d'estradizione  tra  il  Regno  d'Italia  e  gli  Stati  stranieri.    Torino  1871. 

*^)  Bei  GoDDYX  et  Mahikls,  Droit  criminel  Beige  au  point  de  vue 
international.  1880  p.  1G4  f. 

*•*)  Vergl.  DuBOis  in  der  Revue  de  dr.  intern.  VIII  (1876)  p.  487  und 
Weiss,  Extradition  p.  55  ff.  sowie  Traitö  elementaire  de  dr.  intern,  priv^, 
Paris  1885,  p.  55. 
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scher^   im   Simie  des  §  9  des   R.-St.-G.-B,,  ein  „Uiiterthati   des 
üsieiTeichiöcben  KaisertliuniH'^    im  8iiiiie    des  §  36  öst.  St.-G.-B. 
ist  nur  (Icrjeiiige,  der  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Auslieti'rwngs- 
verfalii'ens     ein    Deutscher ,    beziehungsweise    Oesterreicher    ist, 
Bfenn   es  auch   richtig   sein   sollte,   dass   ein  solches  Individuum 
Hsgen  seiner  im  Auslande  veriihten  Delicte  in  Deutschhind  luich 
^4:  Nr.  3  R*  Str.'G.'B.  bestnift  werden  könne  ^^),  so  folgt  daraus 
doch    keineswegs,   dass  Deutschhind   hcreehtigt  wäi'e,  mit  Rück- 
sicht auf  eine  derartige  rein  suljsidiäre  Competonx  seiner  (Teriehte 
fangesuchte  Ausheferuiig  zu  verweigern.    VgL  aneb  Hälsühkek 
a.  O.   S.   167  '***).     Yiehnebr   sind   die  deutschen  (Teriehte   zur 
Verfolgung  des  Beschnldigten ^  der  aufgehört  hat,   eiii  Deutseber 
zu   sein,   mir   dann  competentj    wenn  die  Aushefenmg   desselben 
entweder   nicht   begehrt   wird    oder   nicht  bewilligt  werden  kann, 
H      Aber  auch  für  den    entgegengesetzten  Fall   möchte    ich  mit 
^ERNABD   n.    156   ff.   und   V.   Bar,    Gerichtssaid  XXXIV  493 
glauben,  dass  derjenige,   der  ei"st    nach    dem    betreffenden 
Verbrechen  Angehöriger  des  requirirten  Staates  geworden  is, 
nicht  berechtigt  sei,  auf  das  Privilegium  der  Inländer  Anspnich  m 
erheben  und  dass  daher  der  requirirte  Ktaat  seinerseits  nicht  den 
mindesten  Anlass  habe,   in  einem  solchen  Falle  die  Auslieferung 
zu  verweigern. 

Nach  belgischem  und  niederländischenr'^'),  sowie  nach 


H       **)  Vgl  BAmi   in   Goldtamiucrä    Archiv,    1878   S.  422  tt    und  die  Ent- 
»elieidatig  des  prenssisclieii  Ober-Tribunals    vom  20.  Sopteniber  187?  gegen 
HjLlscbkek,   Gcriclxtssaal  1878,   S,  IGl  ff.  und   die  dort  ang-efübrte    ICntadud- 
ünng  des  Asdsenhof^  zu  Co  In. 
^^      •*)  So  lann  und  muss  denn  auch  ikrienig*^  der  als  Deiitsclier,  beniehuiigs- 
HIbc   Oesterreicher   ein   Verb^<^chi!n    in    ihn    Xevinmgt^n    Staaten    von   Nord- 
^woerika  verübt  bat.  aber  nadiber  durch  Naf  uralisirun^  Bürger  der  letzteren  ge- 
worden Lit,   nach  seiner  Rückkehr    uacli  Deutscbland    oder  OejsterreJeb    an  die 
Vereinigten  Staaten  aoBgdiet'ert  werden  (Vgl.  Art.  l  des  Vertrages  der  United 

Iat e  a  rait  dem  norddeutschen  Bunde  vom  22.  Febr .  1 868,  mit  B  a  y  e  r n 
II  26.  Mai  1868  und  mit  Oest  erreich -Ungarn  vom  2i\  Sept  1870). 
**)  Der  Art,  10  des  belgischen  Auslieferungsgeset7.es  von  1871,  welcher 
>  V«rfolguiig  desjenigen  vor  den  belgischen  (jericliten  gestattet,  der,  nacluleui 
ein  Ausliefenmgfldelict  im  Auslände  verübt  hatte,  die  belpsehe  Nationalitat 
rirbt  oder  wie(3erer wirbt,  hat  den  Zweck,  die  Lücke,  welche  durch  die  nach 
belgischer  Auffassung  nothwendige  Verweigerung  der  Auslieferung  in  einem 
üolchen  Falle  in  der  Strafrechts|itiegti  entsliinde,  auszufüllen,  Frau krt^ich  hat  denn 
Äüch  darauf  veraichten  müssen,  die  Aiifnahuie  einer  dem  Art.  2  des  französisch- 
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deutschem**)  Bechte  und  grundsätzlich  auch  nach  französi- 
schem Rechte ''^•^)  muss  aher  auch  in  diesem  Falle  die  Ausliefer- 
ung verweigert  werden,  während  sie  nach  österreichischem 
Reclite**)  zulässig  sein  dürfte^*).  In  demselben  Sinne  hat  auch 
das  Institut  de  droit  international  zu  Oxford  beschlossen:  „En 
admettant  meme  la  pratique  qui  soustrait  les  nationaux  k  l'extra- 
dition,  on  ne  devTait  pas  tenir  compte  d'une  nationalite  acquise 
depuis  la  pei-petration  du  fait  pour  lequel  Textradition  est  re- 
damee.'*  (These  VII)  und   schon  vorher  haben   einige   Verträge, 


onijlisohen  Vortrages  entspreclien«ien  Bestimmung  (s.  tl.  Text)  in  den  neuen 
Auslieferungsvertrag  mit  Belgien  durchzusetzen  (Vazelhes  p.  86).  Ja  nach 
Di*BOis,  Kevue  Je  tlr.  intern.  VIII  491  und  Haus.  Principes  du  droit  p^nal 
Beige  Xr.  955  Anm.  10  wird  sogar  derjenige  Ausländer  von  Belgien  nicht 
ausgeliefert,  der  erst  nach  sr?iner  z;im  Zwecke  der  Durchfuhrung  eines  Ans- 
lieferungsbegehrens  erfolgten  vorläufigen  Verhaftung  seine  Naturalisirung  in 
IWlgion  erwirkt.  Allerdings  scheint  es .  dass  hiebei ,  anders  als  in  der  unten 
zu  erwäiinenden  Entscheidung  des  h«>h;'n  Gerichtshofes  der  Niederlande 
vom  5.  Juni  1874  ^Dmois  a.  a.  0.)  vorausgesetzt  war.  dass  das  requirirte  Indi- 
viduum l»ereits  vor  seiner  Verhaftung  um  die  Natnralisiiung  nachgesucht 
hiUte.  i>elbst  untt-r  dieser  Einschränkung  aber  steht  die  Ablehnung  der  Aus- 
lieferung in  einem  Falle  dieser  .Art  mit  d?n  internationalen  Verpflichtungen 
der  :^taaten  im  otTenbaron  Widerspruche.  Don  let2t»»ren  würde  es  vielmehr 
allein  entsprechen  .  dass  das  Aaslieferungsbegehren  i»  ler  selbst  schon  der  An- 
na jt  auf  vorläutige  VerhAliun.:  die  Naturalisirung  hemmt.  Richtig  Arlia 
I».  1.'.  Auch  tur  das  franrvsische  Keci.i  hebt  Weiss,  Traite  de  droit 
inteniat.  prive.  p.  1-1  e>  aus Iri-klich  herT.>r,  dass  die  Naturalisation  erst 
vom  Moiii:r.t  der  Kinsohalt'.ng  dos  bot  reif ivi.'.on  Dekretes  in  das  Bulletin  des  lois 
wirke,  w.^rtus  für  unsere  Fra;re  w>!.l  t-^!^t.  «iass  da-«  blosse  Ansuchen  um 
Natiinilisir-ng  die  Zulä&iigkeit  der  Auslieferung  Uxvh  nicht  ausschliesst. 

**  §  9  K.-^t.-G.-B.  verbietet  olvn  abs/iat  die  Auslieferung  eines  jeden 
Dii:tsvhen  ur.d  S  4  al.  .  s.ig:  .lusdrdvklich :  .Die  Verfolgung  im  deutschen 
Riich:?  ist  .i«vM  rulässig,  w:^!nl  :o7  Thitcr  bei  Begeha:'g  der  Handlung 
r,vh   vich:  Doutsvhor  w.\r*.  \gl-  :v.oV.  i'isairsEx,  Cv:imentar  Nr.  1  ad  §  9. 

*^  Br^OT.  V'  "^  VstI.  ..Wr  a-.h  l^  *.  Arn.  51.  a.  E.  und  Bard  p.  56, 
BcKXiRi«  11.  l**'».  FoMFOT  it  itiLFRix  v.  4*  IVvb  tritt  vertragsroässig 
::i::;;r.:«r  ^:::c  A-sv-r.r.io  oi:*.     ?^-  o. -i  l\x:. 

^  §  :^i  v-:tV.::^:  ;:•.::  .i:o  A::s;:^':V'ri :,::  .w.^en  Vorbrechen,  die  ein 
rr:*::':.!?  '.r-s  V:.-r:- :!:>•:*< t:  Kii>::c:>.-i"'/>  iv-  Aislinie  begangen  hat',  was 
:u  K  Ac:  V-r:rv:.;T.  ;.;  K-<.\iri  't;::  ^i.^.^  l:;  J^rxial  als  Unterthan  des 
is:  r?:::.rlH:^;'-'.  K,i:>.::h"r.*>  :v.:  A7sIä:.*a*^  SrcA^^r.n  fLii.  Nicht^sdesto weniger 
>jl:  i::  C es: ^ rr,' :::.:>•/ .'  :i.c"  :"c  c-:"C^'.'"-t;-r  Or.5Ss:r::.inT.:i;c  und  Brasilien  es 
jk*?^v.  •:-:.  <;:>  r  :r  A*zs*:::.r::  r  -^  c  r  lir  >  r  :ec  Nirinlisirnng  verübten 
V : •:•:  r,\- ^-^ •  *  4 : >■  *. r.: ;l.: ; >  st  x  •  r.  * : ; '" :>  ■  • 

**    l'.Cnc   .-.,'  \*i?is*-r\c   ^:  n:*::»-;v5  >    i3::<ci  S.  -^■i>  Anm.  61. 
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,    wie    der   englisch-hrasilianische   von  1872  Art.  3,   der  ong- 
^fcscli-itJiUeiHsche  von  1873  Art.  4"*"),  der  englisch-fraiizö- 

K 


psehe  von  187H  Art  2,  der  fraiizöKiscli-dänische  von  1877 
a-t-.  1,  §2,  der  itnliinusch-griecbiselie  von  1877  Art.  6 
und  der  italieniiscli -brasilianische  Vertrag  von  1873  Art,  2 
die  eitit  naeli  <lent  Verbrechen  Niituralisirteti  ansdriicklicli  für 
der  Auslieferung  unttTvvorfen  erklart '•')''^-).  Vm\  so  entscheidet  diese 
Frage  aucli  der  Entwurf  des  Anslieterungsgesetxes  tlir  Italien  von 
1885  Art.  5  al.  2  trotz  der  von  ElJ.KHO  dagegen  erbolienen  Ein- 
wendungen ^^) :  (^nesto  divieto  (delhi  estradi/.ione  dei  t  ittadini 
italiani)  non  coniint^nde  cohiro,  che  abbiano  ottenuto  la  natura- 
Utk  posteriormente  al  rento  pel  quäle  ^  doinandata  la  estradizione. 
Jedenfalls  kann  eine  nach  Verübung  des  Vei'hrechens  erfolgte 
aturalisation  keine  Wirkung  haben ,  wenn  sie  durch  Msche 
oi-spiegelungen  und  Ausweise,  z.  B.  unter  einem  falschen  Namen, 
erfolgt  ist»  Aber  auch  eine  ohne  jeden  dolus  erwirkte  Aenderung 
er  Nationalität  sollte  nur  dann  zur  Ablehnung  eines  AusliefL-rungs- 
gehrens  berechtigen  köiuieuj  wenn  dieselbe  v  or  A  n  b  r  i  n  g  u  n  g 
des    Gesuches   nni    Auslieferung   perfect   geworden  war.     Eine 


er. 


hü 

9hl 


••j  Doch  enthält  dieser  tleii  eiuschränkenden  Nacbsutz:  aCependant 
l'eitraditioii  pourra  etre  refusee,  s*il  s'tai  (5ti>ule  ciiiq  ttiinees  de|iuis  i^ue  la 
uaturaliüation  est  a<quiäe,  et  si  depuis  ee  riiutiient,  rindividu  reclame  est  restfi 
dotüicilie  dans  h  i>ays  requis";  dieselbe  Biischniiikuiig'  enthält  auch  der  i ta- 
ten i  u  c  h  -  g  r  l  e  e  h  i  ü  c  h  e  Vertrag  von  1877  A rt.  iJ  und  die  das  A iisli*jferungK- 
cht  zwiscLen  Italien  uod  Malta  IjetreAende  Ordonnanz  von  1880  Art.  7* 
*')  Vgl  fiutli  die  der  Verschiedenheit  der  li  ei  derzeitigen  Auflassung-  üngepaaate 
iroiuung  des  f ran äösI seil* bayrischen  Vertrages  von  1869  Art,  15: 
t'^trdnger  qui  ncq^ueira  oa  recouvrera  la  qualitc  de  Fran^ais  oa  de  Bavarois 
»res  avoir  comniis  sur  le  territoire  de  Tautre  Etat  avant  re[>oque  de  sa  natu« 
taÜsation  uue  de^  infraetions  [»revues  par  la  [iresente  Convention  .  sera  livr6 
auz  antorit^^s  bavaroises,  a'il  se  trouve  en  France,  a  moiii»  que  la  Mgislation 
Amn^aide  n'  autorise  i*a  mise  en  jugeuient;  ä'il  se  trouve  en  Baviöre,  il  y  üera 
ursuivi,  jugö  et  puui  Cünfornienieut  aui  lob  du  pays» 

**)  Für  den  Fall    von   Gebictscesstonen    i^t  in  d^s  Vertragsreoht  ilie  Be- 

fctimTniing   übergegangen  ,    dasü    ohne    Ge^tattung  einer  Option  ,    die  aus  dem 

ahgetreUnam  Gebiete  stamioenden  Strüflinge ,  welche  sich  in  den  Gefüngnissen 

d€«  den»  abtretenden  Staate  verbleibenden  Gebietes  befinden,  Bofort  tiberliefert 

erden  aollen   (4.  Protokoll  zum  Zürich  er  frieden  vom  10.  November  1859  bei 

ÖBK,  Option  und  Plebiszit  Seite  125;  NacMragscotivention  hinsichtlich  der 

btretang  Savoyena  vom  23,  August  1860  ibid.  S.  132.) 

')  Atti  della  coiniuisaione  per  lo  studia  e  h  corapilazione  di  im  progetto 
di  legge  aulla  estradizione,  Koma  1885 1  p.  41  If. 
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Auffassung,  wie  jene,  welche  der  hohe  Rath  der  Niederlande  in 
der  Entsclieidung  vom  5.  Juni  1874  bekundete  (DuBOis,  Revue 
de  di\  inteni.  VII 1.  491  und  de  Jonge  p.  191)  fuhrt  zu  dem 
Resultate,  dass  eine  Fmuensperson,  deren  Auslieferung  begehrt 
worden  ist,  sich  nur  noch  im  letzten  Momente  vor  Verbescheidung 
dieses  Ansuchens  der  sie  verfolgenden  Regierung  mit  einem  Nieder- 
länder zu  verheirathen  braucht,  um  gegen  die  Auslieferung  ge- 
schützt zu  sein. 

Auf  welche  Weise  die  Nationalität  erworben  worden,  ob  mit 
Rücksicht  auf  den  Ort  der  Geburt,  oder  auf  die  Abstammung, 
ob  durch  Ehe  oder  Legitimation,  oder  ob  durch  Option*®)  oder 
Naturalisation  ist,  wenn  wh'  von  dem  bereits  eröiierten  Falle 
einer  Naturalisation  nach  Verübung  des  betreflfenden  Verbrechens 
absehen,  gleichgiltig**).  Selbstverständlich  ist  es  aber,  dass  nur 
eine  wirkhche  Naturahsation  in  dem  ersuchten  Staate ,  nicht  etwa 
die  blose  Zulassung  zum  Rechte  der  Niederlassung  oder  die 
Aufnahme  in  den  Verband  der  Schutzgenossen  des  betreffenden 
Staates  in  der  Levante®*)  genügt,  um  die  Auslieferung  zu  ver- 
weigern. Eben  desshalb  ist  aber  auch  ein  Staat  nicht  ver- 
pflichtet, denjenigen  auszuhefem,  der  zwar  in  einem  anderen  Staate 
ein  Aufenthaltsrecht  erworben,  dadurch  aber  seine  bisherige  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  ersuchten  Staate  nicht  verwirkt  hat.  Mit  Recht 
hat  desshalb  Italien  die  von  der  Schweiz  angesuchte  Auslieferung 
des  Mansueto  Cassiiia  verweigei-t,  da  dereelbe  durch  Erlangung  des 
Aufenthaltsrechtes  (vicinato)  im  Canton  Tessin  nicht  aufgehört 
hatte,  italienischer  Bürger  zu  sein  (Aulia  p.  161  ff.). 


•**)  Uebcr  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  Zulassung  einer  Option  im 
Fall  einer  Gebietsabtretung  für  unsere  Frage  ergeben,  vgl.  die  (vom  französischen 
Interesse  getragenen)  Ausführungen  bei  Bombot  et  Gilbrin,  p.  85  ff. 

*^)  Ausdrücklich  sagt  Art.  1  a.  E.  des  schweizerisch-portugiesi- 
schen Vertrages  von  1873:  Les  individus  naturalises  dans  les  deux  pays 
avant  la  perpetration  du  crime  sont  compris  dans  Texception  de  cet  artide. 
Doch  scheint  gerade  die  Schweiz  auch  der  erst  nach  Verübung  des  Deliktes 
erworbenen  Eigenschaft  eines  Schweizer-Bürgers  eine  die  Auslieferung  aus- 
schliessende  Wirkung  zuzuerkennen.  So  berichtet  wenigstens  Arlu  p.  24, 
dass  die  Schweiz  die  von  Frankreich  1869  vorgeschlagene  entgegengesetzte 
Stipulation ,  welche  sich  in  ähnlicher  Weise  schon  in  dem  nicht  zur  Wirksam- 
keit gelangten  anglo-französischen  Vertrage  von  1852  Art.  6  fand,  abgelehnt 
habe. 

•')  PücoiONi's  Bericht  an  die  italienische  Commission:  Atti  della  com- 
missione  1885  p.  226. 
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Auch  wenn  der  Verlust  der  Angeharigkeit  an  den  ersuchten 

at  nicht  auf  einem  freien  Acte  des  Deliiifjuenten  beridit,  mn- 

?rn   in     Folge    einer    (T*^liietscessiüii     «eingetreten     ist,    sddiesst 

^iiselbe    keineswegs    die    Ptliehtmastsigkeit    der  Auslieterutjg    des- 

üigen,  der  jetzt  eben  nicht  nielir  Bürger  dieses  Staates  ist^  aus. 

lo  musste  Oestfn'reicL  nach  Abtretung  der  Londmixlei  und  Ven<*- 

iens  Individuen,  die  nur  in  Folge  der  Oession  dieber  Gebiete  auf- 

ehört     hatten ,    Oesterreicher    zu   sein    und    Italiener  geworden 

prareBp   wegen  der  von  ihnen  noch  zur  Zeit  der  österreieliisehen 

terrschaft   in  Veneticn  oder   in  der  lionibardei  vend)ten  Delicte 

iöliefern  (Vgl.  Aklia  p.  284), 

Jedenfalls  ist  der  mn  die  Auslieferung  crHuehtu  Staat  be- 
"rechtigt,  die  Frage  nach  der  Nationalität  des  requirirten  Indivi- 
duums nach  seinem  Rechte  zu  entscheiden,  so  dasK  er  die  Aus- 
I lieferung  verweigert,  wenn  derselbe  nur  nach  seinem  Rechte  das 
inländische  Staat sbürgerreclit  erworben  oder  belndten  hat,  obwohl 
kr  auch  von  dem  requirireiulen  Staate  in  Kraft  von  dessen  Na- 
lionaUtätsgesety.en  als  Inländer  behandelt  wird.  Ausdrücklich 
pebt  dies  z.  B.  der  österreichisch-spanische  Vertrag  von 
1861  Art»  1  a.  E,  hervor.  Aber  auch  ohne  besondere  Bestim- 
mung versteht  es  sich  von  selbst*^). 


VI. 


tSehr  verschieden  ist  nach  dem  Rechte  der  einzelnen,  um  eine 
uslieferung  ei^suchten  Staaten  die  Frage  zu  beantworten,  welchen 
ehörden  die  Entscheidung  darüber  zusteht,  ob  das  requirirte 
Individuum  Inländer  oder  Ausländer  ist  und  in  welchem  Verfahren 
diese  Entscheidung  zu  erfolgen  hat.     Eine  ausdrückliche  Bestim- 


••)  Vgl  auch  dm  Fall  Mehtkn  oben  Anm.  40.  Eine  eigen thümliche  Be* 
BÜmmmig  in  dieser  Be:&iehung  enthielt  die  Declaratioa  zum  preussisch- 
belgischen  Vertrag  von  1836  (bei  v,  Rohrscheidt,  Preussetia  Staatsvertrage 
S.  704).  Soferne  nach  dem  Recht  eines  Staates  gewisse  Personen  als  sujets 
mixt^s  anerkannt  werden,  war  es  daher  consequent,  wenn  nach  Art.  6  und  7 
er  Münchengrätzerstipulation  zwischen  Oesterreich  und  Russland  vom  7.  hedeh. 
.September  1833  (F.  de  JIartens»  Kecueil  de  traitcs  conclns  par  is  Russio 
IV.  p.  449  ff.)  der  ersuchte  St^at  daa  Recht  erhielt,  die  weg-en  eines  aufge- 
ihlten  (politischen)  Delictes  hegfehrte  Auslieferung  einea  sujet  mixte  abzii- 
iinen»  sofeme  er  selbst  die  Verfolgung"  und  Bestrafung  desselben  auf  sieb  nabm. 
iof  alle  Details  der  Frage  nach  den  stralVeebtliehen  Wirkungen  eines  Wecbaels 
Nationalität  einzugehen ,  fehlt  es  hier  an  dem  nötbigen  Räume. 
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mung  enthält  m.  W.  nur  das  niederländische  Ausliefenings- 
gt*sotZy  welches  di»»  Entscheidtni^  iilM^r  dir  Frage  der  Nationalität 
des  requirirteii  Suhjectes  dem  Hohen  Rathe  zuweist  (Art,  16—18). 
Bei  dem  Unistandei  dast*  die  iihrigeii  Gesetze  und  alle  Verträge 
keine  eiiiscldagende  Bestimmung  enthalten,  sind  wii*  in  Betreff 
der  anderen  Staaten  anf  eine  nnter  Umständen  sehr  schwierige 
und  weitwetnlige  Untersuchnitg  *1er  Frage  verwiesen.  Hier  dürfte 
es  genügen y  festzn&tellen,  das«  nach  englischer  und  amerika- 
nischer Praxis  der  mit  der  Fntersuchnng  der  Anslieferungssache 
hefasste  liieliter  nicht  Idoss  iiher  die  Zidassigkeit  der  von  dem 
requirirten  Individuum  erhohonen  Einrede  det*  englischen,  bezw. 
amerikanischen  iStaatsbürgei-sclmft,  sondern  auch  über  deren  tbat* 
Räch  Helle  Regriindnng  ent  scheidet.  Auch  in  der  Schweiz  ent- 
scheidet auf  Grund  des  Art,  ^>  des  Bnndesbeschlusses  vom 
25,  Jänner  1875,  wie  über  andere  Einwendungen,  so  auch  über 
die  des  Hchweizerischen  Bürgerrecht  es  das  Bundesgericht.  Und 
ebenso  scheint  in  Belgien ^  wo  doch  sonst  der  .1  ustizminister  in 
seiner  Entscheidung,  nicht  wie  in  liiixeniburg,  an  das  GutacJiten 
der  Oonr  d'appel  gebunden  ist,  die  Frage  der  Nationalität,  als 
eine  Statnsfnige,  ausscliliesslicb  der  gericbth'chen  Cognition  zu 
unterliegen"'*).  Und  für  Frankreich  bezeugen  Bomboy  et  GiL- 
BUlN,  p.  30  dasselbe:  (^uand  c'(>st  i\  hi  France,  qu'  une  requete 
d'extradition  est  adressee,  Ic  procurenr  de  la  Kepnbliqne.  eonfor- 
menient  anx  prescnptions  de  In  circulaire  du  12  oetobre  1876, 
verifie  le  Statut  personnel  de  Tincidpe  et  le  mentionne  dans  Tin- 
terrogatoire.  En  presence  de  graves  difficultes  sur  le  point  de 
savoir  si  le  refngie  est  Fran(;ais  on  etranger,  le  procureur  de  I» 
Ee publique  n'besitera  pas  ä  saisir  le  t ribn na  1  civil.  Vgl.  auch 
die  ebendoi*t  p.  41  angefühlte  Entscheidung  des  TribuuaJs  zu 
Strassburg  in Saclicn  Osterrnann's  1866.  Nach  italieniscbem,  bay- 
rischem'*^) und  preussiKchem^*^)  Kecbte  hingegen    scheint   es, 

**}  Vgl,  Haus,  Principe^  generaux  du  droit  peiml  Beige  IL  p.  221, 
welcher  eine  ei  nach  lagen  de  Entsulieiduiig  der  Cour  de  Cassation  vom  23.  Oktolier 
1854  aiifübrt,  wahrend  es  nach  der  eiit gegen g'esetzten  Annahme  nicht  recht 
denkbar  wäre ,  wie  der  Cassationsbof  mit  der  Sache  hatte  befasst  werden 
können.     Vgk  auch  Üoi>DijN  et  Mahiels  p.  164  ft'. 

**)  Nach  freundlicher  Mittheilung  des  Herrn  Anitarichters  und  PriTat- 
docenten  Dk*  HiRBUEaKR  in  MUticheii* 

^^)  Ich  entnehme  dies  einer  amtlichen  Darstidlnng  des  in  Prenssen  in 
Uebung"   stehenden    Aüslieferuiig8verr»brens,    welche   Se.  Eicelleuz  der    kdügl 
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über  einen  im  Zuge  eines  Aualiefeniiigsvei'fahi'ens  entstau- 
teilen  Streit    über   die    Nationalität    des    Retiuirirten    einzig   und 
lein  die  Verwaltungsbehörden    entscheiden,    ohne  dass    derselbe 
Recht  lüitte^  die  Gerichte  nin  tlie  Aiu'rkeninmg  seiner  Eigen- 
ais Inländer  anzugehen*     In  Ungarn"^)   wiederum  ist  die 
Ttscheidnng    über   die^e  Frage    rlnreh  Erlass   der  Oberstaatsan- 
taJtschaft    vom    30.  November    1876    Z.  6171    ausdi-ücklich   den 
(terichten  übertragen.     Sehr  venrickelt   gesttütet   sich  die  Präge 
endlich   nach    (isterreichischeni  Rechte.     Zweifellos    geliöit  es 
zu  den  PHieliten  der  Ratbskanimer  und   des  Oherlandesgerichtes, 
j     ^deren  (TUtiicliten>   bezw.  Beschlüsse   im   Sinne  des  §  59  St,-P.-(). 
^■uigehalt  werden  müssen,   sich   über   die    von    dem  Beschuldigten 
^Heitend    genuiebte    Eim^etlr,    dass    er    Inländer    sei,    zu    nnssern. 
^BU'gelniässig  werden  diese  richterlichen  Beliönlen  mich  die  Meinung 
^Bi^  MiDisteriums  des   Iimern  über  den  betreuenden  Fall  einliolen. 
Wenn  nun  der  Justizminister,    indem  er  sich  an    das  Gutachten, 
bczw.  den  Beschhiss  des  Gerichtes   nicht  Inr   gebunden  erachtet, 

Iim  Widers)irucb  mit  demselben  tÜe  Auslieferung    des   requiriileu 
tndividnums  als  die  eines  Ausländers  liewilligt,  so   steht  dem  Be- 
ichuldi^en  zweifellns  das  Recht  zu,  sich  wegen  angeblicher  Vcr- 
letznug    eines     staatsgrundgesetzticl»     gewalu'leisteten    pohtiscben 
Rechte«   an   das  Reichsgericht  zu    wenden,    da  ja   das  Recht  des 
StiUilsbürgers,  als  solcher  bebandeit  zu  werden,  welches  Recht  für 
ihn  die  (Quelle  sn  vieler  aiuk^rer  durch  die  Verfassung  garantirter 
I     ^politisclier  Rechte  ist,  durch  Art.   1    des  St.-G,-G.  über    die    all- 
^Hemetnen  Rechte    der  Staatsbürger    anerkannt   ist.     Aber    selbst 
^^ann,  w^nn  die  Entscbeidung  des  Justizministers  den  Gutachten, 
l>ezw\  Beschlüssen    der  Gericlite   cünform  wäre,    konnte    in  Erwä- 
I      guiig^  dass  ja  doch  die  AngeU^genheit  niclitijn  gerichtlichen,  sondern 
^im     administrativt^n    Wege    ansgetrugen'^    worden    war    (Art.  3 
^_SJt.-G.-G.    über    die  Einsetzung    eines    Reichsgerichtes)    dem    Be- 
^■chuldigten   das  Recht  uicbt   abgesprochen  werden,    eine   richter- 
^■che  Entscheidung   über   seine   Nationalität   beim  Reichsgenchte 
^Tu  provociren» 

W^as  schliesslich  diese  Frage  de  lege  ferenda  betrittt,  so  lässt 


i'i^iissjßelie  JustiziTiiiiistoi-  Hurr  Du.  Frikdberh  iÜl-  bcHOiülore  G  ütc  liattt,  mir 
ber  nioine  Bitt«  zukommen   /.u  liissen. 

•^)  Nach  gütiger  Mittlieihin^  ili's  Ht  rrii  StiisitünnwaUswliKistuten  E»K.  Hkil 
Buda-Pi^tli. 

Arckif  fDi-  AffoBUiclios  Eecbt.  I.  2.  23 
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sich  darüber  streiten,  ob  es,  unter  Voraussetzung  einer  Bechts- 
Ordnung,  welche  die  Entscheidung  über  die  von  anderen  Staaten 
gestellten  AusUeferungsbegehren  entweder  vollständig  den  Gerichten 
überweist,  oder  welche  doch  wenigstens  den  Gerichten  einen  her- 
vorragenden Antheil  an  diesen  Entscheidungen  zutheilt,  die  Sache 
des  mit  der  Untersuchung  des  Auslieferungsbegehi-ens  befeissten 
Strafgerichtes  sein  solle,  incidenterweise  über  die  Nationalität 
des  requirirten  Individuums  zu  entscheiden,  oder  ob  vielmehr  dieses 
Erkenntniss  dem  zui*  Entscheidung  über  Statusfragen  der  be- 
treffenden Person  nach  allgemeinen  Normen  competenten  Oivil- 
gerichte  überlassen  werden  solle,  bis  zu  dessen  ürtheil  über 
diese  Präjudicialfrage  daher  der  AusUefenmgsrichter  die  Fällung 
seines  Spruches  vertagen  müsste. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  auch  sonst  regelmässig  (aller- 
dings mit  nach  den  verschiedenen  Strafprocessgesetzen  verschiedenen 
Ausnahmen)  die  Strafgerichte  über  civilrechtUche  undstaatsrechtUche 
Vorfragen  entscheiden  und  dass  die  Wirksamkeit  dieser  Incidenz- 
cntscheidungen  auf  die  betreffende  Strafsache  beschränkt 
bleibt  und  wenn  man  ferner  erwägt,  welche  Verzögening  der  Ent- 
scheidung eine  Ueberweisung  der  Vorfrage  an  das  Oivilgericht 
zur  Folge  haben  dürfte,  wird  man  wohl  kaum  Anstand  nehmen, 
die  Beurtheilung  der  NationaUtät  dem  mit  der  Aushefenmgssaclie 
befassten  Strafgerichte  zu  überlassen  °**). 

VII. 

üebrigens  hal)en  einige  Staaten  das  den  Nationalen  zu- 
stehende Privilegium  noch  besonders  ausgedehnt.  So  war  dies 
namentUch  nach  dem  niederländischen  Fremdengeset^e  von 
1849  der  Fall,  in  Kraft  dessen  die  Nonnen  über  Ausweisung 
und  Ausheferung  nicht  bloss  für  die  Inländer,  sondern  auch  für 
die  nach  dem  Oivilgesetzbuche  den  Niederländern  gleichgehaltenen 
Personen    ausser   Anwendung    gestellt    wurden®^).     Es   war  dies 

®')  Vgl.  auch  die  Protocolle  zum  Entw.  des  ital.  Auslieferun^gcsetzefl 
p.  LXXIX  f.  und  die  Verhandlungen  der  ital.  Commission  p.  65  f.  üher 
die  Anträge  Pierantoni's  und  Nociro's. 

«•)  Vgl.  Harbord  1.  c.  p.  64  ff.  DK  JoNOR  1.,  c.  p.  188  ff.  Mit  Rück- 
sicht darauf  enthalten  denn  auch  die  älteren  Auslieferungsverträge  der  Nieder- 
lande dem  entsprechende  Bestimmungen,  so  der  Vertrag  mit  Preusscn  von 
185ü ,  mit  Hessen   von  1853.  mit  Bayern  von  1852,   Württemberg  von 
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um   so    unpiissender ,    als    die    betreflendeii  AiislaiHk^r    hierdurch 
afiinstiger  gestellt   wurtlen ,   als  die  Inländer.     Benii  während  die 
letzteren   wenij^stens   unter   Umstünden   vor  den   niederländischen 
Itr^richtcn  verfolgt  sverden  konnten  ^  waren  die  ersteren,  wenn  es 
|Sich   um   ein   von  ihnen  im  Ansland  gegen  einen  Ausländer  ver- 
lebtes Delict  liaodelte,  von  jeder  Verfolgung  eximirt^**).  Im  (regen- 
^satze  hiezn  besagt  Art.  23  des  holländischen  Auslielerungsgesetzes 
vom   6.   April    1^75    ausdrücklich»    dass    die    nach    Art.  8    des 
L'Civilgesetzhuehes    den    Niederländern    assirailirten    Personen    im 
Sinne  dieses  Gesetzes,  aho»  was  die  Anslieferung,  nicht  aucli 
was    ilie    Ausweisung    hetrifft'^)»    als  Ausländer   zu    behandeln 
kseien.  —  Ferner  enthiilt    auch    eine  Anzahl  der  mit  Dänemark 
lund  nut    Russlan<l    abgeschlossenen   Aushefernngsveitrlige  Vor- 
[ behalte  ähnlich  denen  der  älteren  niederländischen  Verträge,  so  die 
Tertnige  zwischen  Dänemark   und  Russland    selbst    von  1HB6 
Art.  2^*),  dann  die  Verträge  Dänemarks  mit  Frankreich  von 
1877  Art.  I   al  2,  mit  Belgien  von   ISli'y  Art.  3  aL  1,  mit  den 
LNiederlanden  von  1877''^),  mit  Luxemburg  von   1879  Art.  3 


18Ä2.  Sacliseu  von  lH5ß,  Baden  von  IBM.  Russlaiid  von  1860  (^limint- 
h'ch  Art.  1):  So^t  compris  quiiiit  u  rii[>]^liciition  ile  cefcte  cunvoutian,  soiis 
la  (lent>nVinatioii  des  iiittitmaiix  (i^ojets)  ks  utraiigoni»  qui  sekm  los  lois  «In  pajs, 

j  au»iuel  IVitritdition  est  demamlee,  sont  assimilos  aui  tiationaui  (aujets)  ainsi 
^ttc   1«8  «^trangers,   qui   m  aont  dtablis  daua  le  pays    et  qoi  ont  ete  mari^H  a 

^ttne  fenitne  du  pavH ,  dont  ils  ont  un  eufünt  ou  des  enfants  \ws  dans  le  jinys. 
Insoweit  Yertritge  di(?s<?r  Art  licute  noch  zu  Recbt  bestehen,  wie  dicH«  in  Be- 
treff der  Verträge  mit  den  Staaten  des  Deutschen  Reiclics  der  Fall»  ist  iuidi 
heate  noch  die  niüikrländische  Regierung  zur  Auslieferung  der  fraglichen  In- 
dividuen nicbt  vcrpfliclitet,  wohl  aber  steht  heute  der  Gewährung  der 
Ausliefcnmg  einer  solchen  Persfin  naeh  FSehebnng  des  gegen  dieselbe  ge- 
richteten  gesetzlichen  Verbotes  kein  nimlerniss  im  Wege. 

'')  Vgl  Art,  0  Wetb.  v.  Strafre^t  und  pk  .JoKaE  p.  im. 

")  Vgl»  hierüber  die  VerhcindUingen   der    2.  Kammer  der  GcnemlstaateiJ 

[ifom  IL  Mnnc  187r».     Bybla<l  v.  d,  Nederlandsehe  Staats-Courant  1874  —  5*  TL 

")  Sont  cotnpris  ilans  la.  deuomination  des  sujets,  quant  a  rapplication 
l4e  c<*  tiuite  non  HcukMiient  ceux .  tjui  par  leur  naissance  on  d^autrc  maiiierc, 
■•iint  acqai»  la  sujction  ,  sans  etre  depouillts  plus  tard  de  eette  qnalite  dans 
|l(*s  fonneä  determinee»  par  latoi.  niais  ansti  Ics  etrangers  fiies  ou  do- 
li eil  i  1*9  dans  le  pavFi. 

'*)  Dänisch-iTiederlandiscber  Vertrag  Art.  1  a.  K.:     .L'obligation  d'extra- 

[4itiivn   ne   s'etend    pas    anx   niitionanx.     J.e    Dant^narli    se  reserve  eii  untre  la 

fcciilt0   de  ne    paä   Uvrer   k's  etrangeri   üjl^  et  di#iineiliei>  dans  k  pays ,  k 

23* 
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al  3  und  die  Verträge  Russlands  mit  Bayern  von  1869  Art.  2 
und  mit  Hessen  von  1869  Art.  2. 

Eine  eigenthümliche  Beschränkung  enthält  das  luxemburg- 
ische Auslieferungsgesetz  von  1870,  Art.  II  al.  6,  nach  welchem 
in  Betreff  jener  Fremden,  welche  durch  kgl.-grossherzoglichen  Be- 
schluss  ermächtigt  sind,  ihren  Wohnsitz  im  Urossherzogthum  zu 
nehmen,  die  Auslieferung  erst  nach  Rücknahme  jener  Ermäch- 
tigung ausgesprochen  werden  kann. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  zwei  auch  staatsrechtlich  eng 
mit  einander  verbundene  Staaten,  wie  Oesterreich  und  Ungarn 
die  Angehörigen  des  anderen  Staates  einem  dritten  fremden  Staate 
nicht  ausliefern,  sondeni  dass  sie  dieselben,  w^enn  sie  eines  im 
eigentlichen  Auslande  verübten  Verbrechens  beschuldigt  werden, 
ihrem  Heimatsstaate  überliefern  (vgl.  österr.  «Tustizministerialerlass 
vom  28.  Jänner  1877,  Z.  966  bei  Starr,  Rechtshilfe  in  Oester- 
reich, S.  251  f.'*). 

Hingegen  entspricht  es  dem  Charakter  der  mnen  Personal- 
union, wie  sie  zwischen  dem  Königreiche  der  Niederlande  und 


moins  que  la  demande  d'extradition  ne  concemc  un  fait  commis  par  1  ctranger 
avant  son  arrivee  en  Dänemark  et  que  la  demande  soit  faite  avant  qne 
Tetrangcr  soit  domicilii  depnis  deux  ans  re?olus.  Aehnlieh  die  Verträge  mit 
Belgien  und  mit  Luxemburg,  in  Kraft  deren  ebenfalls  nur  Dänemark, 
nicht  aber  auch  der  andere  Contrahent  das  Recht,  die  Auslieferung  von  Ans- 
landern  unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  ausnahmsweise  abzulehnen« 
sich  vorbehält ,  während  nach  dem  französisch-dänischen  Vertrage  sich 
beide  Staaten  zur  Wahrung  der  R^ciprocität  die  betreffende  ausnahmsweise 
Befugniss  vorbehalten,  Die  drei  letztgenannten  Verträge  weisen  ausdrücklich 
auf  8  6  des  dänischen  St.-G.-B.  als  auf  die  ratio  dieser  Sonderbestimmung  hin. 
nach  welchem  ein  „her  hjemme  hoerende  Untersaat"  wegen  eines  im  Aaslande 
begangenen  Verbrechens  auf  besondere  Anordnung  des  Justizministerioms 
in  Dänemark  verfolgt  werden  kann.  Da  nun  die  Praxis  den  Begriif  des  „her 
hjemme  hoBrende  Untersaat"  nicht  auf  subditi  perpetui  bcschiänkt.  sondeni 
ihn  unter  andern  insbesondere  auf  Ausländer  ausdehnt,  welche  in  den  Dienot 
des  dänischen  Staates  getreten  sind  oder  sich  an  ein  dänisches  Schiff  verheuert 
haben ,  (Goos,  den  danske  Strafl'eret  T.  p.  275  ff.  und  284)  hat  sich  die 
dänische  Regierung  veranlasst  gesehen,  ohne  übrigens,  wie  mir  scheint,  durch 
8  C  Straffe  Love  dazu  genöthigt  zu  sein .  für  Delicte  solcher  Individuen  di«» 
Möglichkeit  einer  Verfolgung  im  Inlande  vorzubehalten. 

^*)  Vgl.  auch  Dantscher  v.  Kollesberg.  der  monarchische  Bundesstaat 
Oesterreich -Ungarn  und  der  Berh'ner  Vertrag,  Wien  1880.  S.  313  ff.,  der  dies 
als  eine  Folge  des  von  ihm  mit  gewichtigen  Gründen  vertheidigten  ««terreich- 
ungarinehen  Reichsbürgerrechtes  auffasst. 
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dem  Grossherzogtlium    Luxemburg  besteht,    dass  jerler    dieser 

beiden  Siiiaten  die  Angehörigen  des  anderen  nicht  als  seint'  na- 
onaux  l)etrachtet  uiul  deren  Ausliefernn^  jenem  Staate,  in 
elchein  dieselhen  ein  Verbrechen  begangen  haben,   nicht  griiiid- 

sätzlicb  vei-weigert.  Ganz  ausdiiicklich  heisst  es  daher  im  Vertrage 
rossbritaiiniens  mit  Luxemburg  von  1B80  Art.  L  dass  der  König 
on  Holhind  als  (irossberzog  von  Luxemburg  tui  Grüssbritannien 

^tous  les  indi\idus'^  ausliefeit  „a  Vexception  des  sujets  du  Grand- 

Duche". 

iVlLl. 
Mit  Kiick.sicht  auf  die  oben  dargestellten  naeh- 
heiligen  Folgen  des  Verbotes  der  Auslieferung  von 
n  I  ä  n  d e  r  n  s cb  e  i  n  t  e s  mir,  trotz  der  mannigfachen  zu  dessen 
y  Hecbtfertigimg  angeführten  Grimde  iiotbw endig,  dieses  Ver- 
Hj^ot  fallen  zu  lassen.  Keineswegs  aber  möchte  ich 
tes  empfehlen ,  dass  die  Staa  t  en  sich  sofort  zur  Aus- 
lieferung der  Inländer,  ebenso  wie  zu  der  der  Frem- 
den verpflichten. 
^^  Die  richtige  Lösung  seheint  mir  vielmehr  die  /,u  sein^  die  Ent- 
^Mcbeidung  dem  einzelnen  Falle  vorzubehalten.  Ergibt  dessen  Prüfung, 
^Paass  eine  gerechte  Entscheidung  über  die  gegen  einen  Inländer  wegen 
j  eiues  im  Auslande  von  ihm  angebbch  verübten  Verbrechens  erhobene 
Anklage  niu*  im  Auslande  nniglich  ist^,  dass  das  Beweisverfabren 
I  nur  in  jenem  Staate,  in  welcliem  der  Ort  der  That  liegt,  gründlicb 
t  durchgefLibit  werden  könne  und  dass  eine  Befangenheit  der  uus- 
^Htindischen  Richter  oder  Geschworenen  gegen  unseren  Mitbürger 
^^icht  zu  besorgen  sei,  d^imi  liegt  gar  kein  Grund  vor,  die  Aus- 
I  liefemng  zu  verweigern;  dann  wäre  im  Gegentlieil  die  prinei|iielle 
^fcAblehnung  dersell>en  eine  Hinrlennig  der  üecbtspHege.  Diese 
^^Tjösung  der  Fnige  entsprirht  auch  vollständig  jeuen  Grundsätzen, 
welche,  wie  wir  selien  werden,  fnr  den  Fall  der  Auslielerung  eines 
lineni  dritten  St^itate  ajigeböreudeu  Inflividuums  schon  beute 
»^'').     Von  dem  insbesondere   vmi   den   Lelu'ern   d^'s   Staats- 


■*l  Docli  liabcn  skh  auth  noch  in  ueuebter  Zeit  t-inc  lleihc  lierv<jiTi4fua- 

^SilMlt8ttihre^  für  die  AussiliUt^&suiig-  ihv  AusHefüiiiu^'  eigener  llutertlianen 

bell,    so    unter    den    Deiitsclien    nanK'iitücli    V.  Bar.  Geriditssaal 

[XX rV.  492,    (lEYEÄ,    Ztschr.     für    die    gebildete   Welt    tU.    lH«,   Bindino, 

Btrafirecbt  I,  398  miä  Bbbiter.  Strafrecbt,  §  13L 
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reclites  betuateii  Stamlpimkte  der  uationak'ii  Ehre  und  der  den 
Inländern  pejrenüber  hestelieiiden  Scluitzprticht  kann  m.  E.  tun 
so  weniger  ein  Ein  wand  gegen  die  Znlässigkoit  der  Aiisliefeninj: 
von  Inländern  erhüben  werden,  wenn  man  bedenkt,  dass  Nationen 
von  höchster  Eniptiiidliehkeit  für  die  Ehre  ihres  Staates  und  den 
Schutz  ihrer  Bürger,  wie  England,  die  Vereinigten  Staaten  nnd 
Prankreich  unter  Napoleon  I.  in  dieser  Rechtsidjnng  Nichts  fiir 
ihr  Nationalgefühl  Verletzendes  geftniden  haben. 

Wenn  man  sich  cutscidiessen  würde,  den  Satz  von  der  Ün- 
Eulässigkeit  der  Ausliefemng  von  InJämlern  aufiüugeben,  so  würde 
dies  auch  auf  die  Fortliildung  des  ganzen  Rechtsinstitutes  der 
Anshefeiimg  von  segensreicher  Wirkung  sein.  Wenn  auch  In- 
länder der  Ausliefernng  unterliegen,  st}  werden  die  Staaten  in  der 
Anfsteüung  der  füi'  die  Zidassung  der  Aushefening  erforder- 
hchen  Garantieen  sorgsamer  sein,  als  bislier,  da  diese  Maassregel 
nur  auf  Fremde  Anwendung  findet. 

Die  Aushefernng  eines  Inländern  kann  aber  nicht  bloss  zum 
Zwecke  der  Entscheidung  über  eine  gegen  ihn  anhängige  Stmf- 
klage,  sondern  auch  zu  dem  der  Vollstreckung  einer  ihm  bereits 
zuerkannten,  insbesondere  einer  von  ihm  im  Auslande  bereits 
theilweise  verbüssten  Strafe  in  Frage  kommen.  Zweifellos  ist  es 
unzxdässig,  das  ausländische  Strafurtheü  über  den  Inländer  im  Id- 
landc  einfach  zu  vollstrecken.  Aber  auclj  gegen  die  Durcldiihrung 
einer  neuerlieben  Untersuchung  und  Hauptverhandluiig  wegen  des 
im  Auslande  verübten  Deliktes  sprechen  die  oben  angefiilirten 
Bedenken  gegen  die  Vertrauenswürdigkeit  eines  in  einem  anderen 
Staate  als  dem  des  Thatortes  darcbgefübiien  Processes.  Daher 
diü'fte  es  auch  für  diesen  Fall  am  zweckmässigsten  sein,  dem 
ZufluchtS'  und  Heimatsstaate  je  nach  Beschnftenheit  des  einzeben 
Falles  die  Moghclikeit  der  Wahl  zu  gcwiUnviiy  seinen  Angehörigen 
entweder  zur  Verbüssujig  seiner  wegen  eines  ausländischen  Deüctes 
ihm  zuerkannten  Strafe  (insbesondere  im  Fidle  der  Verlmssung 
eines  blossen  Restes  derselben)  auszuliefcHj'*"')^  oder,  wn  dies  nicht 
zuLnssig  erscheint,  ihn  nnnmehr  wegen  derselben  That  aucli  im 
Inlande  in  ITnterKuchiuig  zo  zielnui  und  eventueil  (selhstv erstand H<"h 
unter  Anrechnung  der  im  Auslande  bereits  verbüssten  Strafe  oder 
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"}  Tliese  XII  der  München  er    BeficMiisiäe  *les  Insiitut  *le  droit  int^jr- 
national  ond  vgl.  selbst  v.  Bar  im  Gericbt&saal,  XXXV,  S.  589* 
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Uonst  ausgestandenen  Haft,  vergl.  Art.  13,  AI.  3  des  belgischen 
[Gesetzes  vom  17.  April  1B78)  zu  bestralen^""). 

In  einer  grossen  Anzahl  von  Verträgen,    \vt*lclje   tlie  Auslie- 
Pfennig  eigener  Uoterthanen    des    ersuchten  Staates  ausscliliessen^ 
findet  sieh  im  Zusanmienlumge   thiniit   die   folgende  Eeytimniung: 

■  ^Jedoch  verpflieliten  sich  die  hohen  vertrageudeu  Theile,  ihre 
respectiveu  Augehörigen,  welche  irgend  eines  der  im  Art,  1  auf- 
gefiüirten  Verhreclien  begangen  haben,  in  Untersuchung  ziehen 
und  vor  Gericht    stellen  zu  lassen,    wenn    die  Gesetzgebung   des 

■  ei-suchten  Landes  wegen  eines  solclien  Verhrechens,  welclics  seine 
Angehörigen  ausserhalb  meines  Gebietes  begangen  haben,  das 
Htrafverfahren  zulässt"^^).     Comphcationen  können  sich  dann  er- 

'•*)  AusfülirUciier  liierauf  e'mzugeheiL  iat  hier  nicht  der  Ort.     Es  wünle 

^  dies    eine    genaue    Prüfung    der    Frage    nath    der    Rechtskraft   imsländisclier 

^p.Strafurtheile  voraussetzen.    Die  mir  bekaimten  Gesetzgebungen  des  Continents 

njaclien  durchaus  auch  für  diesen  Fall  die  Auslieferung  tinmoglich  und  ordnen 

entweder  eine   neuerliche  Untersuchung   und  eventuelle  Bestrafung  im  Inlande 

ftii  (Oesterreich  §  M,  Deutschland  §4  Nr.  S\  Vgl.  Nr.  1  und  §  7)  »der 

sie  schliessen  seihst  diese  aas :  so  daas  sie  dem  Inländer,  dem  es  yelungt'it  ist, 

\  sich  nach  der  Verurtheikng   wegen    eines  im  Auslande    verilbteii  Verbrechens 

\üi  scino  Hdinath  zu  fluchten*  vollständige  StratloBigkelt  gewähren  (C,  Instr, 

,  crini.  tVani;.  Art.  5  nach  dem  Amendeurcnt  von  1866).     Einen    Fall  dicker  Art 

erxälilt  Renault,  Bulletins  lS8i}  ji.  4ul  Note  2. 

")  Vgl  Vertrag   de^  deutschen  Reiches  mit  Brasilien    von  1877  Art.  <?. 
[Grundlos  waren  die  Bedenken  des  Abgeardneten  Hopf,    ob  dies«  Bestimionng 
\  mit  dem  facultativeu  Charakter,  welchen  ^  4  des  H,  St.-G,-B,  der  Ved'olgnng 
wegen  eine«  im  Auslände  vernhten  Verbrechens  zuweist .  in  Ehiklang  gcbradit 
wcrJen    könne    (Verbandlongen    des    doutächen    fteichi^tages  187^.   IL  Session 
8-  256).     Hinsichtlich   der  von  Deutlichen  in  Brasilien  verübten  Verhrechcn 
f  wird  eben  durch  den  V^ertrag  die  sonst  nur  hicultative  Verfolgung  im  deutschen 
lllctch  zu  einer  ubligatorischen.     Da  der  Vertrag  für  das  deutsche  Reich  irhue* 
ldic6   ii»it  Zustiiinnuug    riiLiinntlichcr   zur   Abaiideniug   eines  Keichsgesetzes  cr- 
I forderlichen  Factijrcn  zustande  kudinit,  steht  einer  ikvartigeii  Abänderung  des 
f  4  dcu  R.  St.-Ü.*B.  nichts  in*  Wege.     VgL  auch  Binuinu,  Strafrecht,  1  4ü4. 
Achnlicb    auch    Art.    2    des    seh weizürisch- russischen    Vertrages    von 
I1H73,    des     rassisch -bayerischen     und    russisch-hessischen    Ver- 
geh   von    1869    und    Art.    3    de^    öst  er  r  ei  chisch-ruasischen    Vei- 
^Iragcis    von    1874.        Andere    Vertrige     wie    z.    B*     der     iistörreichiiäch- 
'^«chwedischc    viui     1H(J8    besagen    nor,    dass^     Avenn    nach    deu    ijffiisctiscn 
janm    Staates ^     dem    der    Beschuldigte;    angelnirt,     Anlass     vorhanden     sein 
iotlt«,    ihn    wegen    der    in    Frage    stellenden    Handlung    zu    verfolgen,    der 
Midtre  Staat    diu  Erhebungen    und    8chriftstüeke .   die  zur   Feststellung   des 
Thatbe^iüind«*    dicneuden  Gegenstämle  ond  je<le  andere  für  diu*  Strafverfahren 
eriorderlichu  Aufklärung  ^der  Urkunde  mittheilen  solle.   Wilnscheuswerth  wäre 
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geben,  wenn  Jemand,  nachdem  er  in  dem  Staate  A  ein  Verbrechen 
verübt  hat,  sich  in  seinen  Heimatstaat  B  flüchtet  und,  nachdem  dort 
auf  Grund  der  von  dem  Lande  A  tiberschickten  Akten  das  Straf- 
verfahren gegen  ihn  eingeleitet  worden  ist,  sich  demselben  durch 
seine  Bückkehr  in  den  Staat  A  entzieht.  Kann  in  einem  solchen 
Falle  die  Begierung  von  A  die  Bücksendung  der  übermittelten  Be- 
weisdokumente verlangen,  bezw.  ist  der  Staat  B  verpflichtet,  ein  im 
Auslande  gegen  einen  seiner  Angehörigen  durchzuführendes  Straf- 
verfahren zu  fördern?  Meines  Eh*achtens  wäre  es  die  äusserste 
Ueberspannung  des  Nationalitätsprincipes,  unter  Voraussetzungen 
dieser  Art  die  Bechtshilfe  verweigern  zu  wollen.  Auch  würde 
sich  eine  solche  Weigerung  mit  dem  Sinne  der  auf  Bechtshilfe  bezüg- 
hohen  Bestinmiungen  der  meisten  Auslieferungsverträge  wohl  kaum 
vereinigen  lassen^*).  Nichts  destoweniger  stellt  Ablu  p.  191,  im 
Gegensatze  zu  einer  von  ihm  selbst  angeführten  E^ntscheidung 
des  italienischen  Staatsrathes  im  Fall  Zanelli,  den  Satz  auf: 
„Tosto  chö  il  magistrato  del  paese  d'origine  si  h  impossessato  dell' 
azione  pönale,  ed  ha  spiegato  la  propria  giurisdizione,  il  momen- 
taneo  fatto  deUa  fuga  del  colpevole,  sia  anche  sul  teritorio  ove  com- 
mise  il  reato,  non  sembra  che  possa  spogliarlo  della  propria  giuris- 
dizione, e  potrebbe  anche  chiederne  la  consegna  per  proseguire 
il  giudizio". 

IX. 

Der  Fall,  dass  der  flüchtige  Verbrecher  weder  ünterthan  des 
ihn  reklamirenden  Staates,  noch  Ünterthan  der  um  seine  AusUe- 
ferung  ersuchten  Macht  ist,  sondern  einer  dritten  Nation  ange- 
hört, wird  bei  dem  geläuterten  Zustande  des  heutigen  Ausheferungs- 


jedenfalls  der  in  dem  brasilianisch-deatschen  Vertrag  vorkommende 
Zusatz:  „In  diesem  Falle  werden  alle  Schriftstücke  kostenfrei  ansgesteUi' 
'^)  Ausnahmsweise  behalten  sich  allerdings  nach  dem  französisch- 
bayrischen  Vertrag  von  1869  Art.  12,  al.  2,  „die  contrahirenden  Machte  das 
Recht  vor,  die  Mittheilong  von  Beweisstücken  mid  den  Vollzug  von  RequisitioDeii 
abzulehnen,  welche  geeignet  sind,  die  Schuld  eines  eigenen  Unterthanen 
darzuthun."  Ein  solcher  Vorbehalt  lässt  sich  m.  £.  selbst  dann  nicht  recht- 
fertigen, wenn  er  noch  an  die  weitere  Voraussetzung  geknüpft  ist,  dass  es  ,sich 
um  einen  von  der  requirirenden  Behörde  noch  nicht  verhafteten  Unterthanen 
des  ersuchten  Staates  handelt",  wie  dies  in  den  Vertragen  des  Deutschen 
Beiches  mit  Italien  Art,  12,  Brasilien  Art.  14,  der  Schweiz  Art.  12 
der  Fall  ist. 


^■uter 
^Lrün 
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rechtes  in  der  Regel  keine  SclB^-ierigkeit  bereiten.  In  früheren 
Zeiten,  so  lange  wegen  politisclier  Deliete  Auslielertingen  gewährt 
FWiu'den,  waren  Fälle  dieser  Art  allerdings  sehr  häutig  Ursachen 
tenjationaler  Differenzen^'*).  Das  Reeht,  Auslieferung  zn  fordeni, 
det  sich  einzig  ujul  allein  darauf,  dass  das  reqnirirte  Indivi- 
duum in  dem  Gebiete  des  reklamirenden  Staates  ein  Verbrechen 
verübt  hat  und  ebenso  hat  die  Verptüfbtnngj  diesem  Begehren 
EU  entsprechen,  keinen  anderen  Grund,  als  die  völkerrechtlich  an- 
erkannte Pflicht,  Verbrecher  der  verdienten  Strafe  zu  überUefern 
und  sich  im  allgemeinen  und  im  eigenen  Interesse  jeder  Begün- 
stigung dei*selben  zu  entlialten.  Die  NationaUtät  des  Verbrechers 
hat  gnindsätzUch  mit  der  Frage  der  Auslief  er  im  g  nichts  zu  thun. 
Auch  in  dem  regeUnässigen  Falle,  dass  derjenige,  der  im  rekla- 
tnirenden  Staate  ein  Verbrechen  verübt  liat,  seiner  NationaUtät 
nach  eben  diesem  Staate  angehört,  erfolgt  die  Auslieferung  an 
diesen  Staat  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  er  dessen  Unterthan  ist, 
sondern  weil  er  auf  dessen  Gebiet  ein  Verbrechen  verübt  hat, 
also  nicht  an  den  judex  originis,  sondern  an  den  judex  loci  de- 
licti commissi. 

Nichtsdestoweniger  kann  gerade  der  Umstand,  da.ss  das  re- 
fjuirirte  Individninn  Untertban  eines  dritten  Staates  ist,  imter 
besonderen  Voraussetzimgen  Anlass  zu  Bedenken  gegen  die  Aus- 
hefening  an  den  Staat  des  Thatortes  geben.  Denken  wrr  uns, 
der  Angehörige  des  Staates  A  halje  in  dem  Staate  B  eüi  Ver- 
brechen verübt  und  sich  in  den  Staat  C  geflüchtet,  und  es  ver- 
langt nun  der  Staat  B  von  C  die  Auslieferung  des  Schuldigen. 
Nun   gehört  aber    der  Staat  B  m  jenen   Staaten,    deren  Reclits- 
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'*)  So  t,  B.  im  Falle  des  scltwediHülitjii  (iriifen  Hordt,  der  politibclKT 
Ü  Di  triebe  wegen  auü  tstjiuem  Vatarlande  i75(>  iiatli  Preoa^ieii  Hüh,  in  die  Ami  ec 
FiUKDRJCH  11.  eintrat  nm\  vuii  den  Ku^sstn  kriegögetangen  genommen  wurde. 
Als  nnu  Russland  Hieb  geneigt  zeigte .  ihn  den  Schweden  ausxuliefem ,  kannte 
FftnsDfiicH  LE.  dies  nur  dadureli  hindern,  dass  er  drohte,  den  in  |ire»JsHi»cbe 
Kriegsgefangenschaft  geratlieneu  rnselsebcu  G  en  erai  beuten  an  t  Fürsten  Solttkow 
tbenso  zti  behaiidebi  wie  die  Schwellen  den  Graten  Hohüt  beliaiideln  würden, 
(BfosER,  Versuch  d.  praltt.  euro[i.  Völkerrechtes  IX.  K  Ti.  C'ap.  §  4).  Daher 
begreift  ts  sich,  dass  die  ülteren  8chntfc:iteller,  so  auch  noch  G.  F.  Martens 
§101  und  Klüit,  de  deilitione  yr*>t*ig«>riim  18*J9  p.  62  der  Auslieferung  der 
Angehörigen  dritter  Nationen  abgeneigt  sind  an*l  dieselbe  entweder  geaast 
Terweigern  wollen  oder  wenigstens  die  Ausliderung  an  den  Heimatbsstaat 
Yoiziebeii. 
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pflege  die  Staaten  A  und  C  nicht  vertrauen  und  denen  sie  dess- 
halb  ihre  eigenen  Uuteithanen  nicht  ausliefern.  Oder  es  besteht 
gerade  eine  heftige  Gereiztheit  z>vischen  den  Nationen  A  und  B 
oder  es  würde  etwa  gar  zwischen  ihnen  mit  allem  nationalen  Fa- 
natismus Krieg  geführt.  Wird  unter  diesen  Umständen  der  Staat 
A  nicht  zum  Schutze  seines  Unterthanen  berechtigt  sein  müssen, 
Einspruch  gegen  dessen  Auslief ermig  an  den  Staat  B  zu  erheben? 
Man  denke  sich  nur  ein  in  England  lebender  Deutscher  wäre 
1871  der  Verübmig  eines  Verbrechens  in  Prankreich  beschuldigt 
gewesen.  Hätte  England  zur  Zeit,  als  Frankreich  mit  dem  Auf- 
wände aller  nationalen  Begeisterung  gegen  die  deutscheu  Occu- 
pationsheere  zu  den  Waffen  griff,  mit  Beruhigimg  den  eines  Mordes 
angeklagten  Deutschen  nach  Bordeaux  ausUefem  können?  —  Oder 
man  denke  sich,  die  Türkei  verlange  von  den  Vereinigten  Staaten 
die  Auslieferung  eines  Deutschen,  der  eines  in  Constantinopel 
verübten  Mordes  beschuldigt  ist.  Wird  nicht  Deutschland  mit 
Recht  sagen :  „Ihr  Amerikaner,  die  ihr  sonst  Eure  eigenen  Unter- 
thanen fremden  Mächten  ausHefert,  macht  doch  hinsichtlich  der 
Türkei  eine  Ausnalune.  Also  dürft  ihr,  was  ihr  Euren  Mitbürgern 
nicht  zufügt,  auch  meinem  Unterthanen  nicht  anthun". 

Es  muss  also  di  e  Möglichkeit  offen  stehen,  unter 
besonderen  Umständen  die  Auslieferung  eines  An- 
gehörigen einer  dritten  Nation  zu  verweigern  oder  die- 
sell)e,  statt  dem  Staate  des  Thatortes,  dem  Heimats- 
staate zu  gewähren.  Hiezu  bedarf  es  aber  mit  Rücksicht 
auf  jene  Veriräge,  welche  zur  Auslieferung  aller  wegen  eines 
ihr  aufgeführten  Delicto  verfolgten  oder  venirtheilten  Pei'sonen 
verpflichten  und  höchstens  hinsichtlich  der  Angehörigen  des  er- 
suchten Stiiates  eine  Ausnahme  zulassen,  einer  eigenen  Bestim- 
nunig.  Eine  solche  findet  sich  denn  auch  z^var  in  vielen,  aber 
durchaus  nicht  in  idlen  Verträgen.  Und  zwar  lassen  sich  ver- 
schiedene Formen  dit»ser  Ausnahme  aufweisen.  Die  älteste  Ge- 
stalt ,  in  welcher  die  uns  beschäftigende  Comphcation  ihre 
Lösung  fand,  ist  zugleich  die  schroftste.  Nach  den  Verträgen 
Frankreichs  mit  Sardinien  von  1838  und  mit  Baden  von  1844 
(der  letztere  ist  noch  in  Kraft)  heisst  (^s:  -Si  des  indiridus 
etrangers  i\  la  Fnuice  ou  aux  Etats  de  lu  Sardaigne  (et  Bade) 
venaient  j\  se  refugier  d'un  i)ays  dans  l'autre,  apres  avoir  comniis 
un  des  crimes  enumeres  i\  Tarticle  I,  leur  extradition  sera  accordee, 
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tcHitea  les  fois  qup  le  gouvernemeüt  du  pays  auquel  ils  appar- 
tiennent  y  aura  domie  son  assentinieiit"  (Art.  8  des  hadi sehen 
Vertrages;  f r ii n z ösi seh -siirdiiu sehe  Deklaration  vom  29.  No- 
vember 1838  bei  Billot  p,  85).  Hieniaeli  müsste  also  in  jedem 
Falle  dieser  All  die  Zustimmung  des  Heimatstaates  ein- 
geholt werden  und  würde  die  aus  was  immer  fiir  (rründeii  ^^) 
erfolgte  Verweigerung  dei-selljeu  die  Auslieferung  liiiidern. 

Offenbiir  geht  eine  Norm  dieses  Inhaltes  viel  7\\  weit*  In 
aller  Regel  wird  der  Heimatsstaat  gar  keine  stichhältigen  Ein* 
Wendungen  gegen  die  Äuslieferimg  seines  Unterthanen  erheben 
können  und  es  wird  daher  diese  Vorsehrift,  sofern  sie  nicht  im 
Falle  einer  materiell  unbegrimdeten  Verweigerung  der  Zustimmimg 
zu  einer  gewiss  niclit  wiin?^eheiiswerthen  Hinderung  der  Rechts- 
pflege dient,  nur  zu  einer  für  den  Auszuliefeniden  sehr  misslichen 
'Verzögerung  des  Verfahrens  führen.  Neuere  Verträge  haben  daher 
ein  dergleichen  unbedingtes  Widerspruchsrecbt  des  Heimatsstaates 
nicht  anerkannt.  Auch  in  anderer  Be^ieluing  ist  ein  Ansuchen 
lim  die  Zustimnunig  tles  Heimatsstaates  zur  Ausheferung  seines 
Unterthanen  an  einen  dritten  Stiuit  unzweckmässig.  Es  mag  sein, 
dass  dieser  in  Folge  eines  gegen  die  Auslieferung  oder  auch  nui^ 
gegen  die  Zulassmig  der  Auslieferinig  von  Inländern  gerichteten 
gesetzlichen  Verbotes  eine  solche  ausdrückliche  Zustimmung  nicht 
geben  kann,  obwohl  er  im  concreten  Fall  gegen  die  AusHefciiing 
eines    Angehörigen    von    Seiten    jenes    dritten   Staates    an    den 


*)  So  Ist  denn   imcli  gennle  die  rraiiüösiäcli-sarilitusche  Convention  von 
[England  aufgefusst  worden.     Ein  Eii^Uinder  Namens  Hodoe    wurde  1858  von 
Mer  fraß zööis eben  Regierung  der  Tlieiluahmc  ain  Aftentat-e  Ohsinis  beschuldigt 
nnd   seine   Auülieferun^'    von   »Sardinien    Torlaugt.    Die   sardinische  Regiernn|T 
fwetidete  sich  an  die  englisclie  um  Hire  Zustiinmung'.     Diese  re^iairiiie  die  von 
der    fran2<Jsischen  Hegierutig    riberäaiidten    Akten    von   Sardinien  und  erklärte, 
sie  ^aprfea  avoir  eiainine  les  pajiiers  et  trouvant  qn'ils  ne  suftiraicnt  point 
autoriser  Tarrestatiun    legale  de    Mr.  HonuK    en    Äiigleterrc*'   iiiclit  im 
Stunde  sei,  dem  Äni^neben  der  sardini. •sehen  Regierung  stattzugeben  und  daher 
|iltre  Zostimnmn^  zur  Auslieferoiig  HoiiiiE's  naeh  Frankreioli  verweigeru  niust^. 
fDKMANGKAT   ZU  FoELLK  §  612.     Vgl  aueb  BiLLOT  \K  85  E  und  Bkrvaäd  IL 
j»,  1H5  ff.).     Uebrigens    scbreiht    auch   nocb    der   belgisch -spaiiiscbe   Ver- 
trag   von   1870    und    der    belgisch-achwedische    Vertrag   aus   demaelhen 
Jalire  die  Benachrichtigung  von  dem  Aublieferungehegeliren  an  den  Heimaths- 
itaat  vor  und  gestatt-et  die  Aus^lieferung  nur.  wenn  dieser  sich  derselben  nicht 
w'iAenetzi  (Art.  0,  al.  1  hei,  Art.  9), 
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Staat  des  Thatortes  gar  nichts  einzuwenden  hat  und  er  daher, 
wenn  er  nur  gefragt  würde,  ob  er  gegen  diese  AosUeferung 
keinen  Einspruch  erhebe,  dieselbe  geschehen  Hesse**).  Die 
neueren  Verträge  haben  desshalb,  wenn  sie  überhaupt  eine 
einschlagende  Nomi  entlialten,  dieselbe  darauf  beschränkt,  dass 
der  um  die  Ausheferung  ersuchte  Staat  berechtigt  (nicht  ver- 
pflichtet)^*) sei,  die  Regierung  des  Heimatsstaates  des  Requirirten 
von  dem  Ausheferungsbegehren  zu  benachrichtigen  und  für  den 
Fall,  dass  diese  Regierung  ebenfalls  die  Auslieferung  desselben 
zum  Zwecke  seiner  Verfolgung  (wegen  eben  dieses  Delictes)  be- 
ansprucht, sich  nach  freier  Wahl  zu  entscheiden,  welchem  der 
beiden  Staaten  er  die  Ausliefening  gewähren  wolle  (Vgl.  alle 
Verträge  des  deutschen  Reiches  mit  Ausnahme  dessen  mit  Eng- 
land, die  meisten  österreichischen*^)  eine  grosse  Anzahl  der  neu- 


•1)  Vgl.  die  Fälle  bei  Stabk  a.  a.  0.  S.  802  Nr.  4  nnd  8.  828  Nr.  1 
")  Anders  nach  dem  italienischen  Gesetzentwurf  von  1885  Art  6.  ,Se 
lo  straniero  non  e  cittadino  dello  Stato  richiedente,  il  Govemo  del  Rc  da 
notizia  della  domanda  di  cstradiziono  al  govemo  dello  Stato  a  cui  lo  stnniero 
abbia  provato  di  appartenere. "  So  richtig  die  Beschränkung  dieser  Be- 
stimmung auf  jene  Fälle  ist,  in  welchen  der  Beschuldigte  erwiesenermaassen, 
und  nicht  etwa  bloss  nach  seiner  durch  Nichts  unterstützten  Behauptung, 
Angehöriger  eines  dritten  Staate  ist ,  so  unzweckmässig  erscheint  mir  selbst  für 
diese  Fälle  diiö  Aufstellung  einer  Pflicht  zur  Benachrichtigung  des  Hei- 
matstaates. 

^*)  Eine  beachtenswerthe  Ausnahme  hinsichtlich  der  deutschen  und 
österreichischen  Verträge  macht  der  Beschluss der  deutschen  BundesTersamm- 
lung  vom  26.  Januar  1854.  sofeni  man  diesen  Beschluss  als  eiuen  heute  noch 
geltenden  Auslieferungsvertrag  zwischen  Oesterreich  (-Ungarn?)  und  dem  deut- 
schen Reiche  auffassen  will.  Nach  Art.  1  dieses  Beschlusses  müssen  nämlich 
die  contrahirenden  Staaten  den  der  Verübung  eines  Verbrechens  in  dem  andern 
Staate  beschuldigten  Ausländer  dem  Staate  des  Thatortes  ausliefern,  ohne 
dass  Jünsichtlich  der  Angehörigen  dritter  Staaten  eine  Ausnahme  gemacht 
wäre.  Obwolil  also  Oesterreich  einen  Deutschen,  der  in  Frankreich  ein  Ver- 
brechen verübt  liat,  nicht  an  Frankreich  ausliefern  nmss,  sondern  des^n 
Auslieferung  auch  au  das  deutsche  Ueich  gewähren  kann  (Art.  (5  des  Vertrages 
mit  Frankreich),  könnte  Oesterreich  einen  eines  in  Deutschland  begangenen 
Verbrechens  beschuldigt<3n  Franzosen  nicht  an  sein  Vaterland  ausliefern,  son- 
dern mösste  denselben  an  das  deutsclie  Reich  überliefeni.  Vgl.  auch  den  Fall  bei 
Starr  S.  287  Anni.  1.  Auch  hierin  liegt  eine  jener  zahlreichen,  den  citirteii 
Bundesbeschluss  ganz  durchsotzendeii  anomalen  und  bedenkliche»  Normen ,  mit 
Rücksicht  auf  welche  derselbe  lieute  nicht  mehr  als  zu  Recht  bestehend  er- 
achtet werden  kann. 
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eren  französischen**),  belgischen,  italienischen  Verträge**). 
Und  in  der  That  genügt  eine  Noim  dieser  Art  vollständig,  um 
den  oben  angedeuteten  Gefahren  und  Bedenken  zu  begegnen. 
Anderseits  aber  ist  eine  Bestimmung  dieses  Inhaltes  auch  noth- 
wendig,  weil  in  Ermangelung  derselben  der  ersuchte  Staat  in 
Folge  seiner  vertragsmässig  übernommenen  Pflicht  zur  Auslieferung 
wegen  der  aufgezählten  DeHcte,  selbst  unter  den  oben  S.  316  dar- 
gestellten Voraussetzungen,  keinen  Titel  auf^^'eisen  könnte,  der  ihn 
berechtigen  würde,  die  Auslieferung  des  Beschuldigten  an  den 
Staat  des  Thatortes  zu  verweigern.  Ich  kann  mich  daher  mit  der 
Forderung  Bernard's  U,  p.  132  und  139,  keineswegs  einver- 
standen erklären,  dass  der  ersuchte  Staat  auch  in  einem  solchen 
Falle  stets  dem  Staate  des  Thatortes  die  Auslieferung  gewähren 
müsse,  et  qu'il  ne  peut  donner  la  pr^f^rence  au  pays  d'origine 
que  dans  le  cas  exceptionnel  oü  il  aumit  ete  saisi  de  sa  demande 
ä  une  date  antörieure®*).     Und  ebenso   scheint  es  mir  ein  bekla- 

•*)  Sonderbarer  Weise  sind  Bomboy  et  Gilbrin  p.  27  der  Ansicht,  dass 
Franlnreich,  wenn  es  von  irgend  einem  Staate,  in  welchem  sich  ein  der  Ver- 
ühnng  eines  Verhrechens  in  einem  dritten  Staate  heschaldigter  und  von  diesem 
zar  Aasliefemng  verlangter  Franzose  befindet,  ersucht  wird,  mitzutheilen,  ob 
C8  etwa  selbst  die  Auslieferung  dieses  seines  Angehörigen  beanspruche,  nicht 
in  der  Lage  sei,  dies  zu  thun.  Die  genannten  Autoren  berufen  sich  auf 
Artw  5  C.  instr.  er.  i,  fine,  welcher  besagt:  „aucune  poursuite  n\a  lieu  (contre 
on  Francis,  qui  hors  du  territoire  s'est  rendu  coupable  d*nn  crime  puni  par 
la  loi  fnwfaise)  avant  le  retour  de  Tinculp^  en  France, *"  woraus  sie  folgern, 
dass  die  französische  Regierung  nicht  in  der  Lage  sei,  vor  der  freiwilligen 
Rfickkehr  des  Beschuldigten  dessen  Verfolgung  einzuleiten  oder  auch  nur  eine 
vorlaufige  Zusicherung  abzugeben,  dass  sie  dieselbe  werde  einleiten  lassen. 

••)  In  den  Details  stimmt  jedoch  die  Rodaction  der  einzelnen  Verträge 
hinsichtlich  dieser  Bestimmung  in  manchen  Beziehungen  nicht  überein.  Ihre 
schärfste  Pormulirung  hat  sie  m.  W.  im  belgisch- dänischen  Vertrage 
von  1876  gefunden;  Art.  3  al.  4:  Si  Tindividu  reclam^  n'est  sujet  d*aucun 
des  gouvemements  contractants ,  le  gouvemement  auquel  Textradition  est  de- 
mande pourra  informer  de  cette  demande  le  gouvemement  auquel  apparticnt 
le  ponrsuivi,  et  si  ce  gouvemement,  sans  aucun  retard,  riclame,  a  son 
tour,  le  pr^venu  pour  le  faire  juger  par  ses  tribunaux  pourTacteincrimine, 
la  disposition  de  Talinea  pröcedent  sera  applicable".  Dieses  letztere  aber  lautet : 
^Si  rindividu  r^clame  par  une  des  parties  contractantes  est  reclame  en  rodmc 
temps  par  un  autre  ou  plusieurs  autres  gouvemements ,  Ic  gouvemement  auquel 
les  demandes  d'extradition  ont  ete  adressees  pourra.  a  son  choix.  Ic  livrcr 
a  Tun  ou  Tantre  des  gouvemements  reclamants.« 

••)  Ganz  absolut,  selbst  ohne  Rücksicht  auf  die  Priorität  des  Begehrens 
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genswerther  Felder  zu  sein,  dass  die  Auslieferungsgesetze  und 
selbst  eine  Reihe  der  neuesten  Auslieferungsverträge  z.  B. 
Frankreichs  eine  diessbezügliche  Bestinunung  überhaupt  gar 
nicht  enthalten.  Die  Meinung  Billot's,  p.  89,  Vazelhes'  p.  75 
und  Weiss'  p.  76,  dass  trotzdem  eine  Norm  dieser  Art  zu  sub- 
intelligiren  sei,  vermag  ich  nicht  zu  theilen. 

Unter  ganz  besonderen  Verhältnissen,  ähnlich  den  oben  S.  316 
angedeuteten,  kann  es  auch  ein  Gebot  der  Humanität  sein,  die 
Auslieferung  eines  im  Auslande  bereits  Verurtheilten  an  den- 
jenigen Staat,  von  dessen  Gerichten  er  wegen  des  dort  verübten 
Verbrechens  verurtheilt  worden  ist,  abzulehnen,  und  ihn  vielmehr 
seinem  Heimatsstaate  zu  neuerlichem  Verfahren  zu  über- 
liefern. Die  vorgeschlagene  Ausnahmsbestimmung  darf  daher  nicht 
auf  den  Fall  der  Auslieferung  Angeklagter  beschränkt  sein. 


eines  andern  Staates  bestimmt  der  französisch-bayrische  Vertrag  von 
1869  Art  8.  al.  3;  „Dans  le  cas  de  röclamation  du  mdme  individa  de  la  )>art 
de  deui  ^tats  ))oiir  la  m^me  infraction,  Feitradition  sera  accord^  a  celui 
sur  le  territoire  duqnel  rinfractiou  aura  6te  commise.** 


Die 

Verantwortlichkeit  der  Beamten 

für  die 

Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen 

nach  dem  Bechte  des  deutschen  Beiches 
und  der  grösseren   Gliedstaaten  desselben. 

Von 

Dr.  jur.  Fritz  Werner  Freund, 

Keft^rendar  za  Stras!<bnrg  i.  E. 
[Fortsetzunji:  und  Schluss  zu  Seite  108  ft*.  doR  l.  Heftes.  | 

§  2.     Die  zivil-  und  strafrechtliche  Schuldfrage. 

Wie  wirkt  der  eben  ent\\dckelte  Begriff  der  „Gesetzmässig- 
keit der  amtlichen  Handlungen''  auf  die  subjektiven  Fragen  der 
zivilrechtlichen  Entschädigungspflicht  und  der  strafrechtUchen 
Ahndung? 

Auch  hier  interessiren  uns  nur  diejenigen  Amtshandlungen, 
welche  auf  höheren  Befehl  vorgenommen  werden;  für  die  übrigen 
sind,  wie  schon  oben  bemerkt,  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Zivil-  und  Strafrechts  maassgebend. 

Die  allgemeinen  subjectiven  Voraussetzungen  der  zivil-  und 
strafrechtlichen  Verantwoiilichkeit  werden  für  die  Verantwort- 
Uchkeit  des  auf  höheren  Befehl  handelnden  Beamten  durch  das 
hereinragende  staatsrechtliche  Element  seiner  Stellung  im  Amts- 
organismus modifizirt.  Die  Beobachtung  seiner  Unterordnung, 
d.  h.  die  Erfüllung  seiner  gesetzlichen  Prüfungspflicht  gegenüber 
dem  erhaltenen  Befehl  eximii-t  die  Amtshandlung  des  Beamten 
von  der  Heri-schaft  des  allgemeinen  Rechtes.  Eine  staatsrecht- 
liche Verschuldung   ist   also    die  Voraussetzung   für  die  An- 
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Wendung  der  allgemeinen  Grundsätze  über  zivil-  und  strafrecht- 
liche Verantwoi-tlichkeit  auf  die  Amtshandlung  des  Beamten.  Die 
staatsrechtliche  Verschuldung  stellt  die  auf  höheren  Befehl  voll- 
zogene Amtshandlung  auf  eine  Linie  mit  der  aus  eigener  Initiative 
des  Beamten  ausgeführten  Amtshandlung. 

Die  Rücksicht  auf  die  Zentralisation  der  Verwaltung  und 
auf  die  dadurch  bedingte  Gebundenheit  des  Willens  des  von  der 
höheren  Stelle  angewiesenen  Beamten  bewirkt  eine  Beschränkung 
seiner  Prüfungspflicht  und  folgeweise  eine  entsprechende  Be- 
schränkung der  Verantwortlichkeit:  innerhalb  dieser  Schranken 
aber  ist  sein  Wille  frei;  er  hat  selbständig  zu  prüfen,  ob  der 
Befehl  ordnungsgemäss  erlassen  worden  ist,  ob  er  von  der  kom- 
petenten Behönle  ausgeht  u.  s.  f. ;  er  muss  denmach  für  den  Aus- 
fall seiner  freien  Entschliessung  voll  verantwortlich  sein.  Involvirt 
seine  Amtshandlung  eine  Verletzung  seiner  Prüfungspflicht,  so 
kann  ihn  die  Rücksicht  auf  die  Zentralisation  der  Verwaltungs- 
thätigkeit  vor  der  Anwendung  des  allgemeinen  Verantwortungs- 
rechtes nicht  schützen.  Die  Rücksicht  auf  die  Zentrali- 
sation der  Verwalt ungsthätigkeit  deckt  den  einen 
Befehl  des  Vorgesetzten  ausführenden  Beamten  be- 
züglich der  zivil-  und  strafrechtlichen  Verschuldung 
nur  solange,  als  er  nicht  durch  j  ene  Ausführung  seine 
stnatsrechtlicho  Verpflichtung  verletzt. 

Zur  Begnindung  der  zivilreclitliclien  Dehktsklage  gegen  einen 
Beamten,  welcher  in  seiner  Amtsliandlung  einen  höheren  Befehl 
vollzogen  hat,  bedarf  es  sonach  eines  doppelten  subjektiven  Klag- 
fundcMnKMites,  einer  sta<ats-  und  einer  zivilrechtlichen  Vei*schuldung. 
Das  Analoge  gilt  von  der  kriminellen  Anklage. 

AVir  haben  im  vorigen  Paragraphen  gesehen,  dass  der  Begriff 
der  Rechtmässigkeit  der  Amtshandlung  keineswegs  durch  die  ma- 
teiielle  Gesetzmässigkeit  derselben  bedingt  ist.  —  immer  voraus- 
gesetzt, dass  dieselbe  auf  Grund  eines  amtUchen  Befehls  voll- 
zogen worden  ist.  Dei*  Begrift'  der  Gesetzmässigkeit  der  Amts- 
handlung ist  ein  relativer.  Eine  materiell  ungesetzUche  Amts- 
handlung, welche  der  Vorgesetzte .  befahl,  kann  gleichwohl,  wie 
wir  sahen,  in  der  Person  des  vollziehenden  Beamten  gesetzmässig 
sein,  wenn  nämlich  das  Moment,  welches  dieselbe  zur  un- 
gesetzlichen macht,  der  Kritik  des  Letzteren  nicht  imterlag  und 
derselbe   seiner  gesetzliehen  Piüfungspflieht  in  allen  Stücken  nach- 
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gekommen  ist.  Wenn  der  Gerichtsvollzieher  aus  einem  mit  der 
Vollstreckungsklausel  versehenen  Urtheil  pfändet,  die  Vollstrek- 
kimgsklausel  aber  vom  Gerichtsschreiber,  bevor  das  Urtheil  die 
Rechtskraft  beschritten  hatte,  also  ungesetzlich  ertheilt  war,  so 
ist  die  Pfändung  hinsichtHch  des  Gerichtsvollziehers  eine  gesetz- 
mässige,  hinsichtlich  des  Gerichtssclu'eibers  eine  ungesetzliclie 
Amtshandlung  ^*),  Erwächst  liierdurch  dem  Exequenden  ein 
Schade,  so  ist  derselbe  zwar  luimittelbar  durch  die  materiell 
ungesetzüche  Amtshandlung  des  Gerichtsvollziehers  erfolgt,  fiillt 
aber  nicht  diesem,  sondern  dem  Gerichtsschreiber  zur  Last,  da 
in  dem  Letzteren  das  subjektive  Postulat  der  Schuld  erfüllt  ist, 
und  der  Gerichtsvollzieher  nur  ols  Werkzeug  in  seiner  Hand  be- 
trachtet werden  muss^^). 

So  vertheileu  sich  ui  Fällen  der  hier  besprochenen  Ai-t  die 
objektiven  und  die  subjektiven  Erfordernisse  der  Entschädigmigs- 
pflicht  oft  auf  verscliiedeiie  Pei-sonen:  die  Verantwortung  aber 
trifft  denjenigen,  in  welchem  sich  das  zivih-echthche  und,  wenn  er 
auf  höheren  Befehl  liandelte,  das  staatsrechtliche  Erforderniss  der 
Schuld  erfüllt. 

Nach  diesen  Ausführungen  ist  denn  gegenüber  den  zivilrecht- 
rechthchen  Deliktsklageii  der  deutschen  Landesrechte,  welchen 
wir  uns  nach  einer  kurzen  Erörteiung  über  ricliterUche  Beamte 
zuwenden  wollen ****''),  hhisichtHdi  der  Amtshandlungen  die  Passiv- 
legitimation durch  folgende  drei  Sätze  bestimmt: 

Der  Dehktsklage  luiftet,  wenn  ilnn  der  j(»weils  erforderliche 
(jrad  von  Schuld  zur  Last  fiillt, 

1.  der  aus  eigener  Initiative  handelnde  Beamte; 


»*)  Achnlichc  praktisclie  Fülle  in  der  Kecbtspr.  des  R.-G.  III  S.  342. 
IV,  S.  418. 

•^)  Nur  in  diesem  Sinne  darf  man  das  dekretirende  im  Gegensatz  zu  dem 
cxekutirenden  Beamtenthum  als  das  verantwortliche  bozeichnon:  So  Gnetst, 
der  Rechtestaat  S.  122,128. 

**)  Die  Grundsätze  der  kriminellen  Beamtenverantwortlichkeit,  welche, 
abgesehen  von  der  bis  hierher  erörterten  staatsrechtlichen  Seite  derselben, 
durch  das  R.-Str.-G.-B.  einheitlich  fi'ir  das  deutsche  Reich  festgestellt  sind, 
können  hier  um  so  eher  uncrörtert  bleiben,  als  sie  hänfig  zum  Gegenstand 
erschöpfender  Darstellungen  gemacht  worden  sind.  Es  genügt  hier  eine  Ver- 
weisung auf  die  Darstellungen  der  liOhrbiUher  dos  deutschen  Strafrechts,  ausser- 
dem aber  auf  La  band  I  S.  4^8  fl. 

Archif  r&r  (ffentlichofi  Recht  1.2.  24 
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2)  der  auf  höheren  Befehl  handelnde  Beamte,  welcher  seiner 
Prüfungspflicht  nicht  nachgekommen  ist*'); 

3)  der  Vorgesetzte,  dessen  Befehl  von  dem  Unterbeamten 
unter  Beobachtung  seiner  Pri'fungspflicht  vollzogen  worden  ist'*). 

§   3.    Einschränkung    der    entwickelten    Rechtssätze   in 
Beziehung  auf  richterliche  Beamte. 

Die  Deduktionen  der  vorhergehenden  Paragraphen  hatten 
ihre  wesentliche  Voraussetzung  in  dem  Charakter  der  Amtshie- 
i'archie  innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungsressorts.  Diese  Vor- 
aussetzung hatte  ihren  Ausdruck  gefunden  in  der  Formulining 
der  Frage,  in  wieweit  der  Beamte  der  Anweisung  des  Vorge- 
setzten Folge  zu  geben  habe. 

Der  richterliche  Beamte  vereinigt  zwei  Eigenschaften  in  sich: 
einmal  ist  er  Ver^'altungsbeamter,  insofern  ihm  Geschäfte  der 
sogen.  Justizverwaltung  obliegen,  und  weiterhin  ist  er  dies  nicht, 
insofern  seine  rein  richterlichen  Funktionen  in  Betracht  kommen**). 
Nur  in  ersterer  Eigenschaft  liat  er  „Vorgesetzte"  und  unterfallt 
den  oben  entwickelten  Gi-undsätzen;  in  letzterer,  der  eigentlich 
richterlichen  Eigenschaft  ist  er  y, keiner  anderen  Autorität  als  der 
des  Gesetzes"  unterworfen-^*). 

^^)  Hier  ist  auch  der  höhere  Beamte  aU  Urlieher  des  ungesetzlichen 
Befelils  mitverhaftet. 

••)  Was  speziell  die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  des  Reichs- 
heamten  anbelangt ,  so  darf  für  dieselbe  dem  §  13  B.-B.-G.  m.  £.  nicht  mehr 
entnommen  werden  als  die  bis  hierher  erörterten,  d.  h.  staatsrechtlichen 
Grundsätze.  Für  alle  anderen  Fragen  dies^t«  Gebietes  kommen  die  im  nächsten 
Kapitel  zu  behandelnden  Sätze  der  einzelnen  Partikularrechte  —  und  zwar 
die  statuta  loci  delicti  commissi  (Labamd,  I  S.  442  A.  1)  —  zur  Anwendung. 
Zu  diesen  letzteren  Fragen  gehört  aber  auch  die  der  Unentschuldbarkeit  oder 
Entsch  nid  barkeit  des  Irrthnms  über  die  Gesetzmassigkeit  der  Amtshandlung, 
welche  ein  Theil  der  rein  zivilrechtlichen  Schuldfrage  ist  Labamd  will  jedoch 
die  Unentschuldbarkeit  eines  solchen  Irrthums  für  den  Reichsbeamten  dem 
Wortlaut  der  §§  13  und  154  U.-B.-G.  entnehmen  (I  S.  441a).  Im  ResulUt 
treffen  wohl  beide  Ansichten  zusammen,  da  der  Bechtsirrthum  für  die  Begel 
wenigstens  im  gemeinen,  französischen  und  preussischen  Becht,  unentschuldigt  ist 

^)  Schulze,  preuss.  Staatsrecht  I  S.  327.  y.  Gebbbr  a.  a.  0.  S.  118—119 
V.  MoiiL  a.  a.  0.  II  §  162  S.  10.3/104.  Entscheid,  des  preuss.  Ob.-Trib.  III 
S.  257  n.  30. 

*"<»)  Art.  86  der  preuss.  rev.  Verf.-Urk.  v.  :]1.  Jan.  1850.  §  1  G.-V.«G.: 
„Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetze  unter- 
worfene Gerichte  ausgeübt.* 
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In  Gemässheit  dieser  seiner   freien  Stellung  hat  dor  Richter 

ndsutzlich  Anträge  anderer  Gerichte,   mwie  iosbesomlere  An- 

ige  der  Staatsanwaltschaft  nicht    l)los  nach  der  tormellen,  son- 

Sdem  auch  der  mateneUeii  Seite  hin  zu  prüfen. 
I        Praktiöch  wird  dieser  Grundsatz   nameiitlicli  im  Gebiete  des 
Btrafprozessrechts  wichtig,   und    zwar  im  Verhiiltniss    der  Staats- 
ixiwaltsclial*t  zu  dem  Richter  des    vorhereitendeii  Verfahrenü  und 
zum  Untersuchungsrichter. 
L       So  bestimmt  §  160  R,-Str.-Pr.-0.: 
I        „Erachtet  die  Staatsanwaltscliaft  die  Vornahme  ehior  richter- 
Ucbeo  Untersuchuiigshaiidlung  für  erforderlich^    so   stellt   sie   ihre 
Antrage    l)ei    dem  Amtsrichter    des    Bezirks,    in    welchem    diese 
Handlung  vorzunehmen  ist. 

Der  Amtsrichter   hat  zu    prüfen,    oh  die   beantragte 
Handlung    nach    den    Umstjindeo    des    Falles  gesetzlich 
^btulässig  ist*^ 

^H        Eine  sehr  wichtige  Anwendnng  timlet  diese  Vorschrift  weiter- 
^Biin  dann,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  bei  dem,   mit  dem  vorbe- 
reitenden   Verfahren     befassten    Anitsrichtor    einen    Antrag    auf 
eidliche    Vernehmung    eines    Zeugen    stellt.     Da    eim*    solch(*    in 
diesem  Stadium  des  Verfalirens  nur  unter  der  Voraussetzung  ge- 
setziich  zulässig  ist,  dass  „Gefalu'  im  Verzuge  obwaltet'-  oder  dass 
„die  Beeidigung    als  Mittel    zur   Herheirdlirung    einer    wahrheits- 
geraiisseu  Aussago    (iher   eine  TImtsache,    von    der   die    Erhebung 
.      der   ötieutlichen  Khige   abliängig    ist,    erforderlieh   erscheint*^,   so 
^Uiat  der  Amtsrichter  gemäss  §   IbO  cit.  das  Vorhandensein  dieser 
^■Voraussetzunf^en  selbständig  zu  prüfen  und  die  Ausführung  oder 
Ablehnung    tier    benntragtcu    llntersnclinn^sluuuUung   von   seinem 
Ermessen  abhän^if^  zu  machen  '"^), 

Hienius  folgt  auch,  dass  der  Begrifl'  der  „gesetzlichen  Zu- 
litssigkeit"  d*n*  beantragten  Handlung,  welche  der  Prüfung  iles 
Amtsrichters  unterstellt  ist,  nicht  blos  abstmkt^  sondern  konkret 
zu  verstehen  ist. 

Das  Analoge  gilt  von  dem  Antrag  der  IStaat^anwaltschatt 
bei  dem  Amtsrichter,  vor  Erhebung  der  oÖenthchen  Klage  einen 
Haftbefehl  zu  erhtssen  ''^-j. 

»***)  9  Cfi  &l  ^  Str.-Pr.-O,  LoKWK.  ilie  Str.-Pr,-0,  fiir  dna  ämimhe  Bekh 
'  (Komtn.)  m  §  66  ii.  4. 

'"^f  g  125  al.  1  Str.-Pr.-O. 


^ 
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ESne  Ausnalime  von  dem  Grundsatze,  dass  der  Richter  den, 
Anträgen  anderer  Behörden  gegeniiher  in  eine  seihständige,  um- 
fassende Prüfung  der  gesetzliclien  Zulässigkeit  einer  beantragten 
Handlung  einzutreten  habe,  ist  im  Reichs-Rechtshilfegesetz  vom 
21.  Juni  18G9  gemacht,  dessen  §  1  al.  2  verfugt: 

„Das  ersuchte  Gericht  darf  die  Rechtshilfe  selbst  dann  nicht 
verweigern,  wenn  es  die  Zuständigkeit  des  ersuchenden  Gerichts 
nicht  für  begründet  hälf^. 

Und  weiterhin  bestimmt  §  12  al.  2  desselben  Gesetzes  he- 
zügUch  der  Vollstreckung  gerichtliclier  Erkenntnisse  in  einem 
anderen  Rundesstaate : 

„Die  Vollstreckungsklausel  wird  ohne  Prüfung  der  Gesetz- 
mässigkeit der  Entscheidimg  oder  Vcn-fügung  (und  ohne  Anhöi-un«; 
der  Parteien)  ertheilt". 

Jedoch  findet  nach  §  37  a.  a.  O.  die  Rechtshilfe  nicht  statt. 
y,wenn  die  Vornahme  der  beantragten  Handlung  nicht  zu  dem 
Geschäftskreise  des  ersuchten  Gerichts  gehört,  oder  wenn  (»iuo 
Handlung  des  Gerichts,  einer  Pai-tei,  oder  eines  Dritten  beantraf[t 
wird,  deren  Vornahme  nach  dem  für  dieses  (xericht  geltenden 
Rechte  verboten  ist". 

Und  ähnlich  bestimmt  §  159  des  R.-G.-V.-G.  über  di«' 
Rechtshilfe: 

„Das  Ersuchen  darf  nicht  abgelehnt  werden.  Das  Ei-sudioii 
eines  im  Instanzenxugc  vorgesetzten  Gerichts  ist  jedoch  abzulehnen, 
wenn  dem  ei*suchten  Gerichte  die  örtliche  Zuständigkeit  mangelt, 
oder  die  vorzunehmende  Handhmg  nach  dem  Rechte  des  ei-suchten 
(Tcrichtes  verboten  ist". 

Diese  ausnahmsweise  Einschränkung  der  richterlichen  Prü- 
fungspflicht im  Gebiete  der  Rechtsliilfe  war  durch  den  Zweck 
geboten,  die  Energie  des  Rechtsschutzes  innerliall)  «les  deutschen 
Reiches  möghchst  wenig  zu  beliindern. 

Für  die  Regel  muss  jedoch  der  Richter  fiir  berechtigt  und 
verpflichtet  erachtet  werden,  an  ihn  g(»stellte  Anträge  anderer 
HelK'irden  nicht  mu*  auf  ihre  formelle,  sondern  auch  materielle 
Gesetzmässigkeit  zu  prüfen. 

Daher  sind  die  Rechtssätze  ülier  die  Verantwoi-tlichkeit  des 
Richters  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Amtshandlungen  grund- 
sätzlicli  unabhängig  von  der  Frag(»,  ob  er  ans  eigener  Initiative 
oder  auf  Antrag   irgend   welcher  Beliörden  thätig   geworden    ist. 
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Der  BegrifiF  der  ^Gesetzmässigkeit  der  Amtshandlung"  ist  beim 
Richter  gi-undsätzlich  konform  mit  dem  Begriffe  der  Gesetzmäs- 
sigkeit einer  Handlung  im  allgemeinen  Rechte. 


Zweites  Kapitel. 

Die    Aeohtssätze   über    die    ziyilreohtliohe   Veraatwortliohkeit    der 
Beamten  in  den  wichtigsten  deutschen  Landesrechten. 

§  1.     Allgemeine  üebersicht. 

Das  privatreclitliche  Delikt  beruht  hn  Allgemeinen  auf  einer 
Verletzung  der  negativen  Pflicht  des  Einzelnen,  in  die  Privat- 
rechtssphäre  des  Anderen  nicht  störend  einzugreifen^). 

Wie  verhält  sich  dieser  Satz  zu  der  Vermögensverletzung 
durch  die  Amtshandlung  eines  Beamten? 

In  der  Stellung  des  öffentlichen  Beamten  sind  zwei  Rechts- 
verhältnisse genau  von  einander  zu  unterscheiden,  ein  inneres  und 
ein  äusseres.  Das  innere  wird  bestimmt  durch  den  öffentlich- 
rechtlichen Anstellungsvertrag  mit  dem  Staate.  Vermittelst  dieses 
Vertrages  kann  dem  Beamten,  wie  dies  insbesondere  für  den 
Richter  zutrifft,  che  Sorge  um  fremde  Privatrechte  und  damit 
die  positive  Pflicht  zum  Eingriff  in  eine  fremde  Rechtssphäre 
übertragen  werden.  Hier  darf  der  Einzelne  verlangen,  nicht  nur 
dass  der  Beamte  wie  jeder  Dritte  sich  gesetzwidriger  Eingriffe 
in  seine  Rechte  enthalte,  sondern  auch  dass  er,  soweit  es  die 
Walimehmung  seiner,  des  Dritten  Rechte  angeht,  seinen  i)08i- 
tiven  Verpflichtungen  aus  dem  Anstellungsvertrage  nachkomnie  *). 


»)  SoHLAYEB,  Die  Lehre  von  der  zivilrechtUchen  Haftbarkeit  der  Behör- 
den; Ztschr.  f.  Zivilr.  a.  Proz.  n.  F.  XIII  S.  120  ff.  Vgl.  auch  von  Vanobbow, 
Pandekten  III  8.  582,  Puohta,  Pandekten  §  388  S.  566,  Windschetd,  Pan- 
dekten (5.  Aufl.)  II  S.  711  Z.  2  und  A.  0.  öohm,  Institutionen  S.  240 
Andererseits  Pebntce,  Saclibeschiidijj^uug  S.  IG  und  161  ff.  und  bezüglich  des 
deutschen  Rechts  Sachsenspiegel  II  38  und  Stobbe,  deutsches  Privatrocht 
m  S.  375.  Dbbnbürg,  preuss.  Privatrocht  (2.  Aufl.)  II  §  294  A.  11  S.  829 
und  preuss.  A.  L.-Il.  S  •^  ^  6. 

')  So  fuhrt  Art.  5^)5  n.  4  des  codo  de  proc.  civ.  als  Aulass  der  Itegress- 
klage  gegen  den  Richter  den  Fall  auf:  „s'il  y  a  deni  de  justice**.  Die  Justiz- 
verweigerang  ist  die  schwerste  Verletzung  jener  positiven  Vertragspflicht  des 
Richters.    Vgl.  auch  §  11,  I,  6  preuss.  ^,  L.-R. 
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Was  nun  dieses  äussere  Bechtsverhältniss  in  der  Stcllong 
des  Beamten  anbelangt,  ^o  tritt  er  iin  konkreten  Falle  nicht  etwa 
in  ein  VertragsverUaltniss  mit  demjeuigeii,  dessen  Bechtaverhält- 
nisse  durch  seine  Änitshmidlung  beiiüirt  werden*).  Vielmehr 
steht  er  ihm  gegenüber  wie  jeder  andere  Dritte,  nur  dass  flm 
die  Verletzung  einer  positiven  Pthclit  zum  Nachtheil  des  Anderen 
haftbar  macht,  —  d.  h.  die  Grundsätze  der  Deliktsklage  werden, 
entgegen  ihrem  allgemeinen  Gnind|];edanken,  auch  auf  die  Ver- 
letzung der  positiven  Pflicht  zur  Vornahme,  und  zwai'  zui*  ge- 
setzmassigen Vornahme  einer  Amtshandlung  angewendet. 

Wir  werden  nun  bei  der  Erörtei-ung  der  einzelnen  Rechts- 
systeme zu  untersuchen  haben,  obundbeziehentlicliinwiewe.it  dasj 
äussere  Rechts  verbal  tniss,  d.  h.  die  Haftbarkeit  des  Beamten  ge- 
genüber  der  Deliktsklage  des  Bescliätbgten  durch  das  innere 
Rechtsverhiiltniss^  d,  h,  seinen  staatsrechthchen  Verü^ag^  berührt 
wird.  Mit  anderen  Worten:  wir  werden  zu  untersuchen  haben, 
ob  und  beziehentlich  inwieweit  das  Moment  des  öffentlichen  Anitas 
die  Verantwortlichkeit  seines  Trägers  im  Vergleiche  zu  derjenigen 
eines  Privaten  gegenüber  der  Debktsklage  modifizirt.  M 

Im  Gebiete  der  zivilrechtlichen  Verantwortlichkeit  des  Be-  7 
amten  ftiidet  in  fast  allen  Rechtssystemen  che  Stellung  des  Rich- 
ters  eine  besondere  Berücksichtigung.     Die   idlgemeinen  Grund- 
sätze   über   die   Deliktsklage,    beziehungsweise  über    die  Delikts-  M 
klage  gegenüber  der  Amtshandlung  des  Beamten  —  vgl.  das  im  ■ 
voraulgehendcu  Alinea  Bemerkte  —  erheischen  beim  Richter  eine 
gewisse  Spezialisirung  oder  auch  Moditizirung. 

Wir  werden  uns  daher  eingebender  mit  der  Deliktsklage 
gegen  den  Kichter  in  den  verschiedenen  deutschen  Landesrechten^ 
insbesondere  im  sogenannten  gemeineji  Rechte  zu  beschäftigen 
haben. 


§  2,    Das  sogenannte  gemeine  Recht 
a.  NIeiitriebteriiche  Beamte. 

Das    römische     Recht    untei^cheidet    genau    zwischen   jenen 
beiden  Rechtsverhältnissen,    welche    wir  im  Vorhergehenden    das 


*)  fr-  5  g  4  a  de  0,  et  Ä.  44,7;  fr.  alt.  D.  4g  eitr.  cog«.  50  13;  pr  J. 
de  obligat,  qnao  quasi  ei  del  4,5:    «st  jadei  litein  auam  fecerit,  non  proprk  ■ 
ei  maleficio  obligatoe  videtur ,   scd  qiiia  .  .  .  u  e  q  a  e  e i  contractu  o  b  1  i  - 
gatus  est".  .     WiNüSCHXiD  a.  a.  0,  11  g  470  fcJ.  772  A.  I. 
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innere  und  cIäs  äussere  nannten-  Das  erstere^  d,  h.  das  staata- 
|j"eclitliche ,  ftiidet  im  Tit.  Dig.  oO,B  „dc^  admiMistriitionc  rcrum 
ad  civitates  pertineiitium '^  seine  Beliandhing  und  wird,  insbeson- 
dere bezüglich  der  Haftung  des  Beamten  ^  von  wesentlich  anderen 
Rechtsgrundsätzen  geleitet,  als  dtis  letztere,  d.  h.  das  zivilrecht- 
licbe  Rechtsverhältniss ,  welchem  die  folgenden  Betrachtungen  ge- 

I widmet  se^n  werden. 
Das  römische  Recht  hat  die  zivPrecht^'che  Verantworclich- 
Tceit  des  Beamten  im  Allgeme^'nen  einfach  dergestalt  geregelt, 
dass  es  auf  die  Deliktsklage  gegen  Amtshandlungen  die  Grund- 
sätze der  Deliktsldage  gegen  Privathandh^  igen  anwendete.  Das 
öffentliche  Amt  bewirkte  hier  binsichtlicli  der  Strenge  der  y'vil- 
rechtlichen  Haftbai'keit  gi^undsätzlich  keine  Modifikation*). 
Was  zunächst  die  Sachbeschädigung  angeht,  so  liaftet  daher 
•der  Beamte  wie  jeder  Private  nach  den  Grundsätzen  der  actio 
legis  Aquihae*^).  Es  ist  uns  bezüglich  dieses  Punktes  in  fr,  12 
und  13  (Mommsen:  fr.  13  und  14)  D»  de  peric.  et  comm,  rei 
%^end.  18,6  ein  Beispiel  belichtet  i 

I  „Lectos  emptos  aedilis,    cum  in  via  publica   positi   essent, 

concidit:    si   traditi   essent  emptori  ant  per  cum  stetisset  quo 

minus  traderentur ,  emptoris  periculuni  esse  placet  emnque  cum 

aedili,  si  id  non  jure  fecisset,  habitiirt^n  actionem  legis  Aqui- 

liae:  aut  certe  cum  vendHore  ex  empto   ageudum  esse,  ut  is 

actiones  suius,  cpias  cum  aedile  habuissetj  ei  praestaret.  ** 

Wegen  anderweitiger  Vermogenshescliädigung  wird  im  rö- 

Imischen    Rechte    bektinntlich   nur   tlir  dolus  gehaftet.     Dalier  ist 

'  auch  der  Beamte  wegen  blasser  Vernicigensbeschäf'^'gung   nur  fiir 

_  dolus  verlu^ftet*'). 

Dieser  Satz  ist  jedoch  in  Praxis  und  Theorie  unter  Hinweis 
'auf  tr.  6  (MoMMSEN  ti\  8)  D.  de  admin.  rer.  ad  civ,  pert.  50,8  be 
^tiitten  worden 'J.   Dieses  fr.  6,   welches  folgendeiinaassen  lautet: 


*)  MoiTM^N,  röuiisches  StaatsTecht  I  S.  673  E  674  und  A,  1. 
*)  VgK  BroDE   und    Schmidt,   Entscb,   des    Gr.  Mecklenburg   O.-Ä.-G. 
fB<j«tock  VI  (n,  ¥.  I)  n.  6G,  8.  252  ff. 

*|  Soim»  Institut,  §  72    S.  242  g,  VZ.     Stecht    aucb   hier,    wk   boi  Kon- 
ilrakt4^ti    cu\\m    lata   dem    dolus    gleich?      Ebe    bekanntt!    Streitfrage.     Vgl, 
?K.  MOUKSBN,  Beitriige  zum  <>bUgatiüneiiroclit  111  S.  358/359. 

')  8.  z,  B.   das   »jbci'striclit.   Erk.  in   Skuffkrt.   Arcbiv  etc.   XX   il  38 
I,  1Ö6,   11,  54,  m,  320,327,  V,  135,   174.    SKüFi-iftT  ,    Lehxk   das   prakt. 
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„  Magist ratus  rei  publicae  non  (lolum  soluramodo,  sed  et 
latam  uegligentiam  et  hoc  amplius  etiaiii  diligeutiam  debent",  be- 
zieht sich  jedoch  nur  auf  das  ionere  Rechtsverhaltniss  des  Be- 
amten (den  Munizipien  gegenüber) ,  wie  schon  ein  oberflächlicher 
Blick  in  den  Tit.  Dig.  50,8  zeigt.  Für  das  äussere  Rechtsver- 
haltniss des  Beamten  ist  im  römischen  Rechte  nicht  nur  keine 
Ausnalune  von  den  allgemeinen  Rechtssätzen  über  die  Delikts- 
klage konstatirt,  sondern  die  Anwendbarkeit  der  letzteren  ist  sogar 
durch  die  Analogie  der  Haftbarkeit  des  mensor  positiv  bezeugt. 
Der  mensor  ist  nicht  Beamter,  indess  der  Gesichtspunkt ,  wel- 
cher für  eine  verschärfte  Verantwortlichkeit  des  Beamten  sprechen 
würde,  der  Gesichtspunkt  nämlich,  dass  derjenige,  von  welchem 
man  eine  besondere  Kenntniss  des  Geschäftes  verlangen  dürfte, 
auch  dementsprechend  strenger  haften^  müsste®),  trifft  auch  fiir 
ihn  zu.  Den  mensor  aber  lässt  das  prätorische  Edict  nur  für 
dolus  (und  culpa  lata)  haften  unter  der  Begründung. 

„Visum  est  enim  satis  abundeque  coerceri  mensorem,  si 
dolus  malus  solum  conveniatur  eius  hominis  qui  ci^^liter  obli- 
gatus  non  est.  proinde  si  imperite  versatus  est,  sibi  imputai-e 
debet  qui  cum  adhibuit:  sed  et  si  negligenter,  aeque  mensor 
securus  erit:  lata  culpa  plane  dolo  compai*abitur^  *). 

Das  hoisst  eine  strengere  Haftung  als  für  dolus  und  culpa 
lata  findet  nur  in  Kontrakten  statt ;  da  aber  mit  dem  mensor  ein 
solcher  nicht  abgeschlossen  wird  ( —  j,quia  non  crediderunt  veteres 
inter  talem  personam  locationeni  et  conductionem  esse,  sed  magis 
operam  beneficii  loco  praeberi  et  id  cjuod  datur  ei,  ad  renunie- 
randum  dari  et  inde  honorarium  appellari  — "  ^®),  haftet  er 
lediglich  nach  den  Regeln  der  Dehktsklage:  Der  Gesichtsimnkt, 
dass  er  als  Sachverständiger  den  Angelegenheiten  Dritter  eiiie 
besondere    Aufmerksamkeit   zuwenden   müsse,   bleibt    dabei   ganz 


Paiidektenr.  II  S  425.  Haenel,  Lelire  vom  Schadensersatz  §  42  S.  52  53. 
ScinvEPPE,  römisches  Privatr.  III  §  572  S.  474  u.  A.  1.  Vgl.  auch  Zoepfl, 
Gi-nndsätze  des  allg.  und  deutschen  Staatsrechts  (4.  Aufl.)  II  §  519  S.  702  u. 
A.  Zu  den  Ausführungen  des  Textes:  Funke,  über  die  Nichtanwendbarkeit 
der  Grundsätze  des  röni.  Rechts  u.  s.  f.  in  seinen  Beiträgen  zur  Erörter.  prakt 
Rechtsmat.  S.  103.  118.  135  ff. 

«)  So  im  prcussischen  Rechte  gg  22,  23,  11,  3;  §§88,  89,  II,  10  A.  L.-K. 

^)  fr.  1  §  I  I).  si  mensor  11,6. 

*")  fr.  1  pr.  D.  h.  t.  Darüber  von  Keller,  Pandekten  §  371  S.  (596  und 
Windscheid,  II  §  404  A.  4  S.  523  und  §  470  A  1  S.  772. 
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ausser  Betracht.  Dieselben  Erwägungen  schliessen  eine  strengere 
Haftung  auch  des  Bejiniteu  aus,  der  ja  ebensowenig,  wie  oben 
bemerkt,  mit  dem  Dritten,  in  dessen  Rechtsverhältnisse  er  eingreift, 
kontrahirt "). 

Für  die  gegentheihge  Ansicht  wird  des  Weiteren  auf  die 
Stellung  des  magistratus  municipalis  als  Obervormundes  hinge- 
wiesen, wie  sie  aus  dem  Tit.  Dig.  de  magistratibus  conveniendis 
27,8,  insbesondere  aus  fr.  4  dasell)st  hervorgeht,  wonach  der 
genannte  Beamte  wegen  seiner  Verpflichtung  zur  Ernennung  eines 
geeigneten  Vormundes  „in  omne  pericidum  succedit"  ^^).  lieber 
den  eigenthümlichen  Charakter  dieses  Ediktes  und  die  Unan- 
wendbarkeit  seiner  Grundsätze  auf  die  Stellung  des  Beamten 
überhaupt  soll  weiter  unten  in  dem  Abschnitt  über  die  gemein- 
rechtliche Verantworthchkeit  des  richterlichen  Beamten  in  Sachen 
der  freiwiUigen    Gerichtsbarkeit   ( —  sub  b  2  — )  die  Rede  sein. 

b.  Richterliche  Beamte^'). 

Das  prätorische  Edikt  hat  die  zivilrechtliche  Verantwort- 
lichkeit des  Richters  an  zwei  Stellen  behandelt ;  es  erörtert  einer- 
seits die  Haftung  des  „judex  (^ui  litem  suam  fecit"  und  anderer- 
seits die  Haftung  des  magistratus  municipalis,  welcher  seiner 
Verpflichtung  zur  Ernennung  eines  geeigneten  Vormundes  nicht 
nachgekommen  ist.  Da  das  Edikt  über  den  judex  qui  litem 
suam  fecit,  wenigstens  in  seiner  heutigen  Gestalt**),  nur  den 
Richter  innerlialb  der   streitigen  Gerichtsbarkeit   betriftl  *^) ,    und 


")  Koch,  Lehrb.  des  preuss.  gem.  Privatr.  II  §  741  S.  546. 

*•)  Sküffert,  Lehrb.  des  Pandektcnr.  II  §  425;  Seüffebt,  Archiv  XX 
Q.  38;  ScHWEPPK  a.  a.  0.;  dagegen  Funke  a.  a.  0. 

^•)  Das  1885  in  Freiburg  erschienene  Buch  von  Dr.  Haffner:  „lieber 
die  civilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Richter"  konnte  ich  zu  nioineui 
Bedauern  für  diese  Arbeit  nicht  mehr  benützen. 

")  welche  es  durch  die  Reichs-Kammergerichts-Ordnung  erlangt  hat  — 
(Vgl.  auch  Reichsabsch.  v.  1532  Art.  I  §  17.) 

")  Jedoch  ist  dies  nicht  unbestritten.  Für  die  Bejahung:  Seuffeut. 
Archiv  XXf,  57.  Schweppe  a.  a.  0.  §  572  S.  474/475.  Funke  a.  a.  0. 
1.30  ff.  üiTTERHOLZNEB ,  Schuldverhültuissc  II  §  098  S.  739  ff.  Für  die 
Verneinung:  Püchta,  Fand.  §  390  S.  5U7.  BüLow  und  Hagemann,  prakt. 
Erörter.  VIII  8.  88'89.  Sintbnis,  das  prakt.  gem.  Zivilr.  II  §  125  S.  771/772. 
Unsere  Ansicht  ist  hinsichtlich  des  römischen  Recht«»  auf  Seite  der  letzteren, 
hinsichtlich  des  heutigen  (auf  Grund  der  R.-K.-G.-O.)  auf  Seite  der  crsteren 
Schriftsteller.    Vgl.  die  Ausführungen  des  Textes. 
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da  femer  das  Edikt  über  die  magistratus  conveniendi  von  dem 
Richter  innerhalb  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  handelt ,  sollen 
hier  die  sehr  verschiedenen  Grundsätze  jener  beiden  Lehren  eine 
gesonderte  Behandlung  finden. 

1)  Streitige  Gerichtsbarkeit.  Mit  der  Erörterung  der 
actio  in  judicem  qui  litem  suam  fecit,  der  von  den  Neueren  so- 
genannten Syndikatsklage  *^) ,  begeben  wir  uns  in  eines  der 
kontroversenreichsten  Gebiete  des  Obligationenrechts  *^.  Die 
vielumstrittenen  Stellen  des  corpus  juils  finden  sich  m  fr.  15  §  1 
D.  de  judic.  5,1;  c.  2  C.  de  poen.  judic.  7,49;  —  pr.  Inst,  de 
oblig.  quae  quasi  ex  del.  4,5;  fr.  5  §  4  D.  de  O.  et  A.  44,7; 
fr.  ult.  D.  de  variis  et  extraord.  cogn.  et  si  jud.  lit.  suam  fec. 
die.  50,13.  Die  hier  zum  Ausdruck  gelangten  Ansichten,  welche 
fast  allgemein  als  einander  widersprechend  bezeichnet  werden, 
mögen  in  ihren  Grundtypen  durch  das  erstgedachte  Digesten- 
fragment  und  die  an  dritter  Stelle  genannte  Institutionenstelle 
vertreten  werden. 

fr.  15  §  1  D.  cit:  „Iudex  tunc  Jitem  suam  facere  intel- 
ligitur,  cum  dolo  malo  in  fraudem  legis  sententiam  dixerit 
(dolo  malo  autem  videtur  hoc  facere,  si  evldens  arguatur  ejus 
vel  gratia  vel  inimicitia  vel  etiam  sordes),  ut  veram  aestimatio- 
nem  htis  pracsta^'c  cogatur." 

pr.  1.  cit:  „Si  judex  litem  suam  fecerit,  non  proprie  ex 
maleficio  obligatus  est  et  utique  peccasse  aliquid  intelligitur, 
licet  per  impinidentiam :  ideo  videtur  quasi  ex  maleficio  teneri 
et  in  quautum  de  ea  re  aequum  religioni  judicantis  videbitur, 
poenam  sustinebit." 

Mit  der  Syudikatsklage  beschäftigt  sich  von  deutschen 
Reichsgesetzen    die  Reichs-Kammergerichts-Ordnung  vom  Jahre 


")  Letseb,  raeditat.  ad  pand.  XI  spec.  680  S,  4(5:  „uomeuque  traxita 
syndicis ,  peculiari  rnagistratu  apad  Italos  .  .  ad  hoc  constitato ,  ut  rationes  a 
magistratibas  reposcat  at  delictis  in  officio  ab  iis  commissis  cognosceret  ipsos- 
qae  qui  deliqueront  puniat". 

")  Eine  üebersicht  geben  Sintenis  a.  a.  0.  LI  §  125  n.  38  S.  76i)  uud 
WiNDSCHBiD,  n  §  470  A.  1  S.  771  ff.  —  Von  der  Erörterung  bleibt  der  Tit. 
Dig.  II,  2,  quod  quisque  juris  in  alterum  statucrit  ut  ipsc  eodem  jure  utatar. 
ausgeschlossen ,  weil  dieses  Edikt  anerkanntermaassen  für  das  deutsche  Recht 
keine  gesetzliche  Geltung  hat;    Glück,  Commentar  III  §  210  S.  258  ff. 
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1565,   wek'lit»   über    rlk«  |invatreditliclit'  Haftbarkeit  tier  RiclitiT 
das  Folgende  bestimmt  ^*) : 

Tb.  III  tit.  53  §  6:  ^Ob  sich  aber  ms  der  Partlieyeii 
Fürbringeu  oder  sonst  soviel  befüiule ,  dasb  der  ürtlieiler  einer 
oder  mehr  ,  .  von  Geschenk,  Miet,  Gaab,  Bitt,  Frenndschatl, 
Feindschaft,  ein  nichtige  oder  ungerechte  Urtheil  geben  .  .  soll 
der  Paxtheyen  *  *  dieselben  darum ,  wie  sich  gebüln^t,  zu  be- 
klagen ,  nnd  gegen  den  Urtheileni  das  Syndikat  j  in  maassen  her- 
nach gemelty  riirzunebmen,  vorbehalten  seyn". 

Und  §  10  daselbst:  ^Wo  idier  eine  Partbey  vermeynt,  oder 
rieh  aus  der  Revisionen  befünde,  dass  aus  Betrug  oder  Arglist,  von 

Ißeschenk,  Miet^  Gaab,  Bitt,  Freundschaft,  Feindschaft  oder 
anderer  dergleichen  Ui*sachen  wegen^  ein  nichtige  oder  migerechte 

^Urtheil  gefilllt   und  gegeben  wäre ,  dieselbe  Parthey  soll  in  diesem 

**all  jederzeit   sich   nicht   allein   der  Re\ision ,   wie  obgemeltj   zu 

gebrauchen,  sondern  auch  Fug  und  Macht  haben,  die  Urtheiler  .  . 

ad  S}7idjcatura  zu  stellen^  und  ^ie  es  sich  des  Orts,  vemiög  der 

,Bechte  gebülu-t,  gegen  ihnen  zu  bandeln.  .  ." 

An  dieses  Gesetzesmaterial  knüpft  sich  in  der  Litteratur  die 
[onti'overse  über  den   Grad  der  Haftung  des  Richters  nach  ge- 

^meinem  Recht.  Man  fragt  sich  zunächst,  welche  Bedeutung  der 
R,-K.-G.-0.  zukomme.  Es  ist  behauptet  worden,  dieses  Reicbs- 
gesetz  wende  sich  lediglich  an  die  MitgÜeder  des  Reichs-Kammer- 
l^ericlits  und  eine  Ausdehnung  desselben  auf  andere  Richter  sei 
durch  nichts  belegt  ''**)*  Die  heiTschende  Ansicht  erkennt  these 
Auffassung  mit  Recht  nicht  an  und  betraclitet  che  Bestimmungen 
der  R.-K.-G.-O.  als  gemeinrechtlichem  Gesetz'^**).  Vom  Stand- 
punkt dieser  Ansicht  aus  ist  es  wiederum  bestritten,  oh  das 
Reichsgesetz  eine  authentische  Interpretation  des  römischen 
Rechtes  bedeute ,  oder  ob  es  diesem  als  widersprechendes  Gesetz 

^derogire*'). 

Was  nun   die   Interpretation   der   römischen  Gesetzesstellen 
etriffl,  so  sind  hier  vier  vei'scbiedene  Ansichten  geltend  gemacht 


*•)  In  Emminchaiis,  eorims  juris  Geiniairici  (2.  Aört.)  S.  293. 

'*)  Heffteb,  geinehier  Zivilpi-üiess  §  ÖL 

*")  SuiT£Ni6  a,  a.  0.  S.  770.  Schlayer  a.  a,  0.  S.  132  HoLZsonuBBB, 
rb^orie  und  Kftsaistik  Jes  gern,  Civiliv  Ul  8.  U37/1I38,  Vgl  ;iuch  Wind- 
naiTD ,  U  8  470  Ä.  1  S.  772, 

•*)  VgL  statt  Eiozelaer  die  mehrer wähnte  Uebersicht  bt4  8intknis. 
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worden.  Die  eine  macht  den  Ricliter  für  jedes  Versehen  haft- 
bar ^^),  eine  zweite  nur  für  dolus  mit  Ausschluss  der  culpa 
lata*"*^)-,  die  dritte  und  herrschende  Ansicht  sieht,  wenngleich 
auf  Grund  verscliiedener  Argumente,  im  römischen  Rechte  die 
Haftung  des  Richters  fiii'  dolus  und  culpa  hita  ausgesprochen**); 
eine  vierte  Ansicht  endlich  hält  dafür,  dass  das  römische  Recht 
gar  keinen  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  bestimmten  (rrad  der 
Schuld  für  die  Syndikatsklage  aufgestellt  habe**). 

Die  R.-K.-G.-O.  aber  soll  nach  einer  Ansicht  lediglich  den 
dolus  als  subjektives  Erforderniss  der  Syndikatsklage  aufstellen  **), 
nach  einer  anderen  auch  die  culpa  lata*^). 

Je  nachdem  also  für  das  römische  Recht  und  das  deutsche 
Reichsgesetz  diese  oder  jene  Interpretation  adoptirt  wird,  beant- 
wortet sich  die  Frage,  ob  das  letztere  dem  ersteren  derogire 
oder  nicht. 

Wenden  wir  uns  behufs  eigner  Stellungnahme  zunächst  zur 
Auslegung  des  römischen  Rechtes.  Die  Theorie,  nach  welcher 
im  römischen  Rechte  der  judex  fiir  jedes  Versehen  einstehen 
soll  und  zwar  auf  Grund  einer  angebüchen  aequitas,  ist  heute 
in  der  Litteratur  gänzUch  aufgegeben.  Aber  auch  die  Theorie, 
welche  den  Richter  nur  für  dolus  mit  Ausschluss  der  culpa  lata 
verhaftet,  konnte  sich  ihrer  schwachen  Argumente  willen  unter 
den  Neueren  keine  Freunde  erwerben.     Sieht  sie  doch  völlig  von 


-^j  A,  D.  Webkb,  systeniat.  Entwicklung  der  Lehre  von  den  natürl. 
Verbindlichkeiten.  (5.  Aufl.)  (1825)  §  12  S.  32  ff. 

*')  Namentlich  Gottfried  Weber  .  Erörtcr.  der  Grunds,  von  der  actiu 
contra  judicem  qui  1.  s.  f.  etc.  i.  d.  Ztschr.  f.  Civilr.  u.  Prozess.  III   S.  3.  ff. 

")  Leyser,  1.  c.  XI  spec.  G80  med.  IV  S.  47.  Schwbppe  a.  a.  Ü.  A.  5. 
BüLOw  und  Hagemann  a.  a.  0.  v.  Weninq-Inoenheim.  Lchrb.  des  gem. 
Civilr.  11  §  331,  Bater,  Vorträge  über  den  Civilprozess  p.  277.  Schlatkb 
a.  a.  0.  Funke,  8.  130  ff.  Kocu,  preuss.  Privat.  11  §  741  S,  546.  Unteb- 
HOLZNEB  a.  a.  0.  Windscheid  a.  a.  0.  Seuffert,  Arch.  XXI,  57  und 
XXI V\  227.  Nach  Schwarze.  Inwieweit  ist  der  Richter  zum  Ersätze  u.  s.  w. 
i.  d.  Ztschr.  f.  Rechtspli.  u,  Verwaltung  X.  F.  XI  S.  12G.  127,  ist  als  impm- 
dentia,  für  welche  er  den  Richter  verhaftet,  eine  Entscheidung  „contra  jns  in 
thesi**  oder  , contra  acta"*  aufzufassen. 

")  Lenel.  cdictum  perpetuum  §  04  S.  137.  Keller,  römischer  Civil- 
prozess  (5.  AuH.)   §  80    S.  426.  427.     Derselhe,    Pandekten    §  697    S.  o7i 

'''*)  G.  Weber  a.  a.  0.  S.  34.  Schwarze  a.  a.  0.  S.  132  ff.  Hotz- 
schuher  a.  a.  0.  S.  1138.  1142. 

")  Bayer,  Unterholznrr ,  Sintenis  (S.  770)  a.  a.  0. 
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der  Institutionenstelle  und  den  mit  derselben  übereinstimmenden 
Digestenfragmeriten  ab,  von  denen  sie  einfach  behauptet,  sie 
widersprächen  dem  fr.  15  §  1  D.  5,1  und  den  Prinzipien  der 
Vernunft  *®). 

Die  herrschende  Doktrin  erklärt  sich  für  die  Grleichstellung 
des  dolus  und  der  culpa  lata;  zum  Theil  desshalb,  weil  unter 
der  imprudentia ,  fiir  welche  die  drei  Gajanischen  Stellen  (pr.  J. 
4,5,  fr.  5  §  4  D.  44,7,  fr.  ult.  D.  50,13)  den  Richter  haften 
lassen,  nichts  anderes  als  dre  culpa  lata  zu  verstehen  sei^*); 
zum  Theil  nach  Analogie  der  Klage  gegen  den  mensor  (pii  fal- 
sum  modum  dixerit ,  da  der  judex  gleich  diesem  civiliter  obligatus 
non  est*^*^).  Für  die  Gleichstellung  der  imprudentia  mit  der 
culpa  lata  ist  jedoch  ein  Quellenbeleg  nicht  gegeben^*).  Aber 
auch  die  andere  Argumentation  schafft  mit  der  Analogie  des  men- 
sor über  die  Bedeutung  der  imprudentia  nicht  mehr  Licht,  son- 
dern kommt  vielmehr  auf  einem  Umwege  zur  Gleichstellung  der- 
selben mit  der  culpa  lata. 

Die  letzte  Ansicht  endlich  geht  davon  aus,  dass  dns  vor- 
liegende Edikt  mit  demjenigen  über  die  entschuldigte  Ver- 
säumniss  des  judex,  d.  i.  des  Privatgeschworenen,  zusammen- 
liänge^-)  und  seinerseits  die  unentschuldigten  Versäumniss- 
fälle behandle.  Hierher  gehört  aber  z.  B.  die  Verabsäumung 
eines  Termins  ^^),  der  Verstoss  gegen  die  gesetzlichen  Regeln 
über  Vertagungen  u.  s.  f.  Solche  Versehen  würden  mit  „impru- 
dentia" bezeichnet,    nicht  al>er  Fälle  der  culpa  bei  der  TTrtheils- 


««)  G.  Wkber  a.  a.  0,  S.  17.  19  ff. 

••)  SiNTKNTS  S.  769/70.  BüLOw  und  Haokmann  VIII  S.  9n,  Schwrppe 
S.  474  A.  5  a,  E. 

**)  WiNDSCHEn)  a.  a.  0.  Schlayer  S.  130  ff.  Koch,  preuss.  Privatr. 
II  §  741  S.  546. 

")  Viel  deutlicher  drücken .  sich  die  Quellen  über  die  juristische  licden- 
tung  der  «imperitia"  aus,  fr.  132  D.  de  R.  J.  50,17:  ^.imperitia  culpae  ad 
namerainr*' ;  fr.  9  §  5  D.  loc.  cond.  19,2:  „  .  .  et  quod  imperitia  peccavit 
culpam  esse."  fr.  8  §  1  D.  ad  I.  Aquil  9,2.  Aber  eine  Gleichstellung  der 
imperitia  und  „imprudentia",  wie  Schwarze  a.  a.  0.  S.  122  ff.  sie  behauptet. 
ist  durch  die  Quellen  nicht  zu  beweisen.  Imperitia  heisst  der  Mangel  an 
Kenntnissen,  imprudentia  der  Mangel  an  Aufmerksamkeit.  Anders  Somi,  der 
in    imprudentia   einen    „Verstandesfehler'*    sieht.     Institutionen   S.  243   §  7.'*.. 

**)  fr.  1.3  D.  de  vacat.  50,-5.     fr.  18  pr.  D.  de  judic.  5,1. 

*•)  Maorobiüs,  Saturn,  conv,  II.  12:  „indo  ad  comitium  vadunt,  no 
liti-m  snam  faciant." 
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ftillung.  ^Mit  sehr  richtigem  Tokt^  —  sagt  Lenel  nach  diesen 
Ausfiilirungen  —  »»hat,  wie  es  scheint,  der  Prätor  in  unserem 
Edikt  jede  Andeutung  des  erforderlichen  Verschuldnngsgrades 
unterlassen  und  so  diese  Frage  ganz  in  die  Hand  der  Praxis 
und  Wissenschaft  gegeben." 

Und  in  der  That  vermögen  wir  aus  den  Quellen  nicht  zu  ent- 
nelmien,  dass  unter  imprudentia  ein  bestimmter  Grad  von  Ver- 
schuldung verstanden  worden  wäre.  Vielmehr  zeigen  uns  die 
wenigen  überlieferten  Falle  der  Syndikatsklage  ^  dass  immer  nur 
die  objektive  Verletzimg  gewisser  Gesetze  den  Richter  haftbar 
machte**).  Bei  dieser  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials  ist 
von  allen  darauf  gegiündeten  Hypothesen  diejenige  Lenel's  und 
K£LLEr's  am  nächstliegenden.  Es  mag  demnach  ^  wo  nicht  be- 
stimmte Gesetze  sprachen*^),  Sache  des  richterlichen  Ermessens 
gewesen  sein,  im  konkreten  Falle  das  Vorhandensein  der  impru- 
dentia anzunehmen.  Der  dolus  aber  machte  den  judex  stets 
haftbar. 

War  das  Edikt  ursprüngUch  gegen  den  judex  als  Privatge- 
schworenen gerichtet,  so  müssen  seine  Grundsätze  mit  Einfuhrung 
der  cxtraordinaria  cognitio  auf  die  richterUchen  Beamten,  die 
nun  den  Prozess  von  Anfang  bis  zu  Ende  leiteten,  ausgedehnt 
worden  sein,  widrigenfalls  sie  in  der  tiberliefei-ten  Fassung  keine 
Aufnahme  im  corpus  juris  gefunden  haben  würden^**). 

Was  nun  die  Interpretation  der  R.-K.-G.-O.,  gegen  deren 
allgemeine,  reichsgesetzlichc  Geltung  kein  begründeter  Einwand 
erlioben  werden  kann,  anlangt,  so  spricht  dieselbe  mit  dürren 
Wollen  eine  Verantwoitlichkeit  des  Richtei's  nur  für  dolus  aus. 
Die  Ausdehnung  auf  culpa  lata  ist  diesem  Gesetze  nicht  zu  ent- 
nehmen. 

Für    das    sogen,   gemeine   deutsche   Recht   ist   das   Resultjit 


"*)  Z.  B.  die  Unterlassung  der  Vcrurtlicilung  des  Beklagten  in  die  Kosten 
die  Vereitelung  des  Zeugenverhörs  u.  s.  f.  c.  13  §  6  C.  de  jnd.  3,1;  c.  14  C. 
de  test.  4,20 ;  c.  20  C.  de  pact.  2,3.  —  Sirbrnhaar,  Comni.  zum  sachs.  bürjf. 
Geset'/b.  III  S.  173  zaldt  ohne  Weiteres  jede  Gesetzesverletzung  der  culpa  lato 
zu,  und  behauptet  desshalb,  der  Bicliter  hafte  für  culpa  lata,  weil  eben  nur 
die  Gesetzes  Verletzung  bedroht  sei. 

'"^)  Z.  B.  die  zitirten  Kodexstellen. 

")  Hefftrb,  gem.  Proz.  8.  98.  Sintrnts  S.  767.  Schwarze  S.  U'i- 
Funke  S.  134  a.  a.  0, 
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mithin  dahin  zu  bestimmee ,  dass  der  Richter  nur  für  dolus  liaft- 
bar  gemacht  werden  küiiiie  — ^^). 

Im  Veifolg  unserer  Ausfiihnnigeu  über  da^  römisch o  Ret-ht 
des  corpus  juris  erledigen  sich  andere  auf  die  Syndikatykkgo  be- 
zügliche Kontroversen.  So  streitet  man  über  den  Umfang  der 
condemnatio,  da  •''•.  15  §  1  D.  5,1  von  „verara  aestimationein 
litis  praestare^,  pr.  J.  4,5  jedoch  von  ^poenam  sustinere,  in 
quantuni  de  ea  re  aequnm  religioni  judicantis  videbitnr^  spräche. 
Die  verbreitetste  Ansicht  ist  hier  die,  dass  im  Falle  des  dolus, 
den  die  Digest enstel'e  üussclihessbch  im  Auge  habe,  die  doii 
angedrohte  Kondemnation,  im  FmIIc  der  culpa  hxta  aber  ^,  njit 
welcher  man  die  imprndentia  venvechselt,  und  von  welcher  die 
Institutionenstelle  reden  soll,  —  die  minder  strenge  Vernrthei- 
lung  dieser  Stelle  Platz  greifen  solle ^'*).  Dieser  Ansicht  wird 
mit  Recht  entgegengehalten,  dass  die  beiden  vei-schiedenen  Be- 
zeichnungen fiir  den  Umfang  der  Haftung  keine  Gegensätze  ent- 
halten ;  dass  vielmehr  das  richterliche  arbitrium ,  welchem  die 
Institutionenstelle  die  Abschätzung  auheimgebe,  sich  vielfach  in 
er  Vera  aestimatio  litis  geltend  machen  werde  ^^). 

Auch  erkErt  sich  von  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  aus 
sehr  einfach  die  römische  Antt'assung  der  Syndikatsklage  als  einer 
i^uasideliktsklage,  eine  Auffassung,  die  gleichfalls  zu  verschiedenen 
Hypothesen  Veranlassung  gegeben  hat*'').  Denn  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  ein  Verseben  des  judex,  wie  die  Versänmung  eines 
TenninSj   die   Verletzung   jirozessleitender    Vorschriften  n.   s.  \\\ 


^ 


•*)  Somit  bewirkt!^  fiir  daa  TÖmisclie  Recht  des  corpus  jaria  dii' 
Stelliing  des  Iticliters  vermöge  seiner  Haftung  für  die  oben  charakteriHirte  im» 
prudentia  eine  Modilikatimi  der  allgemeinen  Grundsätze  fibcr  Ddiktsklagcti, 
nicht  aber  für  das  ^vnieine  deutsche  Recht,  nach  welchem  auf  Grund  der 
R.-K--G.-0,  die  HiUtung  dea  Richters  in  Gemässbeit  jener  all geni einen  Grund 
sitze   berabgenüldert   worden    ist.      Vgl    jedoch   Fünkk  a.  a.  0.   S,  13:\'1!^*4. 

■*)  ÜNTKRnoLZNTeu.  II  8.  740.  HoLKacHiTUKR.  lU  S.  nS7  A.  a.  a.  O. 
PüOHTA,  PaaiL  8  390  8.  567.  Vgl.  Hcri.ayrb,  8.  i:]S  a,  a.  0..  weicher 
gegenüber  dem  doloren  Richter  den  Kläger  zum  juramentum  in  litcjn  isulas^iMi 

KiU ,  gegenüber  dem  blos  kuliwjsen  Beklagten  aber  lediglich  dm  nrbitriiun  jn- 
ciÄ  frir  beötimmend  bült. 
■•)  Scbon  Leyseb,  medit  etc.  XI  S.  4B.  Hintknis  §  125  A  ^8,  8cuwarzk 
.  127    n\  129*     8cinsi'EPPK    8.  474    a.  a.  0,    8EüFrEiiT.    Arch.    XIV    n.  HO 
8.  230,  jetxt  namentlicli  Lknrl  g  ü4  a,  a.  (K 

h*^)  A.  D.  Wkbku   a.  a.  i\    Fünkk   8.  1:M;1:15    A,  %.    Kelle»,   vmn* 
vUür.  8.  427.     HouH,  Institutionen  8,  243, 
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an  sich   nicht   den   Thatbestand   eines   Dehkts  bildet  und  nur  in 
seinen  Wirkungen  einem  solchen  gleichkommt*'). 

]\Ian  hat  weiterhin  über  die  Frage  gestritten,   ob  die  Sjudi- 
katsklage  subsidiärer  Natur  sei,   wie  dies  von  den  Klagen  gegen 
den    mensor   —   Tit.   Dig.    11,6  —   und   gegen    die    munizipalen 
Obervonnundschaftsbehörden  —  Tit.  Dig.  27,8  —  in  den  Quellen 
ausdrücklich  bezeugt  ist,   d.  Ii.  ob  sie  nicht   dann  ausgeschlossen 
sei ,  wenn  der  entstandene   Schaden  anderweit ,  also  insbesondere 
durch  Anwendung  der  zulässigen  Rechtsmittel  gegen  den  Richter- 
spruch, gedeckt  werden  konnte.  Viele  .ruristen  bejahen  diese  Frage 
unter    der    Begiiindung,    dass    durch    die    Nichtanwendung  der 
Rechtsmittel  eine  Kompensation  der  Schuld  eintrete,    oder  al)er 
dass   darin  ein  Verzicht   auf  die  Anstelltung   der  Syndikatsklage 
gesehen    werden   müsse  **^).      Andere  leugnen,  dass    ein    Schaden 
dann  nicht  als  erwachsen  angesehen  werden  könne,  weini  Wieder- 
aufliebung  desselben  möglich   war,  und  bestreiten  damit  die  Sub- 
sidiarität der  Klage ^•'^).     Die  letztere   Ansicht  hat  das  Zeugiiiss 
der  Quellen,    sowohl   der  reimischen  Gesetze   >rie   des  deutschen 
R(»ichsrechtes,  insofern  für  sich,  als   diese   von  einer  subsidiären 
Natur  der  Klage  nichts  sagen,  während  das  römische  Recht  die- 
selbe (loch  für  die  Klagen  gegen  i\o\\  mensor  und  dou  magistra- 
tus  nnniicii)alis  ausdrückhch  anssj)richt  *'). 

*^)  SouM  a.  a.  0. 

^*)  G.  Wkber  a.  a.  0.  S.  35  ff.  Untkriiolzner  a.  a.  0.  S.  lil 
Schwarze  a  a.  0.  S.  15«  (T.  HU)  iiiiil  Bd.  XI I  dors.  Ztschr.  S.  294  flf.  will 
in  i\e.n\  Nichtgebrauch  der  Kcchtsinittcl  nicht  notliwemlig  eine  caljia  erblicken, 
«flaubt  aber  ciuen  wirklichen  Schaden,  wie  ihn  die  Syndikataklagc  voran.<«otit. 
dann  nicht  annehmen  zu  dürfen,  wenn  nach  den  Grundsätzen  vom  aoqnum  ot 
hnnum  eine  Schuld  des  Be.schüdij^ten  konkurrirt. 

*")  SiNTENis.  ScHWEPPK  (§  572  A.  <)).  Baykr ,  (S.  2»0).  WlNl>rHElD. 
(S.  IVi)  a.  .0.  0.  Seüffert.  Lehrb.  II  §  425.  Seuffert,  Arch.  XIV  n.  14n. 
S.  230  ?3l. 

**)  Für  das  moderne  Pandektenrecht  i.st  noch  die  Frage  der  Ilaftan^  von 
K(dlegialgerichten  Geg^en.stand  weitläufiger  Erörterungen  geworden.  Die  An- 
.«richten,  welclie  sich  auf  römische  Stellen  nicht  zu  stützen  vermögen ,  differin*« 
hier  je  nach  der  Annahme  des  für  die  Syndikatsklage  erforderlichen  SchuW- 
grades.  Vgl.  iroLZscuTinER  S.  114(5  iF.  v.  Lanoesn  und  Kori.  ErörtcraB? 
l.rakt.  Rechtsfr.  II,  n.  3  S.  42  flf.  Schwarze,  Bd.  XVIII  der  Ztschr.  f.  RechtFi»!!. 
und  Verw.  S.  193  ff.,  für  da.s  preuss.  Hecht:  §§  127  flf.  II.  10  A.  L.-R: 
dazu  Derkrcrg,  preuss.  Privatr.  II  §  298.  S.  841.  Die  herrschende  Meinunj: 
scheint  .sich  aut  Annahme  einer  solidarisch»Mi  Haftbarkeit  des  Kollegi  um»  mit 


2)  Freiwillige  Grerichtsbarkeit.  Im  Gebiete  der  nicht- 
streitigen  Grerichtsbarkeit  hat  das  römische  Recht  über  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Obervormundschaftsbehörde  Bestimmungen  ge- 
troffen, welche  im  Tit.  Dig.  27,8  de  magistratibus  conveniendis 
und  im  Tit.  Cod.  5,75  Aufiiahme  gefunden  haben. 

Die  Munizipalmagistrate,  d.  h.  die  Obrigkeiten  der  italischen, 
und  solcher  ausseritalischer  Städte,  welche  jus  ItaUcum  hatten, 
haften  hiemach  für  jede  Schuld  wegen  ihrer  Obliegenheit,  nach 
erhaltener  Aufforderung  dem  Mündel  einen  geeigneten  Vormund 
zu  bestellen,  sowie  von  diesem  eine  genügende  Kaution  zu  for- 
dern**). 

Die  auffallendste  Eigenthümlichkeit  dieser  Klage  ist  ihre 
Beschränkung  auf  die  niederen  Magistrate,  denen  das  imperium 
mixtum  mandirt  werden  konnte.  Der  Konsul  oder  seni  Legat, 
der  Prätor  oder  praeses  provinciae,  waren  durch  das  Edikt  nicht 
betroffen*«). 

Die  genannte  Behörde  —  der  Munizipalmagistrat  —  haftete 

fiir  jedes  Versehen  —  „in  omne  periculum  succedit"  (fr.  4  D.  h.  t.)  — , 

venn  sie  selbständig  den  Vormund  zu  ernennen  hatte;    ernannte 

ihn  der  praeses  provinciae,  nachdem  er  dem  Munizipalmagistrate 

die  Benennung  geeigneter  Vormünder  oder  die  Erkundigung  wegen 

^derweit  vorgeschlagener  Vormünder    aufgegeben,    so  sollte  der 

Atagistrat  nach  einem  rescriptum  Divi  Marci  nur  für  dolus   und 

culpa   lata   haften*^).     Der  ordo   decurionum,    der  Beirath    der 

Stadtobrigkeit,  haftete  nur  dann,  wenn  er  in  Vertretung  der  letz- 

^ren  die  fraglichen  Amtshandlungen   vorgenommen  hatte,  bezw. 

Vorzunehmen  hatte*®). 

Kegressrecht  gegen  den  Schuldigen  za  fixiren:  Sintenis  S.  773  (Text)  Hew- 
•tö,  gem.  Pr.  S.  98.  Ptjnkb  S.  135  a.  a.  0.  Sbuffebt,  Arch.  XIV  S.  232. 
VgL  für  das  Ssterreich.  Recht  die  kais.  Verordnung  v.  12.  März  1859  (R.-G.-B. 
^.  46)  §  5.  Nur  die  Schuldigen,  welche  zu  diesem  Zwecke  auszumitteln  sind, 
haften  Dach  Bayer  a.  a.  0.  S.  278/279. 

**)  fr.  1  pr.  §  2.  3.  6.  11.  12  fr.  4  D.  h.  t.  Die  Bewoislast  darüber, 
^ais  der  Vormund  und  seine  Bürgschaft  geeignet  war,  liegt  dem  magistratus 
ob:    fr.  1  §  13  D.  h.  t.   fr.  11  D.  de  probat.  22,3. 

^  ,Neque  praetor  neque  quis  alius  cui  tutoris  dandi  jus  est,  hac  actione 
teaebitor.-    fr.  1  §  1  D.  h.  t. 

*»)  fr.  1  §  2.  3  D.  h.   t. 

*•)  Dies  gut  insbesondere  von  den  Provinz ialstädten ,  die  verfassungs- 
manig  keinen  Magistrat   hatten.    RcDOBrF,   Recht   der   Vormundschaft  III 

S  188  8.  leo. 

Archiv  fte  «ffcniliehes  B«cht  I.  2.  25 
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Diese  Klage  ist  nur  in  subsidium  zulässige  d.  h.  nur  dann, 
wenn  von  dem  Vormund  und  den  für  denselben  haftenden  Bfirgen 
und  anderen  Nebenverpflichteten  ein  Schadensersatz  nicht  zu  er- 
langen ist**). 

Die  actio  in  factum  gegen  den  Magistrat  ist  keine  Delikts- 
oder Quasideliktsklage :  ist  der  Schuldige  Haussohn,  so  steht 
gegen  seinen  Vater  die  actio  de  peculio  zu^^),  eine  Klage,  die 
bekanntlich  nur  aus  Kontrakten  des  Gewaltunterworfenen  gegeboi 
wurde.  Auch  haftet  der  Erbe  des  magistratus  für  dessen  doliis 
oder  culpa  lata^^),  wie  auch  der  Erbe  des  Vormundes  selbst  nur 
für  diesen  Grad  von  Schuld  haftet  ^^).  Die  condemnatio  ent- 
spricht derjenigen  bei  der  actio  tutelae^'),  daher  man  denn  die 
Klage  oft  actio  tutelae  subsidiaria  genannt  hat^*).  Die  Obli- 
gation des  magistratus  municipalis  ist  hiemach  gleich  der  des 
Vormundes  im  römischen  Recht  als  eine  quasikontraktliche  auf- 
ge&sst  worden.  Dieselbe  entsteht  aber,  wie  fr.  1  §  6  D«  h.  t 
zeigt,  erst  mit  der  Aufforderung,  einen  Vormund  zu  bestellen. 
Die  zivilrechtUche  Verantwortlichkeit  des  magistratus  municipalis 
ist  also  eine  wesentlich  verschiedene  von  derjenigen  anderer  Be- 
amter. Während  nämlich,  abgesehen  von  dem  Edikt  über  den 
judex  qui  litem  suam  fecit,  der  Beamte  auf  Grund  des  Argu- 
mentes, dass  er  civiliter  obligatus  non  est,  lediglich  für  dolus 
haftbar  gemacht  wurde,  stand  man  hier  nicht  an,  aus  besonderer 
Rücksicht  für  den  Pupillen,  den  Obervormundschaftsbeamten  für 
civiliter  obUgatus  zu  erachten  und  folgeweise  seine  Haftung  auf 
„omne  periculum"  zu  erstrecken.  Man  sah  diesen  Beamten  gleich- 
sam als  Kaventen,  rem  pupilli  salvam  fore,  an. 

Auch  in  diesem  Gebiete  hat  das  deutsche  Reichsrecht,  und 
zwar  in  der  Reichs-Polizei-Ordnung  von  1648  Tit.  31  §  3,  von 
1677  Tit.  32  §  3^^)  eine  gesetzliche  Bestinunung  aufzuweisen;  es 
heisst  daselbst  (gegen  Ende  des  §  3  cit.): 

*•)  c.  1  u.  5  C.  h.  t.  (5,75).  §  2  I.  de  satisd.  tut.  1,24  nennt  die  EUge 
„actio  subsidiaria  quae  ultimum  eis  (pupillis)  praesidium  possit  affere.* 

»0)  fr.  1  §  17  D.  h.  t.      ^')  fr.  4  D.  h.  t. 

")  fr.  4  cit.,  c.  l  C.  de  hered.  tut.  5,54. 

^')  fr.  9  D.  h.  t.  „quoniam  eadem  in  magistratibns  actio  datur  qoiB 
competit  in  tutores."  Windsoheid  TI  §  435  mit  A.  4  S.  680.  Ueber  ^ 
Formel  der  Klage  Büdosff  S.  156.    Lbmel  §  127  S.  257  a.  a.  0. 

")  Z.  B.  PüOHTA,  Fand.  §  357  S.  525. 

^*)  in  Emminghaus,  corp.  jur.  Germ.  S.  404.    Vgl.  S.  231  A.  1. 
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„indeme  dann  alle  und  jede  Obrigkeiten;  vermög  göttlicher 
und  unserer  Kayserlichen  Gebott,  sonders  fleissiges  Au&ehu  zu 
thun  aus  tragendem  Ampt  sich  schuldig  erkennen^  und  darumb 
keines  Vormünders  Fahrlässigkeit  noch  weniger  Vervortheilung 
bei  seinem  Pflegkind  oder  dessen  Gütern  ungestraft  hingehn 
lassen  sollen^. 

Durch  dieses  Gesetz  ist  die  strenge  Haftung  des  magistratus 
municipaUs  des  römischen  Rechts  auf  jede  obervormundschaftUche 
Behörde  ausgedehnt  worden  ^^). 

Wie  es  nach  dem  ausdrücklichen  Wortlaut  der  reichsrecht- 
lichen Kammergerichtsordnung  unrichtig  erscheint^  die  Syndikats- 
klage gegen  den  Prozessrichter  (^Urtheyler")  auch  auf  die  richter- 
liche Thätigkeit  in  Sachen  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  zu  beziehu; 
ebenso  unrichtig  ist  es,  die  Grundsätze  der  actio  subsidiaria  in 
magistratum  auf  das  ganze  Gebiet  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit auszudehnen^^).  Man  müsste  denn  behaupten,  dass  der 
Bichter  auch  in  allen  anderen  freiwiUigen  Angelegenheiten  der 
Terletzten  Partei  civiliter  obUgatus  sei,  eine  Behauptung,  welche 
sk^  natürlich  nicht  halten  lässt.  Vielmehr  ist  die  actio  subsi- 
diaria in  magistratum  eine  singulare  Erscheinung  im  römischen 
Rechte;  ihre  juristische  Natur  ist  eine  Ausnahme  von  den  Prin- 
zipien des  Obligationenrechts.  Diese  Ausnahme  verdankt  aber 
ihre  Anerkennung  einzig  und  allein  der  besonderen  Rücksicht  auf 
das  Wohl  des  Mündels,  dessen  Entschädigungsansprüche  auch 
ftber  das  Vermögen  des  Vormimdes  und  seiner  Bürgen  hinaus 
Befriedigung  gewärtigen  sollten  ^^). 

Welche  Haftung  trifft  nach  diesen  Ausfuhrungen  im  gemeinen 
fiecht  den  Bichter   in  Sachen   der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit? 

Die  Antwort  hegt  nach  Obigem  auf  der  Hand:  der  Richter 
haftet  in  dem   fraglichen  Gebiete  wie  jeder  andere  Beamte,   mit 


»•)  BüDOBFF  a.  a.  0.  S.  161  n.  A.  15.  Holzschuheb  a.  a.  0.  III,  1145, 
WoiBSOHin)  a.  a.  0.  A.  8  S.  679/80  u.  A.  Für  Baiern  vgl.  Ck)dex  Maxim. 
BaT«r.  Civ.  I  c.  7  8  29. 

•»)  PuHHB  S.  103.  118.    WiNDSOHEiD  §  470  S.  773/74. 

**)  Gldebwohl  hat  die  Praxis  nnd  Theorie  sehr  häufig  die  Grundsätze 
6m  zömiBchen  Rechts  üher  die  actio  suhsidiaria  auf  die  richterliche  Thätigkeit 
in  niehtsireitigeii  Angelegenheiten  ausgedehnt.  So  Seütfebt,  Arch.  XVII 
120.  SnnmBT,  Fand,  n  §  425.  Vgl.  Schwarze  a.  a.  0.  XI.  S.  45  und 
die  Zitate  in  Anm.  75  das.  S.  146  fi.  152. 
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Ausnahme  des  Spruchrichters  uud  des  Obervormundschaftsrichters, 
d.  h.  er  haftet  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  actio  doli") 
und  der  übrigen  Deliktsklagen. 

§  3.     Preussisches  Recht. 

Allgemeines.  Das  preussische  Allgemeine  Landrecht  zieht 
ausser  der  privatrechtlichen  Seite  des  Beamtenverhältnisses  auch 
die  staatsrechtliche  Seite  desselben  in  den  Kreis  seiner  gesetz- 
lichen Bestimmungen^^).  Indess  unterscheidet  es  sich  vom  römi- 
schen Recht,  welches,  wie  wir  bemerkt  haben,  im  Tit.  Dig.  50,8 
gleichfalls  die  staatsrechtliche  Seite  des  Beamtenverhaltnisses, 
speziell  die  Pflichten  des  Beamten  gegen  den  Staat  behandelt, 
wesentlich  dadurch,  dass  es  bei  Erörterung  der  Beamtenverant- 
wortlichkeit nicht  wie  jenes  das  innere  und  das  äussere,  das 
staatsrechtliche  und  das  privatrechtliche  Verhältniss  auseinander- 
hält. Vielmehr  gelten  sowohl  fiir  das  Rechtsverhältniss  des  Be- 
amten dem  Staate  gegenüber,  als  auch  für  dasjenige  der  einzelnen 
Privatperson  gegenüber®*),  die  sehr  allgemein  gehaltenen,  weit- 
tragenden §§  88  und  89,  11,  10  A.  L.-R.: 

§  88:  „Wer  ein  Amt  übernimmt,  muss  auf  die  pflichtmässige 
Fühnmg  desselben  die  genaueste  Aufmerksamkeit  wenden". 

§  89:  „Jedes  dabei  begangene  Versehen,  welches  bei  gehöriger 
Aufmerksamkeit,  und  nach  den  Kenntnissen,  die  bei  der  Ver- 
waltung des  Amts  erfordert  werden,  hätte  vermieden  werden 
können,  muss  er  vertreten". 

Um  zu  erfahren,  ob  im  preussischen  Rechte  das  Moment  des 
Amtes  auf  die  zivilrechtUche  Haftung  seines  Trägers  einen  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen 


*•)  Man  hat  sich  hier  für  eine  verschärfte  Haftung  wohl  auf  ein  Ge- 
wohnheitsrecht berufen,  üeber  die  Tendenz  des  usus  modernus  pandectarum, 
bei  blosser  Vermogensbeschädigung  eine  DeUktsklage  wegen  dolus  und  calpi 
schlechthin  zu  geben,  vgl.  Dbunbübo,  preuss.  Privatr.  II  §  259  S.  690  Teit 
und  Anm.  4  und  5. 

80)  §§  1  flf.  II,  10  A.  L.-R. 

**)  Arg.  §  90,  II,  10:  „Vorgesetzte,  welche  durch  vorschriftsmässige 
Aufmerksamkeit  die  Amtsvergehungen  ihrer  Untergebenen  hätten  hindern, 
können,  sind  für  den  aus  Vernachlässigung  dessen  entstehenden  Schaden  so- 
wohl dem  Staate  als  einzelnen  Privatpersonen,  welche  darunter 
leiden,  verhaftet." 
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modifizirenden  Einfluss   äussert,   wollen  wir  den    letzteren   etwas 
näher  treten. 

Das  zivilrechtliche  Delikt  beruht  im  preussischen  Recht  nicht, 
wie  im    gemeinen,    auf  dem  Gedanken,    dass  Jedermann    gleich- 
massig  haftbar  ist  für  schuldhafte,   schädigende  Eingriffe  in  eine 
fremde  Rechtssphäre.     Vielmehr  weist  das  subjektive  Erfordemiss 
der  Verschuldung  Abstufungen  auf  je  nach  den  Graden  der  Auf- 
merksamkeit,   welche    das    Gesetz   von    dem  Einzelnen    erwartet. 
Im  Allgemeinen  haftet  Jedermann    fiir    den    durch    seine  Hand- 
lungen oder,   bei  Ausserachtlassung  einer  „Zwangspflicht",   auch 
durch    seine    Unterlassungen    einem    Dritten    aus    Vorsatz    oder 
massigem  Versehn  zugefügten  Schaden  ]  so  zwar,  dass  der  Umfang 
seiner  Ersatzpflicht  im  Falle  des  Vorsatzes,  dem  das  gi-obe  Ver- 
sehen gleichsteht,  weiter  als  im  Falle    blos  massigen  Versehens 
bemessen    wird^*).     Ein    massiges  Versehen    ist   aber    dasjenige, 
»welches  bei  einem  gewöhnlichen  Grade  von  Aufmerksamkeit  ver- 
mieden werden  konnte",  eine  Anforderung,  welche  eben  an  Jeder- 
mann gestellt  wird^^).     Daneben  soll  jedoch  derjenige,    „welchen 
die  Gesetze  besonders  verpflichten,   vorzügliche  Fähigkeiten   und 
Kenntnisse,  oder  eine  mehr  als  gewöhnliche  Aufmerksamkeit  bei 
einer  Handlung  anzuwenden",  fiir  ein  „geringes  Versehn",    wenn 
auch  in  engerem  Umfange^*),   verhaftet  sein.     Ein  geringes  Ver- 
sehn ist  aber  dasjenige,  „welches  nur  bei  vorzüglichen  Fähigkeiten, 
oder  bei   einer   besonderen  Kenntniss    der  Sache    oder    des  Ge- 
schäftes,   oder  durch  eine    ungewöhnUche  Anstrengung   der  Auf- 
merksamkeit,  vermieden  werden  konnte®^).     Aus  dem  Wortlaute 
dieser  Definition  geht  hervor,  dass  hier  insbesondere  die  Haftung 
des   im    Gesetzbuch   so    genannten    „Sachverständigen"    gemeint 

sei««)- 

Als  „Sachverständiger"  in  diesem  weiten  Sinne,  haftet  für 
„geringes  Versehn",  d.  h.  culpa  levissima,  auch  der  Beamte  aus 
unerlaubten  Handlungen;  denn  auch  von  ihm  wird  „eine  beson- 
dere Kenntniss   der  Sache"  verlangt^').     Jedoch  lässt  §  91,  11, 

^§§1io  (vgl.  8),  11,  9.  12  ff.  I,  6. 
••)  §§  20.  16  ff.  21  I,  3. 

•*)  Vgl  §  15  mit  §§  10.  12.  1  ff.  I,  dazu  Rehbein  (und  Reincke  ,  das 
allgemeine  Landrecht  (mit  Erläater.)  I,  S.  216  Anm.  4  zn  §  12  I.  6. 
••)§§22.  23.1,  3;  §  15,  I,  6. 

••)  Ueber  die  Kontrakte  des  Sachverständigen:   §  281,  I,  5. 
•0  DraHBXJBO  a.  a.  0.  II,  §  298  A.  6  S.  840/41.    Koch,  preuss.  Privatr. 
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10  diese  Klage  ausdrücklich  nur  dann  zU;  ^wenn  kein  anderes 
gesetzmässiges  Mittel,  wodurch  den  nachtheiligen  Folgen  eines 
solchen  Versehns  abgeholfen  werden  könnte,  mehr  übrig  ist****). 

Hiemach  hat  im  preussischen  Recht  allerdings  das  Moment 
des  Amtes  den  Einfluss  auf  die  privatrechtliche  Stellung  seines 
Trägers,  dass  es  seine  Verantwortlichkeit  aus  unerlaubten  Hand- 
lungen verschärft. 

Eichterliche  Beamte.  Das  Allgemeine  Landrecht  hat 
über  die  Verantwortlichkeit  des  Richters  nur  im  GTebiete  der 
freiwiUigen  Gerichtsbarkeit  Bestimmungen  getroffen.  Es  würde 
danach  die  Thätigkeit  des  Spruchrichters  wohl  unter  die  soeben 
erörterten  strengen  Grundsätze  fidlen,  wenn  nicht  hier  Theorie 
und  Praxis  fast  einhellig  auf  die  herrschende  Auslegung  des  ge- 
meinen Rechtes  zurückgegangen  wäre  und  den  Spruchrichter  nur 
für  dolus  und  culpa  lata  vertretungsverbindlich  erklärt  hätte. 
Man  stützt  sich  hierfür  auf  das  Argument,  dass  schon  die  Haftung 
für  ein  „massiges  Versehn"  (culpa  levis)  dem  Prinzip  der  freien 
richterlichen  Würdigung  der  That-  und  Rechtsfragen  wider- 
strebe ^®). 

Anlangend  das  Gebiet  der  freiwiUigen  Gerichtsbarkeit,  so 
kennt  das  Allgemeine  Landrecht  für  den  Richter  in  Testaments- 
Sachen  nur  eine  Haftung  wegen  massigen  Versehens  '^).  Die  Be- 
stimmungen des  Gesetzbuches  über  die  Haftung  des  Vormund- 
schafts- und  des  Hypothekenrichters  ^*),  sind  durch  die  Vormmid- 
schaftsordnung  vom  5.  JuH  1875  und  die  Grundbuchordnung  Tom 


II,  §  741  S.  547.  FOERSTEB,  preuss.  Privatr.  II,  §  145  S,  538  mit  A.  18. 
Rehbkin-Rbincke  a.  a.  0.  A,  43  zu  §  88,  II,  10.  Bd.  IV  S.  47.  Erk.  in 
Stribtuobst,  Archiv  f.  Rechtsfälle  70.  Bd.  S.  189.  Koch,  Komment.  luffi 
A.  L.-R.  (4.  Aufl.)  IV,  1.  Abth.  S.  276,  Anm.  zu  §  88  II,  10. 

^j  üeber  die  Auslegung  dieses  Paragraphen,  insbesondere  über  die  Prag«, 
ob  derselbe  den  Gebrauch  aller  zulässigen  Rechtsmittel  erfordert,  vgl.  Debh- 
BUBO  S.  843  S.  21—23.  Rehbein -Rbincke  IV,  S.  48  zu  dem  dt  Pa- 
ragraphen.   FoEBSTEB  S.  538  A.  19  a.  a.  0. 

^•)  Dbbnbübq  S.  842.  Foebsteb  S.  539/40.  Rbhbein-Rbinckb,  A.42 
zu  §  88  II  10  a.  a.  0.  Dazu  Entsch.  des  Obertrib.  III,  S.  257  n.  30 
Stbibthobst,  Arch.  Bd.  76  S.  225  ff.  Vgl.  auch  Allgem.  Gerichtsordng 
§  23  Th.  III  tit.  1. 

^")  §§  97.  140.  I  12.  Ebenso  vor  dem  Inkrafttreten  der  Vorm  .-Ordnung 
für  den  Vormundschaftsrichter  §§  301  ff.  514,  II,  18. 

'^)  Dbbnbübg  S.  843  A.  23. 
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5,  Mai  1872  aufgehoben  worden.  Da  das  erstere  Gesetz  über 
diese  Materie  schweigt,  so  greifen  bezüglich  des  Vormimdschafts- 
richters  die  §§  88  ff.  II,  10  A.  L.-R.  Platz  ^•'»).  Die  Gnmdbucli- 
Ordnung  aber  miiclit  den  GrimdkicbbeamteE  haftbar  „für  jedes 
Versehen  bei  Wahraehraung  seiner  Amtspflichten,  soweit  für 
den  Beschädigten  von  anderer  Seite  her  Ersatz  nicht  zu  erlangen 
ist"^^). 
H  Somit  steht  der  Richter  der  frei\\dlligen  Gerichtsbarkeit  mit 
Ausnahme  des  Gebietes  der  Testaraentsangelegenheiten  unter  den 
allgemeinen,  fiir  Beamte  geltenden  Gesetzen,  insbesondere  unter 
§§88  ff.  U,  10  A,  L.-ß.^^). 

^^^H  §  4.    Französisches  Recht. 

Allgemeines.  Da  auch  die  französische  Gesetzgebung  der 
VerantwortUclikeit  des  Richters  gegenüher  der  allgemeinen  Be- 
amtenverantworthchkcit  eine  besondere  Berücksichtigimg  hat  zu 
Theil  werden  lassen,  so  mögen  auch  hier  in  erster  Linie  die  all- 
gemeinen  Rechtssätze  und  in  einem  zweiten  Theile  die  Bechtssätze 
über  die  Verantwortlichkeit  des  Richters  Platz  ßnden. 
B  Die  französischen  Privatdeliktsklagen*'')  werden  durch  di^ 
Art.  1382  und  1383  des  code  civil  normirt. 

Art.  1382;  ^^Tout  fait  quelconque  de  Thomme  qui  cause  ä 
aiitnii  un  dommage,  oblige  celui  par  la  faute  duquel  il  est  arrive, 
k  le  reparer". 


t 


^)  DlRNBÜBG  8.  843.      EBHBEm-KBINCKÄ    Ä.  21    2a  8  107»  U,   18;  IV, 

a  740. 

^*)  FoxBSTEB.  preuss*  Grundbuch  recht  S.  40.  AcetLLKs^  preoss.  Gesetie: 
ftbfi  Gründer werb  and  Hypoth.  v,  5.  Mai  1872  S,  118  Ä*  9. 

^*)  Einzelne  Fällig  richterlicher  Haftpflicht  in  freiwilliger  Gerichtsbarkeit 
ohne  Erfordernisa  eines  l>estinimten  Schuldgrundea :  §§355  —  358.  1,  11,  §  133, 
I,  6;  §  227.  1,  14  (abgeschafft  durch  Gesetz  vom  L  Dezember  186^)  g§  141. 

58,  I,  12. 

'*)  Zur  Kontroverse   Über  franzosiachc  , Delikte"  und  „Quasidelikto"  vgl. 

IachaBtae  ,  Handbuch  des  franz,  Zivilr,  U,  §  446  S.  578,  der  den  Unterschied 
nnter  den  selben  in  der  Verschiedeuheit  der  haftbaren  Personen  gemäss  Art. 
1383,  1384.  und  die  französischen  Schriftsteller  —  insbesondre  Moüelon- 
DcMAKGüLAT,  ßepöt,  feite«  snr  le  code  civ.  Jl;  n.  1691  S.  926  and  MabcadI, 
ExpUcation  theoret.  et  prat.  dn  code  civ.  V,  S.  275»  welche  jenen  Unterschied 
in  der  Verachiedenheit  des  Schtildgradea  „avcc  dessein  de  nuire"  —  sans 
dessain  de  n.  erblicken. 
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Art.  1383:    ^Clmcim    est    responsable    du   (lominage  qufl  n 
^cause  non  seulement  par  son  fait,  mnis  encore  par  sa  negligeui'e 
ou  par  son  imprudence"* 

Hierniit  hat  das  französische  Recht,  dem  ja  clie  römisch- 
rechthche  Drcitheilung  der  culpa  fremd  ist,  eine  Haftbarkeit  edu- 
faeh  für  ^faute^  autgestellt  und  zur  VervoUstandigung  hinzugeseüstj 
dass  unter  die  ^fante"  aucli  „negligence"  und  „imprudence"  falleu» 
Die  französischen  .Turisten,  welche,  nach  Vorgang  des  grossen 
PoTHiER,  ilu'e  Werke  über  das  französische  Recht  gern  durch 
rÖDiischrecbtliche,  wenn  auch  nicht  stets  zutrefl'ende  Konstnik- 
tiouen  beleben,  nennen  diese  faute  wolil  eine  ^fante  aquilienne'^y 
im  Gegensatz  zur  „faute  conveutionelle'^  und  behaupten,  die  erster« 
fasse  die  culpa  levissima,  wie  im  römischen  Rechte  die  actio 
Aquiliae,  in  sich'^).  Abgesehen  von  der  mangelhaften  BegrÜD- 
diing  theser  Ansicht  aus  dem  römischen  Rechtssatze  über  SaeV 
beschädigung,  ist  sie  wohl  geeignet,  den  Sinn  des  code  civü  zu 
treffen,  welcher  hier,  wie  so  häufig,  einem  weisen  richterhchen 
Ermessen  nicht  durch  eine  allzu  genaue  Speäalisirung  derErfor* 
deniisse  hemmend  in  den  Weg  treten  wollte.  Denn  schon  die 
Motive  zu  diesem  Gesetzbuclie  botonenj  dass  man  bei  AbmessuDg 
des  erforderlichen  Sehuldgrades  nicht  in  erster  Linie  vom  Stand- 
punkte des  Verletzenden,  sondern  vielmehr  von  dem  des  Verletzten 
ausgehen  müsse^  dass  aber  nach  natürliclier  Bilhgkeit  die  Ver- 
letzung eines  völlig  Schuldlosen  auch  vou  demjenigen  Ersatz 
fordere,  welcher  die  Verletzung  nur  durch  ein  geringes  Versehen 
veranlasst  habe^'). 

Eine  allgemeine  Bestimmung  über  die  Haftung  nichtrichter* 


")  Z.  B.  Laubbnt,  coors  el^ment.  du  droit  civ.  III  n.  357  ff.  S.  211  f 

Die  faate  Convention  eile  aoll  gemäss  Art*  1137  c.  c.  die  levis  culpa  bezeicbneii: 
eiue  Haftung  fiir  culp«  leTisdma  irn  Vertrag  soll  ausdrücklicher  Vereinbarunf 
vorbehalten  bleiben*  Diese  strengen  Scheidtuigen  sind  m.  E.  wenigfiten»  nih 
französisch. 

'^)  VgL  die  Worte  von  Biqot-Peääminiu  bei  Laubbnt  und  diesen  selbst 
a.  a.  0.  Zachabue  a.  a.  0.  S.  574,  Anlangend  den  Umfang  der  EntÄcbidi- 
gungspflicbt,  so  wird  gewöhnlich  daä  damnum  emergens  und  lucrura  casaans  ge» 
fordert,  jedoch  ist  auch  hier  dem  freien  richterlichen  Ermessen  keine  Schranke 
gesetzt  Die  Vorschriften  der  Art.  1146  sq.»  beeonders  1150,  über  die  ,dom- 
magea  et  int^rets*  beziehen  sich  ausdrucklich  nur  anf  Verträge.  ZaceariaI'' 
§  445  S,  577,  AüBBT  et  Kau,  Droit  civ,  frany,  IV,  §  445  8.  748,  MaecapI 
S,  276. 
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'  Beamten  aus  privatrechtlichen  Amtsdelikten  enthalt  das 
>sische  Recht  nieht.  Es  kium  dalier  die  Subsuniption  auch 
fieser  Fälle  unter  die  genannten  tresetzesbestimmuiigen  iiiclit  Wühl 
JsKweifelt  werden  ^^).  Allein  man  ist  hinsichtlich  der  Amtsdelikte 
über  den  Begrifl"  der  „faute**  nicht  einig,  eine  Thatsache,  welche 
Wßh  leicht  aus  der  schon  angedeuteten  Tendenz  des  Gesetzbuches 
t^  über  das  Vorhandensein  der  taute  mehr  das  richterhche 
Hessen,  als  ein  festes  gesetzliches  System  entscheiden  zu  lassen. 
ICHARIAE  wü]  für  diejenigen,  welche  „bei  Ausübung  einer  Wissen- 
oder Kunst^  die  Verletzung  begangen  haben,  eine  Haftung 
wegen  gi*oben  Vei'sehens  eintreten  lassen,  ^propter  Judicium 
bricum  artis*^  ^*).  Dieser  Klasse  von  sachverständigen  Personen 
bheint  er  schlechthin  den  Beamten  zuweisen  zu  wollen.  Das 
Bestiltat  wtire  liieruach  für  das  französische  Recht  dem  preus- 
Bcben  System  entgegengesetzt,  welches  aus  der  gleichen  Erwa- 
pmgy  dass  der  Beamte  Sachverständiger  ist,  wie  wir  sahen,  eine 
jffiTschärfte  Haftung  fiir  denselben  herleitete.  Von  den  älteren 
Jtaizösischen  Scln^iilstellem  will  auch  Merlin  den  officier  pubUc 
nur  für  dolus  und  culpa  lata  haften  lassen,  und  zwar  nach  Ana- 
Jigie  der  roniiiichrechtlichen  Grundsätze  vom  mensor;  doch  zeigen 
■ine  Ausführungen,  dass  er  selbst  dieses  System  fiir  niclit  unter- 
Bliedslos  durchfiilirhar  hält*'').  Unter  den  neueren  französischen 
Juristen  hat  insbesondere  Lachent  einen  der  Theorie  Zachariae 's 
^tgegengesetzten  Standpunkt  eingenommen.  Nach  diesem  Sclnift- 
fäler  soll  in's  Grewicht  fallen,  dass  die  durch  eine  kulpose  Aints- 
handlung  verletzte  Pai'tei  bezüglich  der  Person  des  Beamten, 
dessen  Funktionen  sie  in  Anspruch  genommen  hat,  nicht  freie 
Wahl  hatte,  dass  ihr  vielmehi'  der  Beamte,  im  Ciegensatz  zu  einem 
Vertragsgegner,  oktroyirt  war,     Sie  soll  hiemach  berechtigt  sein, 

Kdem   Beamten    wegen    seiner    verletzenden  Amtshandlungen 
on   im  Fall  des   geiingstens  Versehens  Ei"satz   zu   fordeni  ^^), 


H     '•)  Vgl  den  Wortlant  der   citirten   Artiltd:    «quelconque  de  rbotame* 
«nd   .cbacun  est  resp."    Batbte,  Precis  du  cours  de  droit  public  ,  .  S.  737 
erklärt  den  BeaiDt^a  haftbar  für  ^dol  oa  negügeDco.* 
»•)  Zachaiüab  §  444  S,  574  ff,  und  A.  5  S.  575. 
"^  HlBi^tN,   E^pertoire  uuiversel  et  raisonn^   XXI,    b.    v.   Nullite  §    V 
OS  E 
**)  Laürknt   a,   ft,   0.   II.   359   S.  213.     Mtgelin   n.   a.   0.   g    V  i,   f. 
[412. 
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I 


Das  ReßiilM  der  LAüRENx'schen  Theorie  ist  auch   dasjenige  der 

herrschenden  Meinimg ^-). 

Am  lebhiiftesten  wird  in  Tlieorie  imd  Praxis  die  Frage  der 
Hai'timg  des  Notars  für  die  Gültigkeit  seiner  Akte  erörtert, 
Zachakiae  und  Andere ''^)  behandeln  sie  bei  der  Lehre  von  den 
Deliktsobligationen  und  übersehen  vollständig^  dass  der  fehlerhaft 
handelnde  Notar  gar  nicht  aus  einem  Delikt,  sondern  aus  einem  , 
Vertrage  haftet®*)*  Ebensowenig  haftet  der  Anwalt  und  der  ■ 
Gerichtsvollzieher,  deren  Verantwortlichkeit  in  Art,  293  und  1031 
des  Code  de  procedui'e  ei\äle  env'ähnt  \\ird,  aus  Art.  1382,  1383 
c.  c,  sondern  ak  Mandatar  aus  Art.  1992  daselbst^*). 

Von  den  uns  interessirenden  Beamten,  welche  auf  Grund  von 
Art.  1382,  1383  c-  c.  wegen  ihrer  „fautes"  verfolgt  werden  können, 
sind  im  franzÖsiBchen  Ci^ilgesetzbuch  ausdiiickhch  der  Civilstands- 
beamte  und  der  H}'potliekenbewalirer  genannt*  (Ai*t.  61.  52  — 
Art.  2 108.  2197  sq.  c.  c.)  Diese  Bestimmungen  enthalten  jedoch 
nichts  genaueres  über  den  zui*  Klage  erforderhchen  Grad  der 
Verschuldung^^),  stellen  sich  vielmehr  dar  als  einzelne  Anwen- 
dungsfälle  des  in  Ai^t.  1382,  138S  c.  c.  ausgesprochenen  allge- 
meinen Piinzipes  auf  die  speziell  vorgeschriebenen  Amtsoblieg^^ 
heiten  der  genmmten  Beamten. 

Richterliche  Beamte.  Der  code  de  procedura  eivile  hat 
dem  alteren  französischen  Rechte  der  coutumes  das  Institut  der 
„prise  ä  partie"  gegen  richterliche  Beamte  und  Beamte  des  öffent- 
lichen Ministeriums  *'),  d.  i.  der  Staatsanwaltschaft,  entnommen  ^. 
Die  prise  ä  partie,  d.  h.  die  Regiessklage  der  durch  ein  gesetzlich 


**)  Vgl  Larombi^be,  Theorie  et  pratique  des  obligat.  Bd.  V  S.  696  ff. 
ÄUBBY  et  Raü  S,  756  a.  a.  0. 

**)  Zachaeiab  S.  575  Ä.  5.     Labömbiebe  a.  a.  0* 

**)  Die  Praxis  ist  in  dieser  Frage  lange  scliwaukend  gewesen:  MiBUH 
B,  a.  0.  Bd.  XXI  S.  408  ff.  Vgl.  übrigens  Art  U.  18.  68  des  NotariatsgÄ 
y.  25,  Ventose  XI  (fQr  ElsaBS-Lothrijigeii :  ÄLTnaFP-FoBBTsca,  iSammltuig 
0,  9.  f.  U,  S,  195  ff.) 

")  Uebrigena  haftet  gemäss  Art.  1992  c.  c  auch  der  Mandatar  scbledt- 
weg  für  „faute*. 

*•)  Zachariae  IT,  §  268  S.  122,' 123  läaüt  den  Hypotliekeiibewahrer,  seineiii 
Prinzip  getreu  für  ,eine  Gefährde  unrl  eine  grobe  Nachlässigkeit'  haften. 
Wegen  der  sog.  ,,faiite  aquilienne"  haftet  er  nach  Laurent  111  n.  360  S,  21 S. 

*')  CAEBi-CaAUVBAü,  Lois  de  la  proced.  IV  n.  1800  Ö.  388/389. 

•■)  Mjebun  a.  a.  0.  XXV,  **.  v.  .prise  a  partie"  3.  38  fif. 
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bestinimtes  Versclmlden  des  Richters  u.  s.  f.  verletzten  Partei, 
ist  nach  dem  fi-anzösischen  Gesetzbuch  eine  besondere  Forni  des 
Rechtsstreites,  welche  zugleich  die  Garantien  voller  Genugthuiing 
für  den  Verletzten  und  energischen  Ht  liutsces  gegen  frivole  Klagen 
fiir  den  Richter  bietet. 

Diese  Klage  ist  nach  Art.  505  c.  de  pr.  civ,  in  vier  Fällen 
zulässig: 

1)  wenn  dem  Richter  dol,  fraiide  oder  concussion  im  Lauf 
des  Verfahrens  oder  bei  der  Entscheidung  zur  Last  gelegt  wird***^); 

2)  wenn  das  Gesetz  diese  Klage  ausdrücklich  zulässt; 

3)  wenn  es  den  Richter  für  verantwortlich  bei  Vermeidung 
der  Schadensersatzptiicht  erklärt; 

4)  wenn  eine  Rechtsverweigerung  vorliegt. 

Betreifs  des  zweiten  FaUs  enthält  der  code  d'instruction  cri- 
minelle vier  Fälle  von  Versehen  des  Richters,  welche  eine  prise 
ä  partie  begründen;  durch  die  deutsche  Reichsgesetzgebung,  welche 
diejenigen  Bestimmungen^  deren  Verletzung  das  französische  Geseta&j 
mit  jener  ßegressklage  bedroht,  nicht  kemit^  sind  liier  die  Be* 
Stimmungen  des  letzteren  in  Wegfall  gekommen"*).  Auf  den 
dritten  Anwendiing!?fidl  der  pme  k  partie  beziehen  sich  die  noch 
in  den  deutschen  Rechtsgebieten  geltenden  Vorschriften  des  code 
de  proc.  civ. :  Art.  928  (vorzeitige  Abnalime  der  Siegel  bei  Todes- 
faJlen  durch  den  Richter)  und  des  code  penal:  Art.  114.  117 
(willkürhche  Verletzung  der  individuellen  Freiheit  oder  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  des  Bürgers  durch  einen  öifentlichen  Beamten, 
oder  willkürhche  Verletzung  der  Verfassung  durch  einen  solchen, 
entsprechend  §  341  des  deutschen  R.-Str.-G.-B/-»^)  "'^), 

In  französischer  Gestalt  war  die  Regressklage  gegen  den 
Richter  nicht  ohne  vorherige  Erhiubniss  des  Gerichts  anzustellen, 
vor  welchem  der  Prozess  verhandelt  werden  sollte.     Für  Deutsch- 


■  *^  Lata  culpa  steht  im  AUgewieinen  dem  dol  nicht  gleich :  SiRKr  et 
ülLBEBT,  les  Codes  anootös  zu  Art.  505  c.  de  proc  civ.  S.  349  Ä.  5  und 
Cabbä-Chauviaij  n.  1805  8.  392  ff. 

•**)  Es  Bind  dien  Art«  77.  122,  164.  271  c.  <i'mstnict.  criiii.  Vgl  Althoff- 
FonTsCH  a.  a.  0.  I  U. 

•')  Welcher  Paragrraph  auf  Grund  Ton  Art.  III  E,  G.  %nm  St.-G.-B.  lur 
Ergänzung-  des  Art.  117  c.  p^n.  an  Stelle  des  durch  diesen  Art,  in  Bezug 
genomiBeoen  Art.  114  tritt.    Vgl.  AlthofF'Foertscm  I  0.  tu  Art,  114  c.  p. 

•^  Das   Genaiere   zu   dura    Gesagten   bei  CAREi-CßÄüVEAü   o.  1805  ff. 
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knd  hat  §  11  E.-G.  zum  G.-V.-G.,  über  welchen  im  zweiten  Ab- 
schnitt dieser  Arbeit  noch  genauer  gehandelt  werden  wird,  diese 
Bestimmung  beseitigt^  indem  er  unter  alleiniger  Zulassung  einer 
nicht  hierher  gehörigen  Ausnahme  im  Prinzip  diejenigen  landes- 
rechtlichen Gesetze  aufhebt,  durch  welche  die  straf-  oder  zivil- 
rechtUche  Verfolgung  öffentlicher  Beamten  wegen  ihrer  amtlichen 
Handlungen  an  besondere  Voraussetzungen  gebunden  war.  Auch 
die  Prozessstrafen,  welche  die  mit  ihrer  requete  zurückgewiesene 
(Art.  513  c.  de  pr.  civ.),  sowie  die  durch  Endurtheil  abgewiesene 
Partei  (Art.  516  das.)  trafen,  sind  durch  den  neuen  deutschen 
Prozess  für  uns  weggefallen®^). 

Somit  sind  für  die  deutschen  Rechtsgebiete  die  formellen 
Eigenthümlichkeiten  der  prise  ä  partie  beseitigt,  und  dieselbe  reiht 
sich  folgeweise  den  regelmässigen  Prozessen  an. 

Die  französische  Jurisprudenz  bezieht  die  Vorschriften  des 
Art.  505  und  der  folgenden  (code  de  pr.  civ.)  auch  auf  die  richter- 
liche Thätigkeit  in  nichtstreitigen  Sachen,  indem  sie  für  den 
Eichter  schlechthin  das  Prinzip  der  Art.  1382.  1383  c.  c.  lediglidi 
in  der  durch  die  gedachten  Artikel  des  code  de  pr.  civ.  gegebenen 
Spezialisirung  anerkennt  **). 

Demnach  ist  im  französischen  Rechte  der  Richter  überhaupt 
von  der  strengeren  Haftung  anderer  Beamten  frei*^). 

§  5.     Sächsisches  Recht. 

Es  sei  zum  Schluss  gestattet,  unter  den  übrigen  Gesetzes- 
kodifikationen auf  das  sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch  von  1863 
einen  Blick  zu  werfen,  weil  dasselbe  eine  eigenthümliche  Regelung 
unserer  Frage  enthält. 

Die  Deliktsklage  des  sächsischen  Rechtes  setzt  eine  durch 
Begehungen  oder  Unterlassungen  erfolgte  Rechtsverletzung  und 
eine  dem  Urheber  oder  dem  Unterlassenden  zur  Last  fallende 
^Verschuldung"    voraus  —  §  116  sächs.  bürg.  Gb*®).     Das  Po- 


®*)  Althopf-Poertsch   T  D.   zu  Art.  505—111  c.  de  pr.  civ.  Anm.  18. 
•*)  SiRBY  et  Gilbert  a.  a.  0.  zu  Art.  505  cit  A.  9. 
^^)  Dieses   Resultat  behauptet  auch  für  das  ältere  Recht  der  coutume«, 
in  Anlehnung  an  das  romische  Recht    Merlin  XXV,  S.  41. 

^)  Von  der  aquilischeii  Deliktsklage  speziell  handeln  §§  1483  ff. 
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ulat  der  Verscliuldung  wird  dann  in  §  121  vom  Standpunkte 
M  diligem  pater  familia^s  aus  erklärt*'). 

I  Von  tlieseni  Grundsatz  wird  Tdr  die  Fälle  der  ,, Verletzung 
koiiderer  Berut'spHicliten^  in  §§  1506  ff.  eine  Ausnaluue  gemacht. 
L  §  1506:  „Wer  durch  ahsichtliche  Verachuldung  oder  grobe 
fthrlässigkeit  eines  richterlichen  Beamten  bei  Verhandlung  oder 
ntscheidung  eines  Rechtsstreitetj,  oder  in  Geschäften  der  frei- 
illigen  Geriehtsharkeit '**'*)  Schaden  erleidet,  kann  dessen  Ersatz 
^  dem  schuldigen  Beamten  fordern.  Dieser  Anspruch  fällt  weg, 
änn  der  Verletzte  Rechtsmittel  niclit  gebraucht  hat,  durch 
?lche  er  die  ihm  Schaden  bringende  richterhche  Handlung  hätte 
irenden  können^« 

l  §  1507:  „Von  dem  Staate  oder  von  Gemeinden  angestellte 
ferw^altungsbeamte  haften  für  den  Schaden,  welchen  sie  bei  Be- 
miUang  der  ilmen  obliegenden  Geschäfte  ahsichthch  oder  dnrch 
fcbe  Fahrlässigkeit  verursachen,  ausgenommen,  wenn  der  Beschä- 
gte  unterlassen  hat,  die  gesetzlichen  Mittel  zu  getirauchen^  durch 
dche  er  tlie  Schadenzufügung  hätte  abwenden  können". 
I  Nach  sächsischem  Rechte  stehen  also  alle  Beamte,  die  rich- 
rlichen  und  die  nichtrichterlichen,  bezüghcli  ihrer  Haftung  aus 
lerlaubten  Amtshandlungen  einander  gleich,  so  zwar,  dass  dem 
Fentlichen  Amte  die  Kraft  innewolint,  die  Haftung  seines  Trägers 
jgenüber  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Verantwortlichkeit 
unerlaubten  Handlungen  zu  vermindern^*). 


[ 


§  6.    Resultat* 


Wir  haben  aus   den  Ausführungen  dieses  Kapitels  ersehen, 

Lss  für  das  römische  und   französische  Recht   die  Stellung  des 

eamten  bezüglich  seiner  Haftung  aus  gesetzwidrigen  Amtshand- 

en  keine  reclitÜchen  Besonderheiten  bewirkt^  wahrend  dieselbe 

preussischen  Rechte   eine  Verschärfung,    im    sachsischen   eine 


•')  Vgl.  Stobbb,  deutsches  Pnvatrecht  111  S.  375. 
^)  Unter   äimes  Moment   fällt   aucli  die  Bourtheilüng   der  Befreavldago 
fCD  den  ObervoTmDcdsciiaftsTichtßr   Sisbenhaar,   Kommentar   z.  bürg.  Gb. 

(S.  173. 
••)  üeber  die  Haftung  des  Beamten  im  bairiacben  Recht«,  insbesondere 
iCT  die  Haftung  des  Richters  in  nichtatreitigen  Sachen  Roth^  bair.  Civilr.  I 
528  §  102  g.  E, 
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Abmflderung  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  allgemdnen 
Grundsätzen  über  die  Deliktsklagen  zur  Folge  hat.  Die  Ver- 
antwortlichkeit des  Richters  in  streitigen  und  bezw.  auch  in  nicht- 
streitigen  Angelegenheiten  war  im  preussischen  und  firanzösisch^ 
Rechte  gegenüber  der  Verantwortlichkeit  der  anderen  Beamten- 
kategorien  eine  mildere.  Im  sächsischen  Rechte  steht  auch  der 
Richter  unter  den  Grundsätzen  über  Beamtenverantwortlichkeit, 
und  auch  für  das  s.  g.  gemeine  Recht  darf  man,  insbesondere  auf 
Grund  der  R.-K.-G.-0.  behaupten,  dass  der  Richter,  wie  der  Ver- 
waltungsbeamte, im  Wesentlichen  unter  den  allgemeinen  Gkimd- 
sätzen  über  Deliktsklagen  steht. 


IL  Absolmitt 

Formellrechtlicher  Theil;  die  Yerfolgrbarkeit  der  Beamten  wegea  liTil- 
oder  strafreclitlioher  Delikte. 


Erstes  E^apftel. 
Die  allgemeinen  historisohen  und  dogmatisohen  anmdlagen. 

§    1.     Der    Grundsatz    der    freien    Verfolgbarkeit   der 

Beamten  und  die  französische  Lehre  von  der  Trennung 

der  Gewalten  in  ihrem  Einfluss  auf  denselben. 

Soll  der  Rechtsgrundsatz  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten 
für  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen,  wie  ihn  diese 
Arbeit  bis  hierher  entwickelt  hat,  nicht  leerer  Schall  sein,  so 
muss  für  seine  unbehinderte  Verwirklichung  die  richterliche  Au- 
torität im  Staate  aufgerichtet  sein.  Die  freie  gerichtliche  Ver- 
folgbarkeit des  Beamten  cliarakterisirt  den  Rechtsstaat^). 

Diese  Forderung  sehen  wir  im  römischen  Recht  wie  im 
Rechte  des  alten  deutschen  Reichea  ohne  Einschränkung  anerkannt. 
Es  war  der  Zeit  der  französischen  Revolution  vorbehalten,  gegen 
dieselbe  Widerspruch  zu  erheben. 

Im  römischen  Rechte  war  die  zivil-  und  strafrechtliche  Ver- 
folgung der  Beamten  im  Grossen  und  Gunzen  unter  die  Regeln 


*)  Vgl.  hierza  and  zu  dem  Abschnitte  Qberhanpt  die  vorzügliche  Ab- 
handlung über  die  Idee  der  Verwaltangsgerichte  von  Lob.  Stkin  in  seiner 
„Verwaltungslebre"  I.  Th.  (2.  Aufl.)  S.  403  ff. 
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des  allgemeinen  Rechtes  gestellt^).  Die  Gefahr,  welche  füi*  den 
Bechtsschutz  des  Privatmannes  gegen  den  hölieren  Beamten  in 
dem  Grundsätze  lag,  dass  der  Magistrat  nur  bei  einem  par  raa- 
jorve  magistratus  verklagt  werden  konnte,  wurde  |)aralysirt  durch 
das  tribniiizische  Kecht,  jeden  Beamten  in  Strafe  zu  nelimen  und 
sm  verhaften.  Wenn  der  untere  Beamte  erst  nach  Niederlegung 
seines  Amtes  zur  Verantwoiiung  gezogen  wurde,  so  scheint  dies 
mehr  in  der  allgemeinen  Uebung,  als  in  zwingendem  Rechte  be- 
gründet gewesen  zu  sein^). 

Im  altdeutschen  Rechte  war  der  ßnindsatz  der  unbehinderten 
Verfolgbarkeit  des  Beamten,  ja  der  höchsten  Obrigkeit,  des 
Landesherm,  des  Kaisers,  zu  noch  entscliiedenerer  Anerkennung 
getilgt.  Es  sind  uns  Recht^nstreitigkeiten  gegen  den  Kaiser, 
welche  auf  Grund  von  gesetzwidiigen  Amtshandlungen  desselben 
vor  dem  Reichskammergericht  zum  Austrag  kamen,  bekannt*). 
I  Einen  prinzipiellen  Wandel  der  Anschauungen  bewirkte  erst 
die  MoNTESQiriEü'sche  Theorie  von  der  Trennung  der  Gewalten*). 
Der  neue  Grundsatz,  dass  die  „hberte  politique"  des  Bürgers 
bedingt  sei  durch  die  selbständige  Aktion  der  gesetzgebenden, 
follziehenden  und  richterhchen  Gewalt,  welche  vermöge  des  ste- 


*)  .Die  ungemeitie  politisclie  Begabung  der  Homer  hat  sich  in  Betreff 
der  magistratificlien  Verantwortlichkeit  vor  Allem  darin  offenbart  t  dass  sie  im 
Allgemeinen  den  Beamten  keine  Ausnahmestelliing,  weder  eine  erschwerte  noch 
eine  erleichtertet  gegeben  haben»  Im  Ganzen  genommen,  unterliegt  der  Be- 
amte wie  der  Private  der  gewöhnlichen  Kriminal-,  Adminiatrativ-  und  Civil- 
jarisdiktion,  und  hat  das  niünstrose  In&titut  exzeptioneller  i»>litLScfaer  Kon* 
trolhüfe  bd  den  Römern  nicht  die  Eolle  gespielt,  die  die  Annalen  so  vieler 
anderer  Staaten  entstellen.*  Mokmeek,  röinischea  Sätaatsrccht  I  S,  672—674 
Q,  A.  1  das.  Die  entgegcng«Mt«to  Auffassung  vertritt  Lokmsg,  deutsches 
Verwaltnngsrecht  S.  77  L 

•)  MoiOMTO  a.  a.  0.    S.  679/680  (u,  Ä.  5)  68L 
I  *)  LOENINO  a.  a.  0*   S.  771.    112   mit   Anm.  2  uod  3:    Bezüglich   der 

Landeab^ren  vgi  Jon.  Jag*  Mosxb,  Von  der  Toutaehea  Untcrthanen  Rechten 
und  Pflichten  1774,  cap.  IJI  9  ^6  al.  2:  „Und  so  können  sie  (die  deutschen 
Uoterthanen)  auch  ihre  eigenen  Landesherrn,  und  alle  Andere^  in  denen  nach 
den  Eeichsgesetzen  .  ,  darzu  qualilicirten  Fällen,  in  erster  Instanz  vor  denen 
b9dist«n  oder  resp.  auch  vor  (knen  subalternen  Eeichegerichten  belangen**. 

•)  MoNTlSQüiEU»  de  resprit  des  Ms  K  11  eh.  6  „de  la  Constitution 
d^Angleierre*  (in  der  Lahuie'schen  Ausg.  der  Oeuvres  complets  de  M,  t,  L) 
8,  130  iL  137  ff.  Vgl.  auch  v,  Sarwbt,  das  öffentlicho  Becht  und  die  Ver- 
waltangsreditsptiege  1880,  8.  305. 
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tigen  E[ampfes  unter  denselben  (vermöge  des  „se  contrebalancer^) 
die  willkürliche  Herrschaft  einer  einzelnen  von  diesen  Gewalten 
hindert  und  so  die  Macht  der  Regierung  zu  Gunsten  der  Rechts- 
stellung des  Unterthans  eindämmt,  —  dieser  neue  Grundsatz 
zog  eine  feste  Grenze  zwischen  den  Gerichten  und  Verwaltungs- 
organen. Das  Zurückdrängen  der  richterlichen  Kompetenz  musste 
in  einem  Lande  freudig  begrüsst  werden,  welches  damals,  wie 
man  weiss,  von  Misstrauen  gegen  die  Gerichte  beherrscht  war. 
So  sanktionirten  denn  die  Gesetze,  welche  zuerst  das  Prinzip  der 
„Separation  des  pouvoirs"  aufstellten,  zugleich  den  Grundsatz,  es 
solle  kein  Verwaltungsbeamter  in  Sachen  seiner  Amtsobliegen- 
heiten vor  die  Gerichte  gezogen  werden  dürfen,  es  sei  denn  auf 
die  Weisung  der  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  •). 

Den  Schlussstein  dieser  Entwickelung  bildet  der  bald  des 
Näheren  zu  erörternde  Art.  75  der  Konstitution  vom  22.  fri- 
maire  VUl,  welcher  als  Voraussetzung  der  gerichtlichen  Verfolg- 
barkeit eines  „agent  du  gouvernement"  wegen  „faits  relati&  ä 
ses  fonctions"  die  vorherige  Genehmigung  durch  den  Staatsrat 
erfordert').  Ausgenommen  von  der  Geltung  des  Art.  75  sind 
desshalb  alle  richterlichen  Beamten,  weil  das  Prinzip  der  Trennung 
der  Gewalten  dadurch  nicht  vorletzt  wird,  dass  ein  Justizbeamter 
vor  den  Justizbehörden  frei  verfolgbjir  ist^). 

Der  gedachte  Artikel,  entstammend  der  revolutionären  Lehre 
von  der  Trennung  der  Gewalten  und  der  wahren  bürgerüchen 
Freilieit,  ist  gleichwohl  der  Ausdruck  eines  für  die  Verwirklichung 
der  letzteren  höchst  bedenklichen  büreaukratischen  Systems.  Das 
Recht    des  Einzelnen  wird  gefährdet   durch    die    exorbitante  Be- 

•)  So  namentlich  das  Ges.  v.  7./14.  octobre  1790  —  cfr.  Ges.  v.  16.24. 
aoüt  1790  —  und  die  Konstitution  vom  5.  fructidor  III. 

^)  „Afin  de  mieux  assurer  la  Separation  des  poavoirs  admini- 
stratif  et  judiciaire,  le  lögislateur  ne  permet  pas  quc  los  agents  du  Gou- 
vernement soient  poursuivis  devant  les  tribunauz  ordinaires  sans  rautorisation 
pröalable  de  Tautoritö  administrative,  ordinaircnient  sans  la  permission  dn 
conseil  d'Etat."  Batbie,  Pr^cis  du  cours  de  droit  public  etc.  S,  737.  —  SiB- 
moNT,  Traite  de  Torganisation,  de  la  comp6tence  et  de  la  proc^ure  en  mat- 
content.  admin.  etc.  I  S.  128.  Dalloz,  Jurisprudence  g^n^ale,  Repert.  de 
l^gisl.  etc.  XXXn,  8.  V.  »mise  en  jugement  des  fontionnaires  publics*"  n.  5,20  u.  21 

")  Dalloz  a.  a.  0.  n.  18.  252  ff.  254.  Aus  dem  gleichen  Grunde  entzieht 
sich  auch  der  Fall  der  Verfolgung  eines  Verwaltungsbeamten  vor  dem  Ver- 
waltungsgericht der  Vorschrift  des  Art.  75.    Sbbbignt  a.  a,  0.  S.  149  Z.  26®. 
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fiigniss  des  pouvoir    ex^cutif,    die  gerichtliche  Verfolgung  seiner 

tgane  nach  freiem  Ermessen  zuzulassen  oder  zu  versagen.  Was 
r  natürlicher,  ak  d;iss  diese  Kouaequeuz  der  RfONTES^uiEu'schen 
Lehre  Seitens  der  Liberalen  selbst  unter  dem  Drucke  der  berüch- 
tigten Kestaumtionsepocbe  die  heftigsten  Angiiffe  erfulir?  Man 
Kllte  auf,  Art.  75  der  Konstitution  v.  j.  VIII  sei  ausser  Kraft 
areten  durch  Art.  6B  der  charte  vom  4,  Juni  1814,  welcher 
hisagte:  „les  lois  actuellement  existantes,  qui  ne  sont  pas  con- 
ftürea  ä  la  presente  chai*te,  restent  en  vigueui-,  jusqu'Ä  ce  qu*U 
y  soit  legalement  deroge";  denn  die  Behinderung  des  Rechtsweges 

figen  den  Beamten  widei-sprcchc  dem  Geiste  der  charte.    Jedoch 
Nler  des  Kassationshof  noch  auch  der  Staatsrath  machte  diese 
uffassung  zu  der  scinigen*).     Unter  Louis  Puujppk  wurde  so- 
dann   im^Jahre  1835  ein  Gesetzentwurf   vorgelegt,    welcher   mit 
dem  Privilegium  der  Beamten  aus  Art.  75  cit.  aufräumen  sollte. 
Bei  der  Berathung  desselben  mussten  sich  die  Ijiberalen  von  einem 
Vertheidiger    des  Art»  75  (Vi Wen)    zurufen    lassen,    sie    konnten 
doch  unracighch  ein  Gesetz  auflieben  wollenj  welches  als  Ausfluss 
Br  Trennung  der  Gewalten  die  Gai*antie  der  bürgerlichen  Freiheit 
Bthielta  **).     Der  vorgelegte  Entwurf  wm*de  nicht  zum  Gesetz, 
TOd  tlie  Geltung  der  so  viel   angefochtenen  „garantie  constitutio- 
nelle",  ^ie  das  Beamtenprivileg  genanni  ward,  biieb  nnbezweifett  '*), 
bis  dm'ch  Dekret  der  ßegierung  der  nationalen  Vertheidigung  vom 
19.  September  1870  x\rt.  75  für  Franki'eich  aufgehoben  wurde  **). 
Unter  den  deutschen  Kechtsgebieten  erhielt  Art.  75  der  Kon- 
stitution  v,  J.  VTII  in  Elsass-Lothringen,  Khein-Baiern  und  Rhein- 
Hessen    gesetzliche   Geltung.      Baden,    Hessen    und   Baiern,    die 
beiden    letzteren  Länder    für    die    nicht  rheinischen   Gebiete,    und 
Preussen  ^')  haben  Nachbildungen  des  Art.  75  geschaifen.    Dabei 

■      *)  Dalloz  d.  21.  22. 

M      *")  Dalloz  n.  23. 

B      **)  Dalloz  n.  23,  i  t   FoERTScn  i.  d,  Pucli.'scben  Ztaclift  a.  a.  0,  S,  345, 

V       **)  Altiioff-Fokbtsch,  Sammlung'  etc.  11  S.  155  A.  l  zu  Art.  75, 

^')  Der  preuBsische  Jüstiziiiiii ister  Simons,  der  Urheber  des  viekngefocb- 
tenen  GesetzeB  vom  13,  Febniar  1854  nannte  Jen  Grundsatz  der  ^garantie'* 
jts  Beamten,  wie  ibn  Art.  75  aufgestellt  hatte,  eine  p,iiot!i wendige  Konse- 
quenz der  neuen  koostitutionellen  Regiemtigsfonn."  Gkeist,  Vier  Fragen 
lur  deatfichen  Sfcrarprozesaordniing  S.  4L  Deraelbe.  Rechtaataat  S,  208  IL 
De  »selben  Ilede  im  Reiciiötag  (Sess.  187Ö  I  S.  383—384)  Vgl  aucb 
?L2E,  preusB.  Staatsrecbt  S.  118—120, 


—     390     — 

war  jedoch  — ,  was  wohl  xu  beacliten  ist,  —  nicht  sowohl  das 
Prmzip  der  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  ak  vielmehr 
der  6esiclits)>uokt  massgebend,  dass  der  Beamte  gegen  vexato- 
rische  Klagen  und  Denunziationen  geschützt  werden  müsse,  eine 
Erwägxmgj  welche  insbesondere  für  Preussen,  dessen  firüherer 
Prozess  die  gerichtliche  Zurückweisung  frivoler  Klagen  „a  limine** 
kannte,  nicht  eben  fem  lag  **).  Die  Leidenschaften  des  Unter- 
thans,  der  sich  durch  ein  Organ  der  Staatsverwaltung  verletzt 
glaubt  und  auf  Genngtlmung  drängt,  sollen  aufgehalten  werden 
können  durch  die  Noth wendigkeit  der  Vorentscheidung  einer  Ver- 
waltungsbehörde über  die  Frage,  ob  der  Beamte  sich  einer  Amts- 
verletzung schuldig  gemacht  habe. 

In  den  deutschrechtlichen  Nachbildungen  des  französiscbenj 
Gesetzes  war  mitbin  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  für  die  Frage 
der  Beamteuverfolgung  nicht  in  Zweifel  gezogen  worden,  wie  dies 
in  dem  originalen  Art.  75  geschehen.  Die  Genehmigung  der 
Verwaltungsbehörde^  welche  im  französischen  Gesetze  den  Ge- 
danken der  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  repräsentirte, 
bedeutete  in  den  deutschen  Nachbildungen  nichts  als  eine  Schutx- 
wehr  gegen  frivole  Verfolgungen.  Es  muss  streng  daran  fest- 
gehalten werden^  dass  diese  Genehmigung  hier  niemals  eine  ver- 
waltungsrecbtliche  Zuständigkeit  in  Fragen  der  Beamtenverant 
wortlichkeit  zum  Ausdruck  bringen  wollte.  Dadmxh,  dass  die 
Verwaltungsbehörde  mit  der  Genehmigung  betraut  wurde,  entstand, 
namenthch  in  Preussen,  eine  Verwii'rung  in  Theorie  und  Praxis^ 
von  welcher  weiter  unten  zu  handeln  sein  wu-d. 

Es  ist  sehr  beachtenswertb ,  dass  die  diametral  entgegen- 
gesetzten Ausgangspunkte  des  französischen  und  des  preussischefl 
Rechtes,  der  Schutz  der  bürgerlichen  Freiheit  gegen  den  Druck 
der  Regierung  einerseits  und  der  Schutz  des  Beamten  gegen  die 
Leidenschaften  des  Ünterthans  andererseits  zu  der  nämlichea 
Rechtsinstitution  gefülirt  haben. 

So  herrschten  in  den  deutschen  Ländern,  welche  schon  mit 
dem  Grundsatze  der  garantie  constitutionelle  theils  direkt  (wie 
Elsass-Lothringen,  Rhein-BaiBrn,  Rhein-Hessen),  theils  indirekt 
(wie  Baden,  die  nichtrheinischen  Gebiete  von  Baiem  und  Hessen^ 

'*)  ^Ifl  Aim,  5  der  ganzen  Arbeit  (Heft  I  des  Archivs),  Auch  sclioo 
Im  franzQsischen  Rechte  hat  sich  dieser  GesicbtdpuEkt  geltend  gemacht. 
Dalloz  n.  19, 
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aowie  Preussen)  infizirt  waren,  Gesetze^  geeignet,  jeden  Rechts- 
schutz gegen  Beamte  illusorisch  zu  machen,  als  die  Aufgabe  an 
die  neue  deutsche  Reichsgesetzgebung  herantrat,  die  Rechtsverhält- 
nisae  der  Reichsbearaten  und  die  Ordnung  der  Gerichtsverfasaung 
zlich  zu  nonniren. 

2.     Der  Einfluss  der  Reichsgesetzgehung  auf  die  Ver- 
folgbarkeit der  Reichs-  und  LandesbaamteE. 

a)    §  IS  des  R^Iehslieamteiigesetzes* 

Es  war  vorauszusehen,  dass  die  zahlreichen  Feinde  des  adop- 
tirten  französischen  Systems  das  Recht  der  Reichsbeamten  hier- 
von rein  erhalten  wollten.  Es  war  von  voni  herein  vorauszusehen, 
dass  die  diesbezügUche  Regierungsvorlage  des  ersten  Entwurfes, 
welcher  am  18.  März  1869  dem  Reichstag  zuging  und  seitdem 
noch  drei  Mal,  zuletzt  am  12.  März  1872,  vorgelegt  wurde,  ent- 
schiedenen Widerspruch  finden  würde.  Denn  diese  Vorlage  be- 
stimmte, wie  wii-  sahen,  dass  bis  zura  Erlass  eines  Reiclisgesetzei 
über  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Reichs- 
beamten wegen  diensthcher  Handlungen  oder  Unterlassungen  hicjr- 
fiir  diejenigen  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten 
inthaltenen  Bestimmungen  massgebend  sein  sollten,  welche  am 
dienstlichen  Wohnsitz  des  Reichsbeamten  fiir  die  Behandlung  der- 
selben Frage  bezüglich  der  Staatsbeamten  gelten  u.  s.  w*  Das 
hiess  also,  die  in  den  Landesrechten  mit  garantie  constitutionelle 
domizilirten  Reichsbeamten  unter  jenes  Privileg  stellen*  Schon 
die  an  die  beiden  eisten  Regiemngsentwürfe  von  1669  und  1870 
anknüpfenden  Beschlüsse  der  Reichstagskommission  ersetzten  jene 
Vorlage  durch  die  AufsteUuug  des  Grundsatzes  der  Beamtenver- 
autworthchkeit.  In  dem  Kampfe  um  diese  beiden  Positionen  gab 
der  Bundesrath  die  seinige  auf^^):  an  SteUe  der  Regierangsvor- 
lage trat  §  13  R.-B*-G,,  dessen  Wortlaut:  „Jeder  Reichsbeamte 
ist  fiir  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen  verant- 
wortlich" bereits  im  ersten  Abschnitt  dieser  Arbeit  eine  einge- 
hendere Besprechung  fand» 

Hat  nun  §  13  R.-B.-G.  für  die  Reichsbeamten,  die  in  den 
Landesrechten  der  garantie  constitutionelle  domizüirt  sind,  eine 
Exemption  von  diesen  Gesetzen  geschaffen?  Und  hat,  was  damit 


")  Kahvgiessib  a.  a.  0,  S,  3  ff. 


26* 
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aufs  engste  zusammenhängt,  der  gedachte  §  13  die  Garantie  auch 
für  die  ekass-lothringischen  Landesbeamten,  auf  deren  Rechts- 
verhältnisse durch  Art.  I  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1873 
das  R.-B.-G.  ausgedehnt  worden  ist,  aufgehoben? 

lieber  die  Beantwortung  dieser  Frage  herrscht  Streit.  Was 
das  Recht  der  Reichsbeamten  angeht,  so  behauptet  die  herrschende 
Ansicht,  dass  mit  dem  Grundsatze  des  §  13  von  der  Verant- 
wortUchkeit  des  Reichsbeamten  diejenigen  Partikulargesetze  unver- 
trägUch  seien,  welche  die  Verfolgbarkeit  des  Beamten  von  der 
willkürlichen  Entscheidung  einer  Verwaltungsbehörde  abhängig 
machen.  „Der  Satz",  sagt  Poertsch  vom  Standpunkt  des  elsass- 
lothringischen Rechts  aus^*),  „der  Satz:  „„der  Beamte  ist  haftbar 
für  gesetzwidrige  Amtshandlungen""  und  der  andere  Satz:  „„der 
Beamte  kann  nur  haftbar  gemacht  werden,  wenn  es  der  Ober- 
präsident gestattet"",  widersprechen  sich  direkt,  weil  das,  was 
der  eine  als  Recht  gewährt,  in  dem  anderen  zur  Vergünstigung 
wird".  Der  letztere  Satz  könne  demnach  nicht  eine  Ergänzung, 
sondern  nur  eine  Einschränkung  des  ersteren  enthalten:  darum 
dürfe  fiir  seine  Beibehaltung  auch  nicht  §  19  R.-B.-G.  heran- 
gezogen werden,  welcher  für  die  durch  Reichsgesetz  nicht  nor- 
mirten  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  die  Ergänzimg  durch 
die  Bestimmungen  der  betreffenden  Landesgesetze  zulässt  ^^). 

Diese  Ansicht   beruht   auf   einer  Verkennung    des  Begriffes 


»•)  a.  a.  0.  S.  496. 

")  Gremäss  seiner  schon  oben  in  Anm.  9  der  Arbeit  (HeftI)  gerügten  Auffas- 
sung, als  behandle  §  13  R.-B.-G.  nur  die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit,  folgert 
FoEBTSCH  aus  der  formellrechtlichcn  Bedeutung  jenes  §  die  Freiheit  der  ge- 
richtlichen Verfolgbarkeit  des  Keichsbeamten  von  den  landesrechtlichen  Be- 
schränkungen lediglich  im  Hinblick  auf  zivilrechtliche  Klagen.  Da  nun  §  13 
R.-B.-G.  auch  für  die  Rechtsverhältnisse  der  elsass -lothringischen  Landesbeamten 
gilt,  behauptet  dieser  Schriftsteller  auch  die  Freiheit  der  civilrechtlichen  Ver- 
folgbarkeit der  letzteren  von  der  Vorschrift  des  Art  75.  Auf  strafprozessualem 
Gebiete  hat  hiernach  Art.  75  sowohl  für  die  elsass-lothringischen  Landesbeamten, 
als  auch,  gemäss  §  19  R.-B.-G.,  für  die  im  Reichslande  domizilirten  Reichs- 
beamten gesetzliche  Geltung  —  a.  a.  0.  S.  503.  —  In  einer  nicht  veröffent- 
lichten Entscheidung  hat  im  Gegensatz  zu  dieser  Ansicht  das  Reichsgericht  in 
Sachen  eines  Apothekers  gegen  einen  reichsländischen  Bezirksprasidenten  auf 
Schadensersatz  wegen  ungesetzlich  verfügter  Schliessung  der  Apotheke  mit 
Recht  ausgesprochen,  dass  auch  hier  —  auf  zivilrechtlichem  Gebiete  —  die 
Vorschrift  des  Art.  75,  bezw.  des  §  11  al.  2.  E.-G.  zum  G.-V.-G.  und  §  11 
des  els.-lothr.  Ausf.-Ges.  zum  G.-V.-G.,  Platz  greifen  dürfe. 
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der  Verantwortliclikcit ;  die  VerantwortHciikeit  htit  eine  materielle 

Ed  formelle  Seite.  Der  (inindsatz  der  materiellrecbtlichen  Ver- 
twortlichkeit  des  Beamten  wird  dadiircli  niclit  aufgehoben,  dass 
'  seine  fomiellreclitliche  Verwirklichung,  d.  h.  für  die  gericht- 
liche Verfolgbarkeit  des  Beamten,  gewisse  Bedingungen  vorge- 
schrieben sind;  ja,  diese  fi^nBellen  Bedingungen  bedeuten  nieht 
^iimal  eine  Eiuschräiikung  der  materiellen  Verantwortlichkeit, 
HoDdem  nur  eine  Erschwerung  ihrer  praktischen  Verwirklichung, 
Aus  diesem  Argumente  lässt  sich  daher  nicht  mit  Foehtsch  die 
Exemption  des  Reichsbeamten  von  der  garantie  constittitionelle 
des  Landesrechtes,  welchem  er  unterstellt  ist,  herleiten. 

■  Eine  andere  Ansicht  legt  dem  §  13  E,-B.-G-,  eine  formell- 
»chthcbe  Bedeutungj  kraft  deren  der  Reichsbeainte  von  der  lan- 
■esreebtlichen  Garantie  befreit  wwde,  nicht  unter  und  liält  dem- 
■läch  die  hier  fraglichen  fornielh-echtlichen  Sätze  der  Landesrechte 
■b-  wohl  veiiräghch   mit  dem  Grundsatze  des  §  13  R,-B.-GJ*). 

■  Beruft  man  sich  auf  die  Entstebungsgeschichte  des  §  13 
R.-B.-G.,  so  wird  man  die  Frage  nicht  fordeni.  Es  ist  wahr, 
Abss  dieser  Gesetzesparagrapb  eine  Regierungsvorlage  über  die 
formellrechtliche  Verantwortlichkeit  des  Beamten  ersetzt.  Es  ist 
wahr^  dass  eine  Anzahl  von  Rednern  im  Reichstage  den  §  13  in 
dem  hier  bekämpften  fonnellreclithchen  Siime  interpretiiie,  als 
enthielte  er  die  Anerkennung  der  unbi^hinderten  gerichtlichen 
AVrfoIgbarkeit  des  Reirhsbeamten  *'').  Aber  diese  Auffassung  ist 
im  Hause  nicht  unbestritten  gehlieben.  Insbesondere  hat  der 
Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  geltend  gemacht,  dass  der 

^^^"■)  Hiernach  soll ,  hinsichtlicli  des  reichsHndi sehen  R^jchtes ,  Art.  75  für 
■te  Landesbeaniten  itn  vollen  Umfange  aufrecht  erhalten  sein.  So  ältüofp- 
FOBBTscfl  a,  a  0.  II  zu  Art  75  A,  1  S.  155.  Leoni,  das  Staatsr.  von 
Els.-Lothr.  in  Marquardsen's  Handb.  d.  ölientl.  Rechts  I,  2  S,  252.  Ueler  das 
Verhältniss  des  Art.  75  zu  den  Recht^sverhÜltnissen  der  els.-lothr.  Reich sbeamten 
iMt  dabei  nichts  gesagt. 

•♦)  Reden  des  Abg.  Dr.  Laskbr  (Verh.  1872  I  S.  163)  und  MiQUftL 
du.  S.  168),  bei  KAlfNGiBSöKR  S.  61  und  62  und  MigirfeL  (Verb.  1876  11. 
S.  935),  Abg.  Kannoiesseb  (Rede  S.  54  seines  Komraentara).  Eid  an  die 
Eegienmgs vorläge  (zu  §  Kl)  aukniit*t"»inder  Abänderungsvorschlag  deM  Abg. 
ir.  Zkblitz,  von  den  Landesrechten,  welche  vorläufig  anf  die  Rech  tsverb  ült- 
rnsse  der  Reichsbeamten  auä^^edebnt  werden  sollten,  das  prensaische  Konliiktü- 
geaetx  vom  13.  Februar  1851  auszunelimen  ,  wurdf  mit  der  Vorlage  vom  Reiclis- 
JagB  verworfen.     Kanngiksskr  S.  M,  62, 
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Beehtssatz  des  Kommissionsbeschlusses  lediglich  die  Bedeatung 
eines  „Programmes'';  eines  „Prinzips"  hätte.  Ja,  er  hielt  dafar, 
dass  eine  Verfolgbarkeit  nach  den  allgemeinen  Begehi  der  6e- 
richtsrerfassung;  d.  h.  vor  dem  im  Allgemeinen  kompetenten 
Gerichte  nicht  in  der  Absicht  der  Antragsteller  liegen  könne^. 
Der  Abgeordnete  Dr.  Schwarze'^)  stellte  dieselbe  Ansicht  den 
entgegengesetzten  Ausfuhrungen  Laskeb's  entgegen. 

„Ich  befinde  mich  nun/  sagte  er,  „wenn  ich  den  Herrn 
Abg.  Lasker  richtig  verstanden  habe,  in  Bezug  auf  den  Shm 
des  alin.  1  [der  als  §  13  zum  Gesetz  erhoben  worden  ist^]  in  sehr 
bedeutendem  Widerspruch  mit  seiner  Ausführung.  M.  H.!  Der 
Satz,  wie  ihn  der  Abg.  v.  Bebnuth  u.  s.  f.  in  Vorschlag  ge- 
bracht haben,  regulirt  nämlich  durchaus  nicht  und  in  keiner 
Weise  die  Kompetenz  zur  Entscheidung  über  die  Verantwortlich- 
keit der  Beamten.  Das  habe  ich  in  diesem  Antrage  nicht  ge- 
fanden und  kann  es  auch  nach  der  Deduktion  des  Abg.  Lasker 
nicht  finden.^ 

Danach  war  man  also  auch  im  Reichstage  über  die  Be- 
ziehimgen  der  garantie  constitutionelle  zu  den  Rechtsverhältnissen 
der  unter  den  betreffenden  Landesrechten  domizilirten  Reichs- 
beamten keineswegs  einig  *^). 

Wir  haben  bereits  im  Eingange  der  Arbeit  unsem  Stand- 
punkt dahin  präzisirt,  dass  im  §  13  R.-B.-G.  eine  Bestimmung 
über  die  Verfolgbarkeit  des  Reichsbeamten  schlechterdings  nicht 
erblickt  werden  kann.  Bei  dieser  Lage  der  Dinge  kann  aber 
§  19  R.-B.-G.  nicht  zur  Ergänzung  dieses  formellen  Rechtsver- 
hältnisses des  Reichsbeamten  durch  die  Bestimmungen  des  Landes- 
rechtes, in  welchem  er  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  hat,  heran- 
gezogen werden.  Denn  §  19  handelt  unbestrittener  Weise  nur 
von  den  im  R.-B.-G.  nicht  berührten  materiellen  Rechtsver- 
hältnissen der  Beamten^*).  Aber  auch  aus  einem  anderen  Ge- 
sichtspunkte   dürfen    die    landesgesetzlichen    Regeln    über   die 


*')  Verh.  1872  I  S.  161,  bei  Kanngeessbb  S.  56. 

«')  Verh.  a.  a.  0.  S.  166. 

**)  Es  wiederholte  sich  hier  der  Gedankengang,  welcher,  wie  wir  saho, 
Tiele  französische  Juristen  zu  der  Ansicht  führte,  dass  dem  Art.  75  der  Kon- 
stitution y.  J.  VIII  durch  den  Geist  der  charte  von  1814  derogirt  seL 

*')  Kankoiessbb  S.  89  ff.,  y.  Zxdlitz  S.  12  ff. 


atie  c^nstituiioneUe  nicht  auf  die  Reichsbeamten  ausgedehnt 
werden.  Dieselben  bedeuten  nänilich  Ausnahmen  von  dem  Grund- 
satz der  freien  gerichtlichen  Verfolgbarkeit  des  Beamten  in  den- 
jenigen Angelegenheiten,  welche^  wie  die  Gesetzmässigkeit  seiner 
Amtshandlungen,  der  gerichtlichen  Kompetenz  an  sich  unter- 
liegen. Als  Ausnahmen  verfangen  sie  aber  eine  strikte  Inter- 
pretation und  dürfen  folgeweise  ihren  Geltungskreis  über  die 
Landesbeamten  hinaus  nicht  erstrecken.  Allein  aus  thesem 
Grunde  und  nicht  auf  Grund  einer  angeblichen  formellrechtlichen 
Bedeutung  des  §  13  R.-B.-G.  ist  der  Reichsbeamte,  welcher 
unter  einem  Landesrechte  mit  garantie  constitutionelle  domijfiihi*t 
ist,  von  diesem  Privilegium  der  Landesbeamten  ausgeschlossen  **)^'^). 
Da  wir  des  Weiteren  in  §  13  R.-B.-G.  den  Grundsatz  der  freien 
gerichtlichen  Verfolgbarkeit  des  Reichsbeamten  nicht  erbhcken 
köniieii,  80  ist  damit  die  Frage,  ob  die  Eratreckung  des  R.-B.-G. 
auf  die  Laudesbeamten  in  Elsass-Lothringen  die  Bestimmung  des 
Art,  75  der  Konstitution  v.  J.  VIII  für  die  letzteren  aufgehoben 
hat,  verneint.  Nur  die  Reichsbeamten  Elsass-Lothringens  sind 
von  der  Anwendung  des  Art.  75  nach  den  obigen  Ausführungen 


*^j  Aus  diesen  Erwägungen  wäre  mithin  selbst  für  den  Fall,  das«  §  13 
B.-B.-G.  nicU  bestünde,  die  Freiheit  des  Rdchsbeamten  ¥on  jenen  landes- 
rechtlicbcn  Beschränkungen  zn  folgern.  In  gkichem  Sinne  sprach  sieb  Abg. 
Db*  La8KEb  Cbei  Kanngtssser  S.  60  g.  E,}  aus:  ^Auch  wenn  dieser  Farttgraph 
(18)  im  Ganzen  gestrichen  wOrde»  bin  ich  der  Meinung,  dass  der  Beamte» 
unter  das  gemeine  Hecht  fallen  wurde." 

*•)  Was  die  Frage  des  Gerichtsstands  dea  Reichöbeamten  in  unserm  Ge- 
biete anbelangt,  so  regelt  §  154  al,  1  R.^B.-G.  die  ortliche.  §  70  al  2  Z.  2 
G.-V.-G,  die  sachliche  Zuständigkeit  des  Gerichta.  Die  Bestimmungen  über 
die  Zolftsaigkeit  von  Rechtsmitteln  und  die  Bestiminungen  über  die  oberste 
Instanz ,  welche  §  154  al.  2  R.'B.-G.  enthält,  sind  durch  das  R.-G.-V.-G.  und 
die  R.-CVP.-0,  Terändert  worden  (vgl  namentlich  §  509  Z.  2C,-P.-0.  §g  70.  135 
Ö*-V.-GO.  Sowuhl  §  154  ab  §  70  cit.  bezieht  sich  dem  Wortlaut  nach  nur 
Jiuf  Prozesse  über  Vermögensansprüche  gegen  den  Beichsbearaten  »wegen 
üeberachreitung  ihrer  amtlichen  Befugnisse  oder  pflichtwidriger  Unterlassung 
Ton  Aratshandlangen",  nicht  aber  auf  Processe  wegen  solcher  Amtshandlungen 
welche  zwar  keine  Ueherachrcittmg  der  Amtsbefagnisse ,  aber  eine  Verletzung 
der  pflicht^ässigen  Aufmerksamkeit  enthalten.  Jedoch  beruht  dies  wohl  nnr 
tof  einer  Ungenauigkeit  der  Redaktion,  wie  sie  auch  in  andere  Gesetzesbe- 
ttimmnngen  ober  dieselbe  Frage  bezüglich  der  Landesbeamten  sich  einge- 
iehÜchen  hat.  Vgl  §  70  al.  3  G.-V.-G.  und  §  8y  Z.  3  des  Aust-Gea.  zur 
G.-V.  ffLr  Preusaen.  Vgl.  Laband  a-  a.  0.  I  S.  443  mit  Anm.  L  Foäbtsch 
a.  a.  0.  S,  497. 
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befreit.  Gerade  bezüglich  der  Rechtsverhältnisse  des  Reichs- 
landes zeigt  sich  die  praktische  Wichtigkeit  der  angestellten  Be- 
trachtungen. 

b)  §  11  des  Einffihrnngsgeseties  zum  Oeriohts-Yerfassiingsfiresetie. 

In  den  soeben  entwickelten  Rechtszustand  griff  §  11  E.-6. 
zum  G.-V.-G.  ein,  indem  er  für  diejenigen  Landesrechte;  welche 
das  System  des  Beamtenprivilegs  hatten,  eine  Normativbestimmimg 
über  die  zivil-  und  strafrechtliche  Verfolgbarkeit  der  Landes- 
beamten  aufstellte. 

§  11  cit.  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  landesgesetzUchen  Bestimmungen,  durch  welche  die 
strafrechtliche  oder  zivilrechtliche  Verfolgung  öffentlicher  Beam- 
ten wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung 
ihres  Amtes  vorgenommenen  Handlungen  an  besondere  Voran»- 
Setzungen  gebunden  ist,  treten  ausser  Kraft. 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  durch 
welche  die  Verfolgimg  der  Beamten  entweder  im  Falle  des  Ver- 
langens einer  vorgesetzten  Behörde  oder  unbedingt  an  die  Vo^ 
entscheidung  einer  besonderen  Behörde  gebunden  ist,  mit  der 
Massgabe: 

1)  dass  die  Vorentscheidung  auf  die  Feststellung  beschränkt 
ist ,  ob  der  Beamte  sich  einer  Ueberschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe; 

2)  dass  in  den  Bundesstaaten,  in  welchen  ein  oberster  Ver- 
waltungsgerichtshof besteht,  die  Vorentscheidung  diesem, 
in  den  anderen  Bundesstaaten  dem  Reichsgerichte  zusteht." 

Dieser  Gesetzesparagraph  trat  an  die  Stelle  des  §  6  des 
Entwurfes  eines  Einführungsgesetzes  zur  Strafprozessordnung, 
welcher  anordnete : 

„Unberührt   bleiben   die   landesgesetzlichen  Bestimmungen: 

1)  •  •  •  • 

2)  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Strafverfolgung 
öffentlicher  Beamter  wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veran- 
lassung der  Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommenen  Hand- 
lungen stattfindet." 

Die  Reichstagskommission  hatte  diesen  Paragraphen  durch 
einen  mit  dem  ersten  AUnea  des  oben  zitirten  §  11  E.-G.  zum 


Gr.-V.-6.     im    Wesentlichen    gleichlautenden    Beschluss    ersetzt, 
welchen   der   Reichstag   in  zweiter  Lesung    annahm  **).     Jedoch 
der  Bundesrath   versagte  dem  Reichstagsheschluss  seine  Zustim- 
mung imd  es  kam  in  letzter  Berathung  ein  Kompromiss  zu  Stande, 
dessen  Ausdruck  der   heutige  §  11   E.-G.  zum  G.-V.-G.  ist^^). 
Für  die  Landesrechte,  welche  das  Beamtenprivileg  hatten, 
wollte  man  den  schon  ohen  erwähnten  pohtischen  Gesichtspunkt, 
dass    die   Energie    der   Verwaltung   einen  stärkeren  Schutz    des 
IBeamten    gegen   vexatorische    Verfolgungen   nothwendig   mache, 
als    ihn   die   allgemeinen   Regeln    der    Gerichtsverfassung  bieten 
könnten,     nicht    aufgeben**).      Durch    die    in    die    Hand    der 
höchsten    Gerichtshöfe    gelegte    Vorentscheidung    glaubte    man 
zugleich  jenem   Momente   Rechnung   zu    tragen   und    der    Her- 
l)eifulirung  einer  Rechtseinheit  in  dem  so  schwierigen  Gebiete  der 
Beamtenverantwortlichkeit  Vorschub  zu  leisten**).    Die  bisherige 
Sefugniss    der   Verwaltungsbehörden,  nicht   nur  über  den  That- 
bestand  dev  Amtsverletzung,  sondern  auch  über  die  Opportunität 
der  gerichtlichen  Verfolgung  zu  entscheiden,  musste  dabei  noth- 
wendig beseitigt  werden,  um  nicht  jeden  Rechtsschutz  gegen  den 
Beamten  weiterhin  illusorisch  zu  machen:    desshalb  beschränkte 
man  einmal  die  Vorentscheidung   auf  die  Frage   der  Verletzung 
der  Amtspflichten  und  betraute  femer  mit  derselben  nur  die  mit 
den  richterlichen  Garantien    ausgestatteten  Verwaltungsgerichte, 
in  deren  Ermangelung  aber  das  Reichsgericht*®). 

Mit  diesen  Bestimmungen    hat  man  in  denjenigen  deutschen 
Landesrechten,  welche  für  die  Verfolgbarkeit  des  öflfentUchen  Be- 


••)  Bt-Verh.  1876  I  S.  385.  388  (Sitzg.  v.  25.  Nov.  1876)  und  Stbuck- 
MAHir  und  Koch,  die  deutsche  ZivilprozessordnuDg  (Kommentar)  zu  §  11  E.-G 
X.  G.-V.-G.  8.  980. 

^)  Verh.  1876  U  S.  986  (Sitzg.  v.  20.  Dez.  1876). 

**)  Bede  des  Jostizministers  Da.  Lsonhaedt,  Verh.  1876  I  S.  375). 

**)  Beden  der  Abg.  Da.  Gneist  und  Db.  Lasker  (Verh.  1876  II 
8.  932.  929). 

**)  Beden  der  Abg.  MiQüiL  und  Db.  Laskeb  (das.  S.  925.  926.  928.  929). 
Dafür,  dass  man  gerade  die  Verwaltungsgerichte  der  fraglichen  Bundesstaaten 
und  nicht  Ar  aUe  gleichmässig  das  Reichsgericht  mit  der  Vorentscheidung 
befasste,  war  der  Gedanke  massgebend,  dass  es  zweckmässig  sei,  demjenigen 
Gerichte  die  Vorentscheidung  zu  übertragen ,  welches  im  Allgemeinen  konnexe 
Fragen  entteheide,  bei  welchem  man  daher  „einige  Einarbeitung  und  Sach- 
komtniss  Toransaetien"  dürfe.    Db.  Gneist  (Verh.  1876  II  S.  933). 
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amten  die  Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  erfofdern, 
eine  dem  Rechtsstaat  gemässe  Abänderung  geschaffen. 

Es  soll  die  Aufgabe  des  folgenden  Kapitels  sdn,  diesen 
neuen  Rechtszustand  in  den  von  §  11  E.-G.  zum  G.-Y.-G.  be- 
troffenen Landesrechten  naher  zu  beleuchten. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Verfolgbarkeit  der  Landesbeamten  in  den  deutschen  Beohb- 
Systemen  der  „garantie  oonstitutionelle." 

§  1.    Das  elsass-lothringische  Recht. 

Wir  setzen  das  elsass-lothringische  Landesrecht  hier  an  die 
Spitze,  weil  darin  das  System  der  garantie  constitutionelle  in  der 
originalen  französischen  Form  erscheint.  Dieses  System  st&tit 
sich  insbesondere  auf  den  mehrerwähnten  Art.  75  der  Kon- 
stitution vom  22.  frimaire  des  Jahres  VULl,  welcher  wörüich  n 
lautet : 

„Les  agents  du  Gouvernement ,  autres  que  les  ministres,  ne 
peuvent  etre  poursuivis  pour  des  faits  relatife  k  leurs  fonctions 
qu'en  vertu  d'une  döcision  du  Conseil  d'Etat:  en  ce  cas,  la 
poursuite  a  lieu  devant  les  tribunaux  ordinaires." 

Die  Energie  dieser  Vorschrift  liegt  einerseits  darin,  dassdie 
Einrede  der  felilenden  Autorisation  unverzichtbar  ist  und  die 
Nichtbeobachtung  dieses  Umstandes  die  Vernichtung  des  Urtheilß 
begründet*),  andererseits  in  der  Androhung  von  Strafen  (wegen 
„forfaiture",  Amtsuntreue)  gegen  den  richterlichen  Beamten, 
welcher  sich  durch  Verletzung  des  Art.  75  in  die  Thätigkeit  des 
pouvoir  administratif  einmischt  *). 

Wenn  die  Behinderung  des  gerichtlichen  Schutzes  gegen  die 
Organe  der  Verwaltung  auf  dem  Prinzipe  der  Trennung  der  Ge- 
walten beruht,  so  müssen  für  die  Verfolgbarkeit  der  richter- 
lichen Beamten,  denen  die  französische  Auffassung  übrigens  die 
gerichtlchen  Hilfsbeamten,  sowie  die  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft  und  der  gerichtlichen  Polizei  (d.  i.  für  Deutschland:  der 


^)  Dalloz  a.  a.  0.  n.  170  sq. 

"0  Art.  127*  Code  p^Dal :  Dazu  Althoff-Foibtsh  I  G.  S.  5  A.  IL  Vgl 
Art.  129  c.  p. 
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Hilfsbeamten  der  Staatsanwaltschaft)*)  zurechnet*),  ganz  andere 
jesichtspuiikte  in  Betracht  kommen.  Bezüglich  dieser  Beamten- 
Üassen  hheh  der  Rechtsweg  unbehindert;  jedoch  brachte  der 
Besichtspnnkt  der  grösseren  Unparteilichkeit  auf  strafprozessualem 
Sebiete  eine  Abweichung  von  den  Regeln  der  örtlichen  und  sach- 
lichen Zuständigkeit  der  Gerichte  niit  sich,  so  zwar,  dass  meist 
lie  höheren  Gerichtshöfe  mit  den  fragUchen  Angelegenheiten  be- 
llt wurden^)-  Dieser  Grundsatz  ist  der  deutschen  Gesetz- 
^ung  fremd  und  hat  daher  in  Elsass-Lothringen  derselben 
■reichen  müssen. 

Art.  75  ist  in  der  französischen  Jui'isdiktion  zuweilen  auf 
trafrechthche  Verfolgungen  der  agenis  du  Gouvernement  be- 
chränkt  worden,  weil  der  Ausdruck  ^poursuivre"  speziell  von 
^en  gebraucht  werde  und  bei  dem  exzeptionellen  Clmrakter  des 
Ketzes  eine  strikte  Interi>retation  erforderhch  sei®).  Diese 
Kffassung  zeugt  von  einer  Verkennung  der  Thateache,  dass 
Lrt.  75  nichts  anderes  als  eine  Konsequenz  der  Trennung  der  Ge- 
walten bedeutet,  was  doch  für  seine  gleichmässige  Geltung  in 
ITÜ-  und  strafprozessualer  Hinsicht  ausschlaggebend  ist.  Denn 
m  Blick  in  die  französische  Legislation  auf  diesem  Gebiete  be- 
ehrt uns,  dass  bereits  die  unserer  Konstitution  vom  Jahi^e  VIII 
araufgegangenen  Gesetze  über  die  Separation  des  pouvoirs  ^)  das 
Srfordemiss  einer  Autorisation  der  höheren  Verwaltungsbehörden 
H  strafrechtUclien  Verfolgm^gen  der  Verwaltungsorgane,  me  dies 
in  früheres  Gesetz  kannte  *) ,  nunmehr  vermöge  des  neuen  Prin- 
ips  auf  zivilrechtliche  Klagen  ausgedehnt  haben®). 

Art.  75  bezieht  sich  hiernach  auf  diejenigen  Arten  von  Ver- 
Btamngen   staatlicher   Ptiichten,    mit   welchen   sich    diese  Arbeit 


')  §  153  G.^V*-G.,  dazu  §  27  eb.-lotlir.  A.-O.  t,  0.-VrQ„  §  14  Verord. 
Ie0  Eeichßkanzl.  f.  E^Lothr.  v.  12.  Juni  1870  u.  Verord.  dea  Stattb.  v,  E.-L. 
r.  26.  Jan.  1880, 

")  Art,  127  c,  p.,  dazu  Art.  8  and  9.  470  and  483  c.  d^inatr.  er. 

*)  Art.  479  ff.  c,  d'instr.  crini.  Dazu  Dalloz  n.  15  A,  1  and  2.  Dieser 
Gnmdsatz  war  nicht  nur  auf  die  Verfolgung  you  Atntsrerletzmngen  beschränkt: 
ÜALtoz  n.  168  i.  f.  254  ff. 

*)  So  ein  Erk.  des  tribynat  de  Limogea  vom  14.  d^.  1837  bei  Dalloz 
n.  160,  woselbst  ancb  andore  Zitate. 

*)  6«i.  y.  7./ 14.  oct.  1790  and  die  Konstitut  t.  5.  firuct.  III. 

•)  Gm.  ▼.  14.  d^.  1789. 

*)  Dallox  h.  4.  5.  9. 
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ausschliesslich  beschäftigt:  auf  straf-  und  zivilrechtliche  Delikte, 
welche  der  Beamte  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Aus- 
übung seines  Amtes  begeht^®). 

Für  die  Frage,  welche  Verwaltungsorgane  als  agents  da 
Gouvernement  zu  bezeichnen  seien,  hat  die  Judikatur  des  Eassa- 
tionshofes  nach  mancherlei  Schwankungen  ein  weitgefasstes  Prinzip 
entwickelt:    Sie  zählt  zu  jener  Kategorie 

„les  individus  designes  par  le  gouvemement  pour  exercer  une 
portion  quelconque  d'autorite  pubUque*' ^^). 

Einen  etwas  präziseren  Ausdruck  hat  dieses  Prinzip  in  neuerer 
Zeit  durch  die  Worte  des  Generaladvokaten  am  Pariser  AppeD- 
hofe  erhalten: 

„n  faut  d'abord  que  le  fonctionnaire  re^oive  son  titre  de  la 
loi  meme,  en  deuxi^me  lieu,  qu'il  y  ait  un  droit  d'initiatiTe, 
ime  action  personnelle  et  non  un  simple  droit  de  surveillance 
ou  de  deliberation ,  enfin  qu^il  exerce  sa  fonction  au  nom  meme 
du  Gouvemement"  ^^). 
Hiemach  dürfen  drei  Momente  als  wesentUch  für  den  Begriff 
des  agent  du  Gouvemement  bezeichnet  werden: 

1)  Für's  erste  ist  erforderlich,  dass  der  agent  mit  ein» 
selbständigen  Ausübung  seines  Amtes  betraut  sei,  dass  die 
Handhabung  eines  Theiles  der  Verwaltungsthätigkeit  seinem  selb- 
ständigen Ennessen  anheimgegeben  sei.  Die  der  blossen  Aus-  i 
fiihrung  dienstlicher  Befelile  dienenden  Organe  —  ein  Erkenntniss 
des  Pariser  Kassationshofes  führt  an  die  „simples  agents  d'exe- 
cution  et  auxiliaires  des  veritables  depositaires  de  Tautorite 
publique"*^)  —  werden  der  Klasse  der  agents  du  Gouvemement 
nicht  zugezälilt  **). 

2)  Weiterlün  ist  für  den  aufgestellten  BegriflF  wesentlich, 
dass  der  agent  nach  aussen  hin  thätig  werde,  dass  seine 
Functionen  sich  nicht  auf  die  Ueberwachung  des  inneren  Dienstes 

*")  Dalloz  n.  29.  30. 

"^  Dalloz  n.  34  sab.  3.  Vgl.  das  Urth.  des  Pariser  Eassationshof« 
V.  18.  April  1868  bei  Dalloz,  Recueü  periodique  etc.  1869  !«•  partieS.378. 

")  Dalloz,  Recueil  1868  1I~«  partie  S.  5.    Foebtsch  S.  346/347. 

*•)  Vgl.  das  in  A.  11  soeben  zit.  Erkenntniss. 

"  Hier  erlangt  die  von  Laband  I  S.  390  aufgestellte  Behaoptung,  dass 
eine  Scheidung  höherer  und  niederer  Dienste  zwar  nicht  für  den  Beamten- 
begriflf,  wohl  aber  für  die  Klassifizirung  der  Beamten,  für  das  Maass  von  Recb" 
ten,  welches  ihnen  zukommt,  bestimmend  sein  kann,  einen  praktischen  Beleg. 
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beschranken  **).  So  werden  insbesondere  die  Abtheilungschefs 
der  Ministerien  durch  die  Rechtsprechung  von  der  Klasse  der 
agents  du  Gouvernement  ausgeschieden  *^). 

3)  EJndhch  unterfallen  dem  Art.  75  nur  die  Organe  der 
Zentralverwaltung,  nicht  aber  diejenigen  der  Selbstverwaltungs- 
körper, insbesondere  nicht  die  MitgUeder  der  Munizipalvertretun- 
gen. Hierher  gehören  z.  B.  die  Mitgheder  der  conseils  gen^raux 
de  departement  und  d'arrondissement  (d.  i.  fiir  das  Reichsland: 
der  Bezirks-  und  Kreistage,  Gesetz  vom  24.  Januar  1873), 
sowie  der  conseils  municipaux  '''). 

Ist  schon  bei  diesen  Ausscheidungen  aus  der  Klasse  der 
igents  du  Gouvernement  die  Judikatur  sich  nicht  immer  konse- 
yaent  gebUeben,  so  sind  weitere  Einschränkungen  des  Begriffes, 
Brie  sie  in  der  Praxis  Brauch  sind,  mit  dem  oben  aufgestellten 
E^rinzipe  schwer  in  Einklang  zu  bringen.  Hierher  gehört  der  Aus- 
schluss der  agents  militaires,  für  welchen  Paüstin  Hklie  den 
zwiefachen  Grund  angiebt,  dass  jene  nicht  sowolil  „depositaires'' 
»nes  Theiles  der  ^autorite  administrative",  als  vielmehr  „agents 
ie  la  force  pubUque"  sind,  und  dass  sie  nicht  selbständig,  son- 
iem  nur  auf  höheren  Befehl  hin  thätig  werden.  Diese  Argumen- 
tation ist  in  ihrer  ersten  Unterscheidung  nicht  recht  verständlich 
und  widerlegt  sich,  wie  Dalloz  richtig  bemerkt,  in  der  zweiten 
bei   der  allgemeinen    Passung  durch  die  blossen  Thatsachen  ^^). 

Diejenigen  Verwaltungsorgane,  welche  in  sich  die  Eigenschaft 
eines  agent  du  Gouvernement  mit  einer  andern  —  z.  B.  der 
ESgenschaft  eines  officier  de  police  judiciaire  —  vereinigen,  wie 
die  maires,  werden  durch  Art.  75  nur  bezügüch  derjenigen 
Funktionen  geschützt,  welche  sie  in  erster  Eigenschaft  ausüben  ^'). 

Der  Begriff  des  agent  du  Gouvernement  geht  weiter  als  der 
Begriff  des  Beamten.  Er  bezieht  sich  auch  auf  solche  Personen, 
mit  denen  der  Staat  behufs  Ausführung  von  Verwaltimgsgeschäften 
einen  Kontrakt  geschlossen  hat,  ohne  dass  also  das  für  die  Be- 
amtenstellung charakteristische  Subordinationsverhältniss  begründet 
wurde^*®).    Demnach  ist  es  nicht  korrekt,   den  Begriff  des  agent 


")  Dalloz,  Rupert,  a.  a.  0.  n.  118. 

")  Dalloz  n.  118. 

»0  Das.  n.  51.  69. 

*•)  Das.  n.  82.     *•)  Das.  n.  42.  54  ff. 

•^  Labahd  I  S.  386/387.    Dalloz  n.  119.    Vgl.  132. 
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du  Oonyernement  mit  der  Bezeiclmiuig  y^Yerwaltiiiigsbeamter'  n 
belegen  •"). 

Der  Schutz  des  Art.  75  kommt  endlich;  wie  der  Kassationshrf 
nach  längerem  Schwanken  im  Einklang  mit  einem  Ansspmdie 
des  Staatsrathes  festgestellt  hat,  nicht  nnr  den  aktiren,  sondofD 
auch  den  ausgeschiedenen  agents  du  Gh>uyemement  hinsichtlidi 
der  in  der  Zeit  ihrer  Aktivität  begangenen  „£edts  relatife  i  leun 
fonctions^  zu  Statten"). 

Was  den  Gang  des  YerfEdirens  anbelangt,  so  bestimmt  b^ 
züglich  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  der  agents  du  Oonrer- 
nement  ein  Dekret  vom  9.  August  1806"),  dass  Art.  75  eine 
Information  Seitens  der  richterlichen  Behörde  nicht  ausschliesst, 
dass  jedoch  solchenfalls  sowohl  der  Erlass  eines  Haftbefehls  geges 
den  Beschuldigten  als  auch  die  Anstellung  eines  richteriichen 
Verhörs  mit  demselben  unstatthaft  sei.  Die  Frage,  ob  nicht  im 
Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  der  Erlass  eines  Haft- 
befehls gerechtfertigt  sei,  wird  von  der  Jurisprudenz,  jedoch  nicht 
ohne  Widerspruch,  bejaht  **). 

Die  Entwicklung  ging  nun  dahin,  die  Entscheidung  über  das 
Vorhandensein  der  das  Beamtenprivileg  bedingenden  Erfordernisse 
des  Art.  75,  der  Eigenschaft  des  agent  du  Gouvernement  und 
des  fait  relatif  ä  ses  fonctions,  dem  Gerichte  anheimzugeben. 
Ergicbt  sich  als  Resultat  die  Nothwendigkeit  der  Autorisation, 
so  haben  die  richterlichen  Behörden  von  Amtswegen  die  Prozedur 
solange  einzustellen,  bis  jene  ergangen  ist  ***). 

Von  der  Regel  des  Art.  75  sind  durch  verschiedene  Gtesetie 
zwei  Gruppen  von  Ausnahmen  gemacht  worden: 

1)  der  Generaldirektor  des  Enregistrements  und  der  der  Zolle, 
die  Generalverwaltung  der  Brietest  dürfen  fiir  die  ihnen   unter- 


")  FOERTSCH  S.  347. 

**)  Dalloz  n.  35  £f.  37.  —  Nach  dieser  Erörterung  der  aUgemeinen 
Grundsätze  wird  man  uns  um  so  eher  erlassen,  in  das  umfangreiche  Detail 
der  Frage,  welche  clsass-lothringische  Landesbeamte  agents  du  Gouvernement 
sind ,  einzugehen ,  als  dieselbe  mit  grosser  Ausführlichkeit  im  Anschluss  tn 
die  einschlägigen  Darstellungen  der  franzosischen  Yerwaltungsrechtslehrer  von 
FoiBTSOH,  in  der  schon  mehrfach  erwähnten  Abhandlung  behandelt  worden  ist. 

«»)  Althoit-Foäbtsoh  II  S.  242. 

**)  Dalloz  n.  168.  Die  in  n.  164—166  daselbst  sitirten  Erkenntnisse 
zeigen,  wie  weit  die  Judikatur  in  der  Interpretation  des  Dekrets  gebt 

*")  FoKBTSOH  S.  467.  508/504. 
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stellten  agents,  dor  Präfekt  fiir  die  Stcueretnpfiiii ger,  an  Stelle 
des  Staatsratlis  die  Autorisation  ertheilen,  aber  nicht  endgUtig 
Terweigeni.  Im  Fall  der  Nichtei-theilung  ihrer  Autorisation  hat 
fielmelir  der  Verletzte  das  Recht,  sich  an  den  Staatsrath  wegen 
der  Entscheidung  zu  wenden**); 

2)  die  agents  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuera  und  des 
Oktroi  sind  von  der  Voi-schrift  des  Art.  75  ausgenommen  und 
unter  das  allgemeine  Recht  gestellt*^).  Ebenso  ^ird  es  mit  ent- 
lassenen Eechnnngsbeaniten  gehalten*'*). 

Als  durch  das  elsass-lotliringische  Verwaltungsgesetz  vom 
30,  Dezemher  1871  (art.  9  al.  3)  die  Verwaltungsbefugnisse  des 
COQseil  d*Etat  auf  den  Oberpräsidenten  übergingen,  fiel  diesem 
auch  die  Autorisation  zur  gerichtlichen  Verfolgung  der  agents  du 
Gouvernement  anheini'*^). 

Wir  haben  im  vorigen  Kapitel  nachzuweisen  gesucht,  dass 
Art.  75  durch  den  auch  auf  die  elsass-Iothringischen  Landes- 
beamten  erstreckten  Grundsatz  des  §  13  R.-B.-G.  bezüglich  üirer 
zivil-  und  strafrechtlichen  Verfolgung  unberührt  gebUeben  ist,  und 
dass  er  nur  durch  §  11  E,-G.  zum  G.-V.-G.  eine  allerdings  er- 
hebliche Einschränkung  erfahren  hat:  die  willkürliche  Geneh- 
migung der  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Beamten  durcli  eine 
Verwaltungsbehörde,  den  Staatsrath  bezw,  den  Oberpräsidenten^ 
igt  umgewandelt  worden  in  eine  gerichthche  Vorentscheidung  über 
die  Fi"age  der  Amtsverletzung,  und  mit  dieser  Vorentscheidung, 
da  im  Reichslande  ein  oberster  VerwaJtungsgerichtahof  nicht  be- 


•^  Geseti©  vom  9.  Pluv,  X,  29.  Thermid.  XI,  10.  Flor,  X,  29.  Pia?,  XI, 
di«  Foratordonnanz  v.  L  Äag,  1827  (Art.  39 J.  lieber  die  RechteverbältniBae 
der  agents  der  Forstverwaltung  in  Elsass^Lothringen :  ALTHaFF*Fo«RTS0ii  I  L . 
8.  21  A*  22.  Vgl,  m  Üebrigen  daselbst  II  Änm.  zu  Art.  75  und  Fobbtsch 
S.  465.  466.  47  L  481.  483  C 

^)  Gesetze  v.  8.  Dez.  1814  (Art  144)  und  ¥.  28.  April  1816  (Art.  244) 
AlthoJT-Foehtsch   II  S.  S86   zu   letzterem   Gesetze   und   Aum.   zu  Art.  75 

••)  Staatsratlisgutachten  v.  16.  Mära  1807  (art.  1)  Althoff-Foketsoh 
8.  245.  FoKBTSCH  S.  468  Ob  auch  der  in  den  framöaiflcben  Finanzgesetzen 
periodisch  wiederkehrende  Satz,  dass  diejenigen  BeböTden  und  Beamten, 
welche  angesetzliche  Steuern  anordnen  oder  eintreiben ,  frei  verfolgbar  seien, 
noch  in  Geltung  ist,  wird  bezweifelt.  Athof^-Foietsch  II  S.  399.  400 
(zu  §  94  Ges.  t.  15.  Mai  1818)  und   S.  262   (zu  g  30  Ges.  v.  15  Mai  1850). 

FOXBTSCB  S.  851. 

*•)  AttHOfT-FoiETSOß   II  EU  Art,   75  S.  156,  III   S,   183.  Fo^btsoh 
470.  Lboki,  Staatsrecht  v.  Ela.-Lothr.  a.  a.  0.  S.  252, 
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steht,  das  Reichsgericht  betraut  worden***).  Eine  weitere  Ein- 
schränkung hat  §  11  des  elsass-lothringischen  Ausfuhnmgsgesetzefl 
zum  G.-V.-G.  vom  4.  November  1878**)  hinzugefügt,  welcher  das 
Erfordemiss  der  Vorentscheidung  aus  Art.  75  auf  den  Fall  des 
Verlangens  der  vorgesetzten  Behörde  beschränkt  und  so  die  oben 
bezüglich  einiger  Verwaltungszweige  aufgestellte  Ausnahme  zur 
Regel  macht. 

§  2.     Das  preussische  Recht. 

Die  wichtigste  Nachbildung  des  französischen  Systems  der 
garantie  constitutionelle  finden  wir  in  Preussen.  Dieselbe  hat  in 
dem  „Gesetze,  betreflfend  die  Konflikte  bei  gerichtlichen  Verfol- 
gungen wegen  Amts-  und  Diensthandlungen",  vom  13.  Febr.  1854") 
ihren  Ausdruck  gefunden.  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ruhn  in  §  1  und  §  3: 

§  1:  „Wenn  gegen  einen  Zivil-  oder  Militärbeamten  wegen 
einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassimg  der  Ausübung  seines 
Amtes  vorgenommenen  Handlung,  oder  wegen  Unterlassung  einer 
Amtshandlung  eine  gerichtUche  Verfolgung  im  Wege  des  Zivil- 
oder Strafprozesses  eingeleitet  worden  ist,  so  steht  der  vorge- 
setzten Provinzial-  oder  Zentralbehörde  des  Beamten,  falls  sie 
glaubt,  dass  demselben  eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete 
Ueberschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  Unterlassung  einer 
ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur  Last  fallt,  die  Befugniss 
zu,  den  Konflikt  zu  erheben. 

Auf  einen  solchen  Konflikt  finden  die  Vorschriften  des  Ge- 
setzes vom  8.  April  1847  (Gesetz-Sammlung  1847  S.  170)  An- 
wendung". 

§  3:  „Befindet  der  Gerichtshof  (  .  .  )>  ^^^  ^^^  Beamten 
eine  zur  gerichtUchen  Verfolgung  geeignete  Ueberschreitung  seiner 
Amtsbefugnisse  oder  Unterlassung  einer   ihm    obliegenden  Amts- 

'°)  Das  Verfahren  vor  demselben  ist  kein  besonders  geregdtes.  Beden 
der  Abg.  Miquäl  und  Db.  Laskbb  (Verb.  1876  II  S.  925.  929.)  Stbuckiiaki 
und  Koch  a,  a.  0.  S.  982.  983.    Fobbtsoh  S.  501.  502. 

")  Althopf-Poeetsoh  I  C.  S.  25, 

'*)  Gesetzsammlung  f.  d.  preuss.  Staaten  1854  S.  86  flf.  Auf  die  im 
J.  1866  hinzugetretenen  Provinzen  ist  das  Gesetz  durch  Vcrordn.  v.  16.  Sepi  1867 
ausgedehnt  worden.  Vgl.  zu  dem  Ganzen  y.  Sabwbt  a.  a.  0.  (das  offentliehe 
Recht  etc.)  S.  306  ff. 
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liandlung  nicht  zur  Last  fallt,  so  entscheidet  er,  dass  der  Rechtsweg 
gegen  den  Beamten  unzulässig  sei,  mi  entgegengesetzten  Falle 
aber,  dass  derselbe  zulässig  sei.  —  Ein  Urtheil  der  letzteren  Art 
präjudizirt  weder  dem  Beamten  in  seiner  weiteren  Vertheidigung 
vor  dem  Gerichte,  noch  dem  Gerichte  in  seiner  rechtlichen  Ent- 
scheidung der  Sache". 

Eingeschlossen  in  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes  wurden 
ausgeschiedene  und  mittelbare  Beamte,  sowie  „Personen  des  Sol- 
datenstandes", für  welche  der  über  die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges entscheidende  Gerichtshof  eine  besondere  Zusammensetzung 
erfuhr;  ausgeschlossen  ^vurden  hingegen  richterliche  und  „andere 
Justiz-Beamte  mit  Ausnahme  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft 
und  der  gerichtlichen  PoUzei"  ^^). 

Der  für  die  verlangte  Vorentscheidung  durch  Gesetz  vom 
8.  April  1847  geschaffene  „Gerichtshof  zur  Entscheidung  der 
Kompetenzkonflikte"  bestand,  ausser  dem  Staatsraths-Präsidenten 
noch  aus  dem  Staatssekretär  und  neun  anderen  Mitgliedern  des 
Staatsrathes,  von  denen  fünf  Justizbeamte,  die  übrigen  vier  aber 
Verwaltungsbeamte  sein  musston.  Diese  Mitglieder  wurden  vom 
König  auf  Vorschlag  dos  Staatsraths-Präsidenten  emaimt. 

Was  das  Verfahren  anbelangt,  so  konnte  der  „Gerichtshof 
zur  Entscheidung  der  Kompetonzkoiiflikte"  vor  Fällung  des  Ur- 
theils  etwaige  thatsächliche  Feststellungen  durch  Gerichts-  oder 
Verwaltungsbehörden  veranlassen,  über  deren  Ergebniss  die  be- 
theiligten Personen  sich  binnen  einer  Präklusivfrist  erklären 
durften^*).  An  dem  Verfahren  war  weiterhin  sowohl  der  Chef 
derjenigen  Behörde,    welche    den  Konflikt  erhoben  hat,    als  auch 


*')  §§  4-  ^"  ^-  7  dea  cit.  Ges.  —  Der  Umstand,  dass  nach  dem  Vorbild 
des  Art.  75  der  constit.  V.  22.  frim.  VIII  die  Justizbeamten  von  der  Geltung 
dieses  Gesetzes  aosgescblossen  wurden,  zeigt,  wie  wenig  man  sich  des  funda- 
mentalen Gegensatzes  der  Grundlagen  des  preussischcn  und  des  französischen 
Gesetzes  bewusst  war.  Beruht  im  französischen  Recht  der  Ausschluss  der 
Jostizbeamten  von  der  Vorschrift  des  Art.  75  auf  der  s6i)aration  des  pouvoirs, 
auf  welche  das  ganze  Gesetz  gegründet  war,  so  ist  jener  Ausschluss  im 
prenssischen  Rechte,  das  den  französischen  Grundsatz  von  der  Trennung  der 
Gewalten  nicht  rezipirte,  um  so  unverständlicher,  als  der  Zweck  des  Kon- 
fliktsgesotzes,  den  Beamten  gegen  frivole  Verfolgungen  möglichst  zu  schützen, 
gerade  bei  den  Justizbeamten  begründet  erscheint.  —  Dieselbe  Erscheinung 
biHet  jetzt  das  badische  Gesetz  vom  24.  Februar  1880.  —  Text  weiter  unten. 

•*)  §  2  Ges.  V.  1854. 

ArebiT  fftr  6ff«»ntlicbeB  Recht  I.  2.  27 
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der  Justizminister  wesentlich  betheiligt.  Das  mit  der  Sache  be- 
fasst^  Gericht  hatte  nämlich  nach  der  Erhebung  des  Konfliktes 
und  nach  Veranlassung  einer  Erklännig  der  betheiligt^n  Privat- 
))ersonen  über  den  Konflikt  gutachthch  an  den  Minister  zu  be- 
richten, während  der  Verwaltungsbehörde,  von  welcher  der  Kon- 
flikt erhol)en  worden,  die  gleiche  Pflicht  dem  betheiUgten  Ver- 
waltungschef  gegenüber  oblag.  Der  letztere  konnte,  wenn  er  die 
Konfliktserhelmng  nicht  für  begründet  hielt,  dieselbe  zurücknehmen, 
und  der  .Justizminister  veranlasste  daraufhin  den  Fortgang  des 
Rechtsverfahrens.  Im  entgegengesetzten  Falle  dui*ften  beide  Ver- 
waltungsbeamten nicht  nur  ihre  Bemerkungen  dem  Gerichtshöfe 
vorlegen,  sondeni  auch  den  Berathungen  desselben  einen  Ratli 
ihres  Departements  beigeben.  Die  Entscheidung  des  Konipetenz- 
gerichtshofes  erfolgte  nach  Vortrag  zweier  Referenten  unter  Mit- 
wirkung von  mindestens  sieben  Mitgliedern'*^). 

Die  mannigfachen  öft'ent  liehen  Besprechungen,  welche  das 
Gesetz  von  1854  erfahren  hat,  bewegen  sich  meist  auf  pohtischoui 
Felde.  Fast  einstimmig  und  oft  erbittert  ist  Tendenz  und  Aus- 
fülu'ung  angefochten  worden,  wie  ein  Blick  in  die  bewegten  Reichs- 
tagsverhandlungen bei  Berathung  des  §  13  R.-B.-G.  unJ  §  11 
E.-G.  zum  G.-V.-(t.  einerseits  und  in  die  vielen  zum  Theil  ano- 
nymen Scln-iften  auderersoits  lehrt.  Unsere  Aufgal)e  ist  es,  unter 
l-ebergehung  dieser  i)olitischen  Streitfragen  das  Gesetz  im  Zu- 
sanmienhange  mit  seinen  Vorgängern  zu  l)et rächten,  als  deren 
«organischer-^  Bestandtheil  es  von  einigen  wenigen  SchriftsteUern 
erachtet  wird  •^*^),  während  i^s  die  ül)er\vi(»gende  Mehrzahl  liir  den 
Ausdruck    eines    völlig    neuen    Svstems    in    Preussen    ansitdit^'). 


»-)  §§  1.  5.  G.  9  ff.  10  ff.  Go^.  v.  «.  April  1847. 

^')  Koch,  ein  zweiter  Beitrag  zur  Koiifliktsgesctz^ol)UTi|[c.  in  Grurhofs 
Boitr.  zur  Erl.  dos  preuss.  li.  etc.  V  S.  249  ff.  25S  und  dio  anonynio 
Sr-liri ft  eines  preuss.  lliohtcrs  über  die  Befup^niss  der  ordentl.  Geriolitt»  zur 
straf-  und  zivilrechtliehen  Verfoli^ung  v.  Staatsbeamten  u.  s.  f.  S.  7. 

*')  Hierher  gehören  die  mehrfach  angezogenen  Reden  des  Abg.  Du.  Gnkist 
()>ei  Ber.  de,««  §  11  E.-G.  zum  G.-V.-G.) .  ferner:  Derselbe,  Verwaltunjf. 
Justiz,  Rechtsweg  S.  188.  Derselbe,  Vier  Fragen  u.  s.  f.  S.  41.  Haoens. 
übtT  Kompetenzkonflikte  in  Sehering's  Arch.  f.  reclitsw.  Abh.  1  S.  .*t4t^- 
Stikve,  über  das  preuss.  Konfliktsges.  v.  1.3.  Feh.  1854  in  Hiiisdiius  unJ 
Behrend's  Ztschrft.  f.  Gesetzgeb.  und  Rrchtspfl.  in  Preussen  III  S.  47  ff. 
V.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  II.  1  S.  508  ff.  n.  :)b. 
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Prüfen  wir,  ob  nicht  vielleicht  die  extreme  Fassung  dieser  An- 
sichten beide  unrichtig  macht. 

Die  erste  Entwicklung  auf  diesem  Wege  ging  dahin,  bei 
der  sti-afrechtlichen  Verfolgung  öffentlicher  Beamten  dienstliche 
und  ausserdienstliche  Verg(»hungen  genau  von  einander  zu  trennen, 
dergestalt,  dass  nur  für  letztere  der  Rechtsweg  unbehindert  zu- 
gelassen wird.  So  schrieb  §  47  al.  3  der  „Verordnung  wegen 
w'erbesserter  Einrichtung  der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finanz- 
behörden^  vom  26.  Dezember  1808  vor: 

„Untersuchungen  gegen  Regiernngs-Oftizianten  über  blosse 
Dienstvergelmngen  köimen  die  Gerichte  nicht  anders  als  anf  einen 
vorher  ergangenen  Antrag  der  betreffenden  Regierung  einleiten; 
es  wäre  denn  mit  dem  Vergehen  ein  solcher  Exzess  verbunden, 
der  den  Thäter,  auch  wenn  er  nicht  Offiziant  wäre»,  schon  der 
Beahndung  der  Gesetze  schuldig  macht^  '^'*). 

Ehien  Schritt  weiter  ging  das  (Tresetz  „betreffend  das  ge- 
richtliche und  Disziplinar-Strafverfahren  gegen  Beamte^  vom  29. 
^lärz  1844^^),  welches,  unter  Aufstellung  einer  Unterscheidung 
innerhalb  des  Begriffes  der  Dienstvergehungen,  für  Zivil-  und 
Militärbeamte  wesentlich  zweierlei  bestimmte,  nämhch 

1)  dass  die  Untersuchnng  wegen  solcher  Dienstvergeliungen, 
wehrhe  in  den  Gesetzen  mit  Kassation  odcM*  Amtsenthebung  be- 
droht sind,  (Amtsverbrechen)  zwar  zur  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte* gehöre  —  §  2  — ,  jedoch  nur  auf  den  Antrag  d(?r  vorge- 
setzten Dienstbeliörde  eingeleitet   werden  diiife  —  §  5  al.  l  — ,  und 

2)  dass  alle  anderen  Dienstvergelmngen,  einscldiesslich  der 
aus    Fahrlässigkeit    oder    unordenthcher    Lebensweise    von    dem 


**)  OPPENHOPF.  die  prcussischon  Gesetze  über  die  Ressortverlmltnisso 
D.  g.  f.  S.  172.  175.  Vgl.  §  252  Anhang  zu  §  ?A  I  35  A.  G.-O.  -  In  §  47 
cit.  al.  1  wird  eine  Anzeige  an  die  Iterierung  insbesondere  bei  ^I^e^ress-  und 
InjiirioTiklagcn  ans  Veranlassung  des  Amtes"  verlangt,  wogegen  jedoch  scln>n 
da.«*  Gas.  V.  25.  April  1835  (G.  S.  S,  50)  anordnet,  dass  wegen  derartij?or 
Kbrenkränkungcn  die  Beschwerde  an  die  Dienstbehörde  des  Beamten  zu  rich- 
ten ist,  welche  die  Frage  der  Amtsüberschreitung  prüft  und  aucli  in  engerem 
Umfange  Strafen  verhangen  darf.  Ueber  diesen  Umfang  hinaus  ist  nur  d:H 
Oericht  zustündig,  an  welches  auch  im  anderen  Fnll  der  Verletzte  die  Be- 
rufung gegen  die  Entscheidung  der  Dienstbehörde  hat.  Dieses  Ges.  wurde 
durch  $  7  Ges.  v.  29.  März  1841  (G.  S.  S.  77)  autgeholien. 
»j  G.-S.  1844  S.  77. 

27* 
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Beamten  verübten  Amtsverbrechen  oder  -Vergebungen,  als 
DisziplinaiTergehungen   zu  ahnden  seien  —  §  3,  dazu  §  11.  — 

Durch  diese  Bestimmungen  ist  nicht  nur  das  früliere  Er- 
fordeniiss  des  venvaltungsseithchen  Antrages  zur  Einleitung  der 
strafrechtlichen  Verfolgimg  wegen  Dienstvergehen  aufrecht  er- 
halten, sondern  sogar  die  Zuständigkeit  der  Grerichte  fiir  die 
Mehrzalil  dieser  DeUkte  aufgehoben  worden. 

Weiterliin  sollte  nach  diesem  Gesetze  bei  gerichtlichen  Ver- 
folgungen von  Beamten  wegen  Ehrenkränkungen,  welclie  sie  aus 
Veranlassung  ihres  Amtes  verübt,  die  Dienstbehörde  derselben 
nach  Beendigung  der  vorläufigen  Ermittelung  und  vor  Eröfiniing 
der  Untersuchung  mit  der  Erklärung  gehört  werden,  ob  der  Be- 
amte sich  in  Beziehung  auf  die  ihm  angeschuldigte  Handlung 
einer  Ueberschreitung  der  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  hat 
-§7-. 

Das  ganze  Gesetz  wurde  durch  §  3  der  Verordnung  „über 
einige  Gnmdlagen  der  künftigen  preussischen  Verfassung"  vom 
G.  Apiil  1848  *^)  bezüglich  des  Richterstandes  ausser  Kraft  gesetzt. 

Durch  §  8  des  Gesetzes  vom  29.  März  1844  i^nirden  zwei 
frühere  Gesetze  über  den  Waffengebrauch  der  Grenzaufsichts- 
beamten vom  28.  Juni  1834^^)  und  über  den  Waffengebrauch  der 
Forst-  und  Jagdbeamten  vom  31.  Mai  1837 '^)  aufrecht  erhalten, 
weil  che  im  System  erst  jetzt  zu  erwälmen  sind,  da  ihnen  das 
Konfliktsgesetz  von  1854  am  nächsten  stellt*^). 

Wegen  des  missbräuchlichen  Waffengebrauches  Seitens  der 
in  den  beiden  Gesetzen  genannten  Beamten  soll  das  Gericht  des 
Thatortes  unter  Zuziehung  eines  Beamten  aus  dem  betreffenden 
Ressort  die  Erhebungen  machen,  sodann  die  Akten  an  die 
Provinzialsteuerbehördo ,  bezw.  an  die  Regierung  einsenden ,  da- 
mit sich  dieselbe  über  Einleitung  der  gerichtlichen  Untersucliung 
erkläre.  —  §§  7—8  Ges.  v.  1834,  §§  4  ff.  Ges.  v.  1837: 
^Nach  Eingang  dieser  ErkLämng  fixsst  das  Gericht  einen  Be- 
schluss  wegen  Eröffnung  der  Untersuchung  ab.  Wird  die  Eröff- 
nung der  Untersuchung  gegen  die  Ansicht  und  den  Widei'sprudi 


S.  526/527 


*'')  G.-S.  1848  S.  87. 
*»)  G.-S.  1834  S.  83. 
«)  G.-S.  18.^7  S.  65. 
**)  Oppenhofp    a,    a.   0.    Anm.   1    und    2   zum    Konfliktsges.    v.   l^^^ 
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T  Provinzialsteuerbehörde  (bezw.  Regierung)  bescMossen,  so 
088  die  Sache  nach  Anleitung  der  über  die  Kompetenzkon- 
kte  zwischen  den  Verwaltungsbehörden  und  Gerichten  ertheilten 
orschriften  ^*)  erledigt  werden."  —  §  9  Ges.  v.  1834,  §  7  Ges. 
1837. 

In  diesen  Gesetzen  erscheint  hiernach  das  frühere  Prinzip 
\s  Antrages  der  Regierung  zur  Verfolgung  dienstlicher  Ver- 
ihen  in  das  Prinzip  des  Kompetenzkonfliktes  umgewandelt:  es 
•11  nach  Anleitung  der  über  den  Zuständigkeitsstreit  ertheilten 
orschriften  über  ein  DeUkt  erkannt  werden,  welches  an  sich 
lerkanntermaassen  zur  Zuständigkeit  des  Gerichts  gehört. 

Waren  durch  alF  diese  Gesetze  die  zivilrechthchen  Verfol- 
ingen  eines  Beamten  unbehindert  geblieben,  so  schrieb  ein 
esetz  „über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Beziehung 
if  polizeiliche  Verfügungen**  vom  11.  Mai  1842**)  vor,  dass 
Bt  dann  der  Zivilrechtsweg  gegen  einen  Polizeibeamten  offen 
ünde,  wenn  die  von  ihm  ausgegangene  Amtshandlung  im  Wege 
3r  Beschwerde  als  gesetzwidrig  oder  unzulässig  aufgehoben  wäre. 
-  §  6,  §  1  al.  1  und  2.  — 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  durchbrachen  diese  Rechts- 
itwicklung  und  drängten  zu  einer  Befestigung  des  gerichthchen 
:hutzes  gegen  ungesetzUch  handelnde  Beamte.  Die  oktroyirte 
erfassimgs-Urkundo  vom  5.  Dezember  1848*®)  bestimmte  in 
rt.  95:  „Es  ist  keine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörden 
)thig,  um  öffentliche  Zivil-  oder  Mihtärbeamte  wegen  der  durch 
eberschreitung  ihrer  Amtsbefugnisse  verübten  Rechtsverletzungen 
OTchtlich  zu  belangen"*'). 

Schon  einen  Schritt  von  diesem  Wege  ab  bedeutete  Ai-t.  97 
jr   revidirten    Verfassungs-Urkunde    vom    31.    Januar    1850*®),. 


**)  D.  i.  gemäss  der  Allerh.  Kab.-Ordre  v.  30.  Juni  1828  (G.-S.  1828 
86),  nach  welcher  die  Entscheidung  den  betheiligten  Ministern  und  im  Fall 
:ht  erzielter  Einigung  dem  König  oblag,  der  wieder  den  Staatsrath  zuziehen 
er  dem  höchsten  Gerichtshofe  die  Entscheidung  überlassen  konnte ;  —  später 
mäss  Ges.  v.  8.  April  1847  (G.-S.  1847  S.  170). 

*»)  Bei  Oppbnhoff  a.  a.  0.  S.  337  ff. 

*•)  G.-S.  1848  S.  375  ff. 

*'')  Ebenso  die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  §  IGO:  ^Eine 
•rgängige  Genehmigung  der  Behörden  ist  nicht  nothwendig,  nni  öftentUche, 
eamte  wegen  ihrer  amtlichen  Handlungen  gerichtlich  zu  verfolgen." 

^)  Eommentirt  bei  Behbiin-Brinoke  a.  a.  0.  IV  S.  383. 
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welcher  bestimmte:  „Die  Bedingungen,  unter  welchen  öflFentliche 
Zivil-  und  Militärbeamte  wegen  durch  lleberschreitung  ihrer 
Amtsbefugnisse  verübten  Rechtsverletzungen  gerichtlich  in  An- 
spruch genommen  werden  können,  bestimmt  das  Gesetz.  Eine 
vorgängige  Genehmigung  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  darf  je- 
doch nicht  verlangt  werden**  **). 

Formell  zur  Ausfiilirung  dieser  Bestinmiung  der  Verfassungs- 
Urkunde  ^^),  materiell  zur  Ausdehnung  des  früheren  Systems  der 
Gesetze  von  1834  und  1837  wurde  das  an  die  Spitze  dieses 
Paragraphen  gestellte  Konfliktsgesetz  vom  13.  Februar  1864  er- 
lassen, welches,  \ne  wir  sahen,  sowohl  für  Zivil-  wie  MUitar- 
beamte ,  ja  fiir  die  „Personen  des  Soldatenstandes"  die  straf-  und 
zivilrechtliche  Verfolgung  wegen  Dienstverletzungen  auf  Verlangen 
der  vorgesetzten  Behörden  von  der  Genehmigung  eines  besonderen 
Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte  abhängig  machte,  der- 
gestalt, dass  derselbe  nicht  nur  über  die  Frage,  ob  der  Beamte 
eine  Amtsverletzung  begangen  habe,  sondern  auch  über  die 
weitere  Frage ,  ob  im  konkreten  Falle  die  Eröffnung  des  Rechts- 
weges angezeigt  sei,  zu  entscheiden  hatte. 

Hiennit  war  denn  das  französische  System  des  Ai-t.  75  der 
Konstitution  v.  J.  VIII  erreicht,  im  Wesentlichen  unter  der 
einzigen  Abänderung,  dass  hier  die  Vorentscheidung  unbedingt, 
im  preussisclicn  Recht  dagegen  nur  auf  Verlangen  der  vorgesetz- 
ten Behörde   erfordert  wurde. 

Man  verliess  damit  den  Standpunkt  des  Gesetzes  vom  29. 
Mär/  1844,  welches  grundsätzlich  „Amtsverbrechen"  und  „andere 
Dienstvergehungen"  durch  Aufrichtung  (?iner  Kompetenzgrenze 
zwischen  strafrechthcher  (gerichtlicher)  und  disziplinarrechtlicher 
.  (administrativer)  Verfolgung  unterscliieden  hatte ,  wiewolil  auch 
wegen  der  erstgenannten  Dienstvergclmugen ,  der  Amtsverbrechen 
die  Untei'suchung  nicht  ohne  Antrag  der  Verwaltungsbehörden 
eingeleitet    werden    duifte.      Die    Frage    der    Kompetenz   hatt^ 

*®)  Diese  Fassunj^  rülivt  von  einer  Proposition  der  Königlichen  Dotechaft 
licr ,  welche  von  heiden  Kammern  an^enonmicn  wurde,  nachdem  die  ans  den 
Iköchl rissen  der  zweiten  Kammer  hervorgegangene  Fassung,  .eine  vorgänciiTt; 
Genehmigung  .der  Behörde*  darf  jeiioch  nicht  verlangt  werden",  die  Zustim- 
mung der  ersten  Kanmier  nicht  erhalten  Iiatte.  Stikvb  a.  a.  0.  S.  4^*. 
V.  RoKNNB  a.  a.  0.  S.  507  A.  4. 

'^")  V.  RoENNK  S.  508.    Oppknhoff  S.  526  n.  1  a.  a.  0. 
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chon  durch  diese  letztere  Einschränkung  des  Rechtsweges  eine 
erschwindende  Bedeutung  erlangt:  das  Konfliktsgesetz,  welches 
.uf  der  denkbar  weitesten  Verallgemeinerung  jeuer  Einschränkung 
•eruhte,  durfte  daher  die  Frage  der  Kompetenz  ignoriren.  Nur 
er  Umstand,  dass  zur  Eröffiiung  oder  Verschliessung  des  Rechts- 
reges eine  Erkenntniss  des  Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte 
usersehen  wurde,  dessen  Verfahren  sich  nach  den  über  den 
Lompetenzkonflikt  erlassenen  V^orschriften  regelte,  bringt  das 
loment  des  Zuständigkeitsstreites  ,  wie  es  durch  dtis  Gesetz  vom 
\9.  März  1844  in  dieses  Gebiet  eingeführt  war,  in  schwache 
Srinnenmg. 

Bei  dieser  Lage  der  Uinge  ist  die  nicht  geringe  Unklarheit 
Iber  das  Verhältniss  der  Zuständigkeitsfrage  zwischen  Gericht 
ind  Verwaltung  zu  der  „Trockenlegung"  der  gerichtlichen  Ver- 
blgungen  auf  Grund  des  Konfliktsgesetzes ,  über  das  Verhältniss 
les  „Kompetenzkonfliktes"  zum  „Konflikt"  wenig  zu  verwundern. 

So  deuten  nach  Oppenhoff  *^)  die  Gesetzeswoiie  „zur  gericht- 
ichen  Verfolgung  geeignet",  „nach  dem  Vortrage  des  Regierungs- 
Commissai*s  (in  der  Kommission  der  2.  Kammer)  für  den  Straf- 
»rozess  auf  den  gesetzUch  begründeten  Unterschied  derjenigen 
?älle,  welche  sich  nur  zum  Disziplinarverfahren  eignen,  von 
leaeu,  die  eine  gerichthche  Strafverfolgung  nach  sich  ziehen^. 
Jtieve^-)  hält  es  für  eine  ganz  schiefe  Auflkssung,  den  bcstrit- 
eneu  Fall  als  einen  Konflikt  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  zu 
diandeln,  während  doch  der  Konflikt  nur  zwischen  den  Inter- 
ssen  des  Einzelnen  und  den  entgegenstehenden  Interessen  der 
legieriing  obwaltet.  „Darum",  so  schliesst  er,  „piissen  die  Vor- 
ihriften  des  Kompetenz-Konfliktsgesetzes  nicht  hierher."  Auch 
ie  Praxis  hat  die  oben  formulirte  Frage  des  Verhältnisses 
tischen  Kompetenzkonflikt  und  Konflikt  nicht  einheitlich  beant- 
ortet-  SchliessHch  drang  jedoch  die  Ansicht  durch ,  dass  die 
iestimnmngen  des  Konfliktsgesetzes  mit  denjenigen  über  Komjjc- 
»nzkonflikte  gar  nichts  ausser  der  entscheidenden  Behörde  ge- 
icin  haben,  eine  Ansicht,  die  in  der  Litteratur,  ausser  bei 
TIEVK,    insbesondre    bei    Hvusku'*'*)    erscheint    und    seit   einem 


")  Oppknuoff  S.  529.  530  n.  22. 

*")  Stibvi  S.  51;  vgl.  S.  45. 

")  Hausib,  Ztschr.  f.  Reichs-  u.  Landcsr.  IV,  S.  305  ff.  V,  S.  1  ff. 
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Erkenntnisse  des  Korapetenzkonflikts-Gerichtshofes  vom  6.  Okto- 
ber 1855^*)  auch  die  Praxis  beherrscht  hat.  Das  Erkenntoiss 
führt  aus: 

„Der  Konflikt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  Febr.  1854 
untei-scheidet  sich  von  einem  eigentUchen  Kompetenzkonflikte 
darin,  dass  ein  Kompetenzkonflikt  nur  da  an  seiner  Stelle  ist,  wo 
nach  der  bestehenden  Verfassung  die  Angelegenheit,  um  die  der 
Rechtsstreit  sich  bewegt,  der  Kognition  der  Gerichtshöfe  an  und 
für  sich  entzogen  ist,  während  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854 
bei  an  sich  zulässigen  gerichtlichen  Verfolgungen  eines  Beamten, 
der  im  Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses  wegen  einer  in  Aus- 
übung oder  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  vorgenom- 
menen Handlung  oder  Unterlassung  einer  Amtshandlung  in  An- 
spruch genommen  wii-d,  der  vorgesetzten  Dienstbehörde,  wenn 
sie  glaubt: 

„^dass  dem  Beamten  eine  zur  gerichtUchen  Verfolgung  geeignete 
Uebersclu-eitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  Unterlassung  einer 
ilun  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur  Last  falle"", 
den  Konflikt  zu  erlieben  gestattet  und  mit  der  Entscheidung  über 
solchen  Konflikt  in  den  Fonnen  des  durch  das  Gesetz  vom 
8.  April  1847  vorgeschriebenen  Verfahrens  den  Gerichtshof  zur 
Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  beauftragt;  der  also  in 
diesem  Falle  einer  in's  Materielle  eingehenden  Kognition  sicli  zu 
unterziehen,  nämlich  auch  die  Frage  zu  entscheiden  hat: 

ob  der  Beamte  die  Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  enigehalten, 
rosp.  Handlungen,    zu  denen  ihn  sein  Amt  verpflichtet,    unter- 
hissen hat, 
während  in  eigentUchen  Kompetenzkonflikten  nur  die  Frage: 
ob  über  den  streitigen  Gegenstand  die  Gerichts-  oder  die  Ver- 
waltungsbehörde verfassungsmässig  zu  entscheiden  habe, 
zu  seiner  Beurtheilung  steht". 

Dieses  Erkenntnis«  spricht  in  klaren  Worten  aus,  dass  durch 
das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854  die  Konfliktserlieb  ung  nicht 
behufs  Feststellung  der  Zuständigkeitsfrage,  sondern  der  mate- 
riellen Vorfrage,  ob  der  Beamte  durch  die  ilrni  zur  Last  gelegte 
Handlung  seine  Amtsbefugnisse  überschritten  habe  u.  s.  f.,  ein 
geführt  sei.     Hieraus  folgt,    dass    das  Erkenntniss  von  der  oben 

'^*)  Bei  Kanngiesser  a.  a.  0.  zu  §  13  R.-B.-G.  S.  05  Anra. 
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pusjgesprocheiion  Ansicht   uusgclit,    dass  tlas  Konfliktsgesetz    Has 

System  des  Gesetzes  vom  29.  Mäi"z  1844  verlassen    und  sich  an 

Jdas  System  der  Gesetze  von  1834  und  18v]7   angeschlossen    hat. 

Lbgesehen    von    unwesenthehen    Vei'schiedcElieiten  ^^),    hat    das 

Loniliktsgesetz  mit   den  heiden   letztgenannten  Gesetzen    das  we- 

Bentliche   Moment    gemein,    dass    die    Präge    der  Eröffnung   des 

lechts Weges    in    Sachen    der    gerichtlichen    Zuständigkeit 

eim  Widerspruch  der  Administrativbehorde    nach    den    fiii*    den 

[ompetenzkonliikt  ertheiltcn  Regeln  entschieden  wird. 

Ans  alledem  gelit  hen'or,  dass  das  Gesetz  vom  13,  Fehr.  1854 
^iu  Beziehung  auf  die  Behinderang  der  strafrechtliclien  Beamten- 
Verfolgungen  the  regelmässigen  G  rundsatze  der  vorhorgegan- 
;eneD  Gesetze  verlassen,  um  das  exzeptionelle  System  flir  Grenz- 
sieht S'  und  Forstbearaten  zur  Regel  zu  erheben.  Li  Beziehung 
die  BehinderuBg  zivilrechtUcher  Beamtenverfolgimgen  jedoch 
i  hat  es  einen  vöUig  neuen  Weg  betreten;  denn  das  einzige  von 
^Kßolchen  handelnde  ältere  Gesetz  über  polizeiliche  Vei-fiigungen 
^Vfon  1842  bietet  keinen  Anktiüpfiingspnnkt  dar »  indem  es  ein 
^^Gesetz  über  die  Kompetenzgix^nzen  zwisclien  Polizei  Verwaltung 
I  und  Gericht  ist  —  §  1  ah  l,  Gesetz  vom  IL  Mai  1842^*).— 
j  Diess  das  Verhaltniss  des  Konfliktsgesetzes  zu  seinen  preus- 

L^sisclien  Vorgängern, 

^B        Die  iiiileoghai'  schiefe  Stellung,  welche  das  Gesetz  dem  „Ge- 
f      richtshofe*^  fiir  Kompetenzkonilikte  durch  die  Befugniss  einräumte, 
ausser  der   rechthclien  Vorfrage    der  Amtsverletzung    auch    über 
I       die  pohtischc''^)  Frage  zu  erkennen,    ob   the    gerichtÜche  Verfol- 
gung in  concreto  angezeigt  sei,    hat  in    der  Praxis    nicht  zu  den 
iGefahi'en  gefiilirt,  welche  nuin  fiii*  den  Rechtsschutz  gegen  Arats- 
jrergehungen    gefiirclitct     hatte.       Ein     Staatsniinisterialbeschluss 
ieb  den  Verwaltungsbehörden  vor,  von  dem  Rechte  der  Kun- 
Biktserhebimg  nur  im  Falle  zweifelloser  Rechtmässigkeit  der  ver- 
'folgten  Amtshanrlhmg  Gebrauch    zu    machen,    und    gleicherweise 


")  Z.  B.   das8   die   Äuwendaug   der  GeiJötie   von  1834  «md  1887  schon 

durch  die  Thateache  des  Wi<l*}rsprQdies  zwiäi'liL'n   dem  GericlitfibL^s^hlusse  fibi^r 

Eröffnung   der  Untersuch  an  g  and    der  An  siebt   der  vorgesetzten  Verwaltungs- 

t>hOrde,   die   Änwenduni^  de^  Gesetzes   von    1354   jedoch   durch  die  förmliche 

Cönfliktserhebang  hediiigt  ist.    Vgl  Üppenuoff  S»  527  n.  2. 

**)  Haus«  a.  a.  O,  Y,  S.  21. 

•^  Stikve  S.  45,    Haüskr  V,  S.  5  u.  Aura,  a«  a.  0. 


—     414     — 

beschränkte  der  Kompetenzkonflikts-Gerichtshof  thatsächlich  die 
Vorentscheidung  auf  die  juristisclie  Frage,  ob  der  Beamte  inner- 
halb seines  Amtes  geblieben  sei  oder  nicht  ^'*). 

Nach  einem  von  der  Staatsregierung  im  Jahre  1861  einge- 
brachten Gesetzentwurf  sollte  unter  Aufhebung  des  Konflikts- 
gesetzes der  Bechtsweg  gegen  Beamte  von  der  behindernden  Jlit- 
wirkung  der  Verwaltung  befreit  werden.  Zur  Wahrung  des 
Schutzes  der  Beamten  gegen  Vexationen  sollte  der  vorgesetzten 
Behörde  eine  berathende  Stellung  eingeräumt  werden**).  Der 
Gesetzentwurf  scheiterte  am  Widerspnich  der  ei-sten  Kammer, 
und  so  erhielt  sich  das  Gesetz  von  1854  bis  zum  Inkrafttreten 
der  ßeichsjustizgesetze.  — 

Bezüglich  der  in  Preussen  domizilii-ten  Reichsbeamten  ist 
bereits  oben  ausgeführt  worden,  dass  dieselben  von  der  Vorschrift 
des  Konfliktsgesetzes  nicht  betroffen  werden. 

Was  hingegen  die  preussischen  Landesbeamten  anbelangt,  so 
wird  hinsichthch  ihrer  gerichtlichen  Verfolgungen  das  Konflikts- 
gosctZ;  gleich  dem  oben  erörterten  französischen  Gesetze,  recht 
eigentlich  durch  §  11  al.  2  E.-G.  zum  G.-V.-G.  betroffen,  da  es 
in  der  That  die  gerichtUche  Verfolgung  der  öffentUchen  Beamten 
wegen  ihrer  Anitsverletzungou  „im  Falle  des  Verlangens  einer 
vorgesetzten  Behörde"  „an  die  Vorentscheidung  einer  besonderen 
Beliörde  bindet" '^^).  In  Geniässheit  des  §  11  cit.  ist  the  Vor- 
entscheidung einci*scits  auf  die  juristische  Frage,  ob  der  Beamte 
innerhalb  seiner  Anitsbcfugnisse  gebUeben  ist,  beschränkt  worden, 
andererseits  aus  den  Händen  des  Konipetenzkonthkts-Gerichtshofes 
in  diejenigen  des  preussischen  (Jberverwaltungs-Gerichtshofes  über- 
gegangen'''j. 

s<  :j.     Das  bairisclie  Kecht. 

Für  das  Kthiigreich  Baiern  bestimmt  das  Gesetz  vom  8.  Au- 
gust 1878  „betrett'end    die  Errichtung  eines  Verwaltnngsgericlits- 

^^)  Stievr  S.  lü.  Oppknhoff  S.  5:^0  ii.  '22,  v^l.  n.  il.  Ernst  Mkieb 
über  dius  Verhältiiiss  von  Justiz  uiul  Verwaltung  in  Enj^Iand,  in  Aogiili- 
Ztsclir.  f.  deutsch.  IJeclit  u.  dtsoh.  Vertiissungsj^oscli.  Hd.  1,  S.  20'^. 

**)  liede   des    Ab«r.    Miqukl  (Kt  Verli.   187(>  I,  S.   373)  Stieve  S.  5'2. 

""')  Häuser  V,  S.  23  fl*.  25. 

*M  Das  Verfiiliren  vor  dem  OberverwaUungögericht  ist  für  diese  Vurent- 
scheidung  neuerdings  durch  das  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltnng 
vom  30.  Juli  1883  geregelt  worden. 
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ofes  und  tlas  VeriVihjen  in  Verwaltiingsrechtssachen'**^),  in  §  7 
fts  Folgende: 

.Der  Verwaltuiig>Kt*ncliti>liof   bildet    dir    obei^ti?  Instaru    tu 
Venvidtiiniü^rerlitssLiL'lirii. 

Er  ist  iiiu'h  Massgaln'  *lfT  hierüher  bestehenden  oder  zu  er- 
ssenden  Gesetxesbe^iitimmnngeu  berufcju  in  deujenigeii  Fälleiu  in 
ireletien  ein  Beamter  we|:*^eti  der  in  Aiisu Innig  seines  Amtes  oder 
in  Veranlassung  der  Ausnbting  Vörgenonunenen  Hnndhnigen  straf- 
Dchtlich  oder  zivilrechtlich  verfolgt  werden  soU,  die  Vorfrage  zu 
fit  scheiden,  ob  der  Reamte  «ich  einer  üel»ei'schreitung  seiner 
Lmtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obhegernlen 
Lintshandhmg  schuldig  gemacht  hat-*. 

Welches     sind     nun    die    ^tiierhber    bestellenden   Gesetzes- 
sstimmun  gen?" 

Es  ist  die  Pfalz  und   das   rechtsrheinische  Baiern    zu  unter- 
cheiden. 

In  der  Pfalz  hatte  x\rt.  75  der  französischen  Verfassung 
oni  22.  friniaire  VI  11  gesetzliche  ( Teilung.  Auf  Grund  desselben 
?durfte  dort  die  zivil-  und  strafrechtliclie  Verfolgung  der  Ver- 
fidiiingt^beamten  unter  thn  oben  naher  besprochenen  französisch- 
rechtlichen  iloilitikat innen  der  unbi^<lingten  Autorisation  desStaats- 
rathes  **■*),  Nach  tleni  bauisciii*n  Ausiahruugsgesetz  zur  Keiclis- 
Stnifprozess-Oribung  \mn  18,  August  1879,  Art,  2,  Ziffer  14 
u.  B  ist  Art.  75  heziiglich  strafrechtlicher  Vi^Hblgungen  beseitigt 
worden"*).  Das  oben  zitirt«*  (Tcsetz  idjcr  die  Erriclitung  des 
buirisi'lien  Verwaltungsgericlitshofes  hat  dennjach  die  allein  nocli 
in  gesetzhcher  Geltung  belassene  Antonsation  fnr  zivilrechthx'lie 
Verfolgungen    [ifiüzischcr    Beamten    in    dit*   Vorentscheidung    des* 


•*)  Oes'  XL  Verordü.'.ül.  f.  d.  Kgr-  Baieni  1878  8.  369  ff. 

**)  Kk^vis  in  Dnllmaim's  (spater  Pü^rs)  Gesetxgebaug  des  K|^r.  Uaicu'n 
%eit  Uathn,  U  mit  ErliintL-r.  TU.  U  %  Bd,  1,  Heft  8.  43.  4-t,  HäItser  a,  a.  ü. 
ßeden    der   Ab«:,    MtguüL    utid    Dr.  Laj^kkr  (lH7<i   1  S.  tlT.y,  11  Ö.  92S/92*»J 

•*)  Gei,-BL  1^19  1  Bd.  S.  7S1  ff.;    ,Aiij*ö'2i-  Kraft  trctr-n 


li)  das   in   dor    Piiilx  geltende  ivtrar|»rozt*<s^esetzbiKdj    (fodo    J'iimtr. 

critn.)  ncLst  d<2n  njit  dcnisclLeu  zusauiitifiili.iji>fetidL'n    go^Jt-tili^lieii 

B  es  t  i  Hl  n » u II  gel  I ,  i  ii sb csi )  i »d  ero 

s)  Art»    7tS    der    Konstitutiuu    voui    Ä    frinuuru    VI II    nebst 

d»>ü  hier^rt  crlasj^eiien  geactzlkhun   Bi'tstinnTiunK'eit ,    ing^weit 

«ich  die^e  Vorsdu'iften  aof  Strafsachen  bözifhn". 
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neuen   Gerichtshofes    über    die  Frage    der  Amtsverletzung  nach 
Massgabe  des  §  11  E.-G.  zum  G.-V.-G.  umgewandelt. 

Im  rechtsrheinischen  Baiem  ist  innerlialb  des  strafrechtlichen 
Gebietes  der  Rechtszustand  vor  Einführung  der  R.-Str.-P.-0. 
kontrovers  gewesen,  da  der  Umfang  der  Bestimmungen  über  die 
Autorisation  des  Staatsrathes  ^^)  bezüghcli  der  einzelnen  Kat^ 
gorien  von  Beamten  in  den  Gesetzen  nicht  zu  genauem  Ausdruck 
kam  ^•).  Da  jedoch  nach  dortigem  Rechte  die  Entscheidung  de8 
Staatsrathes  nicht  im  Sinne  der  französisch-  oder  preussischrecht- 
licheu  Autorisation  der  „besonderen  Behörde"  erfolgte,  viehnehr 
der  Voruntersuchung  freier  Lauf  gelassen  wurde,  an  welche  sich 
erst  der  Bescliluss  der  Ven\'altungsbehörde  als  eine  strafprozes- 
suale VerfQgiuig  über  die  Eröffnung  der  Hauptverhandlung  an- 
schloss,  so  ist  mit  der  reiclisgesetzUchen  Regelung  des  Ejriminal- 
Prozesses  von  selbst  imd  obendrein  durch  die  ausdrückUche  £e 
Stimmung  der  Art.  2,  Ziff.  2  und  Art.  3  des  bair.  Ausf.-Ges. 
zur  R.-Str.-P.-O.  vom  18.  August  1879  die  Geltung  jener  Gesetze 
beseitigt  worden*^). 

In  zivikechtUcher  Hinsicht  feldt  es  an  gesetzUchen  Vor- 
schriften, luid  wenn  auch  die  Praxis  vielfach  als  Bedingung  der 
zivilrechthcheu  Verfolgung  des  Beamten  die  vorgängige  Feststel- 
lung einer  dienstlichen  Versclnildinig  dui'ch  die  Disziplinarbehörde 
aufgestellt  hat,  so  ist  damit  ein  Gewohnheitsrecht  noch  nicht  ge- 
schaffen worden  ^^). 

'')  Bairisclies  Str.-G.-B.  v.  1813.  Tb.  II  Art.  434 ;  BeiUge  IX  zur 
bairischen  Verfassungsurkunde  (=  Edikt  über  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener 
V.  26.  Mai  1818)  §  16  (G.-Bl.  1818  S.  333  ff.)  Ges.  v.  10.  Nov.  1848,  die  Ab- 
änderungen des  II.  Tli.  des  Str.-G.-B.  v.  1813  betr.  Art.  70—73  (Ges.-BI.  1848 
S.  233  ff.). 

•*)  Vgl.  einerseits  Poezl,  bair.  Verfassungsr.  (4.  Aufl.)  S.  510  und  andrer- 
seits Häuser  a.  a.  0.  S.  14 '15. 

«^)  Art.  2:    „Ausser  Kraft  treten: 


2)  das  Gesetz  v.  10.  November  1848,  die  Abänderungen  des  II.  Theiis 
des  Strafgesetzbuchs  v.  1813  betreffend. 

3)  §  1(>  der  IX.  Beilage  zur  Verfassungsurkunde. " 

Vgl.  üben  Anni.  809,  Krals  a.  a.  0.  S.  44.  IIausbr  a.  a.  0.  S.  14.  16.  18. 19. 25 
^)  A.  A.  Krais  S.  44.  Für  die  im  Text  verti-etene  Ansicht  Hausk» 
S.  22  n.  42.  Seüffert,  Konniientar  zur  bair.  Gerichtsordnung  Bd.  I  §  1*^ 
VI,  2b)  fasst  das  Verhältniss  der  Feststellung  durch  die  DisziplinarbehörJe 
zu  der  zivilrechtlichen  Verfolgbarkeit  des  Beamten  durch  das  Gericht  in  Ge- 
mässheit  der  Grundsätze  des  preussischen  Gesetzes  v.  11.  Mai  1842  auf. 
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So  werden  fiir  Altbaioni  weder  die  strafrechtlichen  noch  die 
i^ilrechtliclien  Yerio]giin*?;eo  von  Beamten  durch  die  umwandelnden 
estinimungen  des  §  11  al.  2  E.-(t,  zum  fT.-V.-Cl.  hetroflen  ^*), 
Die  an  die  Spitze  dieses  Paragraphen  gestellte  Gesetzes- 
bestimmung über  die  Errichtung  eines  Verwaltuiigsgericbtshofes, 
hat  mithin  lediglicli  auf  die  zivilreditliche  Verfolgbarkeit  der 
pfälzischen  Beamten,  welche  unbedingt  an  die  Vorentscbeidung 
dee  genannten  Gericlitsliofes  nach  Massgabe  des  Reichsgesetzes 
^bunden  ist,  Anwendung^**)* 

§  4.    Das  badische  Recht. 
Fiir    da*^  (Trossherzogthuni    Baden    schreibt    Art.  7  des  Ge- 
izes vom  8.  August  1878  „betreffend  die  Ernelitung  eines  Ver- 
lltmigsgerichtshofes    luid    das  Verfahren    in    Vervvaltungsrechts- 
rfieu"  ^^)  das  Folgende  vor: 

„Der  Verwaltungsgerichtshof   I>ildet    die    oberste  Instanz   in 
Ferwaltungsrechtssachen . 
^^       Er  ist  nacli  Sfassgabe  der  hierüber  bestehenden  oder  zu  er* 
^■äsenden   GesetÄesbestimmimgen    berufen,    in    denjenigen  Pidlenj 
in  welchen  ein  Beamter   wegen  der    in  Aiisühnng    seines  Amtes 
fKler  in  Veranlassung  der  Ausiibung  seines  Amtes  vorgi^nnnnnenen 
iLiiidlmigen  stnifrechtlicb  oder  zivilrechtlich  verfolgt  werden  soll, 
^Be  Vortrage  zu  entscheiden,    ob  der  Beamt-e    sich    einer  Üeber- 
Hbbreitting   seiner    Amtsbefugnisse    oder    der  Unterlassung    einer 
Hbm  obliegenden  iVnitshandlung  schuldig  gemaclit  liat^, 
^A      Es  sind  hier    die    vor  und  nach    diesem  Gesetze    erlassenen 
^■esetzesbestininiungen  zn  uiiterscbeiden. 

^^      Vor  Emanation  desselben  galt  in  Baden  innerhalb  des  straf- 
recbtlichen  Gebietes,  auf  Gnmd  einer  seit  dem  Staatsdieneredikt 
|>m    5,  Februar  1819   (§    16)'^)    sich    gleiebgebliebenen   Gesetz- 
auiig^^)  der  Satz,   dass  „vorbehaltlich  fürsorglicher  Massregeln 

••)  Da  die  betr.  Gesetze  die  ^orielitliche  Vcrfulgung  des  Beamten  nicht 
die  ,Vorentseheidun^'"  einer  besonderen  Belwirde  bindete    HaüSKB  S.  24/25. 

'*)  üeber  die  Frage,  warum  in  dem  neuen  lj:iiriscln?n  Gesetz  gleich wolil 
strnf rechtlichen  Verfolgung  gedacht  iat.  s.  Khais  n.  a.  0. 

")  G.'Bl  1878  S.  Zm  C 

")  Gr.  bad.  Staat«-  n.  Reg.-Bl.  1819  S.  11  ff. 

'•)  §  9  E.-G.  zum  StrrG.'B.  v,  1851  (Reg.-BL  1851  S.  7:1).  §  IP  Ges. 
2X  Dez.  1^71     «den    Vollzog  der  Einfiilirung  d<  s  deuisehen  R.-St.-G.-B.  in 

Gr.  Buden  betr^  (G,-Bl  1871  8.  431   ffj 
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in  eilenden  Fällen*^  „die  strafgerichtliche  Verfolgung  eines  öffent- 
lichen Beamten  wegen  einer  amtUchen  Handlung  nicht  eingeleitet 
worden*^  dürfe,  „hevor  die  dem  Beamten  vorgesetzte  Dieust- 
hehörde  gehört  würde.  Hält  diese  die  Verfolgung  für  nicht  gerecht- 
fertigt, so  ist  eine  Entschliessung  des  Staatsministeriums  auf  Vor- 
trag des  Justizministei-s  über  die  Statthaftigkeit  der  Verfolgung 
einzuholen^  —  §  19  Einf.-Ges.  zum  R.-Str.-G.-B.  vom  23.  De- 
zember 1871. 

Die  durch  §  10  des  Einf.-ües.  zum  StrafgesetzbucJi  von 
1851  erforderte  Autorisation  der  vorgesetzten  Diensthehönk 
bezw.  des  Staatsministeriums  fih'  zivil  rechtliche  Verfolgungen 
eines  Beamten  ist  schon  durch  Art.  IV  der  Schlussbestinimuiig 
zur  bürgerlichen  Prozessordnung  von  1864  ausser  Kmft  getrotfii. 

Nach  Erlass  des  (resetzes  über  die  Errichtung  eines  Ver- 
waltungsgerichtshofes bestimmte  das  (nfesetz  vom  3.  März  1879 
^die  Einführung  der  Reichsjustizgesetze  im  Gr.  Baden  betr.'-**) 
in  §  161  unter  Aufliebung  der  früheren  Gesetze  über  diese 
Materie : 

„Die  strafrechtliclie  oder  zivilrechtlicbe  Verfolgung  eines 
Beamten  wegen  einer  in  Ausül)ung  od(»r  in  Veranlassung'  der 
Ausübung  s(Mnes  Amtes  vorgcnomnieneii  Handhmg  ist  im  Falle 
des  Verlangens  eincT  vorgesetzten  Dienstliehörde  au  die  in  S  H 
al.  y  Ziffer  1  und  2  des  E.-G.  zum  (i.-V.-(t.  erwälmti^  Vonnt- 
scbeidung  des  \'erwaltungsgericlitsliofes  gebunden. 

l)i(»  AVirksamkeit  dieser  Vorsclirifl  erlischt  mit  dem 
1.  März  1880/ 

An  Stelle  aller  dieser  Gesetze  trat  Art.  9  des  (-resetzes  vom 
24.  Februar  1880  ^den  Verwaltuugsgerichtshof  und  das  venvid 
tungsgerichtliche  Verfahren  betr.*^  '*'*). 

„Die  strafrechtliche  oder  zivilrechtliche  Verfolgung  eines 
Beamten  wegen  einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassun.ii  der 
Ausübung  seines  Amtes  vorgenommeneu  Handlung  ist  im  Falle 
d(»s  Verlangens  des  dem  Beamten  vorgesetztcMi  Ministeriums  Jin 
die  \^)rentscbeidung  des  ^Vrwaltungsgerichtsbofes  g<djundrii. 
Das  Verlangen    kann   nur   so   lange  gestellt  werden ,   als  in  diui 


'^)  Gcw.-l]].  187i»  S.  91  ir. 

''')  Cj.-VA.    188(1    S.    2i>  ff.   v^'l.  aarüb-  r  Schenkkl  ,   StAatsrodit  d^  i'f 
Baden,  in  Marquardsen's   Handb.  des  ötfentl.  Rechts  III,   1  S.  23  §  28  ^.  £• 
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§  5.     Diis  liessiftchc  Recht. 


mchtlichen     Verfahren    ein    Endiivtlicil    nicht     verkihidot     ist. 
|Str.*P.-().  55  259.  C.-Pr.-O.  §  272). 

Eine  Voreuts€heithiiij4  ist   iiirht  ziilässifc  mt  Beziii^  auf  zivil- 
BchtEche  Klti^en 

1)  gegen   Richter '^*^),    einHclJiefislidi    der  Biirgemieisttn'.    lie- 
Vhungsweisi^   iJirpr  Stt-llvortreter,     stnveit   clenselhen    richterliilK- 

I     Funktionoii  iu  hürgerheheii  Rechtssacheu   iihertni^en  ^siiid; 

^P        2)  gegen  <TerichtüiiütiiiT,  Notare,  (iriii4itHsehrrihrr  und  (ie- 

^richlsvolkieher ; 

^_         3)  ge*^on  die  Mitgüeder  der  Grund-  nrul  PfandhuchbehOrden: 

^t^  4)  gegt^n  die  Standesheajnten.^ 

^^        Für   das   (Trossljoraiigthuni    Hessun    koniiuen    In'er    zwei    der 
I     in*ueri'ij  Zeit  {m^^^rhüiigp  Umsetze  iu  Botraelit, 
B         1)  Art.  8    aL   2    <les    (4es.    voiu    3.  Septemher    1B78     ^Die 
^Aiisfüluaing  der  4h'utsehen  (Teriehtsverfassuug  hetr."  ''): 

yjDem    VtTwaltnngsgeiielitshctf    steht    ferner   die  Vorentseliei- 

lung    ihxruhej'    zu^    ob    ein   oftentlieher    Beamter    wegen  einer  in 

Ausübung  oder  aus  V^eranhissung  der  Ansühung  seines  Amtes  vor- 

enomnieneiü    Handhuigy   insoweit    die   Yerfolt^ung   an    die  Vor- 

Ipitscheidung  der    vorgesetzten    Belnirde  geliuuden  ist ,   sich  einer 

leberschreit ung  seiner    Amtshefugnisse    oder    der    rnterlasanng 

iner    ihm    obh'egeuden    Amtshandhmg    schuldig   gt*niaeht   haiie.^ 

2)  Art.  II  des  (Gesetzes  voni  If).  Ajnil  1879  ^die  Bildung 
und  Zuständigkeit  des  ohersten  VerwaUnugsgeriehtsliofes  hetr.  ^'*), 
reicher  in  Ergänzung  der  durch  Gesetz  vorn   IL.Ianuar  1875'") 

bestimmten  Kompetenz  des  genannten  Gerichtes  und  in  An- 
I  lehnung  an  das  nnter  l)  zitirte  Gesetz  bestimmt:  der  Venval- 
^fciingsgerichtshof  ist  zustandig  .  , 

^H  y,in  denjenigen  Faden,  in  weh'luMi  nacli  dem  bestehenden 
^Rechte  eiu  Reauiter  nur  nueli  ch^r  Vorentsclieidmig  einer  l)e- 
sonderen  Behörde  verfolgt  werden  kann,  zur  Vin-entseheidung 
lariihert  ob  der  Beamte  sich  einer  ITebersebreitung  seiner  Amts- 


^*)  VgL  oben  Äina,  liS  dieses  Kiieitfls. 
-)  Gr.  bosnisches  Reg.-BL  1878  S.  ml. 
">  Bt*lf,*BI.  1871»  S.  ini. 
«J  Art,  5  das.  Keg.-Dl  1875  H,  45  ff. 
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beftignisse   schuldig  gemacht  habe.     Diese  Entscheidung  erfolgt 
nur  auf  Verlangen  des  dem  Beamten   vorgesetzten  Ministeriums. 

Die  Staatsanwaltschaft,  durch  welche,  bezw.  das  Gericht, 
vor  welchem  eui  öffentlicher  Beamter  wegen  einer  in  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen 
Handlung  verfolgt  wird,  haben  dem  dem  verfolgten  Beamten 
vorgesetzten  Ministerium  Anzeige  von  der  Verfolgung  zu  erstatten 
und  sich  bis  zu  erfolgter  Eutschliessung ,  dass  eme  Vorentschei- 
dung nicht  verlangt  werde,  oder  im  anderen  Falle  bis  zu  erfolg- 
ter Vorentscheidung  weiteren  Vorschreitens  in  der  Sache  ausser 
der  Anordnimg  etwa  unverschiebliclier  einstweiliger  Verfügungen  zu 
enthalten. 

Auf  die  im  vorhergehenden  Absatz  bezeiclmete  Anzeige  wird 
das  dem  verfolgten  Beamten  vorgesetzte  Ministerium  Beschluss 
darüber  fassen  ob  eine  Vorentscheidung  zu  verlangen  sei  oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  sind  die  erwachsenen  Akten  dem  Ver^al- 
tungsgerichtsliofe  mit  dem  Verlangen  einer  Vorentscheidung  zu 
übersenden." 

Durch  Art.  III  dieses  Gesetzes  ist  der  Beginn  der  Geltung 
desselben  in  die  Zeit  des  Inkrafttretens  des  G.-V.-G.  gelegt. 

Ilireni  Wortlaute  nach  beabsichtigten  die  zitirten  Gesetzt' 
nicht,  das  in  Hessen  vor  dem  Erlass  derselben  in  Geltung  ge- 
wesene materielle  Recht  zu  ändern.  Was  nun  dieses  Recht  an- 
langt, so  ist  auch  hier  das  rlieinische  und  das  nichtrheinische 
Hessen  zu  unterscheiden. 

In  Rheinhessen  gilt  Art.  75  der  französischen  Verfassung 
v.  J.  Vni  als  Gesetz  mit  den  bei  dem  elsass-lotlu'ingischen 
Landesrecht  besprochenen  Modifikationen. 

Die  unbedingte  Autorisation  des  Staatsraths  zu  zivil-  und 
strafrechtlichen  Verfolgungen  von  Beamten  ist  auf  Grund  des 
§  11  E.-G.  z.  G.-V.-G.  und  der  oben  zitirten  Landesgesetzc  in 
die  allein  durch  das  vorgesetzte  Ministerium  zu  provozirende 
Vorentscheidung    des   Vcrwaltungsgerichtshofes    übergegangen  ^). 

Im  übrigen  Theile  des  Grosshei'zogthums  Hessen  liat  eine 
Beliinderung  der  zivilrechtHclien  Verfolgung  eines  Beamten  nie 
gegolten. 

**")  Garkis.  Staatsr.  des  Or.  Hessen,  in  Marquardsen's  Handb.  des  offeiitl. 
Rechts  III,  1  §  14  S.  71. 


I 
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Die  Mitwirkimg  der  Verwaltuugsbeliörden  bei  strafrecht- 
lichen Verfolgungen  stützt  sich  auf  Ait.  23  der  heasischen  Ciril- 
[lienstpragmatik  vom  29.  Man  1824,   welcher  bestimmt: 

^Bei  Anschuldigung  nder  Verdacht  einer  Amtsverletzung 
bat  das  vorgesetzte  College  mit  dem  ßechte  ehiatweiliger  Suspen- 
sion vom  Dienst ,  die  vorläufige  Untei^uchung,  Zum  Behufe  der- 
selben sind  die  Verwaltungskollegien  berechtigt,  eidhche  Zeug- 
nisse zu  fordern.  Der  Erfolg  dieser  Untersuchung  ist  Erklärung 
der  Unschuld  oder  Erkeimung  einer  Disciplinai-strafe  oder,  wenn 
entweder  eine  höhere  Strafe  zu  erkennen,  oder  geiichthche 
i^pezialuntersucliung  (Versetzung  in  den  Anklagestand)  nnthwendig 
ist,  Stellung  vor  Gericht ,  womit  stets  Suspension  vom  Dienst 
und  Gehalt  verbunden  ist.^ 

Nach  H^\USER  kann  bezweifelt  w^erden,  ob  diese  Vorschrift, 
älmlieh  der  altbairisclien  Voi-scbrift  über  die  „Vorgenchtstellung 
der  Beamten'^  durch  die  Verwaltungsl>ehördej  lediglidi  eine 
strafprozessuale  Verfügung  über  ErötFimng  der  Hau]xtv4*rbaiid- 
kng  oder  aber  eine  wirkliche  ^Voreutsclieidung  einer  besonderen 
Behörde**  ist. 

Da  jedoch  die  Eiideitung  der  Voran tersoehung  nicht  wie 
früher  in  Baieren,  dem  Gericlite  überlassen  blieb,  viehnehr  eine 
„gerichtliche  Spezialuntersuchung^  überliaupt  erst  nach  einem 
daliingelienden  Erkenntniss  des  vorgesetzten  Kollegs  Platz  greifen 
durfte^  so  ist  die  Analogie  mit  den  bairisehen  (Tresetzen  alizu- 
weisen,  und  tler  in  Art.  23  cit*  erfordt-rtc  Verwaltungsbescheid 
gemäss  den  weiter  oben  zttirten  Gesetzen  als  in  die  reichsgesetz- 
lich eingeräumte  Vorentscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes 
verwandelt  anzuseh  en . 

Demnach  hat  in  tlem  nicbtrheiniachen  Hessen  der  Ver- 
waltungsgericbtshof  auf  Verlangen  des  dem  Beamten  vorgesetzten 
Ministeriums  über  die  strafrechtliche  Verfolgung  desselben  eine 
Vorentsclieidung  zu  lallen  "^). 

^^  §  G.     Resultat. 

^^^Äus  ilen  vorstehenden  Untersuchungen  hat  si(;h  für  die  noch 
bestehenden  landesrechtlichen  Eifordernisse  einer  Vorentsclieidung 
Rtir  zivil-   und  strafrecbthcbeu  Verfolgbarkeit  eines  Beamten,  auf 


•*j  Gabkw  a.  a,  0.  §  33  S.  m.    Hauser  V  8.  10.  16,  17.  ^Ck 

Arcklf  Ar  &r«iiUlebu«  Rttclit  I.  2.  23 
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welche  nunmehr  die  Grundsätze  des  §  11  al.  2  E.-G.  zum  G.-V.-6. 
anwendbar  sind,  folgendes  Resultat  ergeben: 

Eine  Vorentscheidung  für  zivil-  und  strafrechtliche  Ver- 
folgungen von  Beamten  ist  in  Preussen,  Baden,  Blieinhessen 
und  Elsass -Lothringen  erforderlich,  und  zwar  in  keinem  dieser 
Rechtsgebiete  unbedingt,  vielmelur  in  Preussen  und  Elsass-Loth- 
ringen  auf  Verlangen  der  vorgesetzten  Behörde,  in  Baden  und 
Rheinhessen  auf  Verlangen  des  vorgesetzten  Ministeriums. 

Lediglich  fiir  die  zivilrechtliche  Verfolgung  von  Be- 
amten ist  die  Vorentscheidung  in  dem  Rechte  der  baiiischen  Pfak, 
und  zwar  unbedingt,  erforderlich. 

Lediglich  für  die  strafrechtliche  Verfolgung  besteht  im 
nichtrheinischen  Grossherzogthum  Hessen  im  Falle  des  Ver- 
langens des  vorgesetzten  Ministeriums  das  Ei-fordemiss  der  Vor- 
entscheidung. 

Im  Königreicli  Baiern,  mit  Ausnahme  der  Pfalz,  in  Württem- 
berg^'^), Sachsen**®)  und  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten^) 
ist  weder  die  straf-  noch  die  zivilrechtliche  Verfolgung  des  Be- 
amten an  besondere  Bedingimgen  geknüpft. 

Bezüglich  der  richterlichen  Beamten  ist  in  Preussen,  Rhein- 
Baiern,  Rhein-Hessen  und  Elsass-Lothringen  die  Verfolgung  in 
straf-  und  zivilrechtlicher,  in  Baden  nur  in  letzterer  Beziehung 
von  der  landesgesetzHchcn  Beschränkung  frei.  Im  niclitrheinischen 
Hessen  steht  auch  die  Verfolgung  des  richterlichen  Beamten 
unter  dem  Erfordeniiss  der  Vorentscheidung.  — 

««)  V.  MoHL,  Staatsr.  des  Kgr.  Württemberg  (2.  Aufl.)  1  S.  687/688. 
(Haüpp,  Staatsr.  des  Kgr.  Württemberg,  in  Marquardsen's  Handb.  des  offentl, 
R^-chts  III,  1  8.  95  §  .^1.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  v.  Sarwkt's.  über 
Adniinistrativjustiz  nach  württembergischem  Rcclit,  im  Württemberg.  Archiv 
für  Recht  und  Rechtswiss.  u.  s.  f.  XV  S.  58/54  A.  73  geht  von  Betrachtungen 
de  lege  ferenda  aus;  s.  die  cit.  Anm.  a.  E.:  „Allerdings  wäre  eine  gesetiliche 
P*ea:elung  dieser  Frage  wünschenswerth". 

")  LoRNiNO,  deutsches  Verwaltungsrecht  8.  126  A.  1    a.  E. 

**)  So  z.  B.  Oldenburgisches  revidirtes  Staatsgrundgesetz  v.  22  Not.  18ii2. 
Art.  48: 

„Jedem,  der  sich  durch  eine  Verwaltungsmassregel  in  seinen  Prirat- 
rechten  verletzt  glaubt ,  steht  der  Rechtsweg  offen ,  ohne  dass  es  einer  beson- 
deren Erlaubniss  bedarf.  .  .**  Stoerk.  Handbuch  der  deutscheu  Verfassung«« 
S.  294  ff.  Vgl.  auch  Anhalt-Bern  burgisches  und  Seh  warzburg* 
Sondershausen'sches  Verfassungsgesetz  bei  Haüskk  a.  a.  0.  V  S.  4  A.  ^- 
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Schlnsswort 


Die  Ergebnisse  der  Arbeit 

Jeder  Beamte  ist  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen 
Handlungen  verantwortlich;  —  jeder  Beamte  geniesst^  soweit  er 
rechtmässig  handelt^  eines  besonderen  Schutzes;  —  diese  Grund- 
sätze des  neuen  deutschen  Reichsrechtes  haben  als  höchste  Au- 
torität für  die  Verwaltung  des  Staates  das  Gesetz  aufgerichtet: 
die  gesetzmässige  Amtshandlung  hat  an  Stelle  der  Amtshandlung 
als  solcher  verbindliche  Kraft  erlangt. 

Dabei  ist  dem  Momente,  welches  in  erster  Linie  einer  Gleich- 
stellung der  VerantwortUchkeit  des  Beamten  lür  die  Gesetzmäs- 
sigkeit seiner  Amtshandlungen  mit  derjenigen  der  Privatperson 
für  die  Gesetzmässigkeit  ilirer  Handlungen  widerstreitet,  dem  Er- 
fordernisse der  Zentralisation  der  Verwaltungsthätigkeit  durch 
die  Begriffe  der  „Gesetzmässigkeit  der  Amtshandlung"  und  der 
„Rechtmässigkeit  der  Amtsausübung"  Rechnung  getragen  worden. 
Denn  der  auf  höheren  Befehl  thätig  werdende  Beamte  muss  dann 
als  gesetzmässig  handelnd  angeschen  werden,  wenn  er  zur  Aus- 
führung jenes  Befehls  gehalten  war;  er  ist  aber  dann  gehalten, 
dem  Befehle  nachzuleben,  wenn  dei-selbe.  in  dienstlicher  Form 
Ton  der  kompetenten  Oberbehörde  erlassen,  eine  Angelegenheit 
seiner  Zuständigkeit  betrifft.  Darüber  hinaus  in  eine  materielle 
Prüfung  des  Befehls  einzutreten  und  von  dieser  die  Ausführung 
desselben  abhängig  zu  machen,  ist  er  weder  verpflichtet  noch  auch 
berechtigt.  Der  Beamte  haftet  nicht  für  die  materielle  Ueber- 
einstimmung  des  erhaltenen  Befehls  mit  dem  Gesetze,  sondern 
für  dessen  formelle  VerbindUchkeit. 

Dem  Grundsatze  der  VerantwortUchkeit  des  Beamten  für  die 
Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen,  ist  durch  die  prin- 
zipielle Befreiung  der  gerichtlichen  Verfolgbarkeit  desselben  von 
besonderen  landesgesetzUchen  Bedingungen  praktische  AVahrheit 
g^eben  worden. 

Dabei  ist  das  formellrechtliche  Moment,  welches  sich  in  einigen 
deutschen  Partikulargesetzgebungen  gegen  die  Gleichstellung    der 

28  • 
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gerichtlichen  Verfolgbarkeit  des  Beamten  wegen  seiner  Amtsrer- 
letzungen  mit  der  gerichtlichen  Verfolgbarkeit  der  Privatperson 
geltend  machte,  der  Gesichtspunkt  nämlich,  dass  die  Energie  der 
Verwaltung  einen  besonderen  Schutz  des  Beamten  gegen  vexa- 
torische  Verfolgimgen  erfordere,  bezüglich  dieser  Staaten  nicht 
unberücksichtigt  geblieben.  Jedoch  ist  für  sie  an  Stelle  der  weit- 
gehenden Kompetenz  einer  Verwaltungsbehörde  oder  eines  be- 
sonderen Gerichtshofes,  über  die  Eröffnung  des  Rechtsweges  zu 
entscheiden,  die  engbemessene  Kompetenz  des  höchsten  Verwal- 
tungsgerichtshofes, bezw.  des  Reichsgerichts  getreten,  über  das 
Vorhandensein  einer  Amtsverletzung  eine  Vorentscheidung  zu 
fallen. 

Damit  hat  das  Recht  des  neuen  deutschen  Reiches  die  Fun- 
damentalforderung  des* Rechtsstaates:  die  Verantwortlichkeit  des 
Beamten  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Amtshandlungen  und 
die  freie  gerichthche  Verfolgbarkeit  desselben  wegen  seiner  Amts- 
verletzungen erfüllt. 


Quellen  und  Entscheidungen. 


Die  Reform  der  ungariscilen  Magnatentafel 


Mitgetlieilt  durcli 
Professor  Dr.  F,  Stoehk, 


lü  keinem  Staöte  Europa's  —  ^tich  England  nicht  auapenommeD  — 
htkt  »ich  da»  Priucip  der  «tftndischen  VeHretimg  des  Adelp  und  der  Oeiit» 
liclikeii  im  Rahmen  der  Landesverfa««ung  so  lange  formell  intakt  zu  er- 
lialteii  vermocht  wie  in  Ungarn.  Waren  auch  die  Privilegien  der  ».oberen 
Slände**,  des  Adels  und  des  Clenia,  hinKicbtlieh  der  ftUgemein  BtÄatahürgiRr- 
licben  Steuer-  nnd  Militärpfliclit  hier  nicht  befestigt  genug,  um  dem  An- 
sturm der  auf  eine  Ausgleichung  in  der  Vt^rtheihmg  der  bürgerliehen  Lasten 
gerichteten  Bewegung  defi  Jahres  184ft  stand  zu  halten,  so  verblieb  doch 
den  durch  Jahrhunderte  bewiihrteu  histonselien  Furruen  der  Theilnmhfne 
jeuer  Stande  an  der  LandeBge  setz  gebung  ausreichende  Lebenskraft,  um  «ich 
biÄ  auf  unsere  Zeit  äufiserlich  im  Wesentlichen  unversehrt  ku  erhalten.  Seit 
der  getetÄÜch  im  Jahre  1608^),  laktiach  aber  schon  früher  erfolgten  Zwei- 
theiluug  des  imgariaeiien  GesetzgebungBkörjjers  fnngirte  innerhalb  desselben 
die  „Excel  sa  Tabula  Proeerum**  als  die  Vertretung  der  die  oberen 
Staude  bildenden  Magnaten.  Auch  der  GesetÄeR-Art.  1:  1608  hat  die  Blag- 
nateutafel  niclit  auf  neuer  Basis  kouslituirt»  sonderu  nur  als  bestehende  lu- 
ititotion  die  Berechtigimg  und  die  Pflicht  eines  jeden  Adeligen  codificirt, 
Mch  als  geboraeu  Gesetzgeber  zu  betrachteu.  Keinerlei  in  der  Rechtsstellung 
ht^rvortrcteude  Unlcrscliiede  wie  in  Mittel-  und  Westeuroj^a  z.erflplittei'tcii 
hier  die  staatsrechlUelie  Einheit  des  Adelt«,  jeder  Angehönge  de^KeTbeu  galt 
vielmehr  als  „Mitglied  der  heiligen  iStefanskrone",  Es  euti5])rach  daher  auch 
im  Grunde  unreinem  Ordnung»  principe  nicht  einem  Principe  der  Unter- 
Ordnung,  wenn  die  anderen  Stande  (niederer  Adel  und  königlich  freie  Städte, 
CommmiitÄt^D)  ihre  besondere  V^ertretung  in  der  „Inclylji  Tabula  Statuiun'* 
fanden.  Beide  Tafeln  zusammen  bildeten  die  rtchtliehe  Einheit  der  „Statu» 
et  Ordines  Regni  Hungariae",  welche  in  Gesetzgebung  und  VciiAaltiiug^  und 
durch  ihre  in  den  Praeeidien  vollzogene  VerschinclzuDg  mit  der  obersten 
Gerich tebehönle    des  Reiches,   auch    in    der   Rechtsprechung    als   der   dem 


*)  G.-A.  1 :  16« i8,  Vergleiche  über  diesen  für  die  geschithtlidiü  Ent- 
wicklung der  atandischen  Körper  wichtigen  Punkt:  Vikozsel,  thia  Staatsrecht 
des  Königreichs  Ungarn.  Bd.  III.  g  75.  Genauer:  Korbuly,  MagjarorKEag 
köajoga.    {Das  Staatarecht  üngarna.)    1.  AuÖ.  S.  286  ff. 
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König  völlig  gleichberechtigt«^  zweite  Trüger  der  gesammt^n  StSItlgewaW  eh 
Bchieneu.  Die  gosammtc  Orgaaisation  Fancl  ihre  Sttitze  in  denselbeu  Eiorich^ 
tungeu,  welche  wir  in  der  CTCßchichtc  der  Staaten  regelniässig  mit  der 
stüudischen  Verfaseuognform  verbunden  tehen:  das  imperative  Mmiikt  bil 
in  derselben  seine  coneequente  Durchführung  gefunden,  ebenso  wie  die  volle 
Freiheit  der  SubsidlenbewiDigung  —  bei  eigener  Steuerbefreiung  der  Mehr- 
heit  der  Votircuden ;  —  im  Geiste  der  alten  Lande sverfaBuung  w)11teii  fenwr 
alle  Mitglieder  dm  Reichstage»  von  Adel  sein,  später  wurde  jedoch  uur  roa 
den  Comitatsdeputiileu  gefordert,  dass  eie  anerkannte  „Edelleute**  mkl 
wohlbegütert  seien  *).  Beide»  w^urde  auch  voo  den  Stellvertretern  gefordert» 
welche  von  den  am  Erscheinen  verhinderten  Magnaten  oder  den  Witwen  fon 
Magnaten  mit  der  Rechtswirbing  entaendet  werdeu  konnten,  dasa  sie  einen 
Sitz  in  der  uutereii  Ständotafcl  ciniielimen  und  dort  von  dem  Stimmreclit 
ihrer  Mandanten  Gebrauch  niaehen  durften').   — 

Entscheidend  für  die  Gestaltung  des  ßecbtsverhaltnisßes  beider  Tifelo 
zu  einander  und  folgenreicli  für  das  gesammte  öfTentliche  Recht  Ungtn» 
war  jedoch  vor  Allem  die  iinm esabare  AusdelmuDg  der  Kreise,  welche  dii 
Recht  der  Mitgliedschaft  io  der  Magnat enta^fel  besasseu;  der&elbeo  gehorten 
wesentlich  aURser  den  hoben  WürdeDtragem  der  katholischen  und  d«r 
irriecbisch-orientaliBcben  Kirche*),  auBBer  dem  hohen  weltlichen  Amt«-  ofid 
Verdienstadol  der  Gross  Würdenträger  und  der  Obergespäne  (Comitatsver- 
waltongsbäiipter),  siiniuitliche  volljährige  Glieder  des  Gebtirtaadela  der 
FürstcD,  Grafen  uud  Barone  an,  welche  mittelst  eigener  königlicher  Einbe- 
nifungssclireiben  (literae  regales)  zur  Ständetafel  einbemfeo  zu  werden  den 
Anspruch  hatten*  Die  Zald  der  sämmtlicheu  Mitglieder  der  Magnateatafel 
entaog  ßicb  daher  jederzeit  einer  genauen  ziffermägsigen  Fiximng»  ganz  cbvon 
abgesehen,  dass  die  Creinuig  neuer  Indigenen  und  Titular-Magnaten  eiße 
Controle  des  Zviwacbßc»  immer  mehr  erschwerte.  Zweifellos  ist,  dass  dieser 
erste  VertretungskÖrper  in  reichbewegten  Tagen  über  800  anwesende  stimm- 
berechtigte Mitglieder  enthielt,  dagegen  aber  nur  bei  seltenen  Anlä«^cii 
eine  über  das  Quorum  von  60  Mitgliedern  beträchtlich  hinaußgehende  ZiW 
aufzuweisen  vemiocht  bat,  wie  denn  auch  in  jüngster  Zeit  aus  genaaeo  i«il 
sechzehn  Jahren  geführten  Aufzeichnungen  der  statistische  Nachweis  gehefert 
werden  konnte,  dass  es  300  IMagnaten  gebe,  die  in  dieser  Zeit  kcbcr  eia* 
zigen  Oberhaus  Sitzung  beigewohnt  haben.  — 

In  Folge  dieser  Ifnbestimmtbeit  der  Formen  und  des  üni lauge»  der 
Mftgnatent^tfel  vollzog  sich  allmälig  eine  gründliche  Veraehiebung  des  politischeß 
Einflusses  innerhalb  des  ungarischen  GeBetzgebnngskörper»  zu  Gtmsten  dft 
Ständetafel,  die  endlich  dahin  führte,  auch  die  rechtliche  Bedeutung,  dif 
Competenz  der  strammer  organinii^ten  untern  Tafel  auf  Kosten  der  ersten  lu 
erweitern.    Am  sichtbarsten  tritt  dies   in   dem  Umstände    hervor,  dass  di« 


*)  8.  VmozsiL ,  das  Staatsrecht  des  Künigreichs  Ungarn   Bd*  111  S.  3Ö. 

*)  S.  Schuler -LiBLOY.  das  ungarische  Staatsrecht  S.  56  ff.  8.  auch 
ITlsrich,  das  Staatsrecht  dtr  ästerr.-ungax.  Monarchie  (in  Marquardiew* 
Handbuch)  S.  138.  Da»  Stimmrecht  der  Vertreter  negirt  KorbüL¥  a.  jl  0.  S.  280. 

*)  Seit  dem  Geaeti.-Art  10:    1792. 
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cht  der  Initiative  nur  der  Stände-  tiicht  aut'h  der  Magnatentafel  jEiiHtand ; 
Tmi  Mit45lied  der  leizteren^  welche»  eiuen  Antrag   zu    Blellen  oder  eine   Be- 
schwerde   vorzubringen    hatte,    mnsstc  dies  —  vor  164ß  —  zitierst    in    einer 
Comitatfiversammlung  thun,  wo   nach  vnrlauflger  Prüfling  und  Anuahme  der 
Gt^genstand  den  Deputirten  der  Gespanschatl  zur  Anregung  in   der  Stände- 
U^l   anfgetrag^^n  wurde*).    «Ti^    mehr   nun  die  neueren  Oe8et,ze   die  Orund- 
lagen  des  öffentlichen  Recht«?  veränderten,  um  ho  lebhafter  wurde  die  Bchuo 
«n  Ende  des  XVIII.  Jahrhnndcil?!  in  den  LfandesversammlungeD  geäusserte 
Xothwcndigkeit    empfunden^    eine    Reform    der    Magnat entafel    eintreten    zu 
Juien,  wenn  auch  anerkannt  werden  muss,  daes  die  in  Ungarn  an  (reietÄed' 
^■lElt  giltigen  Traditionen  es  möglich  machten,   die  Ikfagnatentafel  &h   einen 
^rottor  der  Gesetzgebung  auch  inmitten  der  »ucceasiven  Aenderung  der  Ver- 
hältnisse in  den  Rahmen   der  Verfassungen  von    1848  und   1867   ciuzuiiigen. 
Die  gesetzliche  Neugestaltung  der  —  wenn   auch  nicht  dem  Namen   so 
doch  dem  Wesen  der  Reform  nach  —  zum  Oberhause  umgebildeten  Magnaten- 
tafel wurde  nunmehr  durch  das  unten  folgende  neue  Gesetz  beziehungsweise 
durch  die  Modificationen  in  den  nachstehenden  Punkten  bewirkt. 

Die  Mitgliedschaft   wird  fortan   für  den  überwiegenden   Tlieil  der  Blit- 

glieder  nicht  mehr  bloss  durch  die  fleburt  in  der  rjualiJicirten  AdelBfamilie, 

beziehungsweise  die   erreichte  Volljährigkeit    erlangt;    als    rechtliehe  weitere 

Voranaaetzung  muss  dazu  auch   noch  die  durch  das   neue  Gesetz   bestimmte 

jihrliche  Minimalsteuer leistung   von   3000  fl.  ().  W.  treten.     Moti\irt   wurde 

diese  Fordening,    dio'ch  deren  Aufetellung   für   einen    beträchtlichen  Theil 

der  bisherigen  Magnaten  da»  Recht  der  Mitgliedschaft  sußpendirt  wird, 

durch    die    Thatsache^    dass   eino    grostfc    Zahl    „geborener    Gesetzgeber**   in 

Folge  ihrer  wirtliBchaftlichen  Lage   gänzlicli  ausser  Stande   war^   von  ihrem 

gesetslicheii    Mitgliedsreclite  Gebrauch    zu    machen.     Mit  Rücksicht    darauf, 

daaa  die  persönliche   Tbeilnahme    an    den  Berathungen    des  Oberhauses  mit 

üicht   geringen    materiellen   Gpfcni  verbunden  ist,  erschien  es  geboten,   die 

tlie«räUige  Verpflichtung  auf  diejenigen  zu  beschränken  ,  denen  ihre  materielle 

Situation  die  pruiktliclie  Erfüllung  derselben  ermöglicht.    Die  Mitgliedschaft 

tlenenigen,  welche  zur  Zeit  nur  desshalb  ausscheideUi  weil  ihre  Steuer leistung 

Hiebt  die  Höhe   des  vom  Gesetze  geforderten  Census   erreicht,    lebt  jedoch 

Wieder    auf  (unter  den    im  Gesetze  §  '6   enthaltenen    Bedingungen)    Kobaid 

dieser    Mangel    eines    Erfordemisiet  bei   ihnen    wegfällt.     An    tiicser  Stelle 

Hlhert  sich  das  ungarische  VerfasNungsrecht  in  seiner  neuesten  Formgebung 

MA  einer  wichtigen  Stelle  dem  Organisation spr ine ip  der  englischen  Gentry» 


*)  Ehen  darum  ist  auch  der  in  der  älteren  ang.  Stjiatsrechtsliteratur  häutig 
gemach t^  Versuch,  die  rein  äu.sserlicbe  Zw^ntbcilung  der  augarischen  Staude* 
imsaromlang  als  eine  Verwirklichung  des  englischen  oder  cüutänentalen  Zwei- 
ItÄininersystems  hinzustellen,  ein  gruudsätiüch  verfehlter.  Die  Wahrheit  ißt* 
dasa  im  Organismus  des  nngarischeu  Gesetzgebungskörpers  —  namentlich  seit 
den  Reformen  des  Jahrea  1848  —  die  wirkungsba  gewordenen  altfltändiBchen 
Etchtafonnen  neben  den  Rechtshildongen  des  Princijies  der  allgemeinen  Volks- 
Vertretung  anvermittelt  einh  ergin  gen»  und  dass  nur  die  der  ungarischen  Gentry 
ans  jahrhundertelanger  parlamentarischer  üebung  gewordene  Gewandtheit  so 
langa  einen  offene»  Conflikt  dieser  wideraprccheuden  Elemente  vermeiden  liefts.  ^ 
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die  in  ihrem  Kcrapunkte  die  socialen  VorauBsetzimgen  des  ecgliscbeD  offeDl- 
liüheD  Lelicns  trotz  der  jüngsten  Erwciteiiing  des  WahirechU  wohl  ü*»cb 
auf  lange  Zeit  hinaus  enthält.  —  Das  ungarische  Oberhaus  hat  durch  dtew 
Bestimmung  ein  neue»  Ventil  bekommen.  Denn  es  ist  den  betreJ 
FatrUien  die  Möglichkeit  der  Berühning  mit  dem  Alltagsleben  durch 
jene  ihrer  Mitglieder  gegeben,  die,  nachdem  sie  ihr  Recht  zeitweilig  in  der 
Magnatentafel  nicht  ausüben  können,  dasselbe  imderwärtsi  im  Komitate,  isi 
Äbgeordnetcnhause  und  überall  im  öfTentlichen  Leben  ausüben  werden;  ferner 
auch  dadurch,  das«  nii^ends  die  Möglichkeit  ausgeschlossen  ist,  dass  auch  jeta 
erblichen  Mitglieder,  die  ilir  Becht  im  Überhause  persönlich  ausüben  ktJaii- 
tou»  eventuell  zeitweilig  Mitglieder  des  andern  Hauses  der  Legislative  sofi 
und  dort  im  Wege  des  unmittelbaren  Kontaktes  die  übrigen  massgebenden 
Elemente  der  Nation  und  ihi-e  Bedürfiiisse  kennen  lernen  können.  —  Deliiiitttr 
Hcheiden  aus  der  bisherigen  Magnatentafel  nur  die  Titularbischöfe  und  die 
mit  der  (teschichte  dieses  Hauses  so  innig  verwachsenen  Obergespane  wn; 
letztere  vornehmlich  in  Folge  der  eingreifenden  Verändenmg  der  Verwaltiu^g 
überhaupt  und  ferner  mit  Rücksicht  darauf,  das»  es  kaum  zweckmässig  and 
billig  erschien,  den  Obergcspänen,  bei  deren  Auswahl  der  Oesichtspmikt 
des  Interesses  der  Koniitatsadiuini^tration  massgebend  sein  muss,  im  Atlgf- 
meinen  auch  noch  die  mit  der  T  hei  Inahme  an  den  Berat  hungea  der  g«»et«* 
gcbendcu  Kiirper  verbundeüeu  Lasten  aufzubürden. 

Die  hervorragcüde  Würde  und  die  mit  Pietät  bewahrten  Traditiootfii 
hätten  auch  dann  für  tlie  Zukunft  eine  illustre  Stellung  für  die  Bannerhcrrpn 
des  Beiches,  die  Kronhüter  und  die  Dignitäre  des  katholischen  hohfo 
KJcrus  gefordert ,  weun  die  Reform  der  Maguatentafel ,  in  welcher  jw» 
Functionäj*e  von  Altersher  eine  hervorragende  Stellung  einnahmeo ,  idch 
uicht  mit  möglichster  Sciionung  der  historischen  Rcehtscoutinuität  duittli- 
geführt  worden  wäre. 

Im  Zusammenhange  hiemit  durfte  aber  auch  nicht  ausser  Acht  gelasMO 
werden,  dass  der  0,-A.  XX:  1848  die  Rcciprucität  der  recipirtcn  chrifl* 
licheu  Konfessionen  garautirt.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Vertretung 
der  griechisch -Orientali  scheu,  runiänischeu  und  s  erbische  u  Kii*che  im  Sinn»? 
der  Bestimumugen  dfiT  1808er  Gesetzgebung  durch  das  neue  Gesetx  auf- 
recht erhalten  wurde,  muBBt^^  dalier  auch  nothwcudig  die  Bereehtiguüg  der 
Vertretung  der  gesetjtlich  i*€cipirteu  evaugelisch  reforrairteu,  der  Augiburfrr 
evangelischen  und    der  nuitariKchen  Religion  gesetzlich  anerkannt  werdeii. 

Was  die  Vertretung  der  isi*aelitischen  Konfession  anbelangt,  so  witfdi 
die  auf  eine  solche  Vertretung  gerichtete  Pr«)position  des  Regienaigicjit- 
wurfes  aus  dem  Grunde  abgelehnt,  weil  die  Israeliten  Ungarns  keiue  dsr 
artigen,  im  ganzen  Laude  anerkamiteu  Vorstäude  wie  die  übrigen  Koufei' 
jiiüueu  haben,  welche  berechtigt  wären,  die  KonfeBsiou  im  Oberhanse  «» 
vertreten. 

Ein«  weitaus  eingi'eifendere  Aenderung  dew  biülierigen  ungarischen  V^^ 
fassungsrechts  eutlmlt  das  neue  Gesetz  durch  ilie  der  Krone  fortan  einp^ 
räumte  neue  Befugniss:  um  Staat  und  Wissenschaft  verdiente  Männer  vi  Bfit' 
gliedern  der  IMagnateutafel  zu  t»ruenueu.  Dies*'  Aufnahme  eines  Principe*' 
das    in    den   meisten  monarchischen   Staaten,    deren   Vertretnngskörjjer  löJ 


äen  GnindlageQ  des  Zweikammersytitcms  niht,  seine  Durchfühnmg  geftinden 
bÄt,  begegnete  im  Lau  Fe  der  RefoiTiwi'rhanrtliiiigeD  dem  lebliaf testen  Wider 
fprnch,  der  denn  auch  ym  den  beträchtlicheti  im  Ucsftze  aiiagc*!prot]heEeii 
BcBchranJtungen  des  königlichen  Ernconungs recht  es  geführt  hat.  — 

Endlich  sei  hier  noch  desjenigen  Punktes  gedacht»  dessen  unnmgänghcli 
BothweDdig  gewordene  Regelung  am  wirksamsten  dazu  beitrug,  die  seit 
aabexu  einem  Jahrhundert  geplante  Reform  der  Magnateutatcl  mit  jsiel- 
liewiisster  Energie  durchzuführen:  wir  meinen  die  bisherige  rechtliche  Un- 
klaxheit  über  die  stÄatsbürger liehe  Stellung  der  Indigenen  im  ungariHchen 
Magnatenhause. 

Wollen  wir  diis  unserem  Sprachgebrauche  fast  fremd  gewordene  Wort 
auf  den  Gehalt  «einer  Bedeutung  und  pi^aktischen  Anwendung  prüfen,  so 
moasen  wir  vor  allem  vorausschicken,  daN»  der  BegrüTsinhalt,  welchen  die 
VerfkBfniBg  des  Deutschen  Reiches  im  Art.  3  mit  dem  Ausdrucke  des  „ge- 
meinsamen lüdigenats**  verbindet,  wesentlich  von  dem  aVjwcicht»  was  unter 
dem  Indigenat  der  ungarischen  Magnatentafel  zu  vei'stehen  ist.  Dort  be- 
deotet  e«  den  Cur  da«  Individuum  —  durch  das  von  der  Reichftgewalt  an  die 
BundesstÄaten  ergebende  GeV>ot:  den  Angehörigen  eines  anderen  deutschen 
Bundesstaates  rechtlich  nicht  als  Ausländer  (Fremden)  zu  behandeln  —  ge- 
«chaßenen  Rechtszustand").     In  Ungarn  tritt  uns  der  Iiidigena  als  eine  Per- 

ison  entgegen,  welche  durchaus  fromdländischen  UrspnmgB  und  in  fremdem 
^t^ataverbande  verbleibend  durch  die  Gnade  der  Krone  und  des  Reichs- 
tagee  den  Adel  und  damit  die  Reichsstandschaft  in  Ungarn  erlangt  hat. 
I>ie  Einrichtung  dieser  fremdländischen  Mitglieder  im  gesetzgebenden 
Körper  Ungarns  ist  zicTulicli  alten  Urspnmg«  imd  hängt  aufs  Engste  mit  der 
Entwicklung  der  Besitzverhältnisse  und  des  Steuerwesen«  in  der  öaterreichiRchen 
Gesammtmonarchie  zusammen.  —  Durch  die  dem  unganschen  Adel  rechtlich 
iitkommende  Steueifreiheit  bildete  das  Indigeuat  ncmlich  eine  matenell  sehr 
»erthvoUe  Ergänzung  grösserer  Güteraiikaufe  innerhalb  des  tlebietes  der 
^tefanskronc  uud  wnnde  daher  namentlich  seitens  jener  begüterten  Ange- 
iinrigen  der  deutschen  Erbländer^  der  italienischen  und  slavischeii  Provinzen 
l^elfach  begehrt,  denen  sich  eben  in  dieaen  unter  einem  kräftigen  Steuer- 
drücke stehenden  Theilen  der  Monarchie,  welchen  sie  staatsrechtlich  ange- 
hörte n,  eine  gleich  hicrative  Kapitalanlajre  nicht  darbot.  Die  Ei^erbung  des 
Xndigcnats  wurde  daher  von  Seite  Ungarns  fnihzeitig  durch  die  AuHage  emptiud- 
licher  Taxen  erschwert.  Nach  gutMtandischer  Uebimg  scheint  jedoch  diese  Pro- 
Ktbitivmassregel  nie  recht  allgemein  zur  Durchführimg  gelangt  zu  sein.  Wir 
aebtto  nämlich  fast  jeden  Reichstag  mit  der  Materie  befasst  uud  dieselben  Vor- 


•)  Es  ist  ra.  E.  unmöglich,  den  Keijhtäijjhalt  des  Art.  *i  in  anderer  aliJ  in 
negativer  Formulirnng  auszulösen.  Auf  diesem  Wege  allein  kann  der  Jnihum: 
die  Diiferenz  zwischen  Reiehsaugehörigkeit  uud  Bundesstaatäihurgeriecht  durch 
datf  Indigenat  aufgehoben  zu  erachten  ^  vemdtMien  werden*  Ueber  diesen 
Unteracbied  und  über  die  aus  dcut  Indigeuat  fliess enden  Rechtsfolgen  siehe 
Laband.  Staatsrecht  den  Deutscheu  Reichen  1  §  19.  —  Ueher  das  eimeluen 
Wirkungen  nach  mit  dem  ungariseheu  lodigenat  iibereiustimmende  „Incotat** 
und  .Indigenat"  im  Verfosaungsrecht  Bayerns  siehe  Seydkl^  Bayr.  Staats- 
recht I  S.  519  11 
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ftcKriFten  atifs  Neue  iniblicirend.  So  äussert  sich  der  Keicbstag  rvn  1791 
im  63.  Artikel  in  Ausehimpr  der  lierührteo  Materie  sehr  eingehend,  ,Dt  c» 
schoD  im  Jalir  1715  durch  den  23.  Artikel  fe^tg-esetzt  worden  ist,  da«»,  wenn 
diejeni^eD,  welche  das  Recht  der  Eingeboreuen  bekommen,  die  landesniblielie 
Taxe  aber  nicht  beKaldt  haben,  auch  sich  nicht  inartikiüiren  HeMen,  wed«f 
die  Vorrechte  de»  Indi^enats  noch  Güter  zu  besitaen  fähig  sein  sollten;  w 
ist  verordnet  worden,  dass  die  nteht  artikulirten,  oder  diejenigen,  welche  die 
Taxe  nicht  bezahlt  haben,  |bis  zur  künftigen  Reichaversamnilung  den  Eid 
und  die  Taxe  leisten  und  die  Inartikulation  «ich  verHchaffen  tollen,  anaonit 
sie  aus  der  Liste  der  Indigeuen  ausgestrichen  würden  ^Z  Nichtadettowemfor 
reiht  auch  dieeer  Landtag  in  seinen  folgenden  Artikeln  alt  Indigenea  tin 
die  Zahl  der  übrigen  wahrhaft  eingeborenen  Ungarn"  „in  der  Bicheren  Hoff- 
nung, dass  dieselben  uül/Jiche  Stantsibiirger  Ungarns  und  eifrige  Beachützpr 
der  Rechte  desselben  äu  werden  sich  bestreben  würden*  —  den  Prinies 
Josias  Herzog  von  Sachsen-Kobuig,  den  Prinzen  Waldeek,  den  Marquii  wo 
Majiircdini ,  die  Grafen  und  Herren  von  Clerfait,  Soro,  Lamberg,  Wart«i- 
Jeben,  Gemmingen,  Bora  u.  A. ;  auch  der  im  Jahre  1830  zu  Pressburg  tw- 
imnielte  Reichstag  kam  wiederholt  auf  diesen  Punkt  surück,  und  die  ein- 
8ehlägi|2fen  V er handl impfen  Hessen  durchgehends  als  unabweialiches  Bedfirfaiii 
erkeuuen,  «lass  die  ihrer  Staatsangehörigkeit  nach  dem  Königreich  Ungsni 
aumeist  fremd  i^ebliebcnen  ludijjenen  und  ihi-e  Xachkommen  der  widersproch?- 
vollcn  IVIitglicdReliaft  im  gesetzgebendeu  Körper  verlustig  erklärt  werden.  — 
Die  Ge8elrgr^bunfT  des  Jahres  1648  hat  die  Rechtsgrundlagen  der  MagnaiteD' 
tflfel  unberührt  p:elasBeu,  ungelöst  nach  Form  und  Wesen  wurde  daher  auch 
die  Fi'agp  der  Indigenen  in  die  duix;h  den  üHterreichiseh-ungarischen  Ai»- 
gleich  vom  Jahre  1867  begründete  neue  Aera  des  öfleutbchen  Rechts  Ungarn* 
get-ragen.  Im  30.  (t.-A.  vom  Jahre  1868  wurde  hierauf  beisüglich  die  ße- 
stiumumg  gctroftcn,  dass  die  Magnaten  und  jene  weltlichen  WurdentrüpfT, 
die  vor  1846  im  Oberhause  des  ungarischen  Reichstage«  Sitz-  und  Stimm- 
recht hatten,  auch  fernerhin  mit  gleichem  Rechte  Mitglieder  des  Oberhiius» 
sein  werden y  f«o  lauge,  bis  dieses  Haus  nicht  nach  anderen  Gniiidsaliies 
constituirt  wird.  —  Letztere  Eventualität  ist  nunmehr  eingetreten  imd  dw 
zu  rechtlichen  Widerspriichen  und  praktischen  Uuzukümmlichkeiten  fuhreoile 
Institut  der  Indigenen  aus  dem  ungarischen  Verfapsungsrccht  durch  ibe,  trf 
tlem  völlig  begriindcten  Standpunkte  der  Unvereinbarkeit  zweier  Staatsbürger* 
rechte  ruhende,  Bestimnuing  des  §  2  des  folgenden  Gesetzes  detinitiv  wi* 
geschieden,  —  Abgesehen  von  seiner  pniktischen  Bedeutung  fiir  da»  öflent* 
liclie  Recht  Ungarns  und  Oesterreich-Ungarns  dürfte  das  im  VorsteheiHteB 
in  seinen  Hauptpunkten  commentirte  Gesetz  wegen  der  in  grosser  Zahl  ock 
d arank uüpfenden  jurisdiselien^  rechtsgeschichtlichen  and  recbtsvergleicbcir 
den  Fragen  die  Aufmerksamkeit  weiterer  fachlicher  Kreise  auf  sich  lenketu  - 


T  Sammlung  der  ungarischen  Reichs tagsgesetae  vom  Jahre  1791, 
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tesetzbetr.  die  AbäEderuBg  der  Orgamsation  der  Hagnatentafel  % 

W        T.  Ahachnitt    Die  0 rg an itation  der  MagnatontafeL 

■    §  1.  Hitglieder  der  MagaateDtafel  sind  Jene,  die 

M     a)  auf  dem  W^e  der  Erbfolge, 

^    h)  in  Folge  ihrer  Würde  oder  ihres  Amtes, 

c)  m   Folge    der  durch   seine    Blajestät   den    König    erfolgten    Empu- 

tr  für  Lebeossteit, 
d)  in   Folge   der  durch  den   kroatisch-skvoni sehen  Landtag  im   Sinne 
fi.-A.  XT :  vorgenommenen  Wahl  in  der  Mngnatentafel  Sitz  und  Stimm- 
t  haben. 
§2.  Auf  dem  Wege  der  Erbfolge  sind   Mitglieder  der  Magoatentafel 
a)  die  volljätmgen  Erzherzoge  des  a.  b.  Herrsch erhanses» 

Ib)  alle  jene  im  vollendeten  24,  Lebensjahre  stehenden  und  grosajährigcn 
nlichen  Mitglieder  der  bisher  tn  der  Magnaten titfel  berechtigt  ßfewesenen, 
»wie  jener  Familien,  welchen  im  GrOÄBflirstenthura  Siebenbürgen  vor  der 
ereinigung  desselben  mit  l^ngani  durch  die  ungarischen  Könige  der  Grafen- 
ler  Baronstitel  verliehen  wurde,  die  allein  oder  auch  das  Vermtigen 
Ter  mit  ihnen  in  gemeinsamem  Haushalte  lebenden  Fmu  und  ihrer  niin- 
ujährigen  Kinder  dazu  gerechnet,  auf  dem  Gebiete  des  ungarischen 
taatea  grundbürgerbche  Eigenthiimer  und  Nutzniesser,  oder  lebenslängliche 
atzDiesser  eine»  Grundbesitzes,  oder  Besitzer  eine«  FamilienficIeieommiiaeB 
ad,  dessen  direkte  staatliclie  Giimdsteuer  mit  sanimt  der  Klassenstcuer 
T  darauf  befindlichen  Wohnhäuser  und  Wirthschaftsge bände  nach  der  auf 
mndlage  des  neuen  Katastei^s  für  das  Jahr  1885  erfolgten  Steuerbemessung 
?nig8ten8  3000  fl.  11  W.  betragt. 

Betreffs  jener  Maguatenfamilieu,  deren  Mitglieder  ausser  der  Bereektigung 
der  ongurischen  Magnatentafel  auch  entweder  in  Folge  der  (icliort  oder  auf 
dere  Weise  in  der  Legislative  des  anderen  Staates  der  Monarclne  oder  irgend 
^1  anderen  Staates  Sitz  und  Stimmrecht  haben  Itöonen,  wird  festgestellt»  dass 
mremi  aie  nach  ihrem  in  den  Ländera  der  ungarischen  Krone  liegenden  Grund- 
mltst  die  im  Punkte  b  des  §  2  erwähnte  VeiTaügensqualificatiün  besitzen^  ihr 
N^t  in  der  ungarischen  Magnatent^fel  nur  in  dem  Falle  ausüben  konnenj  wenn 
i  dieaes  Recht  für  üire  Person  ein  für  alle  Mal  ausschliesslich  in  der  uu- 
rischen  Magnatentafel  BuBÜbeu  wollen  und  sich  in  einer  an  den  königbch- 
.gariachen  Ministerpräsidenten  zu  richtenden  Erklijning,  Diejenigen,  die  das 
.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  bis  zum  L  Juli  1885  —  die  jüngeren 
Monate  nach  Erreichung  ihres  24.  Lebensjahres  —  äussern*  Der  Minister- 
aaident  theilt  diese  Erklärung,  wenn  der  ReichstÄg  versammelt  ist|  liinuen 
iht  Tagen  von  der  Entgegennalnne  rler  Erklärung  gerechnet,  wenn  er 
cht  beisammen  ist,  binnen  einer  vnni  Zusammentritt  des  Reichstages  ge- 
ichneten  Frist  von  acht  Tagen,  dem  Präsidenten  der  Magnatentafel  mit, 
c)  Diejenigen    krall  ihrer  Abstammung    ungariscben  Staatsbürger   und 


')  Öeaeti^Artikel  VU:  1885. 
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ihre  gesetzlichen  Naclikammen  in  direkter  De^cendenzi  denen  Se.  Migefkat. 
der  Könipf  aoaser  dem  entsprechenden  Titel  (Füi-sl^  Graf,  Baron)  auf  V(m^ 
sehlag  den  Miuistcrrathes  das  Recht  der  erblichen  Mitgliedschaft  der  Ma^guiteo- 
mfel  noch  heKonders  verleilit.  Die  niehi  ihrer  AbHt«nimiing  nach  ungatiicbeD 
StOÄtsbürger  künnen  die  Mrtgliedschalt  auf  Voi-schlag  des  MiDjst^rraUief 
nur  auf  dem  Wege  der  G^fletzgebung  erhalten. 

Der  Minifiterratb  kann  in  lieiden  Fällen  nur  BolcJie  im  vollendeten 
94,  Lebens jiihre  stehende  und  ßrroasjährige,  verdiente,  ungarische  StMti- 
bürger  vorschlageii ,  welche  die  in  diesem  Paragfraphen  feKtgestcUte  Ve^ 
niögensqualifieation  bcaitzen, 

§  3.  Wenn  einzelne  Mitglieder  der  von  den  Punkten  b  und  c  d« 
§  2  berührten  Fandlien  nicht  die  feetgestellt^  Vermögensqualificatioa  bf- 
Bitieen  oder  dieselbe  fipüter  verlieren,  ruht  das  Recht  für  sie  von  dieser Z«t 
HU »  eh  lebt  jedoch  wieder  auf,   wenn  sie  diese  Qualificatinn  später  erlannft^o, 

la  dieseur  Falle  itaun  dns  Recht  von  der  auf  ileu  Nachweis  dfr  Bf- 
reebtigung  nach stl olgenden  Legi^laturj>e rinde  ab  ausgeübt  werden, 

§  4.  Vermöge  der  von  ihneu  iuueyfehabteD  Würde  oder  des  Amt«« 
Jiir  die  Dauer  desselben  sind  Mitglieder  der  Magna tenta fei : 

A.  a)  die  Banuerhernj  des  Reiches  und  der  Graf  vnn  Pressburg, 

b)  die  beiflen  Kmnhüter^ 

c)  der  Crouverneur  von  Fiimie, 

d)  der  Präsident  und  der  «weite  l*nisident  der  königlichen  Kum  und 
der  PHisiilent  der  Budapest  er  königltcben  Tafel. 

B.  (Tleiehfalls  venriÖgc  ihies  Auites,  be/Jebuiigsweise  ihrer  Wurde  M 
währeuil  der  Dituer  ihrer  gei«tliehen  Funktinimn  Mitglieder  der  Maguatentufei: 

a)  die  PiTihdeu  clc^r  rriunsch-katluiliscbeu  KiiThe  lateinischen  und  pk^ 
ehischen  Ritus,  iusbeHOudere: 

Der  FiirBtj)nnias  von  Ungarn  und  die  übrigen  Erzbischofef  ferner  Ji«* 
Diöeesaubischöfe  und  die  gleichfnlls  von  der  Ernennung  des  Küni^  wd 
Üngani  siblningigen  Weihbischöfe  vnu  Beli^rad  und  von  Tinnin  (Knin),  ^* 
hvh  der  Eizabt  von  Murlinsberg,  ih-r  Fr<d iHt  von  Jaszö  und  der  Prior  von 
Auranieii, 

b)  frdgende  Kirchenfdi'sten  der  grioehiseb-orientalischen  Kireht»:  ^ff 
nerbisehe  Patriarch»    der  rumänische   Metropolit    und   die  DiöcesanbischBff, 

e)  die  auitifilltesteu  drei  BiBehöff%  beziehungaweiae  Superinteudenten 
der  evani^elisch-reitjruiirten  und  der  evtingeliscben  Kirche  A*-K*^  ferner  dif 
anitsi\lte«ten  drei  Olierkuratoren  der  evaugeliNch-refonnirten  Kirche,  bw 
der*in  FeHtstelUiug  der  siebenbürgiscbe  KirchendiHtrikt,  be^iehung^wd^f 
dessen  anitsKltester  (Jberkurator  zu  benicksicbtigen  ist,  der  Oeneralinspector 
der  evangelischen  Kirche  A.-K*  und  ihre  beiden  auilsültesten  ObennspectoPöii 
endlich  einer  dei'  auitsältesteu  Präsideuten  oder  Bischöfe  fider  Oberkunitow» 
der  unitariflclieu  Kirche, 

§  5.  Lebenslängliche  Mitglieder  der  MasJuatent^fel  w^erden  DiejetiijfC» 
sein  j  welche  Se.  Majestät  zu  dem  Behufe  ^  damit  dadurch  da»  Verdienst  bc- 
hdiut  und  das  Ansehen  der  MaguHtentalel  noch  erhöht  wurde,  atti  df« 
Reihen  der  Staatsbürger  siininitlicher  Länder  der  Stefanskmne  üIht  Vo^ 
Bchlttg  des  Miuislermthes  zu  solchen  ernennt.    Die  Anzahl   der  für  Lehrt»* 


Iwier  ernannten  darf  zur  Zeit  der  ersten  Konstituirunjir  der  im  Sinne  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  organisirten  Ma^atentafel  30  nicht  überschreiten. 
Jarüher  hinaus  geschieht  die  EmeDniing  nur  stufenweise  und  darf  in  keinem 
Mle  sieh  auf  mehr  als  jährlich  5  erstrecken.  Die  Cles«mmtza!il  der  Mwm- 
Anglichen  Mitglieder  aber  durf  50  nicht  überschreiten, 

§  6,  Der  Umstand,  dass  jemand  im  Verbände  der  Wehrmacht  oder 
n  einem  bürgerlichen  oder  kirchlichen  Amte  oder  in  einer  Würde  aetiv 
jient  oder  zu  einem  ardchen  Amte,  zu  einer  solchen  Würde  eniannt  wird, 
bildet  kein  Hindemias  dagegen ^  duBs  er  «eine  Rechte,  die  er  in  der 
Hftgnatentafel  sonst  besitzt,  misiiben,  oder  sei  es  erbliches,  «ei  es  für 
[jehenszeit   ernanntes  Mitglied  der  Magnalentafel  sein  könne. 

§  7.  Wenn  wann  immer  neue  Würden  uud  Aeniter  ins  Leben  gerufen 
würden  oder  im  Schoosse  irgend  einer  der  im  §  4  erwähnten  Konfessionen 
neue  Bisthümer,  beziehungsweise  Kirchendistrikte  organisirt  würden,  dann 
werden  diejenigen,  die  für  die  in  solcher  Weise  entstandenen  Würden  oder 
Aemter  ernannt  werden,  Sitz  und  Stimme  in  der  MAgiiateiitafel  mir  in  de^n 
Fülle  erhalten,  wenn  die  Oeaetzgebung  die»  tür  aie  ausdrücklich  bestimmt. 

§  8.  Die  itn  %}  1  Punkt  d  angeführten  Mitglieder  haben  nur  in  jenen 
Angelegenheiten  Berathnngs-  untl  JStimnu'ecbt,  welciie  die  Lander  und  Pro- 
vinzen der  Id.  Stefanskroue  gemeinsam  betreßeu. 

§  9.  Mitglied  der  MagnatentAfel  kann  —  da  der  §  59  den  O.A.  XXX, 
1868  unberührt  bleibt,  —  nur  Derjenige  sein,  der  befähigt  ist,  jener  Ver- 
Rigung  deN  §  1  G.-A.  XLIV,  1868,  nach  welcher  die  Spi*ftelie  der  tlpsi^tz- 
^ebung  eiitzig  und  allein  die  ungarische  ist,  ?m  entapriMdien. 

§  10.  Wer  Mitglied  der  Magnatentafel  hU  verliert  die  MitgliedacimfL 
n  folgenden  Fällen: 

a)  Wer  Mitglied  auf  Grund  seiner  Würde  oder  seines  Amtes  ist,  in 
lern  Falle,  wenn  er,  sei  es  auf  Grund  frei\\illiger  Resignation,  sei  es  in  folge 
gesetzlichen,  gerichtlichen  oder  ilisciydinaren  Verfahrens  aufhört^  die  be- 
llende Würde,  oder  das  betreffende  Amt  zn  bekleiden; 

B  h)  das  lebenslänglich  ernannte  Mitglied,  wenn  seine  Resignation  atd' 
Fowcblag  de»  Ministerrat hes  von  Sr.  Majestät  dem  König  angeuojnmen  wird; 

c)  die  vom  kroBtiscii-9lavomf*clien  Landtag  gewählten  Mitglieder  dann, 
«renn  ihr  Mandat  abläuft; 

d)  ohne  Rücksicht  Ruf  die  Rechtstiasis,  wenn  der  E  et  redende  zu  Zuelit- 
lan«,  he«ieliungBweise  schwerem  Kerker  oder  wegen  eines  gewinnsüchtiger 
A^Lsicht  entspringenden  Vergehens  oder  Veilirpcbens  verurt heilt  wird  oder 
leine  8taatsbürgerschaft  verliert. 

§  IL  Das  Recht  erlischt  nicht,  aber  die  Ausübung  desselben  wird  mis- 
pendirt: 

fl)  für  »ämmtliche  Mitglieder  wahrend  der  Zeil,  für  deren  Daner  sie 
wegen  eine«  dem  Punkt  d  des  Sj  10  nicht  zn  Hubsumirenden  Vergehens  oder 
Verbrechens  dnrch  die  ordentlichen  Gerichte  znm  Verluste  der  büiverliciien 
Rechte  verurtheilt  wurden; 

b)  für  Jene^  dif  unter  Konkurs  stehen,  wälirend  der  Dauer  des  Kon- 
kune«; 

C)  Inr  Jene,  welche   —  die  Fälle   von   Kuratel  wegen  Yersch  wen  düng 
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Abwesenheit  aufigenommen  —  iinter  Kuratel  gestellt  ivordeo  sind«  wib- 
renä  iler  Dauer  des  Kuratel»; 

d)  für  die  erldichcu  Mitglieder  mit  Ablauf  jener  SitzuDgsperiode,  b 
welcher  im  »Sinne  de»  §  19  dieses  GesetKes  ausgesprochen  wird,  dass  tis  die 
vermögensrechtliche  VoraussetÄung  ihrer  Mitgliedschaft  verloren  haben. 

%  12.  Wenn  Einer  von  Jejien,  welche  auf  Grund  der  Abtheilung  A 
und  der  Abthoilung  B,  Punkl  a,  b  des  §  4  oder  auf  Grund  des  §  ö  Mit- 
glieder der  Ma^iatentafel  sind,  zum  Abgeordneten  gewählt  wird  imd  dli 
Wahl  annimmt,  so  hört  er  auf^  Mitglied  der  Magnatentafel  KU  sein»  spitr 
aber,  weim  er  nicht  mehr  Abgeordneter  ist»  gewinnt  jeder  der  im  Punkt  B 
a,  b  §  4  Erwähnten  sein  Mitgliedsrecht  in  der  Magnatentafel  sofort  wieder 
und  kann  dassellie  von  der  DKehstfolgeodcn  Session  au  ausüben.  Die  iihngeo 
der  iu  diesem  Prtntpjaplipn  erwähnten  gewesenen  Mit|<lieder  der  Magoatea* 
tafel  aber  können  ihr  Reeht  im  iSinne  des  §  4  oder  5  neuerdings  enmibm, 
Die  8t<*)le  eines  der  im  i^  4  Absehnitt  B  Punkt  c  genannten  w^eltlicben  ixier 
konfesRio Dellen  Würdenträger  hat,  falls  derselbe  tum  Abgeordneten  gewalill 
wird  und  die  WM  nnuiiomt,  dessen  noch  nicht  in  der  Magnatentafel  sitnih 
der,  ältester  Anit^genosse  eiiizimebmeii  und  der  Letzlere  behält  diese  Stell* 
flo  lange  er  lebt  oder  «ein  Amt  bekleidet,  wenn  auch  Jener,  an  dessen  8telb 
er  fjetreten  ist,  aufgehört  hat,  Abgeordneter  zu  »ein. 

Wenn  von  den  im  Wege  der  Erbfolge  in  die  Magnaten tafcl  geUngfU^ 
Mitgliedern  Jemand  zum  Abgeordneten  gewählt  wird  und  die  Wahl  ttimilunt, 
wo  kann  er,  solange  8oin  Ai)geordnetenimiBdat  dauert,  sein  MitgUedireoiil 
nicht  fiosiibfn,  und  wenn  er  sein  Abj/eordüetenmandat  im  Laufe  einer  lüfii' 
lHtur|>eriode  üuriioklegt,  so  lebt  sein  Recht  ld  der  Magnatentafel  ertt  is 
der  folgenden  «Seasion  wieder  auf. 

.Tedes  Mitglied  der  Magnatentafel,  welche b  zum  Abgeordneten  gei^'ÜbH 
wurde,  ist  verpÜichlet,  dies  nach  seiner  VeritiKirung  unter  Angabe^  ob  ^r 
die  VV^abl  angenommen  halte  oder  nicht,  dem  Pmsidenten  der  Magnateutsfel 
aozuzeigeTi^  der  es  zur  Kenntnisa  des  HaiiseH  l>ring1. 

IL    CapileL     Die    Coioiietenz    und    die    innere    Organisation   d^f 

MagnatcntafeL 

§  13,  Die  Competenz  der  Maguatentafel  bleibt  dm  liishenge;  nucii  lu- 
siUgUeh  der  Initiative  bleibt  die  biüberige  Praxis  so  lange  aufrecht,  bis  duruh 
ein  liesniideres  Gesetz  darüber  entschieden  sein  wird,  iu  welchen  AttgelsgoB* 
lieiten  beideu  Hau«em  der  Legislative  nwl  in  welchen  auasclilieJishch  flur 
dem  Abgeorduetetdmuse  die  Initiative  zustehen  «olle. 

§  14.  Betrefls  des  Verkehrs  der  beiden  Häuser  der  Legislative  uniii 
einander  und  der  Zusaniinensetüuug  der  Laijdeskommissionen  w^ird  in  drr  iui 
§  27  festgesetzten  Weine  verfügt  werden. 

§  lo.  Den  Fiiisidenten  und  die  beiden  Vicepräsidenten  ernennt  lö* 
den  Mitgliedern  des  Hauses  für  die  Dauer  jedes  Reichfitiiges  besonder!  wf 
Vortrag  tles  Minist erpnisidenten  Se.  Majeatät  der  König.  In  gleicher  Wt^f 
geschieht  auch  tue  WiederbenetÄung  der  einen  oder  anderen  miltlerweü«?  ^^ 
ledigteu  Stelle. 

Sollten   sämmtlicbe  Mitglieder  des  Piütidiuma  verbindert  seio«  ineioer 
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Sitzung  den  Vorsitz  zu  fuhren,  so  kann  in  dieser  einen  Sitzung  das  älteste 
der  anwesenden  Mitglieder  des  Hauses  als  Alterspräsident  dieses  Amt  fuhren. 
Sollte  aber  das  Hindemiss  für  alle  drei,  oder  auch  nur  für  eines  der  Mit- 
glieder des  Präsidiums  voraussichtlich  längere  Zeit  dauern,  so  geschieht  die 
Anordnung  einer  Stellvertretung  in  derselben  Weise  wie  die  Ernennung. 

Einen  Quästor  und  die  Schriftführer  wählt  die  Magnatentafel  im  Wege 
geheimer  Wahl  aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder. 

Präsident  und  Quästor  beziehen  ein  vom  Hause  zu  bestimmendes 
Honorar.  Ausser  ihnen  beziehen  die  Mitglieder  des  Hauses,  als  solche,  keinerlei 
Besoldung  oder  Bezüge.  Hiedurcli  wird  jedoch  die  bisherige  Praxis  bezüg- 
licb  der  vom  kroatisch-slavonischen  Landtage  gewählten,  sowie  der  in  die 
Delegationen  entsendeten  Mitglieder  nicht  berührt. 

§  16.  Die  sonstigen  Beamten  des  Hauses  ernennt  der  Präsident,  das 
Diener-Personal  der  Quästor:  die  Anzahl  und  die  Bezüge  derselben  bestimmt 
jedoch  das  Haus. 

§  17.  Die  Mitglieder  der  Magnatentafel  werden,  wenn  sie  zum  ersten 
Male  das  Recht  erlangen,  ihre  MitgliedHchafl  auszuüben,  durch  ein  könig- 
liches Schreiben  einberufen,  mit  Ausnahme  der  vom  kroatisch-slavonischen 
Landtage  gewählten  Mitglieder,  für  welche  die  Wahlurkunde  ihre  Kredi- 
tive  bildet. 

§  18.  Wer  einmal  durch  königliches  Schreiben  berufen  und  von  der 
Magnatentafel  verificirt  wurde,  erscheint  ohne  neuerliches  Einberufungs- 
schreiben so  lange,  als  sich  nicht  irgend  ein  Umstand  ergiebt,  auf  Grund 
denen  er  sein  Recht  im  Sinne  der  §§  10,  11  und  12  für  immer  oder  zeit- 
weilig verliert. 

§  19.  Bezüglich  der  Verificirung  ihrer  Mitglieder  verfügt  die  Magnaten- 
tafel selbst  und  stellt  die  Modalitäten  des  Verifikationsverfahrens  in  ihrer 
^Geschäftsordnung  fest.  Wenn  betreffs  der  Berechtigung  Einzelner  Zweifel 
auftauchen,  beschliesst  das  Haus  hierüber  definitiv  durch  eine  aus  seiner 
Mitte  zu  entsendende  Urtheilskommission. 

In  der  gleichen  Weise  wird  der  definitive  Beschluss  auch  dann  gefasst, 
'Wenn  der  Fall  eintritt,  dass  ein  Mitglied  die  gesetzliche  Qualifikation  ver- 
loren oder  neuerdings  erworben  hat. 

Bezüglich  der  Zusammenstellung  der  Urtheilskommission  und  der  Moda- 
litäten des  Verfahrens  verfügt  das  Haus  betreffs  aller  solcher  Fälle  in  seiner 
^i-eschäftsordnung. 

§  20.  Desgleichen  stellt  das  Haus  in  seiner  Gt^schaflsordnung  alles 
X>aijenige  fest,  was  auf  den  Gang  der  Bcrathung  und  überhaupt  auf  innere 
Angelegenheiten  Bezug  hat. 

Die  neueren  auf  die  Berathungsordnung  im  engeren  Sinne  bezüglichen 
Bestimmungen  treten  erst  zu  Beginn  der  nächsten  Sitzungsperiode  in  Kraft. 

Die  Verfugungen  der  §§  10,  11,  12  und  13  des  ft.-A.  TV,  1848  bleiben 
nach  femer  aufrecht*). 


•)  Die  ciürten   Gesetzesstellen  regeln   die  Oeffentlichkeit  der  Landtags- 

^erhandliingcn  and  die  Handhabung  d«'r  Sitziingspolizoi.     S.  Schüler  -  Libloy 
a.  t.  0.    S.  88. 

ArchiT  fAr  «ffentlichM  Recht.  I.  2.  29 
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§  21.  Zu  Beginn  eines  jeden  Reichstages  stellt  (las  Haus  nach  BeeDdi* 
gung  des  VerificiningsveHahrons  die  Xamenliste  seiner  sänuntUcheD  berech- 
tigten Mitglieder  zusaninien  und  lässt  dieselbe  in  Druck  legen;  zugleich  ver 
fügt  es,  dass  auch  die  Namen  derjenigen  neuen  Mitglieder,  welche  im  LanÜe 
der  Legislaturperiode  ihre  Berechtigung  erhalten  haben,  nach  ihrer  Veri- 
Hcirung  in  diese  Liste  eingetragen  werden,  die  Namen  derjenigen  al>er,  welche 
ihrer  Mitgliedschaft,  aus  welchem  Grunde  immer  iiir  st^ts  oder  zeitweüijr 
verlustig  gegangen  sind,  unter  Angabe  dos  (rnmdes  aus  der  Liste  gestrichen 
werden. 

m.  ('aj)itel.     T'ebcrgangsbestimmungen. 

§  22.  Nach  der  Promulgirung  de»  gegenwärtigen  Gesetzes  wählt  ilie 
Magnatentafel  sofort  eine  aus  21  Mitgliedern  bestehende  Kommission,  welche 
unter  Berücksichtigung  der  von  der  Regiening  vorgelegten  Daten 

a)  die  Namenliste  jener  Familien  feststellt,  deren  Mitglieder  im  Sinue 
des  §  2  Punkt  b  erbliche  Mitglieder  der  Mngnatentafel  sind; 

b)  welche  ferner  eine  besondere  Namenliste  aller  jener  Mitglieder  iler 
nach  Punkt  a  konskribirten  Familien  veifasst,  die  ihr  24.  Lebensjahr  bereits 
vollendet  haben,  oder  dasselbe  l>is  zum  1.  Juli  1885  vollenden  wenlou  und 
auch  die  im  §  2  dos  gegenwärtigen  (-Jesotzes  festgestellte  Vormögens<juali- 
tikation  besitzen. 

§  23.  Die  im  Sinne  «los  Punktes  a  des  vorigen  Paragraphen  festge- 
stellte Namenlistc  wird,  nachdem  sie  von  der  Magnat entafel  bestätigt  ist, 
öffentlich  verlautbart  und  gleichzeitig  dem  Ministerium  mit  der  Weisuujr  ül»er- 
mittelt,  unter  Berücksiolitignng  mittlerweile  etwa  erhobener  Reklamatioiieu 
sofort  nach  Ki'öfi'nung  der  nächst ou  Legislaturperiode  einen  (Tosetzosvoi-^chlnif 
wegen  Inartikulining  dieser  Liste  einzubringen. 

Betreffs  solcher  Familien,  von  denen  nur  einzelne  Zweige  das  oiMiche 
Recht  besitzen,  sind  in  diesem  Gesetze  auch  die  Zweige  genau  zu  bezeichnen. 

Dieses  Gesetz  wird  fest sit ollen,  in  welcher  Weise  die  Liste  mit  den 
Niimen  jener  Familien  zu  ei-gänzen  sei,  welche  im  Sinne  des  S  2  Punkt  p 
das  Recht  der  erblichen  ISfitglietlorschaft  im  Oberhause  erworben  haben. 

§  24.  Die  im  Sinne  dos  Punkt  b  §  22  verfasste  laste  wird,  soliaUl  «f 
von  der  Magnatentafel  bestätiot  ist,  in  Druck  gelogt  und  mit  der  Auft'onl»'- 
iimg  publicirt,  dass  diejenigen  Berechtigt on,  die  etwa  ausgelassen  woi-dfu 
wären,  die  ihre  Berechtigung  erweisenden  Ti'kunden  binnen  drei  Monaitn 
von  dieser  Verlautbarung  gerechnet,  wenn  dei*  Reichstag  vei*sammelt  ist.  1m»i 
dem  Präsidenten  der  Magnatentafol,  wenn  nicht  bei  dem  Minister  des  Innern 
einreichen  mögen. 

Diejenigen,  welche  während  der  Dauer  des  Reichstag(»s  ihre  Berechti- 
gung nachgewiesen  haben,  werden  in  die  Liste  aufgenommen  und  dann  w 
die  solchei*gestalt  ergänzte  Namenliste  dem  Miuist<»r  des  Innern  mit  d«'r 
Weisung  übei-geben,  bei  Beginn  der  neuen  Reichstagsperiode  die  Benifunj{ 
sowohl  der  in  dieser  Liste  enthaltenen,  als  auch  der  deiv.eit  erblichen  Mit- 
glieder der  Magnat  entafel  zu  erwirken,  dosgleichen  unter  dem  gleichen  TifJ 
auch  die  Berufung  Derjenigen  zu  erwirken,  welche  im  Sinne  des  oben  (^^ 
sagten  die,  ihre  Berechtigung  erweisenden  Urkunden  innerhalb  des  geseti- 
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chen  Termine«  zu  einer  Zeit,  da  der  Reichstag  nicht  vcrßammelt  war,  bei 
Uli  einjrebracht  haben.  Diese  Urkunden  sind  nach  dem  Zusammentritte  des 
leichstages  dem  Präsidium  der  Majafnatentafel  zuzusenden. 

§  25.  Ausser  den  im  §  1  dieses  Gesetzes  erwähnten  Mitgliedern  werden 
lOch  lebenslängliche  Mitglieder  der  Magnatentafel  Diejenigen  sein,  welche 
lurch  die  veriticirten  Mitglieder  der  Magnateutafel  aus  der  Reilie  deijenigen 
erificirten  Mitglieder,  welche  ihr  bisher  ausgeübtes  persönliches  Mitglieder- 
echt nach  dem  Inslebentreten  dieses  (xesetzes  nicht  mehr  werden  ausüben 
lönnen,  zu  solchen  gewählt  werden.  Die  Zahl  dieser  gewählten  Mitglieder 
larf  50  nicht  überschreiten.  Die  Wahl  wird  an  einem  von  der  Magnaten- 
afel  im  vorhinein  zu  bestinmienden  Tage  nach  einem  von  ihr  lestzustellen- 
len  Modus  ein  fiir  allemal  bewerkstelligt  werden.  Die  auf  solche  Weise  ge- 
K'ählten  Mitglieder  werden,  wenn  sie  zum  ersten  Älale  berechtigt  sein  werden, 
bn»  Rechte  in  der  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  organisirten  Magnaten- 
afel  auszuüben,  im  Sinne  des  Jj  17  durch  kcinigliehes  Schreiben  einbei-ufen. 
yWnn  eines  dieser  Mitglieder  zum  Mitgliede  des  Abgeordnetenhauses  ge- 
zahlt wird,  so  finden  auf  dasselbe  die  Vorschriften  des  j}  12  AI.  2  und  3 
Anwendung. 

TV,  Capitel.     Sehlus  sbestimmungen. 

§  26.  Zu  Beginn  der  auf  die  Promulgation  des  geg(»nwärtigen  Gesetzes 
folgenden  Legislaturperiode  konstituirt  sich  die  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
orjjaiiijiirte  Magnatc>ntafel,  und  die  im  Jahre  1884  erllossenctn  kchiiglielKai  Eiii- 
lM*rufin)gsschreiben  verlieren  ihre  Giltigkeit. 

8  27.  Während  der  auf  die  Promulgation  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
folgenden  Reichstags] »enode  wird  durch  die  beiden  Häuser  des  Reichst-ags 
••iiie  Landeskommission  gewählt  werden,  zu  welcher  das  Abgeordnetenhaua  10, 
<lic'  Magnatentafel  5  ^litgliedcr  entsendi-t  und  deren  Aufgabe  es  sein  wird, 
unter  Mitwirkung  der  Regicnmg  einen  Entwurf  betrelVH  Regelung  der  im 
H  14  de»  gegenwärtigen  Gesetzes  erwähnten  Angelegenheiten  auszuarbeiten: 
Ins  dahin  bleibt  die  bisherige  Praxis  aufrecht. 

§  29.  Die  durch  Gesetz  oder  Gepflogenheit  stabilisirte  staatsrechtliche 
Stellung  der  Reichswürdenträger,  sowie  auch  ihre  aus  dieser  entwickelte 
»Stellung  in  der  jMagnatt»ntafel  wird,  insofeni  sie  Mitglieder  dieser  let^t^^ren 
iMien,  durch  das  geg(»nwärtige  Gesetz  nicht  tangirt. 

§  29.  Mit  jener  Legislaturi)eriode,  in  deren  Verlauf  das  gegenwärtige 
<Wtz  pronuilgirt  wurde,  beschliesst  dic^  Magnatentafel  in  ihrer  jetzigen  Ge- 
stalt ihre  Tliätigkeit  und  an  ihre  Stelle  tritt  die  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
'»rpinisirte  Magnatentafel. 

Alle  jene  Gesetze  und  (Tej^flogenheiten,  welche  mit  dem  gegenwärtigen 
ßtsetze  nicht  im  Widerspruche  stehen,  bleiben  auch  lur  die  Zukunft  in  Kraft. 
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üeber  die  chausseepolizeiliche  Strafgewalt 
des  preussischen  Landraths. 

Von 

Bürgermeister  Dr.  H.  A.  Mascher. 

Die  Allerhöchste  Kabiuetsordre  vom  29.  Februar  1840,  G.-S.  S.  94, 
enthält  unter  Nr.  7  bis  21  polizeiliche  Vorschriften,  welche  die  Aufrecht- 
erhaltung  der  Sicherheit  und  Ordnung  auf  den  Chausseen  bezwecken  un«l 
Zuwiderhandlungen  gegen  dieselben  mit  Strafen  bedrohen. 

Wegen  Festsetzung  solcher  Chausseepolizeistrafen  bestimmt  der  §  10 
des  Allerhöchsten  Regulativs  vom  7.  Juni  1844,  G.-S.  S.  171,  Folgcmlen: 
„Die  Abfassung  des  Strafresolut s  steht  in  den  Landestheilen,  in 
welchen  die  Allgemeine  Gericlitsordmmg  oder  das  gemeine  Recht  gilt, 
dem  Landrath  desjenigen  Kreises  zu.  in  welchem  die  vorläufige  Unter 
suchung  erfolgt  ist;  ist  aber  die  UebeHretung  innerhalb  des  Bezirkes  eiuer 
städtischen  Ortspolizeibehördc  vorgefallen ,  so  ist  die  städtische  Ortspolizoi- 
behörde  dazu  kompetent." 

Durch  Allerhöchste  Kabiuetsordre  vom  17.  Oktober  1845,  G.-S.  S.  726, 
wurde  dann  das  in  Rede  stehende  Recht  in  der  Provinz  Westfalen  den 
Amtmännem  und  in  denjenigen  Tlieilen  der  Rheinprovinz,  we'che  nicht 
zum  Bezirke  des  ehemaligen  Appellationsgerichtsliofes  zu  Köln  gehörten,  wo 
das  Fi-anzösische  Recht  Geltung  erlangt  hutt^,  den  Bürgormeistem  übertrajrcn. 
Nach  den  eben  angeführten  gesetzlichen  Vorschriften  waren  in  Preusseu, 
als  dasselbe  noch  ein  rein  monarchisclior  Staat  war,  zum  Erlass  von  Chaussee- 
polizeistrafmandaten kompetent : 
Lauf  dem  platten  Lande: 

1)  in  den  sechs  östlichen,  älteren  Provinzen,  wo  die  Preussisohe 
Allgemeine  Gerichtsordnung  galt:    die  Landräthe; 

2)  in  der  Provinz  Westfalen,  wo  diese  Ordnung  ebenfalls  (Tcltuii? 
hatte:     die  Amtmänner; 

3)  in  den  nicht  zum  Bezirke  des  ehemaligen  Rheinischen  Appellations- 
gerichtshofes zu  Köln  gehöi'igen  Ortschaften,  wo  die  Preus&ist'be 
(Tcrichtsordnung  beziehungsweise  das  gemeine  Recht  galt:  tu«* 
(  Land-)Bürgermeister ; 

IT.  in  sänmitlichen  Städten  der  INLmarchie,  mit  Ausnahme  der  im  Be- 
zirke des  ehemaligen  Rlieinischen  Aj»j)ellati(»nsgerichtsln>fes  belegenen: 
die  Ortspolizeibehörden : 
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IIL  im  Bestirke  den  ehemaliffen  Äppellationsigericbt^hofei  z\]  Köln  eufllich: 
(Uc  Polizei ^encht<3 , 

leUtore  in  Gemässheit  der  Vorschrifi  des  Titel  1  Buch  U  ilt^r  Fraoz^Ö* 
sbcheu  Kriniinalordaung. 
H  Xachdem  PrerisseiJ  eim-  Kutimrehiseli-knDNtitutiönelle  Staiitsibrni  er- 
Bwgt  hatte»  hulieu  die  Artikel  85  und  108  der  Verfassuog:surkim(le  vom 
5.  Docember  1848  und  denmüclit«t  die  Art.  86  und  109  der  Yerfasffiriigfi- 
urkuude  vom  31,  Januar  1850,  die  Polizeigerichtabarkeit  auf  iiod  tlie 
f§  161  und  1Ö2  der  Vci-ordiiimg  vom  3.  Januar  184ft,  0.-S,  8.  14,  betreffend 
die  auderweiti?  OrgaiiisatiKti  dor  (törichte  im  ganzen  Ümfangfe  der  Monarchie^ 
mit  AiiBschluBs  des  Äppeilations^rnclitshofeH  zu  KoId  ,  ff*rncr  das  Ein- 
föhnmg^geseiE  zum  Prpas^isclien  Strafgef^etzbudi  vom  14,  April  1851  luid 
da»  Gesetz  vom  3.  Mni  1852,  betreffeüd  die  Zumtze  zu  der  Verortltiung 
vom  3.  Januar  184<*  Art.  120  bis  128,  iibertnig  die  Untereuclmngf  und 
EotscheiduDjy;  in  Aiisclmiig  der  Ut^ljcrtrctüngeu  io  erster  Instanz  fiimseln- 
(Foli2ei-)ricbtpnj,  An  StellL"  der  letzteren  sind,  naehdcm  Prewisen  als 
Banded^taat  in  das  neu  erutandene  Deutsclie  Reich  g^etreten^  die  Schöffen- 
gencbte  nach  §  28  des  Deutschen  GerichtBverfasiJUDgfigesetÄei!  vom 
27,  Januar  1877,  Reichsgesetzblatt  S,  4T,  getreten. 

Um  die  Gerichte  und  die  Staatsiinwaltsch^ft  zu  entlB^ten,  die  Straf- 
rcchtspflege  »cliTieller,  wirksamer  imd  dvn  Uebert  retern  polizeihcher  Vor- 
idirifleii  minder  kostspiebjj;  zu  inucbeu,  sowie  endbeb  um  die  Autorität  der 
Polizei  zu  lieben,  stattete  das  PreusHische  (U'setz  vom  14.  Juni  1852,  G-'S. 
S.  245,  die  Ortspolizcibeliördeiip  mit  dem  »,vorläuHgen  Straffe 8 tsetzunger echte" 
nus,  da«  bekauntlidi  die  M%b'cbkeit  einen  unrechten  VerrahrenF*  der  ricli- 
teiideu  PoIizeibehtTde  dadurcli  aui^schlienst ,  das«  der  Beschutdigte  auf  richter- 
liehe  Ent^tclicidung  anti'ageu  kann. 

Das  Gesetz  vum  14.  Juni  1852  liatte  nur  Geltung  fiir  den  Beieicli  der 

^llJgemeinen  Gerich l^fordrmng  und  des  gemeinen   Recht«  und  erlaugte  diese 

<Jjinn  auch»  in   Oeniäftsbeit  des  tfesetzes  vnni  80*  April  185L  G»-8.  S.  1888 

^r  die  HolK'nzülleni'flelien   Lande  «nd  nach   Art*  II  lit.  J*  der  Vei**3rdnung 

Vom   25,    Juni    1861,   G»-S.   S.  92\,  auch  fiir  die  1866  mit  der  Preuesischeu 

^fouarchie    vereinigten    Laude« tlieÜe,    mit  AiiHualime   des  vormaligen  Amts* 

Vzirks  Meisenheim   und    der    Enklav*^    Xanisdurt     Keine  Geltung  hatte  das 

Oe«elz    von     1852    tnr    den    Bezirk    den  AppellationsgenehtMbofes    zu    Köln* 

Er^  durch   das  Gesetz    vom  2^k  Apri\  1883,  G,-S*  8,  H5,  ijit  da«  vorläufige 

•St raffest f<etzung9re cht   auf   den   ganzen    Undsnig  diT  Preut«»ischen   Mnnarchic 

^UÄgcdelmi  worden»  was  der  g  453  der  Deutseben  StralpruKefiNiinlnung  zuliisst. 

Der  §  1  de»  Gesetzes  vom  23.  April  1883  beRtimmt,  fast  gleichlautend 

Uiit  dem  §  l   des  GeKet7.eH  vom  14.  Juni  1852,  Folgendt^s: 

»Wer  die  Polizeivei^altung  in  einem  beHtimmteu  Bezirke  auszuüben 
BMliat,  Ul  bebigt,  wegen  der  in  diesem  Beziike  veriiliten  ,  in  «einen  Ver- 
Hi^iiltung«bereieh  (ResHort)  fallenden  lu'bertretnngen  die  Strafe  durch 
^■\'i»rfiijfting  lViitznf<etzen. 

"  Zur  Ansfübrunj.'  »beser  Vinsebrirt  erliewsen  dann  ibe  MiniÄt<'r  der 
-Iu!Ftiz  und  desi  Innern,  untern»  K  Juni  1883,  Ministerialblatt  S.  152,  eine 
Aufiuhnujgsanweiaung ,  welche  na  lautet: 
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„Ist  gesetzlich  die  Verwaltung  der  Polizei  fiir  einzelne  Gegenstände,  wie 
Hafen-,  Strom-  und  SchiffTahrtsi)olizei,  die  Deich-,  Eisenbahn-  und  Chaussee- 
polizoi,  nicht  der  Polizeibehörde  des  Ortes,  sondern  einer  besonderen 
Behörde  überti-ageu,  so  gebührt  nur  dieser  die  Befugnis«  zur  polizeilichen 
Strafverfiigung  wegen  der  innerhalb  ihres  Bezirkes  begangenen  lieber- 
tretungen  derjenigen  Strafvorschriften,  welche  die  ihr  übertragene  Polizei- 
Verwaltung  betreffen." 

Die  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  —  dei 
Innern  und  der  Finanzen  erklärten  bereits  in  einem  Reskripte  vom  24.  August  1857, 
Ministerialblatt  S.  170,  dass  die  ländlichen  Polizeiverwalter  in  den  sechc 
östlichen  Provinzen  nicht  befugt  seien,  Chausseepolizei -Kontraventionen 
vor  ihr  Forum  zu  ziehen  und  daher  auch  nicht  vorläufige  Straffestsetzongeo 
wegen  solcher  Uebertretungen  zu  erlassen. 

Dieselben  Minister  erklärten  dann  in  den  Verfügungen  vom  13.  Decem- 
ber  1859,  Ministerialblatt  S.  336  und  7.  Juni  1860,  a.  a.  O.  S.  125, 

„dass  die  Chaussopolizei Verwaltung  in  der  Hand  des  Landraths  liege, 
und  dass  nur  dieser  zum  Erlass  von  vorläufigen  Straffestsetzungen  befugt  sei.* 
In  einer  späteren  Verfügung  vom  16.  Juni  1874,  Ministerialblatt  S.  101 
bemerken  dieselben  Minister  dann  femer; 

„dass  dem  Landrath  diese  Befugniss  auch  dann  zustehe,  wenn  die 
Uebertretung  in  einer  städtischen  Feldmark  begangen  sei.** 

Die  Minister  begründen  ihre  Ansicht  damit ,  dass  es  sich  im  vorlit^^- 
den     FaUe    um    die    Wahrung    laudespolizcilicher,    nicht  urts- 
polizeilicher  Interessen  handele. 
Für  die  Beantwortung  der  Frage: 
ob    dem    Landrath   gesetzlich  das    hier    in   Betracht  kommende  StralTesi- 
setzungsrecht  zusteht?  — 
ist   die    Unterscheidung    zwischen    landespolizeilichen    und    ortspolizeüichen 
Interessen  ganz  unerheblich. 

Die  Landespolizeibehörde  war,  nach  der  Kabinetsordre  vom  31.  Drcom- 
ber  1825,  G.-S.  1826  S.  5,  die  Regienmg,  Abtheilung  des  Innern,  und  H 
es  bis  auf  diesen  Tag  in  denjenigen  Provinzen,  in  denen  die  neuen  Ver- 
waltungsgesetze noch  nicht  eingeführt  worden  sind.  Die  Ausübung  «ler  Her 
Regierung  zustehenden  laudespolizeilichen  Verwaltung  der  Chausserpolizoi 
übertrug  zwar  eine  nicht  publieiHe  mid  desshalb  nach  §  10  der  Einleitunp 
zum  Allgemeinen  Laudrecht  und  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  27.  Okto- 
ber 1810,  G.-S.  S.  1 ,  rechtsunverbindliche  Allerhöchste  Kabinet^ordre  vom 
8.  Mai  1830  (siehe  Ministerialreskript  vom  30.  Mai  1830  von  Kainptz  Au- 
nalcn  Bd.  XIV  S.  351)  den  Landräthen,  deren  landespolizeihche  Bcfiignisw* 
sich  indessen ,  nach  einem  Reskript  des  Ministers  des  Innern  und  der  Polizei 
vom  24.  Oktober  1840,  Ministerialblatt  S.  440,  darauf  beschränkt ,  den  Wege- 
baumeistem  von  bemerkten  Uebelständeu  Kenntniss  zu  geben  und  diesoll»€n 
wegen  deren  Abhilfe  zu  requiriren. 

Wenn  der  HeiT  Minister  des  Innern,  nach  Aufhebung  der  Polizei- 
gerichtsbarkeit,  den  Landrath  nichtsdestoweniger  zum  Erlass  vc^n  chaussfo« 
])olizeilichen  Strafverfügungen  für  zuständig  hält,  so  beruht  dies  anf  ein«'r 
Verkennung   der  staatsrechtlichen  Natur  dieses  Rechtes,   das  nicht,  wie  die 
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Polizeivbrvmltun^   eio    AuBflus«  de*   Rechte«  der  Polizeihoheit,  Borrdem  der 

Pilstizhuhcit  ist, 
Eigenrljüincr    aJliT    Latid-    iiud     Heui'sti-assen    iiud    folglich    am-li    ihr 
Chausseeu»    war,    uafh    S  21    Tit»  14   ThL  II  AllgremL'irieu  L&iidit'chts,    ur- 
sprünglich lier  Staut,   von  dem  die  KiiuHtslniRscn  durch  da»  DutatifUisgcsütÄ 
vttni  8,  Jiilt  1875,  (j.'S.  S.  497^  iiiil'  diu  ProviiiÄial-  und  Kn-isverbaude  tihcr- 
,:eii  siud.     Als  (»ruridherr  luihiii  der  absolute  8ta4it  für  seiiieD  stÜndipeij 
iiMS*t4iHiis*  ileii  Lurulmth ,  auf  dein  [hatten  Lande,  wo,  in  öemäsfihfif  de? 
Tif,  17    Thl.  II    des  AllLreiuoiuen   Laudroolits  beziehungsweise  de»*  g  9 
I    ThL  III    der    PreuflsiMelicu    Allgumeiueu  CTeiiehtsordaung  die  Justiz* 
dit*    Pülizeiverwaltung    huI'  der    untersten   »Stufe  noch    in  der  Hand  der 
Patrimonittl^^enehtsherren  la*?,  das  polizeiliche  8traf!est*iet?ituif^8recht  als  Au5- 
Ihi^s    der    Stjiatshoheit    in    Au*>|imeh.     Uns    tlleiehe    «fencliah^    nachdem  den 
Ürt.^polijteivenvaltungeu    dies*;    Befiijjrüifts    durch  das  Gesct?.  von  1852  wieder 
verliehen    worden  war,    weil  es,    abgesehen    von  den  städtincheü  Polkeivcr- 
waJtuugen,    der    Polizeiverwaltung  auf  dem  platten  Laude  der  sechs  älteren 
östlichen  Provinzen    an  kontninnalen  Orgauen  fehlte ,    welchen  gesetzlich  diu 
Befujrniss  ziisttuid,    die  Ürtsptdizei  Xaiuenn  de*?  Staates  zu  handhaben.     Erst 
ilie  neue  Kreisonlnun^  vuni   UJ.  Deeeniber  1872,  U.-H.  S.  661,  liefieitigte  die 
2iitÄherrbche  Ptdizei,  diesen  Austlnwü  der  Patriniimialifurichtsharkeit  und  der 
§  59    der    j^edaehten    th^dnunj^  sebiif  in  deni  Anitsvor^eher  eine  kommunale 
Iii*«ritiiiiuy.    welche,    i^leich    den  westfälihchen  Aiutn»ännern  und  den  rhciiii- 
*chcri  Landlmrgennei^itern  ,  die  Ortspi^izei  als  Orfniue  des  Slaatei*  verwalten 
»leiebviel    ob    e«    sich    dabei  um  die  Wahriinji  rein  lukaler  oder  landcB-  be- 
ziehuiij^s weise  reichsp<tUzeilieher  Intereaaen  handelt,  Liteiessen,   die  sn  viel- 
l^uaUUi^  «nd  vcr«chiedenarU;r  sind,  das»  iin  unideiuen  Staate  eine  Trennung 
Lcxichutigsweise  Unterscheid nn*i^  ffur  nicht  niitglich  i^L 

Au»  der  tremeindepolizei  hat  s-ich  historiseh  die  Lande^polizei  und  aus 
dieser  die  Reiehs]julizei  entwickelt,  *,eine  heili]t*:e  Tnun,  die  in  lebensvoller 
Wecli^cdwirkunfr  luiter  Hieli  und  mit  allen  iilui*ien  Verwaltungszweigen  etc. 
iRUtteir  bestrebt  ist,  die  »rittlichen  Ideen  df*  Christentlmnits  auf  dem  (lebietc 
de«  wirthsehjiftliehen,  Nueiaieu  und  jiolitischen  Ijebenw,  durch  Förderunj^  de« 
HeineinwohleH  im  y^eruuinisehen  *Triste  zu  verwirklieheii,'*  Heichs)>ulizei  und 
Lokalpnlizei  uhterHcheiden  s^ich  von  der  Lantlespolizei  hMliw:Iich  in  Bezujr  auf 
ilm*  Knnij>eteMizen  und  daKi^  das  Kecht  zum  Eria^M  chaus^Heepolizei lieher 
Strafverfuginj^en  nicht  ssur  Kontpctenz  der  Laudefcpolizeihehöi'den,  Houdern 
zu  der  der  ürt^polizeihehÖrden  f»ehrjrt ,  fid^t  ann  dem,  wa»  v.  KonNKK  in 
^eiuem  ^StaHtsrecht  der  JVrUHf^ifiehen  Muuarchie"  ,  4.  AuH.  Ibh  i  l.  Abtb. 
S.  552,  über  das  AVesen  der  0*'dizei-)SliidVeriehlKliarki'it  ^u^i: 

,E»i  liejft  an  uJul  für  sich  in  dem  Wesen  der  Pidizei  diwchan«  keine 
f  8lrii%enehtübarkeit,  simdenic»  tnun»  die  Anwendiinjx aller  »fügenannten Polizei* 
[utrafjjreselze  alsledisrlich  tleuk  (.Tebiet  der  Justiz  angchnrijr  aiijfctfehen  werdeii^etc. 
^Ob*fleich  tlie  Verfassunj^surkunile  und  die  auf  firnnd  derB^dben  er- 
,  )<i>?;4*u«'n  Gesetze  (Uesem  Prinzipe  Kechnmijf  üfctra^'^eu  haben,  so  wurde 
Mla^elbe  dermi^eh  spater  theilweise  wieder-  verkn^eu  und  die  betrefti^nden 
I  CfTund^^itze  der  Verfaswungnurkunde  nichl  nur  nicht  xur  AuKfühiuug  ge- 
lili  tjoüdem  vielmehr,  was  die  Verwaltung  der  nrtliehen  Pulize! 
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betrifil,  die  entgegengesetzte  Richtung  eingeschlagen  und  der  Weg  der 
theilweisen  Wiederherstellung  der  vor  Emanation  der  Verfassungsorininde 
in  dieser  Beziehung  bestandene  Verfassung  betreten.** 

Nicht  blos  mit  dem  Buchstaben  der  Gesetze  sondern  auch  mit  deren 
Geiste  steht  das  den  Landräthen  zugemuthete  administrative  polizeiliche 
Strafrecht  in  Widerspruch. 

Nach  §  3  des  Allgemeinen  Lande8vei*waltungsgesetze8  vom  30.  Juli  1883 
fuhrt  derLandrath,  der  »vom  Könige  ernannte  Staatsbeamte**  (§  74  a.a.O.), 
jetzt  die  Geschäfte  der  Allgemeinen  Landesverwaltung  und  überwacht,  als 
Organ  der  Staatsregierung  (§  76  a.  a.  0.),  die  gesammte  Polizeiverwaltong 
im  Kreise  und  in  den  einzelnen  Landesbezirken,  Gemeinden  und  Gutsbezirken 
(§  77  a.  a.  0.).  Insonderheit  liegt  dem  Landrath  ob,  die  Handhabung  der 
Straffestsetzungen  seitens  der  Ortspolizeibehörden  zu  prüfen  ond 
etwa  die  erforderliche  Belehrung  eintreten  zu  lassen  (§  23  der  ministeriellen  Aas- 
fiihrungs-Anweisung  vom  8.  Juni  1883).  Das  Recht  der  Ueberwachung 
schliesst  selbstverständlich  die  Befugniss  aus,  die  Funktionen 
der  nachgeordneten  Polizeibehörden  an  sich  zu  ziehen.  Die  Rich- 
tigkeit dieses  Satzes  ist  anerkannt  worden  in  dem  Ministerialrescripte  vom 
15.  September  1875,  Ministerialblatt  S.  267,  und  in  einem  Oberverwaltongs- 
gerichts-Erkenntnisse  (s.  Entscheidungen  Bd.  IT,  S.  424).  Ausserdem  aber 
kommt  in  Betracht,  dass  die  ganze  Stellung  des  Landraths  der  Jetzteeit, 
seine  ganze  Thätigkeit  als  Organ  der  Staatsregierung  in  allen  denkbaren, 
immer  mannigfaltiger  werdenden  Angelegenheiten  der  Reichs-,  Landes-  nnd 
Communalverwaltung  und  als  Vorsitzender  des  Kreisausschusses  in  den  neaen 
Kreisordnungsprovinzen,  die  Handhabung  ortspolizeilicher  Geschäfte  ve^ 
bietet,  weil  er  dadurch  behindert  werden  wüi'de,  die  Aufgaben  der  Polirei- 
Verwaltung  in  ihren  Grundprincipicn  von  einer  höheren  Warte  aufzufassen. 
Der  Geist  der  preussischen  Verwaltung  verbietet  die  durch  die 
Festsetzung  von  Chauseepolizeistrafcn  ganz  unvermeidliche  Viel- 
schreiberei, verhindert  das  rasche  Eingreifen  der  Ortspolizei, 
kränkt  das  Rechtsgefühl  durch  die  gerechten  Zweifel  über  die 
Zuständigkeit,  drückt  das  landräthliche  Institut,  die  Kreis- 
Polizeibehörde,  auf  das  Niveau  der  Ortspolizeibehörde  herab  und 
unterwirft  die  Straffestsetzungen  ohne  z>viugenden  Grund  der 
öffentlichen  strafrichterlichen  Kritik,  wenn  der  Kontravenient 
auf  rechtliches  Gehör  anträgt. 

Der  Versuch,  der  rechtswidrigen  Straffest  Setzung  der  Landräthe  auf  dem 
Boden  der  Rechtsprechung  ein  Ende  zu  machen,  ist  seither  misslungen. 

In  einem  Erkenntniss  dos  früheren  Obertribunals,  Senat  für  Strafsachen, 
Abtheilung  H,  vom  20.  April  1865,  in  der  Uutcrsuchungssache  wider  Wilras- 
mann,  in  Bickefeld  bei  Horde  (Amtsbezirk  Apierbeck,  Provinz  Westfalen)  werfen 
Uebertretung  des  §  11  der  chausecpolizeilichen  Vorschriften,  heisst  es  wörtlich: 
„Wenn  hier  zur  vorliegenden   Straffestsetzung    wegen   der  in  einem 
bestimmten  Bezirke  verübten,  sein  Ressort  betreffenden  U  eher  tre- 
tungen derjenige  für  befugt  erklärt  wird,   der  in  diesem  Bezirke  die  Po- 
lizeiverwaltung auszuüben  hat,  so  hat  durch  jene  Bezeichnung  (im  GeseU 
vom  14.  Juni  1852)  angegeben  werden   sollen,    dass  bezüglich   auf  solche 
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spezielle  Gegenstände  polizeilicher  Verwaltung,  für  welche  die  Polizeiverwal- 
tung gewissen  Beamten  (unmittelbar)  in  einem,  viele  Gemeinden  umfas- 
senden Bezirke  zukommt  (für  Deichverbände,  Meliorations-,  Entwässerungs- 
und  ihnen  gleichstehende  oder  ähnliche  Aulagen),  nur  diesen  Beamten 
solche  Befngniss  zustehe.** 

„Das,"  heisst  es  dann  in  diesem  Erkenntniss  weiter,  „trifft  für  Staats- 
und Kreischausseen  bei  den  Landräthen  zu." 

Im  Rechtsstaate  bestimmt  das  Gesetz  und  nur  dieses,  aber  kein 
Ministerialrescript,  „welche  speziellen  Gegenstände  polizeilicher 
Verwaltung"  dem  Ressort  der  Ortspolizeibehörde  entzogen  und  gewissen 
(anderen)  Beamten  unmittelbar  (?)  „in  einem  viele  Gemeinden  um- 
fassenden Bezirke",  das  vorläufige  Straffestsetzungsrecht  zu- 
kommt. Dies  ist  z.  B.  der  Fall  in  deichpolizeilichen  Angelegen- 
heiten. Nach  §29  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  14.  November  1853,  G.-S. 
S.  935,  handhabt  nämlich  der  Deichhauptmanu  die  örtliche  Deichpolizoi  und  dieser 
iit  auch,  nach  §  34  a.  a.  0.,  zum  Erlass  iiolizeilicher  Strafsrerfügungen  be- 
fugt, umgekehrt  handhabt  die  Bergpolizei  der  Revierbeamte,  in  G^mässheit 
der  §§  196  f.  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865,  G.-S.  S.  705.  Der- 
selbe setzte  früher  in  G^mässheit  eines  Ministerialreskripts  vom  8.  August  1857. 
Ministerialblatt  S.  148,  auch  die  bergpolizeilichen  Strafen  fest.  Nach  Publi- 
kation des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1883  geschieht  dies  nicht  mehr,  weil  der 
§  209  des  gedachten  Gesetzes  diesen  Beamten  die  Befugniss  liierzu  nicht 
einräumt.  In  Bezug  auf  diesen  „speciellen  Gegenstand"  hat  also  der  von 
ans  angestellte  Rechtssatz  Anwendung  gefunden. 

In  allemeuester  Zeit  hat  die  11.  Strafkammer  des  Landgerichts  zu 
Dortmund  in  der  Strafsache  gegen  den  Bäcker  Julius  Blomberg  zu  Dortmund 
wegen  XJebertretung  des  §  14  der  zusätzlichen  chausseepolizeilichen  Vor- 
schriften im  Amte  Apierbeck  und  gegen  den  Fuhrunternehmer  Schroeer 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  §  11  a.  a.  C  im  Stadtbezirke  von  Horde,  in 
den  Erkenntnissen  vom  4.  Mai  1885  den  Laudrath  zum  Erlass  von  Straf- 
irerfugungen  der  in  Rede  stehenden  Art  ebenfalls  für  zuständig  erachtet  und 
Ewar  im  Hinblick  auf  die  einander  wider8i)rechenden  Vorschriften  des  Re- 
gulativs vom  7.  Juni  1844,  die  Kabinetsordre  vom  17.  Oktober  1845,  die 
Verordnung  vom  3.  Januar  1849  §  161,  die  Gesetze  vom  14.  Mai  1852 
und  23.  April  1883  und  sogar,  zuwider  dem  Rechtssatze,  dass  ministerielle 
Verfügungen  für  den  Richter,  zumal  den  Strafrichter,  bedeutungslos  sind,  auf 
die  Ministerialreskripte  vom  3.  Mai  1850,  Justizniinisterialblatt  S.  171  und 
die  schon  angezogene  Verfügung  vom  13.  Deccmber  1869. 

Letztere  stützt  ihre,  von  uns  bereits  als  inig  nachgewiesene  Ansicht,  dass 

nur  der  Landrath  zum  Erlass  von  Chausseepolizeisti'afverfüguiigou  befugt  sei,  auf 

das  Reskript  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  und  des  Innern  und  der 

Polizei  vom  26.  November  1833  (v.  K.  A.  B.  XVI  S.  1065),  in  dem  es  heisst: 

„In    dem  Chansseegeldtarif  vom  28.  April  1828  ist  zwar  das  Fonnn 

der  Chausseepolizeicontraventioueu    nicht  bestimmt,    indess   ist  immer 

angenommen   worden,    dass    dieselben   nicht  zum  Ressort  der 

Lokalpolizeibehörden  gehören.'' 

Die  polizeilichen   Vorschriften   des  Tarifs  von  1828  sind  in  die  Aller- 
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höchste  KabinetBorde  vom  29.  Fcbniar  1840  übergeganpreu.  Letztere  ent- 
hält über  das  Forum  dieser  Ucbcrtretunpen  ebenfalls  keine  Bestimrmmprn 
und  der  Heir  Minister  erkennt  in  dem  Reskript  vom  13.  Decenibcr  1859 
selbst  an,  das»  die  ResHortbestimmungeii  des  Repridativs  vom  7.  Juui  1W4 
nicht  wieder  hergestellt  wonlen  seien.  Die  j^egentheilige  Ansicht  wiixl  dauuwieiliT 
in  der  Verfügnng  des  Miuistei*8  für  Handel,  (lewerbe  und  öffentliche  Arbeiten 
vom  17.  Juni  1874,    Ministerialblatt  S.  162  aufgestellt,  in  der  es  heisst: 

„Die  Befugniss  der  Landi-äthe  zu  Straffestsetzungen  wegen  ChausHK:- 
Polizeiübertretungen  beruht  auf  dem  §  10  des  mit  Oesetzcskraft  erlassencD 
Regulativs  vom  7.  Juui  1844,  bezw.  auf  dem  §  1  des  (resetzes  vom  14.  Mai  18o2." 
„Diese  Befugniss  ist  sonach  den  Landräthen  durch  besondere  (n- 
setzesbestimmungen ,  welche  durch  den  §  59  Nr.  1  der  Kreisorduung  aus- 
drücklich ausser  Kmft  gesetzt  sind,  übertragen." 

Wäre  diese  Ansicht  richtig,  was  wir  indessen  bestreiten,  dann  wären 
kompetent 

1)  im  Bezirke  einer  städtischen  Ort^spidizeibehörde,  nach  dem  Regulativ 
vom  7.  Juni  1844,  zu  der  doch  die  Feldmark  unbestritten  gehört: 
die  städtischen  Ortspolizeibehörden  und  nicht  der  Landrath. 

Das  ist  nun  in  dem  Reskripte  der  Minister  für  Handel,  Gew^erl'e  und 
öffentliche  Arbeiten  und  des  Innern  vom  29.  Januar  1858,  Ministcrial- 
blalt  S.  HO,  anerkannt,  dagegen  in  der  schon  gedachten  Ministerialverfügiui? 
vom  17.  Juui  1874  und  in  dem  Erkenntnis«  der  II.  Strafkammer  de««  Lauil- 
gerichts  Dortmund  vom  4.  Mai  1885  bestritten  worden. 

Ferner  wären  zuständig  : 

2)  in  den  ländlichen  Ort.sbezirkcn  von  Westfalen  und  in  deniji'uis'Mi 
Theilt^  der  Rheinpi-ovinz,  der  nicht  zum  Bezirke  des  eheniali;:'''' 
Appellationsgerieht**hufes  zu  Köln  geluh-t ,  der  Auitmauii,  W- 
ziehungsweise  der  (Land-)Bürgernieister  nach  der  AllerlK'ichsteii 
Kabinetsordrc  vom   lt.  Oktober  1845, 

wns  aber  in  der  Obertribunalsentseheidung  vom  20.  Aj)ril  1865  und  tl»'i" 
Frteil  der  Strafkammer  des  Landgerichts  Dortmund  vnm  4.  I\Iai  188o,  ukli' 
anerkannt  worden  ist. 

Jlieruaeh  kann  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  wie  diingeud  «reboten 
e«?  erseheint ,  entweder, 

dass  die  Landräthe  von  Aufsiehtswegen  angehalten  wei'den,  sieh  tlfs  ilimi» 

nicht  zustehenden  Erlasses  von  (Miausseepolizeisti-afverfügnngen  zu  euthaltvn 
(nler, 

dass    dieser    reelitlieh    begründeten    Ansieht    auf   deju    Wege    der   K«clit- 

sprechung  letztbistanzlieli  (-Jeltung  verscliatVt  werde. 

Die  städtischen  und  ländlichen  Ortspolizeibehörden  können  eine  snkli«-" 
Entscheidung  herbeiführen,  w»iin  sie  jede  ('luiusseei)<)lizeiübei-tretuu«i  an  «1'*^' 
Amtsanwaltschaft  al)geben  unter  Angabe  der  vun  uns  entwickelten  (iriindi':  ^'*'' 
haben  hierzu  auch  nrn  so  mehr  Veranlassung,  als  ihnen  als  Frucht  der  Puli^^''' 
Verwaltung  die  Hälfte  der  festgesetzten  Chausseestnitgelder  nach  §  '  '^'"^ 
(Jesetzes  vom  2H.  Aiml  1883  und  §  21  dos  Re.üidativs  vom  29.  Februar  1^" 
gebühren.  (Siehe  hierzu  die  Ministerialreskrii)tc  vom  13.  Decembrr  1859,  7.  .h'"' 
1860,  25.  August  und  18.  Oktober  1860,  Ministerialblatt  1860  S.  217  und  218.) 
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fV  Theoilor  Jf  allerer*  Das  ustem  ich  i  sehe  Eisen  bahn  recht.  Syste- 
f       matisoh  dargestellt,    Wien,  Po^t,  Ltnpzio.    A.  Hartkberi'i*  Verln^  1&85. 

I  Oowohl  das  deutsche  bexw.  preuasischei  wie  äiieh  das  östen-eichische 
acnbahoi^cht  haben  seit  einer  Reib«-  von  Jabreti  eine  syRtematiscbe  Dar- 
•Ihm«?  nicht   eiiahrep,     Fiir   Deutschland   bexw.    Preijssen  lieMitKen  wir  nur 

*  gänzlich  veralteten  Werk*'  viHi  W.  Koch  (Deutsehlands  Eisenbalinen, 
arhurg  1858.  1860),  BEsrHORNKR  (Das  Detitselie  EiHenb^hn recht,  Erlangen 
58),  Bks8KI.  und  KIihlwkttkh  (Düs  Preiissr«che  Eiseidialmrecht,  Kuln  18'in. 
Ö7)    und  FöR^TEStAXN   (Dm-4    PreusHijJche    Eis^enliahnrechtT    Rerliii   18H9);  — 

•  OestejTeich:  MiCHKL  (Oi^Htenvichs  Ei.Hrnlmhureeht,  Wien  IK60.)  Um  «o 
erkenneuRwerther  int  an  ^ieh  der  Versiirli  H.4.bf,rkr'<,  ilcuk  Oeftterreichiseheii 
8eiil>ahnreeht  in  seiner  gegenwärtigen  (Testalt  eine  «ysteniatiKclie  Darstel- 
lt zu  widmer».     Leid<T  kann  über  dieser  VcrMuidi  als  ein  jfehjnifener  nicht 

ricliBet  werden.  —  Die  Arbeit  ist  in  ihrer  ganzen  w^Äternatiftelien  Anlap^e 
Eintheikmßr  wie  in  der  Bearljeitunjf  defi  KeehtsstoflleB  im  Einzehnui  ver- 
ilt  und  mangelliaft.  Ja  es  entstellt  der  liej^ründete  Zvviufcl,  ob  der  Ver- 
fser,  welcher  iui  V«irworte  zwar  darauf  hinweist^  dasis  eine  auf  Eriblg^  An- 
nich  erhebende  Dai*8telluD^  die  genaue  Kerintniss  de»  utnfaujjr eichen 
ateriüles  zur  Vorbedinsrnn^  hat^  sieh  wirklich  diese  ^^enaue  Keuntrn'ss"  an- 
«i^rnet  und  insbesondere  sich  mit  der  in  seiner  Arbeit  Vfdlständio;  verniieh- 
s^ifften  Literatur  der  einzelneu  Gebiete  deR  Eisenb.Hhnrechts  auclj  nur 
»erfläc blieb  bekannt  ^ej nacht  hat.  Die  bedeutenden  Wrvrke  über  Oester- 
icliische«  Handebreeht,  Aktien^eftellschaftBrecbt,  EnteitmuiitfR recht,  Eisen- 
^hnt ra US port recht  haben  in  der  HABKHER'f^cheii  Schrift  Jiuch  nicht  mit  einem 
Torte  ErwäbnuD*?  oefnnden.  Keine  einzige  der  wielitijzeD,  in  tbesen  W^erken 
mrterteu  Kontroversen  ist  auch  nur  berührt  worden,  so  iIusk  es  deu  An- 
?hein  (gewinnt,  als  ob  alle  ibe^e  Werke  dem  VertiiK^er  gänzlich  unbekiinnt 
i'ien.  Auch  die  Kechtsprechuug  int  nur  vimz  nrnngelbuft  beriieksichtij^t 
m]  Velbert  bot.  Und  dennoch  hat  er  i^ich  fiir  legitimirt  erachtet,  eine  hyMe- 
mtische  Danttellung  den  geltenden  Oesterreicliiselien  Eise  n  bahn  rech  tn  zu 
(^rfjflTent liehen!  In  der  That  int  daher  auch  die  Schrift  nichts  weiter^  ab 
lue  liisc  und  obei-ftacb liehe  Wiedergabe  und  Aneinanderreihung  einer  Ati- 
ihJ  von  flesetzen  und  VerordmmgeTi,  —  wi-lche  Üi>erdies  nocliniftls  in 
ortbchem  AlidriK'ke  ibmi  Bliebe  als  Aidttge  beigegeben  sind  uikI  tust  dif 
iilfte  dessellien  tullen. 

ZunÜetiKt  ist  der  liegritf  de»  Eiseulmlmrecbts,  wie  ihn   der  Verfasser 

17  definirt,  ein  zu  weit  gehender,  r^anmeh  i^r  das  Eiftenbahrn-eebt  der 
iliegfifl*  der  reehtlicheu  Be^i<4iungen  der  EiBeubahnen  im  objektiven  mid 
hjektiveu  Sinne.  Da  <tie  Eit<eubahneii  elH-nsn  wir-  alle  anderi'u  Verkehrs- 
iKtalten  dem  gesannnteu  nHentlichen  und  privaten  Hechte  unterwnrlen  sind 
ul  nur  inKoweit,  aU  die  Eigiumrtigkeit  und  Eiji»enthiindiehkeit  iles  Ei^en- 
LluiweKt^n»  CK   erforderte,    auf    der  tlrnndhii»!'    di'S    alliiemeineu   Ilectits    «ich 

Ciudere  Hj'eht&nnimi'U  stsiaLs-   ond   privalnchthelicr   Natur  i*«  bildet   haben, 
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so  würde  ans  der  Bejrriffsbesiinimunjr  HabererV  folgen,  dasn  er  da«  ?e- 
saiiimte  Privat-  und  Staat sirclit  in  den  Kreis  seiner  DarPtellunjr  hätte  ziehen 
nn«l  dit'se  in's  T-npfcmessene  erweitern  müssen.  Daraus  folgt,  dass  der  Be- 
jfi-ift'  nicht  so  weit  pfefasst  werden  darf.  Eisenbahnrecht  ist  viehnehr  Dm" 
der  Tnhegi-iH"  der  besonderen  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die  Verhält- 
hältnisse der  Eisenbahnen  ]>eziehen  und  aus  der  Eigenailigkeit  des  Eiseu- 
bahnwesens  erwachsen  sind.  \ur  insoweit  darf  die  Darstellung  des  Eisen- 
bahnrechts  auch  Xonneu  des  allgemeinen  Staats-  und  Privatrechts  umfassen, 
als  diese  letzteren  die  (-rnuKllage  für  die  besonderen  Eiseubahnrechtsnnnnen 
l»ilden  und  zur  Betrachtung  und  zum  Verständnisse  dersellien  unbedin^  qt- 
forderlich  sind.  In  der  That  hat  sich  daher  auch  Habekeh  im  Widerspruch 
mh  seiner  weitergehenden  Definition  —  von  einzelnen  Abschweifungeu  ah* 
gesehen  —  auf  die  Darstellung  dieses  engeren  Kreises  der  besonderen  Ei8*»n- 
bahnrechtsnormen  beschränken  müssen. 

Sodann  ist  das  System,  welche«  diM*  Verfasser  für  die  Darstellun«: 
gewählt  hat,  ein  durchaus  vei-fehltes.  Dieser  Missgritt*  ist  im  Wesentlichen 
durch  die  unrichtige  AutVassung  hen'orgenifen,  welche  der  Verfiasser  von  dein 
rechtlichen  (.^harakter  des  Eisenbahnrecht«  überhaupt  hat.  Das  Eiseuliahn- 
recht  setzt  sich  aus  Staats-  und  privatrechtlichen  Normen  zusammen.  E« 
]»ildet  weder  einen  integrirenden  Theil  des  Staats-  noch  des  Privatrechts 
^on<h*rn  hat  sich,  auf  beiden  Gebieten  fussend,  zu  einem  selbstständijreii 
liechtsgebiete  entwickelt.  Haberer  nimmt  dagegen  (S.  17.  18)  an,  da.«  das 
Eiseid  »ahnrecht  dem  öjVentlichen  Rechte  im  Allgemeinen,  dorn  Venvaltungs- 
rechte  im  Besondeivn  angehöre  und  die»  (rrundlagt»  «les  Civilrechts  veriassen 
liabe.  Wollte  man  nun  selbst  diese  unzutreffende  Annahme  als  richtig  jrolien 
lasH<>n,  so  hätte  man  nun  docli  erwarten  müssen,  dass  Haberkr  folgorichtijt 
in  seiner  Darstellung  dem  Systeme  des  ölfontlichen  bezw.  Verwaltungsrorhl^ 
gelnl;»t  wäre.  Dies  ist  aber  keineswegs  geschehen.  Vi«'lmehr  erklärt  HabkrfR 
(S.  18),  dass  er  obwohl  er  das  Eisenbahnreclit  zum  «iffent  liehen  hozu. 
X'eiwaltungsrechl  zählt  —  doch  in  seiner  Dai-stellung  dem  Systeme  <h'>' 
biirgerliehen  Rechtes  folge.  Kin  gn'isserer  Widerspruch  ist  w«)hl  niobt 
1«  iclit   denkbar. 

Diesem  Systeme  folgend  bringt  Hahkrer,  nachdem  er  in  einer  äussert 
dürftigen,  nur  18  Seiten  umfassenden  Kinloitiing  die  rechtliche  StelluMf 
des  Eisenbahnwesens  im  staatlichen  Organisnujs  im  Allgemeinen  beriihrt  um! 
den  Begriff  des  Kiseubalmi-eclits  definirt  hat,  die  gesammten  Rechtsverhält- 
nisse der  Flisenbahnen  in  5  Absdniilten  zur  Darstellung:  Eisenbahnpersoiieii- 
leclit,  Eisenbahnsaehenrecht,  Eiseubahnobligat ionenrecht,  Eisenbahnhiichf-r, 
Kisenbahn-JJehrjrden  und  -Verfahren.  Der  erste  Abschnitt  zählt  die  Arten 
der  Eisenbahnen  auf,  sehildert  ihre  Entstehung  und  ihre  Auflösung,  sodanii 
die  Vorkoncession,  Pflichten  und  Rechte  des  Koncessionars  und  nach  der 
Verk<dirseröf^nung  <lie  Pfiiehten  und  Rechte  <ler  Staats-  und  Privatei'H'n- 
liahnen,  ihre  Organisation,  Verhältnisse  der  Beamten  etc.  Der  zweite  Al»- 
si'hnivt  erläutert  die  sachliclK^  Fiigensehaft  der  Eisenbahnen,  die  Bescbränknne 
des  freicMi  Verfiigungsrechts,  den  freihändigen  und  eiv.wungenen  (Enteigimu?) 
(trunderwerb,  sowie  die  Servituten.  Der  dritte  Abschnitt  ist  zunächst  dt-n 
Eisenbahn-Darlehnsvertriigen  gewidmet,  sodann  den  Älieth-  und  Pachtverhält- 
nissen, dem  Eisenbahnti-ansportreclit,  sowie  den  ausservertraesmässigen  X«*!^ 
biufUielikeiten  der  Eisenbahnen:  Naehbarrecht  und  gesetzliche  Hafti»fliil»t 
für  Sach-  und  Körperbeschädij^ungen.  Der  vierte  Abschnitt  behandelt  di« 
Eisenbahnbücher  (Zweck,  Einrichtung  und  Führung)  und  der  fünfte  Ah- 
schnitt  endlich  giebt   eine  Darstellung    der   in  Betracht    kommenden  Staats- 
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aufsieht»-  1111(1  Verwaltungsbehörden,  der  Betheih'gimj(  anderer  Behörden,  des 
Verfahren»  bei  Feststellung?  der  Bauprojekte,  Vollendung  und  Inbetriebsetzung 
der  Bahn,  Ausführung  von  Erweiterungsbauten  und  bei  Betrie])sstr)rungeii, 
Anwendung  der  Rechtsmittel  im  administi*ativen  V^erfahreu  und  Anlegung 
der  Eisenbahn})ücher.  Daran  knüpft  sich  noch  eine  Dai-stellung  der  Seque- 
stration von  Eiaenlmhnen  und  des  Discii)linarverfalirens. 

Die    Folge    dieser    dem  Wesen    des    EiseuViahnreclits  widersprechenden 
Systeniatisirung  des  Stoffes  ist,  dass,  wie  di(^  vorstehende  Aufzählung  ergiebt, 
die  zusammengehörigen  Rechtsmaterien  in  einer   ganz  willkürlichen    und  un- 
natürlichen Weise  auseinandergenssen   sind   und    nur  mühsam    aus    den  ver- 
^'hiedenen  Abschnitten  sich   zusammensuchen  lassen.     S(»   ist  z.  B.  das  Ver- 
Imltniss  der  Eisenbahnen  zur  Staatsgewalt  theils  in  der  Einleitung,  theils  im 
ersten  und  vierten  Abschnitt   behandtilt,   die   für  die  Entstehung   der  Eisen- 
l)ahnen  gültigen  Rechtsnonuen  finden    sich   im  ersten,    zwtjiteu    und    vierten 
A]>sc'hnitt  zerstreut,  die  Enteigmmg'j  ist  materiell  im  zweiten  Abschnitt,  formell 
im  vierten  Al)schnitt  a))gehandelt,  selbst  die  auf  die  Eisenbahnbücher  bezüg- 
lichen Normen    haben   in    zwei    verschiedenen    Abschnitten    (3  und  4)  Platz 
gefunden;  die  Rechtsverhältnisse  der  Eisenbahnbeamten  sind  theils  im  ersten 
Abschnitte  (A  c),  theils  am  Ende    des    fünften  Abschnittes  {K    «Disci^JÜnar- 
vei-faliren")  zu  suchen  u.  s.  w. 

Elvenso  ungenügend  wie  das  System  ist  endlich    auch    die  wirthschaft- 
liclie  und  rechtliche  Begründung  der  einzelnen  Rechtsinstitute.    Die  eisen - 
lialmi'echtlichen  Nonnen   sind   vornehmlich    «lern  Verkehrs-    und   wii-thschaft- 
liclien  Bedürfnisse  entsprungen.     Tu   keinem  Rechtsg(?biete  haben   die  wiilh- 
Rchaftlichen  Einflüsse  stärker   und  unmittelbarer    auf   die  Rechtsbildung  ein- 
j^ewirkt,  als  im  Gebiete  des  Eisenbahnrechts.     Hierzu   tritt,   dass  die  Eigen- 
artigkeit der  Eisenbahnen,    ihre  ausserordentliche  kulturelle  und  strategische 
Bedeutung,   die   monopolartige  Natur    ihrer  Anlagt»   und    ihres  Betriebs,    «lie 
jjnisse  Oefalirlichkeit  des  letzteren   zur  Bildung  einer  llfihe  eigeuthündicher 
Rechtsprincipien  geführt  haben,  welclu?  von    den(ai    des    allgemeinen  Rechts 
»•rheblieh  abweichen  und   dem  Eisenbahnrecht  den  Charakter  eines    Special- 
rpchts  verleihen.     Diese  Momente  sind   in    der  HABKRER'schen  Schrift   nicht 
gewürdigt.     Zwar  eiyeht    sich  der  Verfasser    an    einzelnen  Stelleu    in    allge- 
meinen wirthschaflHchen  Betrachtungen.     Aber  das,  worauf  es  (»igentlich  an- 
kommt, die  Herleitung  der  positiven  Principien  und  Nonnen  des  Eisenbahn- 
reclitH    aus  der  eigenthümlichen    wirthschaft liehen    und    rechtlichen  Stellung 
der  Eisenbahnen,   lässt   er    unberücksichtigt.     Die   wichtigen    Principien   der 
Tran  Sportpflicht  und  der  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit,  welche  das  Eisen- 
hahntransportrecht beheri-Kchen,  ebenso  die  l'rineiiucn,  welche  für  die  Rege- 
lung des  Staatsaufsichtsrechts,  die  Koncessioninmg,  die  Enteignung  etc.  nuiss- 
gi'bend  sind,  finden  sich  kaum  mit  einigen  Worten  berührt,  geschweige  donn 
»•iugehend  begründet. 

Nach  alle  dem  entspricht  die  Arbeit  von  Hahkueb  in  keiner  Beziehung 
den  Anforderungen,  welche  an  eine  wis-^enseluiftliche  Arbeit  gestellt  werden 
luüsiM'n.     Seine  Arbeit   i.st  kein  (lewinn  fiir  «lie  Wisseustrhaft. 

Breslau.  Eger. 
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The  European  Conccri  in  the  Eastern  Question.  A  collection 
of  Treaties  and  other  public  Acts  edited  with  Introdnc- 
tions  and  Notes  by  Thomas  Enkine  Holland,  (hdbrd.  At  the 
Clarendon  Press.  1886.  8.  XII.  366. 

Die  gegenwärtigen  Wirren  in  Bulgarien  sind  besonders  geeignet,  die 
Aufmerksamkeit  auf  dieses  Buch  zu  lenken.  In  einem  massigen  Oetavbande 
wird  uns  die  ganze  allmälige  Entwicklung  der  orientalischen  Frage  historisch 
und  diplomatisch  vor  Augen  geführt;  die  systematisch  und  consequent  ?o^ 
genommeneu  Verkleinerungen  und  Schwächungen  des  türkischen  Reichet 
durch  territoriale  Abtrennungen,  Unabhängigkeitserklärungen  etc.  werden 
Schritt  für  Schritt  nachgewiesen  und  der  jeweilen  neu  geschaffene  Rechts- 
zustand festgestellt.  Jedem  Territorium,  welches  seit  60  Jahren  der  otoman- 
nischen  Herrschaft  imter  Mitwirkung,  Mithülfe  oder  Zustimmung  der  Machte 
ganz  oder  theilweise  entzogen  worden  ist,  oder  Anlass  zu  diplomatischen 
Verhandlungen  oder  Interventionen  gegeben  hat,  wird  ein  eigenes  Kapitel 
gewidmet,  welches  da«  ganze  Material  verarbeitet  oder  darbietet.  Nach  einer 
kurzen  Einleitung,  worin  die  Stellung  der  Mächte  zur  Pforte  charakterisirt 
wird,  l)eginnt  Holland  mit  Giiechenland,  wähi-end  des  Zeitraumes  von 
1826-1881.  Mit  den  Protokollen  vom  4.  April  1826  und  6.  Juli  1827  be- 
ginnend, führt  uns  Holland  durch  alle  Phasen  der  wechselvoUen  Erhebung 
und  Konstituirung  dieses  neuen  Staate?«.  Alle  Documente,  welche  sich  auf 
wichtige  Staatsereignisse  bezichen,  werden  mitgetheilt;  die  Erhebung,  Ent- 
fernung und  Ersetzung  der  bayrischen  Dynastie  durch  die  dänische :  die  Auf- 
gabe des  englischen  Protektorates  über  die  jonischen  Inseln  —  generous  but 
unwise  wird  sie  in  der  Law  Quarterly  Review  I,  699  genannt,  —  die  ftrenz- 
berit'litijfiingon  und  (lebietserweiterungen  in  Folge  d<*s  Berliner  Vertraofi's 
und  der  Convention  vom  24.  Mai  1881.  Entweder  werden  die  Documente 
i\om  Texte  einverliMbt,  oder  sie  werden  im  Anhang  mitgetheilt.  Das  folgende 
di'itto  Kapitel  ist  den  Verhä'tnissen  der  beiden  Inseln  Sa  mos  und  Creta 
\oij  1830  -  1878  gewidmet,  und  der  widenvillig  eHragenen  türkischt^n  Hen^ 
schalt.  Das  vierte  und  ausführlichste  Kai)itel  behandelt  die  egyptisehon  Vei^ 
hältnisse  von  1839-1885,  von  der  Ero])ei'img  Synens  durch  M  eh  med  Ali 
seiner  Anerkennung  als  erblicher  Pascha  von  Eg}^>ten,  seiner  zweiten  Schild- 
erhebnng,  der  Aendennig  der  Erbfolge  und  der  Erhebung  des  Paseha's  zum 
Kliedive,  l)is  zu  den  neuesten  noch  unbeendigten  politischen  und  finanziellen 
Verwickelungen.  Auch  für  diese  F'eriode  werden  die  diplomatischen  Docu- 
mente vollständig  mitgetheilt. 

Auf  die  Entfernung  der  eg\'ptisclien  Tnippen  aus  Sj'rien  1842  foljrte 
«lie  gi'ündlichste  Anarchie  im  (rebiete  des  Libanon;  Untertlrüekung  «ler 
(Christen  und  Nicdermetzelung  der  Maroniten  durch  die  Drusen  etc.  Die  Inter 
vention  der  Mächte  war  die  unmittelbare  Folge.  Die  darauf  bezüglichen  Akten- 
stücke, sowie  diejenigen,  welche  Bezug  haben  auf  die  verschiedenen  Versuche, 
(»rträgliche  Zustände  herbeizuführen,  werden  uns  vollständig  vor  Augen  gelegt. 

In  den  fünf  ersten  Kapiteln  werden  mehr  die  Aussentheile  <les  türki- 
schen Reiches  berührt;  im  sechsten  dagegen  kommen  diejenigen  Verände- 
rungen an  die  Reihe,  welche  den  Grimdstock  der  europäischen  Türkei,  die 
alten  Pi'ovinzcn  derselben  staatsrechtlich  umgestalteten.  Während  der  letzten 
30  Jahre  sahen  sich  die  europäischen  Mächte  veranlasst,  die  Türkei  unter 
ihre  gemeinschaftliche  Obluit  und  Vonnundschaft  zu  nehmen;  Provinzen,  die 
revohirti'U,  wurd«Mi  als  unabhängige  Staaten  anerkannt,  und  Jahrhundert- 
alte  Lehensverhältnisse  geh'ist;   (irenzon  wurden   zum   Naehtheile   der  Türkei 


berichtijirt^  die  ScIiiflTflhrt  Auf  der  Donaiij  in  dem  ßcliwanscB  Meer  und  den 
Dardanellen  eoropäiach  geregelt  imd  selliat  in  die  Inkali*  Administration  un- 
liebsam eijigegrifieii.  Das  gemeinsame  Aüftrett*n  der  Mäclite  wurde  namentlich 
Teranlasst  durch  die  wiederholten  Versucliü  RusHlandM,  t'iorenmäclitig  in  die 
Geschicke  der  Türkei  einzuorreifen^  Qamentlich  in  den  Jahren  1853  und  1877. 
In  beiden  Füllen  wurde  jedoch  daran  festgehalten,  dass  nur  eine  gemeinsame 
Iciion  eintreten  dürfe  und  das  Schicksal  des  otl<> maimischen  Reichen  eine 
eineiji«chafthchc  Angelegenheit  der  europäischen  Grosstnächte  sei.  Unter 
er  Mitwirkung  wm*de  daher  der  Fjiede  \(m  Paris  geschlossen  und  der- 
vou  San  Stefano  in  Berlin  revidirt,  sowie  derjenige  von  Paris  in  Lon- 
1871  wesentlich  modificirt.  Alle  (fegenständc  nun,  welche  durch  die 
anten  Verträge  von  Paris,  London  imd  Berlin  geregelt  worden  «lind» 
bilden  den  Inhalt  dieses  sechsten  Kapitels;  ilie  Dardanellen,  das  Schwarze 
teer  and  die  Donau;  die  allnialige  Emancipation  von  Rumänien,  Serbien, 
lontenegro  und  Bulgarien  mit  Ostrumelien;  der  factische  Uehergang  von 
ßotnien  imd  der  Herzegovins  an  Oesterreich,  die  Gebiotsabtretungen  an 
Griecb<>nlftnd,  nnd  die  verschiedenen  Grenzregulirungen.  Alle  diese  Fragen 
werden  hiatoriBch  beleuchtet  und  ihre  Lösungen  an  der  Hand  des  diploma- 
tischen Matenaleft  nachgewiesen,  w*oraus  sich  tlie  Veränderungen  ergebeit, 
welche  seit  dem  Frieden  von  1856  eingetreten  sind. 

In    einem  Appendix   werden    noch    die  Actenstikke    mitgetheilt,    durch 

welche  die  reUgiöse  und  politiHche  Gleichheit  in  der  Türkei  anerkannt  wird, 

Damentlich  der  Hatti  -  Humayum    von   1856;    femer   die  Verträge    zwischen 

■der  Türkei  und  Russland,  darunter  derjenige   von  San  Stefano;  der  Vertrag 

|imt  England  hetreÖend  die  CeHsion  von  Cypern,  vmd  endlich  the  Convention 

tit  üest<?rreich  hetrefFend  Bosnien  und  die  Herze govina  vom  2L  April  1879. 

Das  Buch  Hollantv's  enthält   ein  genaues   und  gewisaenhaft  aufgenom-  - 

Denes  Inventarium   des  Türkischen  Grundbesitzes  in   Europa  auf  die  Mitte 

[des  gegenwärtigen  Jahres.     Eine    neue  Auflage  wird    dasselbe    kaum    mehr 

bukt  finden,  denn  wenn  etwas  klar  und  deutlich  aus  den  mitgetheilten  Akten* 

ttücken  spricht,  so  ist  es  die  Thataache^   dass  die  Liquidatiun   begonnen  hat 

I  und  langsam  und  sicher  zu  Ende  gefuhrt  werden  winl. 

Bern.  König* 


[I>r.  H«  R«tttc1i.  EUe  vi>iker-  und  «taatBrechtlichen  Verhält- 
nisse des  Bo  densees  historisch  und  juristisch  untersucht.  Tübingen. 
Verlag  der  Laupp'echen  Buchhandlung  1884.    (191  8.  S.) 

In  den  Jahren    1682  und  1883  hatte,    wie  der  Verfasser   im  Vonvort 

btet,  die  Btaatswisseuscliaftliehe  Falkultat  der  Universität  Tübingen  über 

Thema    der    vorliegenden    Ahliandlnng    den  akademischen   Preis  ausge- 

ichrieben.     Die  Erfolglosigkeit  dieser  Ausschreibungen  veranlasste  den  Ver- 

ß&er  lur  Abfassung  seiner  Schrift  ^  welche  in  drei  Abschnitte  zeriällt ,  von 

lesen  der   ei*ste    allgemeine  Gnindsiätze  über  die  Gebietshoheit  des  Staates 

imbesondere    über    das    Wassergebiet    desselhen    enthält»    w^orauf  dann  im 

Zweiten  Abschnitte  die  völkerrechtlichen  und  im  dritten  die  staatsrechthchen 

rerhältniase  des  Bodensees  behandelt  werden. 

Nach    einer   nicht    ganz  glücklichen    Anstuhrung  über  den  Begriff  des 
Bitsgebiets    des    Staates    stellt    der   Verfasser    den    Satz  auf,    das«  vom 
Ipunkte    natnrrechtlicher    Betrachtung   die    Uferstaaten    relativ    gleiche 
fechte    an    einem    Binnensee   besitzen,    es   musste    denn    sein,    dass  dieses 
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uaturrecht liehe  Verhältniss  tlurtsh  einen  möglicherwetBc  aach  mit  Veiirif 
hesiegelton  Gewaltakt  zum  aüj«6chli essenden  Besitze  der  einen  oder  MidcreD 
Utermacht  vorkehrt  \v*iriicn  wiire.  (8.  6.  S.  7).  Abgesehen  dAvon,  du»  ei 
nach  positivrecht lidicu  Begriftoii  nicht  angüht,  ein  rliiroh  Vertrag  gi?»chjiffen*i 
Recht3verhäUni??H  ah  Gcnvftltakt  scti  bezeichnen,  kann  den  Aiisttihru^geB 
Rettich'«,  weiche  überdies  eine  wissenscbiifyichc  Sondernng  der  Begiiii 
coodominium  und  coimperium  vennisien  Usaen,  doch  niii' periogc  praktisd« 
Bedeutung  zujsres  pro  eben  werden,  da  nämlich,  selbst  wenn  wir  die  Erat 
tualität  einer  Tbeilung  ausser  Ansatz  lassen ,  immer  noch  die  Art  nnd  W< 
der  Ausübung  der  ^enieinf^aincn  RecbtMstclluujf  besondere  StipnlationeD  wet- 
langten  wnrd.  In  der  That  wird  die  Berccbtigiuig  dieser  Erviügonf  tob 
Rettich  mittelbai'  selbst  anerkannt,  indem  er  einerseits  dem  oondomininin 
pro  indivisia  der  ITferstaatLMi  die  Eventnabtnt-  that^ächlicher  Ansscheidoiig 
einzelner  Tbeile  und  EinverIeibim|T  dn-srlbcn  in  das  anliegende  Staaiigebiel 
(ein  Vorjfanif ,  der  selbst  vors  tändbeb  nur  im  Einvernehmen  mit  dem  Bcredi- 
tigtcn  erfoliren  kann)  gegcuiibcrstclit,  indem  er  endlich  ander«eit«  henrorliebt, 
das8  die  Her«tcllunp:  eines  anj^emessenen  Rcchtszu^tandes  auch  beim  oondo- 
minium  pro  iDdi^isi«  die  Nothweudigkeit  veriragsmäeeigier  VeTstAndigrnng  der 
einzelnen  Staaten  über  die  Art  iiud  Weise  der  y^cmeinsamen  Amdibung  ihrer 
Rechte  mit  eich  bringt. 

Was  die  völken'ecbt liehen  Verhältnisse  anbelangt,  so  handelt  der 
Verfasser  zunäclif^t  von  den  Rechten  der  Uferst«aten  gegenüber  den  nidit 
angrenüeiiden  Staaten,  sodann  von  den  Rechten  der  Uferstaaten  unter  nt^ 
und  endlich  von  der  Neutralitat  des  Sees.  In  Betreff  der  ersten  Frage  «lebt 
der  Verfasser  anf  dem  St^^ndpunkte,  dass  der  See  der  ausschliesslichen  Ge- 
bietshoheit der  ihn  umgebenden  Staaten  untei'worfen  und  bringt,  historiscbf* 
Material  bei,  welclies  zeigt,  dass  die  am  Ufer  herrschenden  Staaten  unl^r 
Umständen  auch  mit  Waffengewalt  diese  ibi*e  Ileohtsstellimg  zu  behaupten 
trachtoteiL  Es  liegt  im  Uebrigen  in  der  Natur  der  Sache»  dass  eine  Er^ 
örtening  der  Rechtsstellnng  der  Uferstaaten  gegenüber  den  nicht  angrenxco' 
den  Staaten  sich  nnr  iniM-rhülb  enger  Gremsen  zu  bewegen  vermag,  e»  gtnögt 
hier  die  Erwähnung,  dass  der  Verfasser  gewiss  mit  Recht  jener  Au&snuig 
entgegentritt,  welche  den  Bodensee  als  ein  Stück  Rhein  betrachtet  und 
ausschliessliche  Recht  der  Uferstaaten  wenigstens  zu  Zwecken  der  SchifflWiri 
insofern  beschiwikt  wissen  will,  als  fiir  dieselben  Nationen,  denen  der  Rhda 
vennöge  internationaler  Konventionen  zugänglich,  auch  der  Bodensee  geoffiiH 
sein  «oll.  Nachdem  der  Verfasser  au»  physischen  Gründen  die  Unabhängigketi 
des  Sees  vom  Rheine  diirÄUthun  bestrebt  iet,  weist  er  auf  den  für  die  jiiristiscJi* 
Betrachtung  ni.  E.  entscheidenden  UniKtand  hin,  dass  die  rechtliche  Selb- 
ständigkeit des  Sees  gegenüber  dem  Rheine  dadurch  anerkannt  wonien  i*t  dsM 
auf  den  Konventionen  von  Wien  und  Mainz  der  Bodcnsee  ausdrücklich  vom 
konventionellen  Rhein  auHgeschieden  und  die  Regelung  der  SchiffTahrtsw^ 
hältnisae  einer  gemeinsamen  Konferenz  der  Uferataaten  vorbebalten  ^*urde. 

Der  Verfasser  w^endet  sich  sodann  der  Rechtsstellung  der  Uferstaata» 
unter  sich  zu,  als  welche  bekanntlich  Baden »  Württemberg,  Bayern,  OesUr 
reich  und  die  Schweiz  erscheinen.  Der  Kernpunkt  dieser  mit  reichen  hiato- 
rischen  Details  versehenen  Ausfiilirnngen  liegt  zunächst  in  der  Frage,  (rb, 
eventuell  inwieweit  der  See  auf  Grund  internationalen  Uebereinkommotf 
beziehungsweise  imangefochtener  Uebung  getheilt  nnd  die  einzelnen  ThcÜu 
lediglich  der  Hoheit  des  anMegenden  Staates  unterstellt  aind. 

Was  Baden  betrifft,  so  kommt  der  Verfasser  uach  «ch&rMnniger  KniÜE 
des  Bwachen  demselben  nnd  der  Schweiz  im  Jahi'c  1878  geschloiseneii  Ver- 


455     — 


ÄU  dem  Resultat,  dass   kein  TKeil  de»  Sees  auBschlicflfilich  badisehca 

■biet  sei.  In  Betreft'  der  Schweiz  zeigen  die  Forsehunifen  Rettich's,  da«» 
eselbe  bis  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahrlmuderts  den  See  bis  zur  Mittel- 
;ie  in  ihr  Hoheitgebiet  eiubesjogeti  betrachtete,  daas  sie  aber  seit  dem 
tteij  Decenninm  unseres  Jaiirhuiiderts  die  Gebietshoheit  an  einem  bestimmten 
theil  aufgegeben  und  pich  seither  mit  der  Rcchtsstelluug  eines  Kondo- 
inanten  begnügt.  Der  Verfasser  hebt  dann  noch  hervor^  dass  aus  den- 
bcn  Gründen,  welche  dem  Bestände  eines  ansscbliesslieb  badischen  See- 
irka  entgegenstehen,  dm*ch  den  zwischen  Baden  und  der  Schweix  ge- 
:hlo68enen  Greazvertrag  vom  Jahre  1878  ancli  ein  auuRchliesHlich  schweize- 
ascher  Seebezii'k  nicht  geschaffen  werden  konnte.  Aach  üetterreich  begnügt 
ich  mit  den  allgemeinen  kondominalen  Recbti?»,  ohne  einen  bestimmteD 
icil  de»  Sees  zu  seinem  Staatsgebiete  zu  rechnen,  und  dasselbe  gilt,  wie 
Rkttich  zeigt,  auch  von  Bayern  und  Württemberg.  Es  liegt  mithin  das  Er- 
gebnis* der  Untersuchungen  in  dem  condominium  pm  indivi^o  der  Ufer- 
ftaaten,  es  kanji  daher  der  zwischen  Baden  und  der  Schweix  durch  den  er- 
wähnten Vertrag  vereinbarten  Grenzlinie  nicht  die  Qualitiit  einer  völken^echt- 
tichen  üebietsabgrenzimg,  sondern  mir  eine  gewisi*«  verwaltungitrechtliche 
Bedeutung  zugesprochen  werden.  Im  Geiicnsatz  zu  maucben  Schrirtstelleru, 
^—  ru  welchen  neuesteun  i'iue  Autorität  wie  Sarwey  zählt,  —  welche;  die 
'erritorifllhoheit  anJ"  das  Sfcuter  einschÜesHlieh  seiner  unmittelbaren  Um- 
ibuug  ausdehnen,  erklart  Rktticm  den  ganzen  Bodensee  bi«  zur  Linie,  welche 
Jk89er  und  Land  l>ez.  dessen  Pertinenzen  —  Hafen,  Waseh-,  Badeaustalten 
scheidet,  füi*  kondominales  Gebiet.  Ueberzeugend  scheinen  nur  die  kurzen 
.nsführungen  Rettich'»  gegenüber  der  ;p»bislicrigcn  Uebnng",  auf  welche  sich 
,WEY  beruft»  Dagegen  stdieint  die  Polcniik,  insofern  ^ie  eich  auf  die  allcr- 
igB  von  Sarwey  nicht  näher  prüciHirte  Natur  der  Satdie  «tiitzt,  keineswegs 
öpfend.  Wenn  nch  unzweifelhaft  Kchon  mit  Rückj^ichtnahnie  auf  die 
.türlichen  Verhältnisse  der  Grundsatz,  das»  der  KÜBtensaum  des  Meeres 
erbalb  Kanonenschussweite  der  Hoheit  de»  angine  uzenden  Staates  unt^r- 
iffen,  2U  analoger  Anwendung  nicht  eignet,  8o  wäre  doch  die  Anuatime, 
da»  L'fei'gebiet  insoweit  der  Einflussnahinc  tles  nächBtIiegenden  Staates  auß- 
ichlie^alich  zu  unterwerfen,  als  sich  nach  unpaileii^cbem  ErmeBseii  gewisBc 
Mastregeln  leicht  durchführpn  laRsen,  der  Berücksichtigung  werth.  M.  a.  W. 
m  wäre  die  Frage  nach  der  Fertineuz(inabtiit  der  angeführten  Uterbautou  in 
Erwagang  x\i  sieben. 
^^  Die  Neutralität  den  Bodeusee«  folgert  Rkttilh  uuI'  Gnmd  der  eehweize- 
^^■Khen  Mithoheit,  da  hienach  demselben  die  neutrale  Qualität  der  Schweiz 
^^pgesprochen  werden  muBR.  BeachteuHwerth  ist  der  --  freilich  in  das  Gebiet 
^Hfer  Politik  gehörige  —  Voi'schlag  des  Verfaesers,  die  Wahrung  der  Neutra- 
^TtSt  des  .Sees  der  Schweiz  zu  übertragen. 

|i  In  dem  den  «taatsreehtlichen  Verhält nisseu  gewidmeten  Abschnitte  be- 

handelt  der  Verfasi^er  tlie   Frage  nach   der    Beurkundung  voti   (leburtK-  und 
Todesfällen   auf  dem   See,    sowie    die    Frage  wegen    Reehts**cbu1z    auf  dem- 
selben, worauf  dann  Erorteningen   über    den  See   als  Bedingung  iiijkaliseher 
II     Rechte^  über  das  SchiftTahrtJ^wesen  und  endlich  über  daw  Fischerei  recht  folgen. 
^^K        Auf  die  standesamtliche  Behandlung  Bezug  uebmeod,  kritiisirt  der  Ver- 
^^■Beer  das  zwischen   den  Uferstaaten   im  Jalire    IßöO    gei^chloRtjCue  l^eberein- 
kommen^  welchcH,  soweit  nicht   die    unniitttlbare  Umgebung  des  fcSeeulerB  in 
Betracht  kommt,  die  Kompetenz  dmcb  den  regelnuisHigeu  Standort  des  Fahr- 
zeuges bestimmt .     Dagegen    geht  Rk  TT  ich 's  Voit^chlag    daliin,   dass    alle  Ge- 
burte-  und  Todefffälle,  welche  sich  auf  der  Seeflächc  ereignen,  von  denjenigen 
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Standesbeamten  beurkundet  werden  solleo,  su  dessen  amtlicher  Keimioits  lit 
3!uerst  gelangen.  Was  den  RechtsgchutÄ  betrilFt,  «o  beirmchtet  e«  Rbtocu 
als  Recht  und  Pßiebt  der  Uferstaateu  Störungen  des  RechL?2u»tiindct  luf 
dem  See  hinlanzubalteTi,  bez,  mit  den  Mitteln  der  8c»nder«ta«tücheii  Gtfdw? 
ian  Olcneb^ewicbt  zu  binngen,  Recbtsverletxtmjren,  welche  »ich  auf  mm 
im  Hafen  liegenden  Schifle  oder  ijbpriiaupt  im  Hafen  ereignen,  ubcrwei^l 
der  Verfasser  nach  völkerrechtlicher  Auiilugie  der  Koiniietenz  dei  betrefftfü* 
den  UferstaateB  und  bringt  eine  in  dieser  Beziehung  ergangene  f^ustmnoende 
Entschtfichmg  des  Reichsgerichts  vom  22,  Äpnl  1880  in  extenso  zur  Kemil- 
uisss.  So  gern  wir  nun  <ieTn  Standpiuikte  Rettich'b  in  BeKUg  auf  die  Jufti«* 
pflege  im  Hafen  gebiet  beiBtimmeu,  so  steht  derselbe  doch  der  auf  8.  119 
aufgestellten  Behauptung,  dass  auch  die  Hafen  an  stalten  kondorainales  ücliiet 
sein  sollen,  wcnig^tena  insoferne  entgegen,  al«  damit  ciie  behauptete  kondo- 
minale  Qualität  der  Hafenbauten  in  dem  praktisch  bedeutsamsten  FiiHe 
faktisch  preisgegeben  wird.  Für  die  Eventualität,  dass  fiich  eine  strifbarc 
Handlung  ausecrhalb  des  Hafengebiets  ereignet ,  ninmit  Rettich  als  logiidc 
Folge  der  Kondominalitat  des  Sees  das  fonmi  praeventionis  au 

Als  fiskalische  Rechte  fiihrt  der  Vei-fasser  die  Nutzung  zn  Zwecken 
der  SchiiTjahrt  die  Fischerei,  den  Bezug  von  Binsen  und  Köbricht,  endlidt 
den  Anfall  von  herrenlosen  (filtern,  Schätzen,  Altert hümena  etc.  aus  den 
See  an,  in  welch'  letzterer  Beziehung  er  auf  die  sondergesetzlichen  B^ 
»timmnugpn  der  Uferstaaten  verweist,  ohne  jedoch  auf  eine  detailirte  Daj^ 
BtelluTig  derselben  einzugehen,  die  u.  a.  gezeigt  haben  würde,  das«  das  ö«tcr 
reichiftche  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  (§  381)  korrekter  Wei»e  dnfn 
Okkupationsvorzug  des  Staate  an  allen  oder  doch  an  gewissen  herrenlosen 
Sachen  vei^wirft,  und  daJiet'  den  Unterschied  zmschen  imperiuni  und  doni' 
uium  korrekter  wahrt,  ala  dies  beispielsweise  im  Preussischen  Landrtdbt 
m,  16  §  1  rt')  geschehen  ist. 

Die  Au^ruhrungen  über  dan  Sehiffiahrt«wefien  «eigen,  dass  dasselbe  vou 
Anbeginn  frei,  d.  h.  nicht  eininül  dem  Monopole  der  Uferstaaten  unterworfoi 
war,  wiewohl  die  letzteren  durch  HafenxuUe,  Stapelzwang  u.  a.  ihre  finiB- 
Äiellen  Sonderintere«son  nach  Möglichkeit  zu  wahren  suchten.  In  ichifi* 
polizeilicher  Hin^iclrt  verweist  der  Verfasncr  auf  die  alten  SclufiTahrtBordnüngW 
(namentlich  auf  das  Lindauer  NehilTerrecht),  deren  Reste  sich  jedoch  im 
Laufe  unsere**  Jahrhundert**,  wie  allmählig  die  Dampfkraft  als  Mittel  de*  8««^ 
Verkehrs  zur  Anwendung  kam,  als  ungenügend  erweisen  rausflt4?n.  Zaktzl 
ist  durch  einen  1867  gesehlossencn,  am  L  Äftirz  1868  in  Kraft  getreteMi» 
Vertrag  der  Ufertaaten  in  ßchifl»polizeilicher  Beziehung  voi^esoi'gt  wonJwL 

Der  letzte  Abschnitt  ist  dem  Fischereirecht  gewidmet,  das  wiewohl  ifl 
sich  privatrechtlieheu  Charakter  aufweittend,  aus  dem  Uruude  den  UterBtastw 
zukommt,  weil  es  »*ieh  um  citi  ölTentliehes  (xewässer  bandelt.  In  Bexug  »«f 
die  AuKiibung  der  Fischerei  zeigt  der  Verfasser,  dass  eine  raundiche.  Theiltuig 
des  Sees  vorliegt-,  es  ist  also  in  (lieser  nicht  unwesentlichen  Beziehung  seine 
Behauptung  vom  dominium  pro  indiviso  durchbrochen.  (Siehe  freilich  Httch 
8.  181  der  Arbeit.)  Zum  Schlüsse  führt  Rkttio!  die  von  den  llferstaat^ö 
getroflenen  Bestimm ungeu  fischereipobzeilieheu  Inhalts  an,  welche  sich  aI« 
Ausflnss  der  Gebietsboheit  ergeben.  Während  die  übrigen  Uferataaten  Rr 
den  Schutz  der  Fischzucht  im  Bodensee  entsprechend  Vorsorge  getniffetJ 
haben,  gestatte!  bedauerlicher  Weis<*  nur  noch  Württemberg  die  Raubfischeivi 
doch  signalisirt  der  V'erfasser  aueh  hinsichtlich  dieses  Staates  eine  h€¥0^ 
stehende  Wendung  xum  BesBeren.  —  Czemowitx.  Dr.  Franz  Hauke, 
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In.  Rübolsky,  Acte  gcueral  de  la  Coüferencc  de  Berlin  siiivi  des 
I  Traitea  des  Fuissanees  signataires  avcc  rAssociation  du 
I  Congo.  Lcipxig  I880.  Renger  (Gebhahdt  &  Willisch).  4^  59  S. 
I  4  Mark. 
[  Jlaa  bedeuüing-bvülk'  Resultat  der  jüngsten  Berliner  Confereuzeu,  welches 
tarier  als  richtig  mit  dem  Xanieu  der  Kuago-Akle  bezeichnet  zu  werden  ptleg-t 
aiid die  daran  sieh  seWiessenden  Verträge,  durch  witlche  d ie  inteiTiatioiiale Kongo- 
ge^elUchaft  die  Anerkenn imt(  der  Regierungen  erhalten  hat,  Bind  nacli  einer 
vo»  Dr.  Robolsky  vorgenommenen  sorgtältigen  Redaktion  von  der  Yerlagf- 
ha&dltttig  in  300  Exemplaren  aufgelegt  worden,  die  in  durchaus  vornehmer 
Ausstattung  xu  einem  Studium  des  juristisch  wie  politisch  gleich  wichtigen 
Aktenstückes  einladen. St. 

Beck*  Grund ri BS  des  gemeinen  Kirelienreclits  nach  Richtkr- 
DOVK.    2.  Aufl.    Tübingen  1885.    Osiander.  2  M,  60  Ff. 

Vermöge  ?«einea  Verhältnisses  zu  dem  vortrefflichen  RicnTER-DovK'sehen 
^erke  ht  der  in  2.  Aufl,  vorliegende  GrundriMs  auf  fester  wistfenscbaltl icher 
sii*  ruiiend,  übersiehllieh  und  klar,  di-n  prftktischen  Zwecken  durchaus  ent- 
prechend,  deren  Erfüllung  er  dienen   soll.    Wenn  einmal   die  Praemisse  /,n- 
yjeben  ist,  —  was  von  unserer  Seite   allerdings   nur  imter  vielfachen  Vor- 
ehalten geschieht  —  da«»  dem  StudieubedürfniHse  durch  m"iglieh«t  gedrängte 
rfft^Oungen    uachgeholfen    werden    solle»    daim    inuss    man    allerdings    der 
BECK'schen  Bearbeitung  Richtigkeit    in   Methode  und    System    vollauf   scuer- 
kennen»     Aus  den  nüti^üchen  Materialien   und  Tabellen,  die  dem  Buche  an- 
hangsweise beigegeben   Bind^  können  die   sechs  Satise   über  den  Culturkanipf 
(Anhang  III)    fiigbch  wegbleiben.     Ueber   eine  Materie^  wie   die   berührte, 
mnsB  entweder  nichts  oder  sehr  viel  gesagt  werden^   in   keinem  Falle  aber 
^ungenügendes.  G. 

Krech»  Die  Reichsgesetze  über  den  üuterstützungswohositz, 
die  Freizügigkeit,  den  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit.    2.  Aufl.   Berlin.    GirTTE>rTAG.   1885,    2  M. 

Der  gemeinrechtliche  Oberbau  der  reichsgeset^lichen  Ordnung  des  Unter- 
stuiznngswohnaitzes  ruht  auf  einer  grossen  Zahl  landesgetetKlicber  Bestim- 
Qungen  aller  Bundesstaatenj  die  die  Überschrift  liehe  Textausgabe  mm  ersten 
ie  in  vÖlbg  übersichtlicher  Anordnung  den  Hanptgesetzen  anschhesst. 
Durch  die  Reproduction  der  Gnmdsätxe  des  Bundesamtes  für  das  Heimaths- 
wesen  über  Wesen  und  Umfang  der  annenrecbllichon  Familiengemeinschaft, 
erhebt  sich  ferner  die  Textausgalie  Krech 's  zu  einem  vcrlässbcben  Führer 
auf  einem  vielfach  von  Cnntroversen  durchzogenen  Gebiete.  St. 


B.  ITlrleU,     he    Congr^s    international    de    droit   commercial    k 

»Anvers.    Berlin  1885.    (Mittlbr  &  Sohn.) 

Die  Verhandlungen  der  mit  dem  internationalen  Scebandelarecbt  be- 
schäftigten zweiten  Section  des  letzten  Antweq>ener  Congresses,  das  vor- 
bereitende Schriftenmaterial,  sowie  die  Vorschläge  und  Beschlüsse  aus  der 
Seerech ts- Ab tb eilung  sind  in  der  vorliegcndeo  PubHcation  in  eine  nützliche 
Uebersicht  gebracht,  mit  deren  Hülfe  man  »ich  über  die  Hauptpunkte  der 
ßerathimgen  gut  zu  orienliren  vermag.  St, 
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Erklärung«  Herr  Dr.  Gustav  Seidler  ersucht  uns  um  die  Au 
einer  Erklärung,  dass  nach  der  von  ihm  vertretenen  Budgettheorie  (S.  232. 233 
seines  oben  S.  172  ff.  besprochenen  Werks)  eine  rechtliche  Pflicht  der 
gesetzgebenden  Organe  besteht,  denjenigen  Theil  der  Staatsausgaben,  welcher 
durch  rechtliche  Verpflichtungen,  dauernde  Gesetze  und  zu  Recht  bestehende 
Einrichtungen  und  Anstalten  über  die  einzelne  Finanzperiode  hinaus  geregelt 
ist,  in  den  Etat  aufzunehmen,  und  dass  seine  Bemerkung  auf  S.  242,  welche 
oben  S.  195  erwähnt  ist,  sich  nur  auf  die  rechtlich  freien  AusgaheD 
bezieht. 


Aufsätze. 


r  Mrentliehw  Backt  I.  3. 
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Reehtsstellung  der  KriegsschifiFe  in  fremden 
Hoheit  sge  wässern. 

Von 

F.  Perelb, 


Einleittiug. 

I.  Charakter  dor  Kriegs scliiffe. 

"  Als  Kriegssclufi"  im  Sinne  de^  inteniationalen  Rechts  ist 
jedes  zum  Ressort  einer  lu-iegsmarine  goliörige,  einem  militü- 
risclien  Befehlshaber  unterstellt e  Sehift'  mit  militHriadi  orgaiiisider 
Besatzung  anzusehen.  In  Betreff  fler  hieraus  sich  crgebeii*1en 
eiwzeliieri  Erfordeniisse  ^ilt  folgenfles: 

■  1.  Ist  ein  Schiff  zum  Dienste  in  der  Kriegsflotte  bestinmit, 
HO  ist  für  dessen  Reclitsstellung  im  internationalen  Verkehr  der 
besondere  Zweck,  welchem  es  dienen  soll,  ohne  Belanf(,  Die 
Bestunmung  für  Zwecke  der  Kriegsmarine  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  der  Bestimmung  der  Verwendbarkeit  für  die  kriegerische  Aktion, 
Die  Eigenschaft  eines  Sdiiffes  ids  Kriegsscliiff  ist  daher  auch 
nicht  abhängig  von  der  Armirung.  Für  das  Verhidten  und  die 
Sondei"steUung  eities  Kriegsschiffes,  ^velches  lediglich  zu  einer  \^issen- 
schaftlicl^en  Expedition  entsendet  ist,  in  fremden  Hoheitsgewässern 
gelten  ginndsätzHch  dieselben  Regeln,  wie  hinsichtlich  eines  aus- 
sei jliesslich  iiir  tlie  militärische  Aktion  bestnnmten  Schiffes. 
K  Diejenigen  Grrundsätze^  welche  in  Betreff  der  Recht ssteHung 
^er  Schiffe  sellist  massgebend  sind,  finden  auch  Anweiulung  auf 
die  von  ihnen  entsendeten  Boote '). 

*)  PmLLiMORK,  Commentaries  upon  international  law,  2.  Aufl.  I.  §  H46; 
Calvo,  Le  droit  interniitional  theorique  et  pratiqne,  H,  A^ill.  1.  8.  623;  Fer- 
öü^OK,  Matinal  nf  internatioiiHl  law,  I.  8,  10r>. 
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2.  Ein  dem  Maxineressort  zugehöriges  Schiff  wird  im  inter- 
nationalen Verkehr  als  Kiiegsschifl'  anerkannt,  wenn  es  militäriscli 
bemannt  ist  und  unter  einem  mihtärischen  Befehlshaber  steht. 
Der  letztere  muss  für  die  Zeit,  m  welcher  er  das  Kommando 
fuhrt,  dem  aktiven  Dienststande  angehören.  Dies  ist  auch  der 
Fall,  wenn  seine  Einberufung  aus  dem  Beurlaubt^nstande,  oder 
seine  Annahme  nur  auf  Zeit,  namenthch  also  fiii*  den  Küegsfall 
erfolgt  ist.  Der  mihtäiische  Charakter  der  Besatzung  ist  bedingt 
durch  die  Zugehörigkeit  des  Personals  zur  Kriegsmarine  oder 
zur  bewafiiieten  Macht  überhaupt;  er  ist  unabhängig  davon,  ob 
diese  Zugehörigkeit  sich  auf  die  Erfüllung  einer  gesetzlichen 
Wehrpfhcht  oder  auf  einen  freiwilligen  Eintritt  gründet.  Der 
mihtärische  Charakter  der  Besatzung  muss  aber  auch  äusserh'ch 
erkennbai'  sein  durch  eine  Uniform.  Soweit  das  der  Fall  und 
die  Besatzung  den  Kriegsgesetzen  imterworfen  ist,  gilt  ein  Scliiff; 
bei  welchem  die  Voraussetzung  zu  1  zutrifft,  auch  dann  als  Kriegs- 
schiff, wenn  (he  gesammte  Besatzung  aus  Kriegsfreiwilligeii 
besteht  *). 

3.  Aeusserhch  kennzeichnet  sich  die  Qualität  eines  Kriegs- 
schiffes durch  Flagge  und  Wimpel.  Die  Flagge  ist,  je  nach  den 
Gesetzen  der  Einzelstaatcn,  entweder  eine  besondere  Kriegsflagge  ^) 
oder  die  den  Kriegs-  und  Handelsschiffen  gemeinsame  National- 
flagge.    Die  Nationalflagge  ist  das  Unterscheidungszeichen  fiii'  dit* 


*)  Die  deutsche  Marincordnung  vom  4.  Dezember  1883  sieht  im  §  'o'2 
die  Einstellung  von  Kriegsfreiwilligen  nach  ausgesprochener  Mobilmachung  für 
die  Dauer  des  mobilen  Zustandes  vor.  Geeignete  Personen  können  eingestellt 
werden,  je  nach  ihrer  seemännischen  oder  teclmischen  Vorbildung  als  Gemeine 
als  Unterofficiere,  als  Hilfs-Deckoffiziere,  oder  als  Ililfs-Offiziere;  die  letzteren 
beiden  Kategorieen  erhalten  eine  Bestallung  und  tragen  die  Uniform  ihrer 
Charge  mit  gewissen  Abzeichen ;  die  Unteroffiziere  und  Gemeinen  tragen  Jü' 
Uniform  ihrer  Charge.  S.  im  übrigen  die  Bestimmungen  der  Anlage  5  zu  §  3'2 
Nr.  3  a.  a.  0.  —  Wenn  Fkroüson  a,  u.  0.  §.  105  den  Charakter  eines  Sta:it>- 
schifFes  für  bedingt  hält  durch  eine  Besatzung  von  Offizieren  und  Mannschafton 
„in  the  regulär  service  of  their  own  Government",  so  erscheint  das  nicht  für 
alle  Verhältnisse  zutreffend. 

^)  Kriegsschiffen  von  Kolonialregierungen  kann  eine  andere  Flagge  zu- 
gewiesen sein,  als  denjenigen  des  Mutterstaates.  So  führen  die  arrairten  B<^ 
gierungsschiffe  britischer  Kolonieen  die  blaue  englisclie  FJagge  mit  dem  Wapit" 
der  bei  reifenden  Kolonie  im  blauen  Felde  und  dazu  den  blauen  Wimpel  n»^ 
einem  am  Liek  befindlichen  rothen  stehenden  Kreuz  im  weissen  Felde.  Solcht* 
Schiffe  stehen  anderen  Kriegsschiffen  völlig  gleich. 
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einzelnen  Schiffe  nach  ihrer  Staatszugehörigkeit  und  das  einfachste, 

tenn  auch  nicht  für  alle  Fälle  ausreichende,  Mittel  für  den  Nach- 
eis der  letj^teren.  Der  Wimpel  ist  das  Zeichen  der  Knininando- 
t'tihnmg  durch  einen  dem  aktiven  Dienststande  aiigehürigeu  See- 
uffizier,  Privatschiffen,  insbesondere  Kauffahrteischiffen  ist  die 
Pühmiig  des  Wimpels  der  Kriegsflotte  oder  eines  ühnliclien 
Wini[iels  nicht  erkuht*).  Dagegen  pflegt  auch  den  nicht  zum 
Ressort  der  Kriegsmarine  gehörigen  Staatsitdnzeugen  und  solchen 
Privatschiffen,  welche  ausschliesslich  fiir  Staatszwecke  verwendet 
werden,  die  Fühlung  des  Wimpels  gestattet  zu  werden^  wenn  und 
so  lange  sie  von  einem  dem  aktiven  Dienststand  angehörigen  See- 
offizier befehligt  werden  ^).  Die  ausnahmsweise  und  bedingte  Zu- 
lassung der  Führung  des  Wimpels  Seitens  solcher  nicht  von 
aktiven  SeeofBzieren  befehligten  Regierungsschiffej  welclie  zum 
Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmt  sind,  verleiht  diesen  Schiffen 
■feht  den  Obarakter  der  Kriegsscliiffe'^). 

"  Der  Kiiegswimpel  wird  nicht  geiulirt  wenn  und  so  lange  an 
Bord  ein  dem  Kommandanten  vorgesetzer  Offizier  eingeschifft  ist, 
felcher  ein  anderweitiges  Kommandozeichen,  wie  die  Admirals- 
nagge,  oder  den  Konmiodare-Stander  zu  iiihren  hat.  Derselbe 
wird  ferner^  ebenso  wie  jedes  andere  Kommtmdozeichen,  gestrichen, 
sobald  die  Standarte  tles  Souveräns  gesetzt  wii'd')*  Flagge 
und  Wimpel  in  Verbindung  mit  der  äusseren  Erscheinung  eines 
SclüBes  und  seiner  Besatzung  werden  in  der  Regel  über  dessen 
Charakter  als  Kiiegsschiff  keinen  Zweifel  lassen.  Jedoch  können 
jene  Abzeichen  unberechtigt  gefnlu't  werden,   und   es  bedarf  des- 


*)  Fßr  dt'ütst'he  KautTalirtcbclnfre    ist  das  Verbot   aosgesprocheii    in  der 
Ycrordnuni,^  vom  25,  Oktober  1867,  betr.  die  Bundestlagg'e  für  Kiiaffahrteisi  iiift'e 

Eadöögesietzblatt  S.  W), 
*)  S.  deiitj^clieii  Flaggen-  und  Salut-Reglement,  §§  14  bis  16;  öst^rrei- 
ches  Reglement  für  die  k.  k.  Knegsnianne,  II L  Nr.  12  und  14. 
*)  Die  Ermüchtignn;?  xnr  Führung  de»  Wimpels  war  s.  Z,  ertbeilt  den 
issischcn  Seebandlungs.seliÜTen  lür  die  Fabrt  jenseits  der  Linie,  den  Sebillen 
^n  däniäch-aaiatisclien  HiindtdagesellHchaft  nnd  der  rnssisdi-anierikaniiäüben 
Kpflipagnic, 

Wk  *]  Ingleicbcn  nach  Masggabc  der  blonderen  FkOglernent^  aucli,  so  langü 
flfe  Standarte  eineji  Mitgliedes  desj  sonveraDeii  Hausi^a  weht;  jMch  dem  dcntachen 
Reglement  (§§  2  ftV  a.  n,  0.)  ist  der  Wini[»el  niederzuholen,  wenn  die  Stan- 
des  Kaisers,  der  Kaiserin,  des  Krünprinxen  uder  der  Kronprinzessin  ^e- 
St  wird. 
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halb,  wenn  die  Legitimation  zu  deren  Fiilinmg  und  damit  der 
Charakter  als  Kiiegsschiff  von  autoritativer  Seite  in  Frage  ge- 
stellt wii'd,  eines  anderweitigen  Nachweises;  dieser  wird  gefiilirt 
durch  die  ordnungsmässig  ausgefertigte  Segelordi-e,  enthaltend  den 
dem  Befehlshaber  ertheilten  Auftragt). 

4.  Die  Zugehörigkeit  eines  Scliülea  zur  Ki-iegsflotte  kann 
eine  dauernde  oder  eine  vorübergehende  sein*  Eine  dauenide 
Zugehörigkeit  liegt  vor,  wenn  das  betreffende  Schiff  entweder  Ton 
vorne  herein  flir  die  Kinegsnnuinc  erbaut  wai",  oder  wenn  es  durch 
Kauf,  Expropriation  fiir  Kriegszwecke,  oder  auf  Grund  eines 
anderen  Erwerbstitels  eigenthümlidi  auf  .dieselbe  übergangen  ist. 
Eine  vorübergeliendo  Zugehörigkeit  liegt  namentUch  dann  vor, 
wenn  ein  Privatschiff,  sei  es  durch  Ermietliung  (Chai-ter),  sei  es 
in  Folge  zwangsweiser  Tnans^pruchuahme  in  das  ausschliessliche 
Nutzungsrecht  der  Kriegsmarine  auf  bestimmte  oder  auf  anb«- 
stimmte  Zeit    übergegangen   ist^).     Schiffe    dagegen,    welche,  m 


*)  In  ilieseuT  Sinne  bemerkt  OaTOLANt  Ke^le«  inti?rnati<inales  et  diploniatic 
de  la  roer,  I,  S.  181:  »Les  preuves  de  la  itationalite  ot  du  caractm*  d'un  biti- 
ment  de  guerre  sont  dauR  le  paviUon  et  dans  la  flamoic  qu4l  fait  batire  am 
corue  et  an  haut  de  »es  miits;  daiis  1  attestation  de  mu  cotnmand&nt.  ßiomk 
au  bcsoin  a  sa  parole  d'honiieur;  dMi»  la  curtunläbion  de  ee  coniniandant  «t 
dana  lea  ordres  qu'il  a  re^ue  de  son  souverain",  —  F'hillimork  (a.  a,  0,  §350) 
orklärt:  «It  h  iinportaiit  to  observe,  tbat  If  any  qucstiüi]  arise  as  to  the  natio- 
nality  i>f  a  sbip  of  war,  tbe  corinniasion  is  held  to  fiui»ply  adeqaate  proof; 
ferner  Stoby  (s.  bei  PbilHuiore  a*  a.  0.):  „In  ^eneral  a  commission  of  a  public 
abip,  signcd  by  tiie  proper  autborities  of  the  nation    to  \r\nch  she  belonjfs,  i* 

completc  proof  of  her  uatbnal  clmracter the  conjiivissioti,  therefore,  of  i 

public  sbip  wben  duty  autbentieated,  so  far  at  Icast  as  foreigu  courts  ait  con- 

cerned,  imports  absolute  verity,  and  the  title  is  not  eiaminablo thisb»* 

been  tbe  nettled  itractice  betvveen  natiotis  and  it  is  a  ruie  fouiided  in  poblif 
convenience  and  policy  and  cannot  be  brolcen  in  upon,  without  endangCTing 
tbe  peace  and  repose,  as  weil  of  neutral  as  of  bLllig-erent  Bovereign»**.  -"  FunJ). 
Projet  d'un  code  intt*r national,  aus  dem  Englisclien  übersctjtt  von  Alb.  RöLIX? 
§  69:  ,Le  document  etablissaut  la  nationalite  d*un  iiavire  de  guerre  appart«iisBt 
a  un  Btat  est  la  commission  de  son  commandant  ou  i'ordre  ecrit  da  son  i^ii- 
verneraent.** 

^)  Calvo,  Dictionuairo  de  droit  international  public  et  prive.  II.  S.  12 
erkbirt:  „L^usage  et  Ica  eonvenanees  niutiiellcs  ont  fait  coinprendre  daw  l» 
eatt^gorie  des  bätiments  de  guerre  les  navires  luarcbands  affretes  »p^ciÄlrtii«u* 
et  en  entier  iwur  le  transport  de  troiipea,  de  vivres,  de  rechaoges  ou  d  aotre» 
objet«  appartenant  au  gouremeiuent,  et  commandeÄ  par  des  officiers  d«  h 
marine  EJilit^ire.  A  la  vt^rit^  ces  navires  ne  sont  pas  dans  la  siricte  aece|itioii 
du  iriot  des  batinients  de  guerre,  puis4ju*ils  jf  appartiennent  pas  a  TEtat  et  ne 


im  Kriege,  sei  es  im  Priederij  um-  zum  Theil  für  MÄnnezwecke, 
B,  zum   Transport   von   Marmepersonal,   oder  von  Marineaus- 

istungsgegcnstäncleu  gechartert  sind,  tragen  nicht  den  Charakter 

>ii  Kiiegsscliiften. 

I  Auch  solche  Privatschiffej  welche  von  der  Marineverwaltung 
■er  durch  Kauf  noch  auf  tirund  eines  anderen  Rechtstitels 
Jbnthümlich  oder  zur  vorübergehenden  Benutzung  erworben, 
indem  mit  der  erforderiichen  Bemannung  freiwilhg  von  ihren 
igenthümern  im  Kriegszwecke  zur  Verfugung  gestellt  worden 
od,  tragen  den  Charakter  der  Kriegsschiffe,  sobald  sie,  unter 
erleihung  des  Rechts  zur  Führung  der  Kriegsflagge,  mit  ihrer 
esatzung  in  militariecher  Organisation,  deren  Charakter  auch 
isserlich  erkennbar  ist,  der  Kriegsmarine  einverleibt  werden, 
id  zwar  unabhängig  davon,  ob  sie  im  Verein  mit  den  ordent- 
shen  Seestreitki^äften  oder  auf  Grund  der  ihnen  von  der  leitenden 
riegsgewalt  einheilten  Autorisation  selbstständig  operiren. 

J>ie  Ergänzung  der  Kriegsflotte  durch  Frivatsdiifie,  ist  mehr- 
ch  der  Gegenstand  publizistischer  Erörterungen  gewesen.  Die 
ulässigkeit  kann  jedoch  berechtigten  Einwendungen  nicht  unter- 
orfen  werden.  Insbesondere  kann  von  einer  Umgehung  des 
fttzes  1  der  Pariser  Seerechts-Deklaration  von  185H  wegen  Ab- 
^hatiung  der  Kaperei  hierbei  schon  aus  dem  Grunde  niclit  die 
ede  sein,  weil  Kaper,  wenn  sie  auch  der  obersten  Marinebehörde 
nterstellt  sind,  doch  weder  von  einem  Seeoffizier  geführt  werden 
jch  eine  militärische  Besatzung  haben,  und  auf  eigene  Faust 
nd  Rechnung  lediglich  aus  Gewimisucht  operiren,  während  es 
ch  liier  um  solche  Scliifl'e  handelt,  welche  ihixm  Charakter  als 
rivatschiffe  dadurch  volistäiulig  verloren  haben,  dass  sie  mit 
jrem  Personal  oder  ohne  dasselbe  ganz  in  die  Kriegsflotte  ein- 
wtellt  worden  sind  zur  Ei'günzung  derselben  und  zur  Erliöhung 
irer  Aktionsiahigkeit.  Es  versteht  sich  von  seihst,  dass  solche 
chifte  keine  andere  Flagge  führen  kömien,  als  diejenige  der 
riegsschiffe  ilirer  Nation. 


pt  j)as  proprts  au  combat;  uiais  tant  f|ull8  sotit  eicliisiveirjciit  et  integra- 
■ent  emplojea  an  »ürvicc  de  la  mariuo  iiiilitairo,  t^mt  qii'ils  iio  sc  livretit  a 
icvne  Operation  comiiicrr.ialü,  ils  sont  assiwiles  aui  bathiients  <3e  l'Etat  et 
lorises  coinnie  UAs  ä  arborer  U  ]iavilloa  et  la  flamme  de  guerre,  —  S*  auch 
[OiUEy  Trattato  di  diritto  ixiterijaziouale  juibblico;  2.  AaM.  I.  g  52, 
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Als  nach  Ausbruch  des  deutsch-fi-anzösisclien  Krieges  im 
Jahre  1870  der  König  von  Preussen  mittelst  eines  an  den  Kanzler 
des  Norddeutschen  Bnndes  und  den  Mai'ineminist^r  gerichtet^ü 
Erlasses  vom  24.  Juli  den  Aufruf  zur  Bildung  einer  freiwilHgen 
Seewehr  genehmigt  hatte  und  die  entsprechenden  Puhlikationen 
ergangen  waren,  erhob  clio  französische  Regierung  Einspruch  gegen 
die  Zulässigkeil  einer  solchen  Organisation,  weil  dieselbe  gegeü 
den  ei^sten  Satz  der  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856, 
betreffend  das  Seeki'iegsrecht,  welcher  die  Abschaffung  der  Kaperei 
proklamirt,  Verstösse,  und  suciite  diese  Auffassung  in  einer  von 
ihrem  Botschafter  in  London  an  den  grossbritannischen  Minister 
des  Auswärtigen  gericliteten  Note  zu  begründen,  wobei  zugleich 
eine  Aeussemng  der  britischen  Regierung  über  die  Angelegen- 
heit  provozü't  wurde.  In  der  von  Seiten  der  letzteren,  auf 
Grund  eines  Gutachtens  der  Kronjuristen,  ertheilten  Antwort, 
wurden  die  von  französischer  Seits  erhobenen  Bedenken  aJs  nicht 
zutrefl'end  bezeichnet  ^"), 


**')  Der  KtinigUelie  Erlasa  vom  24,  Juli  lB7ü  genehmigte  die  Bildan^ 
einer  freiwilligen  Seewehr  unter  folgenden  Modalitäten: 

1)  Eä  ist  ein  öfFentlicber  Aiafnif  au  alle  deutschen  Sedeute  nnd  Schif^a^ 
eigner  tu  erlassen,  sich  dem  Vnterlando  rnit  ihren  Khiften  und  geeigucteti 
Schüfen  zur  VerftSgang  zu  lätelk^n.  und  ^war  unter  nachstehenden  Bedin- 
gungen : 

a.  Die  zur  DisjiOJSLtiou  2U  stellenden  Fahrzeuge  werden  von  einex  au»  tvei 
Mürme-Ofücieren  und  einem  Sehiffsbau-Ingenienr  bestehenden  Comniiaäioii,  in 
Betreff  ihrer  Tauglichkeit  zu  dem  beabsichtigten  Zwecke,  geprüft  tmd  eventudl 
tÄiirt,  Im  zutreffenden  Falle  erhält  der  Eigenthümer  sogleich  Vio  des  Tu- 
preities  als  Handgeld,  warauf  er  sogleich  die  nöthige  freiwillige  Mannschaft  w 
heuern  hat; 

b.  die  auf  solche  Weise  angeworbenen  Offiziere  und  Mannschaften  trete« 
für  die  Dauer  des  Kriegef*  in  die  Bundesmarine  und  htiben  deren  Unifomi  vad 
Grad  ab  zeichen  an;!nlcgen,  deren  Kompetenzen  zu  empfangen  und  sind  auf  4i« 
Kriegsartikel  zn  vereidigen.  Die  Offiziere  erhalten  Patente  ihres  Grades  lod 
die  Zrtöicherung,  daas  sie,  für  den  Fall  ausgezeichneter  Dienste,  auf  ihren 
Wunsch  iiuch  deinitiv  in  der  Kriegsmarine  angestellt  werden  können.  Offiö«« 
und  Mannschaften,  welche  im  Dienste  ohne  eigenes  Verschulden  crwerbsonßhif 
geworden,  erhalten  Pension  nach  den    für   die  Bnndesmarine   gültigen  S&Um> 

2)  Die  geheuerten  Scbitfe  fuhren  unter  der  Kriegsflagge  d^  Bundes. 

8)  Dieselben  werden  beitena  der  Bunde^ämarine  armirt  nnd  für  den  ibn«» 
zugedachten  Dienst  eingerichtet. 

4)  Die  im  Dienst  des  Vaterlandes  etwa  zu  Grunde  gegangenen  S<hlfi^ 
werden  den  Eigen thümern  nach   ihrem   vollen  Taxwerth  bezahlt     Können  fl< 
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Die  Umstände^  welche  eine  berechtigte  Gleichstellung  dei*  in 
lede  stehenden  Scliifle  mit  Kapern  vöUig  ausschliessen ,  sind 
folgende: 

a-  Die  Schiffe  sollten  ledighch  der  Aktion  gegen  feindliche 
Kriegsschiffe  dienen,  nicht  zur  Ausübung  des  Seebeuterechts,  auf 
welche  vielmehr  deutscher  Seits  durch  die  im  Namen  des  Nord- 
deutBchen  Bundes  erlassene  Königliche  Verordnung  vom  18,  Juli  1 870, 
betreffend  die  Aufbringung  und  Wegnahme  französischer  Handels- 
schiffe, grundsätzlich  verzichtet  worden  war»  Hauptzweck  der 
Kaperei  ist  aber  gerade  die  Wegnahme  feindlicher  Handels- 
schiffe. 

b.  Die  Schiffe  sollten  nicht  nur  einen  integrirenden  Theil  der 
Kriegsmarine  des  Norddeuisclieii  Bunden  bilden,  unter  deren  Flagge 
fahren  und  mit  iliren  Besatzungen  dt^n  Kriegsgesetzen  unterstellt 
Utin,  sondern  die  OfliyJere  und  Mimuschaften  sollten  völlig  dem 
"Personal  der  Bundes-Kriegsmarine  inkoriiorirt  werden  und  auch 
äusserhch  durch  Uniform  und  Gradal>zeichen  als  deren  Angehörige 
erscheinen.  Eine  solche  Organisation  hat  mit  dem  Kaperwesen 
nicht  das  mindeste  gemein,  Zwai*  gelten  Kaper  auch  als  ein 
Theil  der  Seestreitkräfte  und  haben  sich  den  Kriegsgesetzen  und 
Kriegsgebräuchen  gemäss  zu  verhalten;  aber  ibre  Besatzungen 
sind  keinesweges  Tbeile  des  Personals  der  Kriegsflotte;  sie  em- 
pfangen ibre  CTebührnisse  nicht  aus  Staatsfonds  und  ein  Anspruch 
auf  staatliche  Versorgung  fiir  den  Fall  der  Invalidität  ist  ihnen 
niemals  zugebiUigt  worden. 


nach  dem  Kriege  den    letzteren    unbeschädit*^t   zaröckgegeben  werden,  so  gilt 
die  beim  Engagement  gezahlte  Prämie  als  Heuer. 

5)  DetDJenigeri  SchiiTe,  wekhctn  es  ^'elingi,  feindlicbe  S^^hiffe  zu  nelnüL-n 
oiier  zu  verniditeji,  wiril  eine  entsjirecliende  Prämie  g-ezahlt  und  zwar  i'iir  die 
Zerstörung  einer  Pünzerfre^itte  50(JOO  Tlilr.,  einer  Panzcrkon^ette  oder  Widder- 
achiffö  30  000  Thlr,  einer  Pansterliatterie  20  000  Thlr.,  eines  Schraubenschiffa 
15000  Thlr,,  eines  Seh  rauben  fahrzeuges  10  000  Thlr.  Diese  PrÜTfiien  werdün 
den  betreffenden  Scliiffsjeigr^eni  ausgezahlt^  denen  an  heinigestellt  werden  inuss, 
sich  bei  der  Anwerbung  der  Bemannung  rnit  dieser  über  die  derselben  etwa 
m  gewährenden  Äntheile  an  der  Priiniie  zu  vertragen. 

6)  Al8  Werhe-  und  Aniaeldun^^shebörden  werden  a)  die  Werften  zu  Wil- 
lielmshaTen,  Kiol  und  Damig,  b)  die  Marinedepots  zu  Geestetnünde  und  Stral- 
Bunä,  c)  der  Kapitiin  zur  See  Wkiokhmann  zu  Hainburg  zu   bezeichnen  «ein. 

Die  franzosische  Note  vom  i*0.  August  1H70  und  die  englische  Antwort 
t.  im  Staatsarchiv   von  Aäcjidi    und  Klauhüld  Bd.  20    Nr.  4345    und  4310. 
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c.  Die  Ausrüstung  und  Arminmg  von  Kapern  erfolgt  stete 
vnn  Seiten  und  auf  Becliuung  der  Unternelamer,  wälu-eud  bier  der 
Staat  die  Annirung  und  Einrichtung  übernahm. 

Von  den  PublixisteUj  welche  sich  mit  einer  ErÖrtenmg  dieses 
Gegenstandes  hefasst  haben,  erachten  Calvo  und  Hall  eine  Ver- 
gleiclmng  mit  der  Kaperei  für  zulässig  *').  Tlire  Auffassung,  woldu* 
dem  Staudpunkt  der  oben  mitgetlieilten  französischen  Note  ent- 
spricht, ^Wrd  dagegen  als  unauti-effend  gekennzeichnet  namentlich 
von  Geffken,  welcher  die  Organisation  als  die  durchaus  zulässige 
Einverleibung  eines  Theils  der  Handelsmarine  in  die  ordentliche 
Kriegsmarine  ansieht*^),  femer  von  Holland**),  Twiss"), 
BoECK**),  Nys^*),  Libbrecht*^,  Fiore'*). 


**)  Calvo,  Droit  mtem..  III.  S.  301  ff»  beschränkt  sich  auf  eine  R«pro- 
rlultioii  des  Inlmlta  der  franko sischcn  Note  vom  20.  August  1870.  —  Hall, 
International  Law,  §  181  bemerkt  mit  Bezng  auf  die  britische  KrUanwif: 
,ncvertl)cless  it  hardly  aecras  to  be  clear  that  tbe  difrorencca,  evea  thougli  sob- 
stantial,  betweeii  privateers  and  a  volouiiteer  imvy  or^^anized  in  the  äW« 
numncr  are  of  a  kiiid  to  provont  tlie  two  fr<im  binng  iilctitieal  in  all  imporiaiil 
ri'ü[H:'ot«.  In  buth  tbe  artaament  is  fittt-^l  out  l>j  jiersons  whose  motive  ii  ym\\ 
U\T  gain,  in  both  tbe  crews  and  ot'ti€*rs  are  etnployed  by  tliem  and  woik  tliere- 
fore  primarily  mther  io  tbeir  interests  than  in  those  of  tlie  nation.  The  dif- 
ference  that  in  the  i>articn1ar  case  of  tlie  PruHsian  volunteer  tiavy  attarks  ai^^n 
m<L\\  nf  war  were  alone  conte^iplated  was  acci dental  and  woiild  have  been  \jtw 
porary,  —  —  The  sole  real  difterence  betwecn  privatcers  and  a  voluntcrr  navj 
is  then  Ihat  the    latter  is  under  naviil  discipliiie,   and  it  is  not   evident  wlijf 

privateers  shonld  not  also  he  Bnbjected  to  it. 11  may  bo  that  tbe  orgioi- 

gatioii  intended  to  be  giveii  to  the  Prnssian  volunteer  navy,  or  sonie  anjilogou» 
«ifgaTnsjitioii,  wtniM  possesü  sufiicietit  safegtiards,  If  so  there  conld  bo  no  ob- 
jectiiin  on  moral  j^-^rounds  to  its  use;  but  tinless  a  volanteer  navy  wt're  brotigbt 
iiito  dose  conneetion  witli  the  State  than  seeuis  to  bave  bcen  tlie  cn^e  iu  the 
rrutisian  project  it  woald  be  difficult  to  show  that  its  establidiment  did  not 
eon.stitut^^  an  evapion  of  the  Declaration  of  Paris.  —  Tbe  incor[ioratii>n  of  a 
part  of  the  mercbant  marine  uf  a  country  in  its  regolai  nary  is  of  course  t« 
be  distinguiHhed  frora  such  a  mesurc  as  tbe  above  discussed". 

**)  Heffter,  das  Europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  7.  Aufl.  beftib. 
voti  iiKFFOKEN,  Note  7  zu  §  I24a. 

*')  Derselbe  hebt  in  seinem  dem  Institut  de  droit  intemationaJ  erstatr 
teteit  Beriebt  (Amiuairü  de  rin«titut,  lH7t^/H0  1.  S.  1:10J  hervor:  ^Ün  a  disrule, 
dans  h's  jonmaux,  le  vrni  taraeter«  do  l'eniploi  des  croieouiis,  cV'st-aniire  «ron« 
augmentation  de  la  flotte  d'un  pays  par  l'incorporation  d'un<?  certaine  p%rtie 
de  sa  marine  marcbande.  Jl  nst,  je  erois,  hors  de  doate  i|u'il  ny  »  \% 
en  principe,  rien  ijui  m\t  oppos<S  a  la  declaration  de  Paris  par  rapport  i 
la  course,* 


« 
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Eine  Ausrüstung   von   Schiffen    uuf  Gnmd    des  Königlichen 
rlasses  vom  24,  Juli  1870  ist  übrigens  nicht  erfolgt. 

n,  Ausdehnung  der  Sonderrechte  der  Kriegsschiffe  auf 
andere  Kategorieen  von  Schiffen* 


6' 


Einzelnen  Kategorieen  von  Schiffen,  welche  nicht  dem  Ressort 
er  Kriegsmarine  ougehoren,  hat  man  im  internationalen  Verkehr 
die  RechtssteUuDg  der  Kiiegsschiffe  voU  oder  theilweise  ehi- 
geräujnt, 

1.  Den  Kriegsschiffen  in  Bezug  auf  Exemtionen  vollkommen 
gleichgestellt  werden  allgemein  solche  Staats-  oder  Privatschifte, 
an  Bord  deren  sich  fremde  Souveräne  oder  deren  oflicielle  He- 
präsentanten  befinden,  insofern  solche  Schiffe  zu  deren  Beförderung 


**J  Derselbe  erklilrt  in  semein  dem  Institut  de  droit  international  erstat- 
leien  Uericlit  (Afinuaire  a.  a.  0.  8.  IM):  „la  declnniti^jn  de  Piiris  —  —  nu 
defend  pas  unx  belligerants  de  se  servir  d^s  navires  de  comnit^rce  de  leiirs 
propres  citojens,  pourvu  que  cea  miTires  soicnt  mh  «oua  la  dir*jction  de  capi- 
taüiee  au  servite  immäliat  tle  Icurs  grouvernementa  et  eommiasiünes  poqr  faire 
ia  gnerre".  —  S.  ferner  den  Artikel  von  Sir  Tbavkbs  Twlss:  „On  privatecrö" 
in  The  Nautical  Blagazine,  1878  ö,  50il  iF*,  mit  Bezug  anf  den  Ankauf  von 
Prii^atdanjpfem  Seitens  der  russischen  Regierung"  für  die  KriegsmariutN  und 
«Icssen  Aufsatz  ^Les  droits  des  belligerants  siir  rner  dcpuis  la  declaration  de 
Fana"  in  der  Kcfue  de  droit  intemEitional,  1884  Bd.  16  S.  lU)  bis  12L  — 
Knnee  Betrftnhttingcn  über  die  Verwendbarkeit  von  Handelsdam])fern  als  Ilülfü- 
matf^rial  für  die  britische  Flotte  int  Falle  eines  Kriejt^es,  nanienÜieh  d^rc^^ 
X^ntwandlung  derselben  in  Kreuzer  mit  leichter  Armirung  oder  für  Transporte^ 
s.  in  den  Artikeln  pAiio[>tion  of  m»>rehant  steunishiiKs    for    war    purposcs"  und 

fnr    mercantile    fleet"    in    The    Nautical    Magazine.    1878    S.  493  ff  bezw. 
79  S.  37  ff. 
**)  BofiCK*  De  la  propriet^  enncmie  «ans  i>avilIon  enncuii^  8.  243. 
**)  Nys,  La  guerre  maritime,  S.  34  Annierkg. 
*^)  LiBBKECHTt  La  ß^uerre  maritime  S.  32;   es  hoisst  hier  mit  Dezu^  nuf 
di«  britische  Note  vom  24.  Augu.nt  1870:    „II    nous  sembk    que    le    cenite  de 

Iiranville  ctait  dans  le  vraf,  dtant  donne  surtout  qtie  la  propriete  privöe  cnnenjie 
IT  iner  devalt  etre  respectee  par  cettc  marine  volontjiire  comme  par  les  ba- 
bients  de  guerre  de  l'Etat.  Nous  croyons  menie  qoe  cettc  idee  d'une  marine 
Irtaotairo»  .werement  disciplinee  et  militairenient  organis^e,  contieiit  eu  ^ernje 
i  iioluti<>n  du  Probleme  de  la  conrse", 
**')  FiOBiE,  a.  a.  0.  I.  §  52  t  erklärt:  ,Spetta  am  he  a  t.iascuna  suvrauitä 
\  aitribuire  ad  onn  nave  la  qtjaliüca  di  nave  da  gnerra.  affulandone  il  comando 
«IIa  medesima  ad  an  uflieiale  della  roartna  miütare  c  dandolc  faeolta  dlnal- 
borare  la  baudiera  militare*'. 
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ausschliesslich  bestimmt  sind^®).  Demi  solche  Schiffe  repräsen- 
tiren  die  fremde  Souveränetät ;  die  Standarte  des  Souveräns  muss 
unter  allen  Umständen  zu  denselben  Immunitäten  berechtigen,  wie 
das  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  den  Kriegsschififen  ver- 
hehene  Kommandozeichen. 

2.  Im    übrigen    beruht    die    Gleichbehandlung    von    solchen 
Staatsschiffen,    welche   nicht    dem  Ressort   der  Kriegsmarine  an- 
gehören,  mit  Kriegsschiffen,   soweit  sie  anerkannt  wird,  nur  auf 
internationaler  Vereinbarung  oder  auf  Konvenienz.    Eine  derartige 
Gleichbehandlung  ist  in  einzelnen  Staatsverträgen  vereinbart  hin- 
sichtiich  der  Regierungs-Postdampfer.  In  der  Regel  werden  solchen 
Fahrzeugen  jedoch  nur   gewisse  Vergünstigungen    bezüglich  der 
Hafenabgaben  und  der  Zollabfertigung  und  anderweite  Verkehrs- 
erleichterungen eingeräumt,  ebenso  wie  in  einzelnen  Fällen  anderen 
lediglich  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten  Regierungs- 
schiffen 2^).      Die   letzteren    vertreten    allerdings    nur    fiskalische 
Interessen;    die  Zubilligung  von  Immunitäten  an  die  dem  Staate 
gehörigen    oder    von    demselben    gecharterten    Postschiffe    da- 
gegen Hegt  in   der  Bedeutung  des   internationalen   Postdienst^ 
überhaupt  und  der  Wichtigkeit  einer  prompten  Handhabung  des- 
selben begründet.     Es  pflegen   desshalb   auch  gewisse  Vergünsti- 
gungen solchen  Privat-Falirzeugen  gewährt  zu  werden,  welche  unter 
der  Autorität  der  Regierung  den  internationalen  Postverkehr  ver- 
mitteln. 

3.  Auf  einer  missverständlichen  Auffassung  beruht  es,  wenn 
man  in  einzelnen  Fällen  aus  gewissen  Vergünstigungen,  welche 
auch  im  internationalen  Verkehr  den  Fahrzeugen  der  britischen 
Royal  Yacht  Clubs  gewähi-t  werden,  einen  anderen  Charakter 
derselben  wie  denjenigen,  welcher  ilmen  als  Privatschiflen  inne- 
wohnt, oder  gar  eine  Gleichstellung  mit  Kriegsschiffen  hat  her- 
leiten wollen.     Hiezu  hat  namentHch  der  Umstand  Veranlassung 


^®)  Hefftbb  a.  a.  0.  §  79 ;  Bluntsculi,  Das  moderne  Völkerrecht  der 
civilisirten  Staaten  als  Rechtsbiich  dargestellt,  2.  Autt.  §  321. 

-"J  S.  auch  Geffckkn  a.  a.  0.  Note  a  zu  §  79;  Ferguson  a.  a.  0.  I. 
8  105  und  Calvo  Dict.  II.  S.  15. 

'-**)  Näheres  über  die  solchen  Schitten  eingeräumten  Privilegien  s.  bei 
Perels,  das  internationale  öffentliche  Seerecht  der  Gegenwart,  §  15  II 
und  III. 

'^'')  S.  auch  FiORE  a.  a.  0.  I.  §  539  und  Ferguson  a.  a.  0.  I.  §  10^- 


—     471     — 

gegeben,  dass  diesen  Fahrzeugen  das  Privilegium  eingeräumt  ist, 
die  Flagge  der  britischen  Kriegsschüfe  (Union  Jack)  zu  fiilu*en^^). 

III.    Beschränkungen  des  Rechts  zur  Unterhaltung   von 
Kriegsschiffen. 

Das  Recht  eines  Staates,  eine  Kriegsflotte  zu  halten,  ist  ein 
Ausfluss  seiner  Souveräne  tat  und  von  seiner  Unabhängigkeit  an 
und  für  sich  ebensowenig  zertrennhch  wie  die  Befugniss,  eine 
Armee  zu  halten  und  Festungen  anzulegen.  Einschränkungen 
jenes  Rechts  können  daher  nur  vorkommen  auf  Grund  eines  be- 
•  sonderen  Rechtstitels  oder  bei  solchen  Staaten,  welche  hinsichthch 
ihrer  Souveränetät  von  anderen  Staaten  abhängig  sind.  Die 
neuere  politische  Geschichte  bietet  Beispiele  nach  beiden  Rich- 
tungen hin. 

1.  Nach  der  Niederwerfung  Russlands  im  Krimkriege  war 
bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Pariser  Friedcnskongi-ess  die 
Tendenz  der  Westmächte  leitend,  dessen  maritime  Machtstellung 
der  Türkei  gegenüber  lalun  zu  legen.  Demgemäss  wurde  durch 
den  Vertrag  vom  30.  März  1856  das  Schwarze  Meer  fiir 
neutral  erklärt  und  mit  seinen  Gewässern  und  Häfen  dem  Kriegs- 
schiffsverkehr  aller  Nationen,  einsclüiessHch  der  Uferstaaten,  ent- 
zogen; ausnahmsweise  wurde  es  Russland  und  der  Türkei  frei- 
gestellt, für  den  Küstendienst  eine  beschi'äiikte  Anzahl  kleinerer 
Kriegsfahrzeuge  zu  unterhalten,  nämlich  6  Dampfer  von  50  Meter 
Länge  in  der  Wasserlinie  und  einem  Maximalgehalt  von  800  Tons 
imd  4  leichte  Dampfer  oder  Segelfalirzeuge  mit  einem  Maximal- 
gehalt von  je  200  Tons.  Zugleich  wurde,  in  Folge  der  Neutra- 
lisirung  des  Schwarzen  Meeres,  die  Erhaltung  beziehungsweise  die 
Anlage  militärisch-maritimer  Arsenale  an  den  Küsten  desselben 
als  unnöthig  und  gegenstandslos  erklärt,  und  verpflichteten  sich 
Russland  und  die  Türkei,  davon  Abstand  zu  nehmen^*).  Im 
Jahre  1870  sagte    sich  Russland   zunächst    einseitig   von   diesen 


«»)  S.  Twiss,  The  Law  of  Nations  2.  AuH.  I  S.  323.  Es  wird  hier  niit- 
gethcilt,  dass  die  türkischen  Behörden  an  den  Dardanellen  sich  dadurch  ver- 
anlasst gesehen  haben,  einem  solchen  Fahrzeuge,  weil  sie  es  einem  britischen 
Kriegsschiffe  gleich  erachteten,  die  Erlaubniss  zur  Durchfahrt  zu  versagen. 
Nach  erfolgter  Aufklärung  wurde  die  Genehmigung  ertheilt.  —  S.  auch  Fer- 
0Ü8OK  a.  a.  0.  I.  §  106. 

**)  Pariser  Vertrag,  Art.  11,  13  und  14,  sowie  Anhang  II. 
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Festsetzungen  los;  es  führte  dies  zu  einer  Revision  der  bezüg- 
lichen Theile  des  Vertrages  von  1856,  deren  Ergebniss  der  Lon- 
doner Vertrag  vom  13.  März  1871  war.  Durch  den  letzteren 
sind,  unter  Aufgabe  des  Princips  von  der  Neutralität  des  Schwarzen 
Meeres,  die  vorgedachten  Einschränkungen  aufgehoben  worden*^). 

2.  Durch  den  Fimian  vom  9.  Juni  1873  betreflfend  die  Erb- 
folge- und  Regentschaftsordnung  in  Aegypten  und  die  Rechte 
des  Khedive,  hat  der  Sultan  dem  letzteren,  immer  unter  Auf- 
rechthaltung des  Oberhoheitsverhältnisses,  auch  das  unbedingte 
Recht  eingerämnt,  alle  Massregeln  und  Anstalten  zum  Schutze 
und  zur  Vertheidigung  des  Landes  zu  treffen,  je  nach  der  An- 
fordenmg  der  Zeit  und  des  Ortes,  und  je  nach  dem  Bedürfiiisse 
den  Stand  der  Armee  zu  vermehren  oder  zu  vermindern;  die- 
selben Befugnisse  sollen  dem  Khedive  hinsichtlich  der  Seemacht 
zustehen;  jedoch  soll  zum  Bau  von  Panzerschiffen  die  grossherr- 
liche  Genehmigung  erforderhch  sein. 

3.  Nach  der  Festsetzung  der  Beriiner  Kongressakte  vom 
13.  JuU  1878  (Art.  29)  darf  das  Fürstenthum  Montenegro, 
welchem  durch  die  Zuertheilung  des  Hafengebietes  von  Antivari 
die  unmittelbare  Verbindung  mit  dem  Meere  eröffiiet  worden, 
weder  Kriegsschiffe  noch  eine  Kriegsflagge  haben  *^^). 

4.  Durch  Art.  8  des  zwischen  Russland  und  Persion  im 
Jahre  1826  abgcsclilossenen  Vertrages  von  Turkmentschai  Imt 
Russland  das  ausschliessliche  Recht  erworben,  im  Kaspischen 
Meere  Kriegsschiffe  zu  unterhalten*-'). 


■^"^j  8.  Perels  a.  a.  0.  §  5  VI  und  Cauchy,  Lc  droit  maritime  intfr- 
national  II.  S.  138,  139. 

'•*)  Montenegro  war  bis  zum  Frieden  von  San  Stefano  von  der  Türkei 
als  ein  von  ihr  aLluingiger  und  ihr  tributärcr  Staat  angesehen  worden,  ein 
Verhältniss,  welches  Seitens  Montenegros  niemals  anerkannt  worden  war.  Im 
Art.  2(j  dos  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  wurde  die  Unabhängigkeit 
des  Fürstenthums  Seitens  der  Hohen  Pforte  und  der  übrigen  Kongressmächte 
ausdrücklich  anerkannt  ,•  zugleich  aber  enthält  der  Vertrag  Festsetzungen,  welche 
das  Land  unter  die  Schutzherrlichkeit  Oesterreich-Ungarns  stellen.  Näheres 
s.  bei  F.  VON  Martens,  Völkerrecht,  Deutsche  Ausgabe  von  Berobohm  Bd.  I. 
§  02  Nr,  5. 

")  S.  F.  VON  Marxens  a.  a.  O.  §  97. 


Die  Zulassung  von  KriegsscIiiftiMi  in  die  nationalen  (iewn^ssei*  ^^) 
f  fremder  Staaten  hängt  von  dem  Ennessen  der  letzteren  ab*     In 
Ermangelung  entgegenstehender  vertragsniässiger  Verpfliehtimgeo 
hat  jeder  Staat  dm  Recht,   seine  Häfen    oder  einzelne  derselben 
'  fremden  Kriegssehiffen  7M    verschhessenj    bezieliungsweise  die  Be- 
dingungen festzusetzen,    unter  welchen    er  ein  Einlaufen  und  den 
.  Aufenthalt    gestatten    will.     Verbote    und  Einschränkungen  nach 
dieser  Ricldung  Iiin,    soweit  sie    nicht  auf  inteiixationaler  Verein- 
barung   beruhen,    werden    in    der  Regel    nur  von    der    leitenden 
Regierungsgewalt,    als  der  Trägerin    der    volkerrechthchen  Bezie- 
hungen ausgehen  können. 


IL  Besondere  Regeln  bezüglich  der  Zulassung. 

^v  In  einer  grossen  Reihe  von  Staatsverträgen  sind  über  die 
reciprnke  Zulassung  der  Kriegsschiffe  der  kontrahirenden  Theüe 
Festsetzungen  getrotleiK  Aber  ancli  soweit  solche  Vereinharungen 
nicht  bestehen,  steht  grundsätzlich  dem  Eiidaufen  von  Ki'iega- 
schiffcn  in  fremde  Hoheitsgewässer  nichts  entgegen.  Im  beson- 
deren  gilt  folgendes: 

1,  Die  als  Durchfahr tsgewässer  iiir  den  internationalen 
Verkehr  dienenden  Meerestheile,  auch  soweit  dieselben  innerhalb 
der  nationalen  Seegeh ietc  liegen,  sind  für  die  Passage  von  Kriegs- 

I schüfen  aller  Nationen  frei*  Es  beruht  dies  nicht  auf  einer 
Concession  der  adjacirenden  Staaten,  sondern  auf  dem  Princip 
kon  der  Freiheit  des  maritimen  Verkehrs,  mit  welchem  die  fi'eie 
penutzung  der  die  einzelnen  Theile  des  Weltmeers  verbinden flen 
BeeverkehrsAvege  unerlässlich  verknüpft  ist*  Die  Sperrung  solclier 
Strassen  ist  fremden  Kriegsschiffen  gegenüber  ebensowenig  zu- 
lässig, wie  eine  Vetsagung  der  freien  Durchfahrt  fiir  Handels- 
schiffe völkerrechtsgemass  sein  würde.  Denn  beiden  Kategorieen 
von  Schiffen  steht  grundsätzlich  der  Verkehr  in  allen  Meeren  zu, 


**)  Heber  den  Begriff  „nationale  Gewanser**  s.  Pbrels  h.  a.  0,  §  5. 
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eine  Berechtigung,  welche  durch  eine  Einschränkung  in  der  Be- 
nutzung deqenigen  Meerengen,  durch  welche  die  freien  Meere 
mitemander  in  Verbindung  stehen,  ganz  oder  zum  Theil  illusorisch 
gemacht  werden  würde  ^^).  Es  schliesst  dies  indessen  die  Befiigniss 
der  Küstenstaaten  zur  Regelung  des  Verkehrs  und  zu  sonstigen 
Vorbehalten  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit 
oder  im  Finanzinteresse  nicht  aus. 

2.  Ebenso  wie  die  Benutzung  der  internationalen  Meeres- 
strassen  steht  auch  den  Kriegsschiffen  aller  Nationen  das  blosse 
Vorüberfahren  längs  der  Küstenmeere  innerhalb  der 
Hoheitsgrenze  zu. 

3.  Die  Häfen  und  Bheden  aller  Staaten  sind  grundsätzUch 
fremden  Kriegsscliiffen  geöffaet*®).  Diese  Bregel  erleidet  Ein- 
schränkungen nach  folgenden  Richtungen  hin: 

a)  durch  besondere  Verbote,  welche  nur  insoweit  aus- 
geschlossen sind,  als  über  die  Zulassung  von  Kriegsschiffen  fremder 
Flagge  durch  Staatsvertrag  ein  Abkommen  getroffen  ist.  Verbote 
dieser  Art  erscheinen  nur  gerechtfertigt,  sofern  erhebliche  Gründe 
dafür  vorliegen;  eine  Darlegung  der  letzteren  kann  indessen  von 
fremden  Regierungen  oder  von  den  Kommandanten  der  Kriegs- 
schifle,  welchen  die  Zulassung  venveigert  wird,  nicht  gefordert 
werden;  liandelt  es  sich  aber  nur  um  ein  besonderer  Umstände 
lialber  erlassenes  Ausnaluneverbot,  so  dai'f  eine  Mittheilung  der 
Gründe  solcher  Massregeln  als  ein  Akt  der  internationalen  Cour- 
toisie  in  Anspruch  genommen  werden  ^^).  Auch  soweit  Verbote 
bestehen,  mvd  in  Fällen  der  Seenoth  ein  Einlaufen  nicht  versagt 
werden  dürfen  ^^). 

*^)  Ucber  die  Begründung  des  Rechts  der  freien  Passage  in  den  maritimen 
Verbindungsstrassen  s.  bei  Perbls  a.  a.  0.  §  15  VII. 

*^)  Surland,  Grundsätze  des  europäischen  Seerechts,  §  580;  Wheatos. 
Elements  du  droit  international,  5.  Aufl.  I.  S.  119;  Twiss  a.  a.  0.  §  158; 
Calvo,  Dict.  n.  S.  15;  Ferguson  a.  a.  0.  I.  §  105;  König,  Handbuch  des 
deutschen  Konsularwesens,  3.  Aufl.  §  63. 

*^)  In  dem  Bericht  der  im  Jahre  1876  von  der  britischen  Regierung  ein- 
gesetzten Eoyal  commission  on  fugitive  slaves  heisst  es :  „Her  Majestys  Go- 
veniment  could  not  deny  to  any  foreign  Sovereign  the  right  to  int^jrdict  the 
entrancc  of  British  ships  of  war  in  his  ports";  weiter  wird  jedoch  eine  solche 
Ausschliessung  bezeichnet  als  „extr(?mc  mesure  necessary  for  the  protection  of  na- 
tional or  private  interests"  (s.  namentlich  S.  VII,  XXVII  u.  XXVIII  des  Berichts). 

^*)  Ortolan  a.  a.  0. 1.  S.  145;  Cancrin,  Abhandlungen  von  dem  Wasser 
rechte,  Nr.  10  §§  15  und  34. 
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]j)  In  Bötreff  der  ZjiIiI  der  Kriegsschiffe  einer  und  der- 
selben Flagge^  welelie  gleichzeitig  in  einem  fremden  Hafen  Aufent- 
Imlt  nehmen  düifen^  hestehen  eine  Reihe  theils  konventioneller, 
theils  reglemeutarischer  Einschräiikiingeir^^). 

c)  Die  Zulassnng  fremder  Ki'iegsschifte  in  Kriegs häfen 
bangt,  ebenso  wie  die  Znlassnng  in  die  Holnütsgewässer  eines 
Staates  überhaupt,  von  dem  Ermessen  der  leitenden  Staatsgewalt 
ab.  In  der  Natur  der  Verhältnisse  hegt  es  aber  begi'üodet,  da&s 
nach  dieser  Richtung  hin  manniglache  Verbote  und  besondere 
Einschränlvunt^en  bestellen,  letztere  namentlieli  heKÜglich  der  Wahl 
des  Ankerplatzes  und  der  Dauer  des  Aufenthaltes.  Soweit  Ivi'iegs- 
schifte  in  fremden  Kriegsliäfen  zugelassen  werden,  pflegt  ihnen 
dort  jede  thunliclie   CnterstütÄnng  geleistet  zu  werden'*^). 

d)  AVährend  riner  Blockade,  d,  li:  der  Ahs|»e!Tung  eines 
Knstenbereiehes  oder  einzelner  Hafenpliitze  von  dem  niaritinien 
Vcrkelir  durch  feindliche  Seestreitkräfte,  welche  grundsät zlieh  für 
alle  Schiffe  verbindHch  ist,  hat  man  zuweilen  neutralen  Kriegs- 
schiffen die  Passage  tlurch  die  Bloekadelinie  gestattet.  Es  beruht 
flies  auf  einer  Konnivenz,  gegen  welche  vom  Stamlpunkie  des 
Biockaderechts  Bedenken  aus  dem  Grunde  nieht  erhoben  werden 
können,  weil  der  wesentlielu*  Zweck  dieser  Ätassregel,  d,  i*  tlie 
Hinderung  des  k(HiniHTzirltf*n  Verkehr^j  d/tdureh  nielit  beein- 
trächtigt wird^''). 


")  S.  bicrükn-  Outoiak  a.  a.  0.  I.  S.  144. 

•*)  Die  Dea tschon  Kricgshäfcri  bei  Kiel  und  tm  der  Jade  sind  dem 
Jesudi  fremder  Kriegsachiffe  nicht  verfiddosscn.  —  Iß  öat er reichi sehen 
Kriegshüfeii  ist  fremden  Krjet^^filiülen  *\m  EinUmfeu  g^estattet,  jedoch  nur  auf 
den  Zeitraum,  wdclier  zur  Iktknng'  ihrer  etvvai^'eTi  Bedürfnibsc  ei forderlich  ist. 
S.  düs  nähere  in  der  Vervirdnuiig  über  ilcn  Zuliiss  und  die  Behandlung  der 
KriegöSchiATe  befreundeter  Nationen  an  den  iisterreiehiscueti  Küsten  vom 
20.  Mai  186Ö. 

»*)  Pebkls  w.  a.  0.  S,  273;  Ortolak  a.  a.  0.  II.  S.  329,  330;  Hall 
A  treatise  od  international  hivv,  2.  Aufl.  §  i?ü5;  Glass,  Profeedings  of  tlie 
ITmted  »States  Na\iil  Institution  vi>l.  XI.  Mtuine  intemaliunal  law  8.  45t  ff., 
»anientlich  hinsichtlich  der  aniorikardschen  Praxis,  welche  mit  Hücksiclit  darauf, 
das»  eitler  neutralen  Regifrung  die  Kommunikation  juit  Jhren  Vertretern  im 
Krie^!*grcbiet  nicht  veräagt  werden  könne,  einerseits  und  andererseits  im  Hin- 
Uirk  auf  die  Tendenz  der  Blnekade,  nU  einer  Ma&sregel  g'egen  KaulVidirteiHehitte, 
'lic  Kriegsscliiffe  der  Neutralen  iür  exiniirt  von  dem  Verbot  der  Passage 
.«nieht^'t. 


ätihAr  fQr  AlTenUicboi«  lUcbt  1.  3* 


^fe     ArciLlr  fQr  A 
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3.  Die  grundsätzliche  Freiheit  der  Kriegsschiflfe,  in  fremde 
Hoheitsgewässer  einzulaufen,  ist  lediglich  als  eine  Konsequenz  der 
Freiheit  des  maritimen  Verkehrs  überhaupt  aufzufassen.  Se 
scliliesst  daher  nicht  die  Befugniss  ein,  von  den  Seehäfen  aus 
Binnengewässer,  insbesondere  Fluss-  und  K^nalgebiete  fremder 
Staaten  zu  befaliren,  selbst  dann  nicht,  wenn  solche  KAuäle  als 
DurchgangSstrassen  für  den  Seeverkehr  dienen.  Hinsichtlich 
solcher  Fahrten  gelten  vielmehr,  in  Ermangelung  besonderer  Ver- 
einbarungen^^) die  Normen,  welche  für  das  Betreten  fremden  Landes- 
gebietes durch  Trui}penkörpcr  massgebend  sind.  Gleichermassen 
wie  Heeresabtheilungen  fremdes  Staatsgebiet  nur  kraft  besonderer 
Konvention  oder  nach  eingeholter  Genehmigung  der  auswärtigen 
Regierung  betreten  dürfen,  ist  auch  das  Einlaufen  von  Kriegs- 
schiifen  oder  von  Kriegsschiflsbooten  in  die  Binnenge^vässer  eines 
fremden  Staates  nur  auf  Grund  eines  besonderen  Rechtstitels 
statthaft.  Kann  im  Falle  eines  Nothstandes  die  Erlaubniss  nicht 
erst  nachgesucht  werden,  so  wird  dieselbe  nachträglich  und  zwar 
sobald  als  thunUch  einzuholen  sein*^).  Eaiegsfahrzeuge,  welche 
nur  für  den  Dienst  auf  Flüssen  bestimmt  sind,  stehen  bezüglich 
der  Befugniss  zum  Befahren  fremden  Flussgebietes,  Heeres- 
abtheilungen ebenfalls  völlig  gleich^"). 

ill.     Konventionelle  Verbote  und  Einschränkungen  be- 
züglich der  Zulassung  von  Kriegsschiffen    für  einzelne 
europäische  Gewässer. 

1.  Den  Kriegsschiffen  aller  Nationen  sind  hi  Gemässheit  des 
Art.  29  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  versclilossen 
der  Hafen  von  Antivari  und  alle  zu  Montenegro  gehörigen 
Gewässer. 

^)  Eine  solclic  Vereinbarung  ist  z.  B.  pfetroffen  im  Art.  16  des  Freand- 
Schafts-,  Handels-  und  Solu fffahrts Vertrages  zwischen  den  Staat^^n  des  Deutschen 
Zollvereins  und  Siani  vom  7.  Februar  1802. 

^^)  In  diesem  Sinne  setzt  §  0  der  deutsclien  Instruktion  für  den  Kom- 
mandanten eines  von  S.  M.  Schiffen  etc.  fest:  „Vor  dem  Einlaufen  in  Binnen- 
gewässer, soweit  dieselben  unter  der  Oberhoheit  auswärtiger  Mächte  stehen, 
muss  er  (der  Kommandant)  die  Erlaubniss  der  zuständigen  Landesbehonlen 
einholen.  In  Fällen  zwingender  Nothwendigkeit,  wo  diese  Genehmigong  nicht 
abgewartet  werden  kann,  nuiss  dieselbe  nachträglicli  beantragt  werden".  — 
S.  auch  österr.  Uegl.  III.  Nr.  1005. 

»'*)  S.  Pkrels  a.  a.  0.  S.  08  und  99  Anm.  2. 
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2.  Die  Verhältnisse  des  Schwarzen  Meeres.  In  älteren 
en  sah  man  das  Schwarze  Meer,  weil  es  ganz  von  türkischem 
iet  eingeschlossen  war,  als  Eigenthumsmeer  der  Türkei,  später 
gemeinschafthches  Eigenthum  der  Türkei  und  Russlands  an. 
hervorragendster  Bedeutung  sind  in  diesem  Jahrhundert  die 
Setzungen  des  Pariser  Friedensvertrages  vom  30.  März  1856, 
en  Hauptziel,  nämUch  die  Erlangung  wirksamer  Garantieen 
die  Aufrechterhaltung  der  Unabhängigkeit  und  Integrität  des 
manischen  Reiches  Russland  gegenüber,  sich  in  ihnen  am 
sten  abspiegelte.  Diese  Festsetzungen,  durch  welche  die  Macht 
niedergeworfenen  Russlands  der  Türkei  gegenüber  auch  für 
Zukunft  in  empfindlichster  Weise  lahm  gelegt  werden  sollte, 
m  sich  dahin  zusammenfassen: 

a)  Das  Schwai'ze  Meer  wird  für  neutral  erklärt  und  mit 
en  Gewässern  und  Häfen  den  Kauflfalirteischiffen  aller  Nationen 

freien  Handelsbetrieb  geöffnet,  für  Kriegsschiffe  aller  Nationen 
chliessUch  der  Uferstaaten  dagegen  dem  Verkehr  entzogen 
L  11  und  12). 

b)  Ausnahmsweise  wird  es  Russland  und  der  Türkei  frei- 
ellt,  für  den  Küstendienst  ehie  beschränkte  Anzahl  kleinerer 
Bgsfahrzeuge  zu  unterhalten,  nämlich  6  Dampfer  von  50  m  Länge 
ler  AVasserlinie  und  einem  Maximalgehalt  von  800  Tons  und 
dchte  Dampfer  oder  Segelfahrzeuge  mit   einem  Maximalgehalt 

je  200  Tons  (Art.  14  und  Anhang  II). 

c)  In  Folge  der  Neutralisirung  des  Schwarzen  Meeres  wird 
Erhaltung  oder  die  Anlage  militärisch-maritimer  Arsenale  an 
sen  Küsten  als  unnöthig  und  gegenstandslos  erklärt,  und  ver- 
ebten sich  Russland  und  die  Türkei,  davon  Abstand  zu  nehmen 
t.  13). 

Die  Bedeutung  dieser  Einschränkungen  für  die  maritime 
jhtstellung  Russlands  liegt  auf  der  Hand,  und  so  erkläi*t  es 
,  dass  die  russische  Regierung  im  Jahre  1870,  sobald  in  Folge 

deutschen  Siege  Frankreichs  pohtischer  Einfluss  zeitweise 
n  gelegt  war,  sich  von  denjenigeu  Festsetzungen  des  Pariser 
träges,  durch  welche  seine  Souveränetätsrechte  im  Schwarzen 
?r  beeinträchtigt  wurden,  lossagte,  insbesondere  auch  von  der 
jcialkonvention  zAvischen  Russland  und  der  Pforte,  welche  der 
itimmung  des  Art.  14  zu  Grunde  lag.  Zur  Begründung  wurde 
h  darauf  hingewiesen,  dass  die  betreffenden  Stipulationen,  wie 
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überhaui^t  die  FestsetzAingen  des  Pariser  Vertrages,  vielfacli  von 
anderer  Seite  verletzt  worden  seien;  u.  a.  >mrde  als  solche  Ver- 
letzung angedeutet  die  Zulassung  eines  österreicliischcn  Geschwaders 
bestehend  aus  drei  Kriegsscliiifen,  gelegentlich*  des  Besuchs  des 
Kaisers  von  Oesterreich,  vor  Konstanthiopel  (vgl.  unter  4).  Die 
Vertragsmächte,  mit  Ausnahme  von  Preussen,  protestirten  gegen 
das  Vorgehen  Russlands;  Preussen  regte  aber  eine  Konferenz 
behufs  Vermittelung  an.  Es  fiilirte  dieser  Vorschlag  zu  einer 
sogenannten  Revision  der  Bestinnnungen  des  Pariser  Vertrages 
hinsichtlich  der  auf  die  Schiflfahrt  im  Schwarzen  Meer  und  auf 
der  Donau  bezüglichen  Bestimmungen  desselben.  Das  Resultat 
der  zwischen  den  Verträgsmächten  in  London  stattgehabten  Kon- 
ferenz ist  enthalten  in  dem  Vertrage  vom  13.  März  1871.  Es 
wird  in  diesem  Vertrage  das  Prinzip  der  Neutralität  des  Schwarzen 
Meeres  ftiUen  gelassen;  die  Art.  11,  13  und  14  und  die  Special- 
konvention zu  letzterem  werden  aufgehoben;  die  Freiheit  des  See 
handelsverkehrs  für  die  Handelsschiffe  aller  Nationen  wird  von 
neuem  ausgesi)rochen  ^^). 

3.  In  Gemässheit  des  Art.  19  des  Pariser  Friedensvertrages 
vom  30.  März  1856  steht  jeder  der  Vertragsmächte  die  Statio- 
nirung  von  zwei  leichten  Kriegsfahrzeugen  an  den  Donaumün- 
dungen behufs  Mitwirkung  bei  Aufrechthaltung  und  Durclifübrung 
des  Donau-Schifffahrtsreglements  zu.  Die  Stationsschiffe  dürfen 
die  Donau  bis  nach  Galatz  hinaufgehen  (Art.  52  des  Vertrages 
vom  13.  Juli  1878^^). 


*^)  Perels  a.  a.  0.  S.  31  bis  34.  —  Die  in  Rede  stehenden  Stipula- 
tionen sind  durch  den  lierlincr  Vertra<,f  vom  13.  Juli  1878  nicht  geändert  (Art.l^'!- 

*^)  Die  Befehlshaber  der  Stationsschitle  haben  ihre  Mitwirkung  auf  dw 
KauflahrtcisohifFe  ihrer  Nationalität  und  auf  diejenigen  fremden  Kauffahrtei- 
schiffe zu  beschränken,  deren  Flaggen  sie  entweder  in  Folge  von  Vertrauen 
oder  Gewohnheiten,  oder  eines  allgemeinen  oder  besonderen  Auftrages  zo 
schützen  berufen  sind.  Ist  kein  hiernach  zum  Einschreiten  befugtes  Kriegs- 
schiff vorhanden,  so  haben  die  internationalen  Strandbehörden  bezw.  der 
Hafenkapitän  die  Intervention  des  in  Sulina  stationirten  Kricgsfahrzeoges  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Das  Einschreiten  der  Kriegsfall rzeuge  zur  Sicherung 
der  Zahlung  der  im  Tarife  bestimmten  Abgaben  und  rechtskräftig  erkannton 
Strafen  erfolgt  in  der  Regel  auf  Verlangen  des  Direktx)rs  der  Schifffahrtii* 
kasse,  durch  Vermittelung  des  Ilafenkapitäns  von  Sulina  (Scliifffahrtsakte  für 
die  Donaumündungen  vom  2.  November  1^G5).  Die  Stationsschiffe  selbst  siuJ 
beim  Ein-  und  Auspassiren  der  Sulinamündung  von  jeder  Abgabe  frei  (Art.  ^ 
des  Tarifs). 
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4.  Die  Zugänge  zum  Schwarzen  Meer.  Die  Türkei  hat 
stets  das  Rcclit  in  Anspruch  genoninten^  den  KiuegsscbifFen  aller 
Nationen  das  Einlaiüen  in  den  Bosporus  und  die  Dardanellen 
zu  untersagen,  ohne  dabei  auf  nennenswerthen  positiven  Wider- 
stand gestossen  zu  sein.  England  insbesondere  unterwarf  sich  in 
dem  Friedensvertrage  von  1809.  Eine  weitere  Anerkennung  er- 
folgte durch  die  Konvention  vom  13.  Juli  1841  ujid  sodann  din'di 
Art,  10  des  Pariser  Friedensvertrages  von  1856  in  Verbindung 
mit  der  Anbau gskouvention.  Es  wird  hier  zunächst  ausgesprochen, 
dass  die  Signaturmächte  sich  der  „alten  RegeP,  nach  welcher 
diese  Meerengen  fremden  Kriegsschiffen  verschlossen  sind,  so  lange 
die  Türkei  sich  im  Friedenszustand  befindet,  unterwerfen,  jedoch 
mit  folgenden  Modifikationen: 

a)  der  Sidtan  behält  sich  das  Recht  vor,  leichten  Kriegs- 
fahrzeugen  für  den  Dienst  der  Gesandtschaften  der  befreundeten 
Mächte  einen  Passagefirman  zu  ertheilen;    - 

b)  ingleichen  sind  ausgenommen  die  beiden  Fahrzeuge,  welche 
jeder  der  kontrahirenden  Theile  nach  der  Donaumündung  ent- 
senden darf. 

In  dem  Londoner  Ycrtrage  vom  13.  März  1871  ist  dieses 
Prinzip  zwar  aufrecht  erhalt(^n  worden,  aber  mit  der  Massgabe, 
dass  der  Snltan  die  Machtvollkonnneidieit  haben  soll,  die  Meer- 
engen in  Priedenszeiten  den  Iviiegsschiffen  der  befreundeten  und 
alliirten  Mächte  zu  oflnen,  falls  die  hohe  Pforte  solches  für  nOtliig 
erachten  sollte,  um  die  Aasfuln-ung  der  Stipulationen  des  Pariser 
Vertrages  TOn  1856  sicher  zu  stellen*^). 


^B      **)  Pekels  a.  a.  0.  S.  35,  --  Auch  diese  Bestimmungen   werden   durch 

^m  Berliner  Vertrag  vom  13,  Juli  187S  nicht  Lmihrt,  —  In  Betreif  des  Eiu- 

Utifcns  der  eu^Jii?clien  Fh^tt«  in  die  Dardandlen  wilfirend  des  russisch-türkischen 

^Krieges  im  Jahre  1878    s.  die  Aktenstucko   im  Sbiatsarchiv  Bd.  83  Nr.  ÜGiS 

Und  664b.  —  Im  Jahre  18C8  ertheilt<?  die  Hohe  Pfurte  einem  österreichischen 

Geschwader,  anf  welchem  sieh  der  Kaiser    von-  Oesterreith    eingeschifft   hatte, 

die  Genehmigung  tnt  Tüsmge  durch  die  Dardanellen;  bei  dieser  Veranlassung' 

nahm  der  Sultan  ühorhaupt  für  sich  das  Recht  in  Anspruch,  eine  solche  Kon- 

icsstoij  zu  crtlhfihm,    sobald  ein  Souverän  oder    der  Chef   eines    unahhün^igen 

Staates  an  Bord  eines  Kneg-sschiffes  sei.     In  einer  den  Gegenstand  erurteniden 

Erklärung  des  ostcrreichisch-un^'^arischen  Keichskanzlers  wurde  ausgeführt^  wie 

Krioj^äRchiffc.  die  hei  einem  Höfliehkeitshesuch  lediglich    zum  Elu*endien«t  des 

Soavernns  bestimmt  sind,   gewissemiassen    vorübergehend  ihren  rorwicgenden 

Charakter   al?  Kriegsschiffe    verlören    (Daselbst  Bd.  10  Nr.  3558  und   Bd.  20 

Sr,  i23??).  —  Ini  Marse  1S82  erfcheüte  die  Pforte  für  den  russischen  Dampfer 
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5.  Die  Zulässigkeit  einer  Neutralisirung  der  Ostsee  und 
der  Schliessung  der  in  dieselbe  fiihrenden  Meeresstrassen,  des 
Oeresundes  und  der  Belte  für  KriegsschifFe  externer  kriegführender 
Mächte,  nach  Vereinbarung  der  neutralen  Adjacenten,  ist  seit  der 
Mitte  des  vorigen  Jalirhunderts  wiederholt  in  Frage  gekonunen, 
nachdem  durch  ein  Abkommen  zmschen  Bussland  und  Schweden, 
welchem  Dänemark  beitrat,  die  Ostsee  für  ein  allen  Feindselig- 
keiten verschlossenes  Meer  erklärt  worden  war.  Die  Berechtigung 
einer  solchen  Sperrung  kann  nicht  mit  Fug  bestritten  werden, 
wie  sie  denn  auch  von  den  hervorragendsten  Publizisten  anerkannt 
worden  ist,  und  es  wird  in  jedem  Kriegsfalle  von  dem  Ermessen 
der  neutralen  Ostseemächte  abhängen,  ob  sie  von  ihrem  Recht, 
dieses  Meer  den  Kriegsoperationen  zu  verscliliessen,  Gebrauch 
machen  wollen**). 

Zweiter  Abschnitt. 

Yerhalten  und  Behandlung  der  Kriegsschiffe  während  ihres  Aufentb«lt€8 
in  fremden  Uoheitsgewfissem. 

Das  Verhalten  und  die  Behandlung  der  Kriegsschiflfe  iu 
fremden  Hoheitsgewässem  regelt  sich  thcils  nach  Gebräuchen, 
theils  nach  den  bezüghclien  von  den  einzelnen  Staaten  erlassenen 
Anordnungen,  deren  Beobachtung  als  die  Voraussetzimg  der  Zu- 
lassung fremder  Kriegsschiffe  gelten  muss,  theils  nach  getroffenen 
Vereinbarimgen.  Die  in  Rede  stehenden  Gebräuche  und  Fest- 
setzungen betreffen  namentlich  folgende  Punkte. 

I.    Das   Verhältniss    zu    den    fremden    Behörden   im 

Allgemeinen. 

Das  Verhältniss  zu  den  politischen  und  sonstigen  Behörden 
befreundeter  Nationen  regelt  sicli  zunäclist  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des   internationalen  Geschäftsverkehrs,    insbesondere 


Nischni-Nowgorod,  welcher  unter  Kriegsflagge  zur  Deportirung  Venirtlieiltc 
mit  militärischer  Eskorte  nacli  der  Insel  Sachalin  zu  führen  hatte,  die  Ermaob- 
tigung,  die  Meerengen  zu  passiren,  nachdem  vorher  unter  Berufimg  auf  d^-n 
Pariser  Vertrag  von  185G  Schwierigkeiten  erhohen  waren ;  sie  erklärte  ab^r 
dahei  ausdrücklich,  dass  dieses  exceptionelle  Zugeständniss  nicht  als  Präcedenz- 
fall  angesehen  werden  könne. 

*^)  S.  näheres  darüber  bei  Perels  a.  a.  0.  S.  174  bis  177. 
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der  Conrtoisie,  wobei  stets  der  Gesichtspunkt  leitend  sein  muss, 
dass  das  Kriegsschiff  den  Staat  repräsentirt,  dessen  Flagge  es 
fuhrt.  Für  das  Verhältniss  zwischen  Kriegsschiffen  befreundeter 
Nationen  zu  einander  sind  namentlich  die  durch  die  Reglements 
der  Einzelstaaten  festgestellten  Normen  massgebend,  welche  zum 
grössten  Theil  auf  Herkommen  beruhend,  in  den  Grundzügen 
sowie  in  den  wesentlichen  Einzelheiten  übereinstimmen. 

IL  Anmeldung  und  Abmeldung. 

Jedes  Kriegsschiff  hat  die  Verpflichtung,  bei  dem  Besuche 
eines  fremden  Hafens  oder  dem  Eintreffen  auf  einer  fremden 
Rhede  seine  Ankunft  der  Hafenbehörde  anzuzeigen.  Diese  Mit- 
theilung muss  die  Angabe  der  Flagge,  des  Charakters  und  des 
Namens  des  Schiffes,  sowie  der  Charge  und  des  Namens  des 
Kommandanten  enthalten.  Ausserdem  werden  auch  wohl  erwartet 
Angaben  über  die  Armirung,  die  Besatzungsstärke,  den  Zweck 
und  die  voraussichtliche  Dauer  des  Besuches,  und  nach  Massgabe 
der  Hafensanitätsgesetze  über  den  Abgangsort,  die  Dauer  der 
letzten  Reise  und  den  Gesundheitszustand  der  Besatzung,  bezie- 
bungsweise  die  Vorlage  eines  Gesundheitspasses. 

Der  intemationalen  Courtoisie  entspricht  femer  eine  Mit- 
theilung von  der  bevorstehenden  Abreise,  auch  soweit  eine  solche 
nicht  ausdi-ücklich  gefordert  wird*^). 

III.  Ceremoniell. 

In  ceremonieller  Hinsicht  gelten  für  das  Verhalten  der  Kriegs- 
schiffe in  fremden  Holieitsgewässeni  ])estimmte  Regeln,  welche 
zum  Theil  auf  Usancen,  zum  Theil  auf  den  bezüglichen,  in  der 
Regel  sehr  eingehenden  Festsetzungen  der  Einzelstaaten  beruhen, 
und  deren  Beobachtung  zur  Vermeidung  von  Konflikten  durchaus 
geboten  ist***).   Werden  von  einer  fremden  Behörde  an  den  Kom- 

**)  Das  brasilianische  Reglement  vom  26.  Dezember  1868  für  den  Hafen 
ron  Rio  de  Janeiro  fordert  die  Anzeige  für  den  Fall  des  Auslaufens  nach 
Sonnenuntergang  (Art.  7  und  8). 

**)  Jeder  Staat  hat  das  Eecht,  für  den  Bereich  seiner  Hoheitsgewässer 
las  Ceremoniell  nach  seinem  ErmesseJi  zu  regeln  und  die  Beobachtung  der 
»ezüglichen  Festsetzungen  nöthigenfalls  zu  erzwingen.  Selbstverständlich  dürfen 
iber  an  fremde  Schiffe  keine  Anforderungen  gestellt  werden,  deren  Erfüllung 
las  Ansehen  ihrer  Flagge  und  ihres  Heimathsstaatcs  beeinträchtigen  würde, 
3.  Pkbels  a.  a.  0.  §§  25  und  26;  Fiobe  a.  a.  0.  I.  §  439. 
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mandanten  eines  Kriegsschiffes  in  Bezug  auf  das  CeremonieD 
Aiifonlerungt^Ti  gestellt^  deren  Ei-fiillung  er  mit  dem  Ansehen 
Beider  Flngge  für  niclit  vereiidtar  erachtet,  so  mrd  er,  ftdls  eine 
entsprechende  Gegenvorstellung  keinen  Erfolg  hat,  auf  den  Auf- 
enthalt an  dem  hetreffenden  Platze  verzichten  *^)  und  das  Weitere 
der  Erledigung  auf  diiiloniatischem  Wege  üherlassen  müssen. 
Im    besonderen    kommen    folgende    Punkte    in    Betracht**): 

1,  In  fremden  Hoheitsgewässern  haben  Kriegsschiffe  ihre 
NationalÜagge  sowie  die  Kommandozeichen  zu  setzen,  un<l  beim 
Einlaufen  in  befestigte  Häfen,  ingleiehen  beim  Passiren  von 
Küstenbefestigungen,  wenn  auf  den  Werken  die  Nationalflagge 
weht,  den  Kanonengi^uss  zu  geben,  jedoch  nur,  sofern  desspß 
Erwidermig  zu  erwarten  ist.  Nichtbeobachtmig  tlieser  Regel  kann, 
wenn  der  Hinweis  duixh  einen  blinden  Schuss  keinen  Erfolg  hat, 
erzwungen  werden*^).  Der  übhche  Salut  besteht  in  21  Schiisse-n 
imter  gleichzeitigem  Setzen  der  Nationalflagge  des  Küstenstaates 
im  Grosstop.  Der  Gegenginiss  erfolgt,  und  zwar  Sehuss  fiir 
Schuss,  durch  eine  gleiche  Anzahl  Kanonenschüsse.  Kriegs- 
schiffe, welche  nicht  mehr  als  4  Geschütze  haben,  sind  usaric«- 
miissig  nicht  verpfliditet.  den  Kanonensalut  zu  geben*,  jedocli 
steht  dessen  Erweisung  immerhin  frei.  Der  Kommandant  eines 
Kriegsschiffes,  welches  hiernach  nicht  in  der  Lage  ist,  zu  salu- 
tiren,  wird  der  betreffenden  Lokalmarine-  oder  Militärbehörde 
eine  entsprechende  Anzeige  machen. 

2.  Nach  dem  Einlaufen  eines  Kriegsschiffes  in  einen  fremden 
Hafen  finden  die  übliclien  offiziellen  Besuche  und  Gegenbesuche 
statt,  an  Bord  verbunden  mit  ceremoniellen  Emplang,  licxiehungs- 
weise  je  nach  dem  Range  des  Besuches  mit  Kanonengruss. 

**)  FiORE  a.  a.  0.  L  §  442. 

**)  Ein  Eingebc^n  in  die  Details  Hegt  ausserhalb  des  Rahmens  nuKtter 
Erürternngen. 

*')  Die  Anwendung  von  Zwan^  durch  scharfes  Schiesscn,  nach  erlolglo»w 
Anfrordorang  durch  einen  hlln den  Schuss  oder  eiöen  Schass  a  botikt  perdTUr»^' 
dem  Bug  des  SchifTes  vorbei,  ist  in  einzehven  Reglements  ausdrücklicli  tut« 
geschnehcD,  so  in  der  österr,  Verordnung"  vom  20.  Juni  IS'jö  (§  D),  fcrni'f  in 
einem  Erlass  des  siianischen  Murineinin isters  \'om  26.  An^nst  1804  flii  ^^ 
HefehlshabLT  der  Forts  von  Tarifa  und  kla  Verde.  In  dem  Betreff  des  niiher<^n  *A^'^ 
Verordnung"  vom  20.  Mai  186ß,  andi  den  Erlass  der  k.  k.  Seebehörde  fu  Tri«^ 
vom  2L  Februar  1876.  —  Für  dSe  Hhede  und  den  Hafen  von  Kopenha^" 
enthalten  die  Verordnnujpren  vom  G.  November  1872,  vom  24*  April  187S  ^^^ 
vom  18,  Okti>ber  1875  die  einschränkenden  Vorschriften. 
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3.  FÖnnliche  Betheiligung    an    nationalen  Festliclikeiten   auf 
remdeii    Rbeden    und    in    fremden    Häfen    durch  Plaggensetzeu, 

jenüich  Hissen  der  Nationtdtliigge  des  Küstenstautes  im  Grosstop 
'Ehren  dieses  Staates,  Kaiuinensahit  etc.*^). 

4.  Salute  zu  Ehreu  fremder  Souveräne  und  von  Mitgliedern 
temder    regierender    Fiunilicnj    sowie    von    Pnisidenteu    fremder 

epuhhken   uml   anderer  Fremde   von    hohem  Range,    sobald  sie 
in  offizieller  Eigenschaft  an  Bord  komiucn. 

5.  In  fremden  Hoheitsgewässern  haben  Kriegsschifte  alles  zu 
Vermeiden,    was  als  eine  Kränkimg  der  betreffenden  Nation  aus- 

elegt  werden    könnte,    und  wenn    nach    dieser  Sichtung  hin  ein 

Versehen  vorgekommen  ist,  solches  zu  entschuldigen.     Eine  solche 

rerletÄiing  würde  es  z.  B.  sein^  wollte  der  Kommandant  an  Bord 

tili  Fest  begehen    lassen,    durch  welches  ein    früherer  Sieg    über 

iie  Nation,    in  deren  Hoheitsgebiet   man   sich    hetindet,   gefeiert 

rerden  soll.     Auch  die  Anordnung  der  Flaggen  bei  der  Flaggen- 

rala  der  Schiffe    hat    zuweilen  x^nlass    zu    unerquicklichen  Diff*e- 

renzen  gegeben,    so    dam   man  es    für   erforderhch    eraclitet  hat, 

auch  hierüber  besondere  Normen  aufeustellen.     Allgemein  wird  es 

fih*  unzulässig  erachtet,    eine  Nationalflagge  unterm  Bugspriet  zu 

f  setzen*     In  der    Iranzösischen  Jlarine    sucht   man  ünannehmh*ch- 

keiten  dadurch  aus  dem  Wege  zu   gehen,    dass    man    ausser  der 

Ngenen  Nationalflagge  nm*  Signalflaggen  verwendet*^). 


IV.  Beobachtung  der  Polizeigesetze. 

iKriegsschifle  haben  in  fremden  Hoheitsgewassem  die  dort 
Süden  allgemeinen  polizeilichen  Verordnungen,  namentlich  die 
ifeupoHzeilichen  Reglements  und  die  Sauitatsvorschriften,  und 
femer  die  im  Interesse  der  ötfenthchen  Sicherheit  und  Ordmmg 
iihoT  ihr  Verhalten  erlassenen  bcsoTHleren  Bestimmungen  zu  beob- 
achten^**)*    Demgemass  haben    die   Kommandanten   der   Kriegs- 


•*)  Einige  Reglementa,    namontlich    diu  Re^ulatious    for  tbe  GoTomnierit 
the  United  Htfites  Navy  (Art.  707),  enthalten  in  Betreff  iler  Tlieilnahme  an 


f 

^BFcsllicUkciten  ansfülirlichc  Direlctiven, 

^B  *^)  PKRRL8  a.  a.  0.  .S.  155. 

^V  ^'^  Dk  Cüssy,  Pba8(?B  et  causes  c^lebres  du  droit  mfuritime  des  naiions  L 

r^  H,  U6;  Ortolan  a.  a.  0.  I.  8.  n>2;   Calto,   Droit  intern.  I  §  622;   Fiore 

^U  a.  i,  0   L  §  53  c;  österr,  Regl.  III.  Nr.  1005;  Queens  Kegnlations  §  416. 


—     484    — 

schiflfe  bei  der  Ankunft  in  ausländischen  Häfen  sich  mit  den  fär 
dieselben  geltenden  polizeilichen  Vorschriften  bekannt  zu  machen, 
dieselben  auch,  soweit  erforderlich,  der  Besatzung  mitzutheilen 
und  fiir  die  allseitige  Beachtung  Sorge  zu  tragen**). 

Im  einzelnen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Von  hervorragender  Wichtigkeit  sind  die  gesundheits- 
polizeilichen Vorschriften.  Der  Kommandant  soll  sich  mit 
denselben  womöglich  schon  im  Abgangshafen  bekannt  machen. 
Kriegsschiffe  sind  grundsätzlich  den  fiir  Schiffe  überhaupt  erlas- 
senen Quarantänevorschriften  unterworfen*^);  sind  die  Komman- 
danten nicht  geneigt,  sich  den  letzteren  beziehungsweise  den  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen  und  Anforderungen  der 
Hafen-  oder  Sanitätsbehörde  zu  fugen,  so  müssen  sie  sich  die 
Zurückweisung  von  dem  betreffenden  Platze  gefallen  lassen,  ohne 
daraus  einen  Grund  zur  Beschwerde  herleiten  zu  können.  Nur 
die  gegen  die  Verletzung  der  Quarantänevorschriften  gerichteten 
strafrechtUchen  Bestimmungen  können,  in  Folge  der  den  Kriegs- 
schiffen zustehenden  Exemtion  von  jeder  fremden  Jurisdiktions- 
gewalt (s.  dritter  Abschnitt),  denselben  gegenüber  keine  Anwendung 
finden.  Der  Natur  der  Verhältnisse  nach  befinden  sich  Kriegsschiffe 
im  übrigen  insofern  in  einer  günstigeren  Lage  wie  Handelsfalir- 
zcuge,  als  der  Beginn  der  Quai'antänefrist  bei  den  letzteren  erst 
von  dem  Zeitpunkte  der  Löschung  der  Ladung  ab  gereclmet  zu 
w(Tden  pflegt,  wälu^end  fiir  Kriegsschiffe  ledighch  der  Zeitpunkt 
der  Ankunft  oder  der  Desinfektion  des  Schiffes  in  Betraclit  kommt. 
Abgesehen  davon  werden  in  Gemässlieit  der  fiir  einzelne  See- 
gebiete oder  Hafenplätze  geltenden  Vorschriften  oder  Gebräuche 
Kriegsschiffen,  nationalen  sowolil  me  fremden,  gewisse  Vergün- 
stigungen eingeräumt.  Es  beruht  dies  weniger  auf  der  Ausnahme- 
stellung, auf  welche  Kriegsscliiffe  in  fremden  Hoheitsgewässem 
kraft  des  Reclitszustandes  der  Exterritoriahtät  Anspruch  hal)cn, 
ein  Verhältniss,  welches  die  Unterordnung  unter  die  dort  gelten- 


^^)  Deutsclie  Instruktion  für  den  Kommandanten  §  0;  schwedisches 
lie^l  §  812. 

•'''-')  Dies  ist  in  einzelnen  Regulativen  besonders  ausgesprochen ,  z.  B-  ^^ 
Grossbritannien  in  6.  Geo.  IV.  c.  78  vom  27.  Juni  1825,  in  der  österr.  Ver- 
ordnung vom  20.  Mai  186G,  S  4.  --  Die  Vorschriften  für  die  Deutsche  Krie?>- 
marine  sind  enthalten  in  der  Instr.  für  den  Kommandanten,  §  9  u.  Anlage  XIV 
§  91  und  den  Erlassen  vom  24.  Februar  und  15.  August  1879. 
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den  Sanitätsgesetze  keineswegs  ausschliesst,  als  auf  der  Berück- 
sichtigung, dass  an  Bord  der  fiir  den  internationalen  Verkehr 
verwendeten  Kriegsschiffe  stets  ein  Arzt  kommandirt  ist,  und 
femer  wohl  auf  der  Erwägung,  dass  bei  den  nicht  zum  Waaren- 
transport  bestimmten  Schiffen  die  Gefahr  der  Uebertragung  an- 
steckender Krankheiten  eine  geringere  ist*^^). 
Solche  Vergünstigungen  sind  namentlich: 

a)  Eine  kürzere  Quarantänefrist,  in  welche  mitunter  auch 
die  Beisezeit  seit  dem  Abgang  von  dem  verdächtigen  Platze  ein- 
gerechnet wird,  falls  während  der  Reise  Fälle  von  ansteckenden 
Krankheiten  nicht  vorgekommen  sind,  in  dem  letzteren  Falle  nach 
einzelnen  Reglements  selbst  sofortige  Zulassung  der  Besatzung 
zum  freien  Verkehr  ^^). 

b)  Die  Annahme  einer  Erklärung  des  Kommandanten  in 
Betreff  des  Gesundlieitszustandes  an  Bord  als  Zeugniss  an  Stelle 
des  sonst  vorgeschriebenen  Gesundheitspasses^^),  d.  h.  eines  von 
der  Obrigkeit  (Hafenbehörde)  des  Abgangsplatzes  ausgestellten 
und  von  dem  Konsul  desjenigen  Landes,  zu  welchem  der  Bestim- 
mungshafen gehört  oder  von  einem  anderen  dazu  autorisirten 
Konsul  visirten  Attestes  über  den  am  Abgangsplatz  rücksichthch 
ansteckender  Krankheiten  herrschenden  Gesundheitszustand. 
Die  den  Gesundheitspass  ersetzende  Erklärung  des  Befehlhabers 
des  Kriegsschiffes  wird  zmveilen  mit  Bekräftigung  durch  Elu*en- 
wort  gefordert^*). 

c)  Kriegsschiffe,  welche  Quarantäne  halten  müssen,  werden 
in  der  Regel  nicht  verbunden,  sich  nach  den  für  andere  Schiffe 
bestimmten  Quarantäneplätzen  zu  begeben,  sondern  es  pflegt  ihnen 
die  Wahl  des  Ankerplatzes  in  angemessener  Entfernung  vom 
Lande  freigestellt  zu  werden  ^^). 


*•)  Aus  denselben  Erwägungen  werden  zuweilen  auch  anderen  Schiffen, 
auf  welchen  ein  Arzt  angestellt  ist,  wie  namentlich  Postdampfem,  femer  den 
Yachten  Vergünstigungen  zugestanden. 

'^)  Baker,  The  law  relating  to  quarantine,  behandelt  diese  Verhältnisse 
sehr  eingehend. 

")  Schwedische  Vcrordn.  vom  8.  April  1854. 

*•)  Z.  B.  in  Rhodus  (Baker  a.  a.  0.  8.  510) ;  femer  türkisches  lleglement 
Tom  27.  Mai  1840,  §  26. 

*^^)  Schwedische  Verordn.  vom  8.  \\m\  1854 ;  der  Kommandant  des  Kriegs- 
schiffes hat  in   diesem  Falle   die  Erklärung   auf  Ehrenwort   abzugeben,   dass 
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d)  Wegfall  der  Quarantäneabgaben  *^. 

e)  Wegfall    einer  Untersuchung    der   Sanitätsbehörde  beim 


f)  Gebührenfreie  Ausstellung  der  Sanitätspapiere  in  den  Ab- 
gangshäfen. 

2.  Zu  den  besonderen  über  das  Verhalten  der  Blriegsschiffe 
bestehenden  hafenpoHzeilichen  Vorschriften  gehören  namentüch 
auch  die  bezügUch  der  Löschung  von  Munition  und  sonstiger 
explosiver  oder  feuergefahrhcher  Materialien,  zur  Vermeidung  der 
Gefahrdung  anderer  SchiiBfe  oder  naher  Gebäude,  Waarenstapel- 
plätze  u.  s.  w.  getroffenen  Anordnungen. 

V.  Zollabfertigung. 

Kriegsschiffe  sind  beim  Einlaufen  in  fremde  Hoheitsgewässer 
und  während  ihres  Aufenthaltes  daselbst,  die  Reciprocität  voraus- 
gesetzt, einer  zollamthchen  Revision  grundsätzlich  nicht  unter- 
worfen^^). Diese  Exemtion  fällt  jedoch  weg,  soweit  eine  Aus- 
schiffung von  Gegenständen  zum  freien  Verkehr  erfolgt®*^). 

während  der  Kontumaz  keine  Kommunikation  der  Schiffsbesatzung  mit  den 
Landbewohnern  stattfinden  wird. 

^«J  Daselbst. 

^^)  Ortolan  a.  a.  0.  I.  S.  201  und  Anhang  E;  Ferguson  a.  a.  0. 
I.  §  105. 

^^)  Für  das  Deutsche  Reich  ist  die  zollamtliche  Behandlung  fremder 
Kriegsschiffe  durch  folgende  vom  Bundesrath  unterm  12.  Oktober  1878  (Ceu- 
tralblatt  für  das  Deutsche  R^ich  8.  203^  erlassenen  Vorschriften  geregelt: 

a)  Eine  zollamtliche  Revision  der  fremdherrlichen  Kriegsscliiffe.  sowie 
überhaupt  das  Betreten  derselben  im  Zollintercsse  findet  nicht  statt. 

b)  Alle  aus  diesen  Schiffen  an  das  Land  gebrachtt-n  Gegenstände  (Waaren-, 
Mund-  und  Materialvorräthe,  Inventarienstücke)  unterliegen  der  zollamtlichen 
Behandlung  nach  den  dieserhalb  bestehenden  Vorschriften,  und  sind  zu  dem 
Behufe,  bevor  sie  in  den  freien  Verkehr  treten,  dem  Zollamts  des  Hafenortes 
anzumelden.  Für  Waaren  u.  s.  w.  wird  dadurch,  dass  dieselben  auf  Schiffen 
einer  fremden  Kriegsmarine  transportirt  werden,  eine  Befreiung  von  der  tÄfif- 
massigen  Eingangsabgabe  oder   eine  Ermässigung    derselben  nicht  begründet. 

c)  Der  Transport  von  Gegenständen  und  Waaren  von  Land  an  Bord 
unterliegt  keiner  zollamtlichen  Kontrole,  es  sei  denn,  dass  dieselben  mit  dem 
Anspruch  auf  Steuervergütung  ausgeführt  werden,  oder  unter  Zollanspracb 
stehen.  In  diesen  Fällen  sind  die  hierfür  bestehenden  Vorschrift<}n  mass- 
gebend; insbesondere  nmss  den  Zollbeamten  üeberzcugung  verschafft  werden. 
dass  solche  Gegenstände  und  Waaren  wirklich  an  Bord  der  fremdherrlichen 
Kriegsschiffe  gelangen. 


Die  (Tewälimng  tler  Zollfrt^iltnit  tlpr  für  frcnidp  Kriesjsschiffe 
eiDgoheiulen  Approvisionnemeiits  ist  vielfach  iililicli,  l>eziehungs- 
weine  vereiriliart,  Sir  ist  jedoch,  soweit  eine  VereiMbaniii<^  nicht 
besteht»  lediglieh  von  dem  Ermessen  der  Einzelsta;Lteii  abhanji^^g, 
und  wird  in  der  Regel  an  bestimmte  im  xolltiskahschen  Interesse 
getrofiene  Bedingtingen  und  PomiaJitäten  geknüpft. 

tVL  Freiheit  von  Hafen-  etc.  Abgaben. 
Die  Freiheit  der  Kriegsschiffe,  nationaler  sowolil  \vie^  fremder, 
von  Hafen-,  Tonnen-  und  dergL  Abgaben,    ist    durcli  die  liezüg- 
licheii  tarifarisehen  Festsetzungen  allgemein  anerkajmt*'*). 


VIL 


RespektiruDg    der    besonderen    Verhält  Bisse 
Gebrauche  der  fremden  Nation. 


und 


I 


KriegsscliifTe  haben  in  fremden  HoheitsgewässeiTi  die  dort 
liestebenden  (Tebriinebe,  Einrichtungen  und  Sitten  zu  respektiren 
lind  alles  zu  venneiden,  was  als  eine  Kränkung  der  fremden 
Nation  ausgelegt  werden  kann.  Entsprechende  Rücksichten  sind 
auch  auf  gleichzeitig  anwesende  Kriegsscbitle  dritter  Nationen  zu 
uehmen.  Es  erstreckt  sich  diese  Yeq^fhclitung  nicht  nur  auf  die 
tlienstlictieu  Anordnungen  des  KoniniandMuten  und  in  Verbindung 
rlamit  auf  das  Vcrindten  des  Schiffes  selbst,  sondern  nicht  minder 
auf  das  Verhalten  der  gesammten  Besatzung,  nani entlich  aucli 
während  des  ausserdienstüchen  Aufenthaltes  einzelner  Pei^sonen 
am  Lande  ^''*),     Glaubt  ein  Kommandant,  aus  besonderen  Gründen 

•*>  FlKt.D  a.  a.  0.  ^  411;  Ferguson  a.  a.  cI  I.  §  105.  —  Für  die  Pas- 
tage  «iurch  den  Snezkaiiai  gilt  iiv  Vorschrift,  dass  KriegsschitTe,  ijigkiclieu 
Scliiffe»  welche  für  ileu  Traiisprt  toii  Tnippen  erbaut  oder  gechartert  sind, 
von  der  Nachsten<^r  befreit  sind  und  keine  höhere  Abgivbe  m  t*ntrichtm  haben, 
«]«  den  Haximalsatz  von  10  Fr.  pro  Tonne,  welcher  von  ihrer  Kef^ist<?r-Lastig- 
keit  zu  erheben  ist*  —  In  IMrefl'  der  StationsächifTe  in  den  DtniEimnön- 
dnn^cn  s.  oben  L  Ahschn.  II L  3.  —  Art.  22  der  Gencniliiktö  der  Berliner 
Konfcrcüz  vom  26.  Februar  1885  enthält  die  Festsetzoiii^  der  Kongo-Schiff- 
fahrtsaktc:  dtisa  die  in  den  Kong^o  einlaufenden  Kriegssehiffe  der  8ignatur- 
mäehte  Ton  Entrichinn^t  der  Schiffralirtsiib gaben  mit  Ausnahme  der  Lootseu- 
nnd  Hafenabgalien  befreit  sind,  und  dass  sie  auch  die  letzteren  nicht  tu  ent- 
richten hitbeii,  Bofeni  ihre  Intorv^tition  von  der  internationalen  Koninüssion 
oder  deren  Agenten  nachgeßiicht  worden  ist. 

•*)  In  diesem  Sinne  schreibt  §  17  der  Ankgc  I  der  deutsclien  Instruktioti 
fftf  den  K»mnTandaiiteTi  etc.  vor:    ., Jeder  (an  Bord  eines    vnn    8.  M.    Schiffen 
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sich  nicht  den  bestehenden  Verhältnissen  fügen  zu  können,  so 
wird  er,  zur  Vermeidung  von  Konflikten,  den  fremden  Hafen 
verlassen  müssen^*). 

VIII.  Ausrüstung  und  Reparaturen. 

Soweit  Kriegsschiffen  der  Besuch  fremder  Häfen  nicht  ver- 
sagt ist,  ynrd  ilmen  auch  dort  die  Vornahme  von  Repaiatureu, 
die  Beschaffung  von  Ausrüstungsmaterial,  die  Einnalune  von  Pro- 
viant, Wasser,  Kohlen  u.  dgl.  m.  gestattet.  Es  ist  dies  in  zahl- 
reichen Schifffahrtsverträgen  besonders  festgesetzt.  Wo  staatliche 
EtabUssements  vorhanden  sind,  wird  deren  Benutzung  in  der 
Regel  gestattet,  und  bei  Diensten,  welche  Seitens  solcher  Anstalten, 
nanicnthch  von  Marine-Werften  und  Ausrüstungsmagazinen  fremden 
Kriegsschiffen  geleistet  werden,  pflegen  nur  die  Selbstkosten  fiir 
Materialien  und  Arbeitsleistungen  in  Rechnung  gestellt  zu  werden. 
Schon  beim  Einlaufen  in  Kriegshäfen  pflegen  nach  allgemeinem 
Gebrauch  Seitens  des  kommandirenden  Offiziei-s  fremden  Kriegs- 
schiffen die  guten  Dienste  angeboten  zu  werden. 

IX.  Vornahme  von  Vermossungen. 

Kriegsschiffe  dürfen  in  fremden  Hoheitsgewässern  im  engeren 
Sinne,  d.  h.  in  denjenigen,  in  welchen  ihre  Zulassung  auf  einer 
ausdrückhchen  oder  stillschweigenden  Koncession  beruht,  Mes- 
sungen (Lothungen,  Peilungen  etc.)  nur  soweit  vornehmen,  als 
dieselben  fiir  die  Navigirung  beim  Ein-  und  Auslaufen  dienen**). 


und  Fahrzeugen  Eingeschiffte)  liat  die  Keligion,  Sitten,  Kinrichtungen  imil 
Gebräuche  derjenigen  Völker  und  Nationen  zu  respektiren,  mit  welclien  er  in 
Berülirung  kommt"*.  —  Das  üsterr.  Regl.  III.  Nr.  1005  bestimmt:  „Alles  was 
das  berechtigte  Eigengefühl  der  fremden  Nation,  mit  welcher  man  in  Boruhrunff 
tritt,  verletzen  könnte,  muss  streng  vermieden  werden ;  deren  Sitten  uml  Oe- 
bräuelie,  deren  Religion  und  Einrichtungen  müssen  geachtet  werden". 

®«)  FiORE  a.  a.  0.  I  §  442. 

^*)  Die  österr.  Verordnung  vom  20.  Mai  18ö0  enthält  im  §  10  die  Be- 
stimmung: „Fremden  Kriegsschiften  ist  es  nicht  gestattet,  Lothungen  mit 
Booten  und  Aufnahmen  in  jenen  Gewässern  vorzunehmen,  welche  im  Schuss- 
bereiche eines  österreichischen  befestigten  Werkes  liegen.  Sollte  ein  fremdes 
Kriegsschiff  eine  solche  Operation  vornehmen,  so  ist  dem  betreffenden  k.  k.  Su- 
tionskommandanten  unverweilt  die  Anzeige  zu  erstatten  und  dieser  hat  «len 
Kommandanten  jenes  Schiffes  durch  einen  seiner  Offiziere  zu  ersuchen,  «li^ 
begonnenen  Arbeiten  allsogleich  einzustellen,  widrigenfalls  er  mit  Waffengewalt 
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Tn  denjenigen  Meerestheilen,  welche  als  Durchfahrtsgewässer  fiir 
Jen  internationalen  Verkehr  dienen,  auch  soweit  solche  innerhalb 
Jer  nationalen  Seegebiete  liegen,  und  in  welchen  die  Passage  den 
Kriegsschiffen  aller  Nationen  ohne  weiteres  freisteht,  wird  den- 
selben auch  die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Vermessungen, 
welche  über  den  Zweck  der  Orientirung  für  den  besonderen  Fall 
biiiausgehen,  nicht  wohl  vei*sagt  werden  können  (vgl.  auch  erster 
Absclmitt  ü,  1.) 

X.  Militärische  Hebungen  und  Ausschiffung  bewaffneter 

Mannschaften. 

Militärische  Uebungen  ausserhalb  des  Bereiches  des  Kriegs- 
schiffes, namentUch  Schiessübungen,  Boots-  und  Landungsmanöver 
und  Uebungen  an  der  Küste  dürfen  ohne  Genehmigung  der  zu- 
ständigen fremden  Behörde  nicht  vorgenommen  werden  ^^).  För- 
derlich für  das  gute  Einvernehmen  wird  es  sein,  wenn  eine  solche 
Erlaubniss  nur  nachgesucht  wird,  sofern  auf  bereitwilliges  Ent- 
gegenkommen zu  rechnen  ist.  In  den  Durchfahrtsgewässern  fiir 
den  internationalen  Verkehr  steht  der  Vornahme  solcher  Manöver, 
welche  diesen  Verkehr  nicht  stören,  nichts  entgegen. 

Auch  bei  dienstlichen  Ausschiffungen  des  Personals  zu  an- 
deren Zwecken  als  zu  Uebungen  wird  die  Erlaubniss  der  Landes- 
behörde  zuvor  einzuholen  sein.  Diese  Erlaubniss  wird  nicht  wohl 
versagt  werden  dürfen,  wenn  die  Ausschifiung  der  Besatzung  oder 


daran  za  verhindern  wäre,  welchem  Akte  ein  dem  betreffenden  Kommandanten 
einzuhändigender  schriftlicher  Protest  voranzugehen  hätte.  —  In  Plätzen,  deren 
Vertheidigangsmittel  ungenügend  sind,  um  die  Befolgung  der  bestehenden 
Gesetze  von  einem  fremden  Schiffe  zu  erzwingen,  ist  sich  auf  den  blossen 
Protest  zu  beschränken,  unverzüglich  aber  an  die  vorgesetzte  Behörde  die 
Heldnng  zu  erstatten".  —  Das  ilal.  Regl.  (§  48)  untersagt  gleichfalls  die  Vor- 
nahme hydrographischer  Arbeiten  an  fremden  Küsten  ohne  Genehmigung  der 
Lokalbeborde.  —  Eine  Koncession  auf  diesem  Gebiet  enthält  Art.  8  des  Han- 
ieLs-,  Freundschafts-  und  Schifffahrtsvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Keich 
tind  Korea  vom  26.  November  1883,  welcher  bestimmt:  „Die  koreanische 
Regierung  wird  Schiffen  der  Deutschen  Kriegsmarine,  die  sich  mit  Vcrmessungs- 
arbeiten  in  koreanischen  Gewussem  beschäftigen,  alle  möglichen  Erleichterungen 
gewähren". 

«)  Preuss.  Minist.-Erlass  vom  20.  März  1868  (Allg.  Marine-Befehl  Nr.  148) 
und  deutsche  Instruktion  für  den  Kommandanten  etc.,  §  27;  österr.  Verordn. 
vom  20.  Mai  1866,  §  11  und  Dienst-Kegl.  III,  §  1005;  Queens  Uegulations 
Art  420;  Italien.  Regi.  Art.  48. 
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eines  Theiles  derselben  durch  nothwendige  Reparaturen  des  Schiffes 
bedingt  ist ;  jedenfalls  wird  in  solchen  Fällen  auch  ein  Einvernehmen 
zwischen  dem  Befehlshaber  des  Kriegsschiffes  und  der  Landes- 
behörde über  die  Modalitäten  der  Unterbringung  des  Besatzimgs- 
personals am  Lande  zu  treffen  sein.  Auch  in  Betreff  der  Vor- 
nahme von  Beerdigungen  an  Bord  verstorbener  Personen  mit 
militärischen  Ehren  an  fremden  Hafenplätzen  sind  mehrfach  regle- 
mentarische  Festsetzungen  getroffen  ^^). 

XL     Ausserdienstlicher    Verkehr    der    Besatzung    am 

Lande. 

Dem  ausserdienstlichen  Verkehr  der  Offiziere  und  Mami- 
schaften  von  der  Besatzung  eines  in  einem  fi-emden  Hafen  befind- 
lichen Kriegsschiffes  am  Lande  steht  grundsätzlich  nichts  ent- 
gegen*^').    Es  ist  hierbei  aber  folgendes  zu  beachten: 

1.  Der  fremden  Staiitsgewalt  steht  es  frei,  die  Landungs- 
stellen für  die  den  Verkelir  mit  dem  Lande  vermittelnden  Kriegs- 
schiff sboote  zu  bestimmen  ^^). 

2.  Wenn  grössere  Theile  der  Besatzung  an  Land  beurlaubt 
werden,  so  hat  der  Kommandant  die  für  die  Aufrechthaltuiig  der 
Ordnung  an  der  Landungsstelle,  namentlich  beim  Wicdereinscliiffen, 
erforderHchen  Anordnungen  zu  treffen  ^^). 

3.  Es  ist  nicht  üblich,  dass  Mannschaften,  welche  ausser- 
dienstUch  an  Land  gehen,  Waffen  tragen,  soweit  nicht  etwa  nach 
den  obwaltenden  Verhältnissen  die  persönliche  Sicherheit  solches 
erheischt.  Jeder  Staat  hat  auch  die  Befugniss  festzusetzen,  dass 
solche  Mannschaften  nur  unbewaffnet  an  Land  kommen  dürfen'"). 

'^)  S.  z.  B.  italien.  llegl.  Art.  32;  scliwcd.  Regl.  §  93. 

'^^)  Das  Italien.  Kogl.  (Art.  32)  schreibt  aber  vor,  dass  Niemand  die  Er- 
laubniss  erlialten  soll,  sieb  an  Land  zu  bej^eben,  bevor  ein  Einvernehmeu  mit 
den  diplomatischen  Vertretern  bezw.  dorn  Konsul  oder  mit  der  Ortsbeliorde 
erfolgt  ist. 

^'*j  Solche  Bestimmungen  sind  mitunter  auch  generell  getroffen,  z.  B.  für 
den  Hafen  von  Lissabon  (Krlass  des  portug.  Ministers  der  auswärt.  Angelegen- 
heiten vom  25.  Mai  1867). 

«°)  Nach  den  Queens  Regulations  (Art.  420)  soll  in  solchen  Fällen  zuvor 
das  Einverständniss  der  Ortsbehihde  eingeholt  werden. 

^')  Solche  Festsetzung  enthält  z.  D.  §  12  der  «"»sten-.  Verordnung  vt-m 
20.  Mai  1866. 
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XII.  Auslieferung  von  Deserteuren^*). 

1.  Wenn  Mannschaften  von  der  Besatzung  eines  Kriegsscliiflfes 
iirährend  des  Aufenthaltes  des  letzteren  in  einem  fremden  Hafen 
^on  Bord  entwichen  sind,  oder  nachdem  sie,  sei  es  in  dienstlicher 
?unktion  sei  es  mit  Urlaub,  von  Bord  gegangen,  über  die  Dauer 
hrer  dienstlichen  Verrichtungen  oder  des  Urlaubs  hinaus  eigen- 
nächtig fem  bleiben,  so  berührt  ihre  Festnahme  die  internationalen 
Beziehungen,  sofern  ^solche  Personen  sich  innerhalb  einer  fremden 
Furisdiktionssphäre  aufhalten,  d.  h.  am  Lande  oder  an  Bord 
?ine3  Schiffes  fremder  Flagge.  Hat  sich  ein  Deserteur  an  Bord 
?ines  Kauffahrteischififes  seiner  eigenen  Nationalität  geflüchtet,  so 
st  der  Befehlshaber  des  Kriegsschiffes,  kraft  der  auch  in  aus- 
prärtigen  Hafenplätzen  ihm  über  dasselbe  zustehenden  Polizei- 
Gewalt,  befugt,  den  Deserteur  ohne  weiteres  an  Bord  jenes  Schiffes 
Testnehmen  und  an  Bord  des  Kriegsscliiffes  transportiren  zu  lassen ; 
es  handelt  sich  in  diesem  Falle  um  eine  interne  Angelegenheit, 
durch  welche  die  Hoheitsrechte  des  fremden  Staates  nicht  berührt 
werden  ''*). 

2.  Hat  sich  der  Deserteur  an  Bord  eines  Schiffes  fremder 
Plagge  geflüchtet,  oder  liält  er  sicii  im  Landgebiet  des  fremden 
Staates  auf,  so  bedarf  es,  insofern  er  sich  nicht  freiwiUig  zur 
Rückkehr  bereit  findet,  zu  dessen  Wiederhabhaftwerdung  der  Mit- 
wirkung der  fremden  Behörde.  Es  handelt  sich  in  derartigen 
Fällen  jedocli  nicht  um  eine  Auslieferung  im  gewöhnlichen  Sinne. 
Denn  die  Entweichung  von  Bord  eines  Kriegsschiffes  ist  ein 
militärisches  Delikt,  welches  an  sich  die  allgemeine  Rechtssicherheit 
niclit  berührt  und  auch  niemals  in  Auslieferungsverträgen  unter 
denjenigen  Strafthaten  mit  aufgeführt  ist,  welche  einen  AusUe- 
ferungsantrag  begründen  können,  me  überhaupt  aus  dem  Wesen 
der  internationalen  Beziehungen  ein  reclitspolitisches  Motiv  für 
die  internationale  Assistenz  in  derartigen  Fällen  nicht  hergeleitet 
Werden  kann.  Dagegen  erheischen  die  allgemeinen  schiffahrts- 
[>olitischen  Rücksichten  eine  Rechtshülfe  auch  nach  dieser  Richtung 
\nn.  Denn  es  ist  in  Friedenszeiten  die  Hauptaufgabe  eines  jeden 
in  fi-emde  Meere  entsendeten  Kriegsfahrzeuges,  den  Seehandel  zu 


")  Ausführlicheres   hierüber   s.  in    der   Abhandlung   von  Pbrels,   Aus- 
lieferung desertirter  Schiffsmannschaften,  1883. 
")  Italien.  Regl.  Art.  31. 

Arrkiv  fftr  öffentliches  Recht.  I.  3.  33 
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schützen,  und  zwar  beschränkt  sich  diese  Aufgabe  keinesweges 
auf  den  Schutz  der  Handelsscliifife  seiner  eigenen  Nationalität, 
sondern  sie  hat  einen  weiteren  Wirkungskreis;  sie  umfasst  ins- 
besondere die  Befugniss,  auf  offener  See  da  einzuschreiten^  wo 
die  allgemeine  Sicherheit  in  Frage  kommt,  und  soweit  dieselbe 
bedroht  ist,  einen  internationalen  Rechtsschutz  auszuüben.  Es 
hat  mithin  jeder  Staat  ein  Interesse  daran,  dass  der  Aktions- 
bereitschaft der  zu  solchen  Aufgaben  bestimmten  Schiffe  anderer 
Nationen  durch  die  Venninderung  ihrer  Besatzungen  kein  Ab- 
bruch geschehe. 

In  der  Praxis  sowohl  wie  in  der  Wissenschaft  liaben  diese 
Gesichtspunkte  Anerkennung  gefunden.  Insbesondere  hat  sich 
auch  das  Institut  de  droit  international  mit  dem  Gegenstande 
befasst  gelegentlich  der  Vorarbeiten  und  Berathungen  über  das 
Auslieferungsrecht  '^). 

In  der  Natur  der  Verhältnisse  liegt  es,  dass  für  die  in  der- 
artigen Fällen  zu  gewährende  Rechtsliülfe  nicht  das  fiir  Auslie- 
ferungen im  allgemeinen  vorgeschriebene,  mit  mannigfachen  For- 
malitäten und  Weiterungen  verknüi)fte  Verfahren  Platz  greifen 
kann;  denn  es  würde  sonst  der  Zweck  in  den  meisten  Fallen 
nicht  eiTeicht  werden.  Insbesondere  werden  ausgeschlossen  bleiben 
müssen:  eine  diplomatische  Vemiittelung,  eine  gerichtliche  Requi- 
sition, ein  richterlicher  Haftbefehl,  em  kontradiktorisches  Ver- 
faJiren  vor  dem  Gericht  des  Zufluchtstaates'*).     Domentsi)rechend 


**)  Der  Referent  hob  hervor:  „Les  graves  consequences  dont  ce  fait  (de- 
sertion  des  mariiis)  pcut  etrc  la  cause,  cxigent,  qu'il  soit  promptement  reprime. 
Dans  la  pratique  generale,  l'extradition  n'est  seulement  accordee,  eile  a  lien 
suivant  uno  procedure  sommaire".  Der  Korreferent  bemerkte:  «A  notre  avis. 
la  distinction  faite,  entre  la  desertion  dans  ramiec  propreinent  dite,  et  b  Jr 
sertion  dans  la  marine,  ne  s'expliiiuc  que  par  des  motifs  d'utilite  pratique,  et 
non  i)ar  des  motifs  de  justice;  le  fait  du  matelot  d'un  navire  de  commerce  qni 
quitte  son  bord,  nous  semble  moins  gravc  que  celui  du  soldat,  qui  abandonm' 
son  drapcau,  peut-etre  en  face  de  Temeute  ou  de  rennenü**.  Das  Institut  hat 
in  der  Folge  in  der  Sitzung  von  Oxford  (1880)  unter  Nr.  XVI  die  Resolution 
angenommen :  „L'extradition  ne  doit  pas  s'appliquer  a  la  desertion  des  lüiÜ- 
taires  ai)partenant  a  Tarmee  de  terre  ou  de  nier,  ni  aux  delits  puremont  mili- 
taires.  —  L'adoption  de  cette  regle  ne  fait  pas  obstacle  a  la  li^' 
raison  des  matelots  appartenant  a  la  marine  d'Etat  ou  alaniarin'* 
marchande".  Annuaire  de  Tlnstitut  de  droit  intern.  1879/SO  I.  S.  220.  i^*»^ : 
1882  S.  122,  129. 

'*)  S.  hierüber  Ortolan  a.  a.  0.  I.  S.  307,  308,  313,  314. 
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ist  auch    tliuTh    zahlreiche    internationale  Vereiiibaningen,    inshe- 
^■pndero  in  Sdiifffiihrts-  und  in  Konsiilanerträgen,  die  Verpflichtung 
ffRir  Auslieferung  von  Krii^gsF^cliitls-Doserteuren  ausilriieklicli  stipu- 
lirt  und  das  hicrhei  zu  Ijeoljaclitinule  Verfahren  geregelt, 

Eline  völkerrechtliche  Verpfliclitting  zur  Festnahme  und  Aus- 
lieferting   von    solchen  Deserteuren  kann  freiHch    nur    soweit   be- 
hauptet wenloM,    als  eine  solche   ausdriicklicli  vereinl^art  ist,  und 
zwar  darf  iingeoonimcn  werden*  dass  wenn  in  einer  Vereinbarung 
über  Auslieferung  desertirter  SchiffsuKinnsehaftcn  von  Deserteuren 
im  allgemeinen  rlie  Rede  ist,  damnter  Deserteure  von  Kaulliilu'tei- 
schiffen  sowohl    wie  von  Kriegsschißeu  zu  verstehen  sind.     Aber 
auch    soweit  Vereinbaniugen    über    die  Ansliefening   von  Deser- 
teuren nicht  bestehen,  ist  es  keinesweges  ausgeschlossen,  dass  die 
Wtortspohzeibehorde  einend  an  sie  gericliteten  Ersuciieo  des  Schiffs- 
kommandos   oder  des  Konsuls    um  Festnidawe    und  Auslieferung 
eines  Deserteurs  ohne  weiteres  Folge  giebt ;  in  der  Praxis  geacbiebt 
^ües  allermeist  ^•*). 

^P  3.  In  Betreff  der  Ausliefenmg  von  Deserteuren,  welche  sich 
im  fremden  Staatsge^hiet  uuflialten,  gelten,  nach  dem  Inhalt  der 
hezügliehen    in    edlen    wcsentlirlion    Punkten    ühereinstimmenden 

Ilnteniationaleu  Vereinhanmgenj  folgende  Regeln: 
[  a)  Das  Ersuchen  nm  Auslieferung  erfolgt  durch  Vennittelung 
Hes  Konsuls  in  sclniftlicher  Form*  Der  Requisition  des  Seliiffs- 
kommandos  wird  eine  Personalh(^schreibung  heizufiigen  sein  ^^*). 
h)  Ist  die  Festnahme  erfcdgt,  so  wird  der  Deserteur  dem 
Konsul  zur  Verfügung  gesteUt,  und  falls  das  Kriegsschiff  den 
Mreflenden  Platz  bereits  verlassen  hat,  auch  kein  anderes  Kriegs- 
^Jchitf  derselben  Flagge^  an  welches  ohne  w(*iteres  die  Ahlieferung 
^■rfolgen  kann,  zui*  Stelle  ist,  auf  Kosten  des  Konsulats  bei  dem* 
selben  oder  bei  der  Drtspohzeibehörde  in  Gewahrsam  gebalten, 
bis  dass  sieh  Gelegenheit  zur  Uelierfühnrng  an  Bord  eines  solchen 
Kriegsschirtes  oder  zur  Heimsendnng  durch  ein  anderes  Schill' 
findet.     Jedoch   ist    die  Dauer    der  Detention    bei    der    fremden 

^m  '•)  S.  auch  liegulations    for   Uie  (jüvernment  of  tlie  United  States  Navy 

^■on  3870,  Art  1008. 

^H  ^*  )  Für  die  Kalserl.  Daitseln*  Manne  s.  §  *2fi  der  Instr.  für  <len  Koiii- 
^Hnandanten  etc.,  §  2H  dos  Gesetzes,  betr.  dre  Or^aiiisation  der  Dundes-Koiv 
'  solate  ete.  \mn  K  November  lS(i7,  ond  Allg.  Pienst-Inatr.  filr  die  Kiinsuln 
>ora  6.  Juni  1871  2ü  g  28  dt 

88* 
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Behörde  limitirt'^),  und  eine  Wiederverhaftung  aus  derselben 
Veranlassung  unstatthaft.  Die  bevorstehende  Freilassung  des 
Detinirten  pflegt  dem  Konsul  drei  Tage  vorher  angezeigt  zn 
werden. 

c)  Wenn  der  Deserteur  in  dem  Staatsgebiet  in  welchem  er 
ergriffen  wird,  eine  stmfbare  Handlung  begangen  hat,  so  wird 
die  Auslieferung  ausgesetzt,  bis  dieserhalb  eine  Aburtlieilung 
beziehungsweise  der  Strafvollzug  erfolgt  ist. 

d)  Nicht  ausgeliefert  werden  Personen,  welche  Angehörige 
des  Landes  sind,  in  welchem  ihre  Ergreifung  erfolgt  ist;  ist  ihre 
Nationalität  von  vornherein  bekannt,  so  wird  eine  Festnahme  gar 
nicht  erfolgen.  Diese  Beschränkimg  ist  in  der  Regel  schon  in 
den  Konventionen  ausdrücklich  festgesetzt;  aber  aucli  wenn  es 
nicht  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  existirt  in  derartigen  Fällen 
eine  Pflicht  zur  Auslieferung  nicht.  Auch  nach  dem  Landesrecht 
der  modernen  Staaten  ist  eine  Auslieferung  Staatsangehöriger  in 
der  Regel  ausgeschlossen.  Das  Strafgesetzl)uch  fiir  das  Deutsche 
Reich  bestimmt  im  §  9:  „Ein  Deutscher  darf  einer  ausländischen 
Regierung  zur  Verfolgimg  oder  Bestrafung  nicht  überliefert 
werden".  Aber  auch  wenn  der  fremde  Staat  auf  die  Strafver- 
folgung verzichten  wollte,  dürfte  nach  der  ratio  dieses  den  An- 
schauungen des  modernen  Völkerrechts  entsprechenden  Gruiulsiityos 
eine  Auslieferung  nicht  für  statthaft  zu  erachten  sein^'^j.  Al>- 
gesehen  von  dieser  Einschränkung  ist  es  olme  Belang,  ob  der 
R(*klamirte  der  Nation  angehört,  deren  Flagge  das  Schilf  fülirt 
oder  nicht"'-*). 

e)  Tiiegt  ausser  der  Desertion  gegen  das  betreffende  Tndiri- 
duum  eine  Strafthat  vor,  welche  an  sich  den  Anspruch  auf  Aus- 
lieferung nicht  begründen  würde,  so  kann  demjenigen  Staate, 
welcher  den  Deserteur  ausliefert,  das  Recht  nicht  versagt  werden, 
an  die  Auslieferung  die  Bedingung  zu  knüpfen,  dass  wegen  jener 
konkurrirenden  Strafhandlung  eine  Strafverfolgung  nicht  eintrete. 

4.  In  keinem  Falle  steht  dem  Kommandanten  eines  Kriegs- 
schifies  die  Befugniss  zu,  auf  eigene  ^Yutorität  an  Bord  eines 
Schift'es    fremder  Nationalität  Recherchen    zur  Ermittelung   oder 

'')  In  «ler  Regel  auf  mehrere  Moiiato. 

'**)  S.  auch  All^.  Dienstinstruktion  für  die  Kaiserlichen  Konsuln  vuni 
23.  Februar  1H78  zu  §  34. 

'^)  FiKLD  a.  a.  0.  Anmerk.  zu  §  241. 
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Festnahme  eines  Deseurteurs  vornehmen  zu  lassen®^).  Hat  der 
Kommandant  Grund  anzunehmen,  dass  sich  ein  Mann  von  der 
Besatzung  seines  Scliififes  an  Bord  eines  Kauflfahrteischiffes  fremder 
Flagge  geflüchtet  hat,  so  wird  die  Festnahme  ebenfaUs  durch 
Vermittelung  des  Konsuls  bei  der  Lokalbohörde  in  Antrag  zu 
bringen  sein,  welche  eventuell  unter  Zuziehung  des  Konsuls  der 
Nation,  dessen  Flagge  das  Zufluchtsschiff  fuhrt,  die  Festnahme 
und  AusUeferung  herbeiführen  wird**).  Hat  sich  ein  Deserteur 
an  Bord  eines  fremden  Kriegsschiffes  geflüchtet,  so  ist  das  Er- 
suchen um  Auslieferung  an  den  Kommandanten  des  letzteren 
beziehungsweise  an  den  ältesten  anwesenden  kommandirenden 
Ofi&zier  der  betreffenden  Flagge  zu  richten,  welcher,  soweit  nicht 
etwa  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bei  Zusage  der  Reci- 
procität;  jenem  Ersuchen  unbedenklich  stattgeben  wird. 

5.  Eine  Kollision  der  in  Rede  stehenden  internationalen  Ver- 
pflichtungen kann  eintreten,  wenn  ein  Individiuum  an  einem  und 
demselben  Platze  successive  von  mehreren  Schiffen  verschiedener 
Flaggen  entwichen  ist  und  Seitens  der  betreffenden  Konsuln  auf 
Grund  der  bestehenden  Konventionen  die  Oi-tsbehörde  um  Aus- 
lieferung angegangen  wird.  Ist  die  Entweichung  in  dem  einen 
Falle  von  Bord  eines  Kiiegsschiffes,  in  dem  anderen  von  Bord 
eines  Kauffahrteischiffes  erfolgt,  so  würde,  da  nach  dem  Wesen 
der  internationalen  Bezielumgen  den  Interessen  der  Staatsgewalten 
in  höherem  Grade  Rechnung  getragen  werden  muss,  als  denjenigen 
des  kommerziellen  Verkehrs,  olme  Rücksicht  auf  sonstige  Um- 
stände, der  Requisition  um  Auslieferung  an  Bord  des  Kriegsschiffes 
stattzugeben  sein.     Ist    die    Entweichung  von  Kriegsschiffen  ver- 


***)  Ein  ausdrückliches  Verbot  nach  dieser  Kichtung  enthalten  die  Queen's 
Regulations  im  Art.  .368,  woselbst  es  heisst:  „Her  Majesty's  Ofiicers  are  not 
aathorised  to  send  on  board  of  Foreign  Ships  to  take  froin  her  any  British 
Seaman  against  the  will  of  the  Foreign  Commander"  und  weiter:  „No  Officer 
of  her  Majesty  shall  in  any  case  searcli  any  Foreign  Ship  for  any  Naval  I)e- 
sertor  or  Deserters.  This  prohibition  applies  wether  sucli  Vessel  be  in  Foreign 
Waters  or  elsewhere".  —  Die  Regulations  for  the  Government  of  the  United 
States  Navy  setzen  im  Art.  1001  fest:  „In  no  case  shall  force  be  used  to 
recover  deserters  abroad,  either  from  the  shore  or  from  foreign  ships;  but 
officors  may  be  sent  to  either  shore  or  ships  to  identify  deserters".  —  S.  auch 
•chwed.  Regl.  §  91  Z.  1. 

*»)  S.  auch  Allg.  Dienst  Instruktion  für  die  Kaiserlichen  Konsuln  vom 
*23.  Februar  1873  zu  §  33,  Schlusssatz. 


—     496     — 

schiedener  Flaggen  erfolgt,  so  würde  die  Kollision  wohl  am 
zweckmässigsten  durch  Berücksichtigung  der  Priorität  des  Aus- 
lieferungsantrages gelöst  werden.  Indessen  würde  es  fuglich  auch 
nicht  als  unzulässig  erachtet  werden  können,  den  festgenommenen 
Deserteur  für  dasjenige  Schiff  zur  Verfugung  zu  stellen,  Ton 
welchem  er  zuerst  entwichen  war.  Besteht  aber  mit  der  einen 
Nation  eine  Vereinbanmg  über  die  Auslieferung  von  Schiflfedeser- 
teuren,  mit  der  anderen  nicht,  so  wird  unter  allen  Umstanden 
dem  Auslieferungsantrage  des  Vertreters  der  ersteren  Folge  zu 
geben  sein. 

XIIL     Konflikte    mit    fremden    Behörden    und    Inter- 
ventionen. 

Geräth  der  Kommandant  eines  Kriegsschiffes  mit  einer  aus- 
ländischen Behörde  in  Konflikt,  so  hat  er  die  Verfolgung  der 
Angelegenheit  durcli  die  ordentliche  Vertretung  seines  Staates, 
d.  i.  den  diplomatischen  Repräsentanten  oder  den  Konsul  zu  ver- 
anlassen, und  ist  nur  da  ermächtigt,  selbständig  zu  handeln,  vo 
ein  solcher  Vertreter  entweder  nicht  existirt,  oder  ein  sofortiges 
Handeln  durchaus  nothwendig  ist,  ohne  dass  zuvor  dessen  Ver- 
mittelung  angegangen  werden  kann.  Es  ist  für  alle  derartige 
Fälle  festzuhalten,  dass  ein  Kriegsschiff  im  Auslande  die  bewaff- 
nete Macht  seines  Heimathsstaates  nicht  aber  dessen  souveräne 
politische  Gewalt  repräsentirt.  Es  kann  daher  in  Ermangehmg 
einer  Ermächtigung  nur  unter  besonderen  Umständen  eine  selbst- 
ständige Aktion  von  Seiten  des  Befehlhabers  ehies  Kriegsscliiffes 
in  Sceno  gesetzt  werden,  nämlich,  um  die  Elire  der  Flagge  zu 
wahren,  und  in  dringenden  Fällen,  sobald  es  sich  um  die  Ge- 
währung von  augenblicklichem  Schutz  bei  ernster  Gefiihrdung  von 
Angehörigen  seiner  Nation  handelt  ^2). 

Auch  die  Entscheidung  über  die  Art  und  die  Grenzen  des 
Einsclu'eitens  kann  zu  Schwierigkeiten  führen,  welche  nur  soweit 
wegfallen,  als  der  Kommandant  nach  bestimmten  Direktiven  zu 
handeln  hat.  Für  die  militärische  Durclifüln-ung  der  Aktion  liegt 
ihm  die  alleinige  Bestimmung  und  Verantwortlichkeit  ob,  und 
werden  hierbei  folgende  Normen  leitend  sein: 

1.  Die  Ehre  der  Flagge  muss  unter  allen  Umständen  gewahrt 

»*)  S.  Pbrels,  intern.  Seerecht  S.  158,  159. 
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irden;  es  muss  desshalb  auch  namentlich  ein  angefangenes 
itemehmen  mit  Daransetzung  aller  BLräfte  zu  Ende  geführt 
rden.  Unverrichteter  Sache  abziehen  schädigt  das  Ansehen 
r  Flagge  und  mithin  die  Würde  der  Nation  in  schlimmster 
eise. 

2.  Es  soll  Gewalt  nur  im  äussersten  Falle  und  nicht  mehr 
jwalt  angewendet  werden,  als  zur  Erreichung  des  gestellten 
eles  erforderUch  ist.  Die  Gewalt  ist  überhaupt  das  äusserste 
lässige  Mittel  des  Einschreitens  und  daher  nur  anzuwenden, 
nn  die  anderen  Mittel  erschöpft  sind,  insbesondere,  wenn  die 
mde  Regienmgsgewalt  die  verlangte  Remedur  hartnäckig  ver- 
igert  oder  ohnmächtig  ist,  eine  solche  zu  leisten.  Momentan 
rden  zwar  in  den  meisten  Fällen  Gewaltaktionen  die  Wirkung 
jht  verfehlen;  ob  dadurch  aber  dauernde  Vortheile  erlangt 
rden,  ist  eine  ganz  andere  Frage.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt, 
SS  häufig  die  blosse  Anwesenheit  eines  Kriegsschiffes,  verbunden 
t  einem  bestimmten  Auftreten,  welches  in  Betreff  der  even- 
jllen  Entschhessungen  keinen  Zweifel  liess,  liinreichte.  Abhülfe 
schaffen®*). 


^)  Pebels,  intern.  Secrecht  §  29  I.  —  Die  Deutsche  Instruktion  für 
I  Kommandanten  bestimmt  in  den  §§  13  und  14:  „Geräth  ein  Kommandant 
irgend  einen  Konflikt  mit  Bch'irden  irgend  eines  fremden  Staates,  so  hat 
dem  Konsul  oder  diplomatischen  Vertreter  des  Deutschen  Reichs  die  weitere 
rfolgang  der  Angelegenheit  zu  übertragen  und  selbstverständlich  an  seine 
gesetzte  Behörde  zu  berichten.  Wird  irgendwie  ein  augenblickliches  Ein- 
Teiten  durchaus  erforderlich,  so  hat  er  die  Vorschriften  des  maritimen  Völker- 
hts  in  Betracht  zu  ziehen  und  bei  seinen  Massnahmen  nicht  ausser  Acht 
lassen,  dass  ihm  die  ganze  Verantwortlichkeit  für  die  Folgen  verbleibt", 
auch  Perbls  a.  a.  0.  Anlage  G.  —  Vgl.  ferner  Queens  Regulations 
t  417  ff.,  osterr.  Rcgl.  III  Nr.  57  und  1006;  Italien.  Regl.  Art.  13. 

(Schluss  folgt  im  nächsten  Heft.) 


Ein  Beitrag 

zur 

Lehre  von  der  Gültigkeit  der  Staatsvertr&ge 
in  den  Yerfassungs-Staaten. 

Von 

A.  Leoni, 

LandgericbUrath  in  SferMsbnrg  i.  E. 

I.  Gleich  den  Verfassungen  fast  aller  Kulturstaaten  enthalten 
bekannter  Massen  auch  die  Preussische  Verfassung  und  die  Reichs- 
verfassung  Bestimmungen,  durch  welche  die  Machtvollkommenheit 
des  Königs  von  Preussen  und  des  Deutschen  Kaisers  bezüglich 
des  Abschlusses  von  Staatsverträgen  gewissen  Beschränkungen 
unterworfen  wird.  Art.  48  der  Preussisclien  Verfassung  besagt: 
„Der  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  auch  andere  Verträge  mit  fremden  Regierungen  zu 
errichten.  Letztere  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung 
der  Kammern,  sofern  es  Handelsverträge  sind,  oder  wenn  dadurch 
dem  Staate  Lasten,  oder  einzelnen  Staatsbürgern  Verpflichtungen 
auferlegt  werden".  Ln  Art.  11  der  Reichs  Verfassung  wird  be- 
stimmt: „Der  Kaiser  hat  das  Reich  völkerrechthch  zu  vertreten, 
im  Namen  des  Reichs  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessn, 
Bündnisse  und  andere  Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen, 
Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen.  —  Zur  Erklärung 
des  Krieges  im  Namen  des  Reichs  ist  die  Zustinmiung  des  Bun- 
desraths  erforderUch,  es  sei  denn ,  dass  ein  Angriff  auf  das 
Bundesgebiet  oder  dessen  Küste  erfolgt.  —  Insoweit  die  Verträge 
sich  auf  solche  Gegenstände  beziehen,  welche  nach  Art.  4  in  den 
Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören,  ist  zu  ihrem  Abschlüsse 
die  Zustimmung  des  Bundesraths  und  zu  ihrer  Gültigkeit  die 
Genehmigung  des  Reichstags  erforderUch". 


I 


Jnler  den  zahlreicben  Streitfragen,  zu  welchen  die  Anslegim| 
dieser  Verfassnngs- Artikel  Veranlassong  gegeben  hat,  ist  ein€ 
tclcr  wichtigsten  diejenige^  welche  die  Bedeutung  der  konstitutio- 
nellen Beschränkung  für  die  Gültigkeit  rler  Verträge  zum  Gegen- 
stände hat.  Diese  Frage,  welche  des  Näheren  dahin  zu  präcisireii 
ist:  ^ob  ein  vom  Könige  von  Preussen  oder  dem  Deut- 
schen Kaiser  abgeschlossener  Staatsvertrag,  zu  welchem 
rerfassungsmässig  die  Zustimmung  der  Preussischen 
Kammern,  des  Biindesraths  und  Reichstags  geboten 
ist,  ohne  die  erforderte  Zustimmung  schlechthin  unver- 
bindlich sei^,  soll  hier  einer  lairzen  Untersuchung  unterworfen 
werden.  Es  besteht  dabei,  wie  ausdrücklich  betont  wird,  nicht 
die  Meinung,  eine  erschöpfende  Darlegung  zu  geben;  der  Zweck 
der  Untei^uchung  ist  viehnehr  erfüllt,  wenn  einige  Gesichtspunkte, 
welche  nach  der  Ansiclit  des  ^'erfassers  bei  der  Erörtern ng  der 
Erage  bisher  nicht  hinlänglich  gewürdigt  wurden,  klüftiger  be- 
leuchtet sind. 

IL  Staatsverträge  beruhen  —  der  Name  besagt  es  —  auf 
er  Willensübereinstimmung  von  Staaten,  durch  welche  Keclite 
und  Piliehten  erzeugt  werden.  Die  Kenntniss  der  BecUngimgen, 
unter  welchen  ein  Staat  vertragsmässig  verpflichtet  wkd,  kann 
nur  aus  der  Verfas*^ung  jedes  einzelnen  Staates  gewonnen  werden. 
Es  folgt  dies  nicht  bloss  dai-aus^  dasis  es  keine  Gesetzgebinig 
.über  den  Staaten  gibt,  sondern  auch  daraus,  dass  ein  staatlicher 
Wille  nur  existiH,  soweit  die  Staatsverfassung,  diesem  Wort  hier 
in  seinem  weitesten  Sinne  genommen,  ihn  zulässt.  Das  Völker- 
recht setzt  die  Staaten  als  rechts-  und  handlungsfähig  voraus^ 
m  nimmt  die  Staaten  so  wie  sie  sind')  und  enthält  daher  keine 
formen,  dm^cli  welche  diese  Fähigkeit  erst  bestimmt  würde*  Im 
Einklang  hiennit  bemerkt  Hefftek'*^):  „Die  zweite  wTseotliclie 
Voraussetzung  zu  einem  gliltigen  Vertrage  ist  Bispositionsiahigkeit 
er  Kontrahenten;  diese  haben  für  eigentliche  Statitsverträge  die 
acht  vollkommenen  aktuelUn  Re])nisentanten  der  kontrahirenden 
aatsgewalt ,  soweit  d  e  r  v  n  B  e  f  u  g  n  i  s  s  c  n  i  c  1 1 1  d  u  r  c  h  d  i  e 
erfassung  des  Staates   beschränkt  werden.     Calvo^) 


*)  Vgl.  Mäbtbws,  Völkerreclit  (Deuts cbe  Ausgabt"  von  Bkrobohm)  Band  I 
232. 

*)  Das  europüiscliL'  Volkcrrt^cht  der  Geg-etiwivit,  7.  Ausgabe  8.  184. 
*)  Le  droit  international  theoriqtic  et  pratique  L  S,  340, 
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sagt:  „Pour  constater  en  ce  qui  rßside  le  pouvoir  de  conclure 
des  traites  il  faut  recourir  ä  la  Constitution  fondamentale  des 
etats;  car  ce  droit  etant  un  attribut  essentiel  de  la  souverainete 
nationale  Texercice  n'en  peut  etre  regi  que  par  le  droit  pubKc 
interne  de  chaque  pays"*).  Schon  aus  der  Anwendung  dieser 
Grundsätze  auf  die  oben  angeführten  Verfassungs-Artikel  scheint 
nun  der  Schluss  berechtigt,  dass  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper  vorgeschrieben  ist, 
ein  rechtsverbindlicher  Vertrag  erst  vorliege,  wenn  neben  den 
übrigen  Voraussetzungen  auch  jene  Zustimmung  gegeben  ist,  und 
dass,  so  lange  dies  nicht  zutriflft,  von  einem  rechtsverbindlichen 
Vertrage  überhaupt  nicht  geredet  werden  könne.  Diese  Folgerung 
wird  aber  keineswegs  überall  gezogen. 

Im  preussischen  Abgeordnetenhause  war  im  Jahre  1863  der 
Antrag  eingebracht  worden,  die  am  8.  August  1857  zwischen 
Preussen  und  Russland  abgeschlossene  Kartell-Konvention  für 
ungültig  zu  erklären,  weil  dieselbe  dem  Landtage  nicht  zur  Ge- 
nehmigung unterbreitet  war.  Gneist,  welcher  zum  Referenten 
bestellt  war,  sprach  sich  in  einem  grösseren  Gutachten  gegen  die 
Zulässigkeit  des  Antrags  aus^).  Der  berülmite  Staatsrechtslelirer 
beginnt  damit,  dass  man  zwischen  völkerrechtlicher  imd  staats- 
reclitUclier  Gültigkeit  unterscheiden  müsse;  ein  Vertrag  könne 
völkerrechtlich  bindend  abgeschlossen  sein,  ohne  dass  er  doss- 
wegen  staatsrechtlich  vollziehbar  sei.  Diese  Untei'scheiduiig  sei 
unzweifelhaft  in  der  englischen  Parlanientsverfassung  begiündet, 
gemäss  welcher  das  Parlament  nur  bei  Akten  der  inneren  Staats- 
venvaltung  mitwirke,  wälirend  der  Abscliluss  von  Staatsverträgen 
mit  auswärtigen  Mächten  der  königlichen  Prärogative  aus- 
schliesslich überlassen  sei.  VölkeiTcclithch  perfekt  werde  dort 
der  Vertrag  dui'ch  die  Ratifikation  des  Königs  ohne  Vorbehalt 
der  Zustimmung  des  Parlaments,  so  dass  auch  nur  aus  Gründen 
des  Völkerrechtes  der  Vertrag  annuUirt  werden  könne;  dagegen 
werde   staatsrechtUcli  d.  h.  in   den    inneren    rechtUchen  Verhält- 


**)  Vgl.  auch  Vattel,  Le  Droit  des  gons  §  454.  Bebgboum:  Staatsver- 
träge und  Gesetze  als  Quellen  des  Völkerrechts  (Dorpat  1876)  S.  101.  v.  Martes> 
1.  c.  ö.  894,  V.  BüLMEUiNCQ  in  Marquardskn's  Handbuch  des  Oefl'cntlicheu 
Rechts  I,  2  S.  301. 

*)  Das  Gutachten  ist  abgedruckt  bei  ^Mkier:  lieber  den  Abschlass  von 
Staatsvcrtrügeu,  Leipzig  1874**  S.  JJ30  ft*. 
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oissen  der  Grundsatz,  dass  Landesrecht  uod  Parlamentsstatuten 
nur  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  geändert  werden  könne, 
flurch  eine  nach  Aussen  übernommene  \>rbiiidlichkeit  des  Staate-S 
nicht  aufgehoben.  Aus  diesem  Doppelverhältnisse  konnten  aller- 
dings KoUisionen  entstehen;  alsdann  gehe  die  höhere  (?)  völker- 
rechtliche Verpflichtung  der  staatsrechtlichen  vor,  und  sei,  wenn 
rip  Staatsgewalt  nicht  die  Zustimmung  des  Parlaments  erlange, 
Be  Folge  des  A'ertragsbniches,  unter  Umständen  ein  casus  belli, 
unvermeidlich.  Diese  Auffassung  des  englischen  Rechtes  sei  aber, 
wie  Gneist  weiter  ausfuhrt,  in  die  Verfassungen  der  Kontinental- 
rtaaten,  insbesondere  Preussens,  übergegangen;  es  sei,  wie  er 
pbh  scldiesshch  ausdiiickt,  normaler  Grundsatz,  dass  die 
konstitutionellen  Souveräne  den  Staat  nach  Aussen 
verbindlich  verpflichten- 

Zu  gleichem  Ergebnisse  gelangt  bezügUch  des  AH.  11  der 
Heichsverfassung  auf  dem  Wege  selbststandiger  Deduktion  Laband 
in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  *).  Der  Staatsvertrag 
ist  nach  Labaxd  nur  ein  Versprechen,  das  einem  gleichberech- 
tigten Kontralienten  gegeben  wird;  der  Staat  verpflichtet  sich, 
etwas  zu  thun,  zu  unterlassen,  zu  geben ;  dadurcli  würden  zunächst 
nur  Wirkimgen  nach  Aussen,  nicht  nach  Innen  erzeugt;  damit 
letzteres  eintrete,  bedürfe  es  eines  besonderen  Befehls  an  die 
Behörden  und  Unterthanen,  eines  Gresetzes,  oder  einer  Verordnung, 
Dementsprechend  sei  zu  unterscheiden  zwischen  der 
Legitimation  zum  Vertragsabschluss  und  den  Bedin- 
gung e  n  d  e  r  V  o  1 1  z  i  e  h  b  ar  k  e  i  t ;  es  sei  zwar  allgemeiner  G  rund- 
satz,  dass  der  Vertreter  eines  Rechtssubjektes  das  letztere  niu' 
insoweit  verpflichte,  als  er  innerhalb  seiner  Vei-tretungsbefiigniss 
handle;  aus  der  Thatsache  aber,  dass  das  positive  Recht  das 
Staatsoberhaupt  an  eine  Mitwirkung  der  Volksvertretung  binde, 
folge  noch  nicht  eine  Beschrünkung  der  Legitimation  zum  Ver- 
trag)sabschlus8 ;  sie  könne  auch  nur  die  Bedeutung  haben,  das 
Staatsoberhaupt  bei  der  Vollziehung  zu  beschränken ;  letzteres  sei 
bei  Art.  11  der  Reichsverfassung  der  Fall'). 


•)  VgL  Bund  2  S.  152  if.  und  in  MARQirAitüscN's  Haiicibiieh  II  1  S.  104. 
')  Vgl,  lu  gleichem  Sinne  Georg  Meykh  ^Ldirbud»  *les  Dentsclien  Staate- 
l^htes"  §  18J).  Skyuil  , Kommentar  zur  Verfassungs- Urkunde  für  das  Deutsche 
ch*  S,  118.  RrcK  in  HKyMANN^a  krit.  LittenitarWatt,  1879.  S-  85  ff. 
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Diese  Ausführungen  sind  nicht  ohne  Widerspruch  geblieben. 
Gegen  Gneist  hat  sich  namentüch  Ernst  Meier  in  seinem  Yor- 
treffhchen  Werke  „lieber  den  Abschluss  von  Staatsverträgen'' 
gewendet;  die  LABAND'sche  Ansicht  ist  von  Max  Probst^  in 
scharfsinniger  Weise  bekämpft  worden.  Indessen  beschränkt  sich 
bei  beiden  der  Widerstreit  im  Wesentlichen  auf  die  Frage  der 
Interpretation  der  positiv  gegebenen  Vorschriften.  Der  Schwer- 
punkt der  Untersuchungen  von  Meier  hegt  in  dem  Nachweis, 
dass  der  von  Gneist  behauptete  normale  Grundsatz  nicht  be- 
stehe^ dass  der  Rechtsübung  der  europäischen  Kontinental- 
staaten eine  zweifache  Gültigkeit  der  Staatsverträge  unbekannt 
sei.  Probst  erkennt  ausdrücklich  die  Unterscheidung  zwischen 
der  Legitimation  zum  Abschlüsse  und  der  Vollziehbarkeit  an;  er 
versucht  nur  darzulegen,  dass  sie  bezüglich  des  Art.  11  der 
Reichsverfassung  nicht  Platz  greife,  dass  vielmehr  Abs.  3  dieses 
Artikels  auch  völkerrechtlich  wirksam  sei').  Auf  einem  grund- 
sätzlich verschiedenen  Standpunkte  steht  dagegen  Unger^'). 
Kontralienten  sind  nacli  diesem  Schriftsteller  die  Staatsoberhäupter: 
ilir  Wille  allein  ist  jedoch  nicht  bindend.  Unger  verweist  auf 
eine  Analogie  im  Privatrechte,  die  Ehe  des  Minderjährigen;  es 
ist  der  Minderjälirige,  welclier  die  Ehe  abschliesst.  aber  zur  (-riiltig- 
keit  der  Ehe  nniss  die  Zustimmung  des  Vormundes  hinzutreten. 
In  ähnlicher  Weise  bedürfe  ein  vom  Staatsoberhaupt^^  abgesclili>s- 
scMier  Vortrag  der  Zustinnnung  der  Kammern  und  sei  ohne  die- 
selbe null  und  nichtig  nach  allen  Seiten  hin;  denn  die  Gültig- 
keit lasse  sich  nicht  spalten:  ein  Vertrag  könne  nicht  nach 
Aussen  gültig  und  nach  Innen  ungültig  sein  *  *). 

**)  Probst:  « Der  Abschluss  völkerrcehtlielier  VerträjCfe  durch  das  Deut-^cho 
lloich  und  doi^sen  Einzolstcoaten",  Hirtu's  Anualen  1882,  S.  24u  IF. 

^)  In  gleichem  Sinne  Guido  Prestele:  «Die  Lehre  vom  AbschloÄ 
völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  Deutsche  Keich  und  die  Einzelstaaten 
des  Reiches**  188*2,  und  Gierke  in  GrünhutVs  Zeitschrift,  Band  VI 
S.  231. 

''')  Unger:  „Ueber  die  Gültigkeit  von  Staatsverträgen  %  Gbünhcts 
Zeitschrift  Band  VI  S.  849  ff.  Zu  v^Tgleichen  auch  GoRius  „D.is  Vcrtrasfs- 
reclit  des  Deutschen  Reichs",  Hirtii's  Annah.'n  1874,  S.  759  ff.,  l^'^- 
S.  531  ff. 

")  Zustimmend  Clunet:  „Du  defaut  de  validite  de  plusieurs  traiti-s 
diplomati(iues  conclus  par  la  France  avec  les  puissances  etrangeres".  2  ödit. 
Paris  1880. 
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Endlich  ist  noch  die  von  Zorn^^)  aufgestellte  Theorie  zu 
mahnen.  Zorn  geht  davon  aus,  dass  das  Recht  als  Rechts- 
Inung  aufgefasst  ein  Komplex  von  Imperativen  sei,  welche  der 
lat  an  seine  Unterthanen  richte  und  mit  Zwang  schütze.  Die 
»mmte  Rechtsordnung   zerfeile  in  zwei  Gruppen,   je    nachdem 

sich  um  Verhältnisse  handle,  welche  ausschliesslich  der  inner- 
Atlichen  Rechtssetzung  unterliegen  oder  um  solche,  bei  welchen 
rher  die  Thätigkeit  einer  anderen  Macht  eintreten  müsse, 
ber  auch  im  letzteren   Falle,   der  sich  regelmässig 

der  Form  des  Vertrages  verwirkliche,  werde  Recht 
st  geschaffen  durch  Gesetz  oder  Verordnung,  die 
nzigen  Formen  der  innerstaatlichen  Rechtssetzung. 
5r  Vertrag  habe  für  sich  noch  keinen  Rechtscharakter;  er  ge- 
nne  denselben  erst  dadurch,  dass  die  zwischenstaatUche  Ver- 
Qbarung  zum  Gesetz  oder  zur  Verordnung  erhoben  werde.  In 
mjeuigen  Staaten,  in  welchen  dies  in  besonderer  Form  gescliehe, 
abe  daher  die  spätere  Ratifikation  nur  die  Bedeutung  einer  dem 
äderen  Kontrahenten  ertheilten  Versicherung,  dass  der  Vertrags- 
alwurf  den  Rechtscharakter  empfangen  habe.  Anders  da,  wo  — 
de  in  Preussen  und  dem  Deutschen  Reiche  —  nicht  der  beson- 
lere  Erlass  eines  Gesetzes  oder  einer  Verordnung  vorgesclirieben 
ei;  hier  trete  die  Ratifikation  zugleich  an  Stelle  der  Sanktion. 
Ratifikation  sei  nach  preussisch-deutschem  Rechte  Sanktion  der 
itaatsverträge  als  Gesetz  oder  Verordnung,  und  es  müsse  hieraus 
ttit  Nothwendigkeit  gefolgert  werden,  dass,  sofern  die  Zustimmung 
ler  gesetzgebenden  Körper  zu  dem  Vertrage  geboten  sei,  die 
Utifikation  nicht  ertheilt  werden  dürfe,  bevor  diese  Zustimmung 
orliege  und  im  anderen  Falle  nichtig  sei. 

m.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  der  Thatsache,  dass  das 
taatsoberhaupt  einen  Staatsvertrag  ratifizirt  hat,  eine  hohe  poU- 
jche  Bedeutung  innewohnt.  Es  ist  ferner  die  Möglichkeit  zu- 
igeben,  dass  ein  völkerrechtlicher  Satz  geschaffen  würde,  kraft 
»sen  durch  die  Ratifikation  alle  Staatsverträge  rechtlich  perfekt 
[irden.  Alsdann  wäre  es  aber  das  Völkerrecht,  welches  die 
rage  entscheidet,  wer  zum  Abschluss  eines  Staatsvertrages  be- 
ichtigt  sei    und    nicht    mehr  das  Staatsrecht;    alsdann    könnten 


")  Vgl.  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Band  2  S.  419  ff.  und 
»tscbrift  für  die  gesanimte  Staatswissenschaft,  Band  36  S.  1  ff. 
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Verfassungsvorschriften  des  einzelnen  Staates  nach  keiner  Richtung 
mehr  die  rechtliche  Gültigkeit  eines  ratifizirten  Vertrages  bedingen. 
Die  Theorieen  von  Gneist  und  Laband  enthalten  einen  unlös- 
baren Widerspruch ;  es  kann  unmöglich  für  das  nämliche  Rechts- 
subjekt dasselbe  Recht  und  Unrecht  sein;  man  kann  nicht  rer- 
tragsmässig  verpflichtet  sein  und  trotzdem  nicht  die  Verpflichtung 
haben^  den  Vertrag  auszufuhren.  Die  Ansicht  von  Zorn  ist  auf 
dem  Satze  aufgebaut,  dass  nur  Gesetz  und  Verordnung  Recht 
erzeugen  können;  aber  dieses  Fundament  ist,  wie  wir  sehen 
werden,  nicht  begründet.  Von  anderer  Seite,  insbesondere  in  den 
Schriften  von  Meier  und  Probst,  ist  in  überzeugender  Weise 
dargelegt,  dass  die  Interpretation,  welche  Gneist  und  Labaxd 
den  an  die  Spitze  dieses  Aufsatzes  gestellten  Artikeln  gegeben 
haben,  dem  Willen  des  preussischen  und  deutschen  Gesetzgebers 
zuwiderlaufen.  Wir  sind  mit  Unoer  aer  Meinung,  dass 
von  Interpretation  schon  an  und  für  sich  und  ganz  ab- 
gesehen von  den  speziellen  Gründen,  welche  dem  Wort- 
laute und  der  Entstehungsgeschichte  der  beiden  Artikel 
entnommen  sind,  unhaltbar  ist  und  wollen  dafür  den  Nach- 
weis liefern: 

1.  aus  der  rochtlichen  Natur  des  Staates, 

2.  aus  dem  Grundsatz  der  Einheit  der  Staatsgewalt, 

3.  aus  der   überall    gleichmässig  entscheidenden    ratio  legis. 
1.  Ein  jeder  Staat  enthält   nothwendig   zwei  Elemente:  das 

Volk  und  die  staatlichen  Organe.  Das  Volk  bildet  die  Grund- 
lage des  Staates  und  die  geistigen  und  wirthschaftlichen  Strömungen, 
welche  es  bewegen,  wirken  mächtig  auf  das  Leben  und  die  Gestal- 
tung des  Staates  ein.  Uebcrall  und  zu  allen  Zeiten  entsteht  aber  der 
Staat  erst  durch  die  Konstituu'ung  staatlicher  Organe;  erst  dadurch 
tritt  eine  mit  Herrschaft  ausgestattete  Persöidiclikeit  in's  Leben  '^). 
Die  Bedeutung  der  staatlichen  Organe  wird  am  richtigsten 
durch  die  Art  charakterisii-t,  in  welcher  Hohijes  '*)  das  Ver- 
hältniss  des  Staatsoberhauptes  zum  Staate  schildert:  „Qui  ci- 
vitatem  et  cives  cum  hominc  et  membris  ejus  comparai-e  solent, 
dicunt  pene  onmes,  eum,  qui  summum  imperium  obtinet  in 
civitate,    esse  ad  civitatem    totam  id,    quod    caput    est  ad  totum 

*')  Vgl.  auch  Sarwey.  Das  üifentliclie  Kecht  und  dio  Verwaltungsreclits- 
pflege,  Tübingen  1880  S.  20. 

")  HOBBES,  De  cive,  Caput  VI,  19. 
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minem.     Caetta*um   ex   ante    ilicüs  apparet,    eiim    qui    tali  im- 
rio  praodilus  est,  sive  lionio  sit  sive  curia,  lial>ere  ad  civitateiii 

Fönem  non  capitis  sed  aniiiiae.  Nam  anima  est,  per  c|iiam 
lo  habet  voluiitatem^  hoc  est  potest  velh>  et  uolle ;  ita  per  eum; 
suiumum  hahet  imperium  et  non  alitor,  YDliiiitatem  habet,  et  po* 
il  velle  et  niiUe  eivitas".  Zugleich  lehren  aber  dteso  Betrachttingeii, 
m  man  das  Volk  oinf?r9eit8,  die  staatlielien  Organe  anderseits 
il  nicht  als  getrennte  Wesen  vorsteUeD  darf;  sie  verarischaii- 
ben,  dass  nicht  das  Volk  fiir  Rieh  und  nicht  die  staatlichen 
gane,  sondern  dass  beide  vereinigt  in  ihrer  geschichtbcli  ge- 
rdenen  Verbindung  den  Staat  bilden  und  in  ihm  zw  einem 
fiheitlichen  Ganzen  verschmoben  sind.  Es  gibt  dalier  auch 
clitlich  l)etraclitet  keinen  Willen  des  Volkes,  der  von  dem- 
iigen der  staatlichen  Organe  verschieden  wäre.  Wobl  ist  es  vor- 
kommen, dass  das  Vollt  gleich  einem  wilden  Strome  aus  dem 
itte  getreten  und  seine  Ufer  üherHuthet  hat^  dass  der  Wille 
ir  Masse  zum  Gesetz  wurde  \  aber  tlies  geschah  in  Zeiten  staa  t- 
iher  Auflösung;  innerhalb  einer  staatlichen  Onbnnig  ist  der  in 
|lt«kräftigcr  Form  kund  gegebene  Wille  der  staatlichen  Organe 
WL  derjenige  des  Volkes,  weil  in  ihm  der  Wille  dos  beide  um- 
Wilden  Staats  zum  Äusdmck  gelangt. 

Ist  diese  Auffassung  des  Staates  als  emer  seiner  Natur 
ich  einheitlichen  Bildung  richtig  ^^)j  wie  ist  es  aber  alsdann 
»nkbar,  dass  eine  Verpflichtung  zu  Recht  besteht  nach  Aussen 
id  nicht  nach  Innen?  Was  anders  bedeutete  iliese  Auf- 
plhmg,  als  dass  die  Organe,  welche  kontrahirt  haben,  zwar 
rpfticbtet,  das  Volk  aber  nicht  verpHichtet  sei,  dass  das 
ize  zwar  gebunden  und  die  G heder  dennoch  Irei  seien?  und 
fe  damit  nicht  die  Einheit  des  Staates  zerstört?  Ist 
icht  vielmehr  oflenhar,  dass,  wenn  der  Staat  nach  Aussen 
gegenüber  einem  Dritten  zu  einem  Thun  oder  Unterlassen 
riten  ist,  ehendess wegen  alle  Behörden,  Körperschallen  und 
iterthanen,  soweit  die  Ertullung  des  Vertrags  durch  einen 
Ülensakt  von  ihrer  Seite  bedingt  ist,  zur  Bethätigung  desselben 
liunden  sind?  Gewiss^  wir  müssen  dies,  sofern  wir  an  der 
lleit  des  Staates  festhalten  wollen,  noth wendig  bejahen;  wir 
sseii  zugehen,  dass  eine  Verpflichtung,  welcher  der  Staat  unter- 
jt,  aUe  Theile  desselben  ergreift;    wir  müssen  einräumen^    dass 

**)  Vgl  GcRiüS,  HiuTH^s  Arjoalen  IB74.  S.  7ö7. 
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ein  Gemeinwesen,  welches  eine  Vollmacht  ausstellte,  zum  Voll- 
züge dessen  verpflichtet  ist,  was  in  den  Grenzen  dieser  Vollmacht 
vereinbart  wurde,  —  und  in  diesem  Sinne  hat  Unger  ganz  Recht, 
wenn  er  sagt,  ein  Vertrag  kann  nicht  nach  Aussen  gültig  und 
nach  Innen  ungültig  sein. 

Aus  dem  Gesagten  erhalten  mr  zugleich  Aufschluss  über 
die  rechtliche  Natur  der  Staatsverträge.  Es  ergiebt  sich  nämlich 
daraus,  dass  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Staatsvertrag  Be- 
fugnisse der  Staatsbehörden  und  Rechtsverhältnisse  der  Landes- 
bewohner regelt,  er  nicht  mehr  bloss  als  Verpflichtung  gegen- 
über dem  Mitkontrahenten  wirkt,  sondern  dass  er  in  gleicher 
Weise  wirkt,  wie  ein  Gesetz  oder  eine  Verordnung,  dass  er 
gleich  diesen  Quelle  des  Landesrechtes  ist.  Sehr  bezeichnend 
wird  dies  von  Laghi  *^*)  wie  folgt  ausgedrückt:  I  trattati,  se  nei 
rapporti  fra  Stato  e  Stato  sono  veri  contratti,  per  riguardo  in- 
vece  ai  cittadini  dei  singoli  stati  contraenti  hanno  il  caratere  di 
legge  positiva  obligatoria.  E  di  vero,  legge,  in  senso  generale, 
^  ogni  precetto  deir  autoritA,  sovrana  emanata  nelle  forme  cos- 
titozionali,  e  in  questo  senso  ogni  trattato  internationale  e  legge, 
qualunque  sia  il  suo  contenuto,  per  la  sola  circostanza  che  lo 
Stato  ne  impone  a  se  modseimo  Tosservanza  e  perciö  anclie  a 
tutti  i  cittadini,  per  (pianto  il  trattato  li  possa  concernere  *'). 
(Staatsvorträgo  haben,  wonngleicli  sie  in  den  Beziehungen  von 
Staat  zu  Staat  wirkliche  Verträge  sind,  gegenüber  den  Bürgern 
der  einzelnen  kontrahirenden  Staaten  den  Cliarakter  eines  positiven 
verbindlichen  Gesetzes.  Denn  in  der  That,  Gesetz  im  allgemeinen 
Sinne  ist  jede  von  der  souverainen  Staatsgewalt  in  constitutioneller 
Form  erlassene  Vorschrift  und  in  diesem  Sinne  ist  jeder  Staats- 
vei-trag,  welches  auch  sein  Lihalt  sei,  Gesetz  durch  den  Umstand 
allein,  dass  der  Staat  sich  selbst  und  folgeweise  auch  allen 
Bürgern,  soweit  er  sie  betrifft,  die  Beobachtung  derselben  auf- 
erlegt).    Die   Ansicht,   dass  nur   Gesetz    und  Verordnung  Recht 

^«)  Lnglii.  Teoria  dei  Trattati  inteniazionali,  Parma  1882,  S.  12. 

")  Vgl.  Kent.  Commentarios  on  American  Law  I  Nr.  165  „Treatios  oi 
peace,  wlien  made  by  tlie  compotent  power  are  obligatory  upon  the  whole 
nation  ....  The  departement  of  tlie  governement,  that  is  instrusted  by  tbe 
Constitution  with  the  treaty  making  power,  is  competent  to  bind  the  national 
faith  in  its  discretion  ...  All  treatit^s  made  by  that  power  become  of  absolatf 
efficacy,  because  they  are  the  supreme  law  of  the  land.    Vgl.  ibidem  Nr.  23^. 
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Jen,  steht  übrigens  in  fonnplloni  Widerspnicb  mit  tlem 
(^ortlaut  der  Vorfaasnnf^on,  soweit  dioselhcn  ausdrücklidi  don 
kbschliLss  von  Staats  verträten  regeln.  Denn  dadurdi  ist  dentlicL 
rklnrt,  dass  der  Witle  des  Stau tes  auch  in  der  Form  dt^s  Vertrags 
M  Ausdmck  gelangt.  Ja,  diese  verln'ndliche  Kraft  muss  aiieli 
ann  noch  anerkannt  werden,  wenn  man  den  Staats  vertragen  im 
^hfUtniss  znm  Mitkontralicnten  den  Rechtscliarakter  bestreitet. 
mth  unter  dieser  Voraiissetznng  ist  nicht  einzasehen^  wcsshalb 
»  vom  Staate  erklärte  Wille  niclit  ftir  diesen  Staat  wenigstens 
W  lange    verbindlich    sein    sollte,    als    er    seihst  sich    demselben 

Itei'wiift'*'). 
I  12.  Die  Einheit  der  Staatsgewalt  ergibt  sich  ihrem 
Vsen  nach  aas  unserer  Auflassung  vom  Staate.  Vielfach  be- 
gegnet man  alk*rdings  der  Anschauung,  als  werde  damit  aus- 
Gjedrüekt,  dass  alle  staatHclien  Befugnisse  in  einer  Person  ver- 
einigt sein  müssen.  Dies  gilt  aber  u,  E.  nur  für  die  Monarchie, 
während  die  Einheit  der  Staatsgewalt  ein  Attribut  aller  Staaten 
int,  Ihre  wahre  Bedeutung  ruht  in  dem  Satze,  dass  in 
jeder  einzelnen  staatlichen  Funktion,  das  Leben  und 
der  Wille  des  (xanzen  sich  bethätigt.  Gleich  wie  hei  den 
organisclien  Wesen  der  Natur  iiossert  die  Lcbensthatigkeit  des 
Staates  sich  durch  mannigfaelie  Organe^  aber  so  zahlreich  die- 
ben  auch  sein  mögen,  es  ist  überall  derselbe  auf  die  Erhaltung 
nd  FtJrdenmg  (\m  CTesammtwohles  gerichtete  Wille,  der  in  die 
Erscheinung  tritt ;  es  ist  der  Wille  des  Staates,  der  Gesetze 
diktirt,  Recht  spricht  und  Krieg  verkündet.  Gieht  es  nur  einen 
Willen,  nun  so  ist  derselbe  entweder  gebunden,  oder  er  ist  es 
»acht;  er  kann  aber  nicht  beides  zugleich  sein  und  es  kann  da- 
Wr  auch  der  Staat  nicht  zugleich  (nach  Aussen)  verpflichtet  und 
(nach  Innen)  nicht  verpflichtet  sein.  Giobt  es  nur  einen  Willen 
80  ist  ein  Widerspnich  im  stiuitlieheu  Wollen  rechtlich  unmöglich, 
iades  Organ  dient  vielmehr  zur  Ergänzung  des  anderen  und  muss 
■feinem  Bereiche  das  ausführenj  was  im  Bereiche  eines  anderen 
tk  zuständiger  Foiin  als  Wille  des  Staates  erklärt  ist.  Damit  ist 
d^   offenbar   derjenigen    Theorie    der    Boden   entzogen,    welche 

V  ")  VgL  I5ER0B0HM  1.  c.  S.  19:  «Ihrmi  dienen  WjU^ti  konnm  sie  (dhy 
Bjtcr)  doch  unbeschadet  ihrer  Selbststtimligkoit  für  sicli  geltoa  lassen  f** 
Ba.  FainKME  ,Nocli  einmnl  lins  Prohleiii  des  Volk  er  rechte"  Tfthin^er  Zeit- 
Kift  Band  34  S.  ms  IT..  nanientlich  S.  ^4. 


—    ms    — 

ein  stiuitlichus  <_)rf;aii  für  befugt  erklärt,  einen  Vertrag  hhm- 
ßbliessen  und  deinuiigoaditet  ^mrleren  Organen  das  Recht  zu- 
triebt, den  VoUiiiig  des  Vertrags  zu  verweigern. 

Mit  dieser  richtig  erkannten  Einbt^it  ilcr  Staatsgewalt  steht  der 
Grundsatz  des  tenisösiüchen  Rechts  von  der  Separation  des  poiivoins 
nicht  in  Widerspruch.  Nui'  niuss  dieser  Grundsatz  selbst  richtig? 
erfasst  werden.  Derselbe  wird  nämlich  in  den  deutschen  Lelir- 
biichem  vielfach  dahin  ausgelegt,  dass  er  verschiedene  Subjektü 
der  Staatsgewalt  schafie,  zu  diesem  Zwecke  die  StaatsgewjJt  tlicilc 
und  folgeweise  lÜe  Einheit  derselben  nothwendig  zerstöre.  Nun 
mag  zugegeben  werden^  dass  auch  in  Frankreich  derartige  An- 
sichten aufgetaucht  sind.  In  Wirkliclikeit  ist  aber  nichts  der 
lien'schenden  franztisischen  Rechtsanftassung  so  fremd,  als  die  Ein- 
heit der  Htaatsgewtüt  leugnen  zu  wallen;  nirgends  ist  trotz  der  Be- 
strebungen der  Commune  die  einheitliche  Staiitsgewalt  so  mächtig 
entwickelt  als  gerade  in  Frankreich.  Der  Grundsatz  der  sepamtion 
des  pouvoirs  betriffl  richtig  verstanden  nicht  die  Staatsgewalt  selbst, 
Bondern  ihre  Organisation.  Dies  tritt  deutlich  hervor,  wenn  wir 
uns  erinnem,  dass  tlasselbe  Gesetz,  welches  die  Trennung  der  Ge- 
walten ausspricht,  doch  jede  derselben  für  verpflichtet  erklärt, 
die  rechtskt'äftigen  BescMüsse  und  Anordnungen  der  aüderoD  u 
beachten;  denn  diese  Bestimmung  ist  oflenbar  mit  einer  Theflung 
der  Gewalt  unter  verBchiedene  Subjekte  nicht  vereinbar.  Ja  es 
düi^fte  liier  klar  werden,  dass  durch  die  Trenifting  der  Gewalten 
und  die  damit  in  Verbindung  stehende  scharfe  Abgrenzung,  welcbfi 
die  franzosische  Rechtsordnung  zw^ischen  Justiz  und  Verwjtung 
vollzogen  hat,  —  cme  Massregel,  deren  Zwx'ckmässigkeit  liier  nicht 
zu  diskutiren  ist,  —  die  Einheit  der  Staatsgewalt  nicht  nur  nicM 
aufgehoben j  sondern  bekräftigt  werden  soD,  indem  damit  jeglichem 
Widerspruch  unter  den  staatlichen  Organen  vorgebeugt  wii'd. 

3.  Zu  diesen  Beweisgründen j  w^elche  sieb  auf  die  rechthck 
Natur  des  Staates  stützen,  tritt  nuimiehr  noch  die  ratio 
legis,  der  augenscheinUclie  Entstehungsgrund  der  bescbrankendeo 
Normen.  —  \m  absoluten  Staate  ruht  alle  Macht  in  den  Häntlen 
des  Fürsten,  der  an  der  Spitze  des  Gemeinwesens  steht.  Auch 
im  absoluten  Staate  wird  nach  Gesetzen  regiert,  aber  das  StMts- 
ol>erhaupt  allein  erlässt  dieselben  und  kann  sie  nach  Belieben 
ändern ;  der  Wille  des  Staatsoberhaupts  allein  ist  auch  massgebenil 
für    den    Absclduss  von  Verträgen,    welches  immer  deren  Inhalt 
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denn  der  ganze  Staat  ist  zu  seiner  Verfügung.  Andei^s  im 
Eiissungsstaato.  Allen  Verfassungsstaaten  ist  das  gemeinsam 
lä  wesentlich,  das»  das  Staatsoberhanpt  niclit  mehr  der  aus- 
hliessliche  Träger  der  gesetzgebriiden  (lewalf,  soiideni  hei  Ans- 
rtiDg  derselhen  an  die  Mitwirkung  eines  Wahlkoi-pers,  einer 
■tsvertretung  gebunden  ist.  Anderseits  ist  jedoch  in  den 
wfassungsstaaten  der  Grmidsatz  aufrecht  cThalten,  dass  der 
onarch  allein  den  Stnat  nach  Aussen  vertritt,  dass  er  die 
Drtragsverhandhnigen  leitet  und  zum  Abschluss  bringt.  Wäre 
nun   richtig,    dass  Staatsverträf^'e    nur    eine  Verpflichtung   des 

rteSj  aber  kein  Recht   über   den  RiirgeiTi   begründen j  dass  sie 
nach   Aussen,    nicht  nach  Innen  wirken,    so  wäre    es  unver- 
ändlich,   wesslmlb   man   hei    den  Bestimmungen    über  den  Ab- 

Eiss  von  Staat svertriigen  überhaupt  auf  (he  Mitwirkinig  der 
tzgebenden  Faktoren  hinwies»  Erklärt  ^rird  das  Eifordernias 
leser  Mitwirkung  nelmehr  nur  aus  der  Befürchtung  der  gesetz- 
ebenden  Faktoren,  dass  durch  Verträge  das  Gesetz  geändert 
rerden  mögCy  eine  Befürclituug,  welche  ihrerseits  noth- 
ll^ndtg  auf  der   Voraussetzung  basirt,    dass  durch  Ver-; 

tß  auch  ßecht  nach  Innen  gebildet  wird.  Man  darf  es 
bezweifeln,  ob  der  von  vielen  Seiten  aufgestellte  Satz,  dass 
,  was  Cxegeiistand  der  Gesetzgebung  ist,  auch  tregenstand 
ier  Verträge  sein  könne,  richtig  ist;  uns  dünkt,  dass  der  Gegen- 
stand der  Vei'träge  in  den  Beziehungen  der  Staaten  seine  recht- 
liche Grenze  findet,  was  innnerhin  ein  schmales  Feld  wäre  im 
(Vergleiche  zu  dem  gi'ossen  Kulturgebiete,  welches  von  der  staat- 
üflken  Thätigkeit  umspannt  wird.  Aber  so\iel  steht  fest,  in  vielen 
Punkten  kann  und  darf  der  Inhalt  identisch  sein!  WaB  be- 
iputete  es  aber  alsdann  z,  B.,  dass  auf  dem  Wege  des  mit  der 
folksvertretung  vereinbarten  Gesetzes  bestimmt  wird,  dass  aus- 
ändischc  Waaren  einem  Schutzzolle  unterliegen,  dass  der  Nach- 
hick  verboten  sei,  wenn  dns  Staatsoberhaupt  allein  auf  dem 
iVege  des  Vertrags  die  Waaren  d<^r  Nachbarstaaten  vom  Schutz- 
olle  befreien  und  den  Vertrieb  der  im  Auslande  nachgedruckten 
Vierte  gestatten  könnte?  Wie  wäre  es  mit  der  verfassungs- 
lißgig  statuirten  Unverletzlichkeit  der  Person  und  des  Eigenthimis 
Hdlty  weim  das  Staatsoberhaupt  allein  befugt  bliebe,  seine  Unter- 
lanen  dem  Auslande  zu  lihertiefern  und  mittels  völkenTclithcher 
öniationen    ihr  Eigenthum  zu    eonti*^cireu  ?     Um    dies    zu 


ver- 
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ImnWn,  aus  dem  Bcstrolinn  also,  die  Dtircliführung  des 
konstitutionellen  Regiments  zu  sichern,  sind  die  B(> 
sclininkiuigen  der  vertragschliessenden  Gewalt  entstanden  — 
Besclirjinkungen,  welche,  wir  medorhnlen  es,  uherllüssig  warpn, 
wenn  diireh  Vertnlge  nicht  auch  Landesrecht  geschaffen  würde 
D.irüljor,  wann  unil  in  welclier  Weise  die  Mitwirkung  ilrr 
gesetzgebenden  Falctoren  einzutreten  hat,  bestehen  verschiedenf 
Bestimmungen.  In  einzelnen  Staaten  ist  vor  dem  Abschluss  der 
Verträge  die  Zustimmung  der  Volksvei-tretiuig  einzuholeu,  in 
anderen  ist  die  nacht  r  ii  gliche  (1  enehmigimg  des  abgescldosseüeii 
Vertrags  vorbehalten,  in  einer  dritten  Gruppe  ist  die  Wirksamkeit 
des  Vertrags  durch  den  Erlass  eines  Äusführungsgesetitcs 
bedingt.  Diese  Vorsehiedenbeit  ist  politisch  von  grosser  Be- 
deutung. Diejenigen  ^^ediissungen,  w^Jche  den  gesetzgebendou 
Körpern  erst  nach  Äbschluss  der  Verträge  eine  Einwirkung  mi 
diesoIl>en  gestatten, » welche  also  die  Genebniigimg  vorbehalten 
oder  den  Erhiss  eines  Ausfiihrungsgesetzes  voi"schreiben,  sichom 
damit  nicht  bloss  die  Einheit  der  Aktion  nach  Aussen,  sondern 
gewähren  der  Krone  auch  in  höherem  Maasse  als  bei  der  Gesetz- 
gehung  einen  hervorragenden  Eintluss  in  Bezug  auf  den  JMi 
der  Verträge;  denn  es  müssen  schon  sehr  wesentliche  Interessen 
auf  dem  Spiele  stehen^  um  eine  Volksvertretung  zu  veranlassen, 
die  von  dem  Staatsoherbaupte  mit  einem  fi'eraden  Staate  vcr 
einliarten  Verträge  abzulelinen  oder  aucli  nur  zu  ändern,  h 
Preussen  wurde  selbst  während  der  Conflikiszeit  zu  allen  von  der 
Krone  ahgescblossenen  Verträgen  die  Zustimmung  des  Land- 
tags  berheigefiihrt'^).  Es  ist  daher  auch  dnrcli  die  Vorschrift 
des  §  11  der  Reichs  Verfassung,  welche  in  Betreff  der  Gegen* 
stände  der  Reichsgesetzgebung  berührenden  Staatsverti^ge  die 
Zustimmung  des  Bundesraths  zum  AbRcbkisse  tmd  nur  die  G^ 
nebmigung  des  Reichstags  (nach  dem  Abscldusse)  erfordert,  dem 
Bundesratbe  eine  bedeutsamere  Rolle  zugewiesen  als  dem  Rei<"b- 
tage^  denn  dns  Ansehen  von  Kaiser  und  Reich  gestatten  es 
eher,  einen  Vertragsontwuif  abzuändern  oder  abzulehnen,  '^^ 
einen  abgeschlnssenen  Vertrag.  Von  rechtlichem  EinHuss  auf  rlie 
Perfektion  der  Veiiräge  ist  aber  jene  Verschiedenheit  niclit; 
in  dem  einen  wie  im  andern  Fall  wird  durch  die  Verfassungsnon» 


»«)  \>L  Mbikh  l  c.  S.  220. 
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zum  Ausdruck  gebracht,  dass  der  Wille  des  Staatsoberhauptes 
allem  ein  unvollkommener  ist,  dass  die  von  ihm  abgeschlossenen 
Verträge  ohne  Zustimmung,  Genehmigung  oder  Ausfuhrungs- 
gesetz für  den  Staat  nicht  bindend  sind. 

Aus  dem  G-esagten  darf  indessen  nicht  der  Scliluss  ge- 
zogen werden,  dass  die  Legitimation  ziun  Vertragsabschlüsse 
da,  wo  die  G-enehmigung  vorbehalten  bleibt,  dem  Mitkontra- 
henten gegenüber  ohne  jede  rechtliche  Bedeutung  sei.  Der 
Monarch,  welcher  kraft  der  ihm  in  dem  Staats -Grundgesetze 
eingeräumten  Befugniss  einen  Staatsvertrag  abgeschlossen  und 
somit  sein  Wort  gegenüber  dem  Mitkontrahenten  verpfändet 
hat,  ist  verpflichtet,  dahin  zu  wirken,  dass  die  von  ihm  ge- 
troffene Vereinbarung  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden 
Körper  erhalte.  Eine  Verletzung  dieser  Verpflichtung  wäre  ein 
Treubruch,  für  welchen  der  Vollmacht  gebende  Staat  aufzu- 
kommen hätte.  Aber  hat  die  Staatsregierung  diese  Verpflichtung 
erfüllt,  80  hat  sie  Alles  gethan,  was  von  Rechtswegen  von  ihr 
verlangt  werden  kann;  die  gesetzgebende  Versammlung,  deren 
Genehmigung  vorbehalten  ist,  ist  frei  in  ilirera  Entschlüsse,  und 
▼erweigert  sie  ihre  Zustinmiung,  dann  wird  die  Vereinbarung 
hinfällig. 


üeber  die  verfassungsrechtlichen  Ghrondlagen 
des  preussischen  ünterrichtswesens*). 

Von 
Oberbergrath  Dr.  Ad.  Arndt 

in  Halle  a.  S. 

Die  heutige  Staatswissenschaf t ^)  lehrt,  jede  Anordnung  eines 
Rechtssatzes  bedürfe  eines  Gesetzes^  bedürfe  daher  seit  Ema- 
nation der  Verfassungsurkunde  der  Zustimmung  der  ver&ssuDgs- 
mässigen  Landesvertretung.  Damach  hätten  die  Rechtssatze, 
welche  das  heutige  preussische  Unterrichtswesen  tragen,  im  Wege 
der  Gesetzgebung,  also  unmittelbar  oder  doch  wenigstens  mittel- 
bar^), unter  Zustimmung  der  Landesvertretung  erlassen  sein 
müssen.  Dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall.  Die  Statuten  der 
Hochschulen,  die  Stiftungs-Urkunden  der  Gymnasien,  die  Lehr- 
ph'ine  der  Mittel-  und  Volksschulen,  die  Prüfungsvorschriften  ffir 
Lehrer  und  Lernende,  welch'  eine  unübersehbare  Fülle  von  Rechts- 
sätzen in  ihnen  auch  enthalten  ist,  sind  sämmtUch  nach  wie  vor 
Restehen  einer  Verfassung  ergangen  ohne  jede  Mitwirkung  der 
Volksvei-tretung,  ohne  Gesetz  und  ohne  gesetzliche  Ermächtigung. 
Ein  Theil  der  deutschen  Staatsreclitslehrer  geht  zwar  in  der 
Forderung  des  Gesetzgebungweges  weniger  weit,  er  verlangt  nur'), 

*)  Der  vorstehende  Aufsatz  ist  in  seiner  vorliegenden  Form  lange 
vor  Einbringung  und  Berathung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Anstellung  un«l 
das  Dicnstverhältniss  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  Wcstprcussen,  Posen  nnd 
Keg.-Bczirk  Oppeln  abgefasst  worden. 

0  Laband,  Deutsches  Staatsrecht  II.  S.  77  a.  a.  0.  HAnel,  organisa- 
torische Entwickelung  S.  64  a.  a.  0.  Schulze,  Lehrbuch  des  Deutschen 
Staatsrechts  S.  425.  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts.  2.  Aufl. 
S.  4G1,   VON  Rönne,    Preussisches  Staatsrecht   4.  Aufl.  §  90.  S.  366  u.  a.  ni. 

'*)  Mittelbar  d.  h.  durch  Verordnungen,  welche  auf  Grund  gesetzlicher 
Ermächtigungen  ergehen. 

*)  Gneist  in   von  HolzendoriTs  Rechtslexikon  m.  S.  1063  ff.,  S.  1108' 
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dafi8  persönliche  und  Steuerlasten  mit  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung begründtit  werden  müssen,  Indess  auch  duixli  diese 
Theorie  lässt  sich  der  aktuelle  Rechtszustaiid  nicht  erklären;  denn 
unter  den  Normen  über  das  llritemchtawesen  sind  zahlreiche 
vorhanden,    welche   persönliche   und    Steuerlasten   begründen  und 

■ieichwohl  ohne  Zustimmung  der  Landesvertretung  erlassen  sind. 

^*  Deutsche  Rechtslelu-er*)  erachten  für  nothweudig,  dass  Ver- 
ordnungen, wenn  sie  Rechtssätze  enthalten^  ebenso  ^\"ie  Gesetze^ 
denen  sie  gleichstehen,  in  der  Gesetzsammlung  verkündet  werden. 
Die  Verordnungen  aber,  welche  das  preussische  Unterrichtswesen 
regeln,  sind^  auch  soweit  sie  Rechtssätze  enthalten,  an  den  verschie- 
densten Orten,  nur  nicht  in  der  Gesetzsammlung  verkündet  worden. 
Es  entsteht  hierbei  mit  Notbwendigkeit  die  Frage :  Ist  die 
Wißsenschaft  auf  dem  richtigen  Pfade  und  mnss  die  Praxis  imi- 
kehren ;  oder  ist  die  Praxis  auf  dem  richtigen  Pfade  und  hat  die 

Irissenschaft  von  unbewiesenen  und  unzutreffenden  Voraussetzungen 
isgehend  unbeweisbare  und  unzutreffende  Folgerungen  gezogen? 
Die  richtige  Antwort  auf  diese  Frage  wird  sich  nicht  fiiulen 
ssen  durch  philosoptiische  Abstraktionen  oder  durch  dogmatische 
eduktionen,  sondern  rlureh  die  Betrachtung  des  a  k  t n  e  1 1  e  n 
^Jtechtszustaodes,  wie  er  vor  Erhiss  der  VeHassiungsnrkuüdc  ge- 
Spesen  ist  und  wie  er  durch  diese  Verfiissungsiirkmide  umgestaltet 
wurde.  Das  Eine  ist  hierbei  über  allen  Zweifel  gewiss,  dass  bis 
zum  Erlasse  einer  Verfissung  in  Preussen  Alles  Recht  war,  was 
sich  auf  den  Willen  des  Königs  gründete,  was  sich  auf  diesen 
Willen  zurückführen  liess,  Dm-aus  folgt  mit  logischer  und 
juristischer  Noth%vendigkeit ,  dass  für  den  absoluten  Stimt 
Preussen  Recht  darstellen  nicht  nur  die  vom  Könige  umuittel* 
htat  gegebenen  Gesetze^  sondern  auch  die  vom  Könige  ertheilten 
Verordnungsbefugnisse,  wie  die  in  Ausübung  dieser  Be- 
fugnisse erlassenen  Normen.  Und  daraus  folgt  ferner  mit 
der  gleichen  logischen  und  juiistischon  Gewissheit  lür  den  con- 
stitutionellen  Staat  Preussen,  dass,  wenn  und  soweit  die  Ver- 


^^Hglisches  Verwaltaugärecbt  L  S.  21,  Verwaltung,  Justiz,  Rerliteweg  S*  72, 
^K  KeehtsBtaat,  2.  Äiiflai^c  S.  218,  Steno^^r.  her.  des  prcussischen  Al>geord- 
Hfecubaui^as  1865  III,  S.  2071  f. 

^y  *)  z.  B.  G.  Mbyer.  Lebrluih  des  Deut^dieu  Staatsrechts,  'J.  Antl.  S.  495, 
'  HliTEL,  öTganisatoriscbe  Entwickeluog  8.  65,  77,  Laband,  id  Marquardsen's 
90. 
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fijRKnngsmfainde  nicht  entgegensteht,  nicht  nur  die  vom  £.amge  pfe- 
benenGesetze^  sondern  aach  die  Tom  Könige  eitheihenTercB-dmnig^ 
befngnisse  und  endhch  die  in  Ansübnng  dieser  Befugnisse 
auch  nach  der  Verfassung  Ton  den  Verwaltungsbehörden 
erlassenen  Normen  als  rechtsrerbindlich  erachtet 'WBrdfininn8se&. 
Für  die  rechtliche  Untersachimg  ist  damit  gewomken,  daas 
sie  einzusetzen  hat  mit  der  Prüfung,  oh  und  wie  weit  die  Ver- 
fassungsurkunde  durch  ihre  besonderen  Satzungen  über  das  ünter- 
richtswesen  oder  ihre  allgemeinen  Satzungen  über  Anordnmig  tob 
Rechtssatzen  den  Rechtszustand  in  Preussen  geändert  bat 

Die  Preussisdie  Verfsissungsurkunde  Tom  31.  Jamiar  18aO 
bestimmt: 

Artikel  20.    Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  ficL 
Artikel  21.     Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  in  offienthdien 
Schulen  genügend  gesorgt   werden.    Eltern  und  deren  Stelher- 
treter   dürfen    ihre   Kinder   nicht   ohne    den   ünterridit  lassen, 
welcher  für  die  öffentUchen  Volksschulen  Torgeschrieben  ist 

Artikel  22.  Unterricht  zu  ertheilen  und  UntenichtB-Anstalten 
zu  gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittlidie, 
iivissenschaftHche  und  technische  Befähigung  den  b^reffenden 
Staatsbehörden  nachgei^-iesen  hat. 

Artikel  23.  Alle  öflFentlichen  und  PriTatunterrichts-  nnd 
Erziehungsanstalten  stehen  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  er- 
nannter Behörden. 

Die  öfiFentlichen  Lehrer  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Staatsdiener. 

Artikel  24.    Bei  der  Einrichtung  der  öffenthchen  Volksschulen 
sind  die  konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksichtigen. 
Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  be- 
treffenden Religionsgesellschaflen. 

Die  Leitiuig  der  äusseren  Angelegenheiten  der  Volksschule 
steht  der  Gemeinde  zu.  Der  Staat  stellt,  unter  gesetzUch  geord- 
neter Betheihgung  der  Gemeinden,  aus  der  Zahl  der  Befähigten, 
die  Lelirer  der  öffentlichen  Volksschulen  an. 

Artikel  25.  Die  Mittel  zur  Errichtung,  Unterhaltung  und 
Erweiterung  der  öffentlichen  Volksschule,  werden  von  den  Ge- 
meinden und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens,  ergan- 
zungswcise  vom  Sttuite  aufgebracht.  Die  auf  besonderen  Rechts- 
titeln beruhenden  Verpfüchtungen  Dritter  bleiben  bestehen. 
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Der  Staat  gewährleistet  deniDach  den  VolksscliiiUehrern  ein 
festes,  den  Lokidverhältnissen  angemessenes  Einkommen, 

In  der  öffentliekon  Vülltsscliide  wird  der  Unterriclit  unent- 
geltlich ertheiJt, 

Artikel  26.  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  ganze  ünter- 
richtswesen. 

Endlich  verordnet  der  unter  die  UebergangsbeatimmungeE 
gestellte 

Artikel  112.  Bis  zum  Erlass  des  in  Art,  26  vorgesehenen 
ünterrichtsgesetzes  bewendet  es  Iiinsichtlich  des  Schulwesens  bei 
den  jetzt  geltenden  gesetzlichen  BestiDimimgen. 

Ueber  die  Frage,  wie  weit  durch  die  Artikel  26  und  112 
die  Artikel  20  bis  25  suspendirt  sind,  wie  weit  also  diese  Artikel 
das  vorverfassungsmässige  Recht  abgeändert  haben,  stehen  sich 
mehrere  Ansichten  gegenüber; 

Gneist*)  bezeichnet  die  Artikel  20  bis  25  der  Verfassungs- 
urkunde als  ein  Zukunftsrecht. 

G.  Mkyeu^)  und  E.  Lonino'^)  erklären  die  Ailikel  20  bis  25 
fiir  suspendirt.  Eine  nähere  Begründung  dieser  Ansicht  findet 
sich  ausser  in  der  Verweisung  auf  die  Artikel  26  und  126  weder 
bei  Gneiät  noch  bei  Meykr  oder  LöNiNt4.  Da  der  Letztgenannte 
überdies  auf  die  verlassungsrechtliclien  Ausführungen  VON  Hönne's 
Bezug  nimmt,  dieser  aber  sich  durchaus  widerspricht^  so  ist  nicht 
imzweifelhaft,  oh  er  tue  Artikel  20  bis  25  für  gänzlich  oder  liir 
[nur  theilweise  suspentUrt  ansieht. 

H  VON  Rönne-)  spricht  sich  über  die  Frage,  wie  folgt  aus: 
^  TT  Die  aus  dem  Art.  112  der  Verfassungsm'kimde  folgende 
I  Suspension  der  Bestimnmngen  der  Art.  20  bis  25  derselben  ist 
jedoch  keine  ganz  unbedingte.  Das  in  Art.  26  verlieissene  Gesetz, 
welches  das  ganze  Unterrichtswesen  regeln  soll,  kann  nändich 
nur  die  Organisiining  des  Schul-  und  Untemchtswesens  auf  der 
Grundlage  der  Vorschriften  der  Art.  20  bis  25  zur  Aoigabo 
haben;  keineswegs  aber  kann  und  darf  dieses  Gesetz  die  durch 
die  Art*  20  bis  25  bereits  verlassungsmässig  festgestellten  Grund- 


*)  Die  konfessionelle  Scliule,  ihre  Unzulässigkeit  nach  preuEaifichen  Landes- 
geaetzoii.  Berlin  18t>9  S.  12. 

•)  Lehrbach  des  Verwaltungsrechts,  I.  S.  222, 

^  Lehrbueb  tles  Vorwaltunjjrsrcckh  8.  738  und  752. 

•)  PreUBB.  Staatsrecht.  Aufl.  4  §  167.  S.  451,  452. 
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Sätze  anders  gestalten.  Insoweit  also  die  Grundsätze  der  All  20 
bis  25  zu  ihrer  Verwirklichung  gar  keines  weiteren  Organisations- 
gesetzes bedfirfen,  sind  sie  durch  die  Uebergangsbestimmung  des 
Art.  112  nicht  fiir  suspcndirt  zu  erachten,  sondern  es  tritt  ed 
und  für  sich  auch  bezüglich  der  vor  Emanation  der  Verfiassungs* 
Urkunde  ergangenen  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Schul- 
und  üuterrichtswesen  die  Voi'schrift  des  unter  den  allgememeD 
Bestimmungen  der  Veifassunpurkunde  enthaltenen  Artikel  109*) 
in  Wii'ksamkeit,  daes  diese  vor  Emanation  der  Verfiissungsurkimde 
edassenen  Gesetze  und  Verordnungen  nur  insoweit  in  Kraft  ver- 
blieben sind,  als  sie  nicht  der  Verfassung  zuwiderlaufen"* 

An  einer  anderen  Stelle  **')  bemerkt  vo»  Rönne  indess  wört- 
lich :  —  *,Uebrigen8  hob  der  Miinster  Falk  hierbei  noch  mit  E^ht 
hervor,  dass  der  Art.  24  der  Verfassungsnrkunde  mit  Bücksicht 
auf  die  Art.  26  und  1 12  der  Verfassung  nicht  aktuelles  Recht  sei**,  - 

Ist  aber  Art.  24  nicht  aktuelles  Recht,  so  müssen  auch  die 
ihm  entgegenstehenden  alteren  Normen  als  noch  rechtsbestanÄg 
erachtet  werden,  Ist  dies  richtig,  so  ist  unrichtig,  was  VOK 
RoNNE  im  der  ei-stcitirten  Stelle  ausgefiilirt  hat.  Zur  Klarsti'Uiiiig 
der  zweiten  Stelle  sei  noch  bemerkt:  Gegen  die  Gültigkeit  mini* 
sterieller  Anordnungen^  welche  sich  auf  voi-verfassungsraässigüs 
Recht  stützten,  wandten  zahlreiche  Petenten  deren  Ungültigkeit 
aus  fleni  Gniude  ein,  weil  sie  dem  Art.  24  der  VcrfassuDgs* 
Urkunde  widtTsprüclien.  Demgegenüber  hol>  der  Minister  Falk 
licrvur,  dass  Art,  24  kein  aktuelles  Recht  sei* 

M.  Schulze")  spricht  sich  dahüa  aus:  ^Die  Artikel  20 
bis  25,  soweit  sie  zu  ilirer  Verwirklichung  noch  de?*  Er* 
iasses  des  in  Artikel  2H  verhiesseneu  Unterrichtsgesetic? 
bedürfen,  sind  als  suspendii-t  anzusehen**. 

Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  hält,  so  muss  gefolgert  wenlen, 
Schulze  dieselben  für  geltendes  Recht.  Daraus  ergiebt  sich 
unter  Berücksichtigung  des  Art.  109  der  Verfassung  endlich,  i\^ 
nach  der  Ansicht  Schulzens   die   den  Art,  20  bis  25  widei^prt'- 


')  In  kvt.  109  tkr  VeifassungTBurkuadt?  ist  bestimmt: 

—  ^allo  Bestimnnuj^ea  der  bestellenden  Gesotzbücher,  ciaielner  i»e- 
s<>tzc  und  Verordiiung-cTi,  welche  der  gegenwärtigen  Verfassung  nicht  inwi^l** 
lauiiii.  bleiben  in  Kraft''.  -- 

^'*)  Prcnös.  Staatsrecht  Äufl,  4.  Anmerkung  Ci  zu  §  172,  S.  47»% 

>»)  PrcuBsisches  Staatsrecht  U.  8.  55t;. 
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chenden  Vorsoluifteri  des   älteren  Rechts   als  aufgehoben   zu  be- 
tmchten  sind. 

Eine  dritte  Ansicht  hat  neuenlings  Bikklin«  aufgestellt*^) 
und  zwar  dahin:    In  Artikel  112  sei  afweifelloH  aus>gesproclicri: 

1.  dass    durch    die   Art,    20   ff.   an   dem    Bestehendeu   un- 
mittelbar nichts  geändert  werde; 

2.  dass  für  die  „Regulativgewalten  der  Central-  und  Provinsdal- 
behörden*^  -^  die  zur  Zeit  der  Verfassuugspubhkation  geltenden 

gesetzlichen  Bestimmungen  so  lange  maassgebend  bleiben  sollen, 
^wB  das  von  der  Verfassung  selbst  geforderte  Allgenieuie  Unterrichts- 
gesetz  zu  Stande  gekommen  sei. 

„Eine  Beschränknng  der  Rechte  der  Staatsregierung**  —  so 
fahrt    BlERLiKG   fort    —    innerhalb    der  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen   ist  in  Art   112  sicherhch  nicht  enthalten. 
£ben  darum  aber  ergiebt  sich  eine  solche  Beschi'änkung  aus  den 
Art.  20  bis  25,   soweit   sie  Forderungen  aufstellen,    die 
in    den    bisherigen     ges^etzlichen    Bestimmungen    nicht 
ausgesprochen    und    doch    auch    nicht  im  Widerspruch 
mit  denselben  sind.     Denn  was   der  Staatsregierung  Ider  als 
Aufgabe    für  ihre  gesetzgeberische   Thätii^keit  gestellt  wird,    ist 
damit    ihr   zugleich   als    Maassstab    für   die   Verwaltung   insoweit 
gesetzt,  als  es  sieb  mit  der  bestehenden  Gesetzgebung  verträgt"  — 
Mit  anderen  "Worten:  BiKuuKa  erachtet  die  Art»  20  hm  25 
als  zwingende  Direktiven    für  die  Verwaltung  innerlud b  der 
gesetzhchen  Scliranken  und  mit  dieser  Einschrardcuug  als  „oberste 
Verwaltungsmaximen^j  welche  als  solche   für  alle    weiteren 
Verwyltungsan Ordnungen    auf    dem    Untemchtsgebiete    so    lange 
bindend    sind,    als    sie    niciit  im  Wege    der  Verliissuugsanderung 
oder  durch  neue  Gesetze  beseitigt   sind  ^^)*     Eventualiter  erklärt 
BiEHLiNO^*)    die   Alt*  20    bis  25  wenigstens  als  sehr  werthvolles 
Material    für  die  Auslegung  der  Priucipien  des  preussisehen 
Üuterrichtswesens. 
H[       Die  Haltung  der  Staatsregierung  der  uns  besclmfligeuden 
™Frage  gegenüber  war,  so  scheint  wenigstens,  nicht  zu  allen  Zeiten 
eine  gleiche,    diejenige   des    preussisehen  Hauses    der  Abge- 
ordneten war  eine  durchaus  schwankende: 


")  Die  konfessionelle  Sdmk  in  Preussen  und  ihr  Recht,  Gotba  1885.  8. 12ff. 
»*)  Siehe  die  citirt«  Schiilt,  Seite  14,  100  a.  a.  0, 
»*)  Seite  14, 
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Bei  Berathuug  des  Entwurfs  eines  Schulaufsichtsgesetzet 
iii  den  Jahi-eii  1871  und  1872  war  gegen  denselben  mit  Andern 
eingewendet  worden,  dass  er  gegen  Aiiikel  24  der  Verfassmig 
Verstösse.  Dies  wiii\le  von  anderer  Seite  bestritten  nnd  henor- 
gehoben^  dass  der  Entwurf  den  Art.  24  vollkommen  unberührt 
bisse-  Bei  dieser  Gelegenheit  erklärte  der  Minister  Falk  am 
9.  Februar  1872*'^)  im  Abgeordnetenhause  wörtlich: 

„—  und  dann  bitte  Ge\\icbt  tbiraiif  zu  legen,  dass  der  Ar* 
tikel  24  der  Verfassungsurkunde  besteht  und  bestehen  bleiben 
soll  und  ebeosOj  dass  das  aktuelle  Recht,  welches  nach  Art.  112 
dem  Art,  24  der  Verfassungsurkunde  entsprichti  aufrecht  er- 
halten bleibt.  Der  Ali.  24  ist  freilich  nicht  erwähnt  ^%  aber  der 
ist  absichthch  nicht  envähnt  in  der  Vorlage,  weil  es  sich  handelt 
nach  ausgesprochenem  Text  des  Gesetzes  uud  nach  den  Materialien 
ledighch  nur  *')  Ausfühiiing  der  Verfj^sung  ^^}.  Der  Artikel  84 
bleibt  aus  diesem  Grunde  vollkommen  unberührt.  Es  mag  aller- 
flings  sein,  dass  es  zur  Beruhigung  der  Gemüther  dient,  dies 
ausdrücklich  zu  konstatiren  und  weim  dem  so  ist,  so  ist  es  wt 
licti  nicht  meine  Sache,  der  Armahme  des  Amendements*^)  des 
Herrn  Abgeorthieten  von  B(^Nm  nur  im  Entferntesten  zu  arider- 
sprechen^.  Aju  24.  Januar  1877  erldiirte  sich  der  Minister 
Falk  indess  wie  folgt  ^**):  „Ich  muss  zimächst  bei  dem  Satze 
bleiben,  dass  dieser  Artikel'-**)  aktuelles  Recht  nieht  ist;  ich  würde 
sonst  nicht  im  Stande  sein,  mit  dem  Art,  112  in  Verbindung  mit 
dem  Art.  26  der  Verfassungsui^kuude  fertig  zu  werden^  ^^). 


^^)  Stcnogr.  Bericht  1872,  Seite  695. 

**)  Nämlich  im  Gesd-zentworfu  nicht  erwähnt. 

**)  Soll  Wülil  heissen  „nrn*  titafct  ^riur". 

^'*)  Damit  ist  Art.  2i^  gemeint. 

^^)  Dieses  ^ur  Äiiüahiue  gelangte  Amemlemeut  eiit^jjricht  §  ^  ih>  S^hnl^ 
aufsieht«geaetzes  vom  U.  März  1872  und  lautet: 

„UnherÖhrt  hleiht  die  deu  Gemeinden  und  deren  Organen  /urtfinnu 
Theilnahrae  an  tier  Schukuisicht,  sowie  der  Art  2t  der  Verfassan^^sTirkuw^i«' 
?om  3L  Januar  1850". 

«")  Steuügr,  Bericht  des  Äbgeordnetenhausös  1877  S.  83. 

»0  Es  ist  Art.  24  gemeint. 

^*)  Schon  am  6.  Miin  1872  erklärte  der  Minister  Falk  im  Ucrrenhan^«' 
St<;iiogr.  Bericht  S.  VJl,  dass  Art  112  aufgenommen  werden,  , ledighch  übJ 
allein,  um  iiuazudriicken,  da^ss  die  GnindsiitÄe,  die  in  den  Art.  20—25  <nt* 
wiekcli  bind,  an  und  iür  sich  nocl»  nicht  iiktuellcs  liecht  sind*. 
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Dei'selbe  Wandol  der  reebtlichcn  Anschauungf»n  hat  sich 
im  preiissischeii  Haiise  der  Ahgeprdnetcn  vollzogen. 

In  der  Zeit  des  Vei^fassuiif^sronflicts  war  dem  wof^eii  Be- 
leidif^ung  des  StaatsminiKteiiums  hostraften  Rektor  Marcus  zu 
Gumbinoen  von  Seiten  des  Kultusniinistei-s  die  Alteraative  ge- 
steOt^  entweder  die  von  ilnn  geführte  Redaktion  einer  y,hoch- 
rlemokratischen'^  Zeitung  niederzulegen  oder  den  Widerruf  der  ihm 
erth  eilten  Eriaubniss  zur  Haltung  seiner  Privatscbule  zu  ge- 
wärtigen. Dies  Verlangen  giiindote  sich  auf  die  Kabinetsordre 
vom  10.  Juni  1834  (Ges.  S.  8,  135),  wonach  für  Privatschullehrer 
^ein  Zeugniss  auch  über  die  SittUchkeit  und  Lauterkeit  der 
(iesinnungen  in  rehgiöser  und  politischer  Hinsicht"  erforderhch 
and  der  Widerruf  der  einniid  ertheilten  Erljiubniss  beim  l^fangel 
derartiger  Eigeiischarten  statthaft  ist.  Mahcus  wandte*  sich  Be- 
schwerdeführend an  das  Abgeordnetenhans  mit  dem  Antrage, 

1,  dabin  zu  wirken^  dass  er  neben  seiner  Stellung  als  Vor- 
stand einer  Pnvatschule  eine  Rerlaktion  führen  dürfe, 

2.  j,ein  hohes  Haus  wolle  dem  Art.  \ii^  rücksichtlich  der 
Kabinetsordre  vom  10,  Mai  1834  die  ihm  endlich  einmal  ge- 
Ijührcnde  Geltung   verschaffen   und   die  Aufhebung  dei*selben  I)e* 

,  wrken". 

m  Die  Petitions-Kommission  des  Abgeordnetenhauses  erachtete 
den  Antrag  zu  1  für  begrilndetj  den  Autrag  zu  2  für  überflüssig, 
indem  sie  davon  ausging,  dass  die  erwähnte  Bestimmung  der 
Knbinetsordre»  weU  sie  gegen  den  ihrer  Auffassung  nacii  gelten- 
des Recht  darstellenden  Art.  22  der  Verfassungsurkundc  ver* 
stosse,  gemäss  Art.  109  anfgehoben  sei.  Die  Bedingungen,  von 
denen  die  das  Unterrichtswesen  beaufsichtigenden  Staiits  Beliürden 
die  Ertheilung  von  Unterricht  sowie  die  Clründung  und  Leitung 
von  Unterrichtsanstalten  allein  abhängig  machen,  seien  —  so  fuhrt 
der  Bericht  dieser  Kommission  vom  8,  Dezember  18H3  aus'-*'*)  — 
bereits  in  Art.  22  der  Verfassung  gegeben  und  geregelt  und  in 
dieser  Beziehung  könne  und  dürfe  das  in  Art.  26  verheissene 
ünterricbtsgesetz  gar  nichts  Anderes  bestimmen,  als  dasjenige, 
was  l»ereits  Art.  22  der  Verfassung  bestiunnt.  Die  Kommission 
erachtete  somit^  im  Gegensatze  zu  den  Ausfuhrungen  des  Regierungs- 


")  Anlagen    Band    HI  tn    den    Sfcen^i^T.   Ber.    des    AbgfeordnetcnltEinftes 
IB6^— 64.  Seite  205  fF. 
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Vertreters  den  Art,  22  nicht  diircli  Art.  112  suspeiicürt.  Mit 
Art.  112j  so  führte  der  Berioliterstatter  Bassenoe  in  der  Pleiiar- 
t^itziuig  vom  3.  Jaiiunr  1864  aus^*),  könne  die  Verfassung  mir 
solche  Bestimme ngcii-'*)  gemeint  haben,  über  welche  überJiaupt 
das  künftige  önteriichtsgesetz  Nonnou  aulsteUen  kano;  das  loiuf- 
tige  ITnterriclitsgesetz  könne  aber  nur  entweder  die  Bestimmungen 
des  Art.  22  wiederholen  nnd  das  sei  etwas  Uebcrttüssiges,  oder 
es  müsste  etwas  vom  Geiste  der  Verfassung  Abweichendes  auf- 
stellen und  dann  würde  es  mit  der  Verfassung  in  Widerstmt 
gerathen  nnd  dem  Staatsgrundgesetz  nachstehen  iiiüsseD.  Dm* 
gemäss  bescbloss  das  Plenum-'^): 

„Die  vorliegende  Petition  der  Königlichen  Staatsregiemng 
zur  Berücksichtigung  des  ersten  Antrages  des  Fetenten  zu  über 
weisen,  den  zweiten  Antrag  desselben  aber  durch  diese  aus  der 
bereits  durch  Art,  109  der  Vei-fiissuug  erfolgten  Aufhebung  der 
Allerhöchsten  Kabinetsordre  vom  10.  Juni  1834  motivirt^n 
Ueberweisung  für  erledigt  zu  erachten*" 

Ganz  anders  waren  die  Anschauungen  im  Ahgeordnetenhausej 
als  es  sich  in  den  Jahren  1876  und  1877  um  Petitionen  handelte, 
welche  gestützt  auf  die  Art.  20,  22  nnd  24  der  Verfassuiip- 
urkunde  gegenüber  den  Befugnissen,  welche  der  Staat  in  der 
Schule  ausübte,  die  Ijeitung  des  Keligionsunterriehts  durch  die 
Geistlichkeit  und  ein  stärkeres  Mitbestimmungsrecht  der  Gemeinde 
und  Eltern  am  Unterrichts wesen  erbaten.  In  dem  von  der 
„Koninjissian  ftir  das  Ihiterrichtsweson  über  Petitionen"  hierüber 
erstatteten  Bericht'*^)  lieisst  es: 

„Zweifelhafter  könne  die  Frage  erscheinend^),  ob  rücksichtlich 
der  Leitung  des  Religionsunterrichts,  die  nach  Art.  24  der  Ver- 
fas'sungsurkunde  den  Rebgionsg  es  eil  sc  haften  zustehen  soll 
diesen  schon  jetzt  ein  „aktuelles  Recht"  zusteht,  oder  ob  UÄch 
der  Ansieht  der  Staatsregierung  in  diesem  Artikel  nur  eine  all- 
gemeine  Nomi  enthalten  ist,  welche  insoweit  zur  Anwendung  zu 
bringen  ist,   als  dies  die  bestehenden  Gesetze  und  die  staathcberi 


"J  StenogT.  Bericht  cles  AbgeordnctcnbauBes  S.  598. 
*''*)  Als  suiipendirt. 

**)  StcDOgr  Berielit  des  Abgeonlnetonliausea  S    TiOJV. 
*^)  Anla^a-n  zu  Avn  Verliainlliingori  »leF^  Ab^oonliietcnbauaea  1876.  Bd  IH 
Seite  Vm  ff,  Ics.  S.  1.^35. 

*")  So  n^forirt  (3er  RwichterBbittor  1>R.  Witte. 
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ateressen  erlauben.  In  dieser  Hinsicht  seien  jetlocli  die  Art,  26 
und  112  der  Verfassuiigsurkuade  für  tlie  Ansiclit  der  Staats- 
regiening  iils  durchscldagend  anzuseilen,  da  diesf^lljuR  nach  ihrem 
Jdai^en  WorÜaute    festsetzen,    dass    es    bis   zum    Erlasse   des 

) allgemeinen  Unterricbtsgesetzes  bei  den  bestehenden 
Gesetzlichen  Bestimmungen  bewenden  soll". 
\  ^Es  könne  daher  lediglich  der  Antrag  gestellt  werden 
f^  (über  das  bezügliche  Petitum)  zur  Tagesordnung  überzu* 
gehen^. 
^^  Der  Korreferent  Rchloss  sich  diesem  Antrage  an.  —  —  Auch 
^■ron  den  Mitgliedern  derKommission,  welche  den  Petenten  politisch 
^■udie  standen,  wurde  nicht  behauptet,  dass  die  Art.  20  bis  25 
^Aktuelles  Recht  seien. 

^^         „Wenn  auch  anzuerkennen  sei,  —  so  fiihit  in  diesem  Sinne 

^pkr  Bericht  aus  —  dass  gemäss  Art.  26  und  112  der  Verfassung 

'Art.  24  nicht  aktuelles  Recht  sei,  so  sei  er  doch  unbeiatrittene 

Norm   sowold    liii*   tUe  künftige  Unterrichtsgesetzgebiing  wie  für 

die  UnterrichtsverwaltuDg" , 

^Die  Konmiission  sclJoss  sich  mit  12  gegen  3  Stimmen  dem  An 
jge  ihres  Referenten  an,  welcher  auch  im  Plenum  am  24.  Januar 
?7  Annahme  fand'^^'),  nachdem  ausser  dem  Minister  Falk  sich 
auch  Aegidi  dahin  ausgesprochen  hatte,  dass  die  aUgemehie  Be- 

kimmung  des  Art.  24  gar  nicht  koiikretes  und  praktisches  Recht, 
mdern  abstrakte  Rechtsprinzipien  darstelle,  die  ihre  weitere 
AusMu'ung  und  Begi^enzung  in  einem  künftigen  Gesetze  zu  ge- 
rärtigen  habe. 

Als  Ergebniss    tUeser  Sacbdarstelkmg    lässt   sich    behaupten, 
man  auf  Seiten  des  Abgeordnetenliauses  und   viell eicht  zeit- 
reise auch  auf  Seiten  der  Staatsregiorung^*-)  früher  die  Art.  20 
bis  25  als  nicht  gänzhch  susiiendirt,  als  theilweise  aktuelles  Recltt 
rstellend   aufgefasst   luitj    dass   man    dagegen    von   dieser  Auf- 


■■)  Stenogr.  Bericht  des  Abgcortliwtenlmuscs  1877.  L  S.  ^3  C 
'^)  Nänilieh  anscheinend  zeitweise  voui  Ministi;r  Falk,  nicht,  aber  vom 
Minister  von  ML'ULKft.  siehe  dessen  Rede  vfljn  5.  Januar  18G4  in  ilcm  Stenogr, 
Berieht  des  Äl»geordnetejihanBes  18f!3— Gl  Band  ü.  Seite  TÄÜK  und  dessen 
Et\hs9  vom  *J8,  .Tannar  18«;7,  cilirt  in  der  UMv  des  Abgtxirdneten  Petbi  am 
IB.  Dezember  1879  in  dem  Steuüc'r.  Bericht  des  Abgeortlnetenhaases  1879. 
.Seite  694. 


—    633     - 

Fassung  sowold  auf  Seiten  des  Abgeordnoteuhauses  wie  auf  Seiteii 
der  Staatsrogiening  zurlickgekehrt  ist.  von  Rönne  ist  an  (kr 
Stelle*  seines  preussisehen  Staatsrechts,  wo  er  die  Pra^e  der  Aitu- 
idität  der  Art,  20  bin  25  ex  professo  belL^iidelt,  bei  der  An- 
scliauung  verlilifben,  welche  das  Abgeordnetenhaus  währenil  »ler 
Konfliktszeit  vertreten  hat.  Schitlze  hat  sich  dieser  Auffassung 
VON  Runne's  angescldossen,  ohne  dieselbe  einer  näheren  Be- 
rüiidung  für  bedürftig  enichtet  zu  haben. 

Aus  demjenigen  was  im  Vorstehenden  über  Reden  von 
liandtnge^tnitgUedern  und  Beschlüssen  des  Abgeordnetenhansa 
mitgetlieilt  ist,  folgt,  dass  dieselben  einen  sichern  Beweis  fiif 
oder  gegen  die  Annahme  einer  Aktufdität  der  Art.  20  bis  25 
nicht  liefern.  Ebensowenig  erbringen  sie  diesen  Beweis  für  die 
RiKRLiNü'sche  Ansicht^  dass  die  Art,  20  bis  25  bindende  Ver- 
wjdtyngsmiiximen  innerhalb  der  bestehenden  Gesetze  dai^tellen 
und  es  ist  die  Behauptung,  dass  die  Richtigkeit  derselben  „in 
den  Verhandlungen  des  preussisehen  T^andtages  wiederholt  an- 
erkannt ist"  bei  den  vorlmndenen  Widersprüchen  nur  sein*  he* 
dingt  als  richtig  anzuerkennen.  Feberdies  kann,  so  scheint  mir, 
lür  die  Auslegung  des  Alt.  112  nicht  entscheidend  sein,  \vns  iö 
den  JaluTU  18ii4,  1871,  1872,  1B7*'>,  1877  u.  s.  w.  im  IjanJbj?e 
gosprocbeji  worden  ist,  sondern  nur  dasjenige,  was  bei  BerathunR 
und  vor  Beschliessung  dieses  Artikels  in  den  Kanimern  ver- 
handelt worden  ist. 

Um  diese  Verhandlungen  richtig  aufzufassen,  muss  man  sici 
die  gesetzliche  Lage  vergegenwilrtigen,  in  welcher  der  Art.  112 
beantriigt.  und  beschlossen  wurde. 

Der  Erlass  eines  besonderen  ITnterrichtsgesetzes  war  hemts 
in  Art.  2f»^*')  der  Verfassung  verheissen  und  die  StÄatsregiening 
sah  sieh  schon  allein  auf  Grund  dieses  Artikels  fiir  ermächtigt 
an*^^),  sümmtliche  Vei-ffissungs- Vorschriften  über  das  Unterrichts' 
wesen  für  suspendb't  zu  erachten  und  wünschte,  da  eine  dem 
Art-  112  entsprechende  Vorschrift  in  der  Verfassung  vom5,  D«* 
zend>er  1848*  fehlte,  nur  eine  ausdrückhchc  Genehniigimg  dieser 
ihrer  Ansicht  durch  die  Verfassung.  Art.  109  hatte  beivib  vor- 
geschrieben,   dass  alle    Bestimmungen   der   älteren   Gesetze  und 


■*)  Art.  23  äPT  Verfjissmi^  ?om  r*.  DezembtT  184B. 
")  S.  weiter  unten. 
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lerordiiuiigen,  weleho  der  Verfasssung  nicht  zuwiderlaiifeHi  in 
aft  Weihen*'*).  Art*  112  wäre  also  ganz  überflüssig  gewesen  — 
cnl  es  Imttf  kein  Grund  vorgelegen,  ilm  noch  kui-z  vor  8chluss 
1er  Verfiiiisungsrevisioit  zu  hean tragen  und  durol »zusetzen,  —  wenn 
,  er^  wie  vox  Ronke  und  Sciulze  meinen,  iii  Wiedorludung  des 
^^rt.  109  anerkennen  und  bestimmen  sollte,  dass  die  älteren  Vor- 
^■chrifteu  über  da«  Schulwesen*  welche  der  VerfiKssung  nielit  zu- 
^widerlaiden,    bis    zum   Erlasse    des    sie   betreflenden,    in  Art.  26 

verheissenen  organischen  Gesetzes  in  Gültigkeit  bleibe«  sollen. 
^^       Vielmehr  wollte    und   sollte  Art.    112    vorschreiben    — ^    und 
^ror    l>ei    dieser   Auflassung   erhält  er   gegenüber   Art.    1<J9    ei*st 
einen    Sinn  —    dass  his    auf  Weiteres  auch  die  der  Ver- 
fassung   entgegenstehenden    Vorschriften    des    älteren 
Rechts  nicht  aufgehoben,  dass  die  Art.  20  his  25  überall 
und     vollständig    suspendirt    seien,     uiul    dass    iushesonden-    die 
S t aat sr e g i  e r u  n  g  i n  i h  r  e  r  V e r  w a  1 1 u  n  g s  t  h  ä 1 1 g  k  e  i  l  d n r ch 
diese  Artikel  nicht  beschränkt  noch  gebunden  werde. 
^^       A.rt.   25   bestimmt   in  Wiederholung    des   Art.  22    der  Ver- 
^pissung  vom  5.  Dezember  1848,  dass  der  Untemcht  in  der  Volks- 
j^chule  unentgeltlich  ertheilt  werden  soll,     Um   diese  Bestinnnung 
Lrrt/euiiber   den   Insber   Schulgeld pflichtigen  Hausvätern  in's  Leben 
tn'ti^n    zu    hissen,    bedaif  es    keines    besonderen    Gesetzes.     Aus 
^■üesem     Grunde    erachteten    damals    Viele    sich   nicht    mehr  zur 
Zahlung  verpflichtet,    (Terade  aus  dieser  Veraulassung,  aber  nicht 
allein    aus   dieser    Verankissung,    wurde   Art.    112   beantragt  und 
angenommen,  um  festzustellen,  dass  die  älteren  Voi-scbriften  über 
das  Schulgeld,  obgleich  sie  der  Verfassung  zuwiderlaufen,  his  auf 

reiteres  in  Kraft  verblichen  seien. 
Art.  21  der  Verfassungsnrkunde  vom  5.  Dezember  184B 
schrieb  vor,  dass  die  Wahl  der  Lehrer  der  Gemeinde  zustehe, 
die  Revisionskamniern  änderten  dies  dahin  ah,  dass  den  Ge- 
meinden  an  der  Anstellung  der  Volksschullebrer  eine  Betheiligung 
zustehe.  Aus  diesem  Grunde  beschwerten  Gemeinden  sich  dar- 
über, dass  ihre  Vorschläge  fiir  Lehrerernennungen  unbeachtet 
gehlieben  waren.  Um  solchen  Beschwerden  vorzubeugen,  he- 
fiinvortete  und  heantragte  der  Ku  Itusmin ister  vhk  Lai>enüero 
die  Annahme  des  Art.  1 12. 


••)  Siehe  über  die  Bc«loutinig  des  Art.  109  weiter  unten  und  mein  Ver- 
öfdnnniJf^recht  8.  220  ft*, ;  vergl.  auch  BiKRLmo,  Anin.  7,n  Seite  13, 
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Das  NfUiere  ergi^jeo  di(^  naclistelieiKl  initgetlieilton  VerhanÄ- 
luTigen  der  beideu  Rovisionslünumerii : 

Als  am  20.  November  1849  der  Abgeordnete  Stiehl  —  an- 
scbeiuend  m\  Auftrage  des  Ministers  von  Ladenuekg  —  im 
jetzigen  Alt.  112  als  eine  Ueberi(iingsl)estifnmung  in  der  zweitni 
Kammer  beantragte,  begnindete  er  diesen  Antrag  mit  il«i 
Worten  ^^):  „dass,  wenn  er  nielit  oder  ein  llbn lieber  angenummt*n 
wird,  wenigstens  unser  Volksschidwtfsen  uiebt  bestehen  kann.  Ei 
sind  in  unseren  soeben  ^^)  berathenen  und  in  der  Beratlinng  I»- 
schlossenen  Artikeln  so  wesentlicbe^  die  bisherigen  Bestimmungen 
verändernden  Besebliisse  gefasst  worden,  dass,  wenn  sie  niit  der 
beendigten  Revision  der  Vertassung  jetzt  zur  Geltung  kommen, 
(bis  Resteliende  auibört,  ohne  dass,  da  das  Unterrichtsgesetjj  erst 
geseliafl'en  werden  niuss,  etwas  Neues  da  ist.  leli  erlaube  mir 
nur  anfEine^s  hinzuweisen,  iiändich  aid' den  Besebluss,  dass  H^Hnn 
kein  Sehulgeld  erhoben  werden  soll  —  — ^ 

Der  Abgeordnete  REiciiENSFERnEU  sprach  sich  unnuttellwu' 
naeh  Stiehl  gegen  dessen  Antrag  aus.  Die  Art  und  der  Inhuit 
seines  Widerspruchs  zeigen  auf  das  Klarste^  dass  der  Art.  IIS 
die  gänzliche  Suspension  der  Art.  20  bis  25  bedeuten  solltf. 

^Es  lolmt  wohl  der  Mühe  darauf  aufmerksam  zu  i!iacheii> 
dass,  wenn  dieser  Zusatziulilcel  angenouiinen  wird,  alle  Beschlüsse* 
die  wir  bisheran  gefasst  haben,  sowie  die  ganze  Materie  der  Vcr* 
fassnngsui'kunde  suspendirt  und  in  Frage  gestellt  w^erden.  Es 
w\Yi\  alsdann  von  dem  einzigen  Veto  der  Regierung  abhängen, 
ob  jemals  ein  Unterrichtsgesetz  zu  Stande  konime  und  die  Hüter 
richtsfreiheit  verwirkbcht  werde;  wir  werden  also  durchaus  kein 
verfassungsmässiges  Unterrichtssystem  aufgestellt  haben,  te 
Znsatzartikel  sagt  nändicb,  es  solle  bis  dabin,  dass  das  Unter- 
Hcbtsgesetz  zu  Stande  komme,  von  alldem  nichts  verwklicht 
werden,  was  in  der  Verfassung  gesagt  ist;  durch  das  einzige  Vet4> 
der  Regierung  können  also  in  der  Tbat  alle  Bestimmungen  der 
Verfassung  \\^eder  aunullirt  werden**. 

RE!CHEN8PErtr,Erf,  einer  der  Väter  der  Verfassungsvorschrifteu 
über  das  ünterrichtswesen,  erkannte  also  an,  dass  wenn  der  Aß- 
tnxg  Stieül,    wie  später  geschehen,   angenommen  werden  wiIhIp» 

"*)  Verhau  dl  an  gen  dor  IL  Kammer  Seite  1261, 
*®)  Die  Verfassmi^sartikcl  über  das  Kirchen-  nnd  Schulwesen  smduiBs«? 
der  Reilio,  nimiüch  erst  am  Sdilasse  dea  Remionswerks  h<?ratheti  wonlcn. 
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Verfassuügsvorschrifteii  über  fliesen  Gegenstand  grinzlicli, 
aho  auch  in  Ansehung  der  Venvaltungsthätigkeit  tler  Staats- 
i^giemng,  suspendirt  seien. 

»Nachdem  liieranf  der  Ahgeonluete  Eckstein  sein  Vertrauen 
das  baldige  Zustandt4oinnien  des  Unterrichtsgesetzes  aus- 
gesprochen hatte,  ergriff  Richter  das  Wort  gegen  Art.  112: 
L^Tch  l)in  der  Meinung,  diss  <lie  Verfassung  in  den  Punkten, 
che  sie  über  das  Untern  cht  swoseu  entliiilt  und  welche  ohne 
Eiiirühmng  eines  besonderen  Ausfiibrungsgesetzes  vorläufig  ans- 
f^^'fiilirt  und  angewendet  werden  können^  allerdings  auch  vorläufig 
bi'stehen  bleiben  müsse,  fcli  bemerke  hierbei  naraentlidi,  dass 
ich  gestern  in  lueineni  Wsildkreise  eine  Beschwerde  des  Sebul- 
vorstandes  erhalten  habe,  worin  derselbe  sich  gerade  in  Bezug 
auf  these  Frage  bitter  darüber  l>eschwerfy  dass  die  Regierung  dem 
Präsentalionsrecbt  einer  Stadt  widersjiroehei]  halje,  obwohl  sich 
die  «Stadt  auf  (Tiiind  der  Verfjissung  als  Gemeinde  berechtigt 
hielt^  die  Schnllekrer  zu  ernennen." 

„Ich  bitte  daher  durch  solche  Bestimmungen  nicht  aUen  Be- 
iitirnmungen  iler  Verfassung  entgegenzutreten,  snuderii  dieselbe 
Bfi-echt  7M  erhallen,  wo  es  irgend  möglicli  ist.  Es  verstellt  sicli 
^ü  selbst)  dass  rla,  wn  noch  besondere  Gesetze  zur  Dun'bführuug 
j|cser  Bestimnmngeu  nothwenthg  sind,  diese  Gesetze  vorlier  er- 
Bsen  sein  müssen,  wn  aber  solclie  Gesetze  nicht  nothwendig 
^d,  müssen  wir  bei  der  Verfassung  stehen  bleiben." 

Indern  die  Kammer  alsbald  gegen  die  Bitte  des  Abgeordnelen 
JBjchter  bescldoss,  entschied  sie  sich  also  mit  Bewusstsein  dafür,  dass 
■üh  tlit\jem'gen  Bestimmungen  der  Verfiissung  suspendirt  sein  sollten, 
XU  deren  Ausführung  ein  besonderes  Gesetz  nicht  nothwendig  ist. 
^  Jeder  Zweifel  wird  aber  gehoben  durch  die  Erwiderung, 
fb^hc  der  Minister  von  Ladenberü  dem  Abgeordneten  Richtek 
zu  Theil  werden  liess: 

,Dic  Aeusserungen  des  letzten  Herrn  Redners  über  die  Enter- 
iation  der  Verfassungsurkunde  zwingen  mich,  das  Wort  noch- 


HHto 


zu  ergreifen,  weil  ich  sie  als  imricbtig  bezeichnen  und  die 
erwähnte  Beschwerde  für  unbegründet  anerkennen  muss.  Die 
Re^eining  bat  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Art.  23  der  Ver- 
fassmigsurknnde  ^^')  bestimmt : 

«*}  Der  hfer  genioint^3  Art  23  der  Verraaaungsurkaiitle  vom  5.  Dez,  1848 
t-ntspricht  Art.  26  der  V^^rfuBson^  vom  3L  Jaiiunr  1850. 

S5* 


—     526     — 

„Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  gesammte  Unterrichts^'esen'^, 
sich  für  ermächtigt  und  verpfliclitet  erachtet,  anzunehmen, 
dass  erst  mit  dem  Erlasse  des  Unterrichtsgesetzes  die  Bestim- 
mungen der  Verfassungsurkunde  über  Schule  und  Unterricht  in's 
Leben  treten.  An  dieser  Interpretation  muss  und  wird  die  Re- 
gieining  auch  ferner  bis  zur  PubUkation  der  revidirten  Verfas- 
sungsurkunde  und  demnächst,  bis  das  Unterrichtsgesetz  in^s  Lehen 
getreten  ist,  festhalten ;  es  würden  sonst  dieselben  Verlegenheiten 
eintreten,  welche  vorhin  bereits  ausfuhrlich  geschildert  worden 
sind  und  den  Antrag  Stiehl  veranlasst  haben". 

Hierauf  trat  Schluss  der  Debatte  ein  und  wurde  der  Antrag 
Stiehl  nach  Ablehnung  aller  Gegen-  und  Unteranträge  als  der 
jetzige  Artikel  112  angenommen. 

Bei  der  am  12.  Dezember  1849  erfolgten  Berathung  dieses 
Artikels  in  der  ersten  Kammer  beantragte  von  Bockcm-Dolffs'^ 
die  Ablehnung,  da  derselbe  in  Hinblick  auf  Art.  109  überflüssig 
erscheine. 

Hierauf  ergriff-  der  Minister  von  Ladenberg  das  Wort  zu 
folgender  Erwidenmg: 

„Wenn  ich  die  transitorischc  Bestimmimg  für  eine  über- 
flüssige hätte  halten  können,  so  würde  ich  sie  nicht  beantragt 
haben.  Mir  ist  es  aber  aus  der  Verwaltung  bekannt,  dass  sie 
nicht  überflüssig  ist,  weil  die  Verwaltimg  fast  täglich  der  Behaup- 
tung entgegen  treten  muss,  dass  die  Bestimmungen  der  Verfas- 
sungsurkunde in  Bezug  auf  den  Untemcht  schon  in  diesem 
Augenblicke  und  seit  Pul)likation  der  Verfassung^^)  gültig  seien, 
obgleich  auf  das  besondere  Gesetz  in  der  Verfassungsurkunde  ver- 

A\iesen  Avird. Ich  kann  daher  nur  dringend  'wünschen, 

dass  zur  Beseitigung  aller  Zweifel  in  der  Verfassungsurkundc  aus- 
gedrückt werde,  was  die  Regierung  täglich  einzelnen  Reklamanten 
gegenüber  auszuführen  gezwungen  ist,  dass  nämlich  bis  zum  Er- 
lasse des  Unterrichtsgesetzes  es  bei  den  jetzt  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  bewende". 

Aus  dieser  Erkläinmg  des  Ministers  ergiebt  sich,  dass  «he 
Staatsregierung  auch  schon  ohne  und  vor  Art.  112,  ledi^hch 
gestüzt  auf  Art.  23  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dez.  1848-'') 

•''•)  Stenopjr.  Bor.  der  VcrhanfUun^en  der  I.  Kammer,  S.  lOGO. 
^^)  Es  ist  hier  selbstredend  die  vom  5.  Dezember  1848  gemeint. 
^^)  Jetzt  Art.  26  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850. 
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jUe  Verfassimgsvorsclii'iften  über  das  Schiil-  und  Dnterrichts- 
iüs  susiiendii*t  ansah  und  als  suspendirt  beliandelte,  dass 
tüeselbeu  auch  niclit  als  ^^  ob  erste  VerwaltuTigsmaxinien 
unerhalb  der  bt!ötolienden  gesetzlichen  Schranken^  ansah,  und 
ÄSs  nur  zur  Beseiti^ang  von  Zweifeln  und  zur  gesetzUchen  Justi- 
Szirung  der  Verwaltungspraxis  Artikel  112  beantragt  und  an- 
Baommen  wurde. 

Dem  Minister  folgte  der  Abgeordnete  Kiskek.  Derselbe 
sprach  sich  gegen  Art.  112  aus,  weil  derselbe  übertliissig  und 
bedenklich  erscbeiue. 

„Sodann  finden  wii'  aber  auch"  —  so  iuhi't  er  aus  —  „einzelne 

Sätze  in  den  angenommenen  Beschlüssen  über  Unterricht  und  Schule, 

iie  unzweifelhaft  jetzt  schon  als  gültig  betrachtet  werden  müssen  als 

Art.   17*'')  „Die  Wissenschaft  und  ihi'e  Lehi'e  ist  fi^i", 

Art.  19**)  „Unterricht  zu  ertheüen  und  Untemchtsanstalten 

zu  gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei,  wenn  u.  s.  w,*^ 

^nnd  über  ihre  Gültigkeit  würde  ein  solcher  transitorischer  Artikel 

t vielleicht *^)  Zweifel  erregen". 
[  KiH^KEU  machte  sodann  darauf  aufmerksam,  dass  „im  All- 
gemeinen Liindreehte  ein  Widerspruch  mit  unserem  Art.  19  sieht, 
iusofern  nnch  erstereni  der,  welcher  eine  UnterrichtsanstaU  griiiideii 
\rill,  auch  den  Flau  des  Unterrichts  zur  Genebraigung 
jrorlegen  nmss"  —  —  — 

Nachdem  von  BoCKiM-Dnr.FFs  nuchraals  gegen  und  der 
Abgeordnete  Ritteu  für  Annahme  des  Artikels  gesproclien  hatteuj 
letzterer  mit  Hinweis  darauf,  dass  tUe  sclüesischen  Bauern  (wegen 
des  Artikel  22^^^)  kein  Schidgeld  nielir  bezahlen  wollten,  wurde 
die  Dehatte  gescldossen  und  Art.   112  angenommen. 

Die  im  Vorstehenden  dargestellte  Entstebungsgeschicbte  des 
Artikel  112  liefert  den  stiingentesten  Beweis  dafür,  dass  nat-h 
iler  Absiebt  der  Verfassungs Urkunde  voia  3L  Januai*  1850  die 
Art.  20  bis  25  bis  auf  Weiteres  gänzhch  siispendirt  sein  und  dass 
sie  aucli  nicht  „oberste  Vei*waltungsmaximen*^  darstellen  aoUen. 


•*»)  Jetzt  Artikel  2iK        *0  Jetzt  Artikel  22, 

«*)  WcTi«  der  Abgeordnete  Kisker  die  Erklänmgjen  sefncs  Vnrrrtliierd 
Itcachtct  Imtte,  wurde  fr  gefunden  haben,  flüss  die  StaiitHrDfriemn^'  und  die  Vcrwal- 
luii>r'<i»»'iiiisskhgar  nicht  im  Zweifel  darüber  ktfiioden,  dass  die  von  ihm  eitirteii 
Verfa«9iii>gsvorsrhrift*rn  als    sohhe  bis   anf  WeitercK  niiverl^indlicli  «ein  sollten, 

**J  Jetzt  Artikel  2b  der  V<jrlas8unp Urkunde  vuin  31.  Jauuar  1^50, 
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Es  ist  BiEEi.iNO  aber  aucL  nielit  zuzugestehen,  das  die  Art, 
20  Ins  25  „weiilivoUes  Ausleguiigsmaterial"  für  das  ältere  Bcchl 
liefeini.  Diese  Artikel  waren  nicht  zu  dem  Zwecke  beschlossen 
wurden^  um  das  ältere  Recht  zu  intcrpretiren.  Sie  verdanken 
ihren  Ursprung  Anschauungen,  welche  durchaus  verschieden  sind 
vom  Geiste  dieses  älteren  Rechts  und  welche  im  viel  höheren 
Maasse  als  dieses  das  Rocht  des  Indiriduums  und  der  Kirche 
gegenüber  der  Staatsautorität  anerkeunen*  Theilweise  nämlich 
sind  sie  demokratischen,  theilweise  klerikiden  Ursprungs.  Dies 
erkennt  man  auch  aus  dem  Eifer,  welchen  die  demokratischen 
und  klerikalen  Elemente  nicht  nur  bei  IleschJiessung  dieser  Artikel, 
sondern  auch  in  der  Bekämpfung  der  in  Art,  112  ausgesprocheneu 
Suspension  an  den  Tag  gelegt  haben.  Welchen  AVcith  tlic 
Art.  20  bis  25  der  Veriassuugsiirkunde  auch  für  ein  zukünftiges 
Unterrichtsgesetz  haben  mögen,  für  dtis  Verstau duiss  des  ge^eti 
wärt  igen  verfassung^niiissigen  Rechtszustandes  haben  sie  niclit 
die  mindeste  Bedeutung.  Und  wenn  ferner  dieselben  gegenüber 
»Tedermann  bindende  Kraft  haben  sollten,  so  haben  sie  eine 
solche  gewiss  nicbt  der  Staatsregierung,  der  Verwaltung 
gegenüber:  denn  diese  hat,  um  nicht  durch  die  Art.  20  bis  25 
gebunden  zu  sein,  den  Art.  112  der  Verfassmig  in  den  Revision»* 
kannnern  und  gerade  noch  vor  Scldiiss  des  Revisionswerks  bean- 
tragt  und  durchgesetzt. 

Es  ist  endlich  und  vor  Allem  nicht  richtig,  dass  wie  Bm 
LINO  behauptet,  seine  Auflassung  wenigstens  in  Ansehung  de-ä 
Aiii.  24  in  dem  bereits  erwähnten  §  3  des  SchulanlsichtsgesetJies 
vom  11.  März  1872  „geradezu  sanktioimt"  worden  sei.  DicJ>er 
§  3,  welcher  ledigUch  ids  „Berulügungsklausel  für  sorgliche  Gc- 
müther'^  beschlossen  worden  ist**),  besagt  nämlich  nur,  am 
Art  24  unberührt  bleiben  soll,  bestimmt  also  nicht  das  Mindeste 
über  dessen  Aktualität.  Er  wollte  idso  lUese  letztere  nicht  vor- 
schreiben und  er  konnte  sie  auch  gar  nicht  vorschreiben.  Da* 
Schulaulsichtsgesetz  ist  ein  Gesetz  zur  Ausführung  des  Art. 83 
der  Vertassung,  kein  Gesetz,  welches  sich  tds  Veriiissungs- 
ünderuug   darstellt.      Nur   ein  Gesetz   aber,    welches  als  Ver* 


**)  Siehe  Eede  des  Ministers  Falk  am  9,  Februiwr  1872  im  AbgwrdDOi««- 
hurxm,  StoBogr.  Ber.  S.  695,  am  G.  März  1872  iirr  Horrenhause.  Stooogr.  Ber« 
S.  U'3t  Ben  der  Kommission  des  Horrenbauäca  vom  26.  Februar  1^72  ^ 
^m  Aulagen   zn    den  VerbEiinllmiijen    dos  Herren  haus  es  1872.   S.  45ü  tt.  ^  0. 


fassungsänderung   erlassen  ist,    konnte    den   Art.    112    der 
Verfassung  beseitigen  oder  abändern. 

Mit  dem  CTesaninitergebnisse  der  voi-stehenden  Ausfiihningen 
stiimnt  die  preiissiscbe  Rechtsprechung  überein.  In  dem  Er- 
kentitiiisse  der  vereinigten  Al)thcilimgen  des  Senats  filr  Straf- 
sachen vom  12,  Oktober  1874*')  sagt  das  Obortribimal  wörtlich: 
„Zwar  enthält  dieselbe  (die  Vertassnng)  in  Artikel  24  die 
Bestbmiinng: 

„den  rehgiösen  Unterricht  in  den  Volksschnlen  leiten  u.  s.  w'^. 

Allein  diese  Bestininiung — ,  gehört  zu  denen^  welche 

flflcii  dem  klaren  Wortlaute  des  Art,  112  der  Verfassung  bis 
mm  Erlasse  des  in  Art.  26  vorgesehenen,  bis  jetzt  aber  noch 
jucht  zu  Stande  gekommenen  allgemeinen  Unterrichtsgesetzes  iu 
üirer  Anwendung  suspendirt  worden  sind  und  hat  daher  einst- 
weilen mir  die  Bedeutung  einer  Richtschnur  fijr  den  Gesetzgeber, 
gestattet  dagegen  keine  Scldussfolgerung  für  die  noch  zu  Recht 
bestehende  ältere  Gesetzgebung," 

B        „Ebensowenig  hat  daß  Gesetz  vom  21.  M;Lrz  1872  —  in  der 

"lier  fraghchen  Bezielmng  irf^eiid  eine  Aenderung  hervorgerufen. 
Denn  dasselbe  hat  nni'  die  Schulaumicht  ini  AJlgemcinen,  abge- 
sehen von  dem  ReHgionsutUerricht  geregelt^  in  letzterer  Hinsiclit 
aber  nichts  Anderes  gesagt,  tüs  dass  der  Art.  24  der  Verlassangs- 
Urkunde  unberiilirt  bleibt,  wodinxh  dessen  uTmiittelbare  praktische 
Anwendbai'keit  keineswegs  anerkannt  worden  ist^. 

In  demselben  Sinne  hat  sich  der  frühere  höchste  preussische 
Gerichtshof   wiederliolt    und   gleiclunässig  ausgesprochen  z.  B.  iu 

^en  Entscheidungen  vum  8,  Februar  nnd  14.  Jnni    1877**^). 

f  Fassen  wir  das  Ergebniss  nnserer  bisherigen  Forschungen 
zusammen,  so  ist  dies  das  Folgende :  die  Art.  20  bis  25  der  Ver- 
fassungsiu'kunde.  d.  h,  mit  anderen  Worten  alle  besonderen 
Voi-seluiften^  welche  die  Verfassungsurkuude  über  das  Unterrichts- 
wesen autstelltj  haben  keine  aktuelle  Bedeutung;  sie  gel>en  zui' 
Zeit  weder  den  Gemeinden  noch  den  HehgionsgesellschLLften  das 
deste  Recht;  sie  binden  die  Staatsregierung  in  keiner  Weise, 


_.mini 


**)  Entacheidmigmi  des  Obei-tribunals ,  Band  73,  S.  40(j  ff.  hh 
8.  427. 

")  Iq  STriiETUOBST's  AfMv  für  RL'clitsf;Ulo  Bd.  70.  S.  370  ff.,  Bd.  ;;^0, 
8.  377,  «iehc  auch  OrrENHOFF,  U^iditspretliung  des  Obortiibuotds  in  Straf* 
KÄdicn  Bd.  XV,  S.  655,  Bd.  XVJI    8.  10. 
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Aus  diesen  Artikeln  lässt  sich  daher  zur  Zeit  weder 
Etwas  für  noch  gegen  kon  fessionelle,  j,par  itatische** 
Simultan-    oder   konfessionslose  Schulen  herleiten. 

Art.  112  suspendii't,  aber  er  verbietet  nicht  die  Befolgimg 
der  in  den  Artikeln  20  bis  25  enthaltenen  Vorschi*iften. 

Die  Staatsregierung  ist  hieniach  zwar  nicht  verpflichtet» 
wülil  aber  ist  sie,  wenn  und  soweit  dies  das  ältere,  aktuelle  Recht 
zulässt,  nicht  verhindert,  die  Vorscliriften  der  Verfassung 
über  das  Unterrichtswesen,  wo  ihi*  Solches  angemessen  erscheint, 
zu  berücksichtigen  *'), 

Art.  112  legt,  um  nunmelir  zu  einem  ainlern  Gegenstund 
überzugehen,  auch  den  zur  Zeit  der  Emanation  der  Verfassung 
vorhandenen  Re^htszustaud  nicht  fest  bis  zum  Erlasse  des  in 
Art,  26  verheissenen  Unterricbtsgesetzes. 


*^)  Hiernach  erscheint  der  Ministerialerlaß  vom  18.  Febraar  1876,  Mtoi* 
aterialMatt  für  die  iunero  Verwaltung  1876  Seite  68  ff.  gerechtfertigt,  tn 
wckbera  es  heisst: 

—  „ihxss  die  Leitung  des  Reli^onsunterrichta  nach  Art,  24  der  V«- 
fassongsarkunde  d«i  Keligionegesellschaften  zn^telien  solle,  dass  jedoch  ruirt* 
seits  dieser  Artikel  erst  der  näberen  Bestinnmiiig  Feines  Inhalts  durcli  d*s 
nach  Art,  26  tn  erlassende  Unterrichtsgeseti  bedürfe»  dass  indes«  An- 
dererseits nichts  im  Wege  ytebt,  die  d«rin  enthaltene  allge- 
meine Norm  insoweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  als  dies  die 
besteh  enden  Gesetze  und  die  Htaatliebc«  lntoresst*n  gestatten*. 
Ebenso  gerechtfertigt  ist  der  Miiiisteriülerliiss  vom  16.  Jtini  1876  (Ccatnl- 
blatt  für  das  gesammt^;  Unterrieb  Uw es en  S.  495). 

„Die  Frage  imcb  der  Kinriebtmig  sogennnnter  8imultsin-    richtigor  \mt\* 
tÄtiscber    Schulen    wird    von    den  Provinzialbehorden,    den    ihnen    you  mif 
wiederholt   ortheilten   Anweisnngen    entsprechend ,    nicht    nach    allgemeinen 
Grundsätzen    gleichniÄssig   bebandelt,    sondern    in   jedem     besonderen  Falle 
irivch    Prufang    aller    dabei    in    Betracht    koramendeu    Umstände   entschie- 
den/ —  —  — 
Die  Kicbtigkeit  dieses  letzteren  (FALK*schen)  Erlasses  bat   auch   der  Hl' 
nister  von  PüTTKAMSfKR  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  17.  P«- 
zenihor    1879    (Stenogr.    Ber.    S.    lv(58)    ,voll    anerkannt".      Aach    BlEiLn?" 
Seite  IM  ff.  gesteht    zu,    dass    sich    gf^g^^i^    denselben    , gegründete    rechtlictiL' 
Einwendungen  kaum  erbeben  lassen*.    Juristisch  gerechtfertigt  sind  die  Uüdeß 
Erlasse,   weil  die  Verfa^sungsvorsdiriften  die  Verwaltung   nicht   binden  uö<1 
weil    im    Gegensätze    zur    Behauptung    Bikruno's    (Seite    113)    Abs.   l   ^ 
Art,  *21  der  VL^rfassung  keineswegs  „eine  durch  keine  blossen  Verwaltungsaltt* 
zu  beseitigende  Direktive  für  eine  kon  fessionelle  Ordnung  der  Schuh*n*,  sunto 
vielmehr  zur  Zeit  gar  keine  Direktive  weder  für  noch    gegen  eine  k( 
nelle  Ordnung  der  Schulen  darstellt. 
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Wäre  Art.  112  wörtlich  aufzufassen,  so  müsste  man  aDei*- 
dmgs  glauben,  dass,  bis  zum  Erlasse  des  in  Art*  26  vorgesehenen 
Unterrichtsgesetzes  es  hinsichtlich  des  Schulwesens  bei  den  jetzt  *^) 
gclteuden  gesutzlichen  Bestiinnmugen  bewendet.  Man  müsste 
folgern,  dass  weder  das  Statut  einer  Universität,  noch  eine 
Prufungsvorschiift  für  Lehrer  oder  Gymnasiasten,  noch  ein  RegU' 
lativ  für  Volksschulen  geändert  werden  dürfen  —  ausser  in  dem 
noch  immer  ausstehenden  Unterrichtsgesetze,  Man  müsste  also 
annehmen,  dass  jede  stückweise  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Unterrichtswesen  untersag  ist. 

Eine  solche  Aimahme  rechtfertigt  sich  indess  nicht  aus  der 
Verfassung. 

Art.  112  wollte  und  sollte  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  die  Art.  20  bis  25  bis  zum  Erlasse  eines  organischen  Unter- 
richtsgesetzes suspendu'en*  Die  Absicht  der  Spezialgesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Untemchtswesens  auszuschhessen,  hat  dem 
Antrage  fern  gelegen.  Man  glaubte  damals  allerdings  —  und 
dies  erklärt  zum  Theil  die  Annahme  des  Art.  112  —  dass  der 
Erlass  eines  Unterrichtsgesetzes  nahe  bevoi-stände,  da  der  Minister 
VON  Ladenbbrg  einen  dieshezUghchen  Gesetzentvmif  wiederlifrlt, 
namentlich  am  6.  Oktober,  lii.  und  2U.  November  1849  den 
Kammern  versprochen  hatte.  Indess  das  Verbot  einer  Spezial- 
gesetzgebung ist  in  Art.  112  nicht  ausgesprochen  worden,  und 
«6  hätte,  um  gegenüber  Art.  62  wirksam  sein  können,  aus- 
drücklich ausgesprochen  sein  müssen. 

Eine  weitere  theoretische  Eroilerung  erübrigt  sich  mit  llück- 
sicht  auf  die  Präzedenzfälle,  in  denen  gegenüher  Art.  112,  me 
mit  Rücksicht  auf  solche  Präzedenztälk^  welche  gegenüber  ana- 
logen Verfassungsvorsclu'ilten  (z.  B.  Art,  105)  vorgekommen  sind. 
Ueherdies  ist  die  Frage  bei  Gelegenlunt  der  Berathungen  über 
die  Uebertragimg  der  Verwaltung  des  Volksschulwesens  in  der 
Provinz  Hannover  von  den  Konsistorien  auf  die  Landth*osloien 
mid  derjenigen  über  das  Schulaufsiclitsgesetz  in  den  Jahren  1B71 
und    1872    ausfiihrhch    besprochen*'')   und,  wie    vorstehend,   ent- 


*")  Also  im  Januar  1850, 
**)  8k1ie  für  lue  hkr  vertrutcric  Ansicht  a.  A.  die  R^dcn  voti  RieuTEit 
vom  Gmfcii  Otto    zu    STOLRERa-WEHNiOERöDK   am  15.  Februar  1871.   Sten. 
Ben  d.  Ilerrenli.    S.  112;    DERNBrRG   das.    8.  1 1(»,    (Sangerliaiiseii).    Laskkr. 
ViRCHow,    Falk  iu  der  Sitzuiij^   des  Abgeo^d^et^.*nlKiUfie9  vom  8.  Febr.  1872, 
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Dbieden  worden '^^),  Mit  Recht  wurde  damals  sogar  von  einem 
"^Gre^ner  der  gerade  voiiiegondeii  Spezialgesetze,  von  KLEUiT- 
Rktzow,  am  15.  Februai*  1871  bemerkt  (Steü.  Ber.  S,  104J: 

„Es  wäi-e  eine  ganz  exorbitante  Bestimmung,  dass  bei  einem 
mit  dem  Volksleben  so  innig  verwacliBenen  Uegenstande  wie  das 
Untemchtswesen  ist,  tlie  Gesetzgebung  förmlich  eingekapselt  sein 
sollte,  bis  zn  der  Zeit,  wo  ein  allgemeines  Unterrichtsgesetz  er- 
lassen werden  könnte"). 

Wenn  hiernach  Art.  112  eine  stückweise  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  rnterrichtswesens  nicht  verbietet  und  eiße 
Festlegung  des  damabgen  Rechtszustandes  bis  zum  Erlass  eines 
allgemeinen  Unterrichtsgesetzes  nicht  beabsichtigt,  so  steht  er  um 
so  weniger  einer  Fortentwickelung  des  auf  diesem  Geliiete 
damals  bestandenen  Verordnungs rechts  entgegen.  Eine  solche 
Fortcntwickelung  ist  auch  nicht,  wie  zuweilen  angenommen  wird*'), 
durch  Art.  109  ver!>oten.     Dieser  Artikel  lautet: 

^Die  bestehenden  Steuern  und  Abg^-iben  werden  forterholieii 
iiiul  lüle  Bestimniungen  der  bestehenden  Gesetzbücher,  einzelnen 
G  esetze  und  V  e  r  o  r  d  n  u  n  g  e  n ,  welche  der  gegenwärtigen  V(*^ 
fassimg  nicht  zuvmlerlaiifen^  bleiben  in  Kraft,  bis  sie  durcfc 
ein  Gesetz  abgeändert  sind^. 

AVäre  tlieser  Artikel  wortUcli  aiilkufasseu,  so  müsste  maii 
allerdings  folgern,  dass  die  Abänderung  der  zur  Zeit  der  Ema- 
nation der  Veifassung  bestandenen  Verordnungen  nur  noch 
im  Wege  der  Gesetzgebung  statthaft  wäre.  Allein  eine  solche 
Folgerung  steht  im  Widerspruch  mit  der  Entstehungsge^chiclite 
und  der  Absicht  des  Art.  1U9.  ich  glaube  dies  an  einer  andereu 
SteDc^-*)  auslührlich  dargelegt  zu  haben  und  daif  mich  Jahtt, 
unter  Bezugnahme   auf  diese  Darlegung,    Wer   auf  Folgendes  be- 

Stenogr.  Der  8^jite  U65  tT„  6(33  tT,.  677  ff,,  695  ff.  und  von  KLKisT-RKtxow 
im  Herrciiliausö  am  8.  März  1^72,  St-euogr.  Tier,  Seite  256,  dagi^gen  a.  A 
um  Koden  vun  Windtiiorst  (Meppen),  Holtz  in  den  Stenogr.  Ber,  des  Äb- 
gourdficteuliEiuseö  1872,  Seite  671  &..  738  ff..  TtAüHAmii  und  Graf  Bbühi  In 
den  Steiio^-r.  Ber.  iks  Herreu hauses  1871,  8.   117,  123,  1872  Sdte  2:»L 

^^)  Das  Herieiiliaiis  lebiitc  am  8.  März  1872  den  Antrag  des  Grftf«' 
riRüuL  das  SehuUut'sicbt^geäetz  als  Vcrlassungsunderung  zu  betrachtcD,  al»- 
(Stenogr,  Ber.  Seite  256):  siehe  aocli  den  Bericht  der  Herreuhan»-Konimi*i»D 
vmn  2il  Febr.  1872,  Anl  ^u  den  Verhau  dl  ungmi  des  Herrenliauses  1872, 
Seite  448,  452  a.  a.  0. 

'**,)  VcrgL  z.  B,  Dernbubo,  Preusü.  Privatrecht,  X  AoHage,  l.  S,  31. 

^'')  Mein  Vererdnungsreeht  des  Deutschen   Rcicheg  auf  der  Groödli^ 
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schränken:  Art.  109  in  seiner  jetzigen  Fassung  entstand  aus  der 

IlnsannneTizieliiiiig  der  beiden  folgenden  Sätze: 
1.  Die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  werden  Ibrterboben, 
lis  sie  duixli  ein  Gesetz  abgeändert  sind. 
2,  Die  geltenden  ßesetzbücher,   Gesetxe  und  Verordnungen 
leiben  bestehen,  bis  sie  im  gesetzlichen  Wege ''^^)  abgeändeii; 
werden. 
■        In  Ansehung  der  Gesetze  und  Verordnungen  sollte    also 
dahin  gestellt  bleiben^  auf  welchem  Wege  ilu^e  Abänderung 
zu  erfolgen  habe,  ob  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  oder  auf 
dem  AVege    der  Verordnung.     Dies    ist    wiederholt   erkUii^t,    von 
fcaassgebender  Seite  betont  und,  ohne  dass  es  Widerspruch  fand, 
Bei    den    Verhandlungen    der    Revisionskamniern    zum    Ansdniek 
^:ebracht  worden.     Als  die  erste  Kammer  au  Stelle  der  von  der 
zweiten  Kanuuer  gewählten  Worte,  „auf  gesetzlichem  Wege ** 
die  heutige  Fassung  votirtej    Hess    sie  sich    lediglich    und    ausge- 
r.  Bprochenerniassen  von  dem  Motive   leiten,   die  Macht  der  Krone 
^gegenüber    dem  Bmlgetrechte   der   zweiten  Karumer   zu    stärken. 
Sie  wollte    nämlich    verhüten,    dass  die  zweite  Kaumier    in  Aus- 

Ifibung  ihres  Btulgetrechts  einseitig  bestehende  Steuern  und  Ab- 
|?aben  beseitige  und  sclu'ieb  deshalb  vor,  dass  eine  solche  Beseitigung 
nur    durch  Gesetz,   also    nur  unter   glelclufieitiger  Zustimmung 

E.er  Ki^one  und  der  ersten  Kammer,  erfolgen  dürfe*  Vorzu* 
clireiben,  dass  jede  Verordnuug  nur  noeh  im  Wege  der  Gcsetz- 
ebung  abzujindeni  sei,  war  nicht  im  Entferntesten  lieabsichtigt 
und  deshalb  noch  besonders  konstatirt  worden,  es  solle  nicht 
durch  Art.  109  vor  geschrieheu  sein,  dass  sogar  Verorünnngeu 
nur  dureh  Gesetz  aufgehoben  werden  könueir'^). 

Art.   109    der  Verfassungsurkunde  hat    somit   die    den  Ver- 
waltnngshefiorden    zustehenden   Verordnnngs befugnisse    nicht 
»Äufgebobeu  und  insbesondere  nicht  vorgeschrieben,   dfiss  die  Ab- 
Bbdcrnng  von  Verordnungen  nur  noch  im  W^^ge  der  Gesetz- 
gebung statthal't  sei.     Solei les    ist  alier,    wie   nunmehi-   zu   zeigen 


Jlcs    iiTöussificheu    wud    unter   Bcrücksichtig-mi^   des    freradlrnidisclieti    Verord- 

^angsrechts,  Berlüi   188i,  Seite  220  ff.  a.  a.  0. 

^')  D.  \l  also  nicht  notliwcndi^^  st-ets  im  Wogo  des  Gesetzes, 
**)  Siehe   insleson'lere   die  Kideii    des   Jnstizniini^itcrs  Simons    und   des 
Lb geordneten  Stahl  in   der  ersten  Kannner  am  li  November  1849,    St^nogr, 
Bd.  IJI.  Seite  1333  a,  a.  U. 
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sein  wird,  auch  nicht  durch  Ali,  62  der  VerCassungsurkumk' 
geschehen. 

Dieser  Artikel  bestimmt: 

„Die  gesetzgehende  Gewalt  mrd  gemeinschaftlich  dtu*ch  dcü 
König  und  duix^i  zwei  Kanuiiern  ausgeiibt. 

Die  Uebereinstimmung  des  Königs  und  beider  Kanunem  ist 
zu  jedem  Gesetze  erforderlich" 

Aus  dieser  Bestimmung  hatte  zuerst  Laband'^*)  gefolgert, 
dass  seit  Bestehen  der  Verfassung  jede  Anordnung  eines  RecbtÄ* 
Satzes  im  Wege  der  Gesetzgebung  geschehen  müsse.  Diese  Fol- 
gerung sucht  ihre  Stütze  in  der  Annahme^  dass  das  Wort  „Geseti'^ 
(insbesondere  in  der  Sprache  des  absoluten  Staates  und  nach  der 
geschichtlichen  Entwickelnng)  die  Anordnimg  emes  ßechtssatzes 
bedeute,  und  dass  daher  Art.  62  nur  dahin  ausgelegt  werden 
könne,  die  Gewalt,  Kechtssätze  anzuordnen,  werde  durch  den 
König  und  beide  Kammern  gemeinschaftlich  ausgeübt,  zimial  bei 
einer  anderen  Auslegung  des  Artikels  62  der  zweite  Absat;£  des- 
selben mit  dem  ersten  Absätze  tautologiseh  und  also  iiberfitissi^ 
sein  würde.  Diese  von  Lab  and  aufgestellte  Theorie  ist  heute*  ak 
die  herrscliende  anzusehen '''*^).  Wäre  sie  die  richtige,  dmio 
wili-eu  allerdings  nahezu  the  gesanunten  Vorscluiften  über  das 
Untennchtswesen,  tue  Schulregulative  von  1854  und  1872,  ferner 
alle  seit  1850  ergangeneu  Prüfungs Vorschriften,  Statutenänderungen 
u,  s.  w*,  da  sie  sämmtlich  liechtssiltze  anordnen  und  gleiehwiilil 
nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  noch  auch  aul*  Grund  geseU- 
hoher  Ennächtigung  ergangen  sind^  als  null  und  nichtig  anzuselion* 

Indess  diese  Theorie  ist  nicht  bewiesen.  Es  ist  nicht  zu* 
treffend,  dnss  geschichtlich  uncl  insbesondere  in  der  Sprache  des 
absoluten  Stmites  Preussen  das  Wort  „Gesetz"  gloichbedeuteuJ 
mit  „Anordnung  eines  Rechtssatzes"  gewesen  ist,  und  es  ist  eben* 
sowenig  zutretVend,   dass  bei    einer  anderen  Auslegung  Absatz  * 

''^')  PrüUKsisclics  Biidgctrecht  Seite?  2  ff. 

'")  Sieho  auch  Scuclze,  Prcuas.  Staai^retht  IL  §  171  Seite  210. 
G.  Mkyer,  Lebrbucli  des  Deutschen  »Staats reclits  2.  \ni\,  S.  461  a.  n.  t)*. 
VON  IJöNNK,  PreMjJisdies  Staat^rechi,  1.  ÄnJlage  §  UO  L  HaiU  33tJ  füi  <!»* 
proassiBche  Recht.  Die  analoge  Aullafisinig  in  Bezng  auf  am  Reicliarecbt  fin^*^ 
sich  böi  Laband,  Kek'hsstaatsrecUt  II.  8.  77,  Hankl,  die  organisatori^eln' 
Etjtwiclcelinig  Seite  ti4,  8ciieLZE,  Lehrbuch  de«  Drutsclieu  SUutsrcchi'*  S.  i^SH, 
*LU  BlKYKR  1.  c,  Seydel  in  HiitliV  Anmikn  1874  Seit<j  1145,  114<;;  Skti»«»^ 
Kommentar  »ur  Ytnia«sungHnrkunde  des  Dcot^chen  Reichs^  Seite  102,  10«'i 
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nit  Absatz  1  des  Artikel  H2  tautalogisch  sein  würde.  Es  bat 
iin  absoluten  Staate  Preussen  die  Anordnun^^  von  Rechtssntzen 
in  selir  zalilreiclien  Fällen  iiiclit  in  der  Form»  noch  unter  dem 
Namen  des  Gesetzes  stAttgt^tiindoo  uml  das  Kennzeidien  des 
(jesetxes  war  damals  wie  heute  die  Stelle,  von  welcher  die 
Anortlüung  ausging  und  der  Ort^  an  weleliem  sie  bekannt 
gemacht  wurde,  j,Provin:^ial Verordnungen",  Statuten  einzelner  Ue- 
meinheiten  und  Gesellschaften ,  die  ßecbtssätze ,  welelie  die 
Minister,  die  Regierungen  u.  s.  w.  evlasseu  habeji  und  noch  heute 
erlassen,  sind  niemals  als  Gesetze,  sondern  gerade  als  zu  diesf^n 
im  Gegensätze  stehend  bezeichnet  worden ;  denn  sonst  hätte  z»  B. 
nicht  bestimmt  werden  können,  dass  sie  mit  den  „Gesetzen"  nicht 

ti  Widerspruch  stehen  dürfen ^  oder  d^iss  sie  die  Kraft  der  ^Ge- 
*t<ze"  haben  sollen,  oder  dass  sie,  wenn  die  „Gesetze"  keine 
tntfe  bestimmen,  solche  androhen  dürfen '■').  An  dieser  Tlntt- 
Sache  ändert  der  Umstand  nichts,  dass  Manches  —  aber  bei 
Weitem   nicht  Alles  —   was    von  „Gesetzen**  gilt,    auch  für  An- 


*T  Siehe  Kinkitung  imn  Allgemeinen  Landrecht,  §  2,  Reg.-Instrukt.  vom 

3.  Oktober   1817.    G.  S.  248  §  11  j   siehe    mch    Oeaetz    Über   die  Polizoiver- 

iraltüng    Toni    11.  Äblrz  185^  G.  H.  26-5.   g  15»   Rheinisches  Ressortr^^lement 

^oru  20.  Juli  1818   (in    Oppknhoff's   Ressort  Verhältnisse    ISeite  214  ff.)  §  32; 

Perordnatiß'  über  die   y eränderte  Verfassung   der   obersten  Staatsbeliürde   vom 

Oktol)er  1810  G.  S.  S.  3,  in  welcher   von   den  Gt.'setzcn  die  Anordmnisyen 

ler  Minister    getrennt  sind.     Nneli    dieser    Verordnung    hat  z.  B.  der  Kultus- 

Minister  das  Recht,    neue  auch  mit  Kosten    verknüpfte  ünterrichta  gegen  stände 

einzuführen.     (Erk,  des    Oberverwaltungaisreriehts    vom    29.    Septpraber    1870. 

Enisch.  Bd,  L  Seite  173)*    Es   ist   klar,    dass    eine    ministerielle   Anweisung. 

vrelche  generell  die  Einfülirung  eines*  neuen  Unterricbtsgcgenstaiides   anordnet, 

Kn    nmteriellea  Gesetz    ist;   aber  „Gesetz''  iat    eine   solche  Anweisung  nie  gc- 

Binnt  worden.    Ein  „Gesetz"  konnte   nach   der   citirten  Verordnung  aiudi  nnr 

^pr  K 5 tilg  geben.    Die  vom  Finftnzminiater  zur  Ans-  und  Durch fühnmg  der 

Btener-  und  Zollgesetze  erlassenen  Verordnungen,   welche  sümmtlich  materielle 

Besetze   darstellen .   sind    niemal»   ^Gesetze",   sondenx   stets    „Verwaltuiigsvor- 

Hchriften**  genannt  worden;    siehe  z.  B.  —   Verordnung,    die  Besteuerung   des 

m  Inlande  erzeagteu  Rübenzuckers  vom  7.  Anguat  184(>  (G.  S,  S.  B35)  §  26. 

|it  Recht  bemerkt  G.  Meyer,  dasg  die  Verfassungen  das  Wort  „Gesetz"  nnr 

verstehen  können*    wie  e»  vor  ihrer  Emanation  verstanden  wurde.     Damals 

Tstand  man  Aber,  was  G.  Meykr  übersieht,  unter  Gesetzen  nicht  die  Ver- 

rdnungen,  welche  Minister»  Regierungen  ii*  s.  w.  erliessen;  ebensowenig  wie  das 

Tört  ,loi'  in  den  ImnzöBiscli-belgisclien  Verfassungen  die  materiellen  Gesetze 

iiitumra.Mst,  welche  unter  den  Namen  ^ordonnance,  decret,  Teglement"  vor  wie 

lach  ihre  Abfassung  ergangen  sind  nnd  ergehen. 
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Ordnungen  der  Minij^ter,  Rt^gieningen  u.  s.  w,  gilt,  und  dass  daher 
im  Sinne  einjselner  z,  B.  das  gerichtlich t>  Verfaliren  betreffentlor 
(xesetze  auch  u.  A.  eine  Polizoiverordniing  als  „Gesf>tz"  zu  gelten 
hat^'*).  Ich  gkube  die  Üimchtigkoit  der  herrscheiidon  Theorie, 
weldio  mit  dem  aktuellen  Staatsrechte  aller  Länder  im 
denkhj.u*  8clineidendsten  Widerspruch  steht  und  welche  in  tW 
Praxis  auch  nicht  den  mindesten  Anklang  fand,  an  einer  nnfWen 
Stelle^"**)  und  in  isolir  eingetiendi^r  Weise  widerlegt  und  inslimm- 
dere  aucli  dnrgethan  zu  Imben»  dass  Kechtssätze  häufig  weder  in 
der  Form,  noch  unter  dem  Namen  der  Gesetze  z.  B.  unter  dfT 
Bezeichnung  ^VerwaItungsYoi*sclirit^ten"  im  Reiche  \rie  ni  Preusseii 
erlassen  worden  sind  und  erlassen  werden.  Indem  ich  mich  auf 
die  dort  gemachten  AustMlirungen  beziehe,  will  ich  nur  der  neuesten 
Ihirstellung  des  Dontsclu*«  Stnatsrechts '"''*)  erwaiinen,  welche  bei 
der  Behauptung  stehen  bleiht,  dass  bei  einer  anderen  Aunalmie 
als  dass  Art.  62  der  Preussischon  wie  Art.  5  der  Beiclisver 
Fassung  die  Anordnung  von  Ilechtssätzen  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung erfolgen  müsse,  der  erste  mit  dem  zweiten  Absätze  die-sts 
Artikels  tautologisch  sein  wüi*de.  Das  Nachlesen  der  in  dni 
dabren  1848  und  1849  gepflogenen  Beratbntigen  überzeugt  Ton  der 
Uüricbtigkeit  dieser  Annahmt^  Niemand"')  liat  damals  oder 
vorher'^-)  ,,Geset/.'^  mit  y, Anordnung  eines  llecbtssatzes'^  identi* 
fizirt;  und  als  die  Verfassungen  vom  5.  Dezember  1848  und  den 
31.  Januar  1850  den  Satz  aufstellten: 


^*y  Biaraus,  das»  zuweilen  unter  ^dcni  KmlgG*  auch  ^der  Regent*  tmtrf 
„Rklit4?m"  auch  iVin  Ifüirsriehtcr,  die  ScliofTeu  unJ  die  Onscliworone«  «ü  w- 
strlieii  siiub  Tolgt  (loflt  nicht  dit?  abaolutc  Identität  -twisclien  Küni^'  untl  R<?^nt 
oder  JÜeliteni  und  Lleschworoncn.  WeÜ  d^s  Wort  , Gesetz"  nicht  gleichbcdeutcJnl 
mit  Anordnnnjj'  eines  Kechtssatzes  ist,  war  es  nicht  die  Äb^sicht  der  Vt-rfa»^ 
snngen  gewesen,  daas  jede  Anordnung  eines  ItechtssatJEea,  jede  ministerkllf 
^ViTwaltongsvorsclirift*',  jedea  reglement  wie  ein  „Gesetz"  im  Gesetzblatt  w^ 
kMOfk-t  werden  sollte.  Als  man  die  rublikatioo  der  ^Gesetze*  in  einem  ,*j^ 
gct'/Jjlatte*'  anordnete,  l)eabsichtijLfto  Nieiiwtnd  vorzuschreiben,  dass  fortnn  aöch 
alle  Verordnimijfen  hei  Strnl'e  der  Ungültigkeit  im  Geset/blattc  Tcrkündct  fjj^ 
den  ui rissen. 

^*)  Mein  Verordnnngrsrecht,  insbeäondcre  S.  25  tf.,  35  ff.,  57  ff.,  74ff.a.Ji. 

^)  G.  Meyer  8.  4dL 

*'*)  Auch  nicht  die  vorbildlich  gewesene  Belgische  Verfassung,  vtM^^ 
unstreitig  dm  Wtirt  ,loi"  im  l'onnellen  Sinne  auifasst,  und  unter  dieser  Bi** 
zeiehnuni^  die  riiglements  nicht  begreift,  ohwuhl  diese  ^raatertelle  Gcsetie"  lio*- 
^'^)  Siehe  oben  Anm.  ^u. 
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„Die  TTeberemstimmurig  tlos  Königs  und  beider  Kammern 
ist  zii  jedem  Gesetz  erforderlicli^ 
fiat  man  nichts  Tautologisclies  mit  dem  Vordersatze  not'h  Selbst- 
verständiges,  sondern  etwas  seiir  Bestrittenes  festsetzen  wollen, 
nämlich:  dass  im  G^ensatze  zu  Art.  35  des  von  der  Verinesunf^s- 
kommission  der  preussischen  NatiDnalversammlnng  1B4B  beschlos- 
senen Verfassungsentwurfs  sowie  im  Gegensätze  zu  §  19B  der 
deutschen  Reichsverfassung  v.  J.  1849^  nicht  etwa  die  Mohrlieit 
der  gesetzgehenden  Faktoren,  noch  die  niehnnalige  Annahme 
desselben  Gesetzentwurfs  durch  zwei  Faktoren,  sondern  dass  die 
Zustimmung  aller  Faktoren,  insbesondere  auch  stets  diejenige 
des  Königs,  zu  jedem  einzehien  Gesetze  erforderhch  ist,  Die 
^gemeinschaftliche  Ausühung^  der  gesetzgebeiulen  Gewfdt,  me  sie 
der  erste  Ahsatz  des  iVrtikels  62  vorschreibt,  würde  zweifeHos 
auch  dann  anzunehmen  sein,  wenn  die  dreinndige  Annahme  eines 
Gesetzentwurfs  durch  zwei  der  gesetzgebenden  Faktoren  zum  Zu- 
standekommen eines  Gesetzes  genügte. 

Art.  62  der  preussischen  Verfassung  betrifft  ebenso  wie 
Art.  5  der  Reichsverfassung  nur  tlie  Form  des  Gesetzes,  nur 
die  Frage,  wie  kommt  ein  Gesetz  zu  Stande;  über  die  Frage, 
wann  ist  inhaltlich  ein  Gesetz  notliwendig,  gieht  er  keine  Aus- 
kunft und  will  er  kerne  Auskunft  gel>eu.  Die  Auskunft  über 
diese  Frage  liefern  zahlreiche  andere  Verfassungsvoi-schnften, 
welche  in  anseheinender  Monotonie  wiederliolen,  dass  hierfür  uiul 
daliii'  ein  Gesetz  erforderlich  und  nicht  mein-  idlein  der  Wille 
des  Monarchen  genügend  ist:  Verfassungvorsclu'iften,  welche 
sämmthch  überflüssig  wären,  werm  Artikel  62  für  jede  An- 
ordnung eines  Reclitssatzes  die  Gesetzesform  als  nothwcndig  vor- 
sclnxnben  würde. 

Art.  62  bestimmt  hiernacli,  dass  Gesetze,  welche  das  Schul- 
Und  ünterrichtswesen  betrefteUj  nur  durch  llebereinstimmung 
^wschen  der  Krone  und  dem  Landtage  erlassen,  abgeändert  und 
authentisch  interpretirt  werden ;  er  bestimmt  aber  nicht,  dass  jede 
Anordnung  eines  Rechtssatzes,  welcher  das  Sclnd-  und  Unter- 
lichtswesen betrifft,  jedes  Regulativ  für  die  Ausbildung  der  Ele- 
meotaidebrer,  jeder  Lehrplan  einer  Schule  u.  a.  w.  im  Wege  der 
Gesetzgebung  festgesetzt  sein  muss.  Dies  ist  auch  durch  die 
Art,  5,  8  und  9  der  preussischen  Verfassung  nicht  vor- 
le schrieben   worden    mid    es  stehen   diese  Artikel  den   Ver- 
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Ordnungen  nicht  entgegen,  welche  das  preussische  Schul-  un3 
UnteiTichtswesen  geregelt  haben  und  regeln  ^^). 

Es  kommt  hierbei  nicht  darauf  an,  was.  die  Verfassung  mit 
diesen  Artikeln  hätte  beabsichtigen  können  oder  bei  Anwendung 
allgemeiner  logischer  und  philosophischer  Abstraktionen  hätte 
beal)sichtigen  müssen,  sondern  einzig  und  allein  darauf,  was  sie 
in  concreto  und  thatsächUcli  l}eabsichtigt  hat.  Art.  5,  8  und  9 
finden  sich  hi  Titel  U  der  Verfassung,  welcher  von  den  Rechten 
der  Preussen  handelt, 

Artikel  5  lautet: 

„Die  persönliche  Freiheit  ist  gewährleistet.  Die  Bedingungen 
und  Formen,  unter  denen  eine  Beschränkung  derselben,  insbeson- 
dere eine  Verhaftung  zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  geregelt". 

Allein  nach  der  Absicht,  welche  mit  diesem  Artikel  verbunden 
war,  bezieht  sich  derselbe  lediglich  auf  gerichtliche  Verhaftimgen 
und  vorläufige  Festnahmen  als  Mittel  zur  gerichtlichen  Verhaftung, 
bezieht  sich  indess  nicht  auf  den  Zwang,  welchen  die  Verwaltungs- 
behörden zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  allgemein  anzuwenden 
befugt  sind***).  Den  Schulzwang  aufzuheben  oder  die  Grenzen 
desselben  zu  bestimmen  oder  die  Untenichtsgegenstände,  in  An- 
selmng  deren  der  Schulzwang  stattfinden  darf,  zu  normiren,  oder 
die   Disciplinarhefugnisso    der   Aufsichtsbehörden    gegenüber  den 


°^)  Der  Rezensent  meiner  Sclirift  über  ilas  Verordnungsrecbt  in  der 
Kritisclien  Vicrteljalirsclirift  1885  Seite  134  Herr  Dr.  E.  Matkr,  gesteht  mir 
zu,  dass,  wie  ich  richtig  bewiesen  habe,  weder  in  der  Allgemeinheit  noch  ins- 
besondere in  Art.  02  der  von  der  herrschenden  Lehre  aufgestellte  Satz  aus- 
gesprochen sei:  Rechtsregeln  dürfen  nur  noch  auf  dem  formellen  Gesetzgebung?- 
wegc  erlassen  werden.  Allein  er  av endet  ein,  dass  die  Verfassung  diesen  SaU 
aus  praktischen  Gründen  casuistisch  in  den  Artikeln  5,  8  und  9  ausgeführt 
habe  und  zwar  in  allen  Konsequenzen.  Ich  habe  der  Beleuchtung  dieses  Gegen- 
standes einen  besonderen  Aufsatz  gewidmet,  welcher  im  4.  Hefte  der  HiRTfl'- 
schon  Annalen  1886  S.  811  f.  zum  Abdrucke  gelangt  ist,  und  auf  welchen  icli 
mich  im  Allgemeinen  hier  beziehe. 

^*)  Siehe  meinen  Aufsatz  in  Hirtirs  Annalen  und  insbesondere  noch  di^ 
Ministerialrescripte  vom  7.  Juli,  14.  August  1850,  20.  Januar  1854  (Ministe- 
rialhl.  für  die  innere  Verwaltung  1850.  Seite  257,  209,  1854.  S.  10;  Erkenntniss 
des  Obcrverwaltungsgerichts  vom  10.  März  1881  Entgeh.  Bd.  VII.  S.  370.  dt^ 
Obertribunals  vom  25.  März  und  20.  Juni  1870  in  Goltdammer's  Archiv  Bd.  XVlH- 
S.  280,  435 ;  des  Reichsgerichts  vom  28.  März  1880,  Entscheidungen  in  Straf- 
sachen Band  I.  S.  83  und  viele  andere.) 
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im  oder  diejenigen  der  Lelirer  gegenüber  den  Schülern  auf- 
en,    hat   vollständig  ausserhalb  der  Absicht  der  Verfassung 
feu.     Auf  die  in   der   Verfassung   gewährleistete  pei^sönliche 
heit  kann    sich   also  Niemand  beziehen,    um  die  Ungültigkeit 
r  verhängten  Relegationsstrafe  nachzuweisen,  oder  um  dai'zuthun, 
t  er  nicht    verpflichtet  sei,    seine  Kinder    zuni   l^nterricht  in 
liehen  Handai'heiten  oder  zum  Religionsunterricht  bei  gewissen 
rn  zu  sdiicken.    All.  5  hindert  daher  aucli  nicht  und  sdiliesst 
aus,    dass  Verordnungen,    welche  mit  Beschrfbiknngen  der 
nlichen  Freiheit  verbunden  sind,  auf  dem  Gebiete  des  Unter- 
■wesens  rechtswirksam  erlassen  werden, 
^  Artikel  8  sclu-eibt  vor; 
„Strafen  können  nur  in  Gemässheit  des  Gesetzes  angedroht 
verhängt  werden*^. 

Indess    diese  Vorschrift  bezieht   sich   nur    auf   die   den  Ge- 
eu    obliegende    ordentliche    Strafrechtspflege,    nicht   auf   die 
inistrativen  E xekutionss trafen *^^).    Trotz  Art.  8  können 
r   von  Polizei-   und    andern    Verwaltungsbehörden    innerhalb 
'    sich  auch  auf  vorverfassungsmässiges  Recht  stützenden  all- 
leinen Befugnisse  Exekutionsstrafen  angedi^oht,  verhängt,   und 
Verw^altungswege  beigetrieben   werden  ^^).     Art.  8  steht  nicht 
Wege,    dass  auf  Grujul   von  Disciiiliuarvorschrifen,    Staluteu 
^w.  Strafen  z.  ß.  Relegations  oder  Geldstralen  verhängt  werden. 
8  seinerseits  würde  auch  nicht  liiudern,  dass  im  Verwaltuugs- 
Exekutionsstrafeu    gegen   Eltern   angedroht   werden ,  wenn 
ihi'e  Kinder  nicht  pünktlich  in  die  Schule  schicken. 
Artikel  9  der  preussischen  Verfassungsurkunde  schreibt  vor: 
„Das  Eigenthum  ist  unverletzhch-    Es  kann  nur  aus  Gründen 
öffentlichen  Wolils   gegen   vorgängige,    in   dringenden  Fällen 
Iggtens    vorläufig   festzusetzende    Entschädigung    nach  Maass- 
»  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden^. 
Dieser  Artikel    betrift't  indess  lediglich   Expropriationen  des 
^nthums    zu    allgemeinen  Zwecken  und  hindert  nicht,  dass  die 
riehende  Gewalt  zur  Durcldührung  ilirer  Aufgaben  wie  in  die 


Stehe  meinen  Aufsatz  in  IHrtVs  Ännalen  1886. 

Siehe  unter  Andern  Eikonntniss  (T**a  Oberverwaltiingsg'erichta  vom 
\an  1H81  Enbeh.  IM.  VIT  Suite  *'*70 ;  Tu,  F.  (»ppKNnoFF,  die  preusaischen 
le  über  ä'w  IvcMsortverhältnisso  S*  löl.  Aiun,  535,  53ö, 
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natürliche  Haiidlungsfreilieit  so   in  die   Privatinteressen  uiid  das 
Privateigentlmm  fühlbar  eingi-eift**^), 

Artikel  9  steht  also  nicht  im  Wege,  dass  die  Scliulverwaltimg 
mit  Koston  verknüpfte   neue  Unterriclitsgegenstande  einführt,  die 
Bildung  neuer  Klassen  anordnet,    die  Einkommen-  und  Pensions 
Verhältnisse   der  Schullehrer    regelt   und  die   Kosten  hierfür  im 
Verwaltungswege  festsetzt  und  beitreiht '^^). 

Das  Gesaranitergebniss  der  vorstehenden  Untersuchung  ist 
liiemach  das  Folgende; 

Die  besonderen  Vorschriften^  welche  die  preussiscTie  Vct- 
fassungsurknnde  über  das  Unterrichtswesen  aufstellt,  sind  gänz- 
lich suspendirfc  und  bis  auf  Weiteres  ohne  bindende  Kraft  ffir 
die  Verwaltung  und  für  die  Gerichte, 

Die  allgemeinen  Vorschriften,  welche  die  preussische  Ver- 
fessungstirloinde  über  das  Zustandekommen  der  Gesetze  giebt, 
oder  welche  sie  in  dem  Titel  von  den  Rechten  der  Preussen  ent- 
hält, haben  an  dem  Rechte  des  Unterrichtsweaens  Nichts  geändert. 

Die  Verfassung  hat  das  vorverfassungsmässige  Recht  io  An- 
sehung des  Unterrichts  Wesens  im  Grossen  imd  Ganzen**^)  aufrecht 
erhalten  nicht  nur  in  den  unmittelbar  wirksamen  Anordnungeii, 
Bondeni  auch  in  den  vom  Könige  ertheilten  Verordnungsbefug- 
nissen. Die  Verfassung  steht  somit  nicht  im  Wege,  dass  in  Aus- 
übung der  vom  Konige  ertheilten  Vei-ordnungsbefugnisse  von  den 
Verwaltungsbehörden  noch  neue  Anordnungen  und  Rechtssiitzc 
ülier  das  UnteiTichtswesen  erlassen  werden^**).  Die  Ungültigkeit 
solcher  Anordnungen  ergiebt  sich  nicht  aus  Art*  62  noch  au« 
Art.  5,  8  imd  9  der  Verfassungsurkunde.  Diese  Anordnungen 
sind  gültig  und  die  Theorie,  welche  deren  Ungültigkeit  behauptet, 
geht  von  unzutreffenden  Voraussetzungen  ans. 

Die  Quelle  des  preussischen  Unterrichtsrechtes  liegt  nicht  in 
der  Verfassung,  sondern  im  Staatsrechte  des  absoluten  Preussen. 

•')  Siehe  meinen  Aufsatz  in  Hirtirs  Aimalen  1686  S.  311,  ferner  Ert  elf* 
ReichBgoricbts  vom  19.  April  1881,  Eotsdicidiing  in  Strafsachen  Band  IV,8.  H)6- 

***)  Siehe  insliesomlere  die  Erkenntnisse  des  Oberverwaltuno^sgericht«  vom 
211  Sept.  187G  und  vom  m.  April  1884  Entsch.  Bil  I.  S.  173,  Bd.  IX.  S.  13$ ff. 

'*)  Nur  im  Grossen  nnd  Ganzm;  denn  z.  B.  das  ßadgetrecht  bcscIirÄiiH 
die  BefngnisBi^  der  Vorwaltun^, 

'*)  Dies  «erkennt  Audi  duä  OberveTWoltungagericbt  an,  wie  unter  An<lef<^ 
die  cit  Erkenntnisse  votn  20.  Sept.  187(i  und  30.  April  1884  ergeben. 


Studien  zur  sociologischen  Bechtslehre. 

Von 
Prof.  F.  Stoerk. 

In  einem  weit  grösseren  Umfange,  als  noch  bis  vor  Kurzem 
zu  erwarten  stand,  hat  sich  auch  die  deutsche  Rechtslehre  in 
ihrem  geistigen  Schaffen  der  Arbeitsrichtung  der  exakten  Wissen- 
schaften zu  nähern  gesucht,  nach  offenem  Eingeständniss  von  der 
zuversichtlichen  Erwartung  geleitet,  dass  der  reiche  Erfolg,  der 
diesen  Wissensgebieten  in  unseren  Tagen  erwachsen  ist,  sich  nun- 
mehr auch  an  ihre  Spuren  heften  werde  —  sobald  es  ihr  nur 
erst  gelungen  sein  wird,  aus  dem  dicht  besetzten  Instrumentarium 
der  experimentellen  Lehren  die  geeignetsten  Hilfsmittel  für  ihre 
Zwecke  ausfindig  zu  machen.  Man  kann  nicht  behaupten,  dass 
sich  bereits  eine  bestimmte  Abklärung  vollzogen  habe  in  Be- 
ziehung auf  die  Würdigimg  des  fachUchen  AVerthes  dieser  neuen 
Schwenkung  in  der  Methode.  Es  hält  schon  schwer,  sich  un- 
bestochen  im  Urtheil  zu  erhalten  gegenüber  der  unbedingten  Ver- 
werfung des  Neuen  von  der  einen,  wie  gegenüber  seiner  rück- 
haltlosen Anpreisung  von  der  anderen  Seite,  um  sich  ein  an- 
nähernd klares  Bild  von  der  effektiven  Wirksamkeit  und  der 
möglichen  Leistungskraft  des  neuen  Verfahrens  zu  machen.  Indem 
wir  daher  zu  diesem  Zwecke  ihren  Sinn  aufsuchen  und  parteilos 
ihrem  Umfiange  nachgehen,  sind  wir  in  der  Lage  —  nicht  nui* 
(Gegensätze  zu  vermitteln,  sondern  vor  Allem  die  Stellen  zu  be- 
zeichnen; an  denen  das  neue  methodologische  Verfahren  gegen- 
über den  älteren  die  Einheit  des  Wissens  thatsäclilich  vermelirt 
hat,  zugleich  aber  auch  die  Punkte  ausfindig  zu  machen,  wo  die 
junge  Lehre  unserer  Meinung  nach  von  allem  Anfang  her  zu 
einem  ewigen  Abstand  vom  Ziele  verurtheilt  ist. 

36* 
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Dadurch  gewinnen  wir  den  Maassstab  dafur^  ob  und  inwie- 
weit sich  das  eingeschlagene  neue  Verfahren  dazu  eignet,  die  in 
beiden  Gebieten  des  Rechts  —  im  Privatrecht  wie  im  öffent- 
lichen Recht  —  lautgewordene  Forderung  nach  einer  Klarsteflung 
der  Probleme  einer  Allgemeinen  Rechtslehre  in  metho- 
dologischer Beziehung  ihrer  Erfüllung  näher  zu  rücken.  Nament- 
Uch  das  öffentUche  Recht  hat  allen  Grund,  dieser  Frage  nicht 
länger  geflissentUch  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Zunächst  weil  es 
hier  die  ganze  Arbeitslast  bisher  fast  ausschliesslich  der  civihecht- 
lichen  Jurisprudenz  überlassen  hat  und  sich  daher  naturgemäss 
gerade  in  seinen  innersten  wichtigsten  Lehren  mit  unverarbeiteten 
Begriffen,  mit  entlehnten  Bildern  begnügen  musste;  sodann  aber, 
weil  nur  ein  Grundstock  klarer  und  gesichteter  publizistischer 
Rechtsbegriffe,  der  Wirklichkeit  entsprechender  juristischer  Con- 
struktionen  das  öffentUche  Recht  davor  bewahren  kann,  in  ewigen 
Pendelschwingungen  bald  in  ausschliessUcher  Rechtsgeschichte,  bald 
in  ausschhessUcher  Beclitsdogmatik  aufzugehen. 

Die  allgemeine  Rechtslehre  ist  zudem  der  einzige  Boden,  auf 
welchem  die  bestehende  schroffe  Trennung  der  in  ihrer  begriff- 
Kchen  Zusammengehörigkeit  längst  erkannten  beiden  Eechts- 
materien  ilire  endhche  Auflösung  finden  kann.  AVie  aber  das 
schwierige  Werk  eines  Bergtunnels  nur  dann  verhältnissmässig 
rasch  vorzuschreiten  im  Stande  ist,  wenn  die  Arbeiten  von  ent- 
gegengesetzten Seiten  aus  den  gemeinsamen  Durchbrechungspunkt 
anstreben,  so  muss  auch  die  wissenschafthche  Arbeit  im  Gebiete 
des  öffentUchen  Rechts  nicht  mehr  Alles  blos  von  der  „anderen 
Seite"  erwarten,  sondern  das  Vordringen  zur  gemeinsamen  all- 
gemeinen Rechtslehre  fortan  in  den  Kreis  ihrer  eigensten  ernsten 
Pflichten  aufnehmen.  In  dem  Folgenden  wollen  wir  daher  den 
Versuchen  kritisch  nachgehen,  die  in  jüngster  Zeit  gemacht  wurden, 
um  dem  Problem  der  allgemeinen  Rechtslehre  auf  sociologischer 
Grundlage  VerwirkUchung  zu  geben. 

I.  Die  auf  den  Grundlagen  der  Ethnologie  und  Sociologie 
ruhenden  neueren  Untersuchungen  haben  den  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkt in  dem  Bestreben:  über  die  geschichtlichen 
Erscheinungen  hinweg  zu  den  dahinter  liegenden  grossen 
Gesetzen  menschheitlicher  Entwicklung  gelangen  zu 
wollen.  Der  Weg,  der  zur  Auffindung  dieser  organischen  Ent^ick- 


I 
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lungsgesetzo  der  meiisc!ilieheii  Cultur  führen  soll,  stellt  sich  als  Ab- 
sweigimg  der  coniparativen,  von  eleu  Elementar-Operatioueri  des 
Mewens  und  Zählens  getrageneu  Daturwissenschaftliclien  Beharid- 
langsmethode  dar^).  Er  ist  in  England  keineswegs  zuerst,  aber 
allerdings  mit  gi'osser  Eininütliigkeit  und  daher  auch  mit  reichen 
Erfolgen  betreten  worden.  Die  Uebertragung  dieser  Methode 
auf  das  breite  Forschungsgebiet  der  Geisteswissenschaften,  ihre 
zähe  und  systematische  Festhaltung  seitens  der  von  den  Fesseln 
eines  conventioneUen  Systems  sonst  wenig  beruhigten  englischen 
Fachkreise  hat  in  der  Folge  dieser  Methode  einen  fast  specifisch 
nationalen  Charakter  aufgedrückt,  von  so  scharfer  Praegnaiiz, 
dass  die  kontinentale  Wissenschaft  diesem  ihrem  eigenen  Kinde 
lange  wie  fremd  gegenüberstand^}. 


*)  Ein  Ueberblick  der  einschlägigen  Literatur  lehrt,  da^a  dieselbe  für 
Betrachtungen  streng  juristischer  Natur  zur  Zeit  noch  nicht  eben  erheblicbee 
Material  darbietet.  Für  die  Zwecke  der  Recbtswisaetiscbaft  ist  ea  zudem 
sicher  nicht  fiirderUch  gewesen,  dasB  sich  eine  hcstiniiTito  Abgrrcnxtm^  für 
die  wissen  st  haftliche  Anwendung^  des  Namens  der  ,Socblogie"  nicht  voll- 
zogen hat»  daaa  vielinuhr  eine  siDtiatörende  Verbindung  und  Deckung  gmud- 
f  erscbiodener  Forschungsgebiete  mit  derselben  äusseren  Bczeichnong  eingetreten 
ist.  Bei  CoMTE,  Qüetklet,  Spekoeb,  Bastian,  Mohl,  L,  v.  Strin,  v.  Lilikn- 
FELD,  ScHÄFFLE  u.  A,  treten  uns  die  Ausdrücke :  Sociologie.  ticBc4beh*iiftslehre, 
GesclbicIiaftjJwisaeBschaft  mit  durcbnus  verschiedeDem  Begriffisinhalt  entgegen. 
Gesteigert  wird  die  Unüieherlieit  noch  durch  den  üinstanvi.  dass  auch  die  den 
ökonomischen  Problemen  innerhalb  der  bestehenden  Rechtsgemeinschaft  gewid- 
meten Untersurhungen  , socialer''  oder  „socialistischer*  Natur  zuweilen  ebenfalls 
der  soctologischen  Literatur  beigmhlt  werden.  Vgl,  SceMiDT-WARNECK,  Die 
Sociologie  Fichtes,  v.  BArenbach.  Die  Sociatwissenschaften,  Samter,  Ad.  Social- 
li'hre  und  nenerduiga  die  von  Demo liks  herausgegebene  Zeitschrift:  La  science 
«ociale  snivant  la  methode  de  F*  Lb  Plat.  (Portsetzung  der  , Reforme  sociale".) 

•)  S.  hierzu  Bastian^  Der  Mcuacb  in  der  Geschichte.  Leipzig  18üO, 
Öers.,  Das  Beständige  in  den  Menschenrassen  und  die  Spielweite  ihrer  Ver- 
änderlichkeit» Th.  Waitz,  Anthropologie,  seit  1859.  Auo.  Comtb,  Cours  de  Philo- 
sophie positive  I— VI,  18o0-1842,  QcErxLET  Systeme  social  (1848)  Edward 
B.  T¥i-Oft,  Primitive  Culture,  früher  schon :  Eesearches  into  the  early  Historj  of 
Alankind.  Unserem  Gegenstände  näher  stehend  und  ergiebig:  Henry  S.  BTajnk, 
Andent  Law:  its  connection  with  the  early  Hiatory  of  Society,  and  its  relation 
U)  nioileru  ideas.  Aof  breiter  Grundlage:  H.  Spenoe»,  The  study  of  Soeiology 
und  The  principles  of  Sociology.  (Deutsche  Ausgabe  von  B.  Vktteb,  Stuttgart 
1877.)  S.  dagegen  auch  Malcolm  Gl^turtk,  On  Mr.  Spencer's  Uniücation 
of  Knowledge»  London  1882.  und  FüüiLLtE,  L'lfleo  moderne  du  droit,  (Paris 
1B83).  Eine  knappe  üebereidit  über  die  literarges chichtliche  Entwickeliing  der 
neuen  Lehre  s,  in  Gümplowioz'  Grundriss  der  Sociologie  S.  3  fg. 
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Die  rechtswissenschaftlichen  Arbeiten,  welche  dieser  geistigen 
Richtimg  angehörend,  von  deutschen  Forschern  in  jüngster  Zeil 
ausgingen,  leiden  dalier  naturgeraäss  hisher  noch  unter  dem  Um- 
stände, dfiss  sie  den  Eindruck  des  Eixatischen  machen,  da  ilmeü 
noch  immer  imd  wohl  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Mittel- 
glieder in  der  Kette  fehlen,  welche  die  Verbindung  dieser  Arbeits- 
richtung  mit  dem  System  der  deutschen  Rechtsmssenschaft  her- 
zustellen vermöchten.  An  sich  bietet  dieser  Umstand  zu  einem 
principiellen  Einwand  keinen  Anlass;  wir  werden  viehnehr  unten 
sehen,  dass  eines  der  werthvollsten  Resultate  eben  nur  durch  die 
englische  Provenienz  des  che  Schule  erfiillenden  Geistes  gewoonen 
werden  konnte.  Die  jenseits  des  Canals  unangefochten  heinuscheu 
Loliren  des  juialytischen  Pbänomenahsmus  —  der  Denkweise,  welche 
auf  dem  Studium  der  Grundphänomene  fussend  vor  keiner  seM- 
geeteckten  Schranke  Halt  macht,  sondern  allerwärts  bis  zu  deu 
letzten,  menschhcher  Fälligkeit  erreichbaren  Tiefen  unerschrocken 
vorzmh'ingen  sucht,  —  sind  jedenfalls  im  hohen  Sinne  dazu  pj- 
eignet^  ergänzend  und  berichtigend  che  deutsche  Forschung  auf 
unbetretene  Gebiete  zu  leiten.  So  gewiss  es  ist,  dass  diese  em- 
pirische Methode  wissenschaftlicher  Forschung  nach  vielem  taubca 
Gesteine  auch  reiche  Scliätze  reinsten  Wissens  zu  Tage  gefordert 
hat;  dass  sie  in  den  ihrer  Wirksamkeit  zugänglichen  Gebieten  er- 
folgreich mit  an  der  Arbeit  waiv  um  die  Entwicklungsgesetze  der 
Menschheit,  statt  auf  dem  Flugsand  des  Wähnens  und  Glaubens 
auf  dem  festen  Grund  der  Erkenntniss  aufzurichten  ^) ;  ebenso  sicher 
ist  es  aber  auch,  dass  jener  streckenweise  glückhch  vernerthete 
empirische  Phsuiomenahsmus  nicht  in  allen  Gebieten  seinen  Dienst 
zu  leisten  vennag.  Er  kann  ebensowenig  wie  irgend  eine  andere 
Behandlungsmethode  der  Grundwahrheit  sich  widersetzen,  dass  ilie 
generische  Verschiedenheit  der  Probleme  eine  entsprechende 
Differenziruog  der  angewandten  Untersuchungsmethoden  bedinge 
und  rechtfertige* 

Hierdmxh  ist  aufs  Genaueste  der  Punkt  bestimmt|  den  wir 
in  unseren  naclifolgenden  Betrachtungen  einem  juristischen  Werke 
gegenüber  einnehmen,  das  als  Hauptwerk  der  Richtung  den 
tief  ausgetretenen  Fusspfad  alten  Herkommens  verlässt,  uiid 
auf  die  eigene  Kraft  des  Verfassers   vertrauend  den  Ausgang  iß 

*)  Th.  Gompeez,  Jobn  Stuart  Mill*«,  Gesammelte  Werke,  Sjnteo 
der  Logik  I,  S.  VI. 
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das  Gebiet  neuer  wissenschaftlicher  Probleme  und  Aufgaben 
sucht.  Ein  solches  Unternehmen  hat  immer  vollen  Anspruch  auf  die 
däukbai'e  Gesimiung  aller,  deren  Geisteshorizont  nicht  durch  abge- 
nützte SteUeiiiuterpretation  und  Kommentarweisheit  begrenzt  wird; 
besonders  gilt  dies  aber  dann,  wenn  das  Werk,  wie  Post's  Grund- 
lagen desßechts  und  die  Grundzüge  seiner  Entwicklungs- 
ffeschichte^)  den  Schlussstein  eines  mehr  als  zwanzi^ährigen  un- 
Hlsgesetzten  geistigen  Schaffens  bildet;  wenn  es  uns  als  das  Resultat 
emes  ergreifenden  fiingens  nach  Wahrheit,  nach  geistiger  Autai-kte 
entgegentritt.  Aus  unscheinbaren  xmd  sicherlich  unklaren  Anfängen 
heraus  hat  sich  Post  mit  rühmenswerther  Energie  einen  festen 
Boden  geschaffen,  auf  dem  er  nicht  nur  sich  selbst^  sondern  auch 
Anderen  zur  Genüge  wirken  kann*  Dennoch  ist  die  fachliche 
Kritik  genöthigt  Post's  Werken  gegenüber  in  einer  nothgedruugenen 
Eeserve  zu  verbleiben.  Sie  befindet  sicli  wohl  lamm  je  in  einer 
bedenklicheren  liage,  als  wenn  sie  sich  mit  einer  Ai'beit  zu  be- 
fassen hat,  welche  getragen  wird  Ton  einem  lebendigen  Wunsch 
nach  Reformen,  dui'chweht  von  einem  frischen,  nach  Thaten 
dürstenden  Forschergeist,  gewürzt  mit  zahlreichen,  werthvollen 
und  wahrhaft  wissenschaftlichen  Errungenschaften,  welche  aber 
doch  anderseits  durch  ihren  weit  über  das  Ziel  liinausschiessen- 
den  Kampfesmuth,  durch  gar  manche  logische  und  lüstorische 
Stthwachheit,  durch  eine  völhg  schadhafte  Methodik,  bei  im  Ganzen 
wülü  gelungener  Systematik  die  Sachlichkeit  des  Beurtheilers  in 
einer  seltenen  Weise  auf  ihe  Probe  stellt.  Zumal,  da  Post  selbst 
von  Ungerechtigkeit  nicht  freizusprechen  ist  in  seiner  Kritik  der 
Kritik.  In  früheren  Schriften  beschweii  er  sich  wiederholt  über 
die  geringe  Berücksichtigung,  welche  seine  Reformarbeit  in  ihren 
Anfängen  seitens  der  juristischen  Fachgenossen  geftmden  hat,  und 
muss  doch  anderseits  selbst  zugeben,  dass  er  im  Verlaufe  seines 
fachlichen  Wirkens  einen  geistigen  ümbüdungsprozess  zurückgelegt 
hat,  in  dessen  DuiTligangsphasen  der  Verfasser  schwankend  bald 
von  Kant  zu  Schopeniiauek  und  bald  von  da  zu  den  An- 
schauungsweisen Darwin's  und  Spencer's  übergieng.  Ein  Autorj 
welcher  im  Verlauf  von  zwei  Jahrzehnten  die  Stulenleiter  von 
der    privatreghtHchen  Behandlungsmethode    „auf   Grundlage   der 


*)  »Ldtgi^anken  für  den  Aufbau  einer  lüTgcmeinen  Rechts wrigscnscbaft  auf 
ioc  iologischer  Bms*",    OMenburg  1884.    Sclioltze  (ä.  Schwartz)* 
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modernen  Volkswirtlischaft"  ^)  bis  zur  biologischen  und  vergleichend- 
ethßologiscken  durclizugeheu  den  Mutb  und  die  Energie  hatte, 
mnss  auch  auf  den  geringen  Zuspruch  der  einseitig  juristischen 
Facldcritik  gefasst  sein;  musste  sie  doch  naturgemüss  von  der, 
wie  sich  nachträglich  zeigt,  dui-chaus  begründeten  Befürchtung 
erfüllt  werden,  dass  sie  doch  allzuleicht  hinter  den  spnmgweisen 
Fortsclmtten  des  Verfassers  zurückbleiben,  von  seinen  raschen 
Wandlungen  überholt  werden  würde. 

Seitdem  es  aber  Post  gelungen  ist^  die  Grundlagen  seines 
Systems  in  präciser  Form  zusammenzufassen,  seitdem  büdeii 
seine  Werke  den  neidlos  anerkannten  Mittelpunkt  einer  Bewegung^ 
welche  gleicherweise  die  Revision  der  traditioneUen  Recht-sphilo- 
Sophie  wie  die  Begründung  einer  Allgemeinen  Rechtswissen- 
schaft zum  ausgesprochenen  Ziele  hat.  Sie  ei'scheint  uns  —  mit 
den  unten  angegebenen  Vorbehalten  —  als  der  beste  umfasaeode 
Versuch,  dem  fnichtbaren  Gedanken  der  durch  Ahkeks  e^ 
weiterten  KRACSE'schen  Lehre  Verwirklichung  zu  geben  ^),  welche 
liinter  den  Rechtssätzen  che  gestaltend  wirkenden  Lebensverhält- 
nisse aufsucht ,  um  dann  an  der  Hand  des  sociologischen 
Materials  zu  zeigen,  wie  sich  nach  dem  ewigen  Gesetz  der 
Corrclation  alles  Organischen  das  Wechselverhältniss  vom  Tlipil 
zum  Ganzen  des  Rechtslebens  eines  Volkes  und  die  Rückwirkimg  vom 
Ganzen  auf  das  Einzelne  vollziehe.  Sie  will  uns  erkennen  lassen,  wie 
das  Recht  ewig  und  doch  zeitlich  sei,  weil  sein  Grund  —  die  Bedingt- 
heit des  Lebens —  und  sein  Zweck —  die  Erhaltung  des  menschhchen 
VerbandsverhJiltnisses  —  stets  dieselben  bleiben,  während  nach  den 
durch  die  Entwicklung  sich  verschieden  gestaltenden  Lebensverhält- 
nissen die  Bedingungen  der  Coexisteiiz  immer  verschieden  imd  wan- 
dalbar  sein  müssen').  Sodann  anerkennen  wir  mit  vollem  Danke, 
dass  es  der  neueren  Lehre  zum  erstenmal  gelungen  ist 
eine  wissenschaftliche  Verbindung  und  kunstvolle  Durct 

*)  A.  H,  Post,  Entwarf  eines  all^.  deutsclien  und  liansestadt-brcBuscfMin 
Pnvatrechtß.  3  Bde.  1866—71,  öeachletljtsgenossensclmft  der  Urzeit,  1875»  — 
Der  Un^prang  de8  R^^chts*  Prolcgomena  zu  einer  vergleicb enden  EcchtswM«»- 
»cbaft,  1876.  —  Die  Anfinge  des  Btaats-  und  Rccbtslebens,  1878.  —  ßanat«»* 
för  eine  aUg.  Recbtawisseiiscbaft,     2.  Bde.  188Q— 81. 

*)  Vgl.  hiezu:   Meine  Metliodik  des  offen tlicben  Recbts"  S.  20  fg. 

')  üeber  den  beweglichen  Faktor  des  Recbts  s.  Ahbbns,  Encyclopidi« 
oder  organiecbe  Darstellung  der  Recbts-  und  Staatswisaenscbaft»  2.  Buch  i  3 
und  BiSBLiKa,  Kritik  di'r  juristiBcben  Griindbegriffe,  I  Theil,  Cap.  Vlll. 
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dringung  des  einheitliclien  Gesammtsrechtsstoffes  mit 
Erfolg  anzubahnen,  indem  sie  die  dilickenden  Fesseln  beseitigte, 
welche  für   die    bisherige   Reclits^^issensclmft  in  der  traditionelloa 
Festhaltung  der  alten  Rubriken   des  jus   pubMcum  und    des  jus 
privatum    gelegen   sind*     Diese    wissenschaftHche    Verschmelzung 
(lex    auf  eine    gegenseitige  Ergänzung  noth wendig    angewiesenen 
fiechtsmaterien   hat    bei  Post    schon   in    dessen    Entwurf  eines 
gemeinen    deutschen   hansestadtbremischen  Privatrechts   (1866)'*) 
lichtvolle    Ausfuhnmg    gefunden;    immerhin    glaubten    wir    nicht 
fehl  zu  gehen,  wenn  vnv  annehmen,  dass  die  in  den  vorhegenden 
Leitgedanken  für  den  Aufbau  einer  allgemeinen  Rechts- 
wissenschaft gebotene  Verbindung  des  Öffentlichen  Rechts  und 
des  Privatrechts,  che  dialektische  Riickflilirung  heider  auf  gemeiu- 
same  Ausgangspunkte  der  vortheühaft en  Ein wirkun g  des  b  r  i  t  i  s  ch  e  n 
Geistes  zu   danken   sei,    der   in    den  Rechtswerken   wie   in   den 
sociologischen  Schriften  Englands  keinen  Augenblick  daran  denkt, 
die  historische  und  logische  Einheit  des  Common  law,  die  organische 
Zusannmengehörigkeit  jener  beiden  Gebiete  zu  lockern,  um  wie  in 
deutschen  Landen  euiem  didaktischen  Kunstgi^iffc  principiell  fort- 
wirkende stofftrennende  Kraft  beizulegen^). 

Diesem  positiven  Residtate  steht  der  Versuch  Post*s  zur 
Seite  auf  Grund  der  Anschauung  einen  neuen  Boden  fiir  die 
Rechtswissenschaft  zu  gewinnen*  Post  will  sich  denselben  schaffen 
durch  das  Sammehi  empirischer  Tliatsachen,  diese  sollen  um  von 
den  Erscheinungen  auf  die  treibenden  Ideen,  von  den  Wii'kungen 
auf  die  schöpferischen  Ki\afte  zurückschliessen  lassen.  Kui-z,  er 
will  auf  dem  Wege  der  Erwerbung  von  Kenntnissen  über  das 
Einzelne  des  ettinischen  Lebens  zur  Gewinnung  der  von  den  Ein- 
fiässen  dos  individuellen  Rechtsgefühls  befreiten  Erkenntnis s  des 
ganzen  Rechtslebens  und  seiner  im  Innei'sten  wirkenden  Gesetze 
Vordringen.  Indem  er  so  fdr  sein  Theü  den  von  ihm  vor  JahiTn 
'begonnenen Kampf  fdr  die  Anschauung  gegen  den  abstracten  Be- 
griff  zu  Ende  geführt  und   ^u  Gunsten    der   ersteren   für   ent- 

(,  ")  Band  I.  S.  37. 
,  *)  L,  BccuKß,  Der  Paria iiieutarisnins  wie  er  ist,  II,  Aufl.  S.  35  fg.  v.  Gkkbkb, 
eher  öffentliche  Rechte,  S.  37.  —  8.  hierin  auch  Zorn 's  jöugst  aosgesproclieiiet 
^cJenkcn  „ob  ihnn  dem  ganzen  herkomnilicbcn  Unterschiede  zwischen  privatem 
Und  oftentlicheni  Kechte  ilberhimpt  ein  Junstiseh  brauchbarer  Gedanke  7U  Grund© 
liegt".    Krit,  Viert elj ah rciäscbrift,  (Bd.  24)  Ö,  477  Nvte. 
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schieden    erklärt ,   glaubt   PogT,  verstehen   wir   ihn    recht,   ein 

doppeltes  Resultat  gewonnen  zu  haben.  Erstens  die  Grundlage 
für  den  Aufbau  einer  Rechtsphilosophie  auf  inductivem  Wege, 
indem  er  der  von  einem  abstracten  Rechtsbegrifie  oder  von  ein®r 
ijulividuellen  Hechtsidee  aus  deductiv  operireuden  RechtspliüosopWe 
jegeQÜber  den  umgekehrten  Weg  einsddägt.  Während  dieM 
f^einer  Än^^iicht  nach  nothwendig  zu  einem  System  von  Begriffen 
gelangt,  welches  sich  mit  dem  lebendigen  Rechte,  wie  es  im  eiüzelnöi 
Menschen  als  socialer  Faktor  wirksam  ist,  und  wie  es  sich  in 
den  Rechtssitten  der  Menschheit  niederschlagt,  nur  in  einen  oft 
recht  wiUkürlichen  Zusammenhang  bringen  lässt,  geht  Post  da- 
von aus,  dass  nicht  ein  ohjectiv  Gutes  oder  Rechtes  dem  Menseheii 
angeboren  sei,  und  dass  das  individuelle  siltHche  und  recbthche 
Bewusstsein  nicht  ein  untrogliclier  Maassstab  für  die  Unterscheidang 
von  gut  und  schlecht  oder  von  recht  und  nurecht  sei;  er  will  vielmehr 
aus  den  gesammten  Erscheinungsformen  des  ethischen  und  rechtüchen 
Ronisstseins  der  Menschheit  in  den  Sitten  aller  Völker  der  Erde 
erst  erkemien,  was  gut  und  recht  sei,  und  auf  diesem  Umwege 
feststellen,  welche  Bewandtniss  es  mit  dem  eigenen  individudlea 
sitthcheii  und  rechtlichen  Bewusstsein  habe  ^^).  Er  will  daher  an  die 
Stelle  der  ludividualpsychologie,  auf  welcher  unsere  heutige  Rechts- 
plühisophie  fast  ausschliesslich  basirt,  eine  ethnische  Psychologie 
setzen*  Nachdem  Post  so  die  Rechtssitten  aller  Völker  der 
Erde  als  die  Niederschläge  des  lebendigen  Rechtsbewiisst«ieitts 
der  Menschheit  >vie  in  ein  Reservoir  zusammenlaufen  lässt,  Mill 
er  zweitens  die  Rechtswissenschaft  fortan  auf  diese  Basis  der 
Erfahrungsthatsachen  gestellt  sehen,  und  jedem  uns  bekannteü 
Rechtsiubtitute  durch  Speisung  aus  diesem  gemeinsamen  Reservoir, 
wenn  ich  so  sagen  darf  durch  Injickung  mit  dem  gewonnenen 
empirisch- genetischen  Materiale  zur  lebendigen  Wahrheit  und 
wisseuschaftliclien  Praxis  verhelfen. 

lim  beurtheilen  zu  können,  wie  sich  Verf.  zu  den  beiden  SeitöO 
der  gestellten  Aufgaben  verhält,  wird  es  unerlässlich,  den  vielfach 


*")  Sieho  dagegen  Ahräns  und  dessen  L^lire,  wonacb  jede  Verglwchwg« 
wenn  sie  eioe  yerständtgc  Beurtlieilimg  eiuadilie^ssen  &o\\,  einen  MaasfistAb  dtf 
Bourtiieilung  voraußsetzt,  der  iiiclit  selbst  wieder  aus  dem  Beurtheilten  entnoniw*» 
wt'rdeii  kiiiHi.  {Naturrecht  VI,  Aufl.  S.  223  fg,)  \'gl.  mau  damit  das  Pf0^r»nim 
Post's  in  Bausteine  Bd,  2,  8,  235  so  hat  man  die  iiltero  und  die  neaoreLeliw 
in  ihren  schärfsten  Zuspitzungen  fonoulirt  vor  sich  liegen* 
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verschlungenen  Wegen  seiner  Dai-stelliing  wenigstens  in  den  äusseren 

tuptzügen  der  Systematik  zu  folgen. 
II,  Der  Gedankengang  Post's  liiüsiclitlich    der  GriiiHl lagen 
les  Systems  beruht  im  Kernpunkt  auf  der  Annahme  eines  für 
alles  Seiende  identischen  kosmisch-morphologischen  Grundgesetzes. 
Aus    dem    Doppelbilde    shudicher    und    seelischer    Welt,   in 
welches  wir   hineingeboren  werden,    suchen   wir    vergehhch  einen 
■pusgang;   begnügen  wir  uns  daher;    sagt  der  Yerf.  damit;  dies 
uoppelbild  selber  näher   zu  betrachten.     Durch  die  Welt,  welche 
ims   durch  unsere   Smne    übermittelt  wird^    gehen  eigcnthümUcho 
Gnindzüge,   welche  der  Beachtung   werth  sind,  wiewohl  sie  eine 
wirkliche    Bedeutung   für    die   Wissenschaft    erst    dann    erhalten 
^Snnen)    wenn  eine    auf   physikalische    und   chemische   Basis  ge- 
Hjltzte;    allgemeine    kosmische    Morphologie    und    Physiologie    in 
Hpen  die  Wirkung  allgemeiner  kosmischer  Gesetze  nachzuweisen 
▼ennag.  Die  sinnhche  Welt  stellt  sich  uris  nach  Post's  Worten  dar: 
^s  ein  System  wechsehvirkender  Tlieile,  welches  aus  einer  Äuzald  von 
Bgenartigen  TheUsystemen  zusammengesetzt  ist*  Jedes  dieser  Theil- 
^psieme  besteht  einerseits  aus  eigenartigen  einfacheren  Theilsystemeu, 
^mderseits  ist  es  \rieder  als  ein  Glied  in  eigenartige  Theilsysteme 
höherer  Ordnung  emgefÜgt.     Dieser  Aufbau  geht  in  gleich  massiger 
Weise  ins  UnendÜche  nach  oben  und  unten  weiter.     Selbst  wenn 
wir  bei  Untersuchungen  der    chemischen  Prozesse  über  die  Welt 
unserer  Sinne  hinausdriugen,  tritt  uns  stets  noch  dasselbe  Struk- 
turbild entgegen.     Das  letzte  Element  aller  Materie^  welches  mr 
erdenken  können,  das    materielle  Atom  versagt  jeden  Dienst  für 
*tie  Erklärung  unserer  Sinnenwelt,  wenn  wir  es  uns  nicht  als  bis 
m  einem  gewissen  Grade  eigenartig  vorstellen  wollen,  — 

Diese  materiellen  Atome  sehen  wir  zu  Molekiüen  vereinigt, 
diese  Moleküle  wieder  zu  Molekülen  zweiter,  diese  wieder  zu 
Molekülen  dintter  Ordnung  u.  s,  w.  Die  Kiystalle  und  organischen 
Zellen  sind  komplizhie  Molekularsysteme,  und  auf  der  Basis  der 
Organischen  Zelle  bauen  sich  nach  demselben  Struktm-scbema 
wieder  alle  Gewebe  und  Organe  auf,  aus  denen  sich  die  höheren 
biologischen  Individuen,  die  PHanzen,  Tluere  und  Menschen  zu- 
sammensetzen. Fassen  wir  endlich  unseren  Planeten  als  ein  aus 
Unzäldigen  Theilsystemen  der  verschiedensten  Art  zusaiimien- 
kosmisches  Theilsystem  höherer  Ordnung  aul',  so  wieder* 
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holt  sich  aitch  bei  ihm  derselbe  morphologische  Grundzug,  Wir 
sehen  ihn  mit  seinem  Monde  ein  höheres  Theilsystem  bilden, 
und  dieses  Theilsystem  ist  wieder  in  die  höhere  Ordnung  des 
Sonnensystems  gekettet,  mid  so  geht  die  Organisation  des  Kosmos 
bis  ins  Unendliche  weiter.  So  finden  wir  denn  vom  unendlich 
Kleinen  des  materiellen  Atoms  bis  zum  unendüch  Grossen  des 
Weltalls  einen  dui'chgehendeii  kosmisch-morphologischen  Grundanig. 

Diesem  Bilde  der  ipechanischen  Welt,  welche  uns  durch  unsere 
Sinne  übennittelt  wird,  stellt  nun  Post  die  Erscheinung  unserer 
seeÜschen  Welt  gegenüber.  „Sie  ist  für  unsere  innere  Erfahrung  nur 
eine  individuelle ;  sie  besteht  ans  unserem  Ich*  Wii*  sind  jedoch  nicht 
im  Stande,  wenn  anders  wir  unsere  Gesammtuveltanschauung  mit 
unserer  menschhchen  Natur  in  Einklang  bringen  und  den  Menschen 
nicht  zum  Theil  einem  ganz  anderen  Reiche  zuweisen  wollen^  die 
seehsche  Welt  auf  uns  persönUch  oder  etwa  auf  die  Menschheit  zu 
beschränken.  Wii'  bedürfen  vielmehr,  falls  uns  die  Welt  unserer 
Sinne  als  ein  einheithches  System  wechseliairkender  Theüe  er- 
scheint, welches  aus  einer  Unzahl  von  Theilsysteraen  zusammen- 
gesetzt  ist,  zur  Ergänzung  dieser  Welt  eines  einheitlichen  Systems 
weehsL4\\irkender  Monaden^  welclies  aus  einer  Unzalil  von  Kollek- 
tivseelen zusammengesetzt  ist^  mit  anderen  Worten  emer  W^lt- 
Seele,  welche  aus  so  viel  individuellen  Seelen  besteht,  als  der 
Kosmos  Theilsysteme  aufweist,  und  unsere  individuelle  Seele  be- 
deutet alsdann  in  der  Weltseele  soviel,  wie  unser  Körper  im 
Kosmos".     (S.  2 — 5  der  Grundlagen  des  Rechts.) 

So  erscheint  denn  Post  die  Welt,  von  der  mechanische« 
St'itc  aus  betrachtet,  als  ein  Kolossal  hau,  in  welchem  sich  auf 
der  Basis  des  materiellen  Atoms  Theilsystem  über  Theilsystem 
tbiirmt,  bis  sich  unser  Blick  in  der  Unendlichkeit  des  gestirnten 
Himmels  verliert;  von  der  psychischen  Seite  aus  betrachtet,  ^ 
ein  Seelenreich,  in  welchem  sicli  auf  der  Basis  der  Monatlc  Kol- 
lektivseele  über  Kollektivseele  erhebt,  bis  in  der  unendlichen 
Weltseele  Alles  zusammenläuft,  was  im  Universum  empfunden 
wird. 

Sehen  wir  von  dem  ästhetischen  Werth  des  im  Vorstehenden 
citirten  Theils  der  einleitenden  Grundbcgrifle  Post's  ab,  so  müssen 
wir  gestehen,  dass  uns  der  in  ihm  gegebene  Ideeninhalt  wenig 
geeignet  ei*scheint  den  Ausgangspunkt  eines  Systems  zu  hildeiij 
dem  reale  Natur  üum  vorstechenden  Charakterzuge  werde«  so", 


—     5Ö1     — 

Wh*  können  uns  bei  aller  bereiti^ilügen  Disposition  zum  Nach- 
denken  des  Gefühls    nicht   erwehren,    dass  in    dem   aufwandvoll 

Gesagten  zumeist  nichts  anderes  enthalten  ist,  als  die  Umsetzung 
eines  Komplexes  mystisch  verbundener  Vorstellungen  aus  der 
Form  des  Bildes  oder  der  unbewiesenen  Behauptung  in  die 
eines  scheinbar  rationellen  Systems.  Ich  stimme  in  diesem  Punkte 
?oIlständig  mit  der  der  Sachlage  treffend  angepassten  Bemerkung 
Schuppe's  *  ^)  iiberein,  der  auch  in  den  allgemeinen  Grundgedanken 
der  Bausteine  nicht  eine  wirkhch  allumlassende  philosophische 
Grundauffassung  der  Welt  und  des  Lebens  erbUckt,  sondern  „ein- 
fache Mittheilungen,  in  denen  nicht  die  Spur  einer  erkemitniss- 
theoretischen  Prüfung  und  Analyse  der  verwendeten  Begriffe**  zu 
entdecken  sei. 

Auf  das  sociale  Leben  übergehend,  findet  Post  natürlich  auch 
in  dessen  Elementen  die  morphologischen  Grundziige,  welche  durch 
das  ganze  Weltall  gehen  auf  das  Deutlichste  ausgeprägt.  Die 
Eniälirungsgesellschaften^  tlie  Portpflanzungsgemeinschaften,  die 
Völkerschaften  der  Thiere,  die  Geschlechter,  Stämme,  Völker  der 
Menschen  mit  allen  von  ihnen  en; engten  socialmorphologischen 
Bildimgen  zeigen  überall  den  gleichen  Aufbau,  wie  die  sonstigen 
kosmischen  Individueu.  Die  Elementarorganismen,  auf  welche  die 
socialen  Verbände  sich  gründen,  sind  die  biologischen  Indi- 
viduen. Melirheiten  derselben  sehen  wir  im  Völkerleben  organisch 
vereinigt  zu  kosmischen  Theilsystemen  höherer  Ordnung  und  über 
diesen  socialen  Verbänden  niederer  Ordnung  stehen  wieder  solche 
höherer  Ordnung,  ganz  nach  dem  Strukturschema  der  Gliederung 
des  Weltalls  im  Uebrigen  (S.  7),  Klingt  schon  Iner  die  Bemer- 
kung ergänz  nach  dem  Strukturschema *^  doch  etwas  allzu  zuver- 
sichtlieh  und  befremdend  innerhalb  eines  rein  empirisch  fundirten 
Systems,  so  wächst  unser  Bedenken  gegen  den  ausgedehnten 
Gebrauch  imverarheiteter  Begriffe  um  ein  Beträchtliches,  wenn 
uns  gerade  an  entscheidenden  Stellen,  an  Punkten,  wo  das  Ohi* 
das  lösende  Wort  zu  empfangen  hofft,  allgemeine  Formeln  entgegen- 
tönen, deren  leichter  Fluss  und  konventionelle  Glätte  über  den 
Mangel  iln^er  inneren  Fundirung  nicht  liinweg  zu  helfen  im  Stande 
sind.  So  wejin  Verfasser  von  dem  y,aUgemeinen  physiologischen 
Gesetze"    spricht  „welches    überall    im  Kosmos   zu    Tage   tritt" 


*^)  Die   Methoden   der    Reelitsphilosophie. 
wineiiflehaft,  V.  Bd.,  S.  231. 
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—  welches?  —  und  das  auch  im  socialen  Leben  auf  Schritt  afkd 
Tritt  seinen  Ausdruck  finden  soll  Oder  wenn  in  Sätzen  voD 
orakelnder  Unbesthnmtheit  dasselbe  Gliche  immer  wieder  ver- 
werthet  mrd^  so  voraussetzungslos,  als  ob  sich  der  Verfasser 
der  tieitgedanken  bereits  längst  der  Mühe  unterzogen  hätte,  die 
„Enucleatio^  der  von  Satz  zu  Satz  fortrollenden  harten  Nuss 
selbst  einmal  vorzunehmen.  Als  typisch  mögen  SteUen  wie  die 
nachstehenden  *-)  dienen,  die  für  das  Verständiiiss  des  Post'- 
schen  Systems  gerade  von  höchster  "Wichtigkeit  wären: 

„Jeder  Verstoss  eines  biologischen  Lidividuums  gegen  die 
Ordnung  eines  socialen  Verbandes,  in  welchem  es  lebt,  jedes  Vor- 
drängen seiner  biologischen  Indi^dduaUtät  über  die  ihm  durch  die 
sociale  Ordnung  gesteckte  Grenze  hat  zur  nothwendigen  Coiise- 
tjuenz  einen  Ausgleichsact,  einen  Gegenstoss,  durch  welchen  diis 
Individuum  so  weit  hinter  die  ihm  gesteckte  Grenze  zurüct 
geworfen  wird,  als  es  dieselbe  übersclii*itten  hat»  und  ebenso  bat 
jedes  Vordrangen  eines  socialen  Verbandes  über  die  ihn  durch 
die  Ordnung  höherer  Verbände  gesteckte  Grenze  einen  Rückstoss 
zur  Folge.  Erfolgt  ein  solcher  Ausgleichsact  nicht,  so  kaun 
bei  einer  erheblichen  Grenzüberschreitung  die  Existenz  des  ganzen 
socialen  Verbandes  in  Gefahr  gerathen  und  sich  ein  neuer  Gleicb- 
ge\^ichtszustand  bilden.  .  ,  *  • 

Die  mechanische  Störung,  welche  einem  mechanischen  Ausr 
gleichsnctc  zustrebt,  m  welchem  der  gestörte  Gleich go^iclit^ 
zustand  eines  socialen  Verbandes  wieder  hergestellt  wird,  findet 
ihr  psycliisches  Gegenbihl  im  Afiecte  der  Enti-üstung  und  der 
Eachebegehrung,  welrlie  in  der  Seele  des  biologischeu  Individuums 
auftritt,  wenn  ein  Unrecht  begangen  d,  i.  die  sociale  OrJnuug 
gestört  wird.  Der  Aflekt  der  Furcht,  welcher  sich  einer  rechts- 
widrigen Neigimg  eines  l)iologischen  Individums  entgegenstellt, 
entspringt  dem  Gesammtleben  eines  socialen  Verbandes,  welches 
einer  Störung  des  Gleichgewichtszustandes  sich  widersetzt.  Der 
Aflekt  der  Reue  und  die  Sülmebegehrung,  welche  auf  eine  Mi&s^ 
that  falgt^  correspon ihren  der  mechanischen  StÖi-ung,  welche  tieni 
mechanischen  Ausgleiclxungsakt  zustrebt.  Mit  der  Rachethat  wlfr 
dem  Sühneakt  tritt  in  der  Seele  des  biologischen  Indiriduui?is 
ein  Gefiild  der  Beruhigung  ein,  welches  der  Wiederherstellung 
des  socialen  Gleichgewichtszustandes  correspondirt".  — 

*»)  a.  a.  0.  ß  7  üTid  fg. 
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Was  bedeuten  nun  aber,  so  müssen  wir  doch  dem  gegenüber 
fragen:  Vorstoss,  Gegenstoss,  gesteckte  Grenze  des  socialen  Ver- 
liandes,  Gleicbgewiclit  und  all  die  Beziehungen  und  Bezeichnungen, 
tue  wie  unmittelbar  aus  der  Prägestättc  rein  empirischer  Erkenutniss, 
tiatur%vissen8chafthcher  Forschung  kommend  sich  einführen  ?  Was 
gewähren  sie  anderes^  als  die  von  jeder  emphischen  Controle  los- 
gelöste Dehnbarkeit  logischer  Kategorien,  eine  mächtige  und  klang- 
volle Reihe  von  Synonymen,  welche  aber  weder  dem  Unterlaufen 
von  Begriffsvei-^'echslungen,  noch  dem  folschen  Gebrauche  technischer 
Ausdrücke  vorzubeugen  vermögen,  und  bestenfalls  nur  Lieblings- 
hypothesen  sind,  deren  dialektische  Beweiskraft  nur  in  dem  Willen 
ihres  Autore  eine  Schranke  findet*  Für  jeden  anderen  sind  sie 
im  Wesentlichen  nur  die  leichte  HüUe  für  einen  ganz  nach  Be- 
^beii  wechselnden  IidiaJt,  in  keinem  Falle  aber  bieten  sie  den 
chimedischen  Punkt  dar,  um  allet  bisherigen  rechtsphüosophischen 
rbeit  gegenüber  das  .  ,  .  xat  frpt  XLVTjatü  des  Autors  wabrscliein- 
TTch  zu  machen»  Sie  erinnern  an  die  treflende  Bemerkung 
Bastian's  ^*),  dass  derartige  AufsteEungen  völlig  abgelöst  neljen 
der  Arbeitsthätigkeit  der  Wissenschaft  herlaufen  könneUj  sie  lassen 
sich  stets  auf  momentanen  Wink^  wenn  und  wie  oft  man  iln*er 
bedarf,  herbeirufen,  um   jedesmal  einem   abgeschlossenen  System- 

(anzen  ihr  bestätigendes  Siegel  aufzudrücken. 
}  So  kommt  es  denn,  dass  wir,  der  Scheinlösung  abhold,  von 
iesera  Theile  der  allgemeioen  (Grundlagen  unbereichert  und  un- 
befriedigt entlassen  werden.  Der  Veriiisser  mag  iioch  so  über- 
zeugnngstreu  glauben,  uns  hier  die  letzten  Fundamente  für  die  Sitte 
und  das  rechtliche  Bewusstsein  der  Menschheit  gegeben  zu  haben, 
er  nmg  noch  so  eindringlich  und  kraftvoll  ausrufen :  „Der  mor- 
phologische Aufl)au  des  Kosmos,  die  physiologische  Spannung 
aller  kosmischen  Individuen  gegeneinander,  welche  auch  im  Ver- 
kältniss  der  Mensclien  zu  den  socialen  Verbänden  zum  Ausdruck 
geliuigen,  sind  es,  auf  denen  Recht  und  Pflicht,  Missethat  und 
Äachsucht,  Egoismus  und  Sittliclikeit  beruhen  ^'*),  —  ^dr  können 
Ims  nicht  freimachen  von  der  Empfindung,  dass  dieses  Substitutions- 
VerfabreUj  das  ein  ignotius  für  ein  ignotuni  setzt,  den  rpiiilen- 
tkn  Grundproblenien  nicht  zu  leichterer  Lösbarkeit  verhilft,  ja  dass 


*')  Bastian»  Das  Bestimclige  in  am  Mens<?henraBsen,  S.  X, 
»*)  Post  a.  a.  0,  S.  10. 
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die   häufig   nur    in    einer   Namensäncloning  des  membrum  de- 

finieus  liegende  „Klarstellung"  oft  eine  verzweifelte  Aehnliclikeit 
mit  jenem  bekannten  anderen  Versuche  aufweist,  —  die  ubergroase 
Arnmth  in  der  MeusclJieit  aus  der  „allgemeinen  pauvi'ete'^  zu 
erkläi'en,  — 

Auf  den  einzelnen  Menschen  und  auf  die  Analyse  seioff 
biologischen  Triebe  übergehend,  wird  Post  alhnäblicli  coucreter 
und  ungezwungener  in  der  GedankenMu*ujig.  Der  Mensch  ab 
biologisches  Individuum  tlieilt  zimäcbst  mit  allen  übrigen  hio- 
logischen  Individuen  die  Eigenthiimliohkeit^  dass  er  zu  seiner 
Selbsterhaltung  auf  liie  Emähi^ung  seines  Körpers  angewiesen 
ist,  auf  eine  stetige  Aufnahme  pflanzlicher  imd  thierischer  StoffiB^ 
um  demselben  diejenigen  Bestandtheile  wieder  zuzuführen,  welche 
ihm  durch  den  immerwährend  in  ilmi  wirkenden  Stoffwechsel 
verloren  gehen,  Ei*  tlieilt  ferner  mit  den  übrigen  tellurisch- 
organischen  Rassen  den  Trieb  der  Portpflanzung.  Die  menscli- 
liche  Ilasse  bildet,  wie  jede  organische  Rasse  unseres  Planeten 
als  Ganzes  einen  biologischen  Organisnms,  welcher  sich  durch 
fortwäln-ende  Neuerzeugung  und  Ausscheidung  von  Individuen  in 
stetiger  Frische  erhält  und  nur  im  gi'osscn  Rabmen  der  Eiit- 
meklmigsgeschiclite  unseres  Planeten  dem  Weltgesetz  des  WrrdeBs 
und  Vergehens  unterworfen  ist. 

Die  Ernährungsbedürftigkeit  der  einzelnen  Menschen  steigert 
das  SpannungsvcrbältnisSy  in  welchem  dieselben  in  den  socialen 
Verbänden  stehen,  ganz  bedeutend.  Die  Folge  ist,  dass  eine 
fortwährende  Konkurrenz  der  Menschen  um  die  wirthschafthchen 
Güter  stattfindet,  die,  soweit  eine  Mehiiieit  von  Menschen  nicht 
durch  eine  sociale  Ordnung  verbunden  ist,  in  der  Form  roher 
Gewalt  auftritt,  wälirend  sie  in  den  socialen  Verbänden  durch 
eine  Verkebrssitte  geregelt  erscheint,  und  zu  einem  besondemi 
socialen  Lehens  gebiete,  dem  Gebiete  der  Wirthschaft,  sich  eut* 
wickelt-  In  diesem  Gebiete  sehen  wir  einei^seits  die  Menschen 
als  biologische  IncHriduea  gegeneinander  gestellt,  und  deoi  bio- 
logischen Trieben  der  übrigen  Menschen  im  Interesse  der  eigeneü 
bioh>gischen  Neigungen  entgegenwirken^  anderseits  von  einer  socialen 
Ordnung  beherrscht ,  welche  das  individuelle  Streben  to 
höheren  Zwecken  eines  socialen  Verbandes  dienstbjvr  macht,  und 
es  von  der  individuell-biologischen  Richtung  ableukt.  So  findet 
denn  im  Gebiete  der  Wii'thschaft  nicht  bloss  ein  Kampf  def 
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einzelnen  Menschen   gegeneinander  8tatt^  «ondem  auch    ein    Z  tt  - 
sammenwirken  derselben  zu  gemeinsamem  Nutzen, 

Das  Recht  als  Zweiggebiet  der  Sitte  im  weiteren  Sinne  hat 
seine  Basis  in  der  moi^ihologichen  Stniktur  der  socialen  Verbände 
und  in  dem  Span nungs Verhältnisse,  in  welchem  die  einzelnen 
Menschen  7m  einander  in  den  socialen  Verbänden,  und  die  niederen 
Hocialen  V  erbände  zu  einander  in  den  höheren  stehen.  Es  ist 
ilie  Ordnung  eines  socialen  Organisationskreises,  nach  welcher  sich 
die   einzelnen  Individuen    und   die   einzelnen    socialen  Verbände, 

t  denen  dersell>e  sieh  zusammensetzt,  im  Gleichgewicht  halten* 
erblickt  PntiT  daher  im  Rechte  nicht  et%vas  spezifisch 
Menschliches  oder  Tellurisch-Organisches^  sondern 
lediglich  die  durch  die  biologische  Natur  der  Menschen 
und  die  Eigenart  der  socialen  Organisation  qualifizirte 
Erscheinungsform    eines    Gesetzes,    welches    auch    den 

Enzen  übrigen  Kosmos  beherrscht'^). 
So  wird  ihm  das  Recht  zur  allgemeinen  Weltidee,  welclje  in 
r  Menschheit  nur  eine  individuelle  nufl  durch  die  Venunift 
qualifiziite  Erscheinung  gewonnen  hat.  Charakteristisch  ist  al>er 
flabei,  dass  Post  dem  Rechtsbewusstsein  des  Einzelnen  nur  ge- 
ringfügige Bedeutung  beiraisst,  während  er  doch  in  diesem  gerade 
den  Urquell  alles  Rechts  erblicken  müsste.  —  Er  sagt  mit  Recht, 
dass  es  nicht  bloss  die  treibende  Kraft  im  praktischen  Rechts- 
leben ist,  sondern  auch  der  Faktor,  welcher  das  hesteheiule  Recht 
stetü  weiter  liiklet.  Aus  den  Köpfen  der  einzelnen  Individuen, 
aus  denen  sich  die  Völker  der  Erde  zusammensetzen,  werden  die 
Rechtsanschauungen  herausgeboren,  welche  in  einer  kommenden 
Periode  den  Oliarakter  gewohnheitsrechtlicher  und  gesetzlicher 
Normen  anuelmien^  und  am  letzten  Ende  seien  alle  positiven 
Rechte  nichts  als  ein  durch  unzälilige  Generationen  aufgespei- 
cherter, durch  unzälilige  schaifsinnige  Köpfe  gesichteter  Nieder- 
schlag individueller  Rechtsanschauung.  Und  dennoch  soll  „d:is 
Rechtsbewusstsein  des  einzelnen  Menschen  für  sich  nur  eine  ge- 
ringe Bedeutung*^  hiibf^n?  Weil  ^sich  in  ihm  um*  ein  ganz 
geringer  Theil  der  Reelitsanschauuugen  abspiegelt^  welche  in  einem 
jeweiligen  sozialen  Organisatifuisk reise  lebendig  sind"»  und  wfil 
„die  Rechtsanschauungen,  welche  in  einem  socialen  Organisa tions- 
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kreise  lebendig  sind,  einem  steten  Wandel  unterworfen"  seien? 
(S,  21).  Die  Motivirung  ist  hinfälliger  als  die  These  selbst^  die 
m.  E.  einen  breiten  Riss  in  den  empuischen  Giiuidphvn  des  S}^teiDS 
bringt.  Die  Betrachtung,  die  vom  Einzelnen  ausgeht  und  das 
Granze  aus  den  konstitutiven  Bestaudtheilen  erklären  will,  unter- 
nimmt nun  selbst  den  von  ihr  so  ofl  gerügten  Todtenspnmg  ins 
Metaphysische.  Um  um-  mit  den  „überlebten"  rechtsphdosophi- 
seilen  Systemen  die  Bosis  des  individuellen  Rechtsbewusiitseius 
nicbt  theilen  zu  müssen,  wii'd  nun  nicht  diesem  jeweilig  wech- 
sehiden  RechtsgefüUc  die  imch  aussen  gestaltende  Krall  zuer- 
kannt, sondern  dem  socialen  Faktor  „der  Kollektivseele  des  so- 
cialen Vei'bandes",  welclie  solchergestalt  und  in  ihrer  weitem 
Wirksamkeit  viele  literargesclüchtlich  venvandtsc haftliche  Zügi* 
mit  RoussEAc's  volontee  generale  kaum  verleugnen  kann.  Hier 
hegt  offenbar  einer  der  wunden  Punkte  des  Systems,  dajs  \m 
mit  seinen  Priimissen  in  Widerspruch  goräth ;  an  dieser  wichtigen 
Htelle  berüliren  sich  Vordei^alz  und  Schluss  nicht  ergänzend, 
sondern  aufhebend,  zerstörend,  wie  in  jenem  berühmten  Schlangen- 
Symbol,  wo  der  Kopf  den  Schwanz  vei'zehrt. 

Tmmerhin  hiilt  sich  jedoch  Post  von  dem  Fehler  fem,  in 
den  andere  Forscher  der  Richtung  leicht  verfallen,  indem  sie  das 
Äb:^t  raktum  Mensch  in  schlecht  verdeckter  Spuren  folge  hinter  Jen 
Wortfülii*ern  der  Naturrechtsschule  bald  zu  hoch  bald  zu  niedrig 
stellen.  Flir  biologisches  Indindnion  hält  bald  mit  der  Empfind* 
lidiküit  der  Magnetnadel  in  un geschwächter  Energie  und  allcü 
Ablenkungen  zum  Trotz  die  Polrichtuug  der  ^sozialen  Ordnung 
ein,  bemüht  jede  Störung  ilu*e8  Gleichgewichtszustandes  durch 
repulsives  Verhalten  wieder  aufzuheben ;  —  bald  dämraeil  jenem 
Individuum  kaum  ein  Schein  von  der  Pflichtensimmie,  die  ih» 
seine  Stellung  innerhalb  des  Gemcmscbaftslebens  auferlegt.  Es 
ist  leicht  einzusehen,  dass  das  abweehselml  auf  diese  Endpunldc, 
nie  inncrhall)  der  Entwicklungsreilie  gestellte  Indinduimi  nur  eut 
weder  der  im  Anblick  der  Weltseele  der  irdisclirn  DuustsphÄre 
<*ntrückte  Weltweise  sein  kann,  der  von  der  Höhe  scüies  Stand* 
Punktes  aus  sich  allezeit  des  Linionlaufes  der  sozialen  Ordnung 
wohl  bewusst  ist,  —  oder  ein  Gebilde,  das  seiner  morphologii^cben 
Struktur  nach  auf  dem  ganz  gleichen  Niveau  mit  den  moddrigsten 
Gliedern  der  meclianisch-psychischen  Theilsysteme  stehen  kÄnn- 
In   diesem    letzteren  Falle   wirkt   die    sociale  Ordnung  in  iln^^* 
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Eraftäusserungen  geimu  so  unentwindbar  und  unentrinnbar  auf 
dasselbe  ein,  wie  dan  Gesetz  der  Schwere  auf  den  rollenden  Stein 
und  wie  das  Prinzip  der  Kommunikation  auf  die  Ausgleichung 
der  Fliissigkeitsoberlläche. 

Nun  ist  aber,  und  das  zu  sagen  wird  hier  zur  nothwendigen 
BanaUtat,  der  Mensch,  mit  dem  sich  die  Keclitswissenschid't  zu 
beschäftigen  den  Beruf  hat,  weder  das  im  Sonnenlicht  ungetrübter 
Erkemitniss  lebende  Idealwesen,  noch  auch  ein  willenlos  und 
thatenlos  dem  Walten  einer  praestabilisirten  socialen  Ordnung 
blind  unterstellter  Elenientarorganismus  unseres  planetaren  Theil- 
systems.  Ohne  feste  und  vor  allem  ohne  eine  in  die  breiten 
Theile  des  Verbandvolkes  dringende  Vorstellung  von  den  dauern- 
den Bedingujigen  eines  gesellschaftlichen  Bestand  Verhältnisses, 
treten  die  liiologischen  Individuen  eben  vor  Allem  kräftig  wollend^ 
mit  der  Blindheit  des  Selbstgefühls  in  das  Leben  und  in  tUe 
Geschichte  ein. 

Dieser  Gesichtspunkt    tritt   uns    bei  Post*s    psychologische]! 

und  sociologischen  Untersuchungen    allzusehr  in  den  Hiotergi-und 

2ii  Gunsten  der  aus  Statik  und  Dynamik  weithergeholten  Gleicli- 

tiisse.     Bei  ihm  spielt  der   im  VerbnndsverliiUtniss    nie    erreichte 

Gleichgewichtszustand   eine    Rolle,    wie  etwa    die   MechauMnie   bn 

Systeme  des  Buridanischen  Indeterniinismus.     Dabei  ist  auch  gar 

nicht  abzusehen,  wie  jenes  Gleichgewicht  entstanden  sein  soll  und 

zwischen   welchen  Faktoren,     Ganz   abgesehen   davon,    dass    die 

Aimahjne  cbeses  sociologisehcn  Gleichgewichtszustandes  neben  der 

von  Post  gleichzeitig  vorgenommenen  Ableitung  des  Rechts  aus 

den  primären  Ordnungsstörungen  sich  offensicbtlich  so  aufhehend 

zu  einander  verhalten,    wie  RtvrssEAu's  Idealbild  der   fricdseligen 

ürmenschheit  und  das  Gegenbild  Hobbes'  mit  dem  schematischeu 

bellum  omuium  contra  omnes,  ~ 

Wie  entsteht  aber  nun  gar  erst  die  Al)weichung,  die  Grenz* 
übei'sclii'eitung  über  die  von  der  socialen  Ordnung  gesteckte  Linie? 
—  Durch  das  „Spannungsverhrdtniss**?  Das  erklärt  wenig,  weil 
lue  kurze  Antwort  selbst  erst  der  Erklärung  bedürfte,  denn  sie 
ntellt  c^in  mich  die  Forderung,  Gleichgewicht  und  Nicbtgleiehgewicht 
»U  Eins  gesetzt  zu  denken,  d.  b.  sie  legt  mir  eine  schon  nach 
tli'm  ewigen  Gesetz  der  Identität,  der  Selbstbejabung  unvollzieb- 
l>are  Vorstellung  auf.  Die  bisheiige  Leln^^  wird  daher  den  Forde- 
Hingen  des  empirischen  Phänomenalismus  weit  mehr  gerecht,  wenn 
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sie  nicht  von  einem  vagen  Allgemeinen  ausgeht,  in  dessen  ftV 
straktein  Leben  das  wirkliche  des  einzelnen  Menschen  ver- 
schwindet, sondern  von  der  Pur  den  Rechtsbildungsproze^s  einzig 
ergiebigen  realen  l^rkenntniss,  dass  die  (Tesellschaft  ein  Verein  viid 
Individuen  ist.  Wenn  es  eine  Gesellaehaft  gibt,  so  besieht  sie  in 
den  Einzelnen  und  durch  die  Einzelnen.  Wenn  es  eine  Menschlint 
^iht^  so  ist  diese  der  niiinrhistorische  Begriff  der  (iattung,  welcbiT 
rst  durcli  dk*  Gesammtheit  der  unter  ihn  fallenden  Tndinduen 
Realitiit  erhält,  Imnier  sind  es  aber  die  Einzelnen,  welche  dnrcli 
ihre  Natur,  ihr  erst  alhniihlich  sich  entvrickehules  Beisammensein, 
ihren  Verkelir  nnd  ihre  Einwirkung  auf  einander,  die  Gesanuutheit 
erst  bilden*  Die  Menschheit  als  eine  von  der  Idee  der  sodalen 
Ordnnng  ertullte  etliische  Existenz,  —  als  Verein  freier  hewnB8t<*4" 
Wesen,  «reiche  eine  solidarische  Entwicklungsreilie  bilden,  ist 
nicht  der  Anfang^  sondern  das  Ende  der  Geschichte 
Das  vom  (Tcdanken  rler  sncialen  Ordnung  gehaltene  Gleichgp- 
wicht,  ist  also  der  Zielpunkt,  nicht  der  Ausgangspunkt  unserer 
ßcchtsentwickl  inig. 

Denn  bei  jeder  fictionsfreien  Vertiefung  in  die  WirkUehkcit 
der  Lebonsphnnoniene  gewinnen  w  immer  die  Einsicht,  das»  sich 
das  Recht  sieben  von  seinem  Ursprung  ab  nicht  in  gleichen  AIh 
ständen  oscillii'cnd  zwischen  den  Regungen  des  IndividmdiiiDiüS 
uiul  den  Forderungen  der  socialen  Gemeinschaft  genau  mittt^u 
durcli  bewef^t  habe-  Wir  wissen,  dass  es  mit  Natuniothwendigkeit 
in  seinem  frühesten  Phasen  durch  die,  niedrigeren  Cultnrstöfen 
vorzugsweise  eigentbümliche  Befriedigimg  streng  egoistischer  Im- 
pulse charakterisirt  tnul  somit  in  die  Richtung  einer  überwiegenden 
Berücksichtigung  der  i  n d  i  v  i  d  u  a  1  i  s t  i  s  c  b  e  n  Pordeningen  gedruagt 
worden  ist  ^**)*  Wiihrend  der  Einzelne  also  selbstthätig  m^ni 
instinktiv  und  bald  mit  vollem  Bewusstsein  sich  in  die  Richtung 
des  Tridividualismus  begibt,  an  dessen  systematischer  Entwicklung 
schrittweise  mitwii^kt,  nnd  mit  der  Kraft  des  Behammgsvermögen« 
in  der  eingeschlagenen  Richtung  verbleibt,  —  stehen  der  Pfle^' 
der  socialen  Gomeinscbaftsinteressen  nicht  gleich  intensiv  wirkcmk 
Triebkiiifte  zur  Heite»  Von  allen  Anfangen  an  zur  Begriiinlnniv 
und  Ausgestaltung  der  Einrichtungen  gehend,  welche  auf  <fe 
Sicherung   und    VeiTollkomnmung    seines    Einzeldaseins    abaeWf 


'*)  S,  himi  Wttndt,  Mcthodenlehre,     Lo,^ik,  IL  BiK  S,  nm 
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geht  das  Individuum  erst  nach  einer  ziemlich  spät  eintretenden 
Schäi-fiiiig  des  ethischen  Unteracheidungsvermogeiis  an  die  Ent- 
wicklung der  Bedingungen  zur  Erhehuiig  und  Vollendung  des 
menscldichen  Gemeiiidaseins.  Sind  eiunud  die  untersten  Rudi- 
mente des  gesellschafthchen  Verbandes  gegeben,  dann  leiden  foit- 
un  die  individualistisclieu  Regungen  weitaus  weniger,  aJs  die 
socialen  unter  dem  Widei^stande  der  ablenkenden  Motive,  welche 
von  der  eingeschlagenen  einseitigen  Richtung  wieder  zur  ent- 
gegengesetzten Bewegung  fühi^en  sollen.  Die  Folge  ist  eine 
tmturgemäss  überwiegende  Entwicklung  des  intli\idiialiBtischen 
Rechtsgebietes,  seiner  Begiiffe  und  Institute,  Für  sich  selbst 
aus  sich  selbst  thätig^  niuss  der  Einzelne  durch  mechanische  äussere 
Mittel  oder  durch  die  ideale  Zugkraft  höherer  allgemein  giltiger 
Ideen  und  Wahrheiten  in  die  Richtung  des  assimilirenden  Gemein- 
schaftssinns gebracht  werden,  — 
^P  Fehlt  uns  dieser  reale  Zug  in  dem  Bilde,  das  uns  Post  von 
^eni  Rechtshildnngsprozesse  im  Allgemeinen  gibt^  so  ist  dagegen 
sehr  zutreffend,  was  der  Verfasser  im  Anschluss  an  seine  Aus- 
fiih Hingen  über  das  Rechtsbewusstsein  idjer  die  Hausordnung 
der  Familie  sagt'^.  Mit  Recht  hebt  er  den  hohen  Werth  ilirer 
stillen,  aber  tief  wirkenden  Propätleutik  hervor  im  System  der 
rechtliclien  Ei7.ieliung  des  Tndividuums.  Sie  schafft  die  ersten 
Keimo  des  Rechtsbewuss tseins ;  iu  der  durch  die  Geburt 
unabänderlich  ge schaffenen  hierarchischen  Gliederung 
der  Familie  lernt  das  Kind  zunächst  die  Unterordnung 
unter  eine  höhere  Autorität;  seine  biologischen  Neigungen 
werden  durch  die  elterhche  Zucht  zu  Gunsten  des  sociologischen 
Verbandes  beschränkt,  in  welchem  es  aufwächst. 

Die  aus  der  Fälle  der  kleineu  Ereignisse  des  Hauses  ge- 
H|bnnenen  Rechtsanschauuugen  erweitern  und  vermehren  sich  in 
^apn  wachsenden  Kreisen  des  Gemeinde^  -  Stammes,  -  Staatsiel lens. 
EUminii*t  man  die  entschieden  schleierhaften  Ausführungen  über 
das  Einströmen  der  Volksseele  in  die  Seele  des  Einzelnen  (8.  24),  — 
eine  Annalime,  zu  der  zu  greifen  eine  eigentliche  Nöthigung  nicht 
vorliegt,  da  die  wirthschaftbch  und  kulturell  verschiedene  Lage 
der  da*s  Individuum  mngebendeu  Familienbausorduung  von  selbst 
und  auf  durchaus  klare  Weise  die  in  den  verschiedenen  socialen 


»')  a.  a.  0.  S.  22%. 
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Schichten  variirende  und  differkende  Bildung  des  individuellen 
Reclitsbewusstseins  mit  sich  bringt,  —  so  kann  ilieser  Theil  des 
Posx'schen  Buches  den  besten  Ausfülirungen  über  die  anthro- 
pologischen Grundlagen  des  Rechts  zur  Seite  gestellt  werden» 
Der  Hauptvertreter  der  etlinologischen  Methode  versteht  es  Her 
in  seltenem  Maasse  alle  Fäden  seines  Systems  gleichzeitig  in 
Händen  zu  behalten.  Nicht  so  an  anderen  Stellen,  wo  ein  tieferes 
Eindi'iiigen  in  den  Geist  der  Arbeit  leicht  Nachzügler  an  den 
Tag  fordert,  die  alles  Vorhergesagte  wieder  aufzuheben  trachten; 
nur  müssen  sie  freihch  unter  der  zuweilen  bestechenden  Diktion 
des  Werkes  sorgflütig  hervorgeholt  werden.  So  namentlich  in 
den  Abschnitten  über  Rechtsbrüche  und  Ausgleichsakte  und  in 
dem  an  „die  Tücke  des  Objekts"  erinnernden  Capitel  über  ik 
Entwicklungsgescliichte  des  Verschuldens*  — ^  Mit  diesen  Ein- 
scluiinkungen  lassen  \m  die  principiellen  Ausfiihrungen  PogT's 
auf  uns  ein™'ken,  seine  Bilder  aus  der  Entwicklungsgeschiclite 
des  Rechts,  wie  seine  stellenweise  überaus  treffenden  Angaben 
über  den  zwischen  Sitte  und  Reclit  allmäldich  sich  voUziehendeü 
Prozess  der  Differenzimng.  Während  er  aber  wiederholt  im 
ältesten  Recht  ohne  Rogel^  ohne  Prozess,  ohne  Urtheil  das  m 
Gunsten  der  Erhaltung  des  socialen  Gleichgewichtes  cingreifemlu 
Walten  und  Wirken  des  „Unhewussten"  betont,  gesteht  er  auch 
gleiclizeitig  ein,  dass  es  schwer  sei,  sich  von  einem  dei:artigen 
Rechtszustande  einen  Begriff  zu  machen,  wenn  man  in  unsemi 
modernen  Rechtsanschauungen  l>ef;ingen  ist.  Die  Vermittlung 
sucht  er  aus  dem  folgenden  Gedankengang  zu  gewinnen:  Wie 
es  im  Völkcrlcbon  überall  noch  Reste  aller  Entmcklungsstufeii 
und  Rückscldäge  auf  längst  vergangene  Zustände  gibt,  so  gibt 
es  auch  noch  in  unserem  heutigen  Leben  Reste  jenes  Urrechts, 
und  Ilückscliläge  in  dasselbe,  und  diese  sind  am  geeignetatäo, 
uns  ein  anscha^diches  Bild  desselben  zu  gewähren,     {Seite  39). 

Der  letztere  Gedanke,  der,  wenn  wir  so  sagen  dürfen,  d»s 
Prinzip  der  Sohdaritiit  der  menscldichen  Cultur  als  vorbemeseo 
annimmt'^,   wii*d  fortan  zum  Leitmotiv  des  Po8T*schen  Werkes» 


*^)  ÜebereiiiHtimitiend  mit  Dabouk  (a,  a.  0.  S.  4}  dessen  MeintiDg  tiicb 
ilaa  Hauptergebnisa  der  Völkerkunde  die  Erkenntnias  der  phyBiolo^cbcn  lud 
psycbulogischen  Eiulieit  des  MeiischeDgeücblediteä  sei  «und  die  darauf  foMCol* 
Ueberzeagung:  —  der  Zustand  d^^r  noch  jetzt  lebenden  Wilden  spiegele  <leo 
langst  vergangenen  und  vergessenen  Urzustand  der  Culturvölker  treu,  wen« 
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deaaen  allgemeinen  prinzipiellen  Thoil  wir  im  Vorstehendem  ge- 
Bpigend  umBtandlicli  vorgeMirt  baboii,  um  uns  fortan  im  Gebiete 
aes  Speziellen  auf  eine  Uebersicht  der  vom  Verfasser  betretenen 
GebietG  beschränken  und  daran  ein  retrospeetives  Gesamniturtbeil 
■^  Gebotenen  knüpfen  zu  können.  Ausgehend  von  dem  em- 
pirischen Materiale  der  vergleichenden  Ethnologie  führt  uns  Ver- 
fasser von  dem  Wesen  und  der  Geschichte  der  auf  der  Generations- 
folge beruhenden  Geschlechterverfassung  zu  den  höheren  socialen 
Verbänden,  zu  den  zusammengesetzten  socialmorphologischen 
Organisationsformen.  Nachdem  so  die  äusseren  Linien  der  ge- 
sellschaftHchen  Ordnung  gegeben  sind,  untersucht  Verfasser  in 
Hier  durchaus  klaren  Systematik,  wie  sich  die  verschiedenen 
physischen  Triebe  und  psychischen  Impulse  des  Individuiuns  inner- 
halb der  Gemeinschaft  zu  festen  GebUden  der  Sitte  und  des 
Rechts  umsetzen,  und  w^elche  socialen  und  ethnologischen  Momente 

r  deren  Ausbildung  und  Umbildung  einzuwirken  geeignet  sind ; 
giebt   uns   auf  diesem    Wege    knappe    Leitgedanken    für    ilii* 
Entwicklimgsgesclüchte    der    Verwandtschaft^     der    Standesunter- 
fchiede,    der  staathehen    Autorität    in    allen    Gebieten    der  Ver- 
^bssung  und  Venvsdiung,  in  kkiren  Zügen,  wenn  auch  natnrgcmäss 
überall  die  angeregten  Punkte  imr  encyclopädisch  streifend. 


eh  nur  in  den  Hauptzügeii  wieder»"  Mit  Recht  ist  aber  dieser  vüllklingcndeu 
^jK>tUe3e  gegenüber  vou  fachkundiger  naturwissetjschafÜich  g(*Hchulter  Seite 
iinert  worden,  diuss  man  selbst  bei  Annahme  der  Einbeit  dea  Meiiachen- 
clilecUtea  darum  doch  aus  dem  Zustande  der  heutigen  Wilden  einen  IScliluss 
die  Praehistorie  der  Kulturvölker  zu  ziehen  nicht  vermag.  Man  kann  un- 
möglich ganz  die  Fragen  übersehen,  welche  zwisdien  beiden  Tliatsachen  kreisen, 
l^nd  die  wir  bei  reiflicher  Prüfung  erheben  müssen;  Sind  die  sogenannten 
PTilden  mbig  stehen  geblieben  seit  der  Zeit,  wekbe  die  Cnlturvülker  brauchten 
um  »ich  zu  ihrer  heutigen  Hebe  zu  entwickeln?  Und  sind  ihre  heutigen  Zu- 
stande irgend  noth  wendig  mit  ihrer  gerammten  Colturstellung  verknüpft,  oder 
nicht  vielmehr  historischo  Entwickelungen  durch  wekbe  ein  Theil  der 
Menschheit  gehen  kunnte,  ohne  dass  ein  anderer  im  Geringsten  gezwungen 
war,    denselben  Weg  zu  machen?  —  (Adslanb  1884   S.  654,)     Damit  tindet 

tch  die   Besorgnise  Kohlkb's  (Zeitschr.  f.  vergl.  Rechta Wissenschaft  Bd.  IV, 
277),  das5  bezüglieh  der  Sammlung  ethntilögiscber  Beobachtungen  periculum 
111  tnom  »ei  —  ihre   theil  weise  Widerlegung.  —  Beiläufig   sei   hier  ancli  noch 
erkt,    dass   wohl   nur   in  Folge   itiner  geringen  Vertrautheit  mit  *ler  ein- 
blagigen  naturwisseuöchaftlichtii  Literatur  GrMPLOwicz  den  Gedankea  der 
Buralitat   der  EntAvickelungscentren   al^    BPoIygenisma»"  speciell  für  öieh  in 
Dspruch  nehmen  kannte,    (a.  a.  0*  S.  79.) 
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Ohne  einpHiuUicheii  Hiatus  geht  VerfajBser  sodann  auf  die 
Entwirkluiigsgesdiichte  des  itidividiiellen  Eechtssuhjektes  über  und 
zeigt  uns  die  Ausgestaltimg  der  aus  dem  Geschlechtsunterscbiede. 
Alter,  Gehm't^  Vcrhandsaiigeharigkeit  des  Indiriduuins  äiessenden 
Recht seiurichtungeu,  und  die  Entwicklungsphasen  der  Ehe  mid 
des    Erbrechts   bei    einigen  Völkern    vcrscliiedener   Kulturstufea. 

Besonders  in  diesen  und  den  Abschnitten,  welche  die  Kultur- 
pliäiiomene  der  wirthschaftlichen  Sitte  —  das  Vermögensrecht 
in  seiner  traditionellen  Auftheüung  in  Sachenrecht  und  Obli- 
itioneurecht  behandek,  gelingt  es  Post  noch  am  besten  sich 
einem  programmmässigen  Ziele  zu  nähern:  die  Recht8sitt<?D 
aller  Völker  der  Erde  als  die  Niederschläge  des  lebeJidigen 
Reehtsbewnsstseins  der  Menschheit  zum  Ausgangspunkte  für  seine 
rechtswissenschaftliche  Forschung  zu  machen^  um  auf  dieser  Basis 
alsdann  die  Frage  —  was  Recht  sei  —  zu  stellen.  Allein  d«r 
aufmerksame  Leser  des  Buches  wird  sich  doch  immer  sagen 
milssen,  dass  das  vom  Verfasser  aufgestapelte  umfassende  Roh* 
material  kulturgeschichthcher  Phtinomeue,  rechtlicher  Bräuche  und 
Einrichtungen  —  ob  dieselben  alle  im  Einzelnen  auch  im  ToUen 
Umfange  verifizirt  werden  Itiinnen,  oder  nicht,  mag  hier  vorerst 
gänzhch  ausser  Betracht  bleiben  —  doch  immerhin  nur  als  Vor- 
arbeiten zu  einer  Rechtsgescliichte  gelten  können,  als  Skizzen  xu 
einem  Rundgemälde  populärer  Anschauungen  und  Erscheinungen 
des  Sozinllebens ,  von  denen  aber,  wenigstens  innerhalb  diese« 
Werkes  und  seiner  Methode,  kein  Weg  zur  Beantwortung  jeaer 
Frage  nach  dem  Recht  oder  auch  nm*  zm*  prinzipiellen  Bestiin- 
nmng  der  Rechtsbegriffe,  zu  orientirenden  Rechtsgrundsätzen 
fortfiilu't,  Freihcb  hat  Post  anderseits  ein  gutes  Recht,  auf  die 
Einheit  seiner  wissenschafthchen  Arbeit  hinzuweisen  und  zu  fo^ 
dern,  dass  seine  „Leitgedanken"  immer  nui*  in  saclilichem  Zu* 
sammenliange  mit  den  übrigen  Schi^iftenj  namentlich  aber  de« 
^Bausteinen'  betrachtet  werden,  in  deren  Portsetzungslinic»  siö 
liegen  und  deren  Kenntniss  sie  bedingen.  Nur  so  ^vird  der  ianei- 
halb  des  systematischen  Versuches  wiederholt  hervortretende 
kursorische  Zug  verständlich  und  begründet,  wai'iim  Post  so 
häulig  auf  die  Kombinationsgabe  des  Lesers  zählt,  die  dem  stellen- 
weise nur  Hiichtig  angedeuteten  Gedankengange  die  erforderliche 
Entwickelung  und  Ergänzung  geben  muss.  So  bedürfen  insbe- 
sondere die  letzten  Strafrecht  imd  Prozess  behandelnden  Partieen 
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Werkes  einer  fortlaufenden  Kommentii'tiug  aus  den  entspre- 
clieiideii  Voi^tudieo  der  Bausteine,  wo  das  liier  reiclilieh  fliessende 
Quellenniaterial  neben  mancher  kühnen  Aufstellung  doch  auch  zu 
plausiblen  Konstruktionen  und  zur  Verbindung  scheinbar  distauter 
Rechtserscheinungen  veiiverthet  worden  ist.  Dagegen  zeigt  sich 
hier  mehr  als  in  anderen  Theilen  eine  aus  der  langjährigen  Ver- 
tiefung in  die  Einzelheiten  des  Stoffes  und  aus  der  vollen  Be- 
herrschung desselben  sich  ergebende  Gewandtheit  des  Verfassers 
in  der  Auftlndung  der  Punkte,  welche  sich  zur  Einfügiuig  der 
dem  systematischen  Aufbau  dieidichen  Klanunern  als  beson- 
ders geeignet  erweisen.  Ueheraus  anregend  und  instruktiv  er- 
scheinen uns  aus  diesem  Gesichtswinkel  die  fast  ungezwungenen 
Üebergänge  vom  Strafrecht  der  GeschlechteiTorfassung  und  den 
Ausgleichsfoi-men  fiU'  Eechtsbniche  zwischen  mehreren  friedens- 
genossenschaftlichen Verbänden  zum  —  Kriegsrecht,  als  der  pri- 
mären Erscheinungsform  des  Völkerrechts.  Dabei  entspricht  es 
dorchaus  der  Konsequenz  des  gewählten  Ausgangspunktes^  wenn 
Post  dem  kosmischen  Prinzipe:    Aufgehen    der  kleineren  Theü- 

tteme  in  immer  grösseren  —  auch  im  Lehen  der  staatlichen 
bflde  Realität  gibt  durch  die  WiedenudYiahme  der  Idee  des 
Weltstaiites,  der  alten  Wolff 'sehen  civitas  maxima.  Die 
Stellung  meint  Post,  welche  die  isolirten  Staaten  in  unseren 
Tagen  gegen  einander  eiimeluneUi  sei  genau  dieselbe^  wie  sie  die 

Clirten  (ie  seid  echter  in  der  Urzeit  einander  gegenüber  einnahmen, 
Is  haben  unendliche  Zeiten  dazu  gehört,  bis  die  ewigen  Ge- 
schlechterfehden der  Urzeit  in  einer  staatlichen  Ordnmig  erloschen; 
aller  sie  sind  docli^  wenigstens  vielerwarts,  auf  der  Ei'de  erlosclien. 
Wir  haben  daher  begründete  Hoffnung,  auch  einmal  den  Krieg 
in  der  Welt  erlösclien  zu  sehen;  allerdings  erst  dann,  wenn  die 
isolirten  »Staatswesen  unserer  Tage  sich  zu  einer  höheren  social- 
porijhologischen  Bildung  zusanunenschliessen,  wenn  ehi  Welt- 
atcnbund  entsteht,  Dass  uns  von  eijiem  solchen  vielleicht  nocli 
öge  Jahrhunderte  trennen,  mag  richtig  sein.  Der  socialmorpho- 
ögische  Eutwit^ktungspruzess  der  nienschhchen  Hasse  gibt  aber 
'lii'  Bürgschaft  dafür^  dass  dieses  Endziel  in  der  That  einmal 
erreicht  werden  wird"  "^)* 


*®)  A.  a.  0.  S.405  fg.  Vgl.  hiezu  die  verwandt-en  Ausfuhr  an  gen  CotA/ANNls^ 
ciaÜBina  e  sociologia  criminale  I,  p.  2ü7  fg. 
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EU.  Werfen  wir   rückschauend    einen  Blick    auf  das  Gänse, 

80  haben  wir  überall  den  Eindruck  eines  bedeutenden  geistige» 
Wirkens  empfangen,  diiü  niit  aller  Kraft  nach  neuen  ÄDttelD  fiir 
eine  grosse  Aufgabe  sucht.  Ein  stai-ker  Zug,  der  von  der  Schiiljlooe 
ablenken  will,  geht  durch  das  Werk,  der  überzeugend  zu  wu-ken 
nicht  verfehlen  konnte,  wenn  die  Methode  des  Verfassers  nicht 
seines  Strebens  grösster  Feind  wäre.  Denn,  wenn  auch  zugegeben 
werden  muss,  dass  Post  seinen  Stoff  in  günstiger  Weise  geghedert 
und  vor  allem  ilie  übliche  Zerschneidung  des  Rechts  in  ein  privates 
und  ein  öffeutliehes  mit  gelungener  Systematik  vermieden  hat, 
so  deckt  doch  die  Prüfung  des  objektiven  Werthgehaltes  der  in  den 
monographischen  Kapiteln  behandelten  Hauptaufgaben  das  Fehler- 
hafte  des  BehancUungsprinzipes  unz\^'eifelhaft  auf. 

Die  Einwände^  welche  w  der  neuen  Untersuchungsform  ent* 
gegenzustellen  uns  verpflichtet  erachten,  sind  zweifacher  Natm: 
sie  richten  sich  theils  gegen  schadhafte  Prinzipien,  welche  Fobt 
mit  aQen  anderen  Anhängern  der  othnologisch-koniparativen  Me- 
thode in  Bezug  auf  die  Stofl1>ebaiidhmg  theilt,  die  wir  daher  ak 
Mangel  der  Methode  selbst  ansprechen  müssen,  theils  gegen  inili* 
viduelle  facliliche  Neigungen  Pos^t's,  die  sich  unseres  Eracht^ns 
in  der  Einlieit  seines  Systems  der  EiTeichung  des  angestrebten 
wissenschaftlichen  Zieles  widei-setzen.  Beide  Febleniuellen  laufen 
natürlich  vielia€h  in  einander  und  lassen  daher  auch  eine  ge- 
trennte Bütraelitung  undurchführbar  erscheinen. 

1*  Zunächst  muss  Einem  bei  eingehender  Prüfung  des  indeu 
^Grundhigen  des  Reclita^  aufgerollten  mssenschaftUchen  BM» 
diis  grelle  Hervortreten  des  im  üebrigen  stets  genetisch  nniuif* 
gekläi't  gelassenen  Phänomens  des  Sti*eites  in  die  Augen  fidlen< 
Im  Al)schnitt  über  llechtsbrüche  und  Ausgleichungsakte  worden 
umständlich  die  Consequenzen  gezogen  aus  dem  früher  über  das* 
Spannmigsverhaltniss  der  biologischen  Individuen  untereinmider 
und  über  den  (Gleichgewichtszustand  innerhalb  der  socialen  Ver- 
bunds Verhältnisse  Gesagten*  Dass  auch  Post  hiebei  in  unverkenn- 
brii^er  Absicht  dem  Einfluss  der  ürdnungsstörungcn  eiu  W- 
wiegendes  Ge^dcht  einräumt  auJ*  die  Biklung  dessen^  was  er  i« 
Herkommen  und  Gebrauch  als  die  Einheit  des  bev^nisst  oder  in- 
stinktiv  geübten  Rechtslebens  bezeichnet,  ist  ein  Grundfehler,  dea 
er  mit  so  vielen  anderen  thoilt,  die  das  Becht  merkwürihg  ge^^^ 
aus  der  Furclit  vor  der  Zentorimg,  oder,  wie  man  es  unter  Aß- 
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lehnung  im  Hehbart  auszudrücken  pflegt,  aus  der  Unlust  am  Streite 
hervorgehen  lassen.  Ich  kann  mich  Angesichts  solcher  constructiver 
Versuche  des  Gedankens  nicht  erwehren ,  chiss  der  genetische  Anfhau 
des  Rechts  ebensowenig  bloss  in  dem  WiderwiUen  gegen  seine  Auf- 
hebung zu  suchen  sei,  wie  etwa  der  Ui-spmng  der  Sprache  und 
ihre  Entwicklung  bloss  in  dem  Unbehagen  über  den  mangelnden 
Ausdruck.  Zuerst  muss  doch  das  Rechtsleben  wenigstens  zu 
fimem  Tbeile  geschaffen  sein,  dann  erst  kann  es  durch  Rechts- 
Wlche  in  seinem  Bestände  erschüttert  werden j  in  Folge  dessen 
wieder  Maassregehi  dem  Rechtssysteme  einverleibt  werden,  welche 
dann  die  Sicherung  und  Forthildmig  des  bestehenden  Rechts- 
lebens    ennöghchen.     Die   Ordnung    eines    Verhandsverhältiiisses, 

tmag  noch  so  primitiv  sein,   rnuas  durch  ein  Plus  nicht  durch 
Minus  bezeich enbar  sein.  Das  Schachspiel  ist  nicht  etwa  eine 
Summe  der  Vorschritlten,  dass  der  Thunn  nicht  schief,  der  Läufer 

tcht  geradeaus,  der  Springer  nicht  in  der  eigenthümlich  ge- 
ochenen  Linie  sich  über  die  Felderreilie  bewegen  dürfe;  aus 
diesen  bis  ins  Endlose  variirbareu  Negativen  komme  ich  mein 
Lebenlang  nicht  zur  richtigen  Vorstellung  des  Schaclispiels. 
Sondern  umgekeln^t;  das  S[nel  als  solches  kann  nur  unter  der 
Voraussetzmig  zui*  Durchführung  gelangen,  dass  che  Figuren 
nach  gewissen  Regeln  gesetzt  werden.  Das  Ineinandergreifen 
positiver  Normen  macht  erst  aus  dem  Nebeneinander  der 
P^igiiren  ein  in  bestimmter  Ordnung  sich  vollziehendes  Spiel^ 
welches,  was  seinen  Verlauf  betrifft,  jedesmal  einen  von  der  Eigen- 
art der  Theilnehmer  abhängigen  individuellen  Inhalt  empfangt.  — 
Schon  die  urganische  Ableitung  des  Rechts  aus  der  Sitte  ver- 
bietet es  ebenso  das  Recht  aus  seinem  Spiegelbilde  gewinnen  zu 
Wollen,  was  doch  dann  zutrifft^  wenn  in  ihm  che  Aufhebmig  der 
Ordnuügsstörung  als  das  Primäre  angesehen  wird.  Der  Rechts- 
bruch  mag  noch  so  grossen  Eiufluss  nehmen  auf  die  Formen 
des  Primitivrecbts^  —  und  wir  gestehen  gern  ein,  hierülier  dui'ch 
Post  reiche  Belehnmg  gewonnen  zu  haben,  —  dennoch  erscheint 
M  uns  als  logisch  wie  systematisch  gefehlt^  wenn  jene  doppelte 
Segation  in  den  Vordergrund  der  genetischen  Betrachtung  gerückt 
wird,  an  Stelle  der  positiven  Losung,  welche  füi-  uns  in  der 
Einsicht    ndit,    dass  das    Recht   nicht  nur   als   die    schützende, 

idem   vor  allem   als  die   organisirende  Kraft   der  socialen 

ebensverhältnisse  erkannt  werden  miisse. 
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Aueli  Herbakt  selbst  —  mul  das  wird  meistens  ül 
\}v\  der  Oluxrakteristik  der  Stellung  dieses  Denkers  zum  Rt^chte^ 
problem  —  auch  Herhart  hat  uicht  eine  „Ordnung"  vor  Aagen, 
der  gegenüber  der  Streit  MissialJen  eiregen  könnte,  sondem  die 
Aufliebung  der  Isolirung  seiner  beiden  liypotbetischen  Wilden, 
üjre  Gesellung  bat  den  Nicbtstreit  d.  b.  üiren  ids  Regel  gedachten 
Gesellschafts  willen  zur  Voraussetzung.  (S.  Hj":kba1£T^ 
Allg,  prakt..  Philosophie,  Editio  Hartenstein  Bd.  VIII  S.49  fg,)") 
Dainit  stimmt  aucb  diuxhaus  seine  Anlehnung  an  Hroo  Grotiih 
übereiiij  und  an  dessen  Zurückweisung  der  Behauptung,  dass  der 
Nutzen  die  Quelle  des  Rechts  sei.  Wenn  daher  Herbakt 
unter  anderen  auch  den  naturrechthchen  Lelirsatz  aus  dem  Jos 
Belli  ac  Pacis  citirt:  Jus  hie  niliil  aliud  quam  quod  iustum  est 
signifieat,  idque  negante  magis  sensu  quam  aiente:  ut  jus  Sit 
quod  iniustum  non  est",  —  so  findet  diese  scheinbar  blofli 
negative  Begriffsliestinnnung  ihre  concrete  Ergänzung  durch  den 
vom  ^Societiitstrieb^*  erftiUten  Nachsatz:  „Est  autem  injustiim, 
quod  natui^ae  societatis  rationo  uientium  repugnat.  (1  1.  t), 
Innner  ist  also  doch  das  (reclitlicbe)  Gewordensein  der  Genitin- 
schaft  als  der  Verletzung  vorliergebend  gedacht.  —  Von  dem- 
selben Vorders^atz  auSj  aber  auf  das  unverbundene  Dasein  der 
In^lividuen  angewendet,  geht  Schopbnhauer  vor  und  gelangt 
mittelst  der  Kategorien  der  ^Willensbejabung"  einerseits  und  der 
p  Vera  einung  der  Vernein img"  anderseits  zu  dem  paradoxen 
Resultat j  dass:  „der  Begriff  Unrecht  der  m^sprüngliche  und 
positi%'c,  der  ihm  entgegengesetzte  des  Rechts,  der  abgeleitete 
und  negative  ist^.  [Die  W^elt  als  Wille  und  Vorstellung,  Säinmtl. 
AVerke,  Ed.  Frauenstäüt  Bd.  2.  S.  400  fg.].  Freilich  ist  der 
Rechtsbegriff  innerhalb  des  ScHOPENHAUER'scben  System's  nicht 
an  die  Vorbedingung  eines  VerbandsverbfUtmsses  gebunden,  deiffl 
SniöPENiiArEK  anerkennt  ja  auch  im  Naturzustande  Eigenthain 
und  bezeichnet  Kant's  Lelursatz,  dass  es  ausser  dem  Staate  kein 
vollkommenes  Eigentbumsrecht  gäbe  als  ^grlmdfalscheBehauptullg^ 
während  er  doch  zugleich  dem  Straft'eclit  ausserhalb  des  Staates 
keine    Daseinsmogbcbkeit    gewährt'-**).      Jede    sociologisch   zn 

'**)  ^Sie  sind  also  niclit  gesellet »  so  lange  jeder  etw&a  KigeDes  fdi  sieb 
sucht;  sie  haben  ekb  gesellet,  aobnld  aie  etwas  wie  mit  Einer  Geeinsiis^ 
gemeinsam  betreiben/  a.  a,  0.  S,  128  et  paasim. 

'*)  ScnoPENHAUER's  Werke  a.  a.  0.  S.  410.  Parerga  und  ParAÜ- 
liomeiia  IL  Aüfi.  Bd.  2,  Ö.  255^283* 
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rerke  gehende  Betrachtung  dos  Rcclitslebens  und  seiner  Ent- 
vricklunpj  kann  sich  daher  imnnöghch  auf  die  gleiche  Basis  stellen 
und  muss,  ^\ill  sie  anders  nicht  mit  sich  seihst  in  Widersjjruch 
g:erathen,  zur  positiven  Function  im  Begiifte  des  Reclits  zu  ge- 
langen suchen.  —  Präcise  Poraiulirung  hat  dieser  G-edanke  in 
den  Ausführungen  Ri[':ktjnu's  *^)  gefunden:  „Nicht  die  Genu^in- 
schaft  ist  also  Grund  di'S  Rechts^  sondeni  das  Recht  d.  h.  ge^visse 
al»  Regel  für  ein  Znsammenlehen  anerkannte  Normen  oder  docli 
mindestens  eine  solche  Norm  bildet  den  Grund  jeder  wirkliehen 
Lebensgemeinschaft,  .  .  Nicht  die  Lebensgenieinschaft  ist 
das  ursprünglich  Gegebene,  aus  deren  Anscliauinig  und  nach 
deren  Charakter  sich  tlauo  die  Nonnen  des  gemeinschaftlichen 
Lehens  entwickehi,  sondern  die  Normen  sind  es^   die  jeder 

tabensgcmeinschaft,  gleichwie  sie    deren  Existenz  be- 
jigen,    so  ihr   auch  den   speziellen  Charakter  gehen, 
rch   welchen  sie   sich    von    allen    anderen    Arten    von  tTemein- 
sc haften  oder  Lebenskreisen  uutei scheiden".   — 

Die  Diskussion  dieser  Frage-'*)  ist  darum  auch  keineswegs  so 
steril,  wie  v.  Holtzendorff  meint,  der  sie  glattweg  (Handlaich 
des  VölkeiTechts  Bd.  1  S.  90)  auf  ein  Niveau  setzen  will  mit  der 
Untei-sucliung  „oh  die  Eichel  oder  der  Eichbaum  frülier  erschallen 


_       *»)  Zur  Kritik  der  Jurist.  Groudbeg^riffe  L  Bd.  S.  83  fg. 

^B       **)  Ein  uhnliciicr  Streit  findet  auch  noch  auf  einem  anderen  GeMete  der 

HiiBteswiiiyon Schäften    statt.     Das    Hussliche   ht   nach   Weisse    (s.    Schasler 

^kt.  Gesi'hiclite   der  At^thetik    8.  l()28)    das    anmittelbaro  Dasdn,    d.  li.  die 

^fctc  blüs    negative  WirkUchkeit   des  Schönen.     Mit  Reclit  hat  aber  dem  Eu, 

^  Hahtmann  cntifeg'engehalteii,   düBs  die    erste    unmittelbare  Wirkh^chkeit  des 

Schönen  nothwendii^''  auch  sichon  relative  Ucbereinatiinuiung  zwiächen  Idee  niid 

Ersclteinung  sei  als  das  Positive,    woran  erst    die  andere  neg^ativc  Seite,  die 

leiative  Differens^  beider  haften  kann.     In  keincT  Entwidmung  kann  da»  Moment 

Negütivität  das  Erste  sein.    (Der  Begriff  des  Häuslichen  in  der  nio<lcrnen 

stbetik).  "  Die  Parallele   lasst   sich    mit  Vortheil    für   urisero  Lehre   fort- 

ren,     ^Dus   nbstrakte  Sciume.  sagt  8oha8LER   (a.  a.  0.)  also   die  absolute 

in  der  Erscbeinung  setzt  eine  Diflerenz    zwischen    Idee  uml  Erschein untf» 

(che  überwunden  werden  soll.     Als  solcher  Widerspruch    ge^en    die  Idee 

die  Ergclieinung  al«  die   Nc^'ativitüt  des  tScbönen,  das  HässHcbo",     Die  in 

cm  Oedankengange  enthaltenen  Fehlscblibso  finden  sich  genau  auch  in  der 

chaunng  wieder,    die  von    einer  bejitimmten    Kechtsidee    aDsgehend    die 

lel>en9ordnung  jener  Voi-zeit,   die  uns  so  n»h  und  gevvalttluitig  erscheint»   als 

..Unrecht*'  qnalifijiirt,  obwohl  sie  im  Grunde  genau  ebenso  Reclitsprodukt  ist>  wie 

die  unbeholfenen  regellosen  Einkerbungen  und  Kreislinien  auf  den  ^ivfilsseii  und 

Jfferkiteogender  Stein sicit  [ms itive  Betliütigüngen  des  Kunstsinnea  jener  Epoche  sind. 
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wurde^.  Sie  ist  von  durchaus  praktischer  Bedeutung.  Gerade 
im  Gebiete  des  öffentlichen  Eechts  hat  der  doktrinäre 
Glaube,  dass  z.  B.  vor  den  neuen  Ver&ssungsgesetzen  früher 
„Nichts^  da  war,  oder  besten  Falles  ,,ünrecht^  zu  den  unglaab- 
lichsten  Konstruktionen  und  Fiktionen  gefuhrt.  In  kunstvollen 
,,  Grundgesetzen^  wurde  da  der  Staat  erst  aufgerichtet,  als  ob  er 
vorher  nie  gewesen,  die  Krone  wurde  zurechtgerückt,  die  „Gre- 
walten"  säuberlich  vertheilt,  vor  Allem  aber  wurde  ein  breiter 
Strich  gezogen  zwischen  der  neuen  „Aera"  und  der  alten  Lebens- 
ordnung und  alles,  was  jenseits  liegt,  ist  nicht  rechtlich,  weil  nicht 
in  lege  fundirt  und  hat  entweder  gar  keinen,  oder  nur  prekären 
Rechtsbestand.  Wer  daher  aus  den  im  Vorstehenden  nur  äusserst 
knapp  angedeuteten  prinzipiellen  Momenten  die  logischen  and 
praktischen  Ergebnisse  zu  verfolgen  bemüht  ist,  wird  wohl  mit 
uns  zu  dem  Resultate  gelangen  müssen,  dass  es  keineswegs  gleich- 
gültig sei,  ob  eine  Beobachtung  des  Werdeprozesses  des  Rechts 
von  der  einen  oder  von  der  anderen  Auffassung  aus  an's  Werk 
geht.  Während  die  eine  die  funktionelle  Bedeutung  des  Rechts 
im  Aufbau  der  menschlichen  Gesellschaft  und  in  der  Sicherung 
der  Bewcgungsfreilieit  des  Einzelnen  erblickt,  ohne  welche  ein 
Gemeindasein  nicht  denkbar  wäre,  —  erblickt  die  andere  nur  in 
der  Beschi^änkung  der  Willensfreiheit,  im  Zwange  das  Wesen  des 
Reclits  in  dem  Sinne,  dass  es  unmittelbar  in  das  Leben  nicht 
Einigung,  nicht  Ordnung  liineinträgt,  sondern  ausscldiesslich  Tren- 
nung, Scheidung,  Abgrenzung^*).  Danach  leuchtet  es  ein,  dass 
Post  an  diesen  Hauptpunkten  seiner  wissenschaftlichen  Arbeit 
nicht  zu  hellen  Resultaten,  zum  Lichte  über  das  Gememdasein 
vordringen  konnte,  da  ihn  das  Schwergewicht  eines,  den  Grund- 
problemen der  Sociologie  widersprechenden,  Ausgangspriiizipes 
von  der  richtigen  genetischen  Erkenntniss  des  Rechts  und  seiner 
funktionellen  Bedeutung  ablenkte. 

2.  War  schon  diese  grundsätzliche  Haltung  Post's  gerade 
innerhalb  der  strengen  Systematik  seiner  Arbeit  zu  einer  fort- 
laufenden Fehlerquelle  geworden,  so  war  eine  zweite  prinzipielle 
EigenthümUchkeit,  welche  der  Verfasser  der  Leitgedanken  übrigens 
mit  den  meisten  Autoren  innerhalb  der  deutschen  sociologisclien 
Literatur  tlieilt,    geeignet,  in  die  reichlich  verschlungenen  Fäden 

**)  S.  hiezu  Fachmann,  Die  pyogen wärtigc  Bewegung  iu  der  Recht^ 
Wissenschaft  S.  50  fg. 
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der  Präge  über  das  Verlnütiiiss  tler  Sociologie  zur  Rechtswisseti- 
acJiaft  nur  noch  einige  hemmende  Knoten  mehr  eiuzuknüpfen. 
Die  das  Forschungsresnltat  beeintiuüsende  Eigenthümlichkeit  hegt 
in  Folgendem,  Wer  mit  einiger  Vertiefung  den  hterarischen  Pro- 
dukten auf  dem  Gebiete  der  Sociologie  zu  folgen  bemüht  ist, 
wird  bald  die  Widirnelimung  machen ,  dass  die  deutsche  Sociologie 
flircD  specitiiichen  Charakter  durch  eine  bezeichnende  Abweichung 
gewinnt  von  der  Forschungsriclitungy  welche  die  englische  Schule 
eingescldagen  hat.  Während  niimlich  beide  desselben  Weges 
gehen,  so  lange  es  sieh  um  den  Vordersatz  bandelt,  dass  die 
Ci\iüsation,  und  demnach  auch  das  Recht  als  ein  Prozess  langen 
md  komplizirten  Wachsthums,  nur  vöUig  verstanden  werden  könne, 
wenn  sie  in  ihrem  g^inzen  Undange  studirt  wd,  dass  man  der 
Vergangenheit  bestandig  bedürfe  zur  Erklärung  der  Gegen wai*t, 
und  des  Ganzen  zur  Erklärung  des  Theüs;  —  weichen  sie  in  einem 
geraden  Winkel  von  einander  ab,  sobald  die  systematische 
Verwerthung  des  Oivihsationsbegrifles  in  Frage  kommt.  Wahrend 
die  enghsche  Lehre  sich  hier  offen  und  ungekünstelt  mit  der  Auf- 

t^ung  emes  relativen  Maasscs,  mit  der  Fixirung  relativer  Grössen 
gnngt^   lehnt  die  deutsclie  Sociologie  in  ihrer   juristischen  Ah- 
zweigung  alle  relativen,    d.  h*  also  provisorischen  Losiuigshclu^lie 
mit  Energie  ab;  imd  wül  sich  von  solchen   auf  ihrer    gewohnten 
Wanderschaft  zum  „Absoluten^  nicht  aufhalten  lassen.     Typisch 
für  die  englische  Auffassung  gilt  uns  die  Stelle  Eiiwaud  B.  Tv- 
Lojis^^):  „In  taking  up  the  problem  of  the  developement  of  cul- 
ture  as  a  brauch   of  ethnological    researcb,  a  first  proceeding  is 
to  obtain  a  means  of  measurement*     Seeking  somethiug  like 
a  detinitc  hne  along  wich  to  reckon  progression  and  retrogression 
iß  civÜization,  w^e  may  appai^ently  lind  it  best  in  the  ckssitication 
of  real  tribes  and  nations,  past  and  present.     Civilization  actually 
isting  among  mankind    in   different  gi^ades,    ^ve    are  enabled  to 
imate  and    compare  it  hy    positive    exaniples,     The    educated 
tirbl  of  Europe  and  Amerie^a    practically   settles  a  Standard  hy 
^mply  placing  its  o^vii  nation  ut  unv  end  of  the  social  seriös  aud 
fiavage  trihes  at  the  otber,  arrangi  ng  the  rest  of  mankind  between 
those  limits  according  as  they  correspond  more  closcly  to  savage 
ft  to  cultured  Ufe". 


'*)  Primitive  Cultnre,    Vol.  T, 
Caltare» 


Oiiajit.  n.     Tli^  (l<M'elnpTiicii(-  '>f 
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Dabei  hält  sich    nfitiirlicli    auch  Tylou  firei  Ton  dei*  Einsei 
tigkeit,  gegeti  welche  Bastian  *^)   mit   scharfer  Waffe   ankämpft, 
von  joner  kritikhisen  Vorenigonommenhcit  für  das  Europäerthuni, 
mit  der  stt^ts  wieder  belianjatet  ^vü*d,    dasü  die  ]m  uns  gelteiulcn 
Prinzipien,  die  für  ims  heiligen  Wahrheiten,    desshalb    auch   bei 
allen    Völkern    gefimden    werden    nifissen    nnd    der    Nator  d(« 
Menschen  als  stdcher  zn  Uninde  lägen.     Als  ob    es    ausser   um 
in    unserer    nördlichen    Halbinsel    keine   anderen  Bewohner  der 
Errle  giUie,    nnd  wir  seit  den    zwei  Jalirtansenden,    dass    wir  m 
denken   angeftmgen,   schnn  alle  Weisheit  ahsnrbirt  hätten.     Aber 
auch  Bastian    lehnt  Europas  Kidtm*  nur    danmi    als    genercUea 
Maass  ah»    weil  Europa    den  übrigen  Kontinenten  gegenüber  ab 
Ausnahme    sich    zur    Auffindung    des    y^Durclischnittsmenschon'' 
ungeeignet     erweist.       „ül)W(»hl    allerdings    das    Moralsj^stem   in 
Europa    (dem  es    in    anderen  Gebieten  der  (Hvilisation   nicht  an 
einseitig  hypertrophischer  Entwicklung    feldt),    wegen    dessen  ge- 
schichtlich uothwendiger  Lebendigkeit  des  Staatslebens  eine  uuver* 
gleiclilich  hohe  Vollendung  und  Entwicklung   genommen  hat,   sn 
rauss  nmn  doch  eben    doshalb  umsoweniger    den  Maasstab  dieser 
durch   exeeptionelle    Verhältnisse    erreichten  Vollkoninienheit  an 
alle  übrigen  Nationen  anlegen  wollen,  wenn  die  Mittelzahl  gesucht 
werden  solL     Obwohl    es    für  alle    wünsch enswertb   sein 
würde,    dieselbe  Höhe    Jin    erreichen,    so    darf  doch  d»s 
Prinzip  nicht  ülierseben  wcrili  n»  dass  eine  durchaus  versrluedene 
Entwicklung    stattlinden    und    nichts  desto  weniger   für  den  spe* 
ziellen  Fall  die  walu*e  sein    kann",     Nelien    diesem    bcgiündeten 
Anstreben    einer    olyektiven    Weltanschauung,    wirft    sich   ftl>er 
Bastian  deshalb    noch    nicht  einer  uidjegi*enzteu  Skepsis   in  lüe 
AroH^,  für  die  nichts  mehr  feststeht  als  der  Wandel,  ^niclits  be- 
ständig als  der  Tod"^.     Kindesliebe,    Hingebung   für  die  Zwecke 
der  Gemeinschaft,    Regel  im  Geschh?clitslebcn  etc,   sind    ihm  die 
aus  di^r  Hleicbung    mit    zahllosen  Unbekannten    niübevoll  gewon- 
neuen  bekannten  Grössen,    auf  die    er  im  methodischen  Proze^H' 
des  Wagens,    Messens   und  Vergleicliens    nicht  verzichten   kann« 
noch  will.     Und  in    der  Tliat  muss   ja    auch   tUe  Menscliheil  im 
Laufe  ihrer  Entwicklung  doch  zn  einigen  bestimmten  ResulUt^^u^ 
zu  feststehenden  Ivrystallisationsfonnen  gelangt  sein,  gleichviel  ob 


^)  Basttan,  Der  Mensch  m  der  Gi?sclii^liti'  T!«!.  1,  S.  2S0f^, 
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Fderen  Zahl  gross  oder  klein  ist,  um  welche  sich  in  irgend  welcher 
Form  das  Fltissige,  Ungebundene  der  Lebensphänomene  zu  grup* 

pireu  vemiag,  ebenso  wie  die  Menschheit  in  ihrem  physischen 
Leben  des  festen  Bodens  unter  den  Füssen  bedarf.  Ohne  solche* 
Ruhepunkte  wäre  dem  mensclJichen  Geiste  die  Basis  jeder  kon- 
zentrii'ten  Denkthätigkeit,  der  Ausgangspunkt  jeder  Urtheüskraft 
genommen- 

Wenn  es  darum  ein  „bedenkliches  Verfahren^  ^^)  der  Mora- 
listen ist,  allen  iliren  Rechts-  und  Sittlichkeitspriuzipien  eine 
unzweifelhafte  Gewissheit  a  priori  viudiziren  zu  woUen  und  dess- 
halb  ihre  Anerkennung  zu  fordeni^  so  ist  es  doch  meines  Er- 
achtens  nicht  minder  bedenkhch,  jene  piimären  und  erprobten 
Erhaltung^bedingungen  jedes  gesellschal*tlichen  Verbandsverhält- 
^Uiisses  in  einer  alles  negirenden  und  erschütteruden  Skepsis  unter- 
^Bjgeben  zu  lassen.  BedeokHch  sie,  trotzdem  sie  sich  als  die  Resul- 
Htate  einer  vieltausendjährigen  und  tausendfältigen  Erfalirnngskette 
darstellen,  als  schlechtlnn  werthlose  und  unzuverlässige  aprioristisch 
spekulative  Bildungen  zu  charakterisii^en.  Diesem  Lrthum  ver- 
fällt die  Mehrzalil  der  Anhänger  der  ethnologischen  Methode 
d  wir  können  sein  Wirken  bei  Post's  Werken  nicht  minder 
genau  nachweisen,  wie  bei  DarguNj  Köhler,  Bachofen,  Gim- 
l>LON\7CZ  u*  a.  Wenn  daher,  wie  bereits  erwiihnt,  Post-'*)  sagt, 
©r  gehe  nicht  davon  aus,  dass  ein  absolut  und  objektiv  Gutes 
oder  Rechtes  dem  Menschen  angeboren  sei,  oder  dass  unser  in- 
dividuelles sittliches  und  rechtliches  Bewiisstsein  ein  untriighcher 
Massstab  fiir  die  Unterscheidung  von  gut  und  schkcht,  oder  von 
recht  und  unrecht  sei,  er  desshalb  aus  den  Erscheinungsformen 
des  ethischen  und  rechtüchen  Bewusstseins  der  Menschheit  in 
den  Sitten  aller  Völker  der  Erde  erst  erkennen  wolle,  was  gut 
und  recht  sei,  um  auf  diesem  Umwege  festzusteUen,  welche  Be- 
wandtniss  es  mit  unserem  eigenen,  individuellen,  sittlichen  und 
rechthchen  Bewusstsein  habe  —  so  hegt  in  diesem  Progranmi, 
das  den  Kempuidvt  der  neuen  Methode  bezeichnen  soU^  ein 
Doppeltes.  Theils  die  Setzung  einer  geradezu  die  Fähigkeit  mensch- 
hcher  Kraft  übersteigenden  Aufgabe,  theils  ein  unzulänghches  Unter- 
scheidungsmerkmal.   Ich  finde  nemlich  hierin  nichts  streng  Unter- 


>0  Vgl.  Bastian,  Der  Mensch  in  der  Geschichte  lll,  S.  281  fg. 
")  a,  a.  0.  8.  X  fg, 
4v«Uf  fttr  «ff«DUic1iM  U«c1it  I.  3.  88 
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scheidendes,  —  mir  ist  kein  moderner  Autor  bekannt,  der  die  Ein* 
lieit  sittlicher  und  rechtlicher  Anschauungen  eines  Volkes,  eiues 
Genieiuverhtuules  nicht  als  eine  Lu  Ewigkeit  wechselnde  GrüstM? 
anzusehen  geneigt  wäre.  Nur  der  scheinbar  unbedingte  Ver/idil 
auf  die  leitende  Ki'aft  gewisser  abgeschlossener  Ideenreihen,  tritt 
uns  hier  als  charakteristisches  Noviun  entgegen.  Dabei  ist  natür- 
lich che  „List  der  Idee"  doch  immer  mächtiger,  als  das  Vorhaben 
der  strengen  Methodiker,  die  allen  thearetischen  Vorsätzen  zum 
Trotz,  doch  ganz  unveimcidlicher  Weise  auch  von  perborrescirten 
a  priori'Vorstellungen  aus  zn  Werke  gehen,  mit  unseren  Rechts- 
begiiffen  und  Rechtsinstituten  bei  Betrachtung  des  ethnographischeu 
Materials  operiren  und  dieses  dann  mehi'  oder  minder  bewusst,  in 
die  Gussformen  unserer  cooventionellen  ßecbtsidee  bringen. 

Die  Folgen  dieses  BegiTniens  liegen  in  einer  durchscliimmenb 
den  Zwiespältigkeit,  die  sich  iJi  den  einschlägigen  Werken  mit 
Leichtigkeit  nachweisen  laast*^).  Bei  Post  zeigt  sie  sich  darin, 
dasa  er  abwechsehul,  bald  die  unserer  sittlichen  Idee  ^vieler- 
sprechenden  Erscheinungen  einlacli  registrirt  und  jedem  kritischen 
Versuche  che  sacldiclie  Berechtigung  abs]nncht,  so  besonders  scimf 
unter  anderem  auf  S,  192  in  Bezug  auf  die  Reg(-»lwidrigkeit  des 
geschlechtlichen  Verkehrs  in  den  primitiven  Verbänden,  bald  ii!n  r 
wieder  seiner  Unzufriedenheit  mit  einer  liestehenden  sociulogiBch*  n 
Bildung  unumwundenen  Ausdruck  giebt;  so  in  seinen  AusfiUiniui^en 
über  den  Vers uchj  iiber  das  moderne  System  der  Zurechnung 
und  deren  Aussclihessungsgründe.  Das  romische  Recht  wird 
von  ilim  mehrlach  als  j^auf  dem  Hobiweg"  befindlich  bezeichnet, 
Wie  ist  das  nun  zu  vereinen  mit  der  im  Vorworte  in  Aussicht 
gestellten  absoluten  Objektivität?  Etwas,  was  Ja}ii*tausende  bin 
durch  sich  als  „ethnisch -physiologischen  Ausdruck  des  thätigtn 
<jresanmitlcbens  der  ethnisch-morphologischen  Bildung"  bethätigt 
liat,  entspringt  nach  der  neuen  Lehre  docli  einer  kosmischt*« 
Werden  othwendigkeitj  die  als  solche  hiiuunelmien  ist  und  von  der 
jede  „Indivi<lua!-Kritik^  doch  wii'kungslos  und  spurlos  abgleite» 
miisste,  wie  das  Wasser  vom  EntenHügeh 

In   den   übrigen    monograpliischen  Kapiteln  in    denen  PosT 


^)  Man  vgl.  z.  B.  Dabocns  Eingestrmdniss,  dasß  ein  Maassstab  für  4» 
cnUurellc  Stufen tblgo  dtr  VülktT  iiifiit  gefunden  werden  könne  mit  dw  f<»n 
ilrm  consotjucnt  ^'ebranthten  WcrtbrcLition  der  cnltivirtcn  qihI  nicht  cultiriri^f 
Vülkor  und  die  daran  geknüpften  Voran saagnn^'en  wie  auf  S.  H4  a,  ii.  0, 
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sich  seines  kritischeu  Rügerechts  uml  des  Gebrauehs  eines  ob- 
jectiven  Werthmaasses  begibt,  tritt  die  priüeipielle  Fehlerquelle 
schon  aus  der  Stoffgruppiruiifij  selbst  deutlicli  liervor.  Ein  fata- 
listischer Zug  geht  dureb  diese  Kette  von  Daten^  der  zu  allem 
Ja  sagt,  uml  Amen,  dem  alles  ^  recht"  ist  im  täglicbeu  Sinne 
des  Wortes,  was  da  war,  was  da  ist,  und  was  da  kommen  mag. 
Das  Generalschema,  nach  welchem  uns  Pobt  die  Eiit\nckliings- 
geschichte  aller  Recbtspbänomene  vorführt,  ist  bei  sorgfiUtiger 
Betrachtung  im  Grunde  überaus  einfMch :  in  Ansehung  eines  jeden 
Rechtsinstitutes,  dasselbe  mag  einen  sozialen  Gleichgewichtszustand 
darstellen  oder  mit  dessen  Verriickung  in  Beziehung  stehen,  überall 
wird  uns  im  Anfang  das  Abhandensein  desselben  als  für  die  Urzeit 
charakteristisch  vorgeführt,  innerhalb  der  Geschlechterverlassung 
gestaltet  sich  dann  d;xs  VerbäJtniss  da  so  dort  so,  und  dort 
wieder  so,  jedes  Kapitel  läuft  in  zahllose  Iladien  aus,  in  resignirte 
Feststelhingen  des  Thatsäcldichen,  der  Bruchstücke,  denen  es  an 
innerer  Verbindung  fehlt.  „Die  Stücke  hab'  ich  in  der  Hand, 
fehlt  leider  nur  das  geistige  Band*^, 

Mit  Recht  müssen  wir  daher  das  logische  Fundament  einer 
Dai^stelliingsweise  anzweifehi,  die  von  der  unbestrittenen  Existenz 
der  biologischen  Triebe  eben  nur  zu  einer  Reihe  von  Variftäteu 
fülirt  ohne  dass  wir  aber  zur  Vorstellung  von  einer  Nothwondig- 
keit  innerhalb  der  Möglichkeit,  zur  Idee  des  Essentiellen  innerhalb 
des  Potentiellen  geführt  werden*  „Was  die  juristischen  Formen 
fär  die  Verwirklichung  jener  Triebe  anbelangt,  sagt  BEKKiir^FT 
sehr  zutreffend,  so  lehrt  gerade  in  den  Werken  des  Verfassers 
fast  jede  Seite,  dass  bei  den  Völkern  der  ganzen  Welt  fast  immer 
alle  Formen,  die  logisch  nur  denkbiir  sind,  vorzukommen  pflegen. 
Der  Geschlechtstrieb  verwii'klicht  sich  in  Einzelehe,  Vielweiberei, 
llebnämierei,  Gruppenebe  und  Weibergemeinschaft;  der  Gesellig* 
teitstrieb  in  Älonarchie,  Ohgarchie,  Aristokratie,  Demokratie  und 
üclilokratie*  Dass  diese  Grundtjqien  Öfter  wiederkehren,  erklärt 
Sich  aus  ihi'er  geringen  Zald,  Scldiesslich  gibt  die  Vergleichuug 
kein  anderes  Resultat,  als  dass  alle  Menschen  Geschlechtstrieb 
und  Geselhgkeits trieb  haben *^  ^% 

Andere  Fragepunkte  übergeht  Post  wieder  mit  völligem 
Stillschweigen,  um  die  Festigkeit  seiner  Methode  gegen  Hieb  und 


•*)  Zöit«cbrift  für  vcfgl.  Rcclitawiasenacliaft  B*L  IV,  S.  457. 
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Stich  nicht  allzusehr  auf  tlie  Probe  zu  stellen.  Oder  wäre  er 
uicht  gonöthigt  gewesen,  tlie  kühle  Objektivität  des  iinerschütter-i 
Hellen  Ethiujlogeu  abzulegen  bei  Besiirechung  des  EinHusses  dtts 
Zauherghiuhens  und  Unglaubens  auf  die  Rechtsent\^ickluiig,  di^r 
Religionsverfolgungen,  der  Hexenprozesse,  der  Tortui*  als  Rechts- 
mittel im  Beweisverfiibren  u.  s.  \v.^^).  Wir  halten  uns  nicht 
etwa  über  den  quantitaven  Mangel  auf,  sondern  schliesseii  ebrn 
nur  aus  dem  qualitativen  Mangel  auf  die  Fehlerhaftigkeit  der 
Methode  selbst.  Wir  bringen  unseren  ersten  Einwand  zum  Ab- 
schluss,  indem  wir  sagen,  dass  sich  die  ethnologische  Juris- 
prudenz, indem  sie  auf  die  Aufstellung  einer  Werthrelatioü 
verziehtet,  des  Hauptvortheils  der  Vergleichuug  sich  begibt,  weil 
sie  dadurch  auch  zugleich  auf  die  eigentlich  wissenschaftliche  Auf- 
gabe veniichtet,  die  Brücke  zwischen  den  Daten  und  der  Einheit 
unseres  Bewusstseins  herzustellen.  Da  aber,  wo  die  Lelire  das 
Zwingende  dieses  Gedankens  fühlt,  da  mxd  sie  ihrem  Progaimu 
untreu  oder  gibt  durcli  ihi*  Selnveigen  Zeugniss  von  dieser  Lücken 
baftigkeit  und  Fehh^rhaftigkeit  der  zu  Grunde  Hegenden  Methode. 
Das  Wort  „iiraktiscli*^  ist  suspekt  geworden,  dennoch  wollt* 
man  uns  hier  der  Gegenüberstellung  wegen  dessen  Gebi-auch  uocli 
einnnd  gestatten*  Der  praktische  Engländer  begnügt  sieb  mit  dcni 
Erreichbaren,  die  deutsche  Wissenschaft  tritt  liier  ohne  Noth 
und  ohne  Zwang  mit  der  Selbstkasteiung  an  sich  heran  auf 
temporäre  provisorische  Lösungen,  auf  Ruliepunkte  für  die  Er- 
kenntniss  zu  verzichten,  um  mit  einem  Scldage  dem  letzten  denk* 
baren  Resultate  sich  zu  nliliem*  Das  Recht  suchen  wollen  ohne 
das  eben  in  unserer  Vorstellung  lebende  „Gute"  und  ^Rechte* 
als  kritischen  Maassstab  venverthen  zu  wollen  —  das  heisst  doch 
auf  hoher  sturmbewcgter  See  den  letzten  Kom  j)ass  über  Bord  woj'feu* 
Wir  wissen  ganz  genau,  dass  das  Vergleichungsmass  ein  proTi- 
sorisches  ist,  wir  wissen  ganz  genau,  dass  die  „kaukasische  Denk- 
kraft"  nicht  an  allen  Punkten  die  nothwendig  obei"stt^  (IrSsse 
darstellt»  Wir  msscn  aber  auch,  dass  wir  nur  in  unseren 
Vorstellungskreisen  mit  Hilfe  unserer  Kategorien  zu  denkeDYö" 
mögen,    und  daas  wir  ims  daher  innerhalb  jener,   und  Kraft  der 


'*')  Mao  vergL  damit  die  sor^fültifrc  Borücksichlig'ung  dieser  Ponltte  bö 
IL  Spencer,  PrincipiL'H  der  Sociologic  (Dcutscliß  Ausg.  von  B.  Vetter)  L  Bd.; 
bei  Bastun,  Das  Beafcänilige  in  den  MeiiadienraÄsen;  Leokt*  SittetigcschicW' 
Europas  u.  a. 
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letzteren  NomieB  sehafieai  mässen,  mm  MensdiHclies  Tom  Üa- 
menschlicheD,  Sitte  tou  Unfiille  tremoi  and  um  einen  MiiMtib 
für  die  AnsMshodmig  deCBen  gevinnen  zu  könneti,  was  zu  aDeo 
Zeiten  umneBsdilicIi,  miitificli  nad  dalier  unrecht  war^). 

3.  Während  die  sociolofisclle  Methode  es  aber  aUdmt  durch 
Jujctapositian    Ton   Bekanntem  und    Minderbdcanntem  halbvegs 
sicheren  Bod^i  onter  den  Fus&en  zu  gewinnen,  trmgt  sie  kein  Be- 
denken das  für  jede  wissensdbafiliche  Darstellung,  —  sie  nag  sidi 
nnn   mit    rorwiegend   deduktiTen   oder    indoktiren  lUitteln    fort- 
I      bewegen,  —  am  letzten  Ende  doch  nnentbehriiche  Prinzip  des  Ein- 
heitlichen und   Ganzen   durch  die   Verbindiing  Ton    zeithch   und 
I       räumlich  getrennten  aber  gleich  unbekannten  Grossen  zu  erreichen. 
H         Sie  greift  aus  dem  hinfliessenden  Strome  der  Erscheinungen 
^■einzelne  biologische  d.  h.  physische  Gleichmassigkeiten  heraus  und 
B  glaubt   dann    auf  Grund   derselben   das  psychisch  und  mechanicfa 
zur   Ausbildung  gelangte  Verschiedene   in  einen  solchen  ur- 
sächlichen Zusammenhalt  gebracht  zu  haben,  der  ftiuracht,  um 
|ftie  gesetzmassige  Bdation  dieser  Bildungen  beirasteDfin.  Indessen 
doch  die  Schwiengkett  nicht  in  der  Bdckfulmmg  auf  jene 
gemein^^amen   Ansgingsstdlen,   sondern  eben  in   der  Aufiindung 
und   Klarstellung    der  Momente^    welche    es    bewirken,    dass  die 
äusserlieh  gleichen  Ursachen  dennoch  zu  differirenden  Ergebnissen 
I       gefuhrt  haben**). 

Dem  gegenüber  begnügt  sich  die  neue  Methode  mit  einer 
offenbaren  Scheinlösung  des  entscheidenden  Problems  in  dem  sie 
namUcb  darauf  hinweist,  das«  es  kein  Volk  der  Erde  gebe,  dessen 
^k  Urgeschichte  nicht  mit  einer  Geschlechterrerfassung  begomien 
Chatte,  und  dessen  Geschichte  nicht  zu  einem  bedeutenden  TheUe 
I  in  einem  Zerfalle  dieser  GesclilechtenrerCassung  bestände« 
^fe  TfDie  eigenthümUchen  Rechtsanschauungen  und  Rechtsinstitute 

■      der  primitiven  Geschlechterorganisation  sind  es  vor  Allem,  welche 
die   Möglichkeit    des    Aufbaues    einer    Universalrechtsgeschichte 
Sie  sind  in  ihren  Grundzügen  überall  gleichartig  und 


»^  AwBxss,  JurUt.  Encjclopädie,  S,  öO  fg. 

**)  Mit    welch«!  spielenden    Ldclitigkeit  sieh    disponirta   Autoren   &ber 
[die  Grandsehwieriglkeit  selbst   binwegtäa^ben   and  im  Besitze  jener  Sohlü»$d 
in   sein  gUuben   »die  luurh  allen  Seiten   bin  aufscbliesBen"  beweist  nenerüngs 
GcMPLOwicz  mit  seiner  »beiipieUwetsen  ÄofziUilüng  der  aUgemeinen  Gesetze* 
in  seinem  Grandriss  der  S<K:iologie  (S.  02  fg,}. 
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erst  beim  Zerfall  der  GesclilechterverfiiÄSung  entwickeln  sie  ach 
zu  allen  möglichen  Formen;  auch  aus  diesen  schauen  aber  die 
Gnmtkiigc,  allerdings  oft  seltsam  verschnörkelt,  fiir  den  Kundigen 
noch  deutlich  hervor"  ^*).  Hier  übei^sieht  aber  die  neue  Rechta- 
lelire eben  dag  wichtigste  Moment,  dass  auch  die  aus  den  überall 
wirksamen  biologischen  und  sociologischen  Potenzen  hervorgegaQ- 
genen  Erscheinungen,  welche  Post  ein  fiir  allemal  „die  Geschlechter- 
Verfassung"  zu  nennen  sich  entschliesst,  noch  keineswegs  eine 
auch  nui'  in  den  Hauptpunkten  sich  deckende  Gleiclnnässigköt 
bei  allen  Völkern  darbieten.  Die  Gruppe  von  Beziehungen,  welche 
Post  im  Interesse  der  Breviloquenz  und  der  glatten  Verständigung 
die  „Gesclilechterortlnung"  nennt,  setzt  sich  aus  ganz  anderen 
Elementen  zusammen  und  ist  dalier  auch  grundvei'schiedener  Natur 
bei  den  Kluimas  in  Bengalen,  die  in  ihrer  Sprache  kein  Wort 
für  Heirath  haben  (Post  8.  239),  imd  bei  den  Völkern  Ifcu- 
caledoniens,  bei  denen,  wie  Bastian  berichtet,  die  Mädchen  bei 
der  Gebui't  einem  Anwesenden  verlobt  und  tlann  in  dessen  Haoa 
erzogen  werden.  (Post  S.  226);  mit  demaelhen  Namen  wrl 
ein  Ki^eis  von  Erscheinungen  bezeichnet,  in  dessen  Mittelpunkt 
hier  —  Rom  —  die  gens  und  dort  —  hei  den  Germanen  — 
tlie  Sippe  steht.  Zerlegen  wk  aber  die  Komplexe  von  That- 
Sachen  in  ilu'e  Einzelheiten,  so  werden  wir  unzweifelhaft  erkentifii, 
dass  die  Identitätsmerkmale  weitaus  in  den  Hintergrund  treten 
vor  der  überwiegenden  Üahl  von  absoluten  und  relativen  ßiffe* 
renzmerkmalen  der  beiden  gleichljenaunten  Ei'scheinungen.  Das* 
selbe  gilt  von  den  nach  PosT^s  Meinung  auf  ethnologisch  Ter- 
gleichender  Basis  universalrechtsgoscliichtHcher  Behandlung  n- 
gänglichen  Rechtsinstituten  der  prhnitven  Vermögensgemeinschaft, 
der  MuTidschaft  (Häuptlingsthum),  Prauenraub,  Blutrache,  Fried- 
loslegung etc.  Die  Völker  lueten  eben  auch  in  Ansehung  des 
Rechtslebens  niclit  das  öde  Bild  einer  Tautologie  dar,  die  nur 
dui'ch  chi'onolügische  Differenzen  der  Entwicklungsphasen  durch- 
brochen  wird.  Wer  das  ausdi'ückhch  oder  in  Prämissen  be- 
hau[det,  der  tlrtit  der  Wii^khchkeit  Gewalt  au.  Wie  in  Ansehtiog 
ilires  gesanimten  geistigen  Verhaltens  zeigen  die  Völker  auch  in 
ihrer  Stellmig  zur  Rechtsidee  und  ihrer  Verwii^klichung  ein  un- 
endhches    Spiel    mannigfacher    Kräfte    höherer    oder    geringerer 
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EignuDg  physischer  und  geistiger  Befö-Mgung.  Ich  werde  mich 
wohl  hüten  hier  des  Näheren  auszuführen,  was  uns  die  seit  zwei 
Meuschenaltem  von  besten  Köpfen  betriebene  viUkeq^sychologische 
Beob:ichtuiig  Über  che  spezifische  rechtsliildeiide  KTiift  des 
römischen  Volkes  lehrt,  wie  sie  uns  die  geheimnissvolle  Quali- 
fication  gerade  dieses  für  die  Eechtsidee  auserwiililten  Volkes 
aufgezeigt  hat,  so  dass  sich  uns  fast  der  Gedanke  von  selbst  auf- 
drangt: innerhalb  des  gesammten  Lebens  der  Menschheit  voll- 
ziehe sich  ähiiMch  wie  im  Leben  des  Einzelnen  eine  Art  der 
Arbeitstheilung,  die  nach  dem  physischen  Gesetze  der  Auswahl 
die  geeignetste  Ki*aft  an  che  entsprechendste  Arbeit  stellt.  Gewiss 
gibt  es  Vieles,  was  allen  Menschen  gemeinsam  ist,  was  den 
Gattungscharakter  des  ävt^pw^coc  ausmacht ;  aber  wie  dürftig  ist 
dies  Gemeinsame,  das  über  die  Unterschiede  der  Lebensgestaltungen, 
der  Weltanschauungen  den  Sieg  davon  tragen  sollte!  Sobald  das 
Skelett  der  biologischen  Voraussetzungen  Fleisch  mid  Blut  ge* 
winnt,  wird  die  thatsächliche  Erscheinung  grundverschieden  nach 
Zeiten,  Völkei*n,  Staaten.  Unabweislich  lenkt  sich  unser  Blick 
auf  eine  dem  Rechtsleben  verwandte  Erscheinung  des  Psycliischen, 
Gewiss  beruht  nenilich  aucli  die  Kungthche  bei  allen  Individuen 
auf  denselben  biologischen  Grundlagen,  und  dennoch  wie  unendlich 
Mtoscliieden  gestaltet  sich  die  Poesie  der  Einzelnen  ^vie  der  ver- 
ichiedenen  Volker  mit  ihrem  wechselvollen  Reiz,  ihrem  prisma- 
tischen Farbenspiel  fern  von  aller  nüchternen  Einlxeit^  in  deren 
Abgrund  den  Systematikern  zu  liebe  unterzutauchcnj  die  Fülle 
des  Lebens  sich  nun  einmal  nicht  ent^chliessen  kann.  Ehenso- 
trenig  spricht  aber  kgend  etwas  dafiü-,  dass  wir  nur  die  glückliche 
Stelle  zu  treÖen  brauchen,  um  im  Querdurchschnitt  des  Lebens 
aller  Völker  auf  die  gleichen  Ablagerungen  der  Rechtsidee  zu 
stossen^^),  wie  dies  Koft.ek  anzunehmen  geneigt  scheint. 

Hier  verfällt  die  Lelu'e  eben  wieder  in  jenes  idie  Leiden  der 
Rechtswissenschal't  mit  einer  Hand  voll  Münzen  eine  Reise  um 
die  Welt  antreten,  einen  luxuriösen  Haushalt  mit  dürftigen 
Mitteln  begründen  zu  wollen.  Wenn  aber  Post  trotz  alledem 
glaubt,  dass  das  Gebiet,  welches  er  für  die  Universah*echts- 
gescliichte  in  Anspruch  nehme,  gegenüber  dem  spezialrechts- 
bistorischeJi  nicht  allzu  mnfangreich  sei,  und  dass  es  im  Wesent- 
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liehen  sich  auf  Mateiieti  beschränke,  welche  der  historischem 
Foi'Bchiingsmethode  unzugänglich  seien,  so  beweist  dieser  Aus- 
spruch eben  nur,  dass  ihn  die  Begeisterung  für  sein  Ideal,  diß 
objektiven  Maassverhältnisse  verkennen  lässt.  Er  unterschätit 
oflonbar  die  Grösse  des  Reibungscoefficienten,  der  sich  der  Ver- 
vvirklichung  seines  Planes  entgegenstellen  muss.  Aller  Mühe  mm 
Trotz  hat  sich  bisher  für  die  kulturell  und  national  so  eng  verbun- 
denen Gemeinwesen  auf  dem  geschichtHch  reich  diu-chforschten  Boden 
Europa's  eine  derartige,  wenn  ich  so  sagen  darf,  „beschräutte 
univorsalrechtsgeschichthche"  Verknüplnng  der  getrennten  Redits- 
liildungen  nicht  ermöglichen  lassen.  Und  das,  was  hier  tinter  den 
denkbar  günstigsten  Productionsbedingungen  nicht  oder  wenigstas 
noch  niclit  erzielt  werden  konnte,  trotz  des  mächtig  einwkcBden 
Amalgams  des  römischen  Rechts:  —  die  genetische  Reconstruction 
des  Rechts  engverwandter  Stämme,  das  sollte  nun  schon  für  die 
Gesammtheit  aller  Verbandsverhähnisse  möghch  geworden  sein 
auf  Grund  der  Sammlung  ungleichweilhiger  Notizen,  welche  die 
sociologische  Schide  aus  den  Pmidgruheu  der  Ethnologie  und 
Ellmographie  schöpft?  Das  erscheint  uns  allzu  widerspruclisvoll 
und  darmn  auch  die  Vorannalmie  für  gi-undverfehlt.  Kann  eine 
solche  Welt-Rechtsgescliichte  überhaupt,  und  kann  sie  schon  ]M 
geschrieben  werden?  Wir  glauben  den  zweiten  Theil  der  frage 
unbedingt  mit  Nein  beantwoi-ten  zu  können;  aber  auch  auf  den 
ersten  Theil  lässt  sich,  moserer  Ansicht  nach,  niclit  mit  Ja  ant- 
Worten.  Wir  können  das  Ganze  einer  Wissenschaft  vorführen, 
wenn  wir  ihre  Entstehimg,  ihre  fortschreitende  Entwicklung  imd 
Vervollkommung  studireu  können;  wir  kömien  die  Gescliicht« 
eines  Staats  oder  eines  Rechtes  erzählen,  weil  wir  hier  Enl^ 
stehung,  AVachsthum,  Verfall  oder  Vei^vollkommnung  schildern 
können.  Bei  dem  Rechte  der  „Menschheit"  jedoch  finden  wii' 
weder  System  noch  sichere  Entwicklung;  was  uns  aus  einer  Masse 
einzehier  zusammenhangsloser  Fakten  geboten  werden  kaun^  ist 
höchstens  die  Geschichte  ehizeluer  Phasen.  Wir  müssen  uns  mit 
Episoden  begnügen  aus  dem  grossen  Entwicklungsgänge  des 
menschlichen  Geistes  und  des  menschlichen  Köi^ei-s  —  denn  der 
spielt  wold  auch  eine  Rolle  — ,  das  Epos  selbst  kann  aber  noch 
lange  nicht  geschrieben  werden. 

Mit  Recht  ist  dem  gegenüber  schon   von  Naturforschern 
darauf  aufmerksam   gemacht    worden^  dass  die  Autoren,  die  unj 
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diesem  Felde  entgegentreten,  nicht  den  Anspruch  erheben 
waDen,  noch  dürfen,  als  Ethnographen  zn  gelten,  sondern  viel- 
melir  Rechts-,  GeseUschafts-,  Wirthschaftsforscher  sind,  die  sich 
wohl  der  Ethnographie  als  HüKsmittel  bei  ihren  Forschungen  be- 
dienen. Zumeist  aber  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Boden,  auf 
welchen  sie  sich  damit  stellen,  selbst  gründlich  zu  prüfen  und  auch 
nur  selten  zu  der  Frage  sich  veranlasst  finden,  ob  denn  die  Wissen- 
schaft der  Ethnographie  auch  immer  im  Stande  sei,  die  Richtig* 
keit  der  Thatsachen  oder  Theorien  zu  gewährleisten,  auf  welche 
sie  den  grössten  Werth  legen.  Aber  auch  der  Jurisf**^  hat 
nicht  minder  Recht,  wenn  er  von  der  Erwägung  ausgehend,  wie 
sehr  uns  die  Anschauungen  der  unteren  Schichten  unseres  eigenen 
Volkes  unbekannt  sind  und  wie  wunderliche  Vorstellungen  viele 
Völker  Über  nah  verwandte  und  in  steter  Beziehung  stehende 
Kulturvölker  haben  —  meint,  man  dürfe  kaum  annehmen^  dass  die 
Reisenden  und  Missionare  ein  besonders  feines  Verständniss  für 
die  Rechtsvorstellungen  und  Rechtseinrichtungen  eines  >vilden 
Volkes  besässen,  während  es  doch  zweifellos  sei,  dass  die  grössten, 
folgereichsten  Ii'rthümer  im  Gebiete  wissenschaftücher  Forschung 
durch  allzu  frühes  und  allzu  festes  Bauen  auf  gewisse  Resultate 
on  Hiilfsmssenschaften  begangen  worden  sind,  die  unrichtiger 
eise  fiir  vollkommen  sicher  gehalten  wurden.  — 
Damit  soll  natürlich  jener  Wissenschaft  gegenüber,  die  uns 
die  endlose  Mannigfaltigkeit  der  sociden  Lebeformen  vorzuführen 
bemüht  ist,  priimpiell  weder  ein  Einwand,  noch  ein  Vorwurf  er- 
hoben, sondern  eben  nur  der  Walirheit  gemäss  konstatirt  werden, 
is  wir  es  hier  an  melir  als  an  einer  Stelle  vorerst  nur  mit 
Keimen  zu  thuu  Irnben,  mit  rudimentären  Vorarbeiten,  deren 
wissenschafÜicher  Schwerpunkt  nicht  in  ihnen  selbst,  sondern  in 
der  umfassenden  Prüfung  und  Veiilikation  ruht,  der  sie  zweifellos 
in  einer  späteren  Epoche  unterzogen  werden  dürften.  Zudem 
hai  die  Rechtswissenschaft  auf  Skepsis  gegenüber  dem  thatsäcldich 
Beobachteten  ein  wohlbegi"ündetes  Recht.  In  keinem  Gebiete 
der  Geisteswissenschaft,  und  selbst  nicht  in  der  Kunst  spielen  so 
viele  ablenkende  Ki-äfte  auf  den  Beobachter  ein,  und  werfen  so 
leicht  ein  fakcJies  Bild  auf  tlie  geistige  Netzhaut.  Nirgends  sind 
die  Uebergänge  von  dex  Erfahrung  zur  ErsclJeichung  eines  ür- 
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tbeils  so  imkontrolirbar,  das  unbestochene  Sehen  so  selt^  mit 
gerade  hier.  Dabei  braucht  das  Maass  der  Schwierigkeiteii  nicht 
erst  nocli  durch  den  üm&taiul  gesteigert  zu  werden,  da^  die 
Beobachtung  der  Rechtspliimoniene  in  den  Gebieten  iVfrika«, 
Austrahen8,  der  weltfernen  Insehi  etc,  naturgemäss  mit  noch  weit 
russeren  Widerständen  zu  karapfen  hat. 

So  weit  müssen  wir  gai'  nicht  gehen,  um  uns  davon  zu  über- 
zeugen, wie  schreiend  das  Missverbältniss  zwischen  den  Verifika* 
tionsbehelfen  der  Rechtswissenschaft^  und  dem  reichen  Beobacli- 
tungs-  und  Behauptungsmaterial  allezeit  war  und  noch  ist.  Man 
Indte  sich  doch  nur  einmal  vor  Augen,  in  welchem  Umfange  die 
an  sich  scheinbar  so  glatte  Frage :  —  ob  es  ein  jus  primae  noctis 
in  Europa  gegeben  hat  oder  nicht  —  zu  einer  heftigst  debattirteti 
Pai*teisache  geworden  ist,  in  deren  Beantwortung  aber  das  letzte 
Wort  noch  immer  und  wohl  noch  fdr  hinge  aussteht.  Ehen  darum 
halten  wir  es  für  verfehlt,  die  vergleichend  ethriolugische  Methode 
1er  historischen  gegenüber  in  das  Licht  eines  getrennten  oder 
ntar  gegensätzhchen  Verhältnisses  zu  stellen.  Meines  Wissens 
sind  die  Forselmngen  der  historischen  Schule  dureliaus  ethno- 
logischer Natur,  Denn  fassen  mr  die  Forschungsgehiete  der 
Savigny,  Sbiuock,  der  GrimMj  Mommsen,  Bkunn'Ek,  Gnei^t^ 
Stobbe,  GiEiiKEj  Leist  u.  A.  in  Eins  zusammen,  so  ersehen  wir 
olme  Mühe,  dass  auch  ilirem  die  vei-schiedensten  Lehensgebiete  um- 
fassenden Wirken  der  Gedanke  zu  Grunde  liegt  —  um  hei  dem 
Bilde  Bastians  zu  bleiben,  —  aus  dem  Studium  der  Krj^^to 
gamen  den  lehrreichen  EinbUck  in  das  Leben  der  Pflanze  höhe- 
rer Entwicklung  zu  gewinnen.  Wenn  ein  Unterschied  vorliegt, 
so  ist  er  eben  nur  ei^i  im  Maass e  und  Ündange,  nicht  im  lo* 
halte  der  Arbeit  gelegener.  In  weiser  Befolgimg  des  Wortes 
—  von  der  freien  Selhstbescliränkung  des  Meisters  —  spannt 
die  bisherige  eben  nur  einen  kürzeren  Bogen^  als  die  neue  M^ 
thnde  zm*  Verbindung  miscrer  Koltursphäre  mit  näher  gelegeiion 
Epochen  der  Menschheitsgescliichte. 

Im  Resultate  stellt  sich  die  Differenz  dann  so^  dass  die  altere 
recbtshistorische  Foi^schnng  von  Thatsachen  ausgeht,  welche  sich 
häutig  ids  nicht  mehr  vor  unserer  sinnhchen  Walurnehmang 
reproduzirbare  Phänomene  darstellen,  deren  frühere  Existenz  uns 
aber  (lueUenmässig  innerhalb  menschhcher  Wahrscheinlichkeit  ab 
zuverlässig  erscheint ;    während    die    neue  Methode  in  der  ang^ 
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nehmeu  Lage  ist^  von  den  lebenc^igen  Tliatsaclieii  ausziigehen, 
die  ilir  aus  der  reichen  Saat  der  modc^rnen  ethnologischen  und 
völkerpsycholofpschen  Studien  aufgieng.  Das  VerhiUtniss  von 
Nutz  und  Nachtheil  stellt  sich  aber  sofort  umgekehrt,  sobald 
POr  das  Kalkül  der  ^ri8seBSchaftlicllen  Verwerthbarkeit  der 
festgestellten  Thatsachen  in  Rechnung  ziehen.  Denn  während 
die  beglaubigten  Ei*scheinuiigen  der  uns  verhältnissnitissig  näher 
gelegenen  Mensclilieitsepochen  durch  hegriftliche  Umpriigung, 
durch  das  Moment  historischer  ÄngUcdcmng  zumeist  mit  den 
noch  iu  Kraft  stehenden  Lebenserscheinungen  des  bezüglichen 
Volkes,  Staates  in  ungezwungenen  genetischen  Zusammenhang 
bringen  lassen  —  fällt  dieses  positive  Residtat  fast  gänzlich  weg 
bei  den  Thatsachen,  die  uns  die  ethnologische  Metliodo  als  em- 
pirisches Material  aus  dem  Leben  der  Natunrolker  darbietet. 
Hier  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Konstatirung  einer 
Erscheinung,  die  wir  unserer  Auffassung  nach  als  Glied 
einer  primitiven  Rechtsordnung  qualifiziren,  die  Aus- 
schöpfung ihres  wissenschaftlichcuj  besser  rcchtsgo- 
8C hi c h 1 1 i  e h e  n  W er t h i nh al  t s. 

Die  Thatsachc  bleibt  uuvcrbundeu  und  unverbindhar  bestehen 
inmitten  einer  Wolke  gleich  isolirtcr  Daten,  welche  wir  nur  im 
Wege  einer  gekünstelten  Denaturirung  in  die  Gussformen  unserer 
RecUtsanschauung,  unserer  Rechtslehre  und  unserer  Rechtstermi- 
iiologie  bringen  können. 

An  dieser  Stelle  zeigt  die  ethnologische  Methode  zudem  ilire 
bedenkliche  Ueberscbätzung  des  „Thatsäcldichen",  der  isolirten 
Und  anatomisch  prüparirten  Thatsaclie.  Die  neue  Lehre  über- 
sieht nämlich  ein  Doppeltes.  Zunächst,  dass  die  Empirie  selbst 
nur  durch  eine  Reihe  ineinandergreifender  überempirischer  Maximen 
zu  Stande  kommen  kaiui,  und  sodann  dass  die  „reine"  Ertah- 
nmg,  also  diejenige,  aus  der  alles  entfernt  ist,  was  den  möglichen 
oder  wirklichen  Beobachtungsinbalt  ül>ersteigt,  nui'  aus  einem 
ungeordneten  zusammenhangslosen  Aggregat  vöDig  diskontinuir- 
licher  Waluiielmiungsfragmente  bestehen  kann,  welche  zu  ilu'er 
BationaUsirung  d*  h.  Ordnung  und  geistigen  Verbindung  eines 
Ifipmsen  Systems  überempirischer  Prinzipien,  sogenannter  Intei^JO- 
lationsnuiximen  bedürfen. 

Die  Lelire  sträubt  sich  vergebens;  das  rein  Thatsäcbliche 
allein  führt  sie  in  allen  Ewigkeiten    nicht   zu   einem  Abschlüsse, 
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zu  einem  zusaramenfassenden  Urtheile,  zu  einer  geistigen  Beherr- 
schung des  Stofies:  die  angehäuften  Daten  können  bei  gutem 
Getlächtniss  zur  Ei^eiterung  der  KenntnisSj  aber  an  sich  nie  zur 
Erkcimtniss  fuhren.  Die  Methode  übersieht  in  ihrem  Gewiilk« 
von  Details,  dasB  nicht  alle  Daten,  deren  sie  habhaft  werden 
kann,  als  technisclies  Material  schlechthin  dienen  können;  dasfl 
sich  liierzu  eben  nui^  diejenigen  eignen,  welche  neben  zahllosen 
irrelevanten  als  materielle  Erscheinungsträger  eines  bestimmten 
Gechtsgebietes  sich  diu^stcUen,  Diese  als  wesentliche  Momente 
der  verschiedenen  Lebenskreise  des  socialen  Organismus  hervor- 
tretenden Thatsachen,  sind  vermittelst  eines  objectiv  dialektischen 
Verfahrens  außsusuchen  und  darzulegen,  weil  nur  sie  allein  die 
juristische  Seite  der  reinphysischen  Lebensverlialtnisse  darstellt!« 
und  sie  allein  die  Substanzürung,  die  Verwirklichung  der  Rechts- 
idee  bezeugen. 

Sodann  aber  verfällt  die  sociologische  Methode  bei  der  B«- 
tonung  der  positiven  gegenüber  den  ideellen  Potenzen  naturgemass 
in  den  Fehler,  dass  sie  aus  einer  botrachteten  Kombumtion  von 
mohifachen  Erscheinmigen,  beliebig  bloss  eine  als  für  sich  be- 
stehend fingirt,  sich  hierdurch  die  llntersucluing  erleichtert,  dies 
einzelne  Moment  ferner  ergründet  und  dann  meint,  es  sei  ihi*  Aus- 
spruch über  die  Natur  und  Wesenheit  dieses  isolirt  gedachten 
Moments  auch  da  noch  giltig,  wo  von  dem  Konflikte  jener  Lebens* 
erscheinung  mit  den  übrigen  wieder  die  Rede  ist.  Sie  bedenkt 
nicht  immer,  djiss  dits  aus  einer  Situation  herausgerissene  Moment, 
durch  dieses  Isolirtwerden  eine  ganz  andere  Bedeutung  erhalt«, 
eine  ganz  andere  Natur  und  Wesenheit  mmalun,  als  ihm  zm'  Zeit 
zukam,  da  es  nocli  der  thatsächlicli  immer  ungetrennt  bleibeiid^n 
Einheit  der  Phaenomene  ziigehörte.  Wenn  ein  aus  einer  Kom* 
bination  herausgerissenes  GUed  wieder  in  die  Kombination  zurück- 
gedacht wird,  so  hat  sich  die  Natur  und  Wesenheit  jenes  Gliedes 
<]iu*ch  den  Zurücktritt  in  die  Kombination  nicht  etwa  so  geäudcrt, 
dass  nun  bloss  neu  hinzugetretene  Momente  hinzu  addirt  werde« 
müssten;  uein  es  hat  sich  die  ganze  Stmktui'  und  Natur  der  g^ 
dachten  Thatsacbe  vollständig  verändert,  so  dass,;  wenn  ihre  geküp 
Venverthung  beal)sichtigt  ist,  die  Wiederau&iahme  des  ganzen 
Deiikprozesses  unter  den  geänderten  Umständen  zur  nnerlass* 
liehen  Vorbedingung  walirbaft  wissenschafthcber  Arbeit  wird. 

Zuzugeben    ist  dabei,    dass    freilich,    alle    empirische  Wtihf' 
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iiebmungen  Uirer  Natur  nach  nothwcudig  particiilär  sind^  denn 
ie  gellen  von  der  Untersuchung  des  Einzelnen  aus.  An  sich 
wohnt  ihnen  hoher  Werth  inne,  insoferne  sie  dem  Bedürfnisse 
nach  iDcUvidueller  Erüdirung  ahhelfen;  einen  wissenschaftlichen 
Werth  erhidten  sie  aber  erst  chiniij  wenn  sich  in  ihnen  im  Wege 
der  Vertheilung  und  Verbindung  eine  Beherrschung  des  Stoffes 
durch  die  Form  affenhart.  Wenn  alle  Theile  mit  einem  gewissen 
Grade  von  Nothwcndigkeit  zu  einem  (J  anzen  verknüpft  ei*scheinen, 
und  sie  in  einem  inneren  Verhältniss  der  Ergänzung  und  Ver- 
bindung stehen.  Wir  sind  auch  hier  nicht  von  der  Meinmig  ab- 
zubringen, dass  in  dem  richtigen  Sprachgebrauch  unserer  Zeit 
untt»r  Wissenschaft  nur  ein  Dibegi*iff  von  Konihinationen  ver- 
standen werden  kann,  und  zwar  solcher  fi*uchtbaix'r  Prinzipien, 
welche  in  zweckmässiger  Anordnung  erklärend,  einen  Theil  des 
manigfaltig  verzweigten  Seins  ausschöpfen*  U  n  s  e  r  D  e  n  k  e  n 
»oll,  wenn  es  zur  wissenschaftlichen  Form  vorschreitet, 
ein  in  logischer  Beziehung  sich  genügendes  System  des 
Materiellen  sein.  Jede  Wissenschaft  muss  also  einen  in 
sich  geschlossenen  Oyklus  zusammengehöriger  Anfangskenntnisse 
(Axiome),  V^ermittlungs-  und  Folgesätze  enthalten,  für  deren 
Gruppirung  ein  leitendes  Prinzip  aus  der  Summe  der  zu  ordnenden 
Erscheinungen  zu  gewinnen  ist.  Ein  solches  Prinzip  wird  sich 
jedesmal  finden  müssen ,  wenngleich  zuw^eilen  Schwierigkeiten 
darüber  entstehen  können,  welchem  Prinzip  der  Vorzug  gebührt; 
—  aber  keinem  wissenschaftUchen  Geiste  kann  jemals  olme  ein 
solches  Prinzip  ein  chaotisches  Aggregat  von  innerHch  uuver- 
bundenen  wenn  auch  noch  so  sicheren  Thatsachen  genügen. 

Man  wird  uns  wold  desshalb  nicht  zu  den  Obscuranten  zälilen, 
denen  die  neue  Forschungsrichtung  überhaupt  in  die  Quere 
kommt;  —  wir  begilisaen  vielmehr  freudigst  jedes  Körncheu  ge- 
haltvoller Beobachtung,  jeden  Scliimmer  der  dui'cli  SonnenfeiTien 
von  uns  getrennten  ewigen  Wahrheit.  Allein  mr  können  uns  —  utuI 
daB  ist  das  Resultat  unserer  Betrachtung  —  von  der  gewonnenen 
Ueberzeugung  nicht  losmachen  erstens,  dass  die  in  den  Speichern 
der  Etimologie  aufgehäuften  ungletchwerthigen  Daten  juristisclier 
Katur  zur  Zeit  noch  keinen  zuverlässigen  Uebcrblick  über  das 
Maass  der  Leistungsflüiigkeit  dieser  Porschungsrichtung  im  Gebiete 
des  Rechts  gestatten  und  dass  zweitens  Post's  starre  Ablehnung 
eines  jeden    individuellen    Urtheilsmaasses    eine    wissenschafthch« 
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Verwerthufig  jenes  empmscben  Materitils  so  gut  wie  unmöglich 
macht.  Bastian,  tlie  vomelimste  tragende  Kraft  dieser  Lehre 
auf  «leutsclieni  Buden  foi'dert  von  seinem  Staudpuakte  aus  mit 
gutem  Reclito  Thatsaehen  auf  Tliatsachen,  ihm  schwebt  als  an- 
zustrebeudes  Ziel  eine  Gedankeustatistik  vor  Augen,  die  das 
or filmische  Wachsthuin  des  (.Tcistes  in  Recht ,  Sitte,  Kunst  u.  s.w. 
in  den  gesetzmässigen  Um  wandhingen  seiner  Produkte  erfasseB 
soll.  yjDas,  was  mv^  unsere  Mitmenschen  denken,  was  unser« 
Vorfahren,  ilire  Mitmenschen,  deren  Vorfahren  dachten,  das,  was 
tlie  Menschheit  denkt,  muss  verstauden  werden,  wie  jedes  Er* 
zeuguiss  des  harmonischen  Kosmos,  verstanden  in  seinen  Ri- 
lationen,  in  seinem  gesetzlichen  Zusanuneuwirken^')".  Dazu  gehört 
aber  ein  endliches  Heraustreten  aus  dem  Ge\^iiTe  der  Er- 
scheinungen ;  speziell  im  Gebiete  des  Rechts  muss  der  Thatsachcü- 
zähluiig  die  Ordnung  der  juristisch  relevanten  Tliatsachen  folgen, 
die  Kritik  der  auf  ihre  gegenseitige  Verwandtschalt  oder  Ab- 
siossuog  wissenschaftlich  geprüfter  Daten,  Uire  Werthmesstm^, 
ihre  Verbindung  durch  juristisclie  Gonstmction  und  ilire  Ein^ 
fdgung  unter  wii'ksam  erkannte  Gesetze  dmxh  jimstiBche  Dogmatil 
So  lauge  diese  Vorarbeit  noch  aussteht,  so  lange  eine  solche 
Klassiücation  und  Ordnung  der  Rechtsschöpfungen  aller  Völker 
nicht  vollzogen  ist,  so  lange  kann  auch  von  einer  Rcchtswisseuscluift 
auf  sociologiBcher  Bavsis  ebensowenig  die  Rede  sein,  wie  Ton  einer 
Universalrechtsgeschichte,  will  man  nicht  anders  dem  hohen  Wertlie 
des  Mittels  dadurch  geistigen  Abbruch  thun,  dass  man  sicli 
einer  consequenten  Verwechslung  desselben  mit  dem  fernen  Zide 
schuldig  macht.  Will  man  aber  schon  auf  Grmid  des  vorhandcDen 
Materials  au  j ene  klassificatorische  f a  c  li w i  s s  e n  s c  h  a  f 1 1 i  c he 
Arbeit  schreiten,  dann  muss  man  auch  zu  jenem  Herausti'et«n 
aus  der  Zahlenreihe  an  irgend  euiem  Punkte  entschlossen  sciJi, 
nicht  aber  nut  Post  das  Al)laufen  des  nie  versiegenden  Stromes 
abwailen  wollen. 

Der  uns  innewohnende  Drang,  der  synthetische  Trieb  ver 
langt  nach  einer  Entzifferung  des  Rechtslebens,  er  fordert  tw 
Verknüpfung  aller  Rechtserscheinungen  zu  einem  be^eiflichwi 
Ganzen,    aber   wii*  lühleri   auch  zugleich,    dass  das  Band  des  ge- 


•^  S.  Bastian,  Der  Mensch  in  der  Geschichte,  III.  Bd.  Polifc.  Paychnlojfi^' 
8.  4^8  fg. 
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suchten  Zusammenhanges  nicht  wieder  „Thatsaehe",  niimlieh 
wahrnehmbare  Erseheinuiig  mu  kann,  sondern  nothweiulig  jenseits 
alier  möglichen  Erfahrung  liegen  muss*  Wir  können  immer  nur 
einer  Minimalfraktion  des  Gesammtrechtsbewusstseins  der  Menseli- 
heit  zum  Ausdrucke  verheil eu.  Das  heisst  aber  mit  anderen 
Worten,  dasa  wir  den  unablässigen  Fluctuationen  der  rechtlichen 
Gebilde  und  dem  entspreclienden  Bloslegen  vergänglicher  zeitlich 
zuf^ilUger  Recht sfonuon  an  irgendeiner  Stel'e  durcli  ziisammen- 
fessende  Begriffs!>ildung  ein  vorläufiges  Halt  gebieten  müssen"'*). 
Dasa  diese  Begriffsbildung  angesichts  der  ewigen  Zufuhr  neuer 
Daten  immer  nur  eine  provisorische,  eine  Lösung  auf  Widerruf 
ist,  ist  ebenso  sicher,  wie  der  Umstand,  dass  der  hjgiseh- 
psychologische  Niederschlag  des  „Beginffes"  die  Werkstätte 
meiner  individuellen  UrtheilskiTift  durchlaufen  muss.  Damit 
ist  aber  als  Ergebniss  feststehend,  dass  auch  die  neue  Rechtslehre 
die  Durchgangsstelle  des  individuellen  Rechtsbewusatseins,  des 
indiriduellen  Maassstabes  für  gut  und  schlecht,  fiii'  recht  und 
unrecht  principiell  ebensowenig  wird  entbehren  können,  wie  die 
altere,  von  der  sie  sich  nur  durch  das  envciterte  Maass  der 
methodologischen  Hülfsmittel  unterscheidet.  Ihr  neuer  Forschungs- 
behelf beruht  eben  darin,  dass  sie  durch  Vorführung  eines  er- 
reichbar grössten  Kontrolmaterials  aus  jedem  individuellen  Uriheil 
über  Recht  und  Unrecht  soweit  als  möglich  alle  durch  die  Er- 
scheinungswelt  nicht  verificirtcn  Urtheilsmomento  ausscheiden 
liisst.  Daium  bleibt  ihr  Uriheil  aber  doch  immer  individuell  und 
subjektiv,  selbst  wenn  wir  uns  die  Piltrii'schiditen  ethnologischer 
Daten,  welche  es  vorher  durchlaufen  musste,  für  endgültig  com|>let 
und  geschlossen  denken  könnten.  Wir  stehen  mit  dieser  ße- 
hauptung  aber  auch  zugleich  auf  dem  eigenen  Boden  Post's,  der 
ja  selbst  sein  System  von  der  Gmndwabrheit  resigniri  ausgehen 
liisst^*),  dass  wir  aus  dem  Doppclhilde  sitnditjher  und  seelischer 
Welt,  in  welches  wir  liineingeborcn  werden,  ganz  vergeblich  einen 
Ausgang  suchen. 

Im  Zusammenhange  dieser  Gedanken  ergibt  sich    dalier  als 


"")  S.  BAnNSKNS  AufHatz:  Ist  eine  Rechtsptiiloflopliie  überhaupt  möglich, 
in  der  Z.  f.  vergl.  Roditsw,,  Bd.  3,  S.  21J>fg, 

**)  a.  a.  0.  S,  2.  S.  dazu  aach  ItüMELm.  Ueber  sociale  Geaeize  in  der 
Zeitschr.  f.  d-  gea,  Staatswissenscbaft,  18G8, 
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Resultat,  dass  die  sociologische  Rechtslehre  an  den  beiden  be- 
zeichneten Punkten  über  den  selbst  gesteckten  Rahmen  hinaus- 
wachsen musSy  will  sie  sich  anders  vor  dem  Schicksal  bewahren, 
von  welchem  das  in  den  Zielpunkten  vielfach  übereinstimmende 
Problem  der  Geschichtsphilosophie  *°)  so  bald  ereilt  worden  ist 
Jene  Verknüpfung  der  Erscheinungen  zu  einem  begreifbaren 
Ganzen  durch  Bildung  zusammanfassender  Begriffe  wird  es  ihr 
erst  ermögUchen  den  Nachweis  zu  bringen,  dass  das  Yerhältniss 
der  aufgedeckten  relevanten  Thatsachen  ein  organisches  und  kein 
chaotisches  ist*^).  Und  die  Unterstellung  des  sociologischen 
Materials  —  seine  gewissenhafte  Verification  immer  voraus- 
gesetzt —  unter  das  Richtmaass  des  individuellen  Rechts- 
bewusstseins  gibt  erst  der  der  WirkUchkeit  abgelauschten  Bildungs- 
geschichte  des  menschlichen  Rechts**)  die  pädagogische  Kraft 
einer  Anleitung  zur  Erziehung  des  sitthchen  Willens.  — 


*^)  S.  Das  sociologische  Problem  in  Gümplowicz's  Bassenkampf. 
**)  Vgl.  Eohlbb's  Eecensionsabhandlung  in  Bd.  IV,  der  Zeitschrift  für 
vergl.  Rechtswissenschaft  S.  288  fg. 

")  V.  Ihebing.  Zweck  im  Recht  Bd.  II  Die  Ethik  der  Zukunft  S.  130  fcr. 
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Zur  Anslegiing  des  art.  30  der  Reichsverfassimg. 

Vom 

Amtsrichter   Altsmann, 

in  Nanen  b«i  Berlin. 

Die  Reichsverfessung  schreibt  im  art  30  vor: 

Kein  Mitglied  des  Beichstags  darf  zu  irgend  einer  Zeit  wegen 
seiner  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Ausübmig  seines  Berufes 
gethanen  Aeusserungen  gerichtlich  oder  disciplinarisch  verfolgt  oder 
ausserhalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 
In  jüngster  Zeit  ist  die  Frage  aulgeworfen  worden,  ob  diese  Vorschrift 
den  Reichstagsmitgliedem  auch  in  Ansehung  der  gesetzlichen  Zeugnisspflicht 
eine  Ausnahmestellung  gibt.  Man  hat  im  Reichstage  diese  Frage  bejahend 
beantwortet  und  zur  Begründung  Folgendes  geltend  gemacht:  art.  30  wolle 
die  Freiheit  der  Abstimmung  und  die  Redefreiheit  der  Abgeordneten  sichern. 
Der  Abgeordnete  solle  nicht  genöthigt  sein,  wegen  seiner  Abstimmung  oder 
wegen  der  in  Ausübung  seines  Berufs  gethanen  Aeusserungen  vor  irgend 
einer  obrigkeitlichen  Instanz  Rede  und  Antwort  zu  stehen.  Sonach  aber 
müssten  die  Schlussworte  des  art.  30 :  der  Abgeordnete  darf  nicht  „zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden**  —  als  gleichbedeutend  verstanden  werden  mit: 
der  Abgeordnete  darf  nicht  „vor  die  Obrigkeit  gestellt  werden"  —  insbe- 
sondere auch  nicht  als  Zeuge;  art  30  schliesse  somit  auch  den  Zeugniss- 
zwang aus.  Dies  müsse  um  so  mehr  angenommen  werden,  als  auch  hin- 
sichtlich der  Geistlichen,  Rechtsanwälte  und  Aerzte,  welche  nicht  günstiger 
gestellt  sein  könnten  als  die  Reichstagsmitglieder,  nach  §  52  der  Straf- 
prozessordnung (für  das  Strafverfahren)  eine  Ausnahme  vom  Zeugnisszwange 
bestände.  Zudem  seien  die  Schlussworte  des  art.  30,  wenn  man  sie  nicht 
auf  die  Zeugnisspflicht  beziehen  wolle,  überflüssig  und  sinnlos. 

Diese  Argumentation   und   die   darauf  gegründete  Ansicht  erscheinen 
nicht  zutreffend. 

Angenommen,   sie  wären  zutreffend.    Angenommen  also,   art  30  be- 
sagte in  der  Schlussbestimmung: 

Ein  Mitglied  des  Reichstags  darf  .  .  .  wegen  der  in  Aus- 
übung seines  Berufs  gethanen  Aeusserungen  .  .  .  nicht  zur  Ver- 
antwortung gezogen,  das  ist:  nicht  vor  die  Obrigkeit  gestellt  werden 
insbesondere  auch  nicht  behufs  seiner  Vernehmung  als  Zeuge. 

39* 
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Alsdann  könnte  diese  Bestimmung,  soweit  sie  die  Zeugnisspfliclit  be- 
träfe, nur  auf  zweierlei  Art  ausgelegt  werden.    Entweder, 

Erstens  dahin:  es  darf  von  einem  Abgeordneten  über  in  Ausübung 
seines  Berufes  geäusserte  Thatsachen  ein  Zeugniss  nicht  verlangt  werden. 
Damach  würde  der  Abgeordnete  hinsichtlich  alles  dessen,  was  er  in  Aus- 
übung seines  Berufes  einmal  geäussert  hat,  das  Zeugniss  verweigern  können. 
Gleichgültig  wäre,  —  da  ja  Art.  30  eine  solche  Unterscheidung  nicht 
macht,  — 

1.  ob  es  sich  um  Thatsachen  handelte,  welche  dem  Abgeordneten  in 
dieser  Eigenschaft  vertraut  worden  oder  um  Dinge,  welche 
demselben  privatim,  vielleicht  lange,  ehe  er  sein  Mandat  erlanjrt 
hat,  bekannt  geworden  sind.     Gleichgültig  wäre: 

2.  ob  das  Zeugniss  in  einem  durch  die  Aeusserung  des  Abgeordneten 
veranlassten  oder  in  einem  bereits  vordem  anhängigen  Ve^ 
fahren  verlangt  würde,  sowie  ob,  ausser  der  betreffenden  That- 
sache  selbst,  etwa  auch  die  Wissenschaft  des  Abgeordneten  um  diese 
Thatsache  der  Anklagebehörde  resp.  dem  Angeklagten  oder  (im 
bürgerlichen  Rechtssteite)  der  Prozesspartei  bereits  vorher 
bekannt  waren. 

Beispiel :  Ein  Abgeordneter ,  welcher  erst  einige  Monate  im  Be- 
sitze seines  Mandates  ist,  erwähnte  im  Reichstage,  dass  er  vor  Jahres- 
frist von  einem  gewissen  verbrecherischen  Treiben  Kenntniss  erhalten  — 
vielleicht  durch  direkte  eigene  Wahrnehmung,  jedenfalls  als  Privatmann,  da 
er  ja  damals  noch  nicht  Rcichstagsmitglied  war.  Der  Abgeordnete  würde 
zum  Zeugnisse  über  seine  Wahrnehmungen  nicht  angehalten  w^erdcn  können. 
Oder:  Bei  der  Berathung  über  die  Forderung  für  einen  Grundstücksankaiif 
oder  dergl.  erwähnte  ein  Abgeordneter,  dass  er  aus  seiner  Jugendzeit  des 
Bestehens  resp.  der  Ausübung  einer  (jetzt  streitigen)  Gerechtigkeit  an  dem 
Grundstücke  sich  entsinne.  Auch  in  diesem  Falle  würde  der  Abgeordnete 
über    sein  Wissen    im  Prozesse    nicht  als  Zeuge  vernommen  werden  dürfen. 

Ja  es  wäre,  nach  dem  oben  zu  2  Gesagten,  in  den  beiden  angegebenen 
Fällen  die  Verweigerung  des  Zeugnisses  selbst  dann  zulässig,  wenn  zu  der 
Zeit,  wo  der  Abgeordnete  im  Reichstage  seine  Aeusserung  tliat,  die  )>e- 
treffenden  Thatsachen  und  vielleicht  auch  die  Wissenschaft  des  Abgeordneten 
um  dieselben  der  Staatsanwaltschaft,  bezw.  (in  dem  bürgerlichen  Rechts- 
streite) der  Prozesspartei  schon  bekannt  waren,  oder  selbst  die  Benennung: 
des  Abgeordneten  als  Zeuge  schon  erfolgt  war. 

Diese   letztere  Consequenz  fiele   allerdings  weg,    wenn  man  vielmehr 

Zweitens:  den  art.  30,  auf  die  Zeugnisspflicht  bezogen,  dahin  aus- 
legen wollt« :  wegen,  d.  i.  aus  Anlass  von  Aeusserungen,  die  ein  M'- 
geordneter  in  Ausübung  seines  Berufes  gethan,  darf  derselbe  nicht  zum  7jom 
nisse  angehalten  werden.  Bei  dieser  Auslegung  blieben  von  der  Ausnahme- 
bestimmung unberührt  diejenigen  Fälle,  wo  die  von  dem  Abgeordneten 
erwähnten  Thatsachen  bezw.  die  Wissenschaft  des  Abgeordneten,  schon  ehe 
die  Aeusserung  fiel,  bekannt  waren,  oder  zwar  erst  nachher,  aber  unabhängig 
von  jener  Aeusserung  bekannt  geworden  sind. 
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AHeiti  aoch  bei  dieser  Auslegung  wäre  nach  dem  Ge^et^e  kein  Unter* 
Bohied  SU  macheD  swischeu  dem^  was  der  Abgeorductc  in  dieser  £igen- 
scbafi  itnd  dem,  was  er  privatim  erfaliren  hat,  U überdies  aber  wäre 
eine  Bcstirnmting,  wie  die  in  Rede  flehende  prnktiscb  jjunz  iiDdiircbrLihjbar. 
In  wie  %M'clcn  Fällen  würde  sieb  teststellcD  laasco,  ob  derjenige,  welcher 
ein»?  Person  als  Zeugen  benennt  (sei  es  ^ct  Htaatsanwult,  dvr  Angeklagte 
oder  eine  Prozesspartei)  von  der  Wissenschaft  dieser  Perfon  und  den  in 
ihr  Wissen  gcatellteü  Tbatsachcu  erst  dureh  eine  Aeusserang  Kenntnis«  er- 
Wngt  hat^  die  der  Zeuge  etwa  in  seiner  £igenBchafl  als  Abgeordneter  gethan  ? 
Oder  sollte  der  Riehter  von  doiii  Beweiafiihrer  den  Naehweis  verlangen,  das« 
er  diese  Kennlniss  schon  trüber  besessen  odtr  dasa  er  sie  zwar  später,  aber 
unabhängig  von  der  Aeusscrung  des  Abgeordneten  er^vorben  hat? 

In  jedem  Falle  Rilirt  sonach  die  Annahme,   daas  art.  3Ö  aueh  auf  <be 
Zciigni*iJ«pt!iebl    zu   be/iehen    sei,    zu    Cunsetitienaien,    welche    «ebon   für   sieh 
feUein  genügen  dürften,  jene  Annahme  als  irrig  erkennen  zu  lassen* 
Hiensu  tritt  aber  Folgendes  r 

Während  art.  SO,  auf  die  ZcJignisspflicbt  bezogen,  einerseits  weit  Über 
iIb£  Ziel  hinauÄsebosse,  in  ho  fern  binsiehtlit-h  der  Befreiung  Vom  ZeuguisB- 
iwang  nicht  imterachieden  würde  zwischen  dem,  was  dem  Abgeordneten  in 
dieser  Eigensehaft  nnd  dem,  wa*i  ihm  privatim  bekannt  geworden 
ist,  erwiese  andrerseits  die  Vorschritl  de»  art.  30  sich  als  viel  zu  eng. 
Keiuetwegs  waren  den  Abgeordneten  dieselben  Rechte  gewährt,  welche  §  52 
der  Slrafproxe^sordming  den  Aerzten  etc.  einräiiint.  Denn  dieser  Paragriiph 
bp?«Ijimut,  dass  Aer/tt*  uu<l  Hechtsanwälte  sowie  Geist  bebe  das  Zeugniss  ver- 
weigern können  in  Ansehung  dessen,  was  ihnen  bei  Ausübung  des 
Berufes  bezw.  der  Seclsorge  anvertraut  ist.  Art.  30  aber  schlösse 
den  Zfugnisgzwang  nur  aus  in  Ansehtmg  von  Thatflaehen,  welche  der  Ab- 
geordnete in  Ausübung  seines  Berufes  geäussert  bat  (vtTbis  „wegen  der 
Von  ibni  in  Ausübung  seines  Berufes  gethanün  Aeussemngen**).  Gerade 
hinsichtlieh  s^oleher  ihm  anvertrauten  Dinge  also,  welche  der  Abgiiortluetc 
nhä  «ur  Vcniffentlichung  ungeeignet  im  Reichstage  nicht  mittheiJt,  niüaate 
er  Zi'Og'niss  ablegen,  sofern  seine  Wissenschaft  in  irgend  einer  Ajt  bekannt 
i^e wurden  ist,  oder  auch  nur  vennnthet  würde. 

Während  alüo  dem  Abgeordueten  privatim  bekannt  gewordene 
Thatwichen  ganz  ungereehtfertigter  Weise  deju  Zt-uguissiiwange  entzogen 
würen,  tielen  gerade  die  diskretesten  Dinge,  welche  dem  Abgeordneten  in 
tlicaer  Eigenschaft  anvertraut  sind,  unter  den  Zeugmsszwung. 

Diesen  Erwägungen  gegenüber  uird  man  sich  der  Ucberzeugung  kaum 
vemchlicsseu  köimeu,  das»  art.  30  auf  die  Zeugnisspflicht  nicht  zu  beziehen 
\ni.     HierlÜr  «iiricht  auch  eine  Reihe  positiver  Momente. 

Zunächst  der  Wortlaut  des  aH.  30.  Jemandfu  n^ur  Vemiiiwurumt,' 
ziehen**  für  gleichbedeutend  erachteu  mit:  „ihm  ein  Zeugiiiss  ablVirtleru" 
heilst  doch  Wi)hl  der  Sprache  einige  Gewalt  authim, 

Art.  30  enthält  sodann  ein  Verbotsgesetz.  iHis  Verbot  ist  ein  im 
öffentlichen  Interesse  erlassenes  absolutes.  Es  ist  zweifellos,  dass  gegen 
eio^u  Abgeordneten  wegen   seiner  Abstimmung  im  Reichatage    oder   wegen 
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Aetusemngeiii  die  er  in  Ausübmig  seines  Benifs  g^ihan,  salbet  mit  eeiner 
Zustimjnung  ein  DiBciplinanrerfahren  oder  eine  Injurienklage  nicht  eingeleitet, 
eine  Anklage  nicht  erhoben  werden  dürfte*  Will  man  aber  art.  30  auch  asf 
die  Zeugnissplhcht  bezteheüi  so  musa  das  Vorbot  in  bo  weit  des  absoluko 
Charakters  entkleidet  werden.  Denn  auch  nach  der  hier  bekämpften  A«^ 
fasaUDg  wäre  ja  die  Vernehmung  eines  Abgeordneten  als  Zenge  nicht  abfoiiV 
sendem  nur  gegen  den  Willen  des  Abgeordneten  unzulässig. 

Art»  30  bezweckt  femer  —  darüber  dürfte  kein  Streit  sein  —  6m 
Schutz  der  AbstimmungB-  und  der  Kedefreiheit  der  Heichst«gFiBit> 
glieder*  Das  Privileg  aber,  um  welches  es  sich  bei  dem  Streit  um  die  Am- 
legimg  des  art.  30  in  Walirheit  handelt :  dass  nämltdi  der  Abgeordnete  fiUr 
Dinge,  die  ihm  in  dieser  Eigenschaft  anvertraut  sind,  als  Zeuge  die  AusHfi 
soll  verweigern  können  —  dies  Privileg  berührt  die  Bedefreiheit  bot 
entfernt  In  der  Hauptsache  läge  dieses  Privileg  ebenso  ¥rie  das  ent* 
"^sprechende  der  Aerzte,  Rechtsanwälte  und  Oeisthohen  auf  einem  anderen 
Gebiete,  aof  dem  des  Schutzes  vertraulicher  Mittheüungen,  welche  im  Hin- 
blick auf  einen  bestimmten  Beruf,  eine  besondere  Lebensstellung  genwcht 
sind»    Ein  Bolches  Privileg  hat  im  art,  30  nicht  seine  Stelle, 

Endlich  bestätigt  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  ait  30 
die  hier  vcrtretcue  Auffassung.  Es  findet  durch  dieselbe  insbesondere  du 
Argument  seine  Widerlegung,  welches  darauf  gestützt  wird,  dass  die  Scklow- 
Worte  des  art.  30:  „noch  sonst  ....  zur  Verantwortung  gezogen  werden* 
übcrüüssig  und  sinnlos  wären,  wenn  man  sie  nicht  auf  die  ZcagnisspBicIit 
beziehen  wollte. 

Art  30  der  Reichs? erfassung  stimmt  wörtlich  überein  mit  dem  §  130 
der  von  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.  besohlossenen  Ver 
Eafisung  für  das  Deutsche  Reich  vom  28*  März  1849* 

Der  Entwmf  des  „Deut^gcheu  Reichsgrundgeeetzes* ,  welchen  •» 
2t).  April  1848  die  17  j,Miinner  des  öffentlichen  Vertrauens"  der  DeulidHB 
BundesvereammUmg  als  flutachteu  tiberreichten,  hatte  folgende  BestuoiBiDf 
vorgeschlagen:  (§  20  Satz  2):  Die  MitgHeder  des  Rcichstaga  «können  v^get 
ihrer  Aeusserungen  im  Hause  an  keinem  anderen  Orte  zur  Kechentohift 
gezogen  werden,** 

Dieser  Satz  erhielt  in  dem  von  der  Kommission  der  Natioialvo^ 
sanmilung  ssu  Frankfurt  a.  M.  ausgearbeiteten  Entwürfe  einer  Deutscbeii 
Rcichsverfassung  folgende  Gestalt: 

(§  S4):  Kein  Mitghed  des  Reichstages  darf  zu  irgend  einer  Zeit  wegö 
seiner  Abalimniung  oder  wegen  der  in  Ausübung  seines  Berufs  gethaoeH 
Acussenuigeu  gerichtlich  verfolgt,  oder  sonst  ausserhalb  der  VersMimilBBI 
nur  Verantwortung  gezogen  werden**. 

Bei  der  ersten  Lesung  des  Verfessungsentwurfe  (in  der  SitsiBitg  w® 
23,  Dezember  1848  in  der  Faulskirche  zu  Frankfurt  a.  M.)  l>eaninigteD  die 
Abgeordneten  Riehl,  Haqemüllicb,  HKrxaicH  Simon  u.  A.:  im  Hinblick  iflf 
die  neuesten  VorgÜnge  in  Pi-eussen  nach  dem  Worte  „gerichÜich'*  cinzuföpl 
«oder  disziplinarisch'*. 

Dieser  Antrag  wurde  ohne  Diskussion  angenommen. 
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(WneAMD,  stenogr.  Berichte  der  Nationalvenammlaxig  zu  Frankfurt. 
BcL  5  S.  8808,  Bd.  6  8.  4886). 

Damit  hatte  §  190  der  von  der  Nationalversaminluiig  zu  Frankfurt 
beBchloasenen  Beichsverfassung  diejenige  Gestalt  gewonnen,  in  welcher  diese 
Bestimmung  in  das  Wahlgesetz  vom  16.  Oktober  1866  (für  die  Wahlen  zum 
Reidiatage  des  Norddeutschen  Bundes)  und  sodann  in  die  Yerfiusung  des 
Norddeutschen  Bundes  bez.  die  Deutsche  Reichsver&ssung  überging. 

Hieraus  ergiebt  sich:  Nach  der  ursprünglichen  Fassung  der  Bestim- 
mung in  der  Reichsver&ssung  von  1849  war  nur  die  gerichtliche  Yer- 
folgUDg  ausdrücklich  untersagt,  im  Uebrigen  aber,  um  auch  jede  sonstige 
Yeifblgnng  auszuschliessen,  das  generelle  Verbot  beigefügt:  dass  der  Abge- 
ordnete auch  „sonst*  ausserhalb  des  Hauses  nicht  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden  dürfe.  Unter  dieses  generelle  Verbot  mussten  insbesondere  auch 
di8cq>linare  Massregelungen  fallen.  Mit  Recht  war  es  deshalb  weder  von 
der  Kommission  der  Nationalversammlung  noch  bei  der  ersten  Lesung  des 
Entwürfe  im  Plenum  für  nöthig  erachtet  worden,  die  ünzulässigkeit  der  dis- 
dplinaren  Verfolgung  besonders  auszusprechen.  Dadurch  aber,  dass  dies  in 
n.  Lesung  (auf  den  Antrag  Rdehl  und  Gen.)  aus  übergrosser  Vorsicht  „im 
Hinblicke  auf  gewisse  Vorgänge  in  Preussen**  dennoch  geschah,  gewann  selbst- 
redend das  generelle  Verbot  am  Schlüsse  des  art.  120  keine  andere  Be- 
deutung. Dasselbe  besagt  nach  wie  vor,  dass  ausser  der  gerichtlichen  und 
der  disciplinaren  auch  jede  sonstige  Verfolgung  (ausserhalb  des  Hauses) 
ausgeschlossen  sein  solle. 

Allerdings  aber  erfuhr,  indem  auch  die  disciplinare  Verfolgung  aus- 
drücklich untersagt  wurde,  die  Anwendbarkeit  des  generellen  Verbotes 
thatsachlich  eine  bedeutende  Einschränkung.  Für  inhaltslos  kann  indess 
dieses  Verbot  auch  gegenwärtig  nicht  erachtet  werden.  Man  setze  z.  B. 
den  Fall,  es  gäbe  die  Gesetzgebung,  um  socialistischo  Strömungen  aus  den 
gewerblichen  Lmungen  fem  zu  halten,  der  Aufsichtsbehörde  die  Befugniss, 
Innungsmitglieder,  welche  öffentlich  socialistischcn  Bestrebungen  huldigten, 
ans  der  Innung  zu  entfernen  oder  von  der  Ausübung  gewisser  Hechte  der 
Innungsmitglieder  auszuschliessen.  Art.  30  der  Reichsverfassung  würde  ver- 
hindern, dass  von  einer  solchen  Befugniss  Gebrauch  gemacht  würde  wegen 
Aeusserungen,  welche  Innungsmitglieder  im  Reichstage  als  Mitglieder  des- 
selben gethan  haben. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  den  Lehrbüchern  des  Deut- 
schen Staatsrechts:  von  v.  Rönne,  Laband,  H.  Schulze  und  Meter, 
welche  sich  sämmtlich  mehr  oder  minder  ausführlich  über  art.  30  der  Reichs- 
ver&ssung  verbreiten,  mit  keinem  Worte  die  Meinung  angedeutet  ist,  art.  30 
sei  auch  auf  die  Zeugnisspflicht  zu  beziehen.  Laband  hat  überdies  (Staats- 
recht des  Deutschen  Reiches  Band  HI.  Seite  179  ff.)  der  Erörterung  der 
gesetzlichen  Zeugnisspflicht  und  der  in  Ansehung  derselben  bestehenden 
Ausnahmen  einen  besonderen  Abschnitt  gewidmet,  während  Schulze  (Lehr- 
buch des  Deutschen  Staatsrechts  Band  I  S.  487)  und  Meter  (Lehrbuch  des 
Deutscheu  Staatsrechts  S.  374)  bei  der  Darstellung  der  besonderen  Rechte 
der  Beichstagsmitglieder  auch  das  denselben  nach  §  347  C.  F.  0.  bezw.  §  49 


—     694    — 

St.  P.  0.  in  Ansehung  der  Zeugnisspflicht  zustehende  Privileg  hervorheben. 
Von  einem  weiteren  Privileg  der  Reichstagsmitglieder  hinsichtlich  der  Zeug- 
nisspflicht sagen  aber  die  genannten  Rechtslehrer  auch  an  den  zuletzt  an- 
geführten Stellen  nichts. 

Dagegen  bemerkt  Laband  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  570  zu  art  30:  „Dies  ist 
ein  allgemeiner  Grundsatz  des  Strafrechts,   er   kehrt   daher  auch  in  An- 
wendung auf  die  Mitglieder  der  Landtage  im  Strafgesetzbuch  §  11  wiede^^ 
Gewiss,  um  einen  strafrechtlichen  Satz   handelt  es   sich,   der  mit 
der  Verpflichtung  Zeugniss  abzulegen  nichts  zu  thun  hat. 

Zu  diesem  Ergebnisse  führt  die  Prüfung  des  jetzt  geltenden  Rechts. 
De  lege  ferenda  würden  allerdings  wohl  überwiegende  Gründe  dafür 
sprechen,  den  Mitgliedern  des  Reichstages  —  sowie  der  Landtage  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  —  ein  Privileg  entsprechend  dem  in  §  52  St  P.  0. 
den  Aerzten  etc.  ertheilten  einzuräumen.  Zu  beachten  wäre  hiebei,  dass  das 
Privileg  der  Aerzte  etc.  sich  um  deshalb  nur  in  der  Strafprozessordnung 
findet,  weil  für  das  Civilprozessverfahren  §  348  No.  5  C.  P.  0.  allgemein  an- 
ordnet, dass  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  berechtigt  sind: 

„Personen,  welchen  kraft  ihres  Amts,  Stands  oder  Gewerbes 
Thatsachen  anvertraut  sind,  deren  Geheimhaltung  durch  die  Naiar 
derselben  oder  durch  gesetzliche  Vorschrift  geboten  ist,  in  Betreff 
der  Thatsachen,   auf  welche   die  Verpflichtung  zur  Verschwiegen- 
heit sich  bezieht**. 
Diese  Vorschrift  findet  auf  Aerzte,  Rechtsanwälte  und  Geistliche  An- 
wendung.    Da   sie    auf  Mitglieder  gesetzgebender  Körperschaflen  nicht  an- 
gewendet werden  kann,   wäre  ein  diesen  zu   erthcilendes  Privileg  nicht  auf 
das  Straf-  (und  Disziplinar-)  Verfahren  zu  beschränken. 


I^iteratur. 
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Imsi  Radolpk  Bierlhl^y  Dolttor  der  Theologie  und  der  Rechte^  oixL  Pro- 

Ife^Mar  der  Reckte  in  (jTeifewald,    Die  koDfessionelle  Schule  in 
I  Preussen  und  ihr  Recht    Zwei  A^bluuidluugeiL    Ootba,  Perthes 

I  1885,  &".  S.  VI  oud  202. 

JJie  beiden  in  diesem  Werice  snsammeage&ssten  Abkuidhiiigeii  Bind 
ICoffier  gewissenhafter,  von  Parteigeisi  freier,  nur  auf  gründliche  EHorschung 
der  Wahrheit  gerichteter  wissenschallUcher  Untersnchong.  Die  ento:  «die 
honfessionelle  Schule  in  Preasaen  vom  Standpunkte  der  bestehenden  GesetEe, 
namentlich  im  Gebiete  des  Allgemeinen  Laiidrechts'*  hat  sum  Inhalt  eine 
»Kachpnüung*  und  aus  dieser  hervorgehende  Viderlegang  der  AotfuhningeD 
Ghkest's  hierüber  in  seiner  Schrift :  «Die  konfessionelle  Schale.  Ihre  Ün- 
Eulassigkeit  tiach  prenssischen  Landesgesetzen  und  die  Nothwendigkeit  eines 
VerwaltungegerichUhofs,  Berlin  1869.'*  Sie  gibt  zuerst  eine  Znsammenfassiing 
der  hier  vorgetragenen  Anschauungen  und  verEucht  dann,  nach  einigen  Be* 
merkungeu  aber  die  wahre  Bedeutung  der  A,  20^26  der  prcussischen  Ver- 
fassnngsuitonde ,  auf  8.  18—S2  zunächst  eine  Verstandignng  über  den 
Sprachgebrauch  bezüglich  des  Ausdrucks  «konfessioiieUe*  Schale.  Gnkist 
hatte  sich  die  Aosfiihruxig  seiner  Absicht,  die  Unsolassigkeit  der  konfes- 
sionellen Schale  nach  den  preussischen  Landeisgesetsen  nachzuweisen,  dadurch 
erleichtert,  dass  er  es  als  ausgemacht  hinsteUte,  die  konfessioDeUe  Schale  sei 
eigentlich  gleichbedeutend  mit  Idrchlicher  Schule;  jener  Ausdruck  sei  im 
Allgemeinen  Landrecht  durch  eine  sehr  sorgfältige,  überlegte  Fassung  dis- 
approbiert,  seit  1840  aber  „untergeschoben'',  und  dadurch  eine  umnerkbare 
Rückkehr  zur  kirchlichen  Schule  herbeigeführt  worden.  Dem  gegenüber 
weist   der  Verfasser   nach,    da^s    der  Sprachgebrauch,    dem   die  Ausdrücke 

inlessioiielle  Sehnle'*  und  ^  Simultanschule**  angehBren,  erst  nach  Au%abe 
des  Systems  der  kirchlichen  Schale  entstehen  konnte,  weil  jenes  System 
von  selbst  diese  Unterscheidung  ausachloss,  dass  er  aber  nicht  einmal  gleich* 
zeitig  mit  der  Verstaatlichung  der  Schulen  wirklich  als  fertiger  Sprach- 
gebrauch aufgetreieOf  sondern  erst  weit  später  gelaufig  geworden  ist,  also 
aaoh  vom  I^indrecht  nicht  ^disapprobiert^  werden  konnte,  und  dass  er  auch 
gegenwärtig  nichU  anderes  bedeutet,  als  eine  Bezeichnung  des  Unterschieds 
zwischen  Schulen,  die  in  ihren  allgemeinen  Einnchtungen  für  Azigeboiige 
einer  bestimmten  Konfession  und  solchen,  welche  für  Genossen  mehrerer 
Konfessionen  berechnet  sind.  Darüber,  in  wie  weit  und  wie  sich  die  Ein- 
richtungen der  konfessionellen  Schule  von  detgenigen  der  Simultauschule 
unterscheiden  soUen,  ist  durch  diese  Ausdrücke  selbst  gar  nichts  entschiedea, 
und  es  sind  daher  auch  die  vier  Merkmale,  welche  Gnkist  für  die  kirchliche 
[Schule  aufgestellt,  mit  nichten  wesentlich  ebenso  Mf^kmale  der  konfeesionellen 

ule,  nämlich  die  vier  Merkmale,  dass  der  Religionsunterricht  Hauptr 
^gegenständ  der  Schule,  aller  andere  Unterricht  den  kirchlichen  üntcrschei- 
dungs lehren  untergeordnet,  das  Lehrpersonal  kirchliches  Personal  ist  und  die 
Oberaufeicht  über  die  Schule  der  Kirche,  nicht  dem  Staat  gebührt  Es  ist 
nur  zuzugeben,  dass  in  der  konfessionelien  Schule  bei  Behandlung  der  übrigen 
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Lehrgegenstände  ausser  dem  Religionsunterricht  die  Gefahr  vermieden  wer- 
den muss,  die  Köpfe  der  Schüler  durch  eine  gegensätzliche,  feindliche  Stellung 
zu  der  belrefifeuden  Konfession  zu  verwirren,  und  dass  in  der  Regel  alle 
Lehrer  der  bezüglichen  Konfession  angehören  sollen.  Wenn  hiebei  der  Ver- 
fasser S.  30  sagt :  „Insbesondere  ist  es  der  konfessionellen  Schule  durchaus 
nicht  wesentlich,  dass  der  Religionsunterricht  ihr  Hauptgegenstand  sei,**  so  kann 
ich  das  ireilich  nur  in  quantitativer  Beziehung  als  unbedingt  richtig  anerkennen. 
Dass  in  der  konfessionellen  Schule  die  Religion  als  der  wichtigste  Gegen- 
stand des  Unterrichts  gellen  müsse,  erkennt  der  Verfasser  eigentlich  damit 
selbst  an,  dass  er  in  dieser  Schule  einen  gewissen  Einklang  der  Behandlung 
der  übngcn  Lehrgegenstände  mit  derjenigen  der  Religion,  nicht  umgekehrt, 
für  nothwendig  erklärt.  Es  ist  überhaupt  in  der  rechten  Schide  ein  schlecht- 
hinniges  Nebeneinanderstehen  der  verschiedenen  Lehrgegenstände  nicht  denk- 
bar; es  muss  eine  gewisse  Ueber-  und  Unterordnung  derselben  gelten,  und 
daher,  wenn  in  ihr  anf  die  Konfession  der  Schüler  so  Rücksicht  genommen 
wird,  dass  sie  bestimmend  für  die  ganze  Schuleinrichtung  ist,  die  Religion 
nothwendig  als  der  Lehrgegenstand  behandelt  werden,  welcher  qualitativ  der 
Haui)tgegen8tand  ist. 

ÖNEisT  behauptet,  das  Allgemeine  Landrecht  wolle  zwar  den  Rehgions- 
unteiricht  konfessioneil,  allen  andern  L^nterricht  dagegen  „rein  wissenschaft- 
lich** ertheilt  wissen.  Dem  gegenüber  weist  der  Verfasser  in  den  Abschnitten 
4  und  5  seiner  ersten  Abhandlung  nach,  dass  dasselbe  gar  keine  Bestimmun- 
gen darüber  triflPt,  wie  der  Unterricht  ertheilt  werden  soll,  aber  stillschweigend 
Schulen  voraussetzt,  die  nach  dem  später  ausgebildeten  Sprachgebrauch  als 
konfessionell  zu  bezeiclmen  sind.  Es  ist  von  seinen  Beweisgründen  hervor- 
zuheben, dass  im  §.  10  des  bezüglichen  Titels  XII  besonders  ausgesprochen 
ist,  „Xieniaudon  soll  wegen  Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  der 
Zutritt  in  (it^eutliche  Schulen  \ersHgt  werden,**  was  zumal  neben  den  Vor- 
schriften über  den  allgemeinen  Schulzwang  in  SS-  -^^  *^-  keinen  Sinn  hätte, 
wenn  diese  Seliulcn  mit  einziger  Ausnalnno  des  KeligionsunUTrichls,  zu  wel- 
chem die  in  einer  andern  Keligion  zu  erziehenden  Kinder  nach  §.  11  nicht 
anzuhalten  sind,  für  alle  Konfessionen  glcichmässig  berechnet  gewesen  wären, 
und  dass  in  den  §§.  12—17.  25.  44.  46.  49  dein  Geistlichen  des  Ortes  nebst 
den  Kirchenvorstehem  ein  sehr  erhebhcher  Theil  der  Schulaufsicht,  dem 
evangelischen  Kreisinspector  bezw.  dem  Erzpriester  die  Prüfung  der  zu  be- 
stellenden Lehrer,  dem  Seelsorger  die  Feststellung  der  Reife  der  aus  der 
Schule  zu  Entlassenden,  dem  Prediger  des  Orts  die  Unterweisung  des  Schul- 
meisters sowohl  als  der  Kinder  übertragen  ist.  Es  ist  zuzugeben,  dass  hiebei 
die  Geistlichen  als  Delegierte  des  Staats  anzusehen  sind ;  aber  dass  der  Staat 
in  dieser  Kodifikation  sie  und  nicht  andere  ein  für  allemal  zu  jeueu  Zwecken 
delegiert,  ist  nur  erklärlich  aus  einem  dem  kirchlichen  Dualismus  nach  der 
Absicht  des  (xesetzgebers  entsprechenden  Dualismus  in  den  Schuleinrich- 
tungen selbst.  .  S.  43  gibt  der  Verfasser  zu,  dass  eine  in  der  pädagogischeu 
Lit^^ratur  in  der  Zeit  des  Allgemeinen  Landrechts  nachzuweisende  Strömuwr 
die  Forderung  eines  rein  wissenschaftlichen  Unterrichts  selbst  für  die  Volks- 
schüler wohl  erklärlich  macheu  könnte;  aber  es  sei  ebenso  nachzuweisen, 
dass  diese  Strömung  in  der  Zeit  bis  zur  Publikation  des  Allgemeinen  Land- 
rechts und  nuch  darüber  hinaus  gar  keinen  durchgreifenden  Einfluss  auf  die 
preussische  Schulverwaltung  gehabt  hat,  und  dass  wo  jene  Strömung  auftritt, 
daneben  die  Forderung  eines  nichtkonfessionellen,  sog.  allgemeinen  Reügions- 
untemchts,  wie  ihn  doch  das  Allgemeine  Landrecht  nicht  wollte,  Hand  in 
Hand  geht.   Es  ist  gewiss  dem  Verfasser  beizustimmen,  wenn  er  sagt:  r^o^ 
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glaube  mit  ziemlicher  Sicberheit  hehAupten  tn  dürfen,  dfiss  der  C^  danke 
einer  VerhiDilüiig  roo  wnlirbaft  konfeRRioneUem  HeJigionsonterricbt  mit  ,rein 
wissenschaftlichem'  Unterricht  in  allen  anderen  TTnierrichtsgesenständen  dem 
vorijsren  Jahrhundert  überhaupt  fremd  gelilieheu  ist,"* 

öewiehti^e  Beweismittel  dafür,  tlass  das  Allgemeine  Landrecht  kon- 
fcBBionelie  Schulen  im  henti^n,  vom  Verfasser  richtig  bestimmten  Sinn 
dieses  Ausdrucks  t^tillschweigend  voi'anssetzt,  sind  allerdiucrs  die  dafür  im 
6,  Abschnitt  jf eilend  gemachten  That^achen*  das»  es  die  bestehenden  Schul- 
ordnimgent  welche  säinmtlich  entweder  kirchliche  oder  doch  in  jenem  Sinn 
koofessionelle  Schulen  im  Auge  liatten,  bestehen  lieas,  und  das*  aogar  un- 
gefalir  gleichzeitig  mit  der  Publikation  des  Allgemeinen  LdindrechJs  eine 
^Anweisung  für  die  Schollehrer  in  den  evangelisch-lutherischen  Land-  mid 
niederen  Stadtschulen**  ei-ging.  welche  diese  ganz  entschieden  als  konfessionelle 
Schulen  behandelt.  Xur  könnte  ich  dieser  ^Anweismig"  nicht  in  dem  blasse, 
in  dem  es  der  Verfasser  will,  ^<lie  Bedeutnng  eines  wichtigen  Hülfsmittels 
fiir  die  Aush^gung  des  Allgemeinen  Landrechts **  zuerkennen.  Die  tT^eistes- 
richtnng^  welche  dio^em  (tcsetzbach»  und  diejenige,  welche  der  , Anweisung"*  zu 
Grunde  liegt,  sind  oftonbar  wesentlich  verscliiedene.  Dass  deshalb,  weil  König 
Friedrich  Wilhelm  II-  der  letzteren  Geistesrichtung  zogethan  war,  der  be- 
zügliche Titel  des  von  ihm  aanctionirten  und  publicirten  AllgemeiDezi  Land- 
rechts,  genau  im  Sinn  der  ,,Aiiweisung^  verstanden  werden  miisse,  scheint 
mir  ein  zu  gewagter  Schlund.  Em  Monarch  kann  gar  wohl  Bettimmungen, 
von  welchen  er  sich  bewußt  ist,  daas  »ie  nicht  so  gedeutet  werden  können, 
damit  sie  völlig  entsprechender  Ausdruck  seiner  Gesinnung  wären,  sanctioniren 
und  publiciren,  wenn  sie  nur  nicht  völlig  unvereinbar  mit  dieser  sind. 
Sehr  treffend  sind  übrigens  die  Bemerkungen  S.  61  darüber,  dass  von  der 
^Freisinnigkeit**  der  persönlichen  religiösen  Anschauungen  Friedrich  ü-,  die 
dem  ganzeji  Allgemeinen  Landrecht  zu  Grunde  lietgen  soll,  in  den  allgemeinen 
Anordnungen  des  grossen  Königs  über  Schulwesen,  namentlich  Volkssehul- 
wesen,  „hentUch  wenig  zu  spüren  ist**. 

Im  Abschnitt  7  wird  ausführlich  und  mit  voller  Evidenz  nachgewiesen, 
dass  die  ünterricbtsverwaltung  unter  König  Friedrich  Wilhelm  TII  im  all- 
gemeinen insofern  wahrhaft  geactzmassig  war,  als  sie  den  ausdrücklichen  Vor- 
schriften w^ie  den  stillschweigenden  Voraussetzungen  de«  allgemeinen  Land- 
rechts entsprach,  dass  aber  eben  desshalb  ihre  Gesetzmassigkeit  in  Gnkist's 
Sinne,  d,  h.  die  Durchführung  der  von  ihm  dem  Landrechte  untergeschobenen 
Grundsatze  durch  Friedrich  Wilhelm  HI,  nur  ein  «Lnftgebüde  seiner  Phan- 
tasie'* ist«  Es  wird  an  diesem  Orte  genügen,  hiefür  benrorztdieben,  dass 
durch  einen  sehr  umfassenden  Auszug  aus  dem  SüvKKü^schen  Unterrichts- 
Entwurf  von  1819  (S.  68— 86X  welcher  wie  S.  88  gezeigt  wird,  allem  An- 
schein nach  nur  infolge  des  Widerstands  der  besitzenden  Klassen  nicht  zum 
Gesetz  erhol>en  wurde,  wälirend  dessen  Grundsätze  bleibende  Geltung  für 
ilie  Schul  Verwaltung  behielten,  anschaubch  gemacht  wird,  wie  nach  demselben 
die  Schulen  der  Re^el  nach  als  konfessionelle  Schulen  gedacht  waren  und 
seine  Best  immungea  in  dieser  Beziehung  erheblich  über  das  für  konfessionelle 
Schulen  denkliare  Minimum  hinausgingen,  und  dass  femer  von  1821  bis 
utoS  die  grösste  Zurückhaltung  hinsichtlich  der  Einrichtung  von  Simultan- 
wknlcn  1>eobachtet  wurde*  Besonders  bezeichnend  ist  dafür  ein  Zirkular- 
rescript  des  Ministers  von  Altknsted*  von  1822  (S.  89),  worin  es  heisst : 
„Die  Erfahrung  hat  gelelxrt,  dass  in  Simultanachulen  das  Hauptelement  der 
Erziehung,  die  Religion,  nicht  f^hön^  gepflegt  wird,  imd  es  liegt  in  der 
Natur   der  Sache,    dass    dieses   nicht  geschehen  kann.     Die  Absicht,    durch 


600 


solche  Sciiulen  grössere  Verträglichkeit  unter  den  Staatsgenossen  zu  befondenit 
wird  auch  selten  oder  niemals  errreicht;  vielmehr  artet  jene  Spiumong,  di« 
unter  den  Lehrern  verschiedener  Konfession  oder  zwischen  diesen  tmd  den 
Eltern  der  Schuljugend  ausbricht»  gar  zu  leicht  in  einen  Religiooazwtst  aus 
der  nicht  selten  die  ganze  üemeinde  dahin  reisst,  anderer  Uebel,  die  mit 
Simultanschulen  verbunden  sind,  nicht  zu  gedenken***  Ferner  folgende  Stelle 
in  dem  preussischen  Prozinziallandtagsabachied  von  1838  (S,  91):  .Nur  auf 
die  Schulen  der  letzteren  Art  (8miultanBchulen)  henehen  sich  die  von  Uti- 
sereni  Miniater  für  geistliche  und  Unterrichteangelegeidieiten  getroflcnen  An- 
Ordnungen,  bei  welchen  es  nuclx  sein  Bewenden  hat,  da  in  Elemcntiu'schulcü 
der  Religionsunterricht  immer  die  Grundlage  des  ganzen  Unterricht*  »eiu 
musa  und  diese  Grundlage  in  den  Bimultanschulen  nicht  gesichert  sein  würdr/ 

Im  6*  Abschnitt  ist  das  Wichtigste  der  durch  eine  austuhrUche  Bu^ 
Stellung  der  EnlstehungsgeBchiohte  dtss  A.  24  der  preusuacheo  Yerfumngi' 
Urkunde  von  1650  unwiderleglich  erbrachte  Beweis,  do&a  durch  deaaen  Abs.!, 
„Bei  der  Einrichtung  der  ötrentlicheu  Volksschulen  sind  die  konfessionellen  W 
hältnisae  zu  berücksichtigen"  das  Princip  der  konfessionellen  Yalkssclinle  als 
Begel  aanktionirt  werden  sollte^  und  wirklich  sanktionirt  worden  ist  Im  9.  Ab- 
schnitt  wird  bei  Besprechung  des  FALK'schen  Ministerialerlasaea  vom  16.  Juni 
hervorgehoben^  dass  die  hierin  enthaltene  Abweichung  von  jenem  Princip 
durch  den  Zusatz,  es  müsse  bei  der  Clenehmigung  beantragter  paritätiackf 
SchuleinrichtungenVürauHsetzung  Hein^dasg  dadurch  das  örtliche  Schtdwesen  eine 
weaentliehe  Verbesserung  erfahre,  einigermaaaaen  tlie  Spitze  abgebrochen  ist 
und  diesem  Ministerialerlaas  eine  fünnliche  rechtliche  Geltung  als  Verwalttingi- 
Verordnung  nicht  zukommen  kann.  Im  10.  Abschnitt  wii-d  ausgeführt,  ilasa 
die  Anwendung  des  Konfespioniibtätaprincips  auf  die  höheren  Schulen,  insoweit 
nicht  ältere  Gesetzesbestimmungen  (als  der  A»  24  der  V.-U)  entgegensteheu, 
dem  Ermessen  der  höchsten  Verwaltungsinstanzen  anheim  gegeben  ist,  dass 
aber  m  der  Zuerkennuug  von  Koqio rationsrechten  dieser  Schulen  in  §.  ^ 
und  in  dem  Hinweise  auf  die  eingeführte  Schulordnung  in  §  55  des  beaog^ 
liehen  Landrechtstitels  zureichende  gesetzliche  Gründe  für  die  von  GwcBt 
angefocliteue  Amiahme  eines  btiftungsmässigent  statutenmässigen,  observnni- 
mässjgen,  dotatiünsmasgigen  Charakters  der  höheren  Schulen  bcgen. 

In  der  zweiten  Abhandlung  t  ^Die  konfessionelle  Schule  in  Frensacit 
vom  Standpunkte  der  Unterrichtspohtik**  behandelt  der  Verfassex  auch  diese» 
Thema  mit  einer  Objektivität  und  Umsicht,  die  nach  meinem  Urthoü  nicht« 
zu  wünschen  übrig  lässl.  Er  erklärt  sich  hier  von  vornherein  gegeji  die,  wie 
er  annimmt^  „gewöhnliche"  Art^  die  Vertheidigung  der  konfessionellen  Schulf 
zu  begründen,  womach  nämlich  vorausgesetzt  werde,  die  Aufgabe  der  Schule 
sei  nicht  sowohl  Unterricht,  als  vielmehr  Eraiehung  des  ganzen  Menachco 
und  dann  geschlossen  werde:  Grundlage  der  Erziehung  kann  nur  Religion  mn, 
also  muss  die  Religion  den  Zentralpunkt  der  ganzen  SchuleinrichtüD|r«i 
bilden  j  und  zwar  kann  dies  nur  die  Religion  im  Sinne  der  einzelnen  v«^ 
schicdenen  Kirchen  sein;  deuii  nur  die  Religion  in  ihrer  bestimmten  konfeftio* 
nellen  Gestalt  ist  wahrhaft  Religion.  Er  macht  dieser  Deduktion,  mdem  *r 
zuf^ibtp  dass  Grundlage  der  Erj^ichung  im  höchsten  Sinne  des  Wortea  Vff 
die  Religion  und  zwar  in  Gestalt  eine»  bestimmten  Bekenntnisses  »ein  köttw, 
zwei  Vorwürfe:  sie  vergesse,  daas  der  Zweck  der  Schule,  und  zwar  auch  dc" 
ößenüiehen,  ein  sehr  verschiedener,  aber  niemals  im  vollen  Sinne  dcijrnk^ 
d(vr  Ensiehuug  Bcblechlweg  sein  könne,  und  2)  sie  übersehe,  das«  die  Vnr- 
sehitnlenartigkeit  der  Zeit-  ond  Volksanschauung,  namentlich  über  das  Vc^ 
hältnisB   zwischen  Staat  und  Kirche,  auch  eine  Vci'schicdcnartigkoit  in  dff 
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ation  des  UnteiriclitsweseDB  bedinge.  Für  die  Aufgabe,  die  er  sich 
gestellt  habe,  müsse  zuvörderst  zweierlei  untersucht,  werden:  1)  ob  die 
preussLsche  Gesetzgebung  maassgfebende  Beatimmimgen  über  den  Zweck  der 
nicht  der  eigentlichen  BerufsbilduBg  dieocnden  Schuleu  enthalte,  und  wie 
sich  dieselben  zu  dem  Satze  vorhalten,  dasa  Erziehung  die  Hauptaufgabe  der 
Schule  sei,  und  2)  ob  diese  Be^tiuimungcu  auch  heute  noch  zu  billigen, 
oder  vielmehr  neue  gesetzliche  Vorschriften  hierüber  zu  erstreben  seien. 
Diese  Untersuchungen  fuhren  ihn  zu  dem  Ergebnis  (S,,  135),  es  erscheine  nach 
den  Bestimmungen  der  preuasiachea  Gresetzgebung  als  spezifiache  Aufgabe 
deT  Schule  der  Unterricht,  aber  dieser  zugleich  in  den  Dienst  des  Erziehungs- 
zwecks gestellt  oder  m.  a.  W,,  es  werde  darin  der  Unterriebt  als  der  gerade  der 
Schule  eigeathüniliche  Antbeil,  den  sie  au  der  Erziehung  des  Menschen  nehme, 
betrachtet,  und  (S.  139  ff.),  es  sei  diese  Auffassung  auch  die  vom  Standpunkt 
preoBsischer  Gesetzgebung» politik  aus  allein  anuehmbaro.  Aus  ihr  folge  aber, 
daas  die  Schule  als  solcho  ihren  Autheil  an  der  Erziehung  der  Angehörigen 
anf  Äweierlei  heschränken  müsse:  1)  positiv  auf  eio  Darbieten  solcher  Gaben, 
die  erfahruugamlissig  geeignet  sindi  auf  eine  Mehrzahl  von  Empfange uden 
gleichzeitig  und  wesentlich  gleichmässig  Eindruck  zu  machen;  negativ  auf 
möglichste  Femhaltung  aller  Eindrücke^  die  geeignet  sind^  die  Wirkung  des 
positiv  Dargebotenen  zu  verkmnmera.  So  sei  es  die  Hauptfrage:  woiiu  soll 
die  Schule  unterrichten;  diese  sei  aber  nicht  allgemein,  sondern  jedesmal  nur 
von  den  biatoriach  gegebenen,  eigenthümlichen  Kultur-  mid  (»csellBchaftsver- 
hältnissen  aus  zu  beantworten,  und  zwar  gerade  auch  für  den  Keligionaunter- 
rieht  und  den  Unterricht  Über  Dinge,  welche  das  Oebiet  des  religiösen  Lebens 
mehr  oder  wen%er  berühren.  Wo  die  Kirche  die  TrEgenn  des  Unterrichts 
sei^  verstehe  es  sich  von  selbst,  dass  der  ReügionBuntemcht  das  Hauptstück 
cnd  die  Grundlage  des  ganzen  Unterrichtswesena  bilde;  wo  das  Princip  der 
völligen  Trennung  von  Kirche  und  Staat  zum  Grundpfeiler  des  Staatswesens 
gemacht  sei,  erscheine  es  als  einfache  logische  Konsequenz,  dass  der  Religions- 
imterricht  von  den  Staatsschulen  grundsätzlich  ausgeschlossen  sei;  innerhalb 
dieser  äussersten  Gegensätze  gebe  es  eine  ganze  Reihe  von  unter  sich 
wiederum  verschiedenen  Schulsystemen,  von  welchen  keines  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  immer  nur  gut  oder  schlecht  gewirkt  habe.  Hieraus 
ergebe  sich  für  die  ünterrichtspolitik  die  Mahnung,  vorsichtig  zu  bewahren, 
was  man  habe  und  nicht  zu  ändern  ohne  die  Gewissheit,  etwas  unter  den 
gegebenen  Yerhältnissen  jedenfalls  besseres  an  Stelle  des  Aufzugebenden  zu 
bekommen.  Es  würde  mithin  die  Aufgabe  der  Gegner  der  dermalen  recht- 
lich und  thatsftchlicb  bestehenden  konfessionellen  Schule  in  Preussen  sein, 
den  Nachweis  tu  führen,  dass  unter  Berücksichtigung  aller  einschlagenden 
Verhältnisse  ein  anderes  Schulsystem  als  da»  s.  g.  konfessionelle  für  Preussen 
besser  sein  würde.  Demgemäsa  sucht  dann  der  Verfasser  auf  S.  157—104 
gründlichat  diifÄuthim,  dass  ein  solcher  Nachweis  Kur  Zeit  gar  nicht  zu  führen 
seL  Auf  diesem  Wege  gelangt  er  zu  dem  S.  196  so  ausgesprocheueu  Re- 
tultai:  „es  ist  wünschenswerth ,  dass  in  Uebe reinstimm ung  mit  den  seitens 
der  Unterrichts  Verwaltung,  abgesehen  von  gewissen  Schwaukuugcu  unter  den 
Minietem  v.  Massow  und  Falk,  fortgesetzt  beobachteten  Grundsätzen  die 
öffentlichen  Schulen  in  Preussen  und  zwar  nicht  nur  die  Volksschulen,  son- 
dern in  der  Haupitsache  auch  die  höheren  Schulen  überall,  wo  nicht  be- 
stimmte lokale  Ordnungen  oder  Verhältnisse  eine  Ausnahme  nöthig  machen, 
als  koofessionellc  erhalten  bleiben."  Was  er  hiebei  als  wesentlich  oder  doch 
besonders  wertbvoll  au  den  preuseischen  confessionelleii  Schuleiuriehtungen 
ansehe,  fesst  er  dann  S.  197  f.  in  folgende  Sätze  zusammen:  1)  Religion  ist 
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nicht  (it)  quantitativer  Bessiehung)  der  HauptgfüjjfeiiAtanil  oder  gar  jemali  der 
ein^cige  riegenBtuiid  des  T'nterriclits;  2)  alle  UnternohtR^epen stände,  sovrrit 
sie  ihrer  tiiprencii  Natur  nach  die  Rcdigion  nicht  berühren,  wind  io  konfenio* 
neUen  Schtden  wissenschaftlich  niclit  andere  zu  behandeln,  als  in  gleiclig^t 
orgnnisirten  andern  Schulen;  alle  Unterrichtsgeg-enstände  dagegen^  die  ihrer 
Natur  nach  die  Rehgion  berühren^  mud  in  der  Konfessionsschule  bo  jsu  bt»- 
handeln  f  wio  dies  ihrer  wipsenschaftlichen  Auflassung  BPitcns  der  der  k- 
treffendeti  Konfeesion  Angehörigen  entspricht ;  desgleichen  sprechen  gewichtige 
praktische  (xTÜnd  e  dafür,  in  Unterrichts  stunde  u»  i^ixr  welche  der  Stoff  nur  der 
rurmalen  Seite  nach  fest  bestimmt  ist,  wie  beim  Losen  und  Schreiben»  aueb 
aolche  Llegenstände  heranzuziehen,  die  in  das  rcligiüso  Hebiel  eingreifrtL 
namentlich  von  diesen  iTCsichtspunkten  ans  das  Lesebuch  auszuwählen;  eigenl- 
liche  Polemik  ist  nicht  Sacbe  der  Schule,  und  dies  um  «o  gewissenhafter  zu 
berüekHichtigcnT  fall»  auch  Scliiiler  anderer  Kimfossiun  die  Schule  besuchfn, 
wie  solches  fort  und  fort  denselben  freistehen  niups;  B)  da  ein  Zwang,  nach 
den  Grundsätzen  einer  fremden  Knnfessifm  /ai  lehren,  dem  Friocip  dex  Oe- 
wiBseiisiVeiheit  widersprechen  würde,  so  kann  der  Unterricht  in  alUm  üiv 
Religion  beriihrenden  Fächern  nur  Lehrern  von  derjenigen  Konfeanion  la* 
vertraut  werden,  auf  dert^n  Angehörige  die  iSchuleinrichtungen  berechn<it  sind 
Ln  übrigen  ist  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutong  der  ganzen  Per»oa* 
lichkeit  der  Lehrer  die  Zugeh'irigkeit  zu  der  die  Sclmleinrichtung  hettim- 
menden  Konfession  wünschenswert.,  aber  nicht  unter  allen  Umständen  noth- 
wendig;  4)  die  allgemeine  Schulaufsicht  übt  auch  in  der  KonfesRionnftchule 
der  Staat;  nur  den  Untemcht  in  der  Religion  leiten  in  der  KonfejuiooJi- 
wie  in  der  Sinmltanschole  die  Religio nsge Seilschaften,  Konsequent  durcb* 
gedacht  würde  der  letztere  Hedauke  auch  zu  einer  beschränkten  kirrhlicben 
Aufsicht  in  den  Unlerricht*tlachern  der  Kfinfessioneschulen  führen»  wdcbi? 
die  Religion  nur  berühren.  Um  so  mehr  ist  es  wünschenswerth,  dasf  tu 
Lokal -Schuiinspecfijren  über  KonfcRsionsschulen  möglichst  Geistliche  der 
betrelTenden  KonfcHsion  hcrangeÄOgen  werden. 

Zur  Einrieblung  einzelner  vollständiger  Simultanschulen  dndet  derVer 
fasser  einen  zureichenden  GniDd  unr,  wo  entweder  infolge  der  finsm^ielleji 
oder  sonstiger  lokaler  Bedürfnisse  ein  onlenttichefi  Schulwesen  in  anderer 
Weise  gar  nicht  herzustellen  ist^  oder  durch  Koustatirung  eines  vöUig  oder 
naliezu  allgemeinen  Wunsches  aller  Angehörigen  beider  Konfessionen  in  der 
betretenden  Ortsgemeinde  jede  Gefahr  einer  Stünmg  des  konfessionelleD 
Friedens  als  ausgesc blossen  erscheint.  Dagegen  scheint  ihm  allerdingt  äa 
Bedürfniss  vorhanden  zu  sein,  auch  diejenigen  Schalgeraeinden,  die  einnui 
unter  Genemhigung  der  höchsten  Aufsichtsbehörde  Simultan  schulen  hergest^lil 
haben»  gegen  eine  wiHkürliche  Wiederaufhebnng  seitens  der  Aufsichta>)ehönle 
sicher  zu  stellen  und  demgemUss  auch  die  Bedingungen  der  Rekonfeseionahntog 
soweit  muglicb  gesetzlicb  festzustellen, 

Zimi  Schbiss  geht  der  Verfassser  noch  in  Kürze  auf  die  Frage  ein,  ob 
und  welche  besondere  Einrichtungen  zum  Zwecke  unparteilicher  Ent^cheidutf 
streitiger  Funkte  auf  dem  Gebiete  des  inneren  .Schulrechts  und  damit  t^ 
gleich  einer  möglichst  gleichmässigcn  Handhabung  der  Unterricht^verwaltoDigt 
sowie  behufs  Sicherung  einer  mlugen  besonnenen  Fortbihlnng  des  Unterrichts- 
wesens  wünsche nswerth  seien.  Er  erklärt,  dass  ihm  beide  Vorschläge»  sowohl 
Gnäist's:  Erstreckung  der  Kompetenz  des  Oberverwaltungsgenchtshofs  hieruir 
als  der  Sevfarth's:  Emcbtung  eine*  Ober-ScbubKollegiuma,  ihrer  Teade&l 
nach,  soweit  diese  eine  fonnalo  ist,  sjinpatbiseh  seien.  Mit  Recht  aber,  wi*» 
mir  scheint,  bemerkt  er  gegen  den  zweiten»  dass  eine  wahrhaft  koUegiftlisdi 
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Behörde,  in  der  der  ünterrichtammister  nur  VorKitzeudor  sei»  auf 
Boden  jeder  coiifititutionellen  Verfassung  ala  eine  Anomalie  erscheioen 
nitttse,  und  hiili  daher  eher  ein  Eingehen  auf  Uneist's  Vorßchlac^  für  möglich^ 
ftUenfallfl  auch  durch  Eniehtun^  eines  besonderen  höchsten  Gerichtshöfe  fUr 
SoliiilsAchen  nach  Art.  des  (Terichtaliofs  für  kirchliche  Angelegen! iciten, 

E»  sind  nach  meinem  Dafürhalten  die  Auafühi'ungeu  des  Verfasserfl, 
durch  welche  er  die  Beihehaltung  dea  Princips  der  konfessionellen  Schule  in 
Prcusseu  als  die  richtige  Uuterrichtsimlitik  naclizuweisen  aucht^  für  diesen 
Zweck  vollkomjnen  hinreichend,  imd  es  kann  nur  zur  Verstärkung  ihrer 
üeberzeugungskraft  beitragen,  daas  er  es  m  entschieden  ablehnt^  jenes  Prinzip 
als  da«  unbedingt  cmpfehlenswerthe  gelten  zu  lassen.  Doch  kann  ich  nicht 
verschweigen,  dasa  er  mir  darin,  namentlich  in  Beziehung  auf  die  Volks- 
schule,  zu  weit  zu  gehen  scheint.  Ich  stimme  ihm  vollkommen  bei,  daaa 
auch  diese  Schule,  wie  die  Schule  überhaupt,  nur  durch  den  Unterricht  an 
der  Jugenders^iehung  Autheil  zu  nehmen  hat.  Aber  ihr  Unterrieht  soll  doch 
el>en  deshalb,  wie  er  selbst  zugibt,  Mittel  der  Erziehung  sein,  und  es  kann 
dieBe,  wie  er  ebenfalls  zugibt,  nur  dann  wahrhaft  geUngcn,  wenn  hie  die  Re- 
ligion zur  C-rrundJage  hat,  und  zwar  so,  wie  «ie  in  einem  beBtimmten  Giaubens- 
bckenntnifis  auRgeprügt  ist.  Wie  iet  es  dann  möglich,  dass  die  Volksuchule 
Genügendem    für    die  Jugendei*ziebung  leistet,    wenn    sie  auf  den   Religions- 

^pderricht  ganz  verzichten  muss^  oder  ihn  doch  nur  als  einzelnen  Unterrichtes- 

^|l9f|renJitAnd  neben  anderen  in  mehrfacher  Gestalt  Ijetreiben,  und  bei  den 
anderen  Unterrichtsgegenstanden  auf  deren  Beziehimgen  zur  Religion  gar 
nicht  oder  doch  nur  mit  grosser  Zurückhaltung  eingehen  darf?  Und  wird 
die  Kirche  das,  was  die  Volksschule  eigentlich  für  die  Erziehung  der  un- 
mündigen Jugend  leisten  sollte,  ersetzen  können,  wenn  ihr  dafür  nur  wenige 
Btonden  des  ReHgionHuntcrrichts  zu  Gebote  stehen?  Frcihch  ist  auch  von 
der  konfessionellen  Volksschule  nicht  schon  darum,  weil  sie  konfessionell 
eingerichtet  ist,  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dass  sie  wirklich  eine  tüchtige, 
wahrhafl  christliche  Jugenderziehung  zu  Stande  bringt ;  dazu  gehört  vor  allem, 
dam  auch  die  Person hchkeiten  der  Lehrer  aobeschafien  sind,  wie  sie  es  sein 
sollen;  aber  wenn  selbst  die  bestbeschaflenen  Lehrer  durt^h  die  Einrichtung; 
der  Schule  gehindert  sind,  zu  leiat^?u^  was  sie  leisten  könnten  und  zu  leiateu 
wunscht+m,  so  ist  das  doch  unbedingt  vom  Uebel.  Möchte  darum  nicht 
nur  in  Preussen,  sondenr  im  ganzen  Deutschen  Reich  am  Prinzip  der  kon- 

^^jonellen  »Schute  mit  allem  Ernste;  so,  wie  es  der  VerfjMaer  empfiehlt,  fest- 

Hri^ten,  odor  eventuell  es  wieder  angenommen  werden. 

■      — 

ITIIhelm  SnHl,   Vorlesungen   über  Naturrecht.     He  rausgegeben   von 

I  einem  Freunde  des  Verewigten,  Neue  Ausgabe.  S.  XVI  und  27 L 
2  M.  Bern.  R.  Jenni. 
JJas  Werk  eben  enthält  ein  Naturrecht  alten  Stüa,  aI«o  dnsi  System 
einea  Rechts,  „das  in  der  menHchlichen  Vernunft  gegründet  ist  und  durch  sie 
erkannt  wird,"  dessen  Kenntoiss  „aus  Begriflen"  gewonnen  wird,  und  das 
„durch  sich  selbst  allgemeine  Gültigkeit  hat''  (S,  1 — 4K  Es  steht  im  Wesent- 
lichen auf  Käst 's  ehern  Grunde  —  man  vergleiche,  was  über  das  Prinzip  des 
Rechts  S.  25  f.,  ülicr  die  lieafuidere  VernunRgesetzgelmng  für  da«^  Recht  und 
|s  Verhältnisa  derselben  zur  Moral  S.  13  Ik^.  27,  M  flg.,  über  das  Ver- 
Archiv  ffir  J(f«nllie1iQii  Ewcht  L  3,  j\n 
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hEHniBS  des  E^hts  sum  Staate  tmd  den  Zweck  dea  letzteren  8.  27,  192  flg^ 
über  den  cwi^n  Frieden  S.  257,  über  Willenslreihoit  8.  16  gesiigt  wird, 
u,  A,  —  und  reilit  sich  Lior  einer  zalilreielieni  der  heutigiea  CfeoerAtIcm 
freilich  ziemlich  fremd  gewordenen  Familie  ein.  Seinen  Tendenzen  nach 
liarmonirt  es  am  Besten  mit  dem  liierjcu  pfehörigen  Verniinflrecht  i 
Rotteck,  nur  dass  es  in  der  Vertretung  demokratischer  Anfichauungen  über 
diese 8  hinausgeht.  Der  Autor,  der  im  Jahre  1851  als  ProfesBor  in  Bern  ge- 
Rtorben  ist,  hat  eich  dem  Einfluea  der  wissenschaftlichen  Bewegung,  wel^ 
in  Deutschland  das  XAturrecht  2u  Grabe  getragen  hat,  bis  ans  Ende  entzogeo. 
Bezeichnend  für  die  geistige  Umgebung,  in  welcher  seine  Ueberxeugiiz^ 
ihre  feste  C+c8talt  gewonnen  haben,  ist  u.  A.,  dasa  er  bei  der  Ueltereicht 
über  *lie  Repi-äaentanten  der  „Rechtslelire  vom  Staate"  in  Deutachland  neben 
Kant  und  Ficht«  aua  unserem  Jahrhimdert  nur  das  Werk  „Welt  und  Zeil* 
und  die  „Nemesis  von  Litden"  nennt.  Mit  der  Empfehlung  der  letztgenaoBlfli 
Zeitschrift  und  der  Bemerkung,  dass  dieser  Zweig  der  Wissenschaft  leit  den 
Befreiungskriege  „von  seinen  Höhepunkten  bedeutend  herabgesunkcan  wä," 
Bchliesst  die  „Ueberaicht  der  Geschichte"  dieses  Zweiges  ab  (S.  191),  I>ie 
vorerwähnte  wissenschaftliche  Bewegung  erscheint  dem  Autor,  und  ebenso 
dem  Herausgeher,  lediglich  unter  dem  Gesichtsimnkte  eines  im  Interesse  der 
Reaktion  erfolgten  Rückschritts.  Aus  diesem  vermeintlichen  Riickachnll 
wird  ein  besonderer  Orund  für  die  Veröffentlichung  dieser  Schrift  hei^leitet. 
Der  Herausgeber  hat  von  ihrer  Bedeutimg  die  höchste  Meinung.  ^So  wie 
man  mit  Wahrheit  sagen  kann,  Shakxspkake  habe  für  allo  Zeitrti  g«»lebU 
ebenso  gut  dürfen  wir  hehaupteB,  dass  die  obersten  Grundlagen  von  Sitnx*i 
Natnrrecht  auf  alle  Zeiten  Anwendung  finden  BoOen."  Ein  solches  Xiitiu^ 
reckt  konnte  freib'ch  nach  der  Ansicht  des  Genannte?«  nur  auf  republi- 
kaidaehem  Boden  sich  entwickeln  und  zum  Vortrag  kommen.**  „Es  ist  leicht 
eimtusehen,  dass  Bolehc  Grundsätze  (wie  die  unveränderliche  Gleichheit  drr 
angeborenen  Menschenrechte)  nur  dH  gelehrt  werden  dürfen,  wo  die  Xatiotj 
ihr  kÖBtliclies  Gut,  das  So uveränitä tsrecht,  sich  frei  erhalten  hat.**  Dergleichrü 
wird  von  eitiem  Naturrecht  behauptet,  das  seine  Grundgedanken  den  Lehrco 
Kakt's  und  anderer  Angehöriger  monarchischer  8taatt»u  entlehnt  hat*  Emt 
groteske  Naivetat  I  Die  8olI>ständigkeit  des  Autors  will  insbesondere  durch 
dessen  Ansicht  von  der  Staatsverfassung  erhärtet  werden.  Die^e  griiödH 
sich  nändich  nacli  Snkll  nicht  auf  einen  Vertrag,  sondern  auf  einen  ,»B<^ 
scliIuBs**.  „Die  Verfassung  ist  der  erste  Selbstbestimmungsakt  der  (durob 
dt'U  Vercinigtmgavertmg  constituirteu)  Gesellschail**  (S.  169,  SOO).  Der 
fragliche  Bcschluss  nimmt  indessen  pgewiMerraassen  die  Natur  dea  Vertrage** 
an  (8. 16^).  Auch  bleibt  der  Gedanke  im  Zuiftnimenhange  dieses  Naturrechti 
no t h w endig  unfru chtb ar . 

Das  Buch  ist  übrigens  klar  geschrieben  und  kann  demjenigen,  der  kx^ 
mit  der  finalen  Fonn  des  deutschen  Naturreehts  bekannt  machen  wiH 
bestens  empfohlen  werden.    Es  ist  mit  dem  Porträt  des  Aut4:)r8  gcschnmdt 

StraHsburg.  A,  Merkel. 

Br,  jtir*  Sigmund  Adkr,  Die  Organißation  der  Central  verwalten? 
unter  Kaiser  Maximilian  I.  Auf  urkundlicher  Grundlage  dar- 
gestellt, Leipzig,  Verlag  von  Dunckcr  und  Humbio t.  1886.  572  S. 
Preis  UM. 

Der  Verfasser  vttrliegenden  Werkes  unternimmt  es,  die  Oi^gamüHiM 
der  Central behörden  Oesterreichs  unter  Maximilian  L  dantustellen.  IHc  eHJ« 
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Qg  de»  Thema«  könnt«  auf  den  ersten  Blick  befremdend  er«cheinen. 
HU  "einerBcitfl  ist  die  Organisation  der  Central  Verwaltung  stets  abhän^g 
vi>n  der  der  unteren  BehtJrden,  andererseits  wirkt  aber  auch  das  materielle 
VerwaltuiiprBrei'lit  in  der  verschiedeniten  Weise  auf  die  Verwaltungflorganisation 
ein,  (ileicliwohl  ist  die  BeschrÄnkung,  die  sich  der  Verfasser  auferlegt,  nicht 
unberechtigt,  sie  ist  vielmehr  bedingt  durch  die  geBchichtliche  Entwicke- 
ng selbst. 

Dem  Stftute  den  späteren  Mittelalters    ist  bekanntlich   eine  Behörden- 
aisation  in   unRerem  Sinne  fremd.     Die   besitzenden  Klassen  haben  sich 
unmittelbaren  EinOuss  über  den  Staat  und  die  staatlichen  Machtmittel 
Dohertf  indem  sie  aU  Landstaude  bessw.  ständische  ÄusschiisBe  die  Central- 
verwaltung  des  Landes,  als  Patrimonialherren  oder  Btädtiache  Magistrate  die 

JtokaJverwaltung  in  ihrer  Hand  haben   und  beide  in  ilirem  Interesse  leiten. 

Bin  Bnich  mit  dieaera  Systeme  musste  eintreten^  sobald  ein  Land  vor  grössere 
politische  Aufgaben  gestellt  wurde,  die  zu  bewältigen  das  StÜndethuni  mit 
seiner  einseitigen  Interessenvertretimg  unfähig  war.  Die  erste  Stellung  auf 
dem  Kontinente  nahm  in  dieser  Beziehung  Frankreich  ein,  wo  nach  Been- 
digung der  englischen  Ki'iege  das  Königthum  sich  einen  her\^orragenden  Eintlusa 
cmmgen  und  wenigstens  in  der  Central-  und  Proviiizial Verwaltung  das  stän- 
dische Element  durch  ein  berufBraiissigea  Bearatentlnun  verdrangt  hatte.  Diesem 
Beispiele  war  die  jüngere  Linie  des  Hauses  Valois  in  ihrem  niederlaudisch- 
burg-undischen  Uebiet  gefolgt.  In  Deutschland  war  für  das  Reich  eine  ähn- 
liche Reform  bei  der  überwältigenden  Macht  der  Territorialherren  nicht 
durchführbar,  das  staatliche  Leben  konnte  sich  höchstens,  wia  die  Geschichte 
Deutschlands  unter  Maximilian  L  zeigt,  auf  biindischer  Grundlage  weiter 
entwickeln.  In  den  deutsehen  Territorien  dagegen  lag  zu  einem  Bruche  mit 
dem  StÜndethume  im  allgemeinen  noch  keine  Veranlassung  vor. 

V      Allein  in  den  österreichischen  Landen,    die    seit  Ende    des   15,  Jahr- 

^■nderts  in  den  Mittelpunkt  der  pi>li tischen  Bewegimgen  getreten  waren, 
iBid  wo,  ähnlich  wie  anderthalb  Jahrhundert  später  in  Brandeuburg-Preussen 
die  Vereinigimg  mehrerer,  bisher  selbststiiudiger  Territorien  unter  einem 
Herrscher  zu  einer  energischen  Entwicklung  der  Verwaltung  nöthigte,  wurde 
bereit«  unter  Maximilian  I.  mit  dem  bisherigen  System  gebrechen  und  eine 
den  modernen  Anfordenmgen  entsprechende  Verwaltungsoi^ganisation  ge- 
scliAlfen.    Dieselbe  konnte  allerdings  zunächst   nur  in    der  Centml-  und  Pro- 

Vtnsi&linstanz    durchgefiihrt    werden,    wahreud   die   Lokalbehörden    und    das 

materielle  Verwftltuuga recht  fast  unverändert  blieben.  Die  Organisation  der 
Centralvenn'altung  unter  Maximilian  L  ist  daher  der  erste  Verbuch,  in  Deutach- 

hiud  eine  den  BedOrftiissen  eines  tlroBBstaates  entsprechende,  von  dem  Ein- 
flüsse einzelner  tiesellaclialtsklassen  unabhängige  Verwaltung  zu  «chafFen.  Von 
diüsem  (Tesichtspunkte  aus  ist  das  Unteniehmcn  des  Verfassers  mit  Aner- 
kennung zu  begrüssen,  es  erscheint  zur  Fördennig  der  geschichtlichen  Kennt- 
nisa  de»  deutschen  VerwaltnugsreiihtB  in  hervorragendem  Maasse  geeignet. 
Der  Verfasser  gibt  einleitungawei»«  ©ine  kurze  Ucb  ersieht  über  die 
franzöeisch-üiederliiadisehe  Centndverwaltung  und  die  Reformen  Maximilians 
In  einem  ersten  Abschnitte  werden  die  Centralbehörden  am  Hofe,  Hofrath 
tmd  Hofkammer,  dargestellt.  BeabNiehtigt  ist  auch  hier  nur  eine  Schilderung 
der  öftterreichischen  Venvaltung.  Das  Reich  konnte  jedoch  um  dees willen  nicht 
unberührt  bleiljcn,  da  diese  Centralbehördeu  ala  Gelnlfen  bei  dem  peraön- 
Hchen  Regiuiente  des  Königs  für  das  Reich  und  die  Erblaude  gleichzeitig 
bestimmt  sind.  Der  zweite  Abschnitt  hat  die  Laiidcsbehürdeu ,  d,  li,  die 
ovinzialbehorden  zum  Gegenatande  und  zwar   in  einem  ersten  Kapitel  die 

40* 
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der  niwierÖsterreicliiscben  Ländergruppe,  Oeaterreicb  ob  und  nieder  der  Em, 
Striorrnftik,  Kiirntlien  i^nd  Krain^  ia  einem  zwpiten  Kapitel  die  von  Timt 
und  Vorderosterreich.  Der  dritte  Abschnitt  endlich,  der  den  InnÄbruckcr 
Laodtagsab schied  und  die  BehördenorgamsatioD  bebandelt,  schildert  fii^n 
Kampf  der  StÜDde  gegen  die  neuen  Bildungen  und  das  schliesslicbc  Ergebni?i 
gegen  Ende  der  Regienmg  Maximilians  L  in  dem  LandtÄgsabschiedc  \  . 
1618.  Beigegeben  sind  in  einem  Anhange  eine  Reihe  werthvoller  irrkuul  u 
aua  den  österreichischen  Arehi%Tn  über  die  Verwaltmngsgeachicbte  dieser  Znl 

Das  Werk  beruht  abgesehen  von  der  Einleitung,  die  sich  auf  die  Cnui 
zÖBische  und  belgische  Literatur  stützt,  vorzugaweiae  auf  den  reichen  «rcKi- 
valifichen  Quellen,  die  zum  grössten  Tlieile  hier  zum  ersten  Male  beniiUl 
sind.  In  übersichtUcher  klarer  Darstellung  werden  die  einzelnen  BehÖrdn» 
und  ihre  Eutwickelnng  behandelt  von  den  ersten  Versnchen  Maximilians  l, 
das  peraunliehe  patriarchalische  Regiment  seines  Vaters  auizugeben,  bi&iuin 
Abscblußs  tler  Bohördenorganisation  gegen  Ende  seiner  Regierung.  Ea  wäre 
hierbei  freilich  zu  wünschen  gewesen,  dass  der  VeAsser  mehr  als  geschehen, 
auch  die  sozialen  Machtverhältnisse  berücksichtigt  hätte.  Dieselben  erscheinen 
in  dem  dritten  Absclmitte  etwas  zu  kurz  beliandelt  und  sind  in  den  früheretj 
Perioden  fast  gar  nicht  in  Betracht  gezogen.  Unübertrefflich  ist  dagegen 
die  Schilderung  der  Verwaltungspraxia,  der  Thiitigkeit  der  einzelnen  Behönkti 
im  kleinen,  in  ilirem  geschäflbehen  Verkehre  mit  den  übrigen  Organen  dar 
Venvaltung.  Wenn  der  Verfasser  auf  S,  441  mit  Bezug  auf  die  BücberraOieD 
des  Innsbrucker  Archivs  sagt;  „Wir  haben  versucht,  sie  aus  dem  innenen 
StAatsleben  ihrer  Zeit  zu  verstehen,  ihr  eigenes  Leben  ihnen  cinauhaachen, 
und  sie  brachen  ihr  Schweigen  und  sprachen  von  einem  Verwaltimgswerke, 
desBcn  Denkmal  sie  sind",  so  darf  man  wohl  behaupten,  dass  ^eser  Verwaeh 
in  jc^der  Beziehung  gelungen  ist.  Man  gewinnt  aus  der  Darstellung  von  der 
Thüligkoit  der  Behörden  des  15,  und  16.  Jahrhundert«  eine  ebenso  kUr« 
Ansehaiiung,  als  wenn  mau  selbst  in  ihren  Bureaus  gearbeitet  hätte. 

Um  noch  auf  einen  einzelnen  Punkt  einzugehen,  so  überschatxt  der 
Verfasser  nach  dem  Vorgange  von  Loknino,  auf  dessen  Deutsches  Vc^rwal- 
lungsrecht  er  sich  hierbei  berufl,  augenscheinlich  den  Einfluss  des  framtÖRiscli- 
nitHlrrlandiscbcn  Verwaltungsrechtes  auf  die  Reformen  Maximiliauf  L  lo 
hohem  Maasse,  Jedes  Recht  gebt  doch  in  erster  Linie  aus  den  sonalcu 
Bedürfe  lasen  hervor.  Nur  soweit  diese  in  verschiedenen  Ländern  dieseU»eu 
sind,  kann  ülierhaupt  von  fremden  Recht seinflüssen  die  Rede  »ein.  Eiih' 
solche  Identität  hat  der  Verfasser  nirgends  nachgewiesen.  Wenn  nun  aticli 
wii'klich  die  gleichen  sozialen  und  politischen  Grundlagen,  der  Kampf  def 
modernen  Staatswesens  gegen  das  Ständethrnn,  in  den  Niederlanden  wie  in 
Oesterreicb  im  allgemeinen  vorhanden  waren,  so  herrschten  doch  im  eiit- 
zeluen  die  grössten  Verscbiedenlieitcn.  In  den  Handel  und  Industrie  pöt^ 
genden  Niederlanden  waren  die  besitzenden  Klassen  vorzugsweise  vertretiffi 
durch  die  Städte,  in  den  volkswirtbschaftlich  wenig  entwickelten,  noch  itif 
dem  Standpunkte  der  NaturalwirthscbafL  stehenden  österreichischen  Oebietd» 
durch  die  grossen  Grundbesitzer,  den  Adel.  Schon  desahalb  kann  eiiK* 
Uelu^rtragung  niederländischer  Verwallungsetnrichtungen  auf  Oeflterreich  nur 
in  fiusserst  beschränktem  Maasse  stattgefimden  haben.  Thataaehlich  ww^ 
denn  auch  der  Verfasser  fiir  seine  Auffassung  nicht  viel  mehr  anzufuhirfl, 
als  einige  Titel  und  Bebördenbezeichnungen,  sowie  S.  78  ff,  den  Entwurf 
einer  Ho f kam mer Ordnung,  die  allerdings  sehr  an  niederländische  Einrich^ 
tungen  erinnert,  aber  liezeichnender  Weise  nie  in  Ki'aft  getreten  ist  I^ 
Deutsche  besitzt  wirklieh  schon  in  hinreichendem  Maasse  die  Neigung,  frew'«? 
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BmrichitLDgen   nachzuahmeD.     Wii"   liraucheD  uns  nicht    noch    zu    bemiüien, 
auch  in  reiu  nationalen  Rechtsbildungen  fremde  Einflüsse  zu  suchen* 

Conrad  £ornhaL 


W«  Cäv©  Talt,  Die  ÄrbeiterechutzgeBetzgebung  in   den  Vereinig- 
ten Staaten.    Tübingen»   Laupp,    178  S* 

Die  ewige  Anfeinanderfolge  flozialor  und  rechtlicher  Entwicklung  er- 
cheint  in  markantem  Bilde,  wenn  wir  das  Grebiet  des  Kampfes  der  Lohnarbeiter 
*  mit  den  Unternehmern  betreten.  Die  Dampftnaechiiiei  pr^ciser  die  technische 
Entwicklung  überhaupt,  propagirt  die  Arbeit  der  echwacheren,  weniger  ansge- 
hildeten  Individuen,  nämlich  derFrauen^  Kinder  und  ^jungen  Personen",  theils 
neben,  theila  zum  Ersätze  derArbeitvolLkraftiger  Mannen  Sowie  dies  eingetreten 
ist,  wird  (in  den  ersten  Decennien  dieses  Jahrhunderts)  in  England  der  Gegen- 
druck der  „aufs  Pflaster  gew^orfenen'*  oder  von  dieser  Eventualität  bedrohten 
Arbeiter  bemerkbar.  Es  i»t  ein  sozialer  Gegensatz  erwachsen;  dieser  wird  zum 
politischen  Gegensatz  im  Kampfe  um  die  Gesetzgebung.  Die  Keehtsentwick- 
lung  erfasst  ein  vollkommen  neues  Gebiet.  Seitdem  nach  einigen  voraus- 
gegangenen fruchtlosen  gesetzgeberischen  Versuchen  die  Acte  vom  29.  Aug. 
1833  zur  Regelung  der  Arbeit  von  Kiudem  und  jungen  Personen  in  den 
Mühlen  (milla)  und  Fabi-iken  des  Vereinigten  Königreichs ')  erlassen  wurde» 
hört  die  Gesetzgebung  nicht  auf,  sich  mit  dieser  Materie  zu  befaBsen, 

Der  Verfasser  des  Buchea  gibt  uns  nun  ein  detailirtes  Bild  sowohl  derBe- 

ti*cbungen,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerikfi  in  dieser  Kich- 

'tmigzuTage  getreten  sind,  als  auch  ihrer  Conseqncnz,  der  Rcchtsgestaltung. 

Da  die  einschlngige  Gesetzgebung  nicht  eine  der  16  powors  ist,  welche 

t"?erfasBungsmässig  der  Ünionsregienmg  rcservirt  sind,  bleibt  sie  den  Einzel- 

taaten  übcrlaflsen,  in  denen  siCj  wie  gleich  hier  constatirt  werden  mag,  eine 

«ehr  nngleichmässige  Entwicklung  aofeuweisen  hat. 

Der  Verfasser  begreift  unter  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  die  Spezial- 

gesetzgebung  zu  Gunsten  der  in  den  grosseren  industneUen  Untcr-nehmungen 

I       verwendeten  Lohnarbeiter,  welche  diese  vor  einer  Benachtheiligiing  m  ihren  be- 

^Bpechtigten  Interessen  schützen  soll.  Die  m'cht  allein  die  Lohnarbeiter  bctreftende 

^HBcimats-,  Armen-,  Schul-,  Vereins-  etc.  Gesetzgebung  schhesst  Verfasser  aus, 

^^boweit  sie  nicht  mit  dem  apeciellcu  ArheiterBehutze  organisch  verbunden  ist, 

^B         Die  Entwicklung  der  Arbeiter schutzgcsetzgebimg  wird  vom   Verfasser 

^Blisiorisch-descriptiv  ardgezeigt.   Er  befcichnet  diese  als  ein  Compromiss  des 

^^taalcs  mit  den  Forderungen  der  Arbeiter,  eine  AufiTassung,  von  der  uns 

scheint,  dass  sie  der  Correctur   sehr  wesentlich  bedarf.     Nicht  der  Staat 

hat  mit  einer  Classe  zu  comp romitt Iren,  sondern  er  dictirt  zwei  Classen 

ein  Compromiss  und  verankert  es  in  seiner  Gesetzgebung.    Eine  andere  An- 

^uieht  mfiaate  nothw*endigerweise,  im  AYiderspruchc  mit  dem  geltenden  alaats- 

^■lürgerliehen  Principe,  den  hen'sch enden   Classeu  eine  StelUmg   zuerkennen, 

^Hrie  sie  etwa  ehemals  die  Gnippen  des  stäüdischen  Staates  sich  zurechtgelegt 

^Platten.     Mag  nun  auch  thatsachlicb  ein    solches  Verhültnia  bestehen,  so  ist 

es  jedenfalls   bedenklich,    es    in   der  Wissenschaft  zum  Ausgangspunkte    zu 

! nehmen. 

Als  die  Hauptforderang  der  amerikanischen  Arbeiterschaft  bezeichnet 

*)  S.  die  Sammlung   der  Fabrik ge^ctze  Englands,   auf  Veranlassung  de-s 
*t,  Handela-Ministeriums  herausgegeben,  Wien  1869. 
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Yer&sser  die  EiBftihjnmg  dea  Normal arbeits taget,  mit  8  Btindifsr  A^ 
beitadauer*  Ma  Erfolg  der  ziemlich  auedauemden  Bewegung  ist  festEtisteUei^ 
daas  in  den  staatlich en  BctriebcD  der  ünionsregiening  durch  das  Union»- 
gesetz  vom  25,  Mai  1868  der  8  atiiadige  Arbeits  tag  festgesetzt  wurde,  welcher 
jedoch,  wie  zahlreiclie  parlamentariche  Debattca  daHhun,  eeitens  der  üuiooi' 
beamton  uicht  immer  eingehaltea  wird.  In  manchen  Einzelstaateii  ist  der 
Arbeitstag  von  8 — 10  Stunden  gesetxUch  normirt,  doch  zumeist  mit  der  Ein- 
schränkung, „fall 8  eine  andere  Verabredung  nicht  getroÖen  wurde,"  Dorch 
letzterwähnte  Bestimmung  wird  allerdiugs  der  Charakter  des  A^bcit£'^ 
Bchutzes  abgestreift.  Dieser  schliesat  iu  eich,  dasa  Abänderungen  der  ein- 
schlägigen VorBchrifben  im  Wege  der  privaten  Abmachimg  unzulässig  sind; 
ist  doch  die  gesetzUclie  Normii'ung  ein  —  allerdings  sehr  mangelhafter  — 
Ersatz  fiir  die  beim  Vertragsabschlüsse  theilweise  fehlende  Entschlioaimng»' 
freiheit  des  einen  Tlieils^  dieselbe  hat  daher  als  öffentliche -rochtlic^o 
Ergänzung  des  Bestimmungsrechts  der  Lohnarbeiter  über  ihre  ArbeiUr 
kraftt  nicht  alternativ  einzutreten*  Unter  allen  Umstanden  ist  aber  die 
Einfügung  des  Normalarbeiistaga  in  die  Gesetzgebung  von  grosser  prioci- 
pieller  Bedeutung.  Es  ei'scheint  hierbei  als  nicht  sehr  wesentlich,  ob  anEi^- 
Uch  in  weitem  Umfaugo  Ausnahmen  von  der  Norm  zugestanden  werden,  wie 
dies  die  beiden  europäischen  Staaten,  in  deuen  der  Normalarbeitatag  geeets- 
Uch  besteht,  nämhch  die  Schweiz  ^  und  OesteiTeich')  gethan  haben» 

In  innigem  Zusaimnenliangc  mit  dem  Normalarbeitstage  steht  dla  Re- 
gelung der  Arbeit  der  Frauen»  Kinder  und  jungen  Personen,  deren  Eia- 
schränkung  auf  bestimmte  Stunden  in  England  den  that  s  ächlicheü 
Normalarbeitstag  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  zur  Folge  hatte-).  Iü 
Nord-Amerika  reducirt  sich  die  Beschränkung  der  Kinderarbeit  zumeist  »af 
venvaltuugsrcclitliche  Bestimmungen  im  Interesse  de»  Schulbesuches,  ia  der 
Eegel  derait^  dass,  —  trotzdem  ein  eigentUcher  Schulzwang  nur  in  weaigeo 
Unionsstaaten  besteht  —  Kinder  in  Fabriken  nur  dauu  beschäftigt  wcsrdeü 
dürfen,  wenn  sie  im  letztvcrÜossenen  Jahre  vor  ihrem  Eintritt  iu  die  Arbeit 
während  einer  be^tinmit^n  knapp  bemessenen  Zeit  —  oft  nur  11  Wochen  — 
—  die  Schule  besucht  haben*  Dagegen  Ündea  Frauen,  Kinder  und  jungt 
Personen  fast  gar  keinen  besonderen  rechtlichen  Schutz  vor  gesundhciti- 
schädlicher  und  näehtliclier  Arbeit,  wie  ihn  die  engUscho  und  ÖBterreichiiche 
Gesetzgebung,  freilicli  mit  allzu  ängstlicher  Schonung  der  Unternehmer 
Interessen,  nomiirt  haben. 

Die  Begelung  der  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  Unfällen  —  wekbe 
der  Verfasser  wegen  der  Geringfügigkeit  des  positiven  Gesetzmatcrial«  leider 
nur  sehr  kurz  behandelt  ^  entbehrt  noch  fast  gänzlich  des  sozialen  Cha- 
rakters. Sie  tritt  meist  nur  bei  direetem  Verschulden  des  Unternehmen 
selbst,  zufolge  allgemeiner  civilrechtlicher  Bestimmungen  in  Kraft.  Nur  die 
Eisenbahnuntcruehmer  in  einigen  Staaten  sind  auch  fiir  die  von  ihren  An 
gestellten  verschuldeten  Unfälle  haftbar.  Die  Statuirung  dieses  Auflnahmj- 
falle»  kann  unschwer  als  eine  Consequenz  des  Umstandes  erkannt  werdfiii, 
dass  die  Beschädigten  iu  solchen  Fällen  häutig  den  herrseheudcn  Classen 
angehören.  Unserer  Meinung  nach  ist  diese  Haftpflicht  auch  nichl  in 
den   Arbeiterschutz    einzubeziehen   und   dürfte  vom  Vei^sser  wohl  nur 


i 


')  Bimdes-Gesetz  vom  23.  März  1877  über  die  Arbeit  in  den  Fabrike«. 

*)  Gesetz  vom  8.  März  1885,  betreffend  die  Abanderang  und  Ergaiuonfe' 
der  Gewerbeordnung  (K.-G,-BL  Nr.  '22). 

*)  S.  hierüber  Marx,  das  Kapital  I.  1.  Aufl.  S*  284;  Plekee,  dia  eng» 
lifiche  Fabrik gestjtzgebuug  S.  40.  42.  30. 
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der  VoUatändigkeit  wegen  aufgenommeu  wordea  sein.  Eigene  Hal'tp flicht- 
geeetse  findon  sieb  in  Illinois  und  Massacbuaotts,  wobei  zu  envahnen  wäre, 
dsms  in  letzterem  Staate  eine  vertragamäReige  Befreiung  des  Uuteruehmcra 
¥on  der  Haftpflicbt  als  uniuläasig  erklärt  wird. 

Verfasser  wendet  sich  hierauf  den  Behörden  für  Arbeitericbutz 
za.  Während  die  Fabrikeinspection  nur  in  zwei  Staaten  durch  besondere 
Organe,  sonst  aber  theils  gar  nicht,  theils  nur  nebenher  von  den  Verwaltungs- 
beamten  besorgt  wird,  somit  auf  diesem  Gebiete  die  Vereinigten  Staaten 
Müter  den  Einrichtimgen    der    europäischen  Industricfitaaten    zurüekbleiben» 

Edio  von  den  Arbeitern  vielfach  verlangte  Organisation  arbeitsstaliatischer 
mter  weit  vorgeechntten.     Diese  Btireaox,    denen  in  einigen  Staaten  sehr 
itgehendc  Befugnisse  zur  Ermittlung  von  wichtigen,   sonst  als  „Geschälla- 
leimniss"  in  undurchdringlichen  Nebel  gehüllten  industriellen  Verhaltnissen 
Äuerkannt  wurden,    haben  sehr  gnnatige  Resultate  erzielt.     Das    älteste,   seit 
JL669  bestehende  Amt  in  Massachusetts  soll  nach  des  Verfaascra  MittheUungen 
■be  vollständige  Statistik  von  Lohnhöhe,  Arbeitszeit  etc.  nebst  vielen  anderen 
^iwthvollen  Nachnchteu  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht  haben,  durchaus 
Daten,    deren  ßescliaffung  in    verlässlicher  Form    in  Europa   als    unmögUeh 
bezeichnet  wird. 

Zum  ScWueee  behandelt  Verfasser  noch  die  specielle  Bergarbeitsgesetz* 
ypebting,  welche  —  was  auch  in  Europa  beobachtet  werden  kann  - —  im  All- 
gemeinen etwas  weiter  vorgeschritten  ist,  als  die  Fabriksgesetzgebung- 

Wir  erblicken  hier  eine  Keihc  von  in  Eutistehung  begriffenen  Reclita- 
mftitutionen,  welche,  ursprünglich  dazu  bestimmt,  üebergriflen  ciiizclüer 
Personen  vorzubeugen,  allmählich  eine  totale  Neugestaltung  des  socialen 
Lebens  anbahnen.  So  wie  wir  Eingangs  die  Einwirkung  der  socialen  Eut- 
Wickelung  auf  dns  Recht  constatiren  konnten,  sehen  wir  hier  das  Recht  wieder 
auf  die  Entwickelung  des  geaellschaftlichen  Lebens  beetinmienden  Eintlitss 
nehmen.  In  unaufhörlicher  Wechsel  Wirkung  sind  Leben  und  Recht,  Wenn 
da5  Leben  vorausgeeilt  ist,  entsteht  die  sociale  Frage,  aobidd  das  Recht  es 
wieder  einzidiolen  sucht,  die  sociale  Reform.  Es  scheint  uns,  dass  die  Rechts- 
wissenschaft heute  wieder  auf  dem  Punkte  ist,  sich  dessen  bewusst  zu  werden, 
dass  ein  weiteres  Zurückbl eilten  hinter  der  organischen  Entwickclung  zimi 
Zerreissen  des  Bandes,  welches  sie  mit  dem  Leben  verbindet,  also  zur  Rcchts- 
storuDg  fuhren  miisate.  Darum  ist  das  Eindringen  in  die  fremde  fiesetz- 
gebung  über  Materien  unserer  jetzigen  socialen  Frage,  der  Lohnarbe iterü-age, 
von  höchster  Bedeutung  und  das  vorliegende  Buch  kann   demnach    als   eine 

rrthvolle  Anregung  betrachtet  werden. 
Wien.  Otto  Wittelshofen 

Geari^  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  2.  Aufl.  Leipzig. 
_  Duncker  und  Humblot.     1885.    8^    VIII  und  725  S. 

B  Die  erste  Auflage  des  vorliegenden  Werkes  war  im  Jahre  1878  er- 
Hkhienen.  Seitdem  hat  der  Verfasser,  wie  bekannt,  im  Anschlues  an  dasselbe 
TJem  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  (Theil  I,  1883.  Thcil  U, 
1885)  herausgegeben.  Dieser  Umstand  hat  auf  manche»  der  Verwaltung  be- 
sonders zugewendete,  Partieen  des  Staatsrechts  in  der  neuen  Auflage  seinen 
Einfluss  geübt.  Sie  konnten  kürzer  behandelt  und  nelfach,  insliesondero 
was  die  Angabe  von  Quellen  und  Litteratui"  betrifft,  durch  Verweisunfifen 
auf  daa  zweite  Hauptwerk  erledigt  werden.    Das  letztere  Verfaliren  tritt  be* 
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Bonders  in  §§  191—194,  die  imiere  Verwaltung  betreflend,  hervor.  Rafereat 
meint,  dass  es  den  Werken  beiderseitig  «uro  Vortbeil  gereichen  würde,  waiu 
e6  die  ZukunH  ermöglichte,  sie  sa  einem  mnfaBBenden  „Staats^  and  VtT^ 
waltungsrechf*  zu  vereinigen. 

Bei  den  Principien,welche  der  ersten  Auflage  zu  önmde  Ugen»  ist  der 
Verfasser  verblieben.  Er  wiederholt  zunächst  die  Worte  seiner  enten  Vtr 
rede,  w^elche  entscliieden  fordern,  dass  bei  der  Beliaudlung  des  StaaUrecbli 
nach  streng  juristigehor  Methode,  w^enn  auch  mit  gehöriger  Vorsicht  gtsgeu* 
über  privatrccht liehen  Analogien,  verfahren  werde.  Der  Verfasser  B^ 
hinzu :  ^Dieser  Tendenz  bin  ich  auch  in  der  vorliegenden  Auflag«  treu  g^ 
blieben.  Ich  glaube  nicht,  dass  es  der  Wissenschaft  des  Staatsrecht««  xnm 
Segen  gereichen  würde,  wenn  sie,  wie  neuerdings  i^deder  empfoWeu  ist,  sd 
die  Stelle  der  juristischen  eine  sogenannte  politische  Methode  treten  Hewe.* 
—  Auch  die  Zusammenfassung  von  Reichs-  imd  Landesstaatsrecht  zq  gemeiii- 
samer  Darstellung  hat  der  Verfasser  beibehalten.  Endlich  hat  sich  denelbe 
durch  das  fortgesetzte  (z.  B.  §  117)  Streben,  die  Land esgesetigebung  mit 
möglichster  Vollständigkeit  zu  berücksichtigen,  nach  der  Anüchi  des  Re- 
ferenten den  Dank  aller  derer  verdient,  welche  sich  über  den  Stand  eber 
einzelnen  Materie  des  Landesstaat^rechts  möglichst  eingehend  untorrichtea 
wollen. 

Die   neue  Auflage   ist   besonders   verdienstvoll   durch    die   eingehende 
Verwerthung  der  fortschreitenden  Gesetzgebung  und  die  umfassende  Berficb 
sichtigimg   der  inzwischen   erschienenen  Litteratur.     In  erster  Richtung  hat 
u.  A.   das   Staatsrecht    der  Reichslande    eine   vollständige   Umarbeitung  e^ 
fahren,  in  letzter  Beziehung  sind  vor  Allem  die  in  der  Einleitung  dargelegtea 
Gnindljcgrifle  hervorzuheben.    Freilich  hat,  wie  hier,  so  überhaupt  im  Ver- 
liiufe    seines  Werkes   den  Verfasser   die   cnieute   Prüfung  im  Wesentlichem 
nur  zu  einer  erneuten  Bestätigung  seiner  Anschauungen  geführt.     Voq  den 
Äbweiehuugen  der  neuen  Auilago   dürfte  besonders  zu  erwähnen   sein,  da« 
der  Verfasser  die  Ausfülu'migsverordnungcn  des  Artikels  45  der  preussischen 
und  ebenso  des  Artikels  7  der  Reichs- Verfassung  nun  nicht  mehr  blos  »of 
Verwaltungsverordnungen,    sondern    auch    auf   Rechts  Verordnungen    benekt 
(§  159  Note   8,^  165  Note  12),      Den   seit   Ei-scheiuen   der  ersten  Auflage 
neu   angeregten  Fragen  widmet  das  Werk  volle  Aufine rksamkeit.    Bemerkl 
sei  Folgendes:   Die   in  neueren  Schriften   behandelte   Frage,    ob    eine   Be 
Stellung   als   Notar    den  Erwerb  der  Staatsaugehörigkeit  bewirkt,    will  der 
Verfasser   nach   Massgabe    der   landesgesetzlichen    Bestimmungen    über  dk 
Eigenschaft  des  Notariats   als  Staatsamt    beantwortet    wissen;    die   Nieder 
lassung  als  Anwalt  in  einem  Bundesstaate  halie  keinesfalls   die  Entstehunir 
der  Staatsangehörigkeit  in  demselben  zur  Folge  (S.  165).   Auf  S,  228  Note  iW 
wird  die  Behauptung  Seybel*9,  dass  in  Bayern  w^ahrend   einer  Regentschall 
Verfassungsänderungen  ausgeschlossen  seien,  ziirückgew^iesen.    Die  im 
tage   er('>rtertc   Frage,    ob   die  Conimissioneu  während  einer  Vertilgung 
Reichstages  befugt    Reien,    Sitzungen    zu    halten,    beantwortet  der  Vt?rfii9ff 
§  131  Note    6  verneinend,   indem    er  allerdings  unter  ^ Vertagung"  nur  dw 
vom  Kaiser  ausgesprochene,  nicht  die  Hinausschi ebuug  der  Sitzungen  durcb 
Beichluss  der  Versammlung   selbst   versteht.     Die  AufstelUing   des  Reichs- 
haushalts et^its    für   mehrere   Jahre    in    demselben   Gesetz    erscheint    als   tm- 
zulässig!   nicht  dagegen  die  Aufstellung  zweier  Etats  in   derselben  SitjsnQgi- 
periode,  aber  durch  zwei  besondere  Gesetze  (§.  209  Note  8).     In  Berug  »uf 
die  afiakanischen  und  austmlischcu  Besitzungen  des  Reiches  beschränkt  sich 
der  Verfasser  auf  die  Bemerkung  (vS.  401),  dass  dieselben  insoweit  einen  Be 
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jmdtheü  des  Beiches  bilden,  als  die  Befiigmss  zur  Ausübung  von  Hoheits- 
achten  in  denselben  lediglich  dem  Reiche  zusteht.  Dagegen  seien  sie  nicht 
Ib  Inland .  in  dem  Sinne  zu  betrachten,  in  welchem  dieses  Wort  sonst  in 
en  Heichsgesetzen  gebraucht  wird. 

Zorn  Schluss  möge  dem  Referenten  gestattet  sein,  zu  bemerken,  dass 
ie  in  beiden  Auflagen  §  108  a.  E.  befindliche  Angabe  über  den  badischen 
'erwaltongshof  irrthümlich  ist  oder  doch  leicht  missverstanden  werden  kann. 
'aohdem  gesagt  ist,  dass  zu  den  CentralbehÖrden  auch  die  obersten  Yer- 
ahongsgerichte  gehören,  heisst  es:  „Eine  ähnliche  Stellung  nimmt  in  Baden 
BT  dem  Ministerium  des  Innern  untergeordnete  Verwaltungshof  für  Ent- 
sheidung  nicht  streitiger  Verwaltungssachen  ein."  Zu  bemerken  bleibt, 
188  der  Geschäfbskreis  des  Verwaltungshofes  sich  nur  auf  einzelne,  im 
Wesentlichen  ökonomisch- technische  Zweige  der  Verwaltung,  insbesondere 
u  Stiftongs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  erstreckt;  die  Amtskassen, 
tiftnngsverwaltungen  und  eine  Anzahl  von  Anstalten,  z.  B.  das  polizeiliche 
jrbeitahauB,  die  Irrenanstalten  sind  ihm  untergeben. 

Preiburg  i.  B.  Rosin. 


•  W*  A«  Baicky  Ghrossherzoglich  Mecklenburgischer  Geheimer  Finanzrath, 
Die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  nach  Gesetz  und 
Praxis.  "Wismar.  Hinstorffscho  Hofbuchhandlung.  1885.  105  S. 
1  M.  — 

r«  Paul  KShüe^  Gerichtsassessor,  Das  Reichsgesetz  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883  nebst 
dem  Gesetze  vom  28.  Januar  1885  und  den  die  Krankenversicherung 
betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1885  unter 
Berücksichtigung  der  preussischen,  bayerischen,  sächsischen  und  würt- 
tembergischen Ausführungs- Vorschriften.  Stuttgart.  Ferdinand  Enke. 
1886.  XVI.  und  256  S.    5  M.  — 

Die  beiden  rasch  nach  einander  erschienenen  Arbeiten  von  Balck  und 
ÖHMB  behandeln  den  gemeinsamen  Stoff  in  verschiedener  Weise.  Während 
BT  letstgenannte  Autor  den  Gesetzestext  mit  zahlreichen  Anmerkungen  in 
BT  üblichen  kommentatorischen  Form  begleitet  und  in  diesen  Anmerkungen 
le  wichtigeren  Controversen  ausführlich  behandelt,  auch  vielfach  selbständig 
nalegongsfiragen  aufwirft  und  kritisch  erörtert,  hat  Balck  zwar  in  der  Ein- 
leilnng  seiner  Schrift  genau  die  Reihenfolge  der  Gesetzesparagraphen  bei- 
ahalten,  den  Wortlaut  der  letzteren  jedoch  in  den  Anhang  verwiesen  und 
iren  Inhalt  in  gedrängter  Zusammenfassimg  und  in  Verbindung  mit  den 
mstigen  einschlägigen  Bestimmungen  wiederzugeben  versucht,  ohne  dabei 
if  die  vorliegende  Literatur  und  die  von  ihr  behandelten  Streitfragen,  deren 
!enntni88  aUerdings  aus  mancher  Bemerkung  hervorleuchtet,  näher  ein- 
igehen. 

Balck,  der  in  Folge  seiner  dienstlichen  Stellung  „seit  Geltung  des 
junkenversicherungsgesetzcs  in  der  Lage  war,  dasselbe  durch  Mitarbeit  an 
en  dadurch  hervorgerufenen  verschiedenen  Organisationen  in  seiner  engeren 
[eimath  praktisch  handhaben  und  anwenden  zu  können^,  beabsichtigt 
idiglich,  auf  Grund  seiner  Erfahrungen  einen  fasslichen  Leitfaden  zu  bieten 
od  damit   das  Verständniss   des  Gesetzes   in  weiteren  Kreisen   zu   fördern. 
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Unter  diesem  Gi^sichtspLmkt.  wird  man  gegen  die  getroffene  Anordimiig  i 
Behatidliing  des  StoiTea  uichts  einwendoo  können*  Violmehr  mochte  ia 
Buch,  da«  eine  eigenartige  Uebergangaform  äu  einer  eysteroaüsdien 
bildet,  vvillkonunen  heiasen.  Es  ist  mit  grosser  Gründlichkeit 
und  ätellt  den  gesammten  (.^esetResinhalt  ia  knapper,  freilich  zuweilen  seil 
Sprache  diu%  Dasa  Balck  keine  Anmerkungen  untcx  den  Text  ge»etxt,  ttoW 
aber  zahlreiche  Verweisungen  auf  die  wichtigeten  korreßjiondirenden  Be» 
stimmungt?n  inuorluilb  des  Textes  aufgenommen  hat,  ist  nach  dum  Zwecke 
der  8clinl't  zu  billigen»  Dagegen  würde  ich  es  flir  wünschenswerth  erachten, 
dftSB  den  einzelnen  Paragraphen  der  Darstellung  der  entsprechende  Wortlant 
der  Gesetzesparagraphen  unmittelbar  vorangestellt  würde.  Die  gegenwärtige 
Anordnung,  welche  nirgends  ersichtlich  macht,  ob  ein  Satz  dem  Gesede 
selbst  entnommen  oder  eine  Umschreibung  bexw,  Erläuterung  desselben  wl, 
erschwert  die  Vergleichung,  Wer  mit  dem  Texte  des  Gesetzes  nicht  völlig 
vertraut  ist,  wird  sich  kaum  veranlagst  finden,  den  Anhang  „zur  VergleichuDg* 
uulituscblagon,  wenn  er  z,  B.  Seite  21  (§  16,  III)  liest,  dass  mehrere  üewerl«- 
zweigc  oder  Betricbsaj'ten,  welche  keine  hundert  versicherungspflichtigeü 
Personen  entlialteni  mit  anderen,  welche  hundert  und  mehr  eutludten,  i\i 
einer  gemeinsamen  Ortakaase  vereinigt  werden  können^  falls  die  „Mitglieder* 
der  lützteren  Gewerbszweige  und  Betriebsarten  in  ortsüblicher  Weiae  .ge- 
hört sind"  und  der  Zusammenlegung  keinen  „begründeten  Wiilnr- 
spruch**  entgegensetzen,  dass  dagegen  bei  ihrer  „entschiedeuen  WeigenaigT 
über  die  Zuliissigkeit  der  Errichtung  der  gemeinsamen  Kasse  die  hohtn 
Verwftl Lungsbehörde  entscheidet.  Der  Vordruck  des  Legaltextea  würde  den 
LcRcr  aufmerksam  machen,  wie  das  Gesetz  ledigUch  verlangt,  dasa  des  b 
den  fraglichen  üewerbszweigen  oder  Betriebsarten  „beschäftigten  Per- 
sonen" (also  nicht  auch  den  unter  die  „Mitgüeder**  zu  zahlenden  Arbeit* 
gebern)  „Gelegenheit  zn  einer  Aeusserung''  gegeben  wird  und  di« 
tiie  Entscheidung  der  höheren  Vem'altungsbehörde  überhaupt  im  Falle  ciai» 
^Widerspruchs''  (also  auch  bei  unbegründetem  Widerspruch  eines  Eil- 
zigen)  einzutreten  hat.  Ebenso  wird  man  S.  75  (§  78  I.)  vorbehaltloa  deu 
Satz  hinnehmen:  „Die  auf  Gnmd  dieses  GeeetÄCS  versicherten,  swjwohl 
püifbtitrcu  als  Ijcrechtigten  und  frei\silhgen,  Kassenmitgl Jeder  sind  in  Streitig- 
keiten über  Unterstiitzungs- Ansprüche  vom  Kostenvorschuss  befreiet'*.  Ginge 
g  78  i]vB  GeHetzes  im  Wortlaut  unndttell>ai'  vorher,  so  würde  man  finden» 
dass  derselbe  die  Freiheit  vom  Kostenvorscbufis  den  auf  Ginind  de«  Gesettts 
„zu  versiehe  r  n  d  e  n  "  Per  so  neu  gewährt,  und  dass  der  Kreis  der  nach  dem 
Gesetze  „zu  versichernden'*  und  der  hienach  „versicherten'*  Personen  äch 
im  HinbUck  auf  die  Versicherung  bei  Knappschaftskassen  und  Hü^kftMO 
(§§  74,  75)  mcht  vollständig  deckt. 

Die  gewählten  Beispiele  lassen  erkennen^  wie  BalcK  häufig  ohne  «acb* 
beben  Grund  von  der  Terminologie  des  Gesetzes  abweicht.  Dadurch  leiikt 
zuweilen  die  Klarheit  und  Verständlichkeit.  So  spricht  er  Seite  15  (§  Ä) 
vuu  dem  „durchschnittlichen  ortBÜblicben"  Tagelohn  aller  gewöhnJichen  Ta^ 
arbeiter  und  Seite  24  (§  20)  aagt  er  dann,  dass  der  „durchschnittliche' 
lohn  des  Gesetzes,  welchen  er  den  „durchschnittlichen  classificirten**  Ta^ 
nennt,  im  Gegensatz  stehe  zudem  „ortsüblichen,  welcher  den  Darrt*^ 
Bcbnitts-Tagelohn  der  Arbeiter  innerhalb  der  ganzen  Gemeinil«- 
KrankenverBicberung  umfasst".  Ich  weiss  nicht,  ob  Balck  seJhst  in 
dorn  IiTthum  befangen  ist,  dasa  der  ^ortsübliche  Tngelohn  gcwöhnÜck^r 
Tagearbeitor**  identisch  sei  mit  dem  Durchschmtts-Tagelohn  aller  der  (k- 
meinde-Krankenveraicherung   unterstellten   Arbeiter;  jedenfalla   erregt  seil« 
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vteUoDg  diesen  nach  dem  präcisen  Atiadruck  det  Gesetzes  wahrliob  nicht 
luilieliegenden  Irrthum. 

Dom  praktiscbcD  Zweck,  den  Balck  verfolj^,  dienen  mehrere  Über- 
wchtlicho  Zusammenstellungen  ineinanderpfreifender  Gesetzesvorschrifl'Cn. 
Unter  diesen  echeinen  mir  besonders  verdienatlich  die  in  den  §§  64,  72,  7S, 
74  und  75  enthaltenen  Darlegungenj  inwieweit  die  Bestimmungen  über  die 
Ortskrankenkassen  auch  auf  die  Betriebs-  (Fftbrik-)Krankcnka8aen,  bezw,  die 
Bau-,  Innunga*,  Koappschafts*  und  Hiilfakasseu  Anwendung  finden.  Im  §  64 
wäre  noch  auadrückJich  zu  erwähn eo  gewesen^  daaa  §  21  dea  Gesetzes  (l>c- 
treffend  die  zulässige  Erhöhung  und  Erweiterung  der  KaasenJeietungen)  nicht 
unbedingt  für  die  Betriebski^ankenkaasen  gilt,  vielmehr  diu'ch  §  64  Ziff,  1 
(wonach  bei  Erhöhung  und  Erweiterung  der  Unterstützungen  an  Stelle  des 
„durchschnittlichen  Tagelohns**  —  \ergh  §  31  Ziff.  2  und  3  —  „Procente 
des  wirklichen  ArbcitaverdieDstes  der  einzelnen  Versicherten'*  treten  können) 
modificirt  ist»  und  dasa  anderaeita  die  Vorschrift  dea  §  42  (über  che  Haft- 
barkeit der  Rechnunga-  und  Kasaenfuhrcr)  durch  Zifil  4  dea  §  64  ersetzt  ist 
(wonach  die  Verantwortlichkeit  für  die  Handlungen  dea  Rechnungs-  und 
Kaasenführera  dem  Betriebsunternehmer  auferlegt  wiu'de). 

Nicht  genügend  finde  ich  in  dem  sonst  reichen  Inhalt  die  auf  die 
Krank enveraicherung  bezüglichen  Beatimnumgen  dea  Unfall veraichcrungs- 
gcsetzea  vom  6.  Juli  18fl4  verwerthet,  eine  Ausstellungi  die  —  allerdinga 
üioht  in  gleichem  Umfang  —  auch  dem  Commeutar  von  Köhnk  gcgeuüber 
snj  machen  ist.  Inabesondere  vermisse  ich  in  beiden  Werken  eine  Erwähnung 
de«  §  5  Abs.  10  des  genannten  Gesetzes,  wonach  den  der  Unfallversicherung 
unterliegenden  Personen,  welche  nicht  nach  den  BestimmuD^en  des  Kranken- 
versicherungsgcsetÄefl  versichert  sind,  die  in  den  §§  6  uud  7  des  letzteren 
vorgesehenen  Untere tützungen  (einachlieselieh  dea  aua  §  5  Abs,  9  des  U.-V.-G. 
sich  ergebenden  Mehrbetrages  für  die  ersten  13  Wochen)  von  dem  Betriebs* 
Unternehmer  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  sind.  Ea  scheint  beiden 
Autoren  entgangen  zu  sein,  daaa  diese  Vorschrift  eine  Novelle  zum  Krankcn- 
verBicherungsgeset«  darstellt,  welche  in  den  Text  dea  UnfallversicheniugB- 
gf^eetzes  nur  au»  äuaaeren  Rücke  ich  tcn  eingefügt  wurde  und  in  neueren  Aus- 
mben  des  ersteren  Oeaetzes  gerade  imi  ihrer  Singularitiit  willen  aufgenommen 
^prden  sollte.  Das  Geeetj!  über  die  Ausdehining  der  Unfall-  und  Kranken- 
In^icherung  vom  28.  Mai  1885  isft  in  beiden  Werken  an  allen  in  Betracht 
kommenden  Stellen  berücksichtigt. 

Damit  bin  ich  bereits  in  die  Beaprechung  des  KÖHNE'ecben  Buches 
eingetreten*  Es  bringt  an  der  Spitze  eine  kurze  Einleitung»  welche  das 
Wesenthchste  aus  der  Entstehungageschichte  des  Geaeizea,  eine  Aufzahlung 
der  preussischen,  bayerischeOj  aächaiachen  und  württembergischen  Auafiih- 
rungsvorachriilen  und  eine  —  nicht  volla tändige  —  Literaturangabe  enthält. 
Auch  den  einzelnen  Abschnitten  des  Gesetzes  stellt  Köhnk  gedrängt  und 
klar  geschriebene  einführende  Bemerkungen  voraus.  In  den  Anmerkungen 
gibt  er,  wie  oben  schon  hervorgehoben^  neben  den  nothwendigen  Verwei* 
sungen  und  manuigfacheo  Erläuterungeo  eine  eingehende  und  a e  11 1 ständige, 
manchmal  mehr  ackarfgefaaste  nh  scharfsinnige  Kritik  an  der  Fassung  des 
Gesetzes  sowohl,  ab  an  den  Anschauungen  anderer  Autoren.  Dadurch  fordert 
er  natürlich  häufig  zum  Widerspruch.  Ich  kann  hier  den  Raum  nicht  bean- 
spracJien,  um  von  den  Bedenken,  welche  mir  beim  Leaen  aeiner  Anmerkungen 
auftanchteji,  einen  grosseren  Theil  mitzi,itheileuj  und  ich  muaa  insbesondere 
auf  eine  Besprechung  der  zum  §  1  gegebenen  Erläutenmgen  aowio  auf  eino 
ritik  der  Stellung,  welche  Köm^K  im  Hinbhck  auf  g  15  zu   den  baycriacheu 
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Auafuhrungsbeatimmiuigcn  einnimmt  (vergL  Anmerktmg  I  zu  §  15,  AnnL  12 
zu  §  4  und  Anm.  5  zu  §  11),  verzichteo*  Doch  mucbte  ich  weni^teo«  xwei 
gevriiBennasöen  grumJatttzUche  Bedenkcii  hier  zum  Ausdruck  bringen, 

KöHNK  legt,  den  GesetaBoeraaterialien  nur  geringen  Werth  für  die 
Auslegung  bei.  Das  ist  biß  zu  einem  gewissen  Grade  sieherlich  berechtigt 
AUoin  in  Fällen,  iu  welchen  der  Wortlaut  eines  Gesetzes  Zweifel  erregt« 
mnsa  deren  Lösung  doch  zunächst  auf  Grund  der  EntstebungsgeschicJite  YB^ 
süübt  werden.  Bei  Geaetzen  im  Gebiete  des  Verwaltungsrecbteg,  insbesondere 
wenn  es  sich  wie  bei  dem  K,-V.-G.  um  die  Grundlinien  einer  vielfach  neJien 
Orgamöation  bandelt^  wird  man  w*eitergehend  einräumen  niüasen:  Sofern  die 
nächetUegende  Aulfassung  des  GesetzeEtextes  mit  der  in  den  MaterialicD 
zweifellos  zum  Ausdruck  kommenden  Absicht  des  Gesetzgebers  in  Wider 
Spruch  treten  wurdet  so  muss  der  Ausleger  dieser  Absicht  gerecht  zu  werden 
suchen,  soweit  der  Wortkut  es  zullsst.  Diesen  Grundsatz  finde  ich  be 
K-öHNB  nicht  anerkannt.  Wendungen,  wie  ,,die  Absicht  des  Gesetzgebers  hat 
ihre  Verwii'klichung  ia  der  Fassung  des  Gesetzes  nicht  gefunden",  kehren 
in  seinen  Amnerkungen  mehrmals  nnd  nicht  immer  mit  innerer  Begrimdusg 
wieder. 

So  geht  z,  B,  ans  den  Reiohstags Verhandlungen  über  §  4  Abs.  1  (»Ffir 
alle  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  uicht  einer  Ortskrankenkaise 
[§  16]  u*  8,  w.  angehören^  tritt  die  Gemeinde-Krankenversicherung  ein*) 
hervor  und  Köhne  selbst  gibt  dies  zu,  dass  nach  der  Auffassung  der  ge- 
setzgebenden Faktoren  der  „Eintritt  der  Gemcinde-KraDkenversicherung*  nur 
insolango  erfulgen  solle,  als  die  Versicherten  nicht  freiwillig  oder  kraft  de« 
Gesetzes  zu  einer  Orts-^  Betriebs-  etc,  Krankenkasse  übertreten.  Buchstäblich 
ist  das  allerdings  nicht  ausgesprochen.  Köhne  findet  sogar,  dass  deT  Wortliut 
des  §  4  „gegen"'  diese  Auflassung  spreche,  d.  h,  das«  nach  dem  Wortlaut 
Personen,  bei  welchen  die  Gemeinde-Krankenversicherung  einmal  «eingetreten* 
ist,  weil  sie  einer  der  in  §  4  genannten  Kassen  nicht  angehörten,  auch  dann 
aus  der  elfteren  nicht  zu  entlassen  seien,  wenn  sie  einer  Kasse  beitreten. 
Ich  glaube,  dass  es  sich  hier  lediglich  um  eine  allzu  buchstäbliche,  enge  Auf- 
fassung des  Ausdrucks  „die  Gemeinde-Krankenversicherung  tritt  ein**  handelt, 
w<?lcher  Ausdruck  in  dem  gegebenen  Zusammenhang  doch  nicht  allein  den 
„Begimi*"  der  Vcrsichenuig,  sondern  auch  deren  rtlnkraftbleiben"*  innerhalb 
der  in  dem  Nebensatz  festgesetzten  Dauer  —  solange  die  Versicherten  einer 
der  genanuten  Kassen  „niohi  angehören"  —  bestimmen  soUte.  KöHKEf 
ÄDsieht  würde  die  Tendenz  des  Gesetzes,  wonach  die  nur  als  subsidiäre« 
Auskimftimittel  dienen  und  ihr  Gebiet  in  der  Praxis  —  Geineinde-Krankeo* 
versichoruag  —  möglichst  eng  begrenzt  werden  sollte,  als  kaum  erfüllbar 
erseheinen  lassen.  Das  mochte  er  selbst  fühlen  und  er  gelangt  dadurch  am 
Sehlusse  seiner  Ausführungen  zu  demSittze:  „Selbstredend  bezieht  sich  alles 
vorstehend  Gesagte  nur  auf  den  freiwilligen  Beitritt  zu  Krankenkaisen; 
sobiiid  dieser  Beitritt  ein  gczw^ingener  ist,  also  z.  B,  für  bisher  der  Gemeinde- 
Kranken  Versicherung  angehüi'ige  Arbeiterklassen  eine  Orts-Krankenkasse  ge- 
gründet wird,  so  fallt  für  solche  dio  Geiueindeversicherung  oluie  weiteres 
fort".  Diese  willkürliche  Scheidung  spricht  am  schärfiiten  gegen  die  ihr  vor- 
ausgehenden Darlegungen  i  denn  sie  findet  —  worauf  es  ja  nach  KöBKl 
allein  ankonmien  sollte  —  in  dem  „Wortlaute"  weder  des  §  4  noch  eines 
anderen  Ptu*ftgi*aphen  (insbesondere  auch  in  §  \2  nicht)  den  geringsten  Anhalt 
Ebenst>wcnig  stichhaUig,  wenn  auch  für  den  ersten  Blick  verlockender,  dünkl 
mir  die  Berufung  auf  den  Woillaut  des  Gesetzes  in  Anmerkung  1  zu  §  59. 
Köhne   erkllirt   dort,  der  gesammte  Abschnitt   „E.   Betriebs-  (Fabrik-) 


I 


i 


\ 


—     61Ö     — 

Krankenkaasen"  finde  auf  die  im  §2  genannten  Betriebe,  also  insbesondere 
■pf   die    landwirtlischaftlichcn    Betriebe»    keine    Anwonduiipf,    o])8clion 
Her  GesetÄgeber  für  die   landwirtlisehaftHcIien   Arbeiter  ^unzweifelhaft**   Be- 
BEiebs-Krankeiikassen  zulasBen  wollte,  ja  gerade  mit  Rücksicht    auf  diese  die 
Hn    Entwurf    gewählte    Bezeichnung    „Fabrikkrankenkas^en**    in    trBetriehs- 
Krankenkaanen'*   abänderte^    Köhnk    etützt  sieh   darauf,    dass   der  Wortlaut 
&s  §  59  nur  Krankenkassen    „fdr   einen   der  im  §  l  bezeichneten  Betnel>e 
ier  für  mehrere  dieser  Betriebe''  enÄähnt.     Er  üh ersieh t^  dass  die  Vorschrift 
§  2,    wonach    durch    statutarische    Beatinininng    den    im   §  1   genannten 
Btrieben  gewisse  andere  liinsichtUch  der  Krankenversicherang  der  Arbeiter 
iteichgeslellt    werden    können,    das    ganze    Gesetz    beherrscht.      DenigeniäRs 
branchte    die  JSulässigkeit    von  BctrichB-Krankenkassen    für    die    im  §  2  he- 
zeichnet^n  Beti*iebe  im  §  59  nicht  ausgesprochen  zu  werden-  viehnehr  hätte 
«ie  im  entgegengesetzten  Falle,    wenn  sie    nicht  gewollt  gewesen  wäre^    aus- 
drücklich auÄgeschlossen  werden  müssen. 

Den  juristischen  Inhalt  der  Ocsetzesvorschriflen  sucht  Köhnk*»  Arbeit 
mehr  als  irgend  einer  der  vorausgegangenen  Commentare  hen^orzuhcben  und 
zu  beleuchten.  Ich  erblicke  darin  die  eigentliche  Existenzberechtigimg  und 
ein  schätzbares  Verdienst  dieser  neuen  Gesetzes- Ausgabe»  Zuweilen  machen 
mir  indessen  die  Folgerungen  des  Aut^^rs  den  Eindruck,  als  stehe  er  mehr^ 
als  der  vei-waltungsrecbt liehe  Charakter  der  fraglichen  Normen  es  recht- 
fertigt» unt*r  dem  Einflüsse  privatrechtlicher  und  prozessualer  Gnmd- 
ijit«e.  Ich  verweise  zum  Beleg  auf  Aniri.  7  zu  §  23  (worin  die  nachträgliche 
Erzwingung  der  Aenderung  eines  von  der  höheren  Verwaltimgsbehorde  ge- 
nehmigten Statuts,  welches  gesetzlichen  Vorschriften  zuwiderläuft,  überall 
ftla  unmögUüh  erklärt  wird),  —  Aiim.  5  zu  §  50  (worin  ausgeführt  wird, 
dass  im  Falle  des  §  oO  von  dem  säumigen  Arl)eitgeber  neben  der  Ert?tattung 
der  für  Untersützung  einer  vor  der  Anmeldung  erkraukt^^n  Person  gemachten 
Aufwendungen  nicht  auch  die  Nachzahlung  der  hinterzogenen  Beiträge  beau* 
sprucht  werden  könne,  dass  vielmehr  „der  Anspruch  des  Versicherers  auf 
Erfüllung**  sich  in  einen  „Schadensersatzanspruch  wegen  Nichterfüllung"  ver- 
wandJe),  —  Anm.  5  zu  S  ^^  (w^orin  die  Zustellung  der  Entscheidungen  der 
Aufsichtsbehörden  über  rlie  dort  genannten  Streitigkeiten  der  „rrivatwiitkür 
der  Paiibeien"  überlassen  wird)  und  Anm.  8  zu  S  ß4  (worin  die  Vor- 
schrift, diiss  ^Mitglieder"  einer  Kasse  unter  Umständen  keine  Stiminrechto 
haben  und  keine  Kassenämter  bekleiden  dürfent  als  „ein  Widerspruch  in 
^ich"  bezeichnet  wird). 

■        Im  Anhang  bringt  KÖhnb  die  Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers 

Ham  16.  Oktober  1884,  betreuend  die  Formulare  für  die  in  den  §§  9  und  41 

Hes  K.'V,-G.  sowie  im  §  27  des  Gesetzes  über   die    eingesehriebenen  Hülfs- 

tfaasen    vorgesehrielienen  Uebersichten    und  ReehimngHal>Hchlüssej    imd    vom 

14.  März  1884,  betreffend  die  Entwürfe  von  Statuten  Vür  eine  Orts-  und  für 

eine  Betriebs-  (Fahrik-)Krankenkasse  zum  Abdruck. 

Proebst. 


>nra<l    Harnliakj    Geschichte    des    preusa.    Yerwaltungs rechts. 
III.  Band.  X,  u.  350  S.     Berlin,  Julius  Springer. 

Rase  her  als  es  w^ohl  erwartet  werden   konnte  ist  der  dritte,    das  ganze 
ITerk    abschliessende    Band    den    beiden  ersten  Bänden,    welche   in   Hefl  1 
Jahrgangs  ziemlich  ausführlich  liesprochen  wurden,  nachgefolgt.     Der 


—     616     — 

zweite  Band  schloss  mit  dem  Frieden  von  Tilsit  ab.  Der  dritte  Band  enÜulU 
in  zwei  Abtheilungen  die  Darstellung  des  preuss.  Yerwaltungsrechts  vom 
Jahre  1808  bis  zur  Gegenwart.  Die  erste  Abtheilung  (die  7.  Periode)  be- 
handelt die  Zeit  bis  zur  Einführung  der  konstitutionellen  Staatsform  im 
Jahre  1848,  die  zweite  Abtheilung  (die  8.  Periode)  die  Zeit  vom  Jahre  1848 
bis  heute.  In  der  ersten  Abtheilung  ist,  was  die  äussere  Anordnung  dn 
Stoffs  anlangt,  der  den  beiden  ersten  Bänden  zu  Grunde  liegende  Plan  fest- 
gehalten. Es  ist  nämlich  zunächst  in  einem  einleitendem  Kapitel  ein  koiter 
Ueberblick  über  die  innere  Entwickelung  des  preussischen  Staates  Ins 
zur  Revolution  gegeben  unter  besonderer  Hervorhebung  der  von  Stkin  imd 
Hardsmberq  ausgegangenen  Reformen,  der  Bestrebungen,  welche  die  Ein- 
fuhrung einer  Verfkssung  bezweckten  und  des  Einflusses,  welchen  dergrosw 
Grundbesitz  gestützt  auf  eine  gewisse  romantische  Richtung  wahrend  dieser 
Zeitperiode  auf  die  Yerwaltungseinrichtungen  ausübte.  Sodann  ist  in  neon 
weiteren  Kapiteln  die  Entwicklung  und  der  Zustand  der  G^meindeverwaltnng, 
der  Krcisverwaltung,  der  Bezirks-  und  Provinzialverwaltang,  der  Gentni- 
verwaltung,  der  Kriegshoheit,  der  Justizhoheit,  der  Polizeihoheit  and  inneren 
Verwaltung,  der  Finanzhoheit  und  der  Kirchenhoheit  während  dieser  Periode 
dargestellt.  In  der  zweiten  Abtheilung  dagegen,  welche  in  sechs  Kapitel  — 
die  Revolution,  die  Reaktion,  die  Konfliktszeit,  der  norddeutsche  Bund  und 
das  deutsche  Reich,  die  neuen  Provinzen,  die  leitenden  Chvndsatze  der 
neuesten  Yerwaltungsreform  —  gegliedert  ist,  ist,  wie  schon  diese  K^>itel- 
übcrschriften  ergeben,  die  frühere  Stoffanordnung  nicht  beibehalten,  sondern 
der  Stoff  nach  Zeitabschnitten  zerlegt,  da  eine  andere  Behandlongsweise 
zu  einer  die  üebersichtlichkeit  hindernden  Zerreissung  des  Stofls  geführt 
hätte.  Bei  der  Darstellung  dieser  letzten  Periode  ist  aber  hanptsachlieh 
darauf  Gewicht  gelogt,  die  verschiedenen  gesellschaftlichen  Strömungen  her- 
vorzuheben, welche  die  Entwicklung  des  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts 
in  dieser  Zeit  beeinflusst  haben.  So  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  ein- 
seitige Bevorzugung  des  Grundbesitzes  durch  die  neuständische  Gesetzgebung 
seit  dem  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts,  deren  Schlussstein  die  Bildung 
des  Vereinigten  Landtags  war,  bei  der  Zurückweisung  aller  berechtigten 
Forderungen  des  den  Kapitalbesitz  des  Landes  vertretenden  Liberalismus 
den  Kapitalbesitz  in  die  Bahnen  der  Revolution  vom  Jahre  1848  getrieben 
hal>e,  welche  sich  als  ein  Kampf  zwischen  zwei  Gesellschaftsklassen  Grund- 
besitz uud  Kapitalismus  unter  völliger  Ohnmacht  der  Staatsgewalt,  insbesondere 
des  in  sich  zvs-iespältigen  Beamtenthums  darstelle.  Im  Weiteren  weist  der 
Verfasser  darauf  hin,  dass,  nachdem  der  Kapitalismus  sich  durch  die  Revo- 
lution in  den  völligen  Besitz  der  Staatsgewalt  gesetzt,  alle  gesetzgeberischen 
Massregeln  der  Jahre  1848  bis  1850  lediglich  seinem  einseitigen  gesellschaft- 
lichen Interesse  dienten  und  dass  ebenso,  als  aus  verschiedenen  Gründen  die 
Reaktion  erfolgte  imd  hiedurch  die  Interessenpolitik  des  Grundbesitzes  zur 
Herrschaft  gelangte,  die  denselben  vertretende  konservative  Partei  die  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  im  "Wesentlichen  ebenso  in  ihrem  einseitigen 
gesell schafllichen  Interesse  handhabte,  wie  es  die  liberale  Partei  gethan 
hatte.  Dem  gegenüber  versuchte  seit  der  Thronbesteigung  König  Wilhelms  L 
die  Regierung  ..den  Staat  aus  den  ihm  durch  die  Gesellschaft  auferlegten 
Fesseln  zu  befreien,  die  staatlichen  Gesichtspunkte  dem  Kampfe  der  gesell- 
schaftlichen Interessen  gegenüber  zur  Geltung  zu  bringen,  und  die  Gesell- 
schaft in  den  Dienst  des  Staates  zu  stellen".  Nach  Ansicht  des  Ver&ssers 
wurde  der  Kampf  zwischen  Staat  und  Gesellschaft,  der  sich  daraus  ent- 
wickeln musste,  auf  drei  Schlachtfeldern  ausgefochten,  auf  dem  einen  handelte 
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es  sich  um  die  durch  das  G-esetz  vom  21,  Mai  1861  eingeleitete  Gnmd- 
steoerreform,  welche  der  Grundbesitz  bekÜmpfle,  auf  dem  le weiten  um  die 
im  Widerspruch  mit  den  übrigen  Besitzma^sen  und  dem  eigen<?n  Beamten- 
tham  erfolgte  theilwcise  Herstellunpj^  des  Rechtsstaats  durch  Erlass  des  Ge- 
setzes vom  S4,  Mai  1861,  betr,  dm  Erweiterung  des  Recht Bwegs^  auf  dem 
dritten  im  Kampfe  mit  dem  die  Alinmcht  des  Parlaments  anstrebenden 
liberal! smuB  um  die  Ärmeereorgauisation. 

Von  denselheu  Gesichtspunkten  aus  behandelt  der  Verfasser  die 
neueste  durch  die  Kreisordnung  vom  13*  Dezember  1872  eingeleitete  Ver- 
waltuTigBrefonn,  dc+ren  leitende  Grundsätze  in  Kapitel  VI  darge8t4öllt  sind. 
Der  Verfasser  geht  dabei  von  der  Auflassung  aus»  dass  «ich  in  der  Kon- 
fliktaxeii  der  Staat  von  dem  erdrückenden  Einflüsse  einzelner  Gesellschaft s- 
klftasen  &et  gemacht  hat^  so  dass  Grundbesitz  und  Kapitalismus  und  selbst 
du  Beiuntenthum  hatten  anerkennen  müssen^  dass  eine  ausser  ilmen  stehende 
von  ihnen  unabhängige  Gewalt  über  die  Geschicke  des  Staates  entscheide,  und 
dass  die  l^iit*.'rdriickung  einer  Geselbchaftsklaflse  durch  eine  andere  vennittids 
der  Btaatlichen  Gesetzgebung  nnd  Verwaltung  nicht  mehr  möglich  sei.  Diese 
Wendung  wai'  aber  nicht  in  der  Form  einer  einfachen  Rückkehr  zu  den 
GrtUMlsätieii  des  absoluten  Staates  erfolgt,  neben  der  selbständigen  Staats- 
fewalt  besass  \lelinehr  auch  die  Gesellschaft  ihre  staatlich  anerkannte  Or* 
gimisatian  im  Reichstage  und  im  Landtage,  Regierung  and  Vrdksvertretung 
waren  in  allen  nichtigen  st^iatlichen  Angelegenheiten  auf  einander  ange- 
wiesen; dadurch  war  eine  völlige  Entfi-emduag  von  Staat  und  Gesellschall, 
eine  völlige  TheihiahmsloBigkeit  der  IJuteHhanen  an  den  Geschicken  des 
Staats  wie  in  der  letzten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  ausgeschlossen.  Um- 
aomehr  aber  drohte,  da  das  positive  lischt  des  preussischen  Staats  fast 
dasselbe  geblieben  war  wie  zur  Zeit  der  Revolution  und  Reaktion  und  die 
augenblickliche  Selbstständigkeit  der  Staatsgewalt  nur  eine  thatsäcliUche 
Schöpfung  der  ausserordentlichen  in  der  Staatsregierung  vertretenen  Kräfte 
war,  die  Gefahr,  dass  sich  einst  unter  einer  schwächeren  Regieining  einzelne 
gesellaehaft liehe  Klassen  wieder  io  ähnlicher  Weise  wie  friilier  die  Staats- 
gewalt dienstbar  machten,  um  mit  alieu  Mitteln  des  Staats  die  materiellen 
Interessen  der  einen  Gesellschaftsklasse  auf  Kosten  der  anderen  zu  pÜegen, 
Dagegen  musaten  Vorkehrungen  getroffen  werden,  selbst  wenn  wieder  eine 
Parteiregie ning  in  Preussen  eintreten  sollte,  musste  dieselbe  die  Verwal- 
timgsorganisation  des  Staats  in  einer  Verfassung  vorfinden,  dass  die  Ver- 
waltung unmöglich  im  Partciinteresse  verwaltet  werden  könnte.  Zu  dii^Hem 
Zwecke  mussten  immentiich  die  1861  gemachten  Versuche  zur  Herstellung 
einer  wirklichen  Rechtsprechung  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
statt  der  Entscheidmag  abhängiger  Verwaltungsbehörden  wieder  aufgenommen 
und  eine  ausgedehnte  Verwaltungsgerichtsbarkeit  hergestellt  werden.  Nach 
Ansicht  des  Verfassers  ist  denn  auch  die  neueste  Verwaltungsrefonn  diesen 
AnfV>rdeningen  gerecht  geworden. 

Wie  diese  kui'zen  Darlegungeo  ergeben  werden,  geht  der  Verfasser  bei 
seiner  Darstellung  von  der  Auffassung  des  Verhältnisses  des  Staats  zur  Ge- 
sellschaft ans,  welche  Gnelst  auf  Grund  der  GeseÜaehafls lehre  von  Lorenz 
r.  Steik  entwickelt  und  in  seinen  verschiedenen  Schriften  üJ>er  engUaches  und 
preussisohes  Venvalttmgsrecbt  zum  Ausdruck  gebracht  hat.  Der  Verfasa^'r 
hat  sich  auch  bis  zu  einem  solchen  Grade  in  die  Ideen  Gneist's  hineinj^elcl>t, 
daas  man  an  manchen  Stellen  seines  Buches  meiDcu  konnte,  man  liabe  eine 
Schrift  von  Gnfjst  vor  sieh.  Daraus  soll  ihm  nun  weiter  ein  Vorwurf  nicht 
gemacht  werden,  wohl   aber  bietet  die  ganze  Behandlungs weise    Anlasa  zu 
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einer  allgemeinen  Betrachtung.  Die  starke  Hervorhebung  des  massgebenden 
Einflusses  der  sog.  gesellschafllicbcn  Faktoren  —  Art  und  Mass  des  wirih- 
schafUichen  Besitzes  und  die  sich  daran  anschliessende  Arbeit  und  Bildung  — 
auf  die  Entwicklung  des  StaaU-  und  Rechtslebens,  wie  sie  in  Deutschland 
zuerst  von  Lorenz  v.  Stein  zur  Geltung  gebracht  wiurde,  ist  sicherlich  von 
der  grössten  Bedeutung,  und  es  ist  zuzugeben,  dass  an  der  Hand  der  auf 
der  Annahme  dieses  Einflusses  beruhenden  SrBiN'schen  Gkisellschaflslelire 
nicht  bloss  die  Rechtsgeschichte  an  Tiefe  gewinnt,  sondern  dass  durch  diese 
Lehre  auch  manches  Licht  auf  das  politische  Leben  der  Gegenwart  geworfen 
wird.  Aber  es  besteht  doch  auch  die  Gefehr,  dass  ein  übertriebenes  und 
zu  ausschliessliches  Betonen  der  gesellschaftlichen  Faktoren  und  Elemente 
zu  einer  einseitigen  und  geradezu  schablonenhaften  AufFassong  des  Staats- 
und Rechtslebens  und  seiner  Entwickelung  führt,  dass  das  Bestreben  die 
zum  Ausgangspunkte  genommene  Formel  über  das  Verhältniss  von  Staat 
und  Gesellschaft  und  über  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  ge- 
sellschaftlichen Klassen  zu  einander  zur  Anwendung  zu  bringen  die  Ve^ 
anlassung  ist,  dass  die  Erscheinungen  des  staatlichen  Lebens  nicht  immer 
richtig  erfasst  werden.  Bei  aller  Anerkennung  der  grossen  Verdienste,  welche 
sich  Gneist  nicht  bloss  um  die  Verbreitung  der  Kenntniss  des  öffentlichen 
Rechts  von  England  in  Deutschland,  sondern  vor  Allem  auch  um  eine  ricb- 
tigore  Erfassung  unserer  heimischen  Staatseinrichtungen  erworben  hat,  wird 
sich  denn  doch  kaum  bestreiten  lassen,  dass  seine  Schriften  von  dem  hier 
angedeuteten  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  vielfach  willkürliche  Konstruk- 
tionen enthalten.  So  einfach  stellt  sich  denn  doch  das  Staats-  und  Rechts- 
leben nicht  dar,  dass  es  sich  in  allen  seinen  Erscheinungen  auf  den  Kampf 
zwischen  dem  „liberalen  Kapitalismus**  und  dem  „konservativen  Grundbesitz" 
zurückführen  Hesse,  in  welchem  im  Ganzen  und  Grossen  das  eine  Mal  der 
Kapitalismus,  das  andere  ]\[al  der  Grundbesitz  der  herrschende  Faktor  im 
Staatsiebon  ist.  Darf  hier  ein  Bild  gebraucht  werden,  so  kann  man  wohl 
sagen:  Allerdings  bilden  die  wirthschafllich-socialen  Faktoren  den  Zettel 
dos  Gewebes  dos  Rechts-  und  Staatslebeus ,  aber  ganz  abgesehen  von  der 
Bedeutung,  welche  stets  die  nicht  immer  in  der  Zugehörigkeit  zu  einer  lie- 
st immtou  gesollschaltlichen  Klasse  ohne  Rest  aufgehende  Individualität 
der  leitenden  Porstmlichkoiten  haben  wird,  sind  in  diese  Gnmdlajye 
so  viele  andere  Verhältnisse  religiöser,  nationaler  und  rein  politischer 
Natur  eingewebt,  dass  unter  dem  Einschlag  der  Zettel  oft  recht  schwer 
zu  erkennen  ist.  Das  Gesagte  gilt  vor  Allem  auch  für  die  Entwicke- 
lung  des  preussischen  Staats  und  der  preussischen  Verwaltung  seit  dem 
Jahre  1848.  Es  ist  ja  richtig,  dass  in  dieser  Entwickelung  der  Gegensatz 
und  Kampf  des  Kapitalismus  gegen  den  Grossgrundbesitz  eine  bedeutende 
Rolle  gespielt  hat,  aber  es  heisst  doch  den  Verhältnissen  Zwang  anthun. 
wenn  die  Entwickelung  dieser  Periode,  in  welcher  so  vielerlei  Verhältnisse  der 
inneren  und  äusseren  Politik  das  preussische  Staatsleben  beeinflusst  haben, 
lediglich  auf  diesen  Gegensatz  und  den  schliesslichen  Sieg  des  Staats  ü])er 
die  beiden  gesellschaftlichen  Klassen  zurückgeführt  'wird.  In  dem  Bestreben, 
eine  pragmatische  I>arstollung  zu  geben,  ist  daher  der  Verfasser  einseitijr 
gowonlen. 

Was  speziell  die  neueste  Venvaltungsreform  anlangt,  so  beurtheilt  der 
Verfasser  dieselbe  in  GKKisr'schem  Sinne  in  jeder  Beziehung  günstig.  Wer 
wollte  auch  lougnon,  dass  wir  hier  ein  bedeutendes  Werk  vor  uns  habt^n, 
wolohes  auf  lange  Zeit  die  (rnrndlagen  einer  gesunden  Sell)stverwalmu£ 
gelegt  hat,  aber  eine  uu)>efangene  Darstellung  muss  d«'K:h,   auch  selbst  wenn 
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TOD  aflen  Mängeln  der  Reform  abgeselien  wird,  anerkennen,  dass  dieselbe  nioht 
iloa  der  AusdelmuDgr  auf  die  noch  nicht  reorgrameirten  Provinzen,  sondern 
fUch  des  inneren  Äusbaus  und  der  Vervollständigung  noch  bedarf.  80  muss, 
um  nur  Einiges  zu  erwähnen^  die  Vei-waltungsgerichtsbarkeit,  welche  gegen- 
wärtig im  Wesentlichen  nur  auf  Gegenstände  der  inneren  Verwaltung  be* 
schränkt  ist  tmd  vor  den  Verfügungen  der  Minister  und  Centralbehörden 
Halt  macht,  unbedingt  aui'  aUe  Vcrwaltuagsgetiete  und  die  Kontrolle  aller 
Verwaltungsorgane  ausgedehnt  werden,  wenn  wirklich  von  einem  ausreichenden 
Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öfFeutlichen  Rechts  gesprochen  werden 
soll.  Ebenso  wird  im  Anschluss  an  die  Ej'eisordnung  an  eine  Revision  der 
Oemeindeverfassung,  insbesondere  in  den  öst heben  Provinzen  gegangen 
werden  müssen.  Endlich  wird  von  einem  endgültigen  Abschlüsse  der  Re- 
form erst  dann  gesprochen  werden  können,  wenn  die  Reorganisation  des 
Staataraths  der  Verwaltung  in  der  obersten  Instanz  einen  Halt  gegel)eQ  hat, 
den  ihr  allein  das  Mtnistenim  nicht  geben  katm. 

Ausserdem  dürfte  es  doch  nicht  ganz  zutreffend  sein,  Verwaltuugs- 
einrichtimgen,  welche  durch  tlie  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  ostlichen 
Provinzen  geboten,  aber  in  anderen  Gebieten  nicht  am  Platze  sind,  ah 
Ideal  hinzustellen»  Dass  die  SchaiTung  der  Ämtsvorsteher  zum  Zwecke  der 
Verwaltung  der  Urtspolizci  für  die  ostlichen  Provinzen  durchaus  passend, 
wie  die  Aufrech thaltung  der  selbst atänthgen  Gutsbezirke  noth wendig  war,  ist 
nicht  zu  bestreiten.  Aber  ebenso  zweifellos  ist  es,  dass  die  eine  wie  die 
andere  Erscheinung  hervorgerufen  ist  durch  das  Ueberwiegen  des  Gross- 
grunJbesitzcs  in  den  östlich  der  Elbe  gelegenen  ursprünglich  slav^schen 
Ländern  und  durch  den  Mangel  lebenskräftiger  Landgemeinden,  Es  wird 
sich  erst  m  zeigen  haben,  ob  sich  das  Institut  der  Amts  Vorsteher  uuf  die 
Dauer  so  bewährt,  wie  es  vorerst  den  Anschein  hat.  Jedenfalls  ist  kein 
Grund  vorhanden,  die  ehrenamtliche  Thätigkeit  der  Gemeindebeamten  in  den 
westlichen  und  neuen  Provinzen  des  preussischeii  Staats  weniger  für  Selbst- 
verwaltung zu  halten,  als  die  Thätigkeit  der  Amtsvorsteher,  und  es  ist  dalier 
auch  mit  gutem  Grunde  von  der  Uebertragung  des  Instituts  auf  Hannover, 
Hesaen-Nassau  imd  Westphalen  abgesehen  worden.  Trotz  dieser  Einwen- 
dangenf  welche  Referent  erheben  zu  soOen  glaubte,  steht  derselbe  doch 
nicht  an,  die  Anerkennung  zu  wiederholen,  welche  er  gelegentlich  der  Be- 
sprechung der  beiden  ersten  Bände  ausgesprochen  hat,  zumal  anerkannt 
werden  muss,  dass  der  Verfasser  sich  trot^  der  durch  seinen  Ausgangspunkt 
gegebenen  einseitigen  Aaffafis\ing  möglichster  Objektivität  beflissen  hat.  In 
BaBNHAK'a  Geschichte  des  prenssischen  Versvaltungsrechts  liegt  ein  mit 
grossem  Fleiase  und  zuverlässiger  Gründlichkeit  gearbeitetes  Werk  vor,  von 
dem  man  mit  vüllem  Rechte  sagen  kann,  dasselbe  fülle  eine  Lücke  in  unserer 
Literatur  aus;  denn  wenn  auch  einzelne  Partien  zumal  der  neuen  Geschichte 
des  preussischen  Verwaltungsrechts  bereits  bearbeitet  sind,  so  fehlte  doch 
eine  derartige  die  Entwickelung  der  Verwaltung  des  brandenburgisch-preussi- 
Bchen  Staatswesens  seit  dem  12.  Jahrlmnderte  zusanunenfassende  übersicht- 
liche Darstellung. 


Breslau. 


V.  Stengel 
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Mandrj,  Der  ciTiIrecbtliclie  Inbalt  der  Reichsgeiette,   3.  Aufltge. 
Freiburg,    J.  C.  B*  Molir  (Siebeck)  1886,  — 

D&s  vorzügliche  Werk,  das  in  lichtvoUer  DarstelluDg  die  Ergebniiaö  der 
GeBetzgebung  des  DeuUcHen  ReicheB  in  die  Fächer  der  systematiscbea  Beeilt»- 
wiasenscbafben  überträgt,  tritt  uns  auch  in  seiner  neuesten  Ausgabe  in  reich 
erweiterter  Gestalt  entgegen.  Die  Sorgfalt^  mit  welcher  das  Buch  der  le^s- 
lativen  Entwicklung  auf  allen  relevanten  Punkten  folgt^  machte  es  langet  tu 
einem  unentbehrlichen  Hilfsmittel  für  jedes  tiefere  Studium  auch  im  Qebiete 
dei  öffentlichen  Rechts.  Gegenüber  den  noth wendig  regellosen  Sprüngen  der 
siimeiat  durch  politische  Impulse  angeregten  Gesetzgebungsarbeit  gewinneti 
wir  hier  den  UeberbUck  über  den  systematischen  Zusammenhang  der  Ton 
dieser  geregelten  Rechtsinstitute ;  wir  sehen,  wie  die  Schichten  des  alten  imd 
des  neuen  Rechts  mehr  oder  minder  vermittelt  in  einander  übeTgebeOf  uöd 
wie  vor  Allem  die  auf  dem  Bodea  des  öffentlichen  Rechts  sich  volhciehendea 
Aenderungen  der  Rechtsanschauungen  nach  dem  Worte  Baco's  in  tllen 
ReehtsdiscipUnen  eu  Tage  treten. 

sStoerk 


T.  Kisslingi  Die  Unverantwortlichkeit  der  Abgeordneteur 
2.  Aufi.     Wien  1885.     Manz. 

Die  gesetiEestechnische  üufertigkeit,  welche  dem  Institute  der  parlKDca- 
tarischen  Immunität  anhaftet,  wird  die  fragliche  Materie  dauernd  auf  der 
Tagesordnung  der  literarischen  Discussion  erhalten,  —  Das  Röstscng  der 
vorliegenden  Arbeit  ist  nicht  eben  reich;  umsomehr  CaUt  es  attff  dass  sie  auch 
in  der  2.  Auflage  das  grosse  sich  darbietende  Material  aus  der  Gerichts- 
und Parlamentspraxis  Ocsterreichs  juristisch  zu  verwerthen  nicht  den  AiiUiif 
uimmt^  S  t  o  e  r  k» 


0tto  Möhlbrecht,  Wegweiser  durch  die  neuere  Literatur  der 
Staats-  und  Rechtswissenschaften,  —  Berlin  188rt,  Puttkammer 
und  Mühlbrecht.     [8.  SS.  XVI  und  429,] 

Jvin  überaus  reiches  Material,  den  Rechtsliteraturen  aller  Cultanrolk«r 
entnommen,  ist  hier  von  fachkun*liger  Hand  in  bequeme  Üebersicht  gebr&cbt 
worden.  Der  systematische  Theil  gliedert  die  Rechtsw^issenschaft  in  df^ 
Hauptgruppen,  deren  erst«  die  römisoh-rechtliche^  die  gemeinrechtliche  oßd 
die  allgemeine  reicharechtliche  deutsche  Literatur  umfasst,  die  zweite  enthSK 
das  deutsche  Partikularrecht  und  die  dritte  das  Völkerrecht  nnd  das  »u^ 
ländische  Recht  nach  den  Einzelstaaten  geordnet.  Die  Hilfswi^scnschato 
sind  sorgfältig  herangezogen  und  innerhalb  der  verwandten  Materien  g^wsodt 
angebracht.  Das  volle  himdert  Seiten  umfassende  alphabetische  R^giftcr 
macht  den  glänzend  ausgestatteten  Wegweiser  MfHLBBKCHT'e  zu  einem  io  du 
Thai  nützlichen  bibhographischen  Hilfsmittel,  0« 


Aufsätze. 


V 
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Die  parlamentarische  Immunität 

des 

Landesausschusses  für  Elsass-Lothringen. 

Ein    Beitrag   zur    Frage    nach    dem    Begriffe    des    Keichslandes 
und  des  nichtsouveränen  Staates. 

Von 
Dk.  Paul  Stceber, 

Kecbtsanwalt  in  MfilhanHen  i.  £. 

§  1- 

Einleitung. 

Seitdem  der  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen  in  das 
Leben  getreten,  war  es  von  Anbeginn  an  das  Bestreben  desselben, 
möglichste  Gleichstellung  mit  anderen  parlamentarischen  Körper- 
schaften zu  erreichen,  und  war  u.  A.  einer  der  heissesten  Wünsche 
desselben  auf  Gewährung  der  imter  dem  Namen  der  „parlamen- 
tarischen Immunität"  zusammengefassten  Vorrechte  -der  §§11 
u.  12  Str.-G.-B.  gerichtet.  Wälirend  nun  einzelne  dieser  Wünsche, 
wie  z.  B.  die  Oeffenthchkeit  der  Verhandlungen,  demselben  ge- 
währt worden  sind,  hat  er  dagegen  die  Einräumung  der  Lnmuni- 
tät,  trotz  wiederholter  Befassung  des  Reichstages  mit  darauf  ge- 
richteten Initiativanträgen,  bisher  nicht  durchzusetzen  vermocht; 
vielmehr  begegneten  alle  diese  Anträge  heftiger  Bekämpfung,  theils 
aus  staatsrechtlichen,  theils  aus  politischen  Gründen,  und  wurden 
ausnahmslos  abgelehnt. 

lleberraschend  genug  tritt  nun  in  jüngster  Zeit  eine  wissen- 
schaftliche Meinung  in  den  Vordergrund,  nach  welcher  das  so 
dringend  begehrte,  so  unerbitthch  verweigerte  Vorrecht  dem 
Landesauschuss  für  Elsass-Lothringen  bereits  auf  Grund  der  be- 


um  so  unbefangener  zu  Werke   geben,    als    wir   weder  einerseits 
glauben^  dass  yoü  dieser  Entscheidung  gewiaseniiassen  das  Wohl 
und  Wehe  der  elsass-lothringischen  LandesTertreter  abhängt^  noch 
auch  andererseits  die  Befiirchtung  theilen,  dass  mit  der  Zuerken- 
nung  der  fraglichen  Vorrechte  an  den  Landesatistcliiiss  eine  neue 
Aera  beginnen  werde,  und  zwar,   am  mit  einem  Reichstagsabge* 
ordneten  zu   reden,   eine  Aem   der  Freiheit,    beliebig    hoch-  und 
landesvernitherisclie  Reden  zu  halten.    Die  Regierung  ist  —  ganz 
abgef^ehen  davon,  da^s  den  elsass-lotbringisclien  Abgeordneten  im 
Reichstage   dieselben  Vorrechte    bereits   zustehen  —  zu  mächtig, 
I      die  Stellung  des  Landesauschusses  aber  staatsrechtUch  zu  prekär, 
^Bals  dsLBB  letzterer  Tersucht  sein  könnte,   die  fraglichen  Vorrechte, 
^Vwenn  sie  ihm  wirklich  zustehen,   im  angedeuteten  Sinne  zu  miss- 
^rbrauchen.     Schon  sein  Ton  der  Regierung  selbst  wiederholt  und 
I      unumwunden   anerkannter  politischer  Tact   wird    ihn   unter   den 
angeitihrten  Umständen  von  Ausschreitungen  abhalten,  ja  ihn  ver- 
anlassen,   diejenigen    Heissspome,    welclie    den    Verhältnissen    in 
dieser  Beziehung  nicht   genügend  Rechnung    ti^en    sollten,    mit 
allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zum  Schweigen  zu  bringen* 
Ändenifalls  fehlt  es  der  Regierung  nicht  an  Waffen  zur  sofortigen 
Abhülfe, 


k 


S2. 

Die  grundlegenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Dieselben  sind  enthalten: 

L  in  den  §§  11  u.   12  Str-G-B-,  welche  huiien: 

§11.—  ^Kein  Mitglied  eines  Landtages  od^  dner  Kam- 
mer eines  zum  Reiche  gehörigen  Staats  darf  ausserhalb 
der  Versammlung,  zu  welcher  das  Mitglied  gebort,  wegen 
seiner  Abstinmiung  oder  wegen  der  in  Ausübung  seines 
Berufes  getlianen  Aeusserung  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden.*^ 

§  12.  —  ^Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  emes 
Landtage  oder  einer  Kammer  eines  zum  Reiche  ge- 
hörigen Staates  bleiben  von  jeder  Verantwortung  freL* 

2-  in  Art.  I,  Abs,  2  des  Gesetzes  vom  30.  August  1871 
betr.  die  Einfuhrung  des  Strafgesetzbuches  fiir  das  Deutsche  Reich 
in  Elaase-Lothringen  —  desaeii  Wortlaut  folgender  ist: 
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^Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches,  in  welchen 
von  Bundesstaaten  oder  deren  Beziehungen  die  Rede 
ist^  finden  auf  Ellsass-Lothringen  imd  dessen  entsprechende 
Beziehungen  Anwendung." 

Zu  1)  ist  behufs  Klarstellung  der  Tragweite  der  angeführten 
Bestimmungen  liier  nur  daran  zu  erinnern,  dass  §  11,  wie  all- 
bekannt, nur  solche  Aeusserungen  schützt,  welche  innerhalb  der 
Versammlung,  sei  es  übrigens  im  Plenum  oder  in  den  Konunis- 
sionen  oder  Abtheilungen,  bezw.  in  schriftlichen  Kommissions- 
berichten  gethan  werden,  nicht  aber  solche,  welche  ausserhalb 
der  gesetzgebenden  Versammlung,  etwa  in  WahlTerscunmlnngen 
oder  in  Schriften  an  die  Wähler  gemacht  worden  sind^). 

Zu  2)  bedarf  nur  der  etwas  ungewöhnliche  Ausdruck  „B^ 
Ziehungen"  insofern  der  Erläuterung,  als  es  sich  fragt,  ob  man 
den  Landtag  eines  Bundesstaates  für  eine  Beziehimg  desselben 
erklären  kann.  Da  das  Gesetz  während  des  sog.  Provisoriums 
unter  alleiniger  Mitwirkung  des  Kaisers  und  des  Bundesrathes 
erlassen  worden  ist,  die  Sitzungsberichte  dieses  letzteren  aber  be- 
kanntlich geheim  sind,  so  fehlt  es  an  den  gewöhnlichen  Aus- 
legungsbehelfen, wie  Motive  und  gesetzgebende  Verhandlungen. 
Eine  Vergleichung  der  —  übrigens  bald  überblickten  —  Bestim 
mungen  des  Strafgesetzbuches,  in  welchen  von  Bundesstaaten  die 
Rede  ist,  ergibt  jedoch,  dass  jener  Ausdruck  „Beziehungen"  Ver- 
hältnisse im  Auge  hat  wie: 

Das  Gebiet  (§  81,  361,  Abs.  2).  —  Die  Verfassung  (§81 
Ziff.  21).  —  Die  Rechte  eines  Bundesstaats  im  Verhältuiss  zu 
einer  anderen  Regierung  (§  92,  Ziff.  2).  —  Den  Landesherni 
und  das  landesherrliche  Haus  (§  94  ff).  —  Die  gesetzgebende 
Versammlung  (§  105.  197).  —  Hoheitszeichen  (§  135).- 
Schuldverschreibungen,  Banknoten  (§  149).  —  Beamte 
(§  359). 

Danach  kann  es  keinem  Zweifel  unterhegen,  dass  auch  der 
Landtag  bezw.  che  Kimmiern  eines  Bundesstaats  als  „Beziehungen'^ 
desselben  im  Sinne  der  obigen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  be- 
trachten sind. 


*)  Ygh  Oppenuof.  Str.-G.-B.  zu  §  11,  Ziff.  4.  —  Meikb,  Strafrecht  S.  llo. 
Berner,  Straf  recht,  U.  Aufl.,  S.  269  u.  a. 


B^ 


I 
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§3. 

Die   Aufgabe. 

Aus  der  Struktur  der  aiigefühiien  gesetzlichen  Bestiraraungen 
ergibt  sich  vou  sell>st  die  iiaclisteheiide  Lage: 

1.  Direkte  Aiiweüdting  auf  den  Landesauschuss  fiir  Elsass- 
Lothringen  fitideu  die  §§  11  u,   12  Str,-G,-B.   nm*    dann,   wenn: 

a)  Elsass-Loiliringen  eiii  SUuit, 

b)  der  Landesauschuss    im    Elsass-Lothringen    ein    Landtag, 
bezw.  eine  Kammer  ist. 

Es  ist  daher  vorerst  die  Frage  sub  a)  zu  prüfen,  Ist  dieselbe 
zu  verneinen,  so  bedarf  es  einer  weiteren  Prüfung  der  Frage  sub  b) 
an  dieser  Stelle  nicht,  da  alsdann  entschieden  ist,  dass  die  g§  1 1 
u.  IS  8tr.-G.-B.  auf  Elsass  Lothringen  direkte  Anwendung  nicht 
finden. 

2.  Ist  vielmehr  Elsass -Lothringen  kein  Staat ,  so  muss 
weiter  untersucht  werden,  ob  der  Landesausschuss  füi*  Eisass- 
Lotla-ingen  iau  Simie  des  Art.  I,  Abs,  2,  Gesetz  vom  30.  August 
1671  cit.  eine  „einem  Landtage  oder  einer  Kammer  entsprechende 
Beziehung  Elsaüs-LothringcnH^  ist  und  ilaher  die  iVaghchen  Vor- 
lebte in  Folge  der  ausdehnenden  Bestinmumg  jenes   Artikels 

auf  den  Landesausschuss  anwendbar  sind. 

Von  einem  streng  praktischen  Gcsiclitspunkte  aus,  würde  es 
nügen,  nur  tUese  letztere  Frage  zu  erörtern,  Aufgabe  einer 
theoretischen  Untersuchung  ist  es  aber,  auch  über  die  ersterwähnte 
ich  klai*  zu  Werden.  Ist  doch  flic  rechtliche  Lage  einigerm^issen 
erschieden j  je  nachdem  die  §§  11  u.  12  Ötr.-G.-B.  schon  direct, 
ider  aber  nur  auf  Grund  einer  ausdehnenden  tSpezialbestimmung 
anwendbar  sind.  Ausserdem  wäre  es,  auch  wenn  man  sich  auf 
die  zweite  Frage  beschranken  wollte,  nichtsdestoweniger  erfor^lc^r- 
hch  zu  untersuchen,  ob  Elsass-Lothringen  ein  Staat  ist  oder  nicht, 
Ist  nänüich  letztere  Frage  zu  bejahen ,  so  bedarf  es  nicht  erst 
des  Beweises,  dass  der  Landesausschuss  einem  Staats-  und  nicht 
einem  Provinziallandtage  ents[U'icht,  wohl  aber  im  entgegengesetzten 
Falle. 

Was  nun  die  zunächst  zu  prüfende  Frage  anbelangt ,  ob 
Elsass-Lothringen  ein  Staat  ist  oder  niclit,  so  ist  zu  unter- 
scheiden: 
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1.  Entweder  ist  Elsass-Lothringen  ein  Staat  und  dann  mnss 
es  wiederum  entweder: 

a)  ein  Gliedstaat  wie  die  übrigen  Einzelstaaten  des  Deutsdben 
Reiches  oder 

b)  ein  eigenartiges,  durch  besondere  Yerfassungsgesetze  rf>- 
weichend  von  der  Organisation  der  übrigen  Bestandtheile 
des  Reiches  geschaffenes  Staatswesen  sein. 

In  beiden  Fällen  muss  ein  positiver,  die  Staatsqualitat 
Elsass-Lothringens    begründender    Rechtssatz    nachzuweisen  sein. 

2.  Oder  Elsass-Lothringen  ist  kein  Staat,  und  dann  gibt  es 
wiedemm  nur  zwei  Alternativen: 

a)  entweder  ist  dasselbe  ein  blosser  Verwaltungsbezirk  ohne 
eigene  juristische  Persönlichkeit, 

b)  oder  es  ist  ein  zwar  mit  öffentlich-rechtlicher  Persönhchkeit, 
nicht  aber  mit  der  Staatseigenschaft  ausgestatteter  sog.  Ver- 
waltungskörpcr  (Provinz  etc.). 

Hieraus  ergibt  sich  der  Gang  der  nachfolgenden  Unter- 
suchung. 

In  erster  Reihe  ist  zu  prüfen,  was  ein  Bundesstaat  im  Sinne 
der  Reichsverfassung  ist  und  hiebei  namentUch  das  Unterscheidungs- 
merkmal zwischen  dem  Bundes-Ghedstaate  einerseits  und  dem 
blossen  Verwaltungsbezirke  bezw.  dem  Verwaltungskörper  anderer- 
seits festzustellen. 

Des  AV  eiteren  ist  alsdann  der  so  gewonnene  Begriff  des 
Bundesgliedstaates  mit  dem  Verfassimgsrechte  Ellsass- Lothringens 
zu  vergleichen  und  an  der  Hand  dieses  letzteren  zu  prüfen,  ob 
Elsass-Lothringen  entweder  als  ein  Bundesgliedstaat  oder  etwa 
als  ein  von  dem  Schema  dieses  letzteren  abweichender,  besonders 
gojvrteter  Staat  organisirt  worden  ist. 

§4. 
Der    Begriff   des    Gliedstaates    nach    der    Reichs- 
verfassung. 
Da    der    Staat    das   einzige   souveräne    poU tische    Gremein- 
wesen  ist,  und  ein  politisches  Gemeinwesen,  welches  souverän  ist, 
damit  von  selbst  als  ein  Staat  anerkiinnt  ist,  bedarf  es,  so  lange 
nur  völlig  unabhängige  Staaten   in  Frage    stehen,   eines   weitereu 
E^*griffsnierkm;iles  ;ds  der  Souveriinetät  nicht,   imi  den  Staat  von 
anderen  poüüschen  Gemeinwesen  zu  imterscheiden. 
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Nur  im  zusammengesetzten  Staate  genügt  dieses  Bepifläs- 
merkmal  nicht  mehr,  tla  jener  gerade  das  Besteben  iiichtsouve- 
mner^  einem  Gesanimtstaate  initerffeordneter  Staaten  voranssetzt, 
bei  welchen  das  sonst  charakteristiscbe  Begiifl'smerknud  dcninach 
von  vornherein  nicht  xutriflPt, 

Es  felilt  denn  auch  nicht  an  Schriftstellern,  wek^he  die  Sauve- 
räiietät  für  ein  so  wesenthclies  Attribnt  des  Sttuites  liulten,  dass 
sie  den  sog.  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  die  juristische  Natur 
als  Staaten  absprechen,  weil  ihnen  die  Semvcränetät  mangelt^). 
Sie  stützen  sich  liiehei  im  Wesenthciien  darauf,  dass  eineräeits 
der  blosse  Sprachgebrauch,  insofern  er  che  TheUe  des  Bundes- 
itaates  als  ^Staaten^  bezeichne,  kein  hinreichendes  Ai-gunient  sei, 
um  denselben  auch  wissenschafthch  betrachtet  den  Karakter  als 
Staaten  zuzuerkennen  —  und  dass  andererseits,  sobald  man  die 
Souveräuetät  als  wesentliches  Mcrkinid  des  Staatsbegrifles  aufgebe, 
Mb  an  jedem  itnderen  Untersclieidungsmerknude  zwischen  Staat 
Ittid  KoDiiuunalverl>iinden  (Vervvaltungskorpern)  felJe. 

Wir  geben  nun  in  ersterer  He/ichnug  gerne  zu,  dass  der 
blosse  Sprachgebrauch  des  Volkes  nur  so  lange  wissenscliafthch 
in  Betracht  kommt,  als  er  mit  ileni  positiven  Kechtr  iiberein- 
stixiunt,  und  dass  er  daher  von  der  Wissenschalt  auige^a^ben 
werden  uiuss,  sobtdd  er  mit  einem  positiven  Rechtssatz  in  Wider- 
spruch steht. 

Hier  aber  hegt  der  Fall  gerade  unigeki-hrl.  Wii'  stehen  einer 
positiven  Keclits^jm'lle  —  tUu'  th'utsübeji  Keichsverfassung  — 
gegenüber,  welche  den  niclitsouveränen  Bestandtheilen  des  Reiches 
the  Staatsqualität  ausih-üeklich  beilegt*  Nur  in  einem  Falle  kramten 
wir  daher  diizu  gelangi^n^  diesen  letzteren  den  Kuriditer  als 
Staaten  dennoch  abzusprechen:  wenn  ims  nämlich  eine  logische 
UnmÖgUchkeit  zui'  Beilegung  desselben,  ein  Denkfelder  des  Gesetz- 
gebers   nachgewiesen    würde   —   wenn    es    begrifllicb    unmögUch 


*)  Vgl.  Bake,  Ik.^ditmwiiigen  üver  *len  Stateiiboiid  eu  dm  Bomlsstat. 
Amsterdanu  S.  9  ff,  ij.  1ü:^  ff  —  Zoun  in  Hiith'a  Aimalen  1H8L  S.  45:1  E 
und  Reich syta^itJsnTlit,  S.  »jO  u.  A.  —  Ejiumj  Mittelweg  sclilägt  Ga^rij^  (in 
irar*{UJtrtbwn*E«  Hiiiidbuclj.  8.  :U)  ein,  ind*"in  or  die  Souvuräwctüt  ,uiit  dm- 
Karakterisiruug  al«  mtiscli  rank  bar"  fdr  deu  Stauit  wesüDtlicb  emtlitct.  Dass 
eine  Tlicilung  oder  Kinstlininknng  der  HüUVcräneUit  indessen  begrirtlit^b  iiitdit 
rlenkbar  ist,  ist  vun  :«o  berüt'iiner  Seite  und  unser«' r  Ausicbt  juicb  su  überÄeu* 
gend  aubgolulirt  worden,  dujjü  wiv  uns  gegenüber  obiger  Tbcoric  einfach  auf 
diese  Ausführung  beaiühen  können. 
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wäre,  dem  nichtsouveränen  Staate  irgend  ein  Merkmal  beizulegen, 
welches  denselben  von  dem  blossen  Verwaltungskörper  unter- 
schiede. Dann  wäre  er  in  der  That  ein  Staat  nur  dem  Namen 
nach.  —  Besteht  aber  eine  solche  UnmögUchkeit  nicht,  so  müssen 
wir  eben  unseren  Begriff  des  Staates  und  unseren  Sprach- 
gebrauch mit  dem  positiven  Rechte  der  Reichsverfassung  in  Ein- 
klang setzen,  nicht  aber  verlangen,  dass  diese  letztere  irgend 
einer  vorgefassten  abweichenden  Auffassung  vom  Staate  weiche. 
Um  nun  den  Begriff  des  BundesgUedstaates  einheitUch  zu 
erfassen,  müssen  wir  denselben  abgrenzen: 

1.  Gegenüber  dem  Bundesgesammtstaate,  wie  auch 
gegenüber  dem  unabhängigen  Einheitsstaate.  Von  denselben 
unterscheidet  er  sich  genügend  durch  den  Mangel  der  Souye- 
ränetät. 

2.  Gegenüber  dem  blossen  staatlichen  Verwaltungs- 
bezirke, letzterer  als  eine  geographische  Abtheilung  des  Staates 
betrachtet.  Hier  wird  der  GUedstaat  gekennzeichnet  durch  die 
ihm  zustehende,  dem  Verwaltungsbezirk  aber  abgehende  juris- 
tische Persönlichkeit  des  öffentlichen  Rechts. 

3.  Am  Schwierigsten  ist  die  Abgrenzung  des  Gliedstaates 
gegenüber  den  Komm  unalv  erbau  den  oder  Verwaltungs- 
körpern. 

Die  öffentlicJi-rochtliche  Persönhehkeit  ist  hier,  ohne  nähere 
Präcisirung ,  kein  genügendes  Unterscheidungsmerkmal  mehr. 
Auch  den  Gemeinden,  den  Ki-eiscn,  Bezirken,  Provinzen  kommt 
eine  öffentlich- recJitHche  Persönlichkeit  zu;  auch  sie  sind,  wie 
der  Ghedstaat,  Subjekte  eigener  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten. 
Es  besteht  hierüber  imter  den  neueren  Scliriftstellern  fast  durch- 
weg Uebereinstimmung^).  Nur  Loening^)  hat  unseres  Wissens 
dieses  insofern  in  Abrede  gestellt,  als  er  die  Kommunalverbände 
zwar   auch    als    öffentlich-rechtliche  Korporationen    anerkennt*), 


®)  Dasselbe  konstatirt  aucli  IIosiN  in  Hirtirs  Annalen  l!?H;*,  S.  286.  - 
Vgl.  Lorenz  von  Stein,  Verwaltungslehre,  I.  Theil,  2.  Abth.  |2.  Aufl.).  - 
Schulze,  Freuss.  Staatsrecht,  Bd.  I,  S.  W2  u.  103.  —  G.  Meter,  i>taatsrecht 
§  10.  —  Gierke,  Genossenschaft,  I,  S.  762,  ferner  die  von  RosiN,  1.  c.  (s. 
oben)  allegirten  Schriftsteller. 

^)  Lehrbuch  des  deutschen  Vcrwaltungsrcchts ,  Leipzig  1884,  S.  31  ff. 
insbes.  S.  32. 

«)  Ibid.  S.  31. 
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ihre  öffentlich-rechtlichen  Funktiooen  aher  dennoch  ausschliesslich 

als  staatliche    Funktionen    aiittasst.     Es    gibt  nach    demselben 

Jmrnä    Aufgaben    der  Koiiinuinalverbiinde^    die    nicht    staathcher 

^atfir   wären'*).     Letztere    sind    ihm    daher   nur   Korporationen, 

j,denen  als    Organen  des   Sta^ites    die   Äusfiihrung  bestimmter 

staatlicher  Funktionen  libertraf^en^  ist^"),  wenn  sie  auch  ^ein 

ßeclit    haben  ^    als    Ijestinimtes    Orgjui    des    Süiates    zu    lunktio- 

■ren^ '  0*  ^^  Uebrigen  stellt  er  die  Koniniuual  verbände  völlig  pfuallel 

mit  den  Staatsämtern  und  verwirft  jede  Unterscheidung  zwischen 

eigenen  und  über  trage  n  e  n    (d.   h,  nur  der  Ausübung  nach 

übertragenen)  öffenthchen  Rechten  der  Konununalverl»ände;  indem 

Kr  nui*  diejenige  zwisclien   obhgatorischen  und  freiw^Uhgen  (fakul- 

Ihtiven)  Funktionen  der  Gemeinden  anerkennt. 

Diese  Theorie  ist  jedoch  schon  von  Riksin*^)  treffend  mit 
dem  Hinweis  darauf  widerlegt  worden  ^  dass  es  ein  vollendeter 
Widersprach  ist,  einei'seits  der  Gemeinde  eine  öffeutlicli-recht liehe 
Persönlichkeit  zuzuschreiben  und  doch  andererseits  anzunehmen, 
dass  dieselbe  Holieitsreclite  nur  im  Namen  des  Staates  ausübe. 
Das  einzige  Recht,  welches  den  Kommunal  verbänden  nach  der 
LoENiNii'scIuni  Theorie  als  eigenes  zustehen  würde,  ist  üiih  Hecht 
auf  die  r>rgunscliaft ,  d.  h.  das  Recht  ^  innerhidb  des  gesetzheb 
bestimmten  Wirkungskreises  als  Organ  des  Staates  zn  fungiren. 
(4enügt  scliim  das  Recht  auf  die  Organscliaft,  um  die  öffenthch- 
rechtbche  Persiinhclikeit  zu  verleihen,  so  muss  konsequenterweise 
jeder  Beamte,  jedes  Kollegium,  jeder  Rerathungskörper^  der  ehi 
bestimmtes  Recht  auf  die  Organschaft  hat  —  der  Monarch,  die 
Volksvertretung  f  das  Landgericht  als  Behörde  betraclitet,  der 
unalisetzbare  Richter  etc.,  als  eine  Persöidichkeit  des  öffentliche o 
Rechts  betracbtot  werden,  was  schon  dem  Sprach  gebrauche  durch- 
p|Hi8  widerspricht. 

Noch  melir  aber:  die  Gemeinde,  den  Ki'cis,  Bezirk  etc.  als 
öffentlich-rechtUche  Korporation  anerkennen,  beisst  ihnen  gerade 
die  Fähigkeit  zusprechen,  Subjekt  öffeothcber  Rechte  und  Pflichten 
zu  sein.  In  der  Tbat,  was  ist  Persönlichkeit  Anderes,  als  die 
Fähigkeit,  Subjekt  von  Rechten  zu  sein?  Längnen,  dass  die 
Komraunrdverbände  irgend  welche  öffcntlich-recbtlicbe  Funktionen 
haben  können,    die   nicht  staatlicher  Natur  wäi'en,  beisst  ihnen 


•)  Ibid.  a  32.      ''')  Ibid»  S.  31.       ")  Ibid  S.  10,      *")  l  c.  S.  291, 
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also   in  dem  nämlichen    Athem  jene   Rechtsfähigkeit   und 

die  öffentlich-rochth'che  Pei-sönliclikeit  wieder  absprechen.  Aber 
auch  das  positive  Tischt  der  vei^^chiedeneii  Staiiten  steht  der 
liHENiNü'sclieri  Theorie  entgegen.  Sehen  wir  doeli  eine  Reihe 
v(ni  Gesetzgehungen  ansdnickliel)  zwischen  den  eigenen  und 
den  iihertnigenen  offcntlirlicn  Rechten  dei  Konnnuniilverhäiide, 
insbesondere  der  (temeindeii,  untcrsclieiden,  und  denselbeu  ge- 
wisse Rechte  nnsdi*ücklich  als  eigene  einramnen  ^'*).  Ans  wel- 
chem Gninde  «nber  LfHiXiNu  dem  Clesetzgeber  verbieten  willy 
einem  ihm  unterstehenden  Rcchti»sul)jekte  gewisse  Rechte  ans- 
dnirklicli  als  eigene  zu  verleihen,  ist  nicht  ersichtlich.  Ma^ 
iiueli  der  Ki*eis  dieser  eigenen  öfl  entlichen  Rechte  bei  den  Kom^ 
nuinaherhnnden  ein  sehr  bescliräukter  sein  und  sieh  im  Wesent- 
lichen nur  auf  die  Finanz-  und  auf  die  ÖrtspolizeigeW'alt  er- 
strecken **)  —  die  Fähigkeit  der  (lemeinden  etc.,  Sabjekt 
snlcher  Rechte  zn  sein,  Uisst  sich  nicht  läugnen,  und  darans  folgt, 
dasH  wir  das  unterscheidejide  Merkmal  zwischen  dem  nichtsouv«- 
ninen  Staate  und  der  (Temeindo  et*\  lucht  in  ileui  tur  l»eide  ge- 
meinsamen Besitze  der  öffenthcii-rechthchen  Persönlichkeit  suchen 
können. 

Von  dieser  Einsicht  durehdrirngen  hat  u.  A.  RosiK  '*)  in 
einer  selir  bemerkenswerten  Abhandlung  es  vei'sucht,  den  UnUsr- 
schied  zwnst  lien  den  beiden  Bcgriflen  in  ariderer  Weise  zu  kon* 
struiren  und  denselben  aus  der  Ver^eliiedeuheit  ihres  Zwecke» 
herzuleiten.  Er  delinirt  den  Staat  als  th'e  ölVentlicb-i'echtlicbe 
Gesauuntpersönhchkeit  zur  Verwirkliehnng  nationaler  (d.  h- 
Jem  (Tesamrntvolke  als  naüirlicher  rienieinschaft  eigener)  Geincin- 
vecke^'"*)  —  die  Gemeinde  dagegen  als  die  Öffentlich-reehtlick 
nichtsouveräne  Gesammtpersönlichkeit  zui*  Befriedigung  Ört- 
licher (d.  h.  der  auf  dem  örtlichen  Zusammt^nwohnen  und  der 
uachhiu^ichen  Lage  der  Grund  st  iicke  beruhenden)  Genieininter- 
esseu  iiinerhalb  des  Staates*^).  Rosjx  nmss  uim  aber  selbst  zugelieiij 


^')  So  z*  B.  dio  rranzösjsclw  iteHL't7-|jrL*boii^  in  Betreff  der  Ortspoliw^i* 
j^oWiüt  (v^^l.  Dalloz,  Ki'|X'rtoir*?  «Ic  jum|.iru<lenct^  vo,  comiuune,  p.  IGO,  htti^ 
n\  50  des  Pokret»  vuni   14.  De».   1789  S.  255  n«.  15^»,) 

'^>  Von  der  &o^.  statutarischen  Autonomie  »ehen  wir  liier  ab,  da  *!if«*^^* 
jfdor  Korporatjoit,  auch  «lorjtMvigen  des  Privatrtitiite«  ÄUJtusteben  pflegt 

^*)  l  c  S.  292  n.  291  a.  E.       '')  Ibid, 
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dass  „iiH  Einzelnen  die  Gesammkinschauuug  eines  Volkes  über 
die  AbgreTizung  der  lokalen  und  der  nationalen  Interessen  wech- 
seln" kann  nnd  somit  der  Unterseliied  zwischen  beiden  Begriffen 
eigentlich  lediglich  von  dieser  Volksanseliaunng  abhängt.  Eine 
derartige  Detiuition  lauft  somit  scliliesi?h>;h  dai*auf  hinaus  ^  zu 
bagen:  Staat  ist,  was  man  Staat  nennt,  Gemeinde,  was  man  Gemeinde 
nennt,  —  womit  für  die  innere  Begriffsbestinmiuug  wenig  ge- 
wonnen ist  **), 

^P  Selbst  ihre  Richtigkeit  vorausgesetzt,  wäre  es  schwer  zu 
nnterscheiden ,  ob  Hambüi'g  oder  Bremen  eine  Gemeinde  oder 
ein  Staat  sind.  Diese  Definition  eliarakterisiii.  zudem  nur 
die  Gemeinde  i.  e.  S.  dem  Staate  gegenüber,  Esst  aber  die 
weitere  Frage,  wie  sich  die  Gemeinde  einerseits,  der  Staat  ande- 
rerseits von  dem  Kreise,  dem  Bezirke,  der  Provinz  unterscheidenj 
völlig  unbeantwortet. 

■  Einen  anderen  Weg  als  Rosin  hat  Jellinkk  *^)  eingescIJa^en. 
T)erselbe  Ijetrachtet  als  diis  unterscheid tingsmerknud  zwischen 
dem  niclitsouveränen  Staate  und  den  tlemselben  utitergeordneteu 
Ktjrporatiunen  eine  qualitntive  Verscliietlenheit  der  diesen 
beiden  Alicen  von  Gemeinwesen  zustebendun  Machtliefugnlsse. 
Die  spezitische  Eigenschaft  des  Staiites  bestellt  für  ilm  darin, 
dass  derselbe  im  Stande  ist,  „aus  eigenem  WiUcn,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  Recht  zu  erzeugen,  u.  zw^  denut,  da^ss  diese 
Thätigkeit  keiner  Kontrolle  unterliegt-^  Nur  der  Staat  hat  nach 
ihm  nnktmtrolhrliare  ütVentHehe  Gewalt'^**),  und  nur  weil  den 
Gliedstaaten  im  Bundesstaate  snlche  Gewalt  zugewiesen  ist,  sir*d 
sie  Staaten-*). 

Seine  Theorie  scheint  indessen  wenig  Anklang;  gefnnden  zu 
haben.  Wir  verweisen  liier  auf  die  verschieil(*n*'ii  Auisnihruugen, 
welche  ihr   von  Anderen  l^ereits  entgegengest*»llt  worden  siiuP^), 


^K  **)  Die  Vnrzuglichki.Mt    der    liosiN*Mi'ln'n    Abhandlung    erkennen    wir    im 

^Bfebrigen  gerne  an. 

^B         *•)  Lehrö  von  tkn  StaiiteüverhitiJungt'n. 

H         >*")  Ibid.  S,  4. 

H         ")  Ibid.  .S.  :U4. 

«)  Rosin  l.  r>  S,  28I-2SC.  —  Hrtk  in  GrOniint's  Zc;it.sdjrift  Üd.  XL, 
Heft  1,  S.  IM,  -  ZüßN  in  H«rtir.s  Aniialen,  1H84,  S.  475  a  Iv  u,  47G.  — 
ÜISBKK  in  Schinollefs  Julirbutli  für  Gesetxgebuujt:  etc.,  Bd.  VLL,  8.  111*5  a. 
Äiini.  2  ibid. 
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und  betrachten  dieselbe  als  widerlegt  durch  den  Hinweis  darauf, 
dass  einerseits  die  nichtsouTeränen  Staaten  im  Bereiche  ihrer 
Autonomie  keineswegs  unkontrollirt  und  unkontrollirbar  sind  und 
dass  auch  den  Gemeinden  etc.  ein  wenn  auch  beschränkter  Kreis 
von  Befugnissen  zusteht  und  bezw.  zustehen  kann^  in  Bezug  auf 
deren  Ausübung  sie  einer  Kontrolle  nicht  unterliegen.  Selbst 
wenn  denselben  ein  beschränktes  Selbstgcsetzgebungsrecht  ohne 
Kontrolle  eingeräumt  würde,  wären  sie  dadurch  in  keiner  Weise 
zu  staatlichen  Gemeinwesen  erhoben. 

Auch  die  von  Brie  **)  vorerst  nur  augedeutete,  noch  nicht 
näher  ausgeführte  Auffassung,  dass  sich  die  Gliedstaaten  von  den 
Kommunalverbänden  dadurch  unterscheiden,  dass  ihre  Gewalt 
eine  principiel  1-all  seit  ige  ist,  scheint  ims  nicht  weiter  zu 
führen.  Aus  der  grösseren  Machtfülle  des  GUedstaates  im  Gegen- 
satze zum  Verwaltungskörper  lässt  sich  ebenso  wenig  ein  fiir  die 
Unterscheidung  dienUches  Merkmal  ableiten,  als  etwa  aus  dem 
verschiedenen  Umfange  des  Vermögens  eines  armen  oder  eines 
reichen  Mannes  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  beiden  sich 
konstruiren  lässt.  Es  mag  ja  richtig  sein  zu  sagen:  die  Koni- 
raunalverbände  charakterisiren  sich  i.  A.  als  Vei'waltungs-,  die 
Gliedstaaten  aber  als  Gesetzgebungskörper.  Aber  einerseits 
hindert  Nichts,  dass  den  Verwaltungskörpern  auch  Rechte  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  übertragen  werden.  Ihre  Fäliig- 
keit,  Subjekt  auch  von  derartigen  Rechten  zu  sein,  folgt  ohne 
Weiteres  aus  ihrer  Eigenschaft  als  öffentlich-rechtliche  Persön- 
lichkeiten. Andererseits  kann  aber  auch  den  Gliedstaaten  nach 
§  78  der  Reichsverfassung  die  ihnen  jetzt  zustehende  Autonomie 
(d.  i.  das  Selbstgesetzgebungsrecht)  seitens  des  Reiches  entzogen 
werden,  ohne  dass  sie  damit  aufhören  Gliedstaaten  zu  sein.  Der 
oben  augedeutete  l^ntersclüed  ist  somit  em  völlig  flüssiger,  aller 
juristischen  Präcision  entbehrender  und  daher  auch  nicht  ver- 
werthbar.  Zudem  vermögen  wir  nicht  einzusehen,  in  ^viefern  die 
Gewalt  der  Gliedstaaten  eine  principioll  allseitige  ist.  Gerade 
das  Gegentlieil  scheint  uns  aus  dem  Wesen  des  Bundesstaates 
hervorzugehen,  dass  nämlich  die  Gewalt  der  Gliedstaaten  eine 
principiell  zu  Gunsten  des  Gesaranitstaates  beschränkte  ist. 

Wir  haben  zum  Scldusse  noch  die  von  Gierke-^)  aufgestellte 


•»)  l.  c.  S.  154.    **)  1.  c.  S.  llt)9. 


so|5.  g^tiossenscliaftliche  Tlicuri«*  zu  berücksiclitigeii,  fmch  wclcht^r 
die  Staatsgewalt  ira  Bundosstiuitcr  „iliror  Subatiiuz  nucli  m'h  im 
nngetheüten  Gemeinbesitze  des  (Teaammtstaates  und  der  (itied- 
staaten  als  einer  so  und  so  verbuiideneD  Mehrheit  befindet"  und 
nur  j,der  Ausübung  nach  untt^r  die  einzehien  Mittniger  der  (ie- 
ineinschaft  zu  Sonderrecht  vertheilt*'  ist.  Staatliche  Perüont'ii  sind 
sowohl  das  G^nze  wie  die  Tbeile,  „als  die  keiner  höheren  Person 
eingegliederten  Mittriiger  der  nur  zur  Ausübung  unter  sie  ver- 
theüt<?n  einheitlichen  stanthchen  Sphäre."  Subjekt  der  vollen 
StfiatsgewaJt  ist  nach  Gieuke  weder  der  Gesamnitstiiat  allein,  nocli 
die  Gliedstaaten  allein,  sondeni  nur  die  Tfitalitüt  beider. 

Von  berufener  Seite  ist  gegen  diese  Theorie  mit  Recht  bereits 
eiügew^endet  worden:     L  Dass    das    Wesen  des  juristischen  Ver- 
hältnisses zwischen  der  Oentralgewalt   und  der  Einzelstaatsgewalt 
darin    besteht,    dass    die    Einzelstaaten    von    der    Centralgewalt 
beherrscht  werden,  dir  unterthan   sind  und  daher  die  Formu- 
lirung,    dass   die  volle  Staatsgewalt    durch    das  Zusammenwirken 
^Mes    Reiches  und   der  Gliedstaaten   dargestellt    werde,   das   Ver- 
^Hgltniss  unrichtig  karakterisirt^-*).     2.  Es  ist  ferner  dieser  Theorie 
^^^genüber -*")  die  Frage  aufgeworfen  worden,    ob   es   logisch  und 
junstisch  möglich  ist,    „den  Gesaninitstaat  und  die  Einzelstaaten 
in    ihrer  Zusantmengehnrigkeit"    als   Ein    Subjekt   zu  fassen,    da 
doch  die  Einzelstaaten  dem  (ieaanuntstaatc  red jt beb  unterworfen 
sind  —  und  oh    man    nicht   viebnehr    zu   dem  Schlüsse   kommen 
muss,  dass  Gesammtstaat  und  Einzelstaat  logisch  nothwendig  als 
^uwei    Subjekte    betrachtet    werden  müssen.     „Hebt  nicht  die  ge- 
^Ptiossenschaftbche  Person  Gieüke's,  das  Wesen  der  Person,  nämlicb 
ihre  Einheit  und  Untheilbarkeit  auf?"     Diese  Fragen  können  wir 
nicht,  wie  Zokn  es  thut^  als  noc,li  offene  lietracbten,  müssen  die- 
ielben  vielmehr  auf  das  Entschiedenste  im  Sinne  der  I^nmöglichkeit 
der  GiKRKE'scben    Theorie  beantworten.     Entweder   gibt   es   nur 
;cin  Subjekt,  den  Gesammtstaat,    und   dann    ist   der  Begriff  des 
Bundesstaates  unmöglich.     Oder  es  gilit  zwei  Subjekte  (Gliedstiuit 
und  (xesammtstaat),  und  dann  kaini  dt^rt-n  Meiirheit  nicht  zugleich 
mir  Einheit  sein,  wie  es  die  GlERKE^sche  Theorie  fordert.  Ebenso 
;iremg  können  die  jedem  dieser  zwei  Subjekte  zustehenden   Befug- 


D,  in  MarquardseiVa  Haiulljuch,  Bii.   II,  erster  Halbband,  S.  17. 
»•)  Zorn  in  Hirtb'b  Ainialen  1884,  S.  482  u.  483. 
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iiisse  als  denselben  nur  der  Ausübung  nach  übertragene,  in  Wirfc^ 

liebkeit  aber  („der  Substanz  nacb*^)  keinem  von  beiden,  sondern 
nur  der  Totalität  beider  zustehende  betrachtet  werden.  Derm  aut 
der  Subjektseigeiiacbiift  jener  ist  von  selbst  auch  anerkannt,  rla^? 
sie  fähig  sind,  Subjekte  eigener  Rechte  zu  sein,  während  ümeii 
(tIKRkk  ihese  Fähigkeit  gerade  wieder  abspricht.  —  Auch  prak- 
tisch  lilsst  sich  unserer  Ansicht  nach  mit  Hülle  der  GuvUKic'sclieü 
Theorie  nicht  unterscheiden,  welche  mchtsouveräne  Geuieinweiieii 
Stiuxten  sind,  wedche  nicht.  Er  stellt  selbst  den  Satz  auf,  der 
Bundesstaat  unterscheide  sich  vom  Einheitsstaate  mit  Selbstver^ 
widtuiigskörpero  dadurch ^  dass  dort  immer,  hier  uiennUs  eim* 
staatlich  e  Pei-sunlicldceit  von  Theilverbänden  vurkomnit  -'y 
Wenn  nun  aber  der  Eitdieitsstaaty  ohne  seine  Organisation  \m 
Uelirigen  ibrmell  zu  verändern,  seinen  Provinzen  ganz  die 
üiimliehen  Rechte  verleiht,  me  sie  heute  den  Gliedstaaten  Jts 
Ruiidessttiates  zustehen,  werden  jene  dann  nach  der  GiKRKK'ächen 
Theorie  dadurch  Sttudcn  oder  nicht?  Letztere  scheint  iiir  W 
neinuiig  der  Frage  zu  iiilireu.  Worin  liegt  aber  dann  der  Ciitor 
schied  zwischen  beiden  Arten  von  Gemeinwesen?  Ofienbar  uur 
im  Najueii.  Will  aber  (TLb:j(KE  die  Frage  liejaheii^  so  gibt  seioe 
Fonuidirung  keinen  Ausschluss  darüber,  \viu*um  jene  Gemeiuwesun, 
welche  nominell  noch  Provinzen  sind,  in  Wii'klichkeit  rumiuehr 
doch  Ht'uiten  sind. 

Da  sich  nach  Dbigem  die  verschiedenen  bis  jetzt  aufgcsU-Ulcu 
Theorten  über  das  Wesen  des  Staates  im  Gegensatz  zum  Kom- 
numid verbände  unserer  Ansicht  nach  als  unstichbaltig  darstellen 
so  haben  wir  nunmehr  eine  selbstständige  Bestnnmuug  dcK  i^ 
eruirenden  lJntei*scheidungsmerknials  beider  zu  versuchen. 

Der  Begi-iff  der  Gemeinde,  des  Kreises,  der  Provinz  etc 
ist  nun  ein  jeweils  durch  das  positive  Recht  gegebener  und  be- 
stimmt sich  für  jede  der  erwähnten  Gattungen  nach  dem  fiir  di^ 
selben  nmassgebenden  Orgaiiisationsgesetze.  Fiir  einzelne  Rechts 
gebiete  Hesse  sich  vielleicht  der  Satz  begründen,  dass  die  Pi"©- 
rinzen  juristische  Personen  sind,  welche  aus  einer  Gesamujtln'if 
von  Bezirken,  ilie  Bezu-ke  juristische  Personen,  welche  aus  HWf^' 
Gesammtbeit  von  Kreisen  etc.  .  .  ,  die  Gemehiden  endlich  jiin 
stische  Personen,  welche  aus  physischen  Personen  (den  GenieiD<it" 
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angehörigen)  als  Mitgliedern  bestehen.  Wie  dem  auch  sei,  jeden- 
falls ist  für  die  Provinz  charakteristisch,  dass  sie  regelmässig  nur 
ein  Staatstheil,  für  den  Bezirk,  dass  er  regelmässig  nur  ein  Pro- 
vinztheil  ....  fiir  die  Gemeinde,  dass  sie  regelmässig  nur  ein 
Kreistheil  mit  selbstständiger  juristischer  PersönUchkeit  ist.  Die 
regelmässige  Unterordnung  unter  die  Spezies  der  höheren  Gat- 
tung bildet  also,  juristisch  betrachtet,  immer  den  Unterschied 
zwischen  den  einzelnen  Arten  der  Verwaltungskörper  ■^^). 

Auch  auf  den  Bundesstaat  könnten  wir  dieses  Kiiterium  in 
der  Weise  anwenden,  dass  zwar  auch  der  GUedstaat  regelmässig 
ein  Staatstheil,  aber  eben  ein  Gesammtstaatstheil  —  die  Provinz 
dagegen  regelmässig  nur  ein  Gliedstaatsthcil  ist.  Damit  wfire 
aber  nur  ein  äusseres  Kriterium  gewonnen,  welches  eine  innere 
generischc  Verschiedenheit  zwischen  Staat  und  Verwaltungsköri^er 
nicht  erkennen  lassen  würde.  Speziell  fiir  Elsass-Lothringen  wäre 
ein  derartiges  Unterscheidungsmerkmal  werthlos,  da  jenes,  mag 
es  Staat  oder  Provinz  sein,  nur  ein  Gesammtstaats-,  nicht  auch 
ein  Einzelstaatstheil  ist. 

Der  generischc  Unterschied  zwischen  Staat  und  Verwaltungs- 
körper kann  unserer  Ansicht  nach  nur  in  einer  Verschiedenheit 
der  Rechtsfähigkeit  beider  gefunden  werden.  Persönlichkeit 
ist,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  nichts  Anderes  als  Rechts- 
fähigkeit.  Der  Mensch,  der  nackt  geboren  wird  und  thatsäch- 
lich  noch  gar  nichts  besitzt,  ist  nicht  minder  Person  im  Sinne 
des  Privatrechts  als  der  mit  Gütern  aller  Art  überladene  Millio- 
när. Nicht  in  dem  mehr  oder  minder  grossen  Umfi\nge  der  der 
einzelnen  Person  thatsächlich  zustehenden  Rechte  kann  dalier  eine 
generischc  Verschiedenheit  derselben  mit  anderen  gefunden  wer- 
den. Ebensow^enig  ist  dies  der  Fall  bezüglich  einzelner,  auf  posi- 
tivem Rechtssatze  beruhender,  die  allgemeine  Regel  der  Rechts- 
fähigkeit nur  bestätigender  Ausnahmen  und  Beschränkungen  dieser 
letzteren.  So  wurde,  um  eine  privatrechtHche  Analogie  heranzu- 
ziehen, die  Privatrechtsfahigkeit  der  Juden  in  keiner  Weise 
dadurch  ausgeschlossen,  dass  dieselbe  in  Bezug  auf  den  Erw^erb 
liegenschafthchen  Vermögens  Beschränkungen  unterlag.  —  Ebenso 


*')  Einzelne  Anomalien,  welche  aus  der  Exemtion  beispielsweise  einzelner 
Hauptstädte  von  dem  Verbände  mit  den  höheren  Arten  von  Kommunalver- 
bänden sich  ergeben  können,  müssen  wir  hiebei,  als  blosse  Ausnahmen  von  der 
Regel,  anfwer  Berücksichtigung  lassen. 
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verliält  es  sich  aber  auch  auf  dem  Gebiete  des  öfifentlichen  Rechtes. 
Sobald  die  Verwaltungskörper  dui'ch  Verleihung  bestimmter  öffent- 
licher Reclite  die  Fähigkeit  erlangt  haben,  Subjekte  des  öffent- 
lichen Rechtes  zu  sein,  kommt  es  für  ihre  Eigenschaft  als  solche 
niclit  darauf  an,  ob  der  Kreis  der  Rechte,  zu  welchen  ihnen  der 
Zutritt  gewfihrt  ist,  mehr  oder  minder  gross  gezogen  ist,  noch 
aucli  darauf,  ob  anderen  poUtischen  Gemeinwesen  gewisse  Rechte 
verheben  sind,  welche  ihnen  niclit  zustehen.  Müsste  man  doch 
sonst  auch  z\vischen  den  einzelnen  Arten  von  Verwaltungskörpem 
eine  innere  d.  li.  generische  Verschiedenheit  annehmen,  was  unseres 
Wissens  noch  Niemandem  eingefallen  ist.  Es  kann  also  der 
Kreis  der  den  einzelnen  Arten  der  Kommunalverbände  zustehen- 
den Rechte  beUebig  erweitert  und  beschränkt  werden,  ohne  dass 
sie  aufhören,  Personen  des  öffentlichen  Rechtes  zu  sein  oder  etwas 
mehr  werden  als  dieses  ^*). 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  wir  auf  dem  Gebiete  des  inneren 
öffentlichen  Rechtes,  d.  i.  des  Staatsrechtes  i.  e.  S.  vergeblich 
nach  einem  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Staat  und  Verwal- 
tungskörper suchen  ^®).  Sobald  wir  aber  hinaustreten  auf  das 
Gebiet  des  äusseren  Rechtes  der  Staaten  unter  sich  —  des 
Völkerrechtes  —  finden  wir  sofort  einen  ganzen  Kreis  beson- 
derer und  eigen thünilicher  ciffentliclier  Rechte  und  Pflichten, 
deren  Subjecte  wohl  Staaten,  nicht  aber  andere  politische  Gemein- 
wesen sein  können.  Es  sind  dies  theils  1.  die  allgemeinen 
Rechte,  welche  jedem  Staate  im  Verhältniss  zu  dem  anderen  zu- 
kommen, theils  2.  Spezialrechte,  welche  durcli  besondere  Erwer- 
bung seitens  einzelner  Staaten  entstehen.  Man  hat  diese  sämmt- 
lichen  Rechte,  wie  bekannt,  eingetheilt  in: 

1.  Rechte  der  Staaten  im  Zustande  des  Friedens. 

2.  Rechte  der  Staaten  im  Zustande  des  Unfnedens  oder 
völkerrechtliche  Streitigkc^iten. 

Wir  erwälnien  nur  beispielsweise  das  Recht  der  freien  st^mt- 
lichen  Existenz,  das  Recht  auf  Gleichheit  im  Verhältniss  zu  an- 
deren Staaten,  auf  Achtung  der  Staatspersönhchkeit,  der  Gebiets- 

'^^)  So  auch  GiERKE  in  SchiwolkVs  Jahrbuch,  1.  c.  S.  1165  a.  E.  u.  116»^. 

^''}  Vgl.  GiKUKE,  cod.  S.  l\C)C).  -  Zorn  in  Hirtli's  Annalen  1.  c.  S.  454 
u.  455.  Derselbe  zieht  daraus  den  Scliluss,  dass  die  Gliedstaaten  nicht  mehr 
im  juristischen  Sinne  des  Wortes  Staaten  sind.  —  worin  wir  ihm  nicht  folgen 
zu  können  glauben. 
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und  Untertlianenhoheit,  die  Cereraonialreclitt',  das  Recht  auf  gegen- 
sdtigeD  (diplomatischen)  Verkehr  (was  man  auch  völkon*echtlichc 
Hnndlungsfiihigkeit  nennen  kann),  ilen  ganxen  Ki'eis  des  völker- 
rechtlichen Pei^onen-,  Sachen-  und  Ohligatiouen rechts;  besonders 
aber  die  dem  Völkerrechte  ei^enthümlichen,  so  karakteriatischen 
Rechte  des  KriegszuBtandeB:  Recht  der  Kriegfülnunfj,  des  Em- 
bargo's,  der  Bloknde  n.  dgL,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Neu- 
tralen. 
^P  InhaltHch  mögen  den  Privatpersonen  untereinander  vielfach 
ahnliche  Reehte  zustehen,  \\ne  die  ehenerwähnten,  Theilweisekann 
man  sich  auch  im  Verkehre  unter  den  Verwaltnngskör}>ern  gleicher 
Ordnung  analoge  Rechte  denken.  Ihre  völkerrechtliche  Eigen- 
thümlichkeit  erhalten  aber  die  obenerwähnten  dadurch,  dass  sie  nur 
einer  ganz  bcHtiunntcn  (Gattung  von  Rechtssnhjekten  nämlich  den 
Staaten  unter  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  zustehen  •''). 
Dabei  geht  das  Völkerrecht  keineswegs  voti  der  Auffassung 
aus,  als  ob  die  Reehtsfiihigkeit  ffir  dasselbe  nur  dem  sou- 
veränen Staate  zustehe.  Es  kennt  >aelme!ü*  auch  Staaten, 
denen  diese  letztere  Eigenschaft  abgeht. 

Fast  einstimmig  räumen  nätnlich  die  Volkerrechtslehrer  ^-) 
den  sog.  ^halbsouveränen^  Stfiaten  (Vasallenstaaten  u.  dgl.)  die 
Eigenschaft  als  Staaten  und  somit  als  Subjeete  des  Völkerrechts 


")  In  besdiränkt^r  Weise  sind  auch  flie  sog.  Kriegsparteien  nls  8n!)jektc 
d«8  Völkerrecht«  anerkannt,  insofern  (lerj^dberr  das  rtc?cht  2ur  Jfriegiäführung 
£Ogefltandeti  wird.  Es  berolit  dies  hideäson  liHligUch  auf  Rüekäichten  der 
Hamanitüt,  und  auf  der  Uunio^Uchkeit,  eine  gansit;  Partei  wie  eine  Manse  von 
Hnthverriithern  zu  beliandehi  und  hinzuschlachten.  Maäggebend  ist  hiehei  wohl 
au  eil  die  Erwü^'ungfp  dass  —  wie  htTVorrag'ende  Lelirer  des  Staatareclits  seihst 
lehren  —  die  Gi^^chiehte  nicht  immer  naeh  staatsrechtlichen  Grundsätzen  iiicii 
richtet.  Die  ohige  Aofiiiahmo  ist  aber  gewissermasscn  nur  eine  Anwendung 
tler  im  Texte  erwähnten  Ref,'el.  Sic  set^t  voraus»  dass  die  fragliche  Partei 
wie  eine  Staatsmacht  organisirt  sei  und  dass  sie  im  guten  Glauhen  für  offent- 
licheß  Recht  streite,  somit  staatliche  Zwecke  verfolge  (vgl.  Blitntsokli,  V»d* 
kcrreclit,  S.  288  ivK  512  u.  Anm.  1).  Solche  Parteien  kommen  daher  theils  als 
werdende,  theils  als  in  der  Umwälzang  begriffeae  Staaten  in  Betracht.  Äebn- 
lich  behandelt  auch  das  Privatrecht  in  dem  Satze;  ^Nasciturus  pro  jaiii  nato 
habetur,  ijueties  de  ejus  com  modo  agitur"  den  noch  nicht  geborenen  Menschen 
unter  gewissen  Voraussetz  an  gen  schon  als  ein  Reclitssuhjekt. 

■*)  IlEFFTKR.  Völkerrecht.  6.  Aufl.,  S.  40  if,  —  Klübbr,  gg  2 1  u,  25.  — 
Bluntsoiitj.  3.  Aufi.  NordVingen  1878,  S.  94  (no.  lü  ff.)  —  pRAOiKH-FoD^Et, 
Droit  internatiouLÜ  i>ublie.    Paris  1885.  t.  1  p.  llt\,  n^.  94  ss,  u.  A. 

43* 


—     640     — 

ein  —  wobei  einzelne**)  derselben  bereits  auf  dem  Wege  sind, 
einzusehen,  dass  HaJbsouveränetät  „beinahe  ein  Widerspruch  in 
sich"  und  daher  richtiger  als  Nichtsouveränetät  zu  bezeichnen 
ist.  Ebenso  erkennen  dieselben  den  Gliedstaaten  des  Bundes- 
staates die  Staatseigenschaft  ausdrücklich  zu**). 

Unseres  Wissens  hat  nur  von  Marxens  („Völkerrecht^^, 
[deutsche  Ausg.  von  Bergbohn]  Bd.  I  S.  234  und  236)  sowold 
den  sog.  halbsouveränen  Staaten  als  den  Gliedstaaten  des  Bun- 
desstaates die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  abgesprochen.  Da- 
bei fasst  er  (vgl.  S.  236)  die  „halbsouveränen"  Staaten  Juristisch 
als  Theile  eines  anderen  Staates"  auf  —  während  er  (vgl.  S.  235 
und  246)  den  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  zwar  nicht  die 
Staatseigenschaft  nach  innen,  wohl  aber  die  völkerrechtUche  Per- 
sönlichkeit abspricht.  Ihm  ist  es  gerade  ein  Essentiale  des  Bun- 
desstaatsbegriffes, dass  einerseits  der  Gesammtstaat  ein  einheit- 
liches Subject  des  Völkerrechts  sei,  andererseits  aber  dieser 
Karakter  den  unter  ilim  vereinigten  Einzelstaaten  entzogen  sei 
(S.  246).  Das  Deutsche  Reich  ist  ihm  folgerichtig  kein  Bundes- 
staat —  „weil  den  deutschen  Partikularstaaten  die  auswärtige 
Repräsentation  nicht  entzogen  worden"  (S.  246)  —  sondern 
ein  Staatenbund  (S.  241). 

Schon  dieser  Auswuchs  der  von  MAUTENs'schen  Theone 
scheint  uns  deren  Verurtheiliing  zu  entlialten.  Sie  sclieiteil  daran: 
1 .  dass  es  unmögUcli  ist,  an  der  Hand  derselben  den  Bundesstruit 
vom  einfachen  oder  Einheitsstaate  zu  unterscheiden,  indem  sie 
jedes  Merkmal  zwischen  dem  nichtsonveränen  Stjuite  und  den 
Kommunalverl)änden  verwisclit,  2.  dass  sie  dazu  zwingt,  die  an- 
erkanntesten  Typen   des  Bundesstaates    fiir    Staatenbünde    zu  or- 


^^)  So  Heffter,   3.  Aufl.,    S.  37.  Pradier  -  Foderk  t.    I    p.   15^. 

no.  m. 

'^J  Heffter,  cod.  S.  43:  „In  dergleichen  Unionsverliältnissen  {wie  dem 
Bundesstaate)  ist  ein  besonderes  staatliobes  Sein  den  einzebien  mitvereinififton 
Staaten  nicbt  abges]»roclien,  wenn  auch  abhängig-  von  der  Centralstaatsirewalt 
bis  zu  einer  verfassungsmässigen  Grenze".  —  Klüber  (in  der  französ.  Ausgabt' 
von  Ott,  Paris  1861)  S.  37  (§  27)  u.  S.  39  (§  28  Ann:,  des  Herausgebers: 
„Dans  les  Etats  f^döratifs,  une  partio  de  la  souverainete  passe  aux  iwuToirs 
qui  representent  La  confederation".  —  Bluntschli,  S.  90  (no.  70)  u.  ^'2 
(no.  71  j:  „Sowohl  der  Gesammtstaat  ....  gilt  vrdkerrechtlicb  als  Staatsperson,  al* 
die  Einzelstaaten".  —  Pradier- FoDiJiRfc,  p.  207  no.  122  —  Vgl.  auch  Labaxd. 
Jellinek  und  beinahe  sämmtliche  Schriftsteller  über  den  Bundesstaat. 
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idÄren**),  3.  das«  sie  mit  der  Völkerpraxis  in  Widerspruch 
eht,  welche,  wie  von  Marxens  selbst  (S.  393)  theilweise  ssugibt, 
sowohl  den  sog.  „halhsouverRiien"  Sttmten  als  den  CTliedst^iaton 
^^des  Bundesstaates  die  Euchtafiüiigkcit  iiir  das  VölkeiTecht  zu- 
B^kennt. 

^V        So   glauben  wir   denn,    uns    der   sonst  eiustimmigen  Ansicht 
^üer  Viilkerrechtslehrer  und  der  Völkerpnixis  aiiscliliesspu  zu  kön- 
nen,   nach  welcher  der  Mangel  der  Souveränetät  die  vülkeiTecht- 
liehe  Persönlichkeit  nicht  aufhobt,  sondern  nur  deren  Bethätigung 
is  auf  die  durch  die  Verfassung  des  Gesammtstaates   gezogenen 
renzen  einschränkt. 

Letzterer   kann    begiifl'lich  den  Kreis    der  dem    Gliedstaate 

stehenden  Völkerrechte  beschränken,   ja  sie  ihm  sozusagen  alle 

tziehen,    mdeni   er   durch   positiven   Eechtssatz   bestimmt,    dass 

^^die  .  .  .  und   die  .  .  .  und  che  .  ,  .  Rechte    dem   Gliedstaate    nicht 

^kistehen.    So  lange  er  ihm  nui*  die  Persönlichkeit  überhaupt  lässt, 

^Srird    dadurch    die   Staatseigenschaft    des   Gliedstaates    begrifflich 

ebenso   wenig  zerstört,    als   der  Erbe  oder  ITniver^allegatar  seinr 

■lechtliche  Eigensclmft  als  solcher  dadurch  verliert,    dass  ihm  der 

Erblasser  durch  Verfügung  über  alle  eiiiyselnen  Reclito,  aus  welchen 

,    sich  die  Erhschatl  zusaniuicusetzt,  den  ganzen  Vortheü  derselfit'U 

PPhdeder  entzieht.    Aehnlich  kann  auch  der  Gesammtstaat  den  ihm 

untergeordneten  Gliedstaat  zw^ar  gewissermassen  an  Händen  und 

?üssen  knebeln,  ihn  liis  auf  den  Schatten  eines  Staates  reduciren 

seine  viilkcrrecbtliclie  l\'rsönhchkeit   und    seme   von  derselben 

ert rennhebe  Staat Keigenscbafl   kann  er  ihm   aber,    wenn  er  sie 

al  anerkannt  hat,    nur    durch   ausdrückhclien   liierauf  gerich- 


m 


*)  Von  Martkns  bleibt  denw^lben  übrigens  selbst  niclit  troti.  wetiri  or 
I.  auf  S.  248  »nerkfimt,  ilass  dio  t>chweiÄ  (seit  1848)  ,imnaiehr  einen  Bun- 
desstaat am  25  Kiui  tonen  bildet " ,  wahrend  «r  dueli  sei  bot  gleicii  damuf  er- 
wäbrtt,  dasä  den  Kiiutorieu  die  Befu^iüas  gelassen  sei  p^über  Gegeustäude  der 
StHatÄwirtlisclmft,  \Us  nachbarliclieii  Vi^rkelirs  und  der  Polizei  ....  auch  mit 

;s\v artigen  Staaten  zn  jutkfciren*.  Wie  sotlen  die  Kftntouß  lüerftua  Tölker- 
rechtliche  Hechte  imd  Ptlieht-en  erwerben»  wenn  »ig  nicM  in  dieser  beschmnk- 
teii  Beziehunj^^  volkerreditöfähig  üiiid;  2.  aiü"  8,  2H1  die  ^halbsoiiveränen" 
Staaten  ^ihrer  bei, ch rankten  B.iiHÜungniähij^keit  wegen  mit  iihysi^chen  Personen» 
ßie  unter  ViHmiindsehaft  oder  Kurntel  stehen**  vergleielii  und  annimmt,   das» 

eselbcn  für  ihre  Handlungen  anäwärtig-on  iStaaten  gerade  soweit  verantworte 
lioh  seien,  als  ihre  Hanillun^^-^fühii^keit  reicht.  Also  yind  aacb  diese  ^die  halb- 
aaoveranen)  Staaten  in  bei»chrankter  Woiüe  Sqbjukte  des  Völkerreehtä. 


—     642     — 


teten  Rechtssatz   entziehen.     80  lange    dies   nicht  geschehen  ist, 
bleibt   der  Einzelstaat  ein  Staat   und   somit  iahig,    Subject   aller 
derjenigen  Rechte  und  Pflichten  eines  Staates  zn  sein,  welche  ihm  j 
nicht  aiisdriicklich  entzogen  sind.  ■ 

Der  Gesammtst^aat  kann  ihm  auch  beispielsweise  die  völker- 
rechtliche Handlungsfähigkeit  (Recht  der  Kriegfidurung,  des  diplo- 
matischen Verkehres  etc.)  ganz  oder  t heilweise  entziehen.  Die 
staatliche  Persönlichkeit  der  Ghedstaaten  wii-d  dadurch  ebenso 
wenig  aufgehoben,  als  die  Rechtsfähigkeit  des  Minderjalirigen 
darunter  leidet,  dass  er  unter  Vorionndschaft  gestellt  ist.  Auch 
in  jenem  Falle  Weiht  der  Gliedstaat  ein  Subject,  in  dessen 
Namen  —  wenn  auch  durch  Verniittelnng  des  Gesammtstaat^ 
—  Verträge  abgeschlossen,  volkenx'chthche  PÜichten  und  Rechte 
Ijegründet  werden  köimen.  Aus  der  Beziehung  aid'  den  (jlied- 
stmit  als  Subject  folgt  ä.  B,,  dass  diejenigen  Rechtshandluageii, 
weh;he  der  (tCNarnnitstaat  nur  im  Namen  eines  einzelnen  Glied- 
staates vorzunehmen  sich  veranlasst  sieht,  principiell  in  dessen 
Interesse  (soweit  nicht  das  Reichsinteresse  entgegensteht)  imd 
unter  Verantwortung  auch  gegenüber  dem  Glied- 
staat e  vorzunehmen  sind,  sowie  dass  alle  Voraussetzungen  für 
Entstehung  und  Endigung  aus  der  Person  des  GUedstaates  ttfid 
nicht  des  Gesammtstaates  ^u  schöpfen  sind;  endlich  dass  an  im 
Vortheilen  wie  an  den  Lasten,  welche  dnrch  die  erwähnten  Rechts- 
handlungen entstehen^  nur  der  Gliedstaat,  nicht  auch  der  Gc- 
sammtstaat,  Theil  zu  nehmen  hat. 

Aber  nicht  nach  aussen  allein,  auch  für  das  innere  Verhlilt- 
niss  des  Staates  zu  seinem  Substrate,  für  seine  Herrschaft  über 
Gebiet  und  Untertbanen,  ist  die  Völkerrechtsföhigkeit  die  uuent* 
behdiche  Voraussetzung  der  Staatseigenschaft  und  es  lässt  sich 
u.  E.  der  Satz  begründen,  dass  nur  der  Staat  Gebiets-  und  ünter- 
thanenhoheit  besitzen  kann.  Es  können  beispielsweise  den  Pro* 
vinzen  eines  Einheitsstaates  einzelne  der  Gebietshoheit  ähnliebe 
Befugnisse  eingeräumt  werden,  iiidem  bestimmt  wird,  dass  ohne 
Zustimmung  dei'selben  eine  Veränderung  der  Provinzialgrenzen 
unzulässig  ist,  oder  denselben  gestattet  wird,  unter  gewssen 
Voraussetzungen  über  Verändenmgen  dieser  Grenzen  mit  einander 
sich  zu  vereinbaren.  Anrh  in  Betrefi'  der  UntcTthanenlioheit 
liessen  sich  vielleicht  einzelne  Befugnisse  denken,  welche  den  Pro* 
vinzen  eines  Einheitsstaates  in  analoger  Weise  eingeräumt  werden 
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Irniten.  So  laiige  aber  denselben  die  VölkerrechtafShigkeit  nicht 
rliehen  ist,  ldeil>en  ihix^  etwaigen  Rechte  in  Betrefl'  ilires  Ge- 
Ketes  und  ihrer  Augeliörigen  unselbständige  und  nach  aussen 
wie  nach  iuiieii  erselieint  stuts  der  Sttitit  itl«  das  Subjekt,  wek'lieiti 
die  ßeclitc  über  Gebiet  und  Unterthanen  zustehen. 

Erj>t  durch  seine  Geliurt  uls  Vfilkerret^litliche  Persönhelikeit 
wird  somit  der  Staat  in  Wahrlieit  beilibigt,  Suljject  der  Gebietb* 
und   Unteilhanenhoheit    im    rechtlichen  Sinne  zu  sein»     Anderer- 

Kts    eHonh^rt    über    das  VülkciTecht   für    die  Verleihung    dieser 
bjektseigeuscliatl  nichts  Weiteres,    als    das    blosse  Faktum  der 
durch  eine  Verhissung  verniittelteUj  die  erforderhclien  Bürgschaften 
für  ihi'e  Stetigkeit  ^^)  bietenden  Herrschaft  über  Gebiet  und  Unter- 
thanen. In  deniBelben  Moniente,  wo  die  Organisation  theser  Herrschaft 
Tollendet  ist,  ist  der  Staat  geboren  und  zwar  für  das  Völkerrecht  wie 
■br  das  StaÄtsrecbt.    Völkerreclitstahigkeit  und  Fähigkeit  zu  staat- 
licher Hern^chaft  nacli  innen  stoben  daher  in  untrennliarem  Zusani- 
menJiang,     Die  eine  ist   nur  das  Faktum,    an  wehhes  die  andere 
anknüpft^  indem  sie  dieses  Faktum  zum  RechtsverhlUtnisse  erhebt. 
Wie  deuuiacli  der  B^icJitsbegi'ilf  der  Privatperson  im  juristischen 
Sinne  eine  Schti|>rung  des  Frivatrccbty  ist,  so  ist  derjenige  des  \H)- 
Rüschen  Gemehiwesens  eine  Sciiopfung  des  inneren  Staatsrechtes, 
Hd  aber  auch   derjenige  des  Staates   eine  Schöpfung   des  Völker- 
rechtes^'). 

kDass  nun  das  Völkerrecht  —  hideni    es  als    das    liecht   der 
iaten  in  iliren  gegenseitigen  Beziehungen  detinirt  wird  —  einer- 
ts  die  Existenz  von  Stallten  voraussetzt  und  andereraeits  doch 
selbst    wieder   erst    i*csiiiinnt,    welche  Gemeinwesen    Sia^deu    sind, 
^t    eine    in    jeder    Kateg<jrie    des   Ueclites    im    objektiven   Sinne 
fciederkelu'entle    Ei-scheinung  j     welche    man    als    die    orgtiniscbe 
Wechselbeziehung    zwischen    dem    Reehte    und    seinen    Subjekten 
hezeicliuen  kann»     Wie  die  Privatpcrsoiu^n    in  ihrer  Gesunnntheit 
das    Privatrecht    erschaficn    haben,    und    letzteres    sodaim    selbst 
Kieder  nur  die  Ordnung  der  Maclitverhliltnisse  zwischen  den  Privat- 

**)  Das  hegt  «choii  im  Wurte  ^Ötaat"  (atatus).  —  Setzt  man  «tatt 
.8t<>tigk*'it'*  da«  Wort  „Li^beustJüd^keit",  so  blickt  auch  liier  wieder  die  Ana- 

^Lgie  mit  dam  Privat  rechte  (lurih. 

^p  *')  Solange  keiij  Vidkerrecht  besteht,  hl  der  BegrifT  des  Staates  etwas 
rein  F»ktiseln\H.  kein  Uedtttibetrriff.  Sobald  aber  üwei  är^taaten  neben  üinunder 
bestehen,  d«L  gibt  oä  auch  ein  ViUkerrecht,  mag  es  noch  m  unvoLlkomineu  ^ein. 
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Personen  darstellt  und  den  BegriflF  der  letztert^n  t»rst  bestimmt  "^^ 
so  aucli  nonnirt  das  Staatenrecht,  obgleich  durch  das  ZusammeD- 
wirkt^u  der  Staaten  entstanden,  ausschliesslich,  welche  politische 
Geriieinweseu  ids  Staaten  anzuerkemieu  sind. 

Wie  nun  der  Recbtsbegriff  der  Privatperson  nicht  dai*m  be* 
steht,  dass  dieselbe  ein  lebendes  Wesen  menschlicher  Natur  ist, 
s«nidern  daiin,  dass  sie  fähig  ist,  Subjekt  von  Privatrechten  m 
sein,  so  auch  besteht  der  Rechts  begriff  des  Stmitcs  nicht  dtxrin, 
dass  derselbe  ein  organisirtes  gebietsbeherrschendes  VoUc  ist,  J 
sondern  dieses  ist  nur  che  faktische  Unterlage  des  Begriffes.  Der 
Rechtsbegi'ifi"  des  Staates  aber  mnss  den  Rechtssatz  zum  Aus- 
druck bringen,  welcher  als  die  Quelle  aller  Rechte  und  Pflichten  | 
dcf^  Staates  in  seinem  Verhältiiiss  zu  dem  ilmi  gleich  geordneten 
politischen  Gemeinwesen  zu  hetrachten  ist.  Dieser  Recbtssatz 
ist  aber  kein  anderer  als  der,  dass  der  StaAt  ßiliig  ist,  Subjekt 
von  volken-echtlichen  PHichten  und  Rechten  zu  sein,  welche  m 
normiren  und  mit  den  ihm  eigenthümUchen  Mitteln  zu  schüts^it 
die  Aufgaljc  des  Völkerrechtes  ist* 

Der  Staat  ist  daher  nichts  Anderes  als  das  völkerrechts- 
fähige politisclie  Gemeinwesen^^). 

Gerade  durch  ihre  Völkerrechtslahigkeit  zeichnen  sich  nim 
(he  nichtsouveränen  Staaten  vor  allen  anderen  politiseheii  6^ 
nnunwesen  aus.  Sie  sind  nicht  nur  unter  sich,  d.  h.  innerhalb 
ih^s  Deutschen  Reiches,  sondei'n  auch  aiisserhjdb  desselben  in  il*^r 
Vülkerfannlie  als  St4iaten,  d,  h.  als  Hechtssubjekte  des  Völker- 
roclits,  anerkannt,  und  geniesseu  nach  heiden  Richtungüu  *lk 
Rcclite  und  Pdichien  eint^s  Staates  —  wenn  auch  nur  insoweit, 
als  aus  iluem  IJ^iiterordumigsverhaltniss  unter  den  souveränen  üo- 
sammtstaat  sich  nicht  besondere  Abweichungen  ergeben. 

An  der  Haiul  unserer  Definition  wii"d  es  nun  auch  möglich 
zu  unterscheiden ; 


i 


**)  Ana  klarsten  wird  fÜe»,  wenn  man  b^ispielsweis«  an  diu  rw^r  i*Kxn\i>- 
bestlDunung  des  römiacheii  jus  civüo  g'egaiUber  dün  Peregriut'ti  odtir  g^eiiHtcr 
doni  liititituto  iler  Sklav<'r<ji  denkt* 

*'J  Aidjidicli  Bluntschli,  Vidkorrecht,  S.  i)7  {\w.  17):  J)ic  Stiuiten  M 
vidkerreclitlidiö  Personen",  —  YgL  Von  MARTKNa.  Bd.  I,  S*  231  ff*  =-  Pai- 
i>iKB-FoDERi.  4".  1,  11.  119,  no.  44,  —  Auch  .Tklunkk  (S,  liJ)  Ihit  die  Eig«i- 
st^liiift  d«r  G  lietlstaateii  als  vöikerreohtlicljü  Snbjt^kte  und  den  Mang*!  *hvtei 
Efgenscliaffc  bei  den  F^roviiizen  etc*  sehr  wulil  anorkaiint,  ohne  jedoch  iiidwn 
lJuter«claeii  ("Ör  die  BegriffHb<3«tiiuiniiug  bddor  tu  verwertht<«. 
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1.  welche  Rechte  und  Pflichten  staatliche  Rechte  und 
Pflichten  sind.  —  Als  solche  sind  nämlicli  nur  anzusehen  die- 
ienigen,  welche  einem  völkerrechtsfaliigen  politischen  Gemeinwesen 
zustehen.  Dasselbe  Recht,  das  heute  dem  Staate  zusteht,  kann 
morgen  irgend  einem  Kommunalverbande  verliehen  werden.  Dann 
hört  es  aber,  so  lange  letzterer  nicht  zugleich  die  Völkerrechts- 
fahigkeit  erlangt,  auf,  ein  staatUches  Recht  zu  sein.  Es  ist  daher 
aucli  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  unrichtig  zu  sagen,  dass 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Kommunalverbände  nichts  Anderes 
als  staathche  Rechte  und  Pflichten  seien. 

2.  Ebenso  ergibt  sich  aus  unserer  Definition,  wann  ein  Kom- 
munalverband, dem  die  nämUchen  innerstaatlichen  Befugnisse  ver- 
Uehen  werden,  wie  sie  heute  den  Gliedstaaten  zustehen,  dadurch 
in  einen  Staat  verwandelt  wird  oder  wann  nicht.  Entscheidend 
ist  nämlich,  wie  schon  sub  1  angedeutet,  nur  die  Frage,  ob  ihm 
auch  die  Völkerrechtsfähigkeit  verliehen  ist  oder  nicht.  Ersteren 
Falles  ist  er,  welches  auch  sein  Name  sei,  ein  Staat;  letzteren 
Falles  nur  ein  Kommunidverband. 


4*^).  Der  Vollständigkeit  halber  haben  wir  nunmehr  den 
Gliedstaat  des  Bundesstaates  noch  abzugrenzen  gegenüber  den 
anderen  Arten  nichtsouveräner  Gliedstaaten  (Va- 
sallenstaat und  ähnUche  Gebilde).  Auf  die  verschiedenen  Streit- 
fragen, sei  es  über  das  Substrat  des  Bundesstaates  (ob  nur  die 
Gliedstaaten  oder  neben  denselben  auch  die  Angeliörigen  der 
Einzelstaaten  Mitglieder  des  Reiches  sind  u.  dgl.),  sei  es  über 
den  Begriff  des  Vasallenstaates  etc.,  brauchen  wir  uns  hier  nicht 
einzulassen  —  da  es  für  unsere  Untersuchung  nicht  darauf  ankommt. 

Es  besteht  im  Allgemeinen  Einverständniss  darüber,  dass  jeden- 
falls die  Gliedstaaten  Mitglieder  des  Reiches  sind,  was  auch  schon 
aus  den  Rechtssätzen  der  Reichs  Verfassung  hervorgeht.  Nur 
darüber,  ob  diese  Mitgliedschaft  der  Einzelstaaten  eine  ausscliliess- 
liche  ist  oder  nicht,  herrscht  Streit.  Es  kommt  uns  liier  aber 
nur  auf  deren  Mitgliedscliaft  überhaupt  an. 

Auch  der  Vasallenstaat  ist,  wenn  man  denselben  als  Theil 
eines  Gesammtstaates    auffiisst,    MitgUed    dieses  letzteren  —  die 


*^)  Vgl.  oben  S.  630. 
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Mitgliedschaft  am  Gesammtstaate  ist  daher   ein  gemeinsames 
Merkmal  beider. 

Unterscheidend  für  dieselben  ist  lediglich  das  die  Ver- 
einigung der  GUedstaaten  zu  einem  Gesammtstaate  regelnde 
Prineip.  Der  Bundesstaat  ist  nämlich  die  Vereinigung  gleich- 
berechtigter Staaten,  zu  gleichem  Vortheile  und  unter  gleichen 
Lasten  für  sämmthche  Gliedstaaten.  Der  dem  Vasallenstaat 
übergeordnete  Gesammtstaat  ist  dagegen  eine  Vereinigung  un- 
gleich  berechtigter  Staaten,  von  welchen  der  oder  die 
einen  (Vasallenstaaten)  den  (bzw.  einem  der)  anderen  gegenüber 
(Suzeränstaat)  in  einem  dienenden  Verhältnisse  sich  befindet.  Dort 
also  Gleichordnimgsverhältniss ,  hier  Unterordnungsverhaltniss 
zwischen  den  einzelnen  Gliedstaaten  untereinander. 


Als  Resultat  der  bisherigen  Erörterung  ergibt  sich  nach  Obigem: 
Der  GUedstaat  ist  ein  nichtsouveränes,  aber  völkerrechtsfahiges 
politisches  Gemeinwesen,  welches  als  gleichberechtigtes  MitgUed 
mit  einer  Meluheit  anderer  gleichartiger  Gemeinwesen  zu  einem 
mit  der  Souveräiietät  ausgestatteten  Gesammtstaate  vereinigt  ist 
Heben  wir  noch  die  eine  praktische  Konsequenz  der  obigen 
Begriffsbestimmung  hervor : 

Da  im  Bundesstaate  die  Staatsgewalt  z>vischcn  Reich  und 
Gliedstaaten   getheilt    ist,    so    ist    ein   doppelter   Kreis   von 
Angelegenheiten  zu  unterscheiden,  nämlich  1.  die  Reichs- 
angelegenheiten, in  Bezug  auf  welche  die  Staatsgewiüt 
dem  Reiche  als  Subjekt  zusteht.     2.  Die  Einzelstaats 
(oder    Landes-)augelegenheiten,    in    Bezug    auf  welche 
die  Stiuitsgcwidt  dem  Einzelstaate  als  Subjekt  zusteht, 
nicht  aber  dem  Reiche, 
—  so  haben  wir  nunmehr  alle  Elemente  festgestellt,  über  welche 
für  die   Beurtheilung    der   Frage  nach   der  Staatsqualität  Elsass- 
Lothringens  eine  vorgängige  Verständigung  erforderhch  war. 

§  5. 

Die      staatsrechtliche     Stellung     Elsass- Lothringens 

und  der  Begriff  des  Reichslandes. 

I.  Elsass  und  Lothringen  sind,  wie  idlbekannt,  dem  Deutschen 
Reiclie  durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  in  der  Gestalt  eines 
„Reichslandes"     einverleibt    worden.     Das    dmxh    dieses    Gesetz 


P 


festgestellte  Verhältniss  ist  sodann^  naniGiitlich  durch  die  Gesetze 
vom  2»  Mai  1877  und  vom  4.  Juli  1879  theilweise  neu  geregelt  worden. 
Der  Boden  des  Reichslandsbeip^riffes  ist  durch  dieselben  jedoch,  wie 
im  Folgenden  naclizuweiscn  sein  wird,  nicht  verlassen  worden. 

Trotsi  der  von  Labanü  an  der  Hand  der  Materialien  des 
esetzes  vom  6.  Juni  1871  gelieferten  prägnanten  Definition 
jenes  Begriffes ,  herrscht  nun  über  denselben  Nichts  weniger  als 
Einigkeit  und  Klarheit.  Vielmehr  werden  fort  und  fort  neue  und 
einander  entgegengesetzte  Theorien  über  denselben  aufgestellt.  Wii* 
müssen  daher  au  der  Hand  des  Gesetzes  und  der  übüchen  Interpre- 
tationsbe  helfe  eine  selbst  ständige  Bestimmung  des  Begrifi^es  versuchen. 

Bevor  wir  hiezu  übergeben,  glauben  wir  jedoch  noch  auf 
einen  Punkt  binweisen  zu  müssen.  Es  zeigt  sich  in  der  staats- 
rechthchen  Literatur  eine  gewisse  Tendenz,  den  lleicblandslieginff 
als  eine  rein  ephemere^  auf  die  Daner  unmöglich  beizubehaltende 
Uebergangsform  zum  Bundesstaate  m  betrachten^  gewissermassen 
als  die  Puppe,  aus  welcljer  der  künftige  tTliedstaatsscbmetterling 
hervorgehen  soll.  Man  nnterUisst  es  dalier,  weitergelientle  Fol- 
gerungen, insbesondere  Irir  das  Wesen  des  Reiches  selbst,  an 
diesen  Begrifi'  zu  knüpfen^  was  theilweise  zu  einer  scliiefen  Wür- 
digung  desselben  geführt  hat. 

Dem  gegenüber  ist  hier  hervorzuheben,  dass  es  durchaus 
noch  im  Ungewissen  hegt,  ob  ElsassJjothringen  jemals  ans  der 
Reichslandsverfassung  herauskommen  und  zum  Bundesstaate  er- 
hoben werden  wird.  Sowohl  die  Motive  als  auch  der  erste 
Kommissionsbericht  zum  Vereinigungsgeßctze  vom  9.  Jmn  1871 
haben  die  Konstituirnng  des  Elsasses  und  Lothringens  als  eines 
Reichslandes  durchaus  als  eine  definitive  beti'achtct  und  es 
geradezu  ausgesprochen,  dass  Elsass-Lothringeu  auch  für  alle 
Zukunft  nicht  bestinmit  sei,  „einen  mit  eigener  Staatshoheit 
bekleideten  selbstständigen  Bundesstaat  zu  bilden*^  —  vielmehr 
eine  weitere  und  definitive  Ansbi]dimg  des  ReichslantlsbegriÜes 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgelmng  liir  dasselbe  als  möghch  anzu- 
sehen und  in  Aussicht  zu  nehmen  sei  *%  In  der  De  hatte  über 
das  Gesetz  hat  zwar  Fürst  Bisjmauck  Jene  Auffassung  der  Motive 


^0  Vgl.  Motive  sub  I  (StiHJü^^r.  Ber.  I.  Session  1871,  BiL  3,  S.  156  n. 
Hirth'a  Airnaleii  1871,  S.  8^18  ff.}:  ^hk  Eekliaverfassniig  bietet  Raum»  die  for- 
menen  Scliwiengkeiteii  eines  solchen  Verbaltnisses  im  Wege  der  Ktnchagesetx- 
gebung  zu  überwinden." 
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wieder  etwas  abgeschwächt  inid  erklärt,  es  sei  die  Absicht  des 
(iosetzos,  nach  jerler  Riulitung  freie  Hanil  zu  lassen  und  die  Beleh- 
rung durch  die  Entwickehing  abzuwarten,  ehe  ein  definitiver  Ent- 
suhkiss  über  die  Gestsiltung  des  Landes  gefasst  werde  *^),  Er  lud 
ihmn  auch  später  den  Elsässern  wiederhult  die  volle  Latidesselbst- 
ständigkoit  in  Aussiebt  gestellt,  sich  aber  nie  positiv  daiiiber  ausge- 
sj »rochen,  ob  dies  durch  the  Konstituirung  als  Bundei^stfiat  oder 
ilurt^h  weitgehende  DecentraUsation  und  Gewährung  von  SellistveT- 
wjütuiigsliriiigiussen  unter  Beibehiidtujig  der  bisherigen  staatsrecht- 
lichen Form  geschehen  solle.  Ei-steres  ist  nun  zwar  auch  im  Hejchü- 
tage  nicht  ganz  ohne  Befiirwortung  seitens  einzelner  Redner  ge- 
blieben. Von  anderer  Seite  ist  aber  dem  mit  grosser  Energie  entgegen- 
getreten*^) und  es  von  einem  Redner  sogar  ^als  m  voller  Üeber 
einstinimung  zwischen  der  rechten  und  der  hnkeu  Seite  des 
Hauses  befindhch*^  bezeichnet  worden,  ^dass  es  eine  ganz  künst- 
Hche  Konstruktion  wäre,  wenn  man  aus  einem  Lande,  w^e  es  hier 

tbatsächhch  vor  uns  hegt,  einen  Bimdesstaat machen  woUte. 

Ks  widerspricht  dies  einfach  der  Natur  der  gesammten  Saciilage.^ 

Thatsacblich  ei^cheint  es  nun  auch  möglich,  auf  dem  einfii 
wie  auf  dem  anderen  Wege  den  EkasS'Lotlu*ingeiii  ungefalu*  die 
näruhche  Landesselbstständigkeit  zu  gewälu*en,  wie  dieselbe  heute 
<len  Clhedsta<aten  des  Reiches  zusteht.  Alles,  was  man  daher 
sagen  k:uin,  ist,  dass  bis  jetzt  die  Frage  noch  als  eine  vollständig 
oÜene  zu  betrachten  ist.  Hiebei  darf  aber  nicht  verkannt  werden 
dass  die  Scliwerkraft  der  Ereignisse,  von  welcher  Fürst  Bismarck 
zunächst  die  weitere  Eutwickebuig  abhängig  gemacht  wissen  wollte, 
selir  leicht  auch  fiii*  die  Beibehaltung  der  Reichslandsform  deo 
Änssclilag  geben  kann,  um  so  entscldedoner  ist  es  geboten,  lait 
tUnn  Begriff  desselben  bis  auf  Weiteres  als  einem  fest  gegi*heueu 
zu  rüchnen  und  die  für  das  Reicbsstaatsrecht  aus  demselben  sich 
ergebenden  Konsequenzen  zu  ziehen. 

n.  Wenn  wir  nun  zunächst  die  wesentHchsten ,  den  Begriff 
des  Reichshiüdes  kenuzeichnenthni  Reclitssätze  iu  dtis  Gedächtuiss 
zurückrufen,  so  tritt  uns  zuviirdcrst : 

1.  ein  demselben  mit  den  GÜedsUuiten  gemeinsames  Merk- 


>*)  Vgl.   Stcnogr    Ber.    I.  Session    IS7L    Bd.   L  S.  517  fT. 
Annalcii  I87K  S.  850  tf. 

*")  Haenkl   bczcicbiK'te    die  bezJijii^licbeu  üestrebungeu  alu  r  i 
Bioii-.     Vgl  St^nogr.  Bor.  IL  Session   »870,  Bd.  1,  H-  ti(i7. 
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mal  entgegen.  8owolil  die  Reiehslandsangfihorigen,  wie  (liejeTÜgeii 
des  Gliedstaates  genieBsen  nämlich  das  „staatsrechtliche  Bürger- 
thum"  im  Deutschen  Keiclie**).  Sic  sind  soioit  niclit  bloss  Oh- 
ject  liir  die  Heri^chaft  des  Reiches^  vde  wenn  Elsass-Lothriiigeii 
eine  „Domäne^*,  ein  „Schutzgehiet^  wäre,  sondern  sie  sind  voll- 
herechtigto  Mitghoder  des  Jleiches.  In  diesem  Sinne  nannte  Fürst 
BiHMARCK^'*)  die  Reichslandsform  als  ^die  Tliiire,  welche  wir  ilnn*n 
{ihn  ElsasS'Lothringern)  in  das  Reich  hinein  öffnen"  nnd  hezeichnete 
JUS  den  Haupt-  und  Seliwerpnnkt  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1871 
(gerade  die  Gewiihnnig  j<mes  ^stnatsreclithchen  Bilrgerthums". 

2.  Das  n  n  t e r s ch  e i d e n d e  Merkmal  hingegen  zwischen  Reichs- 
land  nnd  Gliedstaat  ergibt  sich  aus  der  Verschiedenheit  des  Sub- 
jektes der  Staatsgewalt  in  beiden  staatsrechtlichen  Ei^cheinungs- 
fonnen,  —  Für  Elsass-Lothringen  ist  nämlich  dieses  Suhjekts- 
verhiiltniss  wie  folgt  geregelt: 

a)  In  den  der  Reiehsgewalt  in  den  Bundesstaaten  unter- 
liegenden Angelr'g('nheiten  ist  das  Verhältniss  Els:iss-Lütliring(>iis 
zum  Deutschen  Reiche  durch  die  Einfüln^ung  der  RcichsYeifassnng 
(§  2  G.  V,  9.  Juni  1871)  geregelt.  Die  Staatsgewalt  in  Bezug 
auf  jene  Angelegenheiten  steht  daher  auch  im  Reichslainle,  wie 
in  den  Gliedstaaten^  dem  Reiche  zu  und  wird  von  den  durch  die 
Reichsverfässung  hestonniien  Drganen  ausgeühl. 

b)  In  den  der  Reichsgewalt  hi  den  Bmidesstaaten  nicht 
unterliegenden  t    der   Einzelstaatsgewalt    vorbelialtenen  Angelegen- 

Iheiten  wird: 
a)  die  Staatsgewalt  mit  Ausualune  des  Gesetzgebungsreclites 
^  vom  Kaiser  ausgeübt  (§  3  Abs.  1); 

I  ß)  tlas  (Tresetzgebungsrecht  steht  bis  zu  anderweitiger  Rege- 
)  lung  dem   Reiche  zu  (§  3  Abs.  4). 

Da  der  soeben  sub  a)  erwähnte  Rechtssatz,  in  gleicher  Weise 
wie  der  sub  K  bezeichnete,  dem  Reichslande  mit  dem  Bundes- 
gliedst;uite  gemeinsam  ist,  so  kann  der  linterschied  zwischen  beiden, 
wenn  ein  solcher  besteht,  inn*  ans  dem  Satze  sub  b)  abgeleitet  wcrden. 

•  In  den  Hnndesstaaten  ist,  wie  schon  oben  (^  4  a.  E,)  hervor- 

gehoben, in  Bezug  anl'  diesen  Kreis  von  Angelegenheiten  jeweils 
der  Ghedstiuit  8el1>st,  nicht  aber  das  Reich  Subjekt  der  Staats- 
gewalt. 

**)  §  2.  insWs.  Abs.  3,  G.  v.  9.  Juni   1871. 
*'')  Vgl.  Hirth's  Anruileii   1R71.  8.  92SI. 
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Wo  liegt  denn  nun  in  gleicher  Hinsicht  dieses  Snbject  im 
Reichslande  ? 

Beim  ersten  Blicke  ist  die  Fassung  des  §  3  Gr.  v.  9.  Juni 
1871  (s.  oben  sub  2.  b)  a)  u.  ß))  geeignet,  Zweifel  hierüber  her- 
vorzurufen. Wenn  derselbe  einerseits  bestimmt:  ^Die  Rechte 
der  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  übt  der  Kaiser  aus**,  an- 
dererseits aber  sagt:  „Nach  Einführung  der  Reichsverfassung 
steht  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  Reichsgesetz  das  Recht 
der  Gesetzgebung  auch  in  den  der  Reichsgewalt  in  den  Bundes- 
staaten nicht  unterliegenden  Angelegenheiten  dem  Reiche  zu"  — 
so  könnte  man  versucht  sein,  hieraus  zu  schliessen,  dass  eben  nur 
das  Recht  der  Gesetzgebung  bis  zu  anderweitiger  Regelung  dem 
Reiche  zusteht,  während  in  BetreflF  der  übrigen  Rechte  der  Staats- 
gewalt in  Landesangelegenheiten  das  Subject  anderswo  zu  suchen 
wäre. 

Bei  näherer  Betrachtung  zeigt  sich  aber  sofort,  dass  dies 
keineswegs  der  Sinn  des  Gesetzes  ist,  sondern  dass  letzteres  ledig- 
Hch  besagen  will :  dass  das  Gesetzgebungsrecht  in  Landesangelegen- 
heiten  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  die  Organe  der 
Reichs^esetzgebung,  d.  h.  durch  Bundesrath  und  Reichstag 
ausgeübt  wird  und  dass  auch  der  Kaiser  die  ihm  übertrageneu 
Reclite  der  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  nur  im  Namen  des 
Reiches  ausübt.     Dies  ergibt  sich: 

1.  aus  den  Motiven  und  den  Verhandlungen  des 
Reichstages  über  das  Gesetz  vom  9.  Jirtii  1871. 

Die  Motive  zunächst  sprechen  es  bei  jeder  Gelegenheit  aus. 
Sie  begninden  die  Wahl  der  Reichslandsform  damit,  es  sei  dies 
„derjenige  staatsrechtliche  Karakter,  welcher  dem  geschicht- 
Hcheii  Hergange",  d.  h.  der  gemeinsamen  Erwerbung  und  dem 
gemeinsamen  Besitze  Elsass-Lothringens  seitens  der  sämmtlichen 
deutschen  Stämme  „entspricht".  Nachdem  dieselben  sodann  her- 
vorgehoben haben,  Elsass-Lothringen  sei  nicht  bestimmt,  „einen 
mit  eigener  Staatshoheit  bekleideten  selbstständigen  Bundesstaat 
zu  bilden",  setzen  sie  ausdrücklich  hinzu  :  „Die  Landeshoheit  über 
dasselbe  ruht  im  Reiche"  *^).  Von  der  Berufung  des  Kaisers 
zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Landesangelegenheiten  mit 
Ausnahme    des    Gesetzgebungsrechtes    sagen    die    Motive:    „Der 


**)  Ebenso    wird    an    einer  späteren    Stelle   der  Motive   sub  V.  (Hirth, 
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deutsche  Kaiser,  als  erblicluM*  Vertreter  der  (T<^sommtlieit, 
welcher  die  Souveränetät  über  das  Reichslaiid  zusteht,  übt  d'w 
landesherrlicheo  Rechte^  (d.  h,  die  Landesstaatsc,a*\valt)  „ülier  da.s 
Reichsland  aus.^  Bei  Erörtenin^  der  constitutionelh^ii  Verant- 
wortlichkeit des  Reichskandei's  für  die  Anordnungen  und  Ver- 
fiigun^en  des  Kaisers,  selten  die  Motive  ausflrikkbeli  den  Fall 
voraus,  es  könne  „unter  Umständeti  eine  Mitwirkinifj  bei  A na- 
bung der  Landesge.setzgebung  vom  Reiche  einer  Ijiindesvertretiing 
übertragen  werden."  Alier  auch  in  diesem  FaHe  ble^ilie  doch  der 
Reichskanzler  dazu  berufen,  die  läiub^slierrbdien  Anordnnngeri 
und  Vertügangen  des  Kaisei-s  zu  eontraKigniren.  „Denn  die  letz- 
tere (d.  i.  die  Landesvertretung)  ^virkt  b**i  der  Landesgesetzgcibong 
nur  mit  kraft  Uebertragung  seitens  des  Reiches,  für  das  Reich 
wird  verwaltet,  dem  Reiche  ist  Verantwortung  zu 
lege  n." 

Auch  im  Laufe  der  Debatten  über  das  Vereinigungsgesetz 
vom  IK  Juni  1H71  wurde  es  von  den  Reglern iigsvertrt-tnrn  mefu*- 
umh  mit  aller  Bestimmtheit  ausgesprochen ,  dass  der  Kaiser  (he 
ihm  übertragenen  Rechte  der  Landeastaatsgewalt  nur  im  Nameii 
des  Reiches  ausübt  *^). 

2.  Aber  auch  das  positive  Recht  tührt  zu  dem  nändielien 
Ergebniss,  —  Durch  den  Friedensvertrag  mit  Fraukreieh  ist 
nämlich  die  Souveränetät  und  mit  derselben  die  gesammte  Staats- 
gew^j It  (dier  Eis ass' Lothringen  a  n  f  das  D  e  u  t  s  che  Reich  über- 
gegangen. Durch  (Tesetz  vom  9.  Juni  1871  ist  nun  ein  Tlieil 
dieser  Staatsgewalt  dem  Kaiser  lediglicli  zur  Ausübung  über- 
tragen worden  („Die  Staatsgewalt..,  ülit  der  Kaiser  aus"). 
Hieraus  ergibt  siel»  mit  Noth wendigkeit,  dass  der  Kaiser  uur  Or- 
gan des  Reiches  ist  (wie  er  ja  auch  nacli  Art.  17  der  R.-V.  stets 
im  NauHui  des  Reiclies  handelt) ,  ilass  letzteres  das  Subject  der 
fraglichen  Rechte  bleibt  und  auf  diese  in  keiner  Weise  ver- 
zichtet hat. 

3,  Endlich  stimmt  hierait  auch  die  Praxis  überein,  welclie  die 
verscliiedenen,  mit  Funktionen  der  Landesstaatsgew^alt  in  Elsass- 
Lothiiugen  betrauten  Orgaue ,  vor  Allen   der  Kaiser  selbst ,    liei 

S.  S50)    da.s    Hoiv'li    fiiisnrikküch    ah    ^Tmgor    dt^r  ♦St.aäit.slinlKnt"   iVkr  Elya<ts- 
Lothringen  b€7eicluieL 

*^)  \gl  DklbrÖok,  St'iirogr.  Ber.  1.  Sessiou  1871.  Bd.  II,  S.  826 
Hirth's  Äniialen  1871,  S.  Sm  u.  a. 
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Ausübung  ihrer  fraglichen  Befugnisse  befolgen.  Dies  lehrt  uns 
ein  BUck  in  das  Reichsgesetzblatt,  ^vie  in  das  Gesetzblatt  für 
Elsass-Lothringen.  Mit  eiserner  Konsequenz  ist  in  denselben, 
vom  ersten  Tage  seit  Erlass  des  Gesetzes  von  1871  bis  zum 
letzten,  jede  Anordnung  und  Verfügung  des  Kaisers  in  Lfindes- 
angelegenheiten  —  mag  es  eine  eigentliche  Verordnung  oder  Ver- 
fügung (z.  B.  Kreis-  oder  Bezirkstagsberufung)  oder  ein  vor  Ein- 
tritt der  Reichsverfassuug  in  Gesetzeskraft  vom  Kaiser  allein  auf 
Grund  des  sog.  Provisoriums  (§  3  Abs.  2  G.  v.  9.  Juni  1871), 
oder  ein  später  von  Bundesrath  und  Reichstag  oder  vom  Kaiser, 
Bundesrath  und  Landesausschuss  erlassenes  Gesetz  sein  —  aus- 
drücklich als  „im  Namen  desReiches"  ergehend,  bezeichnet. 
Gegenüber  einer  solchen  Einmüthigkeit  kann  daher  nicht 
länger  geläugnet  werden,  dass  nach  dem  Gesetze  von  1871  m'cht 
der  Kaiser,  sondern  vielmehr  das  Reich  Subjekt  der  Staatsgewalt 
in  Landesangelegenheiten,  auch  abgesehen  von  dem  Rechte  der 
G(^setzgebung,  ist. 


Die  an  das  —  bisher  ausschliesslich  berücksichtigte  —  Ge- 
setz vom  9.  Juni  1871  sicli  anknüpfende  weitere  Entwickolunj; 
liat  sicli  durcliaus  auf  dem  Boden  des  Reiclislandsbogriffes  voll- 
zogen : 

1.  Das  Gesetz  vom  2.  Mai  1877  hat  die  schon  durch  dns 
Gesetz  von  1871  in  Aussiclit  gestellte  anderweitige  Regelung;  in 
Betreff'  des  Ges(»tzgebungsreclits  in  Landesangelegenheiten  vor- 
genonnneu,  indem  es  dem  Landesaussclmsse  im  Vereine  mit  dem 
Kaiser  und  dem  Bundesrathe  die  ordentliche  und  regelmä^ssigo 
Mitwirkung  l)ei  der  Landesges{>tzgebung  an  Stelle  des  Reichs- 
tages eingeräumt  hat.  Sclion  die  ausdrückliche  Bezugnahme  der 
Motive  ^^)  auf  die  durch  das  Gesetz  von  1871  bereits  erötTnete 
Aussicht  auf  anderweitige  Regelung  beweist,  dass  die  neue  Rege- 
lung im  Sinne  der  Motive  zum  damaligen  Gesetze  (dem  von 
1871)  aufzufassen  ist,  wonach  die  Landesverfa,ssung  mitwirkt 
„kraft  Uel)ertragung  seitens  des  Reiches",  d.  h.  als  dessen  Organ 
(s.  oben  S.  G51).  In  Uebereinstimmung  hiermit  erklärte  denn  auch 
der  Präsident  des  Reichskanzleramts  für  Elsass-Lothringen  (Her- 
zog): Die  Rechte   des  Kaisers    als  Trägers    der  St^iatsgewalt  in 

***)  Stcnogr.  Her.  I.  Sessinn   1877,  Bd.  ITT. 


—     653     — 


Elsass-Lothrmgen  wüi-deii  diircli  den  Entwurf  nicht  berührt,  ebenso 
i     wenig  die  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  *®). 
^m        2.   Das  (lesetz  vom  4,  Juli  und  die   kaiserliche  Verordnung 
^Bom  23»  Juli  1879  haben  die  Einrichtung  und  den  Sitz  der  Vvr- 
\     waltuiig,    „die  Gestaltung    der    bisherigen  Landesveiiretung  und 
tleren  TfieU nähme  an  der    gesetzgebenden  Gewalt"    neu   geregelt. 
Die  Hauptbedeutung   des  Gesetzes    liegt    in    der   Verlegung    des 
LandeS'Ilegierungsapparates  von  Berlin    nach  Strasahnrg   nnd   in 
<ler  Schaffung  eines  besonderen  Ministers  und  partiellen  Vertreters 
des  Kaisers  in  Bezug  auf  die    ihm  als  Staatsoberhaupt  zustehen- 
den    Befugnisse   —   hi    der    Pei*son    des    Statthalters.      Ausser- 
dem hat  dasselbe  dem  Lande^ausachiiase  das  Recht  der  Initiative 
uml  dns  Beseliwerderecbt  verliehen,  dessen  Mitgliederzald  erweitert 
und  dem  Lande  eine  konsvütative  Vertretung  im  Bundesrathc  ein- 
geräumt, —  Die  Motive  '^^)  t^rklären  anschückhchj   es  bleibe  „die 
staatliche  Pomi,  welche  das  Reichsland  bei  der  Einverleibung  er- 
lialten  hat  .  .  .  ,  im  Wesentlichen  unverändert*^.     Dasselbe  führte 
auch  mündlich   der  Vertreter  des  Reicbskanzleranites  für  Elsass- 

Pliot bringen  aus  und  fügte  hinzu :   „Die  Souveränetat,  welche  nach 
dem  Friedensverträge    und    nach    dem  Vereiuiguiigsgesetze    beim 

Reiche  beruht,  wird  demselben  erhidten;  die  Staatsgewalt,  welclie 
L     ^der  Kaiser  im  Namen  des  Reiches  ansznüben  hat^  verbleibt  ihm; 
^ke  vdrd  weder  in  dem  Titel,  aus  welchem  sie  abgeleitet  ist,  ver- 
^Tiidertj  noch  in  ihrem  Umfange  erweitert  oder  vermüiderf*  ^'^). 
1  Dass  auch  das  (iesetz  vom  23,  Mai   1884,  durch  welclies  die 

fcOefientlichkeit  der  Verliandlungen    und   die  Geschäftssprache  des 
~  Landesnnsscbusses    gereg<'h    wunle,    i-ljcnfnlls  auf  dem  Boden  der 

urspninglichen  ataatsrechtlicben  FtM'm  gebliehen  ist,  liedarf  schliess- 
I      lieh  kaum  der  Erwähinmg. 

^V  Nachdem  dergestidt  bewiesen  worden  ist,  daas  Elsass*Loth- 
ringen  noch  heute  als  Ileichsland  kinistituirt  ist^  erübrigt  nun- 
melu',  den  Begriff  dieses  letzteren  zu  Ijestunmen,  der  sich  aus 
^bigem  mit  T/eichtigkeit  ergibt: 

L  Das   Reichsland   ist  zunächst,    im   Gegensatz  zur  Provinz 

*»)  HtmogT,  Bcr,  I.  Session  1877,  Bd.  1,  S.  270. 
'^)  Stenogr.  Ber  IL  Session  IB7I'.  B<h  VI,  8    1532. 
•**)  Sttfiiügr.  Bcr.  IL  Zession  1870.  BiL  II,  B,  HJ17, 
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des  Einheitsstaates,  ein  Bestandtheil  eines  im  Uebrigen  bundes- 
staatlich organisirten  Gesammtstaates.  Da  die  Bewohner  des 
Reichslandes,  bzw.  dessen  Angehörige,  das  volle  Bürgerrecht  im 
Gesanuntstaate  gemessen,  so  ist  dieser  Bestandtheil  zugleich  als 
ein  principiell  mit  den  übrigen   gleichberechtigter  zu  betrachten. 

2.  Von  den  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  unterscheidet 
sich  aber  das  Reichsland  dadurch,  dass  in  den  ersteren  die  Staats- 
gewalt in  Landesangelegenheiten  dem  Gliedstaate  als  einem  von 
dem  Reiche  verscliiedenen,  zwar  nichtsouveränen,  aber  volker- 
rechtsfahigen,  poütischen  Gemeinwesen  zusteht  —  im  Reichsknde 
hingegen  die  Staatsgewalt  auch  in  Landesangelegenheiten  dem 
Reiche  zusteht.  Eine  Unterscheidung  zwischen  Reichsgewalt  und 
Einzelstaatsgewalt  gibt  es  daher  im  Reichslande,  wie  schon  Laband 
treifend  hervorgehoben  hat,  nur  im  objektiven  Sinne.  Subjektiv 
stehen  beide  demselben  Berechtigten,  dem  Reiche,  zu. 

Dass  der  Kaiser  die  Staatsgewalt  mit  Ausnahme  des  Gesetz- 
gebungsrechtes ausübt,  ist  nur  eine  Anw^endung  des  Satzes,  nicht 
aber  eine  begrifflich  nothwendige  Voraussetzung  desselben.  Für 
den  Begriff  selbst  ist  es  völlig  gleicligültig,  durch  welche  Organe 
das  Reich  seine  Rechte  ausübt.  In  diesem  Sinne  ist  eben  Elsass- 
Lothringen  ein  Reichshind,  nicht  ein  Kaiserland'*-). 

Zusammenfassend  können  wir  nunmehr  sagen: 

Reichsland  ist  ein  Land,  welclies  einem  Bundesgcsainmt- 
staato  als  principiell  gleichberechtigter  Bestandtheil  desselben  ein- 
verleibt ist,  über  welches  aber  die  Staatsgewalt  auch  in  Laiides- 
angclegenheiten  dem  Gesammtstaiite  zusteht  und  von  dessen 
Organen  au8geül)t  wird. 

Hieraus  ergibt  sicli  sofort  die  Entscheidung  für  die  zu  unter- 
suchende Frage  nach  der  Staats(j[ualitiit  Elsass- Lothringens.  Wir 
brauchen  nur  an  den  im  heutigen  Staatsrechte  von  aUen 
denen,  die  sich  nicht  der  Einsicht  in  die  juristische  Persönhchkeit 
des  Staates  verscliliessen,  durchaus  anerkannten  Satz  zu  erinnern, 
diiss  nur  der  Staat  selbst  und  nicht  sein  „ Souverän '^  Subjekt  der 
Staatsg(^walt  sein  kann.  Schon  das  Wort  Staatsgewalt  verräth 
sein  logisches  Sul)jekt,  den  Staat. 

Daraus  also,  dass  in  Elsass-Tjothringen  das  Reich  Subjekt 
auch   der   Staatsgewalt    in   Landesangelogenlieiten  ist    und  daher 

'•*)  Dies  liat  beisj>i(»lsweiso  Mit8C1IKR  bei  der  Auswa)»!  seiner  Definition 
übersehen. 
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'     sänuiitliclie  Rechte  der  Staatsgewalt  in  sich  vereinigt,    folgt  un- 
mittelbar, dass  Elsass-Lothriugen,  als  ein  Ganzes  betrachtet,  nicht 
Subjekt  irgend  welcher  staatlicher  Rechte  und  Pflicliten  ist,  dass 
es  als  solches   der  oficntlich-rechthchen  u.  zw.  speciell  der  Staat- 
I     liehen    d.    h,    der    völkerrechtlichen    Persönlichkeit    eut- 
^Btehrt,  —  dass  es  mithin  kein  Staat  iat"^)* 
^H       So  zwiugcnd   auch  dieser  Satz  aus  allem  Obigen  sich  zu  er- 
P^^b^ii    schein ty    so    ist    er  dennoch  bestritten  worden  und  liieran 
trägt,  \We  wir  nachweisen  zn  können  glauben,  nur  dit*  Verkeminng 
ies  einen  oder  des  anderen  der  von  uns  hervorgehobenen  Elemente 
ies  Reichslandsbegiiffes  die  Schuld, 

1-  Von  einer  Seite  ^**)  ist  behauptet  worden,  der  Umstand, 
das  Reich  ^Souverän"  d.  h.  Subjekt  der  Lafulesholieit  aei^ 
cldiesse  keineswegs  aus,  dass  EIsass-Lothringen  ein  eigener  Staat 
sei.  Zu  einem  solchen  gehörten  nämlich  lediglich  „ein  Souverän 
und  ein  von  gesellig  beisammen  lebenden  Menschen  bewolnites 
Land,  über  welches  die  Souvcräiietät  ausgeübt  wird*^.  Jene  That- 
sache  habe  nun  lediglicli  die  Folge,  dass  EIsass-Lothringen  eben 
„ein  Staat  nicht  im  Reiche,  sondern  unter  dem  Reiche**  sei. 
Ersteres  könne  es  nämlich  desshalb  nicht  sein,  weil  eiu  Land,  das 
unter  der  Souveränetät  eines  anderen  stelle,  niclit  gleichzeitig  dessen 
Bundesgenosse  sein  kann.  —  l)vr  Fehler  cbeser  Argumentation 
scheint  uns  darin  zu  liegcni,  dass  der  Verfasser  der  citii'ten 
Broschüre  das  Deutsche  lieicli  als  Subjekt  der  Souveränität  ohne 
Weiteres  mit  den  25  deutschen  Einzelstaaten  identiticirt.  Elsass- 
Lotliringen  kaim  so  wenig  Bundesgenosse  des  Deutschen  Roiches 
sein,  als  irgend  einer  der  Einzelstaaten.  Wenn  aber  EIsass- 
Lothringen  ehj  Staat  ist,  so  hindert  die  Souveränetät  des  Reiches 
in  keiiRT  Weise,  dass  jenes  in  das  Reich  als  (Gliedstaat  auf- 
genonnuen  und  dadurcli  Bundesgenosse  der  übrigen  Einzelstaaten 
werde-    W^enn  also,  wie  der  erwähnte  Verfasser  annimmt,  Elsass- 


^')  Damit  stimnvt  a^ch  Avt.  I,  Abs.  2  G.  vom  30.  August  1871  (s.  oben 
S.  62i*)  öberein.  Wäre  E!sass«-Lotbrm)?ün  bereits  ein  Staat,  bo  wäre  ea  viVlli^ 
fiberllüssig  gewesen  ^  io  diesi^m  Artikel  tu  bestiramen,  tbisa  die  auf  Bundes* 
Staaten  beiJüj^licbüu  Beütininrun^'-eu  ihis  Stmf^'eaetzbucUea  auf  Elaass-Lotbrin^m 
und  di'asen  eiiLsiireclieude  Beziebun^uu  Aiiwemlnn^  fiuden.  Da  dtia  Kinfuli- 
ning'Hgesetz  äuih  Stra^csetzbuth  für  Elsass-Lotbringeii  die  Kraft  eiues  rtcicliü- 
^esetzeä  bat»  so  Vaun  man  jeuo  ßt^stinmmng^  als  eine  Art  Legaünterpretation 
In  obigem  Sinne  aBiFaüflen. 

'^)  „Da.s  lUrbt  der  \Vjcderf]:ewounorion%  S.  7(j  u,  11, 

44* 
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Lotliriugen  ein  Staat  ist^  so  bestellt  kein  Grund,  demselben,  wie 
er  es  thut,  die  Eigenschaft  als  Staat  im  Reiche  zu  Yerweigent 
Will  aber  der  Verfasser  die  Meinung  andeuten,  Elsass-Loth ringen 
sei  nur  Objekt  der  Reielisgewalt^^^),  an  welcher  es  selbst  keineu 
Antheil  habe,  so  ist  auch  dies  augenfällig  unrichtig.  Die  Ebusu»- 
Lotbringer  siüd  vielmehr,  vae  sehun  oben  hervorgehoben,  Bürger 
des  Deutschen  Reicltes  und  somit  —  da  eine  Staatsgewalt  zwisdicii 
dem  Reiche  niul  ümen  nicht  besteht  —  unmittelbare  Mit- 
glieder desselben  in  dem  Sinne,  wie  jeder  Staatsangehciri|»f 
Mitghed  seines  Staates  ist.  Sie  sind  daher  nicht  bloss  Objekt 
der  Reichsgewalt,  sondern  zugleicli  ein  Theil  des  über  ihuen 
stehenden  Snl>jektes^**).  —  Nun  behauptet  derselbe  Verfa»sfT 
juich  weiter,  das  Reich  könne  als  Bundesstaat  keine  Provinmi, 
sondern  nur  unter  ihm  stehenile  Eiuzelstaaten  haben.  Auch  «hos 
ist  aber  nur  insofern  richtig,  als  ein  reiner  Bundesstaat  wie 
das  Reich  ursprünghch  einer  war,  keine  Provinzen,  sondern  uor 
unter  ihm  stehendn  Ein/.elstaaton  hat.  Die  Möglichkeit  einer 
gemischten  Staatsform  leugnen,  liiesse  aber  die  Symmetrie  mm 
Grundgesetze  aUes  SeieDden  erheben,  und  das  Leben  in  absttnktc 
Formen  zwangen,  anstatt  letztere  dem  wirklichen  Leben  anzu- 
passen. Wainim  soll  ich  niclit  in  t*in  noch  so  glcichniässig  ge- 
fiigtes  Mosaikbikl  von  25  oktogonen  Steiuclien  eine  von  denselben 
volhg  abweichende,  ganz  unregelniässig  geformte  Pigui-  einpassen 
können?  Es  mag  dies  von  künstlerischem  Standpunkte  vielleiriit 
niclit  schön  seir»;  allein  was  fragt  der  Staatsmann  nach  dwn 
kiuistlerischen  Ein(bnicke  ?  Aus  der  Einfügung  eines  Reichslandes 
in  dfis  Deutsche  Rrich  folgt  also  ledigHch,  dass  letzteres  kein 
reiner  Bundesstaat,  sondern  ein  Bundesstaat  mit 
einem  Stücke  Einheitsstaat  ist.  Die  LAiiAND'sche  Furniu- 
lirung  niüssto  man  daher,  wenn  mau  dieselbe  im  Uebrigeii  ab 
richtig  anerkennt,  dahin  fassen,  das  Reich  sei  eine  Korftoratiofl 
von  25  Jurist isclien  mul  1  '/j  Äfillioneu  natürlichen  Pei-Süiien, 
Erst  wenn  man  dergestalt  die  Definition  des  Reiches  den  durch  das 


**)  Auch  ZoitN,  RoichaatÄAtsrecht,  Borlin  I.S80.  S  -148  ff,  sfcrlH  •b\wii.  K. 
lujTrcbti^'o  Behauptung  auf. 

^^)  Die  VerkcuDUUf,'  fliese«  Ums t:\ujli 's  ist  zu  euuiii  ^rossL-n  iiuil'  SilmU 
an  4i'r  Ungunst,  wdche  in  <lrr  8Üi*al.MrtHl)11idif'n  LitAjrritur  der  Et!ichÄbnti«forin 
vielfach  zu  Theil  geworden  ht  Vy'l  in  {(ii/ier^v  ßejtiehaug  Zoiifi,  fUkhy 
ätaata recht,  8.  450. 
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lesetz  vom  9.  Juni  1871  geschaffenen  neuen  Verhältnissen  angepasst 
%ij  kommt  aucli  der  Satz,  dass  die  Elsass-Lothringer  nicht  hloss  Objekt 
er  lieicli8;<e\valt,  sondern  /ui^leki»  antheilsmiissiges  Suhjelvt  der 
:4uitsgewit]t  über  sie  yelhst  tiind,  zu  seinem  richtigen  Ausdrucke  ^*^). 
Endlich  ist  tiber  auch  die  Dehnitian  des  Staates,  welche 
1er  im  bekannte  Verfasser  der  erwähTiten  Broschüre  seinen  Aus- 
ftihiTin^en  zu  Grunde  gelebt  hat  (8,  oben  S.  655  sub  L)^  nnhaltbar. 
Mit  derselbeu  ktum  mau  jeden  Verwaltungsbezirk  für  eineii  be- 
sonderen Staat  erklären.  Es  fehlt  ilu*  an  jedem,  den  Staat  vom 
Staatstheile  al>gi'enzendeu  Mouiente.  Gerade  bei  der  Frage  lUich 
der  Ötaatsi|uahtät  Elsass-Lutlu-iagens  lässt  uns  lUeselbe  daher 
völlig  im  Stiche. 

2.  Von  anderer  Seite  ^*)  ist  behauptet  worden,  dadmxh  dass 
lleich  durch  §  3  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  die  Ausübung 
Br  Staatsgewalt  dem  Kaiser  übertragen  habe,  sei  Elsass-Loth- 
Igen  zu  einem  besonderen  u.  zw,  monai'chischen  Staatswesen 
ferhobeu  worden.  Es  sei  aber  allerdings  ein  unvollkommenes  und 
unselbststandiges  Staatsweseu,  dem  man  daher  mit  Recht  den 
Namen  eines  Staates  verweigere.  Es  sei  ein  werdender  Staat, 
welcher  in  allen  Beziehungen,  tür  welche  bei  ihm  die  gleichen 
^c^dingungen,  wie  im  voUkomnieneü  Staate  vorhegen,  auch  nach 
Pfen selben  Gruusätzen  wie  dieser  zu  beurtheilen  sei.  —  Uer  Schwer- 
punkt der  liEONrschen  Argumentation  l»emht  nun  darin,  dass  er 
aus  dem  Vorhandensein  eijier  von  der  Reichsgewalt  virtuell  ver* 
schieden un  Staatsgewalt  über  Elsass-Lothriii gen,  wie  auch  aus 
dem  Vorhandensein  eines  besondereoj  mit  anderen  Befugnissen 
wie  im  übrigen  Reiche  ausgestatteten  Organes  für  Elsass-Lothringen, 
des  Ividsers,  als  Inliabers  tler  vStiUitsgewaJt  i,  e.  S.,  den  RüeksclJnss 
zieht,  T^dass  Elsass-Lotluin gen  ,  .  .  .  eine  Rechtspersönhclikeit 
bildet,  welche  mittels  eines  besonderen  Organes  einen  eigenen 
staatlichen  Willen  entfaltet,  m.  a.  W,,  da^s  Elsass-Lothiingen  ein 


*^)  Es  ist  liier  nielit  der  Ort,  die  Konsequenzen  dieses  Satzes  im  Einzel- 
nen ZTi  ziehen.  Aus  dem  M i tg hed sei laf tsrechte  der  Elsa8S-Lothnn;jer  am  lieiehe 
folgt  aUer  hn  All«jcineincii  der  Ansproeli  derselben  nol"  gleiehnuiasige  Betlieili- 
gnng  au  den  Vortheilen  und  an  dem  Verfasanngäleben  des  Reiches,  wie  diesellie 
den  Aug"ehörigen  der  GUedstaaten .  zukommt.  Ebenso  dürfte  an  und  für  sich 
aus  demselben  auch  der  Anspruch  auf  Gewährung  der  pr'eicben  Autonomie, 
d.  b,  Landesselbstündigkeit,  wie  die  letzteren  sie  geniessen^  bervorg^ehen. 

*^)  Leoni,  Staatsrecht  der  Reichiälande  Elaasä-Lothringeu,  in  Marijuard* 
fa  Handbuch.  Bd.  II,  erater  Halbband.  S.  224  C 
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besonderes  StflJililiiMi   ist^.     Er  geht  jedoch   hiebei  von  mxef 

unzulässigen  petitio  priücipü  aus,  indem  er  annimmt,  der  Kaiser 
sei  Rechtsnachfolger,  niclit  Delegatar  des  Keiches  und  herrsche 
über  Elsass-Lotliriiigen  nicht  ah  Vertreter  des  Reiches,  sondern 
„als  höchster  Vertreter  der  Rechte  und  Literessen  des  Landes^  ^•), 

Der  erste  Theil  dieses  Satzes  ist  nun  aber  von  vomehenrin 
unmöglich.  Subjekt  der  Staatsgewalt  ist  iminer  nm*  der  Staat 
selbst,  niemals  ein  einzelnes  Organ  desselben.  Der  Ktiiser  kaau 
tUso  nicht  Rechtsnachfolger  des  Reiches  in  Bezug  auf  die  Staats- 
gewalt Ol  Elsass-Lotliriiigen  sein,  sondern  wenn  dieses  letztere 
ein  Staatswesen  ist,  so  kann  auch  nur  dieses  Staatswesen  selbst 
das  Subjekt  der  Staatsgewalt  und  insofern  Rechtsnachfolger  dts 
Reiches  sein.  Es  braucht  daher  nicht  erst  der  Widerspruch 
her^^orgehohen  zu  werden^  welcher  darin  hegt:  einerseits  den 
Kaiser  als  Rechtsnachfolger  des  Reiches  Innzustellen  und  anderem 
seits  doch  änzunelmien,  derselbe  herrsche  über  Eisass-Lothringeo 
als  (h)ssen  Vertreter. 

Dass  aber  in  Wii^khclikeit  der  Kaiser  nur  als  Orgsin  des 
Reiches  die  Staatsgewalt  über  EUsass-Lothringea  ausübt,  dürfte 
ans  unseren  Ausfiilirangen  auf  S.  650  ff.  zui*  Genüge  hervorgeben. 
Ohne  Verkennung  des  positiven  Rechtes^'')  und  ohne  jVtissachtung 
sowohl  der  sämmtHchen  und  übereinstimmenden  Aussprüche  der 
Gcsetzesmaterialien  als  auch  der  ständigen  Praxis  des  Gesctz- 
l>lattes  tiir  ElsaÄS-Lotliringen  und  des  Reichsgesetzblattes  ist  eme 
Behauptung,  ma  che  LEimr'sche  nicht  möghch. 

Fällt  aber  der  Satz,  dsiss  der  Kaiser  als  Vertreter  Elsass- 
Lothringens  über  letzteres  herrscht,  so  ist  es  ungeTechtfi^rtijyt, 
aus  der  Verscliiedenlieit  der  Organe,  dui'ch  welche  die  Staab- 
gewalt  in  Elsass-Lotlmngen  ausgeübt  wird,  im  Gegensatze  tn  den- 
jenigen, durch  welche  das  Reich  seine  Machtbefugnisse  im  übrigen 
Reiche  ausübt^  hzw.  aus  der  Verschiedenheit  der  diesen  Orgaacu 
in  beiden  Fallen  eingeräujnten  Functionen  —  den  Sclduss  zu 
ziehen,  es  müsse  in  beiden  Fällen  auch  ein  verschiedenes  Subjekt 


")  S.  225  a.  E.  u.  226. 

^)  Gerade  bezü^l  des  Hechtes  der  Qedetz^ebuDg  in  Landesan^lffao- 
heiten,  welches  Leoni  dem  Reiche  abstreitet,  um  den  Kaiser»  als  RoeUwii«cth 
folger  des  Reiches,  für  den  Inhaber  dieses  Rechtes  zu  erklären,  bestiiunit  J  3. 
Abs,  4,  G,  V.  9*  Juöi  1871  mit  dürren  Worte«»  dass  dasselbe  dem  ßöich* 
suEtebt. 
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vorhanden  sein.  Es  kann  vielmehr  dasselbe  Subjekt  sehr  wohl 
durch  zwei  verschiedene  Organe  handeln  und  denselben  auch  bei 
Erzeugung  seines  Willens  in  einem  Falle  andere  Befugnisse  ein- 
räumen als  in  dem  anderen. 

Keiner  derjenigen  Gründe,  welche  Leoni  zum  Nachweise 
der  StaatsquaUtät  Elsass-Lothringens  anfuhrt,  ist  daher  irgendwie 
zur  Rechtfertigung  seiner  Ansicht  geeignet.  Es  braucht  desshalb 
nicht  erst  auf  das  Bedenkhche  einer  Konstruktion  hingewiesen 
zu  werden,  welche  Elsass-Lothringen  einerseits  ein  besonderes  und 
zwar  monarchisches  Staatswesen  mit  besonderem  staatUchem 
Willen  nennt,  ihm  aber  dann  wieder  die  Bezeichnung  als  Staat 
verweigert  und  es  nur  einen  werdenden  Staat  nennt. 


Wir  glauben  somit  die  Richtigkeit  der  von  uns  angenommenen 
Begriffsbestimmung  auch  gegenüber  den  gegentheihgen  Ansichten 
nachgewiesen  und  damit  auch  die  aus  diesem  Begriffe  von  uns 
gezogene  Consequenz  hinreichend  gerechtfertigt  zu  haben: 

dass  Elsass-Lothringen  kein  Staat  ist*^). 

Hieraus  folgt  •^)  für  die  von  uns  zu  untersuchende  Frage, 
dass  die  §§11  und  12  des  Str.-G.-B.  an  sich  und  direct  auf  Elsass- 
Lothringen  keine  Anwendung  finden.  Es  muss  daher  des  Weiteren 
untersucht  werden,  ob  der  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen 
eine  dem  Landtage  oder  der  Kammer  eines  Bundesstaates  ent- 
sprechende Beziehung  Elsass-Lothringens  ist. 

§.  6. 
Die  Landtagsqualität  des  Landesausschusses. 

Der  Begriff  des  „Landtages"^'),  der  „Kammer"  gehört  dem 
konstitutionellen  oder  Repräsentativsystem  an.  Das  Wesen  des 
letzteren    besteht    nun    in    der    Beschränkung    des    Staatsober- 


*^)  Ebenso  Laband,  Bd.  I,  S.  580.  —  Zorn,  Beichsstaatsrecht.  Berlin 
1880.  S  455  Q.  A. 

•«)  S.  oben  S.  7. 

^  Die  Bezeicbnang  „Landtag"  stammt  historisch  allerdings  ans  der 
Fendalmonarchie  und  bedeutete  ursprünglich  die  Versammlung  des  ganzen 
Volkes  CLandtegeding).  Später  traten  an  Stelle  des  ganzen  Volkes  die  Stände, 
d.  h.  bcTorrechtigte  Volksklasscn.  Vgl.  von  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht, 
Bd.  I,  S  199,  (4.  Aufl.).  Zöpfl,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
Bd.  II,  S.  22(5. 


(Cwton.! 
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hauptes  dadurch,  dass  dasselbe  bei  Ausübung  der  wichtigsten 
Funktionen  der  Staatsgewalt  (Gesetzgebung,  Budgetfeststellung, 
völkerrechtliche  Verträge  u.  s.  w.)  an  die  Mitwirkung  einer  Ver- 
tretung des  gesammten  Volkes  gebunden  ist  und  diese  wichtigsten 
Regierungsakte  nur  mit  Zustimmung  des  Volkes  vornehmen  kann. 
Das  Wesen  der  Volksvertretung  aber  besteht  darin,  dass  deren 
Wille  kraft  einer  Fiktion  als  der  Wille  des  Volkes  gilt,  und 
iede  andere  Aeusserung  des  Volkswillens,  etwa  durch  Plebiscite^ 
staatsrechtlich  nichtig  ist. 

VON  MoHL®*)  nennt  die  „Repräsentation  oder  Vertretung^ 
„diejenige  Einrichtung,  vermöge  welcher  der  einem  Theile  oder 
der  Gesammtheit  der  Unterthanen  zustehende  Einfluss  auf  Staats- 
geschäfte durch  eine  kleinere  Anzahl  aus  der  Mitte  der  Betheiligten 
in  ihrem  Namen  imd  verpflichtend  für  sie  besorgt  wird". 

ScHUT.ZE®^)  bezeichnet  als  zmn  Wesen  der  Volksvertretung 
gehörend:  „erstens,  dass  dieselbe  auf  irgend  eine  Weise  aus  dem 

Volke,   aus   dem   Ejreise    der   Beherrschten  hervorgeht" 

„Zweitens  muss  dieses  Organ  anerkannte  staatsrechüiche  Be- 
fugnisse haben,  welche  ihm  eine  selbstständige  Macht  gewähren, 
welche  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  wichtigen  Punkten  von 
ihm  abhängig  machen".  Letzteren  Satz  erläutert  er  alsdann 
dahin :  „eine  in  allen  Punkten  auf  einen  blossen  Beirath  beschränkte 
Versammlung,  welche  die  Regierung  nicht  einmal  zu  bestimmten 
Zeiten  zusammenzurufen  verpflichtet  wäi'e,  köimte  im  staatsrecht- 
Hchen  Sinne  nicht  als  ein  Organ  der  Volksvertretung  gelten.  Aus- 
übung selbstständiger  poütischer  Befugnisse,  volle  Unabhängigkeit 
von  den  Befehlen  der  Regierung  innerhalb  ihrer  Sphäre,  geholt 
nothwendig  zum  Begrifife  eines  solchen  konstitutionellen  Organs, 
wenn  auch  der  Umfang  dieser  Befugnisse  sehr  verschieden  zu- 
gemessen sein  kann"  ®^). 

Wir  enthalten  uns  weiterer  Citate.  Wie  man  sieht,  ist  der 
allgemeine,    der    vergleichenden   Rechtswissenschaft    entnommene 


**)  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik.    Tübingen  1860.  S.  8. 

**)  Preuss.  Staatsrecht,  Bd.  II.  S.  130. 

^)  Vgl.  auch  Zachabiae  in  Bluntschli  und  Brater's  Staats  Wörterbuch. 
Bd.  VI  V^  ^Landtag"  S.  381.  —  Derselbe  nennt  eine  landständischc  (konsti- 
tutionelle) Verfassung  „eine  solche,  welche  dem  Lande  dem  Souverän  gegen- 
über eine  Standschaft,  Vertretung  oder  orgauisirte,  mit  gewissen,  wesontlichor 
Hechten  ausgestattete  Repräsentation  gewährt." 
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igriff  des  ^Landtages",  der  „Kammer",   der  —  einer  aus  dem 

I     ElreiBe    der  Unterthanen    hervorgehenden  Versammlung,    welclie 

^■pazn  berufen  ist,  das  Mitwirkimgsrecht  des  Volkes  an  den  ^ich- 

^ftgsten  Funktionen  der  Staatsgewalt  auszuüben,  indem  kraft  einer 

Fiktion  ihr  Wille  als  derjenige  des  Volkes  gilt. 

Abgesehen  von  diesem  gemeinsamen  Grundgedanken  ist  aber 
der  Begriff  des  Landtages,  der  Kammer  ein  wesentHch  partikular- 
rechtlicher,  kein  gemeinrechtlicher;  denn  es  gibt  keine  gemein- 
same Rechtsquelle,  aus  welcher  er  zu  schöpfen  wäore.  Es  lässt 
sich  durch  Vergleichung  der  sämmtlichen  Verfassungen  der 
deutschen  Einzelstaaten  wohl  feststellen,  welche  Rechte  den  Land- 
tagen und  Kammern  thatsachlich  beigelegt  zn  werden  pflegen; 
Hprelche  Prärogative  jedoch  für  den  Begi'iff  der  Volksvertretung 
^■resenthch  sind,  lässt  sich  nur  aus  der  Verfassung  des  jeweiligen 
^feinzelstaates  und  aus  dem  aUgeraeineUj  wissenschaftlichen  örund- 
H^edanken  der  Volksvertretung  schöpfen. 

Eine    Organisation    der    Volksvertretimg,  wie   sie   z.    Z.    in 
Elsass-Lothiingen  besteht,    dürfte  nun  allerdings  ohne  bisherigen 
geschichtlichen    Vorgang    sein.      Entspringt    dieselbe  doch    ganz 
anomalen   politischen  Verhältnissen,     Wenn  man  daher  von  vorn 
herein   eiue    bis  in  das  kleinste  Detail  gehende  Aelmliclikeit  mit 
den  in   anderen  Staaten    bestehenden  Einrichtungen  als  zum  Be- 
griffe der  Vülksveiiretung  gehörend  betrachtet,  und  einer  Körper- 
schaft, welche  nicht  ganz  genau  nach  der  übUchen  Schablone  gebildet 
ist,    jenen    Titel    absprechen  \yil\    so  ist  es  klar,    dass  man  deo 
Landesausscimss   alsdann    eine   Volksvertretung,   eine  „Kammer" 
Hpicht  wird  nennen    köimen.     Ein  derartiges  Verfahren   wäre  in- 
^■dessen  sehr  obei"flächhch;  es  muss  vielmehr  unterschieden  werden 
^^t^^iscllen    den  wesentlichen   und    den    hlos  zufälligen    Merkmalen 
und   Attributen  der  Volksvertretung.    Für  unsere  Frage  kommt 
^^«s  übrigens   niur  dai'auf  an,    zu  untersuchen,    ob  der  Landesaus- 
Bfichuss   für   Elsass-Lotbringeo    eine    einem    Staatslandtage    ent* 
B«p rech  ende    Beziehung    Elsass-Lotliringens   ist,    was  begiifflich 
f      nur  eine  allgemeine  Aehiüichkeit  voraussetzt. 

L  Nach  den  vorangescliickten  Bemerkmigen  kommt  es  nun 
für  die  Beui'theiluug  der  ataatsrecbthehen  Quabtät  des  Landes- 
ausschusses wesentlich  auf  zwei  Punkte  an: 

1.  auf  die  Art  seiner  Zusammensetzung; 

2.  auf  den  Inhalt  seiner  Befugnisse. 
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Wir  müssen  uns  d<aher  in  aller  Kürze  die  für  den  Landes- 
ausschuss  in  den  obenerwähnten  Beziehungen  geltenden  wesent- 
lichsten Bestimmungen  in  das  Gedächtniss  zurückrufen. 

1.  Die  Zusammensetzung  des  Landesausschusses  erfolgt 
in  dreifacher  Weise.  Von  seinen  58  Mitgliedern  werden  34  durch 
die  Bezirkstage  aus  deren  Mitte  und  fernere  4  von  den  Ge- 
meinderäthen  der  Städte  Strassburg,  Mülhausen^  Colmar  und 
Metz,  ebenfalls  aus  deren  Mitte,  die  übrigen  20  Mitglieder  von 
den  Landkreisen  durch  indirekte  Wahlen  gewählt.  Die  Ge- 
meüideräthe  eines  jeden  dieser  Kreise  wählen  aus  ihrer  Mitte 
Wahlmänner  und  zwar  für  Gemeinden  unter  1000  Einwohnern 
je  einen,  für  Gemeinden  mit  mein*  Einwohnern  je  einen  Wahl- 
mann mehr  auf  volle  1000  Einwohner  mehr.  Die  Wahlmänner 
eines  jeden  Kreises  wählen  dann  den  Abgeordneten  desselben. 
Passiv  walilberechtigt  ist  in  den  Landkreisen,  wer  das  aktive  Ge- 
meindewaldrecht besitzt  und  im  Bezirke  seinen  Wohnsitz  hat 
Von  den  Bezirkstagen  und  Gemeinderäthen  können,  wie  schon 
angedeutet,  nur  MitgUeder  derselben  gewählt  werden*').  Aktiv 
wahlberechtigt  sind,  wie  aus  Obigem  hervorgeht,  ausschUesslich 
Bezirkstags-  und  Gemeindorathsmitglicder. 

2.  Die  Befugnisse  des  Landesausschusses  sind  die  fol- 
genden : 

a)  Das  Recht  zur  Mitwirkung  bei  der  Landesgesetz- 
gebung und  zwar  einschliesslich  der  Feststellung  des 
jährlichen  Haushaltsetats.  —  Das  Wort  „Landesgesetz- 
gobung"  hat  hiebei  eine  engere  Bedeutung  als  die  gewöhnliche. 
In  den  Bundesstaaten  verstellt  man  unter  Landesgesetzgebung  die 
Gesetzgebung  in  Landesangclegenheiten  überhaupt  (d.  h.  in  den 
der  Reichsgesetzgebung  in  den  Bundesstaaten  nicht  unterUegendeu 
Angelegenheiten).  Nicht  so  für  Elsass-Lothringen.  Hier  unter- 
scheidet nämlich  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1877  betr.  die  Lan- 
desgesetzgebung etc.  zwei  Wege,  auf  welchen  Landesgesetze 
in  dem  eben  angeführten  materiellen  Siime  zu  Standen  kommen 
können : 

a)  den  Weg  der  Landesgesetzgebung  (dieses  in  der 
engeren  und  formalen  Bedeutung  genommen).  Die  gesetz- 
gebenden Faktoren  sind  hier:   der  Kaiser,   der  Bundes- 

**^)  Die  Wahl  verliert  ihre  Wirkung,  wenn  der  Gewählte  aufliört,  Mit- 
glied des  Bezirkstages  resp.  des  Genieinderathes  zu  sein. 
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ratli  und  der  LandesausscliusB.  Die  auf  diesem  Wege 
ergehenden  Gesetze  sind  formell  und  materiell  Landes- 
gesetze ; 
ß)  den  Weg  der  R  e  i  c  h  s  g  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g.  Letztere  ist 
oämlicb  in  Elsass-LotJiringen  auch  für  den  Erlass  von 
La^ndesgesetzen  kompetent.  Gesetzgebende  Faktoren  sind 
liier:  der  Bundesrath  und  der  Reichstag ^^)-  Die  auf  die- 
sem Wege  erlassenen  Gesetze  sind  formell  Reichsgesetze, 
materiell  (soweit  die  Unterscheidung  für  Elsass-Lothiiiigen 
überhaupt  einen  Sinn  hat)  Laiidesgesetze. 
Dieses  Nebeneinanderbestehen  zweier  verschiedener  Gesetz* 
gebiingswege  in  Landesangelegenheiten  kommt  im  übrigen  Reiche 
nirgends  vor  und  hat  seinen  Grund  theils  in  den  besonderen 
politischen  Verhältnissen  Elsas s -Lothringens,  theils  auch  in  dem 
staatsrechtlichen  Verbältniss  desselben  als  eines  Reichslandes  ®^). 
'abei  besteht  die  Eigenthmnlicbkeit,  dass  die  seit  2,  Mai  1877^") 
im  Wege  der  Reicbsgesetzgebung  (vgl.  oben  ß)  erlassenen 
Landesgesetze  nur  auf  eben  diesem  Wege,  nicht  aber  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  (a)  abgeäxidert  werden  können. 

Lu  Uebrigen  bestimmt  aber  das  Gesetz,  dass  die  Landes- 
gesetze auf  dem  sub  a  bescluiebenen  AVege  y,  er  lassen  werden" 
I (nicht  bloss  können),  mid  nur  in  der  Fonn  eines  Vorbehaltes 
bt  das  Recht  des  Bundesrathes  und  Reichstages,  Landesgesetze 
fiir  ElsasS'Lotbringen  auch  fernerhin  zu  erlassen,  anfrech terlial- 
ien.     Diese  Fassung   wurde  absichthch  gewählt,    um    ihimit  zimi 


•^)  Wir  theilcn  nicht  die  Ansicht  von  dem  kaiserlicben  Vetorechte  liuch 
filr  die  im  Wege  der  Bcithsgesetzgebuug  ergehenden  Landesgcsetze.  Art,  3, 
Ibs.  4  G,  \\  9,  Juni  1871  behält  das  Kecbt  der  Gesetxgt'bung  für  die  Zeit 
nach  Ein  füll  rang:  der  T?  ei  clis  Verfassung  ausdröcklicb  dem  I^jiche  und  somit 
ätn   gewöbnliclien  Gesetzgebnn^sorganen  de&selben   Yor.     El>enso  spricht  §   2 

»G.  7,  2.  Mai  1877   lediglich  vom  Erlasse  von  Landesgesetzen   ,ini  Wege  der 
Beicbsgejetzgebung.  *" 
I  ^)  Damit  soll  jedoch   Icein t'swegs  zugegeben  werden,  dass  die  darin  lie- 

gende   Einschränkung    der    Antononiie    notbwemlig    aus    dem    Begriff  des 
Keichsiandes  folge. 

'**)  Die  Torher  tfrlassenen  Reichsgesetze  können  dagegen,  soweit  sie  ma- 
eriell  Landesgesetzc  Bind,  auch  im  Wege  der  Landesgesetigebung  abgeändert 
lerden.  Vgl.  die  ausdrücklicbe  ErkHrong  Staüfficnberg^s  in  diesoni  Sinne 
Btenogr»  Ber.  L  Session  1877,  Bd.  1,  S  203),  in  rehereinsiimmnng  mit  wel- 
bem  die  Fiissung  des  Geaetzcä  be  wus  sterniasBco  so  gewühlt  wurde,  wie 
ie  lautet    Dies  im  Hinblick  auf  Labakd,  Bd.  II,  S.  147, 
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Ausdruck  zu  bringen,  dass  dem  Landesausschusse  die  ordent- 
liche und  regelmässige  Mitwirkung  bei  der  Landesgesetz- 
gebung übertragen  werden  solle  ^*),  die  Faktoren  der  Reichs- 
gesetzgebung  aber  nur  in  AiisnabmeEiÜen  behufs  Krlass  von  Lan- 
desgesetzen fUr  Elsass-Lothringen  angegangen  werden  sollen^ 
Der  Fall  der  Ausnahme  dürfte  aber  nur  dann  vorliegen,  wenn 
ein  Reichsinteresse  den  Erlass  eines  Landesge&etzes  gebietet,  zu 
welchem  die  Zustimmung  des  Landesausi^chiisses  nicht  zu  erwarten 
ist,  oder  wenn  die  Abäuderimg  oder  Aufhebung  eines  „Vorbe- 
haltsgesetzes (s.  oben)  in  Frage  steht.  In  allen  anderen  Fälleii 
dürfte  für  die  Regierung  eine  —  aus  der  absichtUch  gewählten 
Fassung  des  Gesetzes  vom  2.  Mai  1877  hervorgehende  —  Recbts- 
p flicht  bestehen,  Landesgesetze  nur  im  Wege  der  Landesgesetz- 
gebnng  zu  erlassen,  eine  PHicht,  deren  Sanktion  durch  die  kon- 
stitutionelle Veraiitwortliehkeit  des  leitendt5n  Ministers  gegeben 
ist.  ^  Zur  Landesgesetzgebung  gehört  nun  auch  (s.  oben  sab  a) 
ilie  Feststellung  des  jährlichen  Landeshaushaltsetats  (§  1  des 
Gr.  vom  2.  Mai  1887).  „Die  Beifügung  der  Worte  ^des  jähr* 
liehen  Hausbaltsetats*",  bemerkte  der  Abg.  STAöFFENnERG''"']) 
„ist  eine  nicht  unwosenthche;  es  ist  jetzt  hier  mit  Gesetzeskraft 
festgesetzt,  dass  der  Landeshaushaltsetat,  wie  bis  jetzt  jährlich 
festgesetzt  werden  soll.  Eine  gesetzUche  Bestimmung  hierüber 
hatten  wir  bis  jetzt  nicht,  jetzt  aber  wird  der  Landesaus- 
schuss  jährlich  zu  den  Sitzungen  einberufen  werden 
müssen.**  —  ScbUesshch  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  der  Lan* 
desausschuss  auch  befugt  ist,  Gesetze  vorzuschlagen,  somit 
das  Recht  der  Initiative  hat'*). 


»V  So  aueh  Läoni  S.  233. 

")  Stenogr,  Berr.  Bd.  I  (I.  Session  1877J  S.  219  ti.  261  (HAramt  -  26i 
(Staüffenberg)  XL  A.:  «Der  Schwerpunkt  der  Beschlnsätassuag  müsse  Im 
LandcsaasBcliusse  liegen  and  nur  in  aus  serordentlichen  Fällen  der 
Reichstag  angegangen  werden.*  —  Die  hier  angezogenen  Ati8d|irüche  htkh&t, 
da  die  jetzige  Fassung  des  G.  vom  2.  Mai  1877  erst  im  Reichsi&ge  iestgcsttüi 
wurde,  thataäclilich  die  Autorität  von  Motiven. 

»»)  Stenogr.  Ber,  L  Session  1877,  Bd,  I,  S.  263. 

^*)  Vgl.  hiezu  die  AeuBserungen  von  PuTTKAHotBB's  (Stenogr.  B«r.  11) 
Session  1879,  Bd.  2,  S  lö36}  im  Reichfitagc:  der  Landesansschuss  könne  knft 
dieser  BefugiiisB  aus  eigenem  Kechte  jede  Frage  vor  aein  Forum  ziehen,  .Be- 
schlösse fassen  über  jedes  beliebige  Gebiet  der  Staatsverwaltimg  und  ülwf 
jede  Aktion  der  Regierung,* 


2.  Mai  1877).  Letztere  müssen  dem  (Bimdesrathe  mid)  Ltindes- 
!  ausschuBse  zuerst  ziir  Entlastung  vorgelegt  werden.  Versagt 
der  Landesausschiisa  die  Entlastung,  so  kann  sie  der  Reiclistag 
ertheilen. 

c)  Endlich  hat  der  Laridesausschuss  das  Kecht^  ^an  ihn  ge- 
richtete Petitionen  dem  JVIinisterium  zu  überweisen*^.  Dadurch 
erhält  jeder  Angehörige  des  Landes  ilie  Möglieldteitj  etwaige 
Beschwerden  an  eine  grosse  Glocke  zu  hängen  und  seinen  Gesudicn 
wirksame  Unterstützung  xu  verschaffen, 

n.  Wenn  nun  der  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen 
kein  Landtag  'im  Sinne  'der  §§11  und  12  Str.-Cx.-B.  ist  und 
bzw,  einem  solchen  nicht  entspricht,  so  müsste  derselbe  ein 
Provinziallandtag  sein,  und  bezw.  einem  solchen  entsprechen, 
dann  aber  würden  die  §§11  und  12  Str.-G.'B.  aul*  ihn  nicht 
anwendbar  sein.  Es  ist  dalicr  zunächst  jene  Alternative  in's 
Auge  zu  fassen. 

Provinziallandtage  und  allgemeine  Landtage  verhalten  sieb 
zu  einander  wie  Provinz  und  Staat,  stehen  raithiia  auf  einer  ver- 
schiedenen Stufe.  Sie  sind  beide  Vertretungen  der  Bevölkerung. 
Sie  unterscheiden  sich  aber  wesentlich  in  zwei  Punkten: 

»1.  Der  allgemeine  Landtag  ist  ein  Organ  des  Staates  und 
nur  des  Staates.  Er  übt  seine  Funktionen  neben  den  höchsten 
Organen  der  Regienmg  aus  und  seine  Funktionen  sind  ansscliliess- 
lieh  staatliche^  d.  h.  solche,  welche  einem  völkeiTechtsflihigen 
politischen  Gemeinwesen  zustehen.  —  Nicht  so  der  Pro\inzial- 
landtag.  Dieser  ist  wesentlich  ein  Organ  der  Provinz,  also 
einer  dem  Staate  unterthanen  juristischen  Person.  Er  nimmt 
daher  auch  der  Haupttsache  nach  nicht  staatUche,  sondern  pro- 
vinzielle FmJttionen  wahr.  Vereinzelt  mag  auch  der  Staat  sich 
der  Provinzialvertretung  als  eines  Organes  für  seine  eigenen  Zwecke 
bedienen.  Dies  ändert  aber  Nichts  an  der  Tliatsache,  dass  der 
Scbwerpunlct  seiner  Bestimmimg  darin  besteht,  Organ  der  Provinz 
zu  sein,  und  ein  Pro\inzialhmdtag  jedenfalls  nie,  vrie  der  allge- 
meine Landtag,  ausschliesslich  staatHche  Pimktionen  wahr- 
nimmt. 

2.  Aber  auch  abgesehen  von  der  Verschiedenlieit  der  Sub- 
jekte, auf  welche  sich  ihre  Thätigkeit  bezieht,  unterscheiden  sich 
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der  Provinziallandtag  und  der  allgemeine  Landtag  auch  durch  die 
innere  Verschiedenheit  dieser  ihrer  Thätigkeit.  Jener  ist  nämUch 
der  Hauptsache  nach  ein  Organ  der  Verwaltung,  dieser  dn 
Organ  der  Gesetzgebung. 

Werfen  wir  zur  Veranschaulichung  des  Gegensatzes  einen 
kurzen  Blick  auf  drei  beliebig  herausgegriffene  Gesetzgebungen 
(Preussens,Baierns  und  Frankreichs  —  letztere  für  Elsass-Lothringen 
noch  grundlegend  — ),  so  ergibt  sich  für  die  Attributionen  der 
Provinzialvertretungen  und  der  denselben  entsprechenden  Körper- 
schaften Folgendes: 

1.  Nach  der  älteren  Form  der  preussi sehen  Provinzial- 
verfassung,  welche  gegenwärtig  noch  in  einem  Theile  dieses 
Staates  gilt,  gehört  zum  Wirkungskreis  der  Provinzialstände :  die 
Verwaltung  des  Provinzialvermögens  und  der  Provinzialanstalten, 
die  Abgabe  von  Gutachten,  die  Anbringung  von  Petitionen  und 
Beschwerden ^'^).  —  In  der  neueren  Form  der  Provinzialver- 
fassung  übt  der  Provinziallandtag  „das  dem  Verbände  verliehene 
(wichtige  Recht  zum  Erlasse  von  Statuten  für  die  Provinz)  und 
Reglements  (für  die  Anstalten  der  Provinz)  aus,  er  stellt  die 
Grundsätze  fest,  nach  denen  die  Verwaltung  der  Angelegenheiten 
des  Provinzialverbandes  zu  erfolgen  hat,  und  den  Pro\'inzialhaus- 
haltsetat  fest,  er  beschliesst  über  die  Einrichtung  der  Provinzial- 
äniter,  und  vollzieht  die  Wahlen  zu  den  oberen  Aemtern,  er  ist 
berufen,  über  diejenigen,  die  Provinz  betreffenden  Gesetzentwürfe, 
sowie  die  sonstigen  Gegenstände,  welche  ilmi  von  der  Staatsregie- 
rung überwiesen  werden,  sein  Gutachten  abzugeben"'®;.  —  Auch 
in  der  neueren  Form  hegt  der  Schwerpunkt  in  der  Vermögeus- 
und  Anstaltsverwaltung. 

In  Baiern  haben  die  den  preussischen  Provinziallandtagen 
entsprechenden  „Landräthe"  im  AVescntüchen  die  Kontrolle  der 
Verwaltung  des  Ki'eis Vermögens  und  der  Kreisanstalten  und  die 
BewiUigung  der  Kreisunilagen ''). 

Nach  der  französischen  (bzw.  elsass-lotliringischen)Verwal- 


''^)  Meyer.  Staatsrecht  S.  297.  —  Scuclzb,  Preuss.  Staatsrecht,  Bd.  IL 
S.  105.  —  Von  Eönnk.  Bd.  I,  2.  Abth.,  S.  479,  (3.  Aufl.).  —  Bluntschli 
uiul  Bratkr,  V^  „Provinzialregierung",  Bd.  VIII,  S.  419. 

^«)  Schulze,  Deutsch.  Staatsrecht,  1881.  S.  442.  —  Mkyer.  l.  c.  S.  29 
u.  290.  —  V^l.  Provinzialordiumg  v.  29.  Juni  1875,  §  84—44. 

")  Meyeb,  1.  c.  Ö.  292  u.  293.  —  Schulze,  L  c.  S.  440. 
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tungsorganisation  sind  die  wesentlichsten  Funktionen  des  „conseil 
genfiral"  (Bezirkstages)  die  Beschlussfassung  über  die  Verwaltung 
des  Vermögens  und  der  Anstalten  des  Bezirkes,  die  Bewilligung 
ausserordentlicher  Umlagen  und  Anleihen  des  Bezirks,  die  Abgabe 
von  Gutachten,  das  Beschwerderecht,  endlich  ge^visse  Punktionen 
der  inneren  Verwaltung  (Strjissonverwaltung)  und  Koinmunalver- 
waltung  (Pestsetzung  des  Höchstbetrages  der  ausserordentUchen 
Gemeindeumlagen). 


Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  sofort,  dass  der  Landesaus- 
schuss  für  Elsass-Lothringen  mit  einem  Provinziallandtagc  in 
keinem  Punkte  eine  Aehnlichkeit  hat.  Die  Attributionen  beider 
liegen  auf  einem  ganz  heterogenen  Gebiete.  Jene  wesenthch  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  diese  auf  dem  der  Verwaltung. 
Der  Landesausschuss  wii*kt  bei  Angelegenheiten  eminent  staat- 
licher Natur  mit,  die  Provinzialvertretungen  dagegen  bei  Ange- 
legenheiten eines  blossen  Verwaltungskörpers  ^^). 

m.  Wenn  somit  festgestellt  ist,  dass  der  Landesausschuss 
kein  Provinziallandtag  ist,  so  scheint  nur  die  Mögliclikcit  zu  er- 
übrigen, dass  derselbe  ein  Staatslandtag  ist  bezw.  einem  solchen 
entspricht. 

Nichtsdestoweniger  hat  man  ihm  diesen  Karakter  abge- 
sprochen und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Man  hat  behauptet,  „gesetzgebende  Versamndungen", 
„Volksvertretungen"  seien  nur  solche  Versammlungen,  deren  Zu- 
stimmung zum  Erlasse  von  Gesetzen  etc.  erforderhch  ist  und  es 
könnten  daher  dem  Landesausschusse,  da  er  kein  unbedingtes 
Mitwirkungsrecht  bei  der  Gesetzgebung  habe,  jene  Vorrechte 
nicht  zustehen.  Ein  Beweis  für  den  ersterwähnten  Satz  wird 
freilich  nicht  erbracht,  man  begnügt  sich  vielmehr  damit,  den- 
selben mit  apodiktischer  Gewissheit  einfach  aufzustellen.  Daraus 
dass  den  meisten  Volksvertretungen  ein  unbedingtes  Zustimmungs- 


'*)  Schon  die  Motive  zum  Vereinigungsgesetzo  v.  9.  Juni  1871  drückten 
den  Gegensatz  zwischen  beiden  aus,  wenn  sie  (vgl.  Hirth's  Anualen  1871 
8.  850)  „eine  Provinzialvertretung"  für  Elsass-Lothringen  „auf  dem  Gebiete 
der  Administration,  eine  Landesvertretung auf  dem  Gebieto  der  Ge- 
setzgebung" in  Aussicht  stellten.  Der  ersteren  entsprechen  die  Bezirkstage, 
der  letzteren  der  Landesauschuss. 
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rcclit  zusteht,  schliesst  man;  dass  ein  solches  zum  Wesen  der 
Volksvertretung  gehöre  —  ein  Schluss,  der  keineswegs  von  zwin- 
gender Nothwendigkeit  ist.  Die  Unrichtigkeit  der  ganzen  Arga- 
mentation dürfte  sich  indessen  aus  Folgendem  ergeben: 

a)  Schon  dem  Wortlaute  nach  ist  eine  gesetzgebende  Ver- 
sammlung eine  solche ^  welche  Gesetze  gibt,  mag  sie  nun  allein 
hiezu  berechtigt  sein  oder  diese  Befugniss  mit  einer  anderai 
Körperschaft  theilen.  Ebenso  ist  eine  Volksvertretung  eine  solche 
Versammlung,  welche  in  Vertretung  des  Volkes  dessen  Einfluss- 
nahmc  auf  die  Staatsgeschäfte  ausübt,  ohne  dass  sie  begriffUch 
allein  zu  dieser  Vertretung  befugt  zu  sein  brauchte.  Müsste 
man  doch  andernfalls  auch  dem  Reichstage ,  insofern  er  Landes- 
gesetze für  Elsass-Lothringen  gibt,  den  Charakter  als  gesetz- 
gebende Versammlung,  als  Volksvertretung  absprechen,  soweit  es 
sich  nicht  um  Aufhebung  oder  Abänderung  von  Vorbehaltsgesetzen 
handelt. 

b)  Die  Sachlage  ist  aber  überhaupt  nicht  richtig  karakte- 
risirt,  wenn  man  sagt,  der  Landesausschuss  habe  kein  unbedingtes 
Mitwirkungsrecht  bei  der  Landesgesetzgebung  für  Elsass-Loth- 
ringen.  Abstrahirt  man  von  einer  Vergleichung  Elsass-Lothringens 
mit  den  übrigen  Bundesstaaten,  bei  welcher  allerdings  zunächst 
die  in  diesen  letzteren  übliche  Bedeutung  der  Worte  „Reichs-" 
und  Landesgesetzgebung"  zu  Gnmde  gelegt  werden  muss,  und 
betrachtet  man  das  Reichsland  vielmehr  ledigHch  ffir  sich,  so  ist 
auch  für  dasselbe  zu  unterscheiden  zwischen  Reichsgesetzgebung 
einerseits  und  Landesgesetzgebung  anderseits.  Nur  haben  diese 
Worte  hier  eine  andere  Bedeutung,  in  dem  sie  nur  die  Form, 
den  Weg  bezeichnen,  auf  welchem  die  Gesetze  für  Elsass-Loth- 
ringon  zu  Stande  kommen  und,  soweit  die  Reichgesetzgebung  in 
Frage  steht,  davon  abstrahiren,  ob  dieselbe  auf  Reichs-  oder  auf 
sog.  Landesangelegenheiten  sich  bezieht.  Wälurend  nun  im  übrigen 
Reiche  jeder  der  beiden  Arten  von  Gesetzgebung  ein  besonderer 
Kreis  von  Angelegenheiten  zugewiesen  ist,  in  welchen  den  Faktoren 
der  anderen  Art  (soweit  eine  Trennung  überhaupt  mögüch)  jeder  Ein- 
griff versagt  ist  —  so  ist  in  Elsass-Lothringen  dagegen  eine  andere 
Art  der  Regelung  behebt  worden.  Hier  ist,  theils  aus  poütischen, 
tlieils  aus  staatsrechthchen  Gründen,  die  Trennung  der  beiden  Kreise 
der  Gesetzgebung  nicht  völlig  durchgeführt,  der  Reichsgesetzgebung 
vielmehr  eine  Art  Oberhoheit  vorbehalten  worden,  welche  ihr  ge- 
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stattet,  in  ausserordentlichen  -Fällen  auch  in  die  Angelegenheiten  der 
Landesgesetxgebung  einzugreifen  und  diese  nach  ihrem  Willen  zu 
gestalten.  Es  ist  ganz  dasselbe  Verhältniss,  wie  wenn  für  die  Bundes- 
staaten im  Wege  eines  verfassungsändernden  Reichsgesetzes  be- 
stimmt worden  wäre:  „Landesgesetze  werden  auch  künftig  regeL 
massig  auf  dem  bisherigen  Wege  der  Landesgesetzgebung  erlassen. 
Das  Reich  ist  jedoch  fortan  befugt,  in  ausserordentlichen  Fällen 
Landesgesetze  fiir  die  Einzelstaaten  auch  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung zu  erlassen  —  welche  alsdann  im  Wege  der  Landesgesetz- 
gebung weder  aufgehoben  noch  abgeändert  werden  können."  Eine 
Wesensänderung  iniirde  dies  in  der  Natur  der  Volksvertretungen 
der  Einzelstaaten  nicht  bewirken.  Die  Autonomie  der  letzteren  wäre 
dadurch  zwar  einer  weiteren  Beschränkung  als  den  bisherigen 
unterworfen,  keineswegs  aber  selbst  aufgehoben.  Es  würde  auch 
dann  noch  den  Landtagen  der  einzelnen  Staaten  ein  ausschliess- 
liches Mitwirkungsrecht  bei  der  Landesgeset2gebung  zustehen, 
nur  die  Befugnisse  der  Reichsgesetzgebung  wären  durch  partielle 
Ausdehnung  auf  Landesangelegenheiten  erweitert.  Hierin  besteht 
also  die  Eigenthümlichkeit  des  im  Reichslande  bestehenden  Ver- 
hältnisses. Auch  der  Landesausschuss  hat  daher  ein  unbedingtes 
Mitwirkungsrecht  bei  der  Landesgesetzgebung.  Nur  ist  letztere 
selbst  eingeschränkt  durch  die  Oberhoheit  der  Reichsgesetzgebung 
auch  in  Landesangelegenheiten,  So  wenig  man  aher,  vom  Tage 
des  Erlasses  eines  Gesetzes,  wie  des  oben  vorausgesetzten ,  den 
fortbestehenden  preussischen^  bairischen^  sächsischen  etc.  Land- 
tagen den  Charakter  als  solche  und  damit  die  Vorrechte  der 
§§11  und  12  Str»-G,'B.  absprechen  kann,  ebenso  wenig  kann 
man  dies  in  Bezug  auf  den  Landesausschuss. 

Wir  haben  femer  bereits  oben  hervorgehoben,  dass  dem 
Landesausschusse  die  ordenthche  und  regelmässige  Mitwirkung 
bei  der  Gesetzgebung  in  Landesangelegenheiten  von  Rechts- 
wegen zusteht,  und  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reiches 
nur  in  ausserordentlichen  Fällen  angegangen  werden  sollen.  Die 
Regierung  ist  daher  gerade  der  Regel  nach  in  Landesangelegen- 
heiten an  die  Mitwirkung  des  Landesausschusses  gebunden  und 
es  ist  somit  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  und  von  ausser- 
ordenthchen  Fällen  abgesehen^  sein  Mitwirkungsrecht  ein  unbe- 
dingtes. 

c)  Das  konstitutionelle  Princip,  welches,  wie  wir  oben  gesehen 


—     670     — 

haben,  die  Grundlage  jeder  Volksvertretung  bildet,  ist  auch  in 
Elsass-Lothringen,  von  einem  Punkte  abgesehen,  genau  in  der- 
selben Weise  verwirkhcht.  Auch  im  ßeichslande  sind  die  Ange- 
hörigen dieses  letzteren  stets  zur  Mitentscheidimg  bei  der  gesammten 
Gesetzgebung  über  sie  selbst  berufen,  imd  zwar,  wie  im  übrigen 
Reiche,  äussert  sich  auch  ihr  Recht  auf  Vertretung  bald  in  der 
schwächeren  Potenz  des  Reichstages,  bei  welcher  das  Reichsland 
nur  als  ein  Theil  des  Gesammtstaates  in  Betracht  kommt,  bald 
aber  in  der  stärkeren  des  Landesausschusses,  welcher  zur  aus- 
schliessüchen  Vertretung  Elsass-Lothringens  dient.  Die  Verschie- 
denheit der  Lage  besteht  nur  darin,  dass  das  Recht  der  Elsass- 
Lothringer,  durch  eine  ausschliesslich  aus  ihrem  Schosse 
hervorgehende  Vertretung  an  der  Gesetzgebung  mitzuwiiien, 
ein  beschränkteres  ist,  als  im  übrigen  Reiche,  indem  die  Kom- 
petenz der  Organe  der  Reichsgesetzgebung  im  Reichslande  aus- 
nahmsweise auch  auf  Landesangelegenheiten  sich  erstreckt.  Nichts- 
destoweniger ist  aber  auch  der  Landesausschuss  eine  der  beiden 
Körperschaften,  durch  welche  das  konstitutionelle  Recht  der 
Elsass-Lothringer  zur  Mitentscheidung  bei  der  Gesetzgebung  über 
sie  selbst  verwirklicht  wird  und  daher  ist  auch  er  eine  Kammer. 

Man  hat  behauptet,  erst  der  Landesausschuss  und  der  Reichs- 
tag zusammen  bildeten  die  elsass-lothringische  Volksvertretung. 
Dies  ist  aber  in  dem  Sinne,  wie  es  die  Betreifenden  verstanden 
haben  wollen,  nicht  richtig.  Der  Wüle  des  Reichstages  gilt  kraft 
der  schon  mehrfach  erwähnten  Fiktion  als  der  volle  Wille  des 
deutschen,  der  Wille  des  Landesausschusses  als  der  volle  Wille 
des  elsass-lothringischen  Volkes.  Ersterer  ist  aber  ebenso  wenig 
jemals  eine  Vertretung  dieses  letzteren,  als  ein  besonderes  be- 
trachtet, als  der  Landesausschuss  jemals  eine  Vertretimg  des 
ganzen  deutschen  Volkes  ist.  Der  Reichstag  ist  vielmehr  die 
einzige  Vertretung  des  deutschen  Volkes,  wie  der  Landesaus- 
schuss die  einzige  der  elsass-lothringischen  Bevölkerung  in  ihrer 
Besonderheit  ist. 

d)  Auch  aus  der  Ratio  legis,  welche  den  §§11  und  12  Str.-G.-B. 
zu  Grunde  liegt,  lässt  sich  nicht  ableiten,  dass  die  in  denselben 
geregelten  Vorrechte  nur  auf  unbedingt  bei  der  Gesetzgebung 
mitwirkungsberechtigte  Vertretungen  Anwendung  finden,  in  dem 
Sinne,  dass  dieselben  bei  einem  Verhältniss,  wie  dasselbe  im  Reichs- 
lande  besteht,   nicht  Platz  greifen  könnten.    Man  hat  diese  Be- 


—     671     — 

hauptung  damit  begründen  wollen:  Elsass-Lothringen  sei  „kein 
selbständiges  Volk,  besitze  durchaus  keine  Souveränetät"  ^^).  Auf 
dieser  aber  beruhten  jene  Vorrechte.  Letztere  fasst  man  dabei 
als  eine  Art  Sakrosanktität  der  Volksvertreter,  als  ein  per- 
sönliches Ehrenrecht  auf,  welches  gewissermassen  die  Majestät 
der  Volksvertretung  zum  Ausdrucke  bringen  solle.  Nichts  ist 
jedoch  unrichtiger.  Die  §§11  imd  12  verdanken  ihre  Entstehimg, 
wie  bekannt,  einem  bei  der  Berathung  des  Str.-G.-B.'s  f.  d.  nordd. 
Bund  gestellten  Initiativantrage  der  Abgeordneten  Twesten, 
Lasker  und  von  Hoverbeck.  Einer  dieser  letzteren  (Lasker) 
motivirte  denselben  wie  folgt®®):  „die  Rede  der  Abgeordneten 
muss  gänzlich  frei  sein,  weil  sie  das  eigentUche  Mittel,  die  vor- 
züglichste Handhabe  der  parlamentarischen  Thätigkeit  ist  .  .  . 
das  Beden  bildet  das  eigentUche  Lebenselement,  in  dem  wir  uns 
bewegen,  und  wir  haben  fort  imd  fort  mit  so  feinen  Distinktionen 
die  Rede  zu  handliaben,  dass  es  immögüch  ist,  eine  Grenzlinie 
anzuerkennen,  wo  möghcherweise  irgend  eine  verfolgende  Behörde 
den  Beginn  ihrer  Strafgewalt  entdecken  möchte"  ®^).  —  Nebenbei 
mag  auch  die  Erwägung  mitgewirkt  haben,  „dass  es  der  Würde 
und  dem  Ansehen  einer  parlamentarischen  Versanmüung  nicht 
entspricht,  wenn  die  Mitglieder  derselben  vor  die  einzelnen  niederen 
Gerichte  des  Landes  gestellt  werden  können"®^).  Auch  dies  ist 
aber  eine  einfache  praktische  Erwägung  ®®),  welche  mit  abstrusen 
Theorien,  wie  die  von  der  Souverän  etat  der  Volksversammlungen 
keinen  Zusammenhang  hat.  Das  Vorrecht  ist  nicht  Selbstzweck 
sondern  nur  das  Mittel  zur  Erreichung  eines  anderen  Zweckes: 
Schutz  der  Rede-  und  Abstinmiungsfreilieit,  sowohl  gegen  etwaige 
Missbräuche  der  ßegierungsgewalt  als  auch  gegen  die  Schwierigkeit, 
in  einem  gegebenen  Falle,  in  der  Hitze  der  Debatte  und  unter 
dem  Einflüsse  der  Parteikämpfe,  die  Grenze  zwischen  strafbaren 
und  nichtstrafbaren  Aeusserungen  jeweils  richtig  herauszufinden  ®*). 

'•j  Vgl.  die  Aeusserungen  des  Abg.  Gcmbreoht  (Stenogr.  Ber.  I.  Session 
1877,  Bd.  I,  S.  275)  und  die  Erwiderungen  Haenkl's  (ibid.  S.  276). 

*°)  Stenogr.  Ber.  über  die  Verh.  des  Reichstages  des  nordd.  Bundes 
Session  1870,  Bd,  1.  S.  227. 

**)  Aehnlich  lauten  auch  die  Erklärungen  des  konservativen  Abg.  von 
Eardobff  ibid.  S.  280. 

**)  So  VON  Kabdobff  1.  c. 

»»)  Vgl.  Haenbl,  Stenogr.  Ber.  I.  Session  1877,  S.  276. 

«*)  Soweit  §  12  Str.-G.-B.  in  Betracht  kommt,   ist   der  Zweck   der,  die 
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Besonders  nöthig  erschien  dieser  Schutz^  diese  Sicherung  da,  wo 
es  sich  um  die  wichtigsten  Aufgaben  der  Staatsgewalt  handelt, 
wo  die  Volksvertretung  neben  den  höchsten  Behörden  des  Staates 
zur  Mitwirkung  berufen  ist.  Desshalb,  und  nicht  wegen  einer  an- 
geblichen Souveränetät  der  Volksvertretung  wird  der  besondere 
Schutz  der  §§11  und  12  nur  den  allgemeinen  und  nicht  den 
Frovinziallandtagen  zu  Theil.  Die  Batio  legis  trifiPt  nun  auch 
für  den  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen  zu,  da  auch  er 
neben  den  höchsten  Organen  des  Staates  (Beiches)  an  den  wich- 
tigsten Funktionen  der  Staatsgewalt  TheU  nimmt.  Darauf,  ob 
diese  Theilnahme  in  einem  Falle  eine  etwas  beschränktere  als  in 
einem  anderen  ist,  kommt  es  hier  nicht  an.  Die  Thätigkeit  der 
Volksvertreter  ist  in  jenem  dieselbe  wie  in  diesem;  in  beiden 
Fällen  daher  auch  das  nämhche  Bedür&iss  nach  Sicherung  durch 
die  erwähnten  Vorrechte  gegeben. 

2.  Man  hat  femer  ®^)  behauptet,  der  Landesausschuss  sei 
nur  versuchsweise  eingefiLhrt  und  es  könnten  ihm  daher  die 
eben  bezeichneten  Vorrechte  nicht  zustehen.  Jenes  ist  aber  nur 
insofern  von  Bedeutung,  als  allerdings  die  Befugnisse  des  Landes 
ausschusses  auf  einem  einfachen  Beichsgesetze  beruhen, 
welches  auch  durch  ein  solches  jederzeit  wieder  abgeschafft  wer- 
den kann,  nicht  aber  auf  einer  Verfassungsbestimmung.  Es  ge- 
hört aber  nicht  zum  Wesen  staatsrechthcher  Institutionen,  unver- 
gäiigUch  zu  sein,  und  für  die  Beurtheilung  ihrer  rechtUchen 
Qualität  kann  es  nicht  von  Einfluss  sein,  ob  sie  in  den  leichteren 
Formen  der  einfachen  Gesetzgebung  oder  nur  in  den  schwereren 
der  Verfassungsgesetzgebung  beseitigt  werden  können.  So  lange 
sie  eben  bestehen,  sind  sie  allein  nach  dem  zu  beurtheilen,  was 
sie  zui-  Zeit  sind.  —  Von  ausserordentUchen  Umständen  ab- 
geselien,  ist  aber  die  Mitwirkung  bei  der  Landesgesetzgebung  fiir 
Elsass-Lothringen  dem  Landesausschusse  definitiv  übertragen  wor- 
den: denn  es  wurde  mehrfach  im  Eeichstage  betont,  man  dürfe 
zwar  in  der  Entwickelung  der  Selbstständigkeit  des  Landes  nur 
Schritt  fiir  Schritt  vorgehen,  niemals  aber  einen  einmal  gemachten 
Scliritt  wieder  zurückgehen. 

Freiheit  der  Berichterstattung  über  parlamentarische  Verhandlungen  zu  sichern. 
Ist  der  Thäter  nicht  strafbar,  so  kann  auch  der  Verbreiter  sdner  Aeussemug 
nicht  wohl  bestraft  werden. 
^^)  Vgl.  oben  S.  667, 
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Aus  der  Art  der  Zusammensetzung  des  Landes- 
usscliusses  sind  ebenfiiUs  Gründe  abgeleitet  worden,  um  dem- 
selben den  Karakter  als  Volksvertretung  ahzusprechen.  Man 
beruft  sich  auf  den  indirekten  Wahlmodus  und  darauf,  dass  der 
Landesausschuss  nur  dm^li  die  Bezirkstage  und  Gemeinderätlie, 
theils  direkt,  theils  indirekt  gewäldt  wird.  Mit  Recht  verweist 
man  dem  gegenüber  ^^J  auf  so  numche  andere  Körperschaft,  yne 
das  preussische  Herrenhaus,  die  bairiscbe  Reichrathskammer,  wel- 
len  man  mit  grösserem  Rechte  den  Karakter  als  „Kammer** 
absprechen  könnte,  wenn  man  die  Art  ihrer  Zusammensetzung 
ins  Auge  fasst.  Schon  im  Reichstage  ^^  wurde  darauf  hinge- 
wiesen ,  dass  die  Zusammensetzung  des  französischen  Senates  ***) 
eine  grosse  Aehnhclikeit  mit  derjenigen  des  Landesausschusses 
zeige,  da  auch  jener  theils  durch  die  Cieneralrathe ,  theils  durch 
Ton  den  Gemeinderätlien  ernannte  AVahlnmrmer  gewäldt  wird.  — 
Das  preiissische  Herrenliaus  ^'^)  besteht  ausschhesslich  aus  theüs 
erblichen,  theils  vom  Könige  auf  Lebenszeit  ernannten 
MitgUedem.  Die  Zahl  der  aus  besonderem  allerhöchsten  Ver- 
trauen zu  berufenden  lebenslänglichen  Mitgheder  \^Tirde  bekannt- 
lich gesetzlich  nicht  geregelt,  so  dass  ©in  sog.  Pairsscbub  jederzeit 
stattfinden  kann.  —  Es  ist  mm  nicht  einzusehen,  wai'um  ein  vom 
Könige  selbst  ernanntes  Haus  eher  eine  Yertretung,  eine  Kam- 
mer sein  soll,  als  ein  mittels  der  Organe  der  Kommunal  verbände 
zusammengesetztes.  Letzteres  geht  doch  sicherhch  eher  aus  dem 
Kreise  der  Beherrschten  hervor  als  ersteres. 

Wh*  haben  bisher  von  einem  Umstände  abgesehen ,  in 
welchem  allerdings  der  Landesausschuss  den  Landtagen  und  Kam- 
mern der  Einzelstaaten  nicht  gleichsteht.  Unter  einem  allge- 
meinen Landtage,  einer  Staatskammer,  ist  man  gewohnt,  die  Ver* 
tretung  des  gesammten  Volkes  eines  Staates  zu  verstehen. 
Der  Landesausschuss  ist  dagegen  eine  Vertretung  nur  eines 
Staate th ei les.  Hier  aber  gi^illt  die  Bestimmimg  des  Art,  1 
Abs.  2  des  Einf,-G.  z.  Str.-G,-B,  ^'')  ein,  venmöge  deren  Elsass* 


t®*)  Das  Reell t  der  Wiedergewonnenen,  S.  82* 
'^)  Stenogr.  Btir.  II.  Session  1879,  S.  1637. 
®^)  Aucli  die  Wablen  zum  preussiscliön  Abgeordnetenhause  sind  bekannt- 
lich indirekte  (Vgl.  Scuülzk,  preusa,  Staatsrecht,  Bd.  11,  S.  158.) 
^)  SoöüLZE,  Bd.  II,  S,  150. 
•*J  8,  oben  S.  62ö,   —  Diesea  Gesetz  hat  die  Kraft  eine«  Reichsgesetzes 
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Lothringen  für  das  Strafrecht  als  Bundesstaat  gilt  und  seine  Be- 
ziehungen als  Beziehungen  eines  Bundesstaates  anzusehen  sind. 
Die  Volksvertretung  Elsass-Lotliringens  ist  daher  strafrechtlich 
als  Vertretung  eines  Bundesstaates,  als  Staatslandtag ,  Staats- 
kammer zu  betrachten. 

§7. 
Das  Resultat. 

Die  vorstehenden  Erörterungen  fuhren  zu  dem  Ergebniss, 
dass  der  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen  eine  dem  Land- 
tage, der  Kammer  eines  Bundesstaates  entsprechende  Beziehung 
Elsass-Lothringens  ist  und  domgemäss  die  Vorrechte  der  §§  11 
u.  12  des  Str.-G.-B.  auf  denselben  Anwendung  finden. 
Es  bleiben  nun  noch  folgende  Zweifel  zu  beseitigen: 
1.  Hat  die  wiederholte  Ablehnung  der  im  Reichstage  auf 
Gewährung  der  parlamentarischen  Lnmunität  für  den  Landes- 
ausschuss gestellten  Anträge  die  Kraft,  der  Bestimmung  des 
Art.  I  Abs.  2  E.  Gr.  z.  Str.-G.-B.,  aus  welcher  die  Anwendbar- 
keit jener  Vorrechte  auf  den  Landesausschuss  sich  ergibt,  zu 
derogiren?  —  Zunächst  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass 
sowohl  die  Antragsteller  bei  Stellung  ilirer  Anträge  als  auch  der 
Reichstag  selbst  bei  Ablehnung  derselben  sich  in  einem  Rechts- 
irrthum  befanden,  indem  ilnien  die  bereits  gegebene  Anwendbar- 
keit der  fraglichen  Vorrechte  auf  den  Landesausschuss  nicht  be- 
kannt war.  Wäre  ihnen  dieselbe  aber  bekannt  geworden,  so  ist 
es,  nachdem  melirmals  der  Gnmdsatz  ausgesprochen  worden  ist, 
in  der  Entwicklung  Elsass-Lothringens  zur  Selbstständigkeit 
niemals  einen  Schritt  zurück  zu  thun,  sehr  fraglich,  ob  der 
Reichstag  sicli  dazu  entschlossen  hätte,  einen  ausdrückUchen 
Abrogationsantrag  anzunehmen,  Die  blosse  Ablehnung  von  An- 
trägen hat  aber  ül)erhaupt  nicht  die  Kraft,  bestehende  Gesetze 
abzuschaffen.  Abgesehen  davon,  dass  allem  Anscheine  nach 
Majoritätsbeschlüsse  des  Bundesrathes  über  die  zur  Discussion 
stehende  Frage  gar  nicht  gefasst  worden  sind,  da  es  sich  nur 
um  Initiativanträge  im  Reichstage  handelte,  so  fehlt  es  auch  an 
dem  Erfordernisse  der  Schriftlichkeit  und  der  Verkündigung  der 
al)lehnenden    Beschlüsse    in    Gesetzesfonn    in    dem    Gesetzbktte. 

(vgl.  Laband,  Bd.  II,  S.  137  u.  138)    und   konnte  daher  dio  Bestimmungen 
des  Str.-G.-B.  abändern  u.  bezw.  ausdehnen. 
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EJrst  durch  letztere  aber  erhalten  die  Gesetze  ihre  verbindende 
Kjaft  (Art.  2  der  R.-V.).  Das  bestehende  Recht  bleibt  daher 
in  unveränderter  Geltung. 

2.  Es  ist  behauptet  worden,  es  sei  mit  dem  bekannten  §  10 
des  G.  vom  30.  Dezember  1871  ^^)  (sog.  Diktaturparagraph)  un- 
vereinbar, dass  der  Landesausschuss  die  Vorrechte  der  §§  11  u.  12 
des  Str.-G.-B.  geniesse.  §  10  setzt,  wie  bekannt,  das  Vorhanden- 
sein einer  ,,  Gefahr  fiir  die  öffentliche  Sicherheit"  voraus.  Es  ist 
nun  klar,  dass  durch  das  Wort  mancherlei  strafbare  Handlungen 
begangen  werden  können,  welche  eine  Gefahr  fiir  die  öffentUche 
Sicherheit  nicht  mit  sich  bringen.  Man  denke  nur  an  Beleidi- 
gungen etc.,  die  sich  auf  die  Regierung  gar  nicht  beziehen  oder 
überhaupt  keinen  politischen  Charakter  haben.  Liegt  nun  aber 
die  Voraussetzimg  einer  Gefahr  für  die  öffentUche  Sicherheit  vor, 
was  ebenfalls  nicht  bei  jeder  Aeusserung  poUtischer  Natur  der 
Fall  sein  wird  ,  so  haben  die  §§  11  u.  12  des  Str.-G.-B.  jeden- 
falls auch  hier  die  Folge,  dass  jedes  Einschreiten  von  Seiten  der 
Gerichte  unzulässig  ist. 

Ob  aber  der  Statthalter  befugt  ist,  in  dem  vorausgesetzten 
Falle,  trotz  der  Immunität,  Mitglieder  des  Landesausschusses 
wegen  Aeusserungen ,  die  sie  in  Ausübung  ihres  Berufes  gethan, 
zur  Verantwortung  zu  ziehen,  hängt  von  der  Auslegung  ab,  welche 
man  dem  erwähnten  Diktaturparagraphen  gibt.  Die  Theorie 
sträubt  sich  dagegen,  in  demselben  die  Verleihung  einer  un- 
umschränkten, über  dem  Gesetze  stehenden  Gewalt  an  den 
Statthalter  zu  erbUcken.  Einzelne  Theoretiker  hingegen,  vor 
Allem  aber  die  praktische  Handhabung  des  Paragraphen  selbst, 
scheinen  zur  Annahme  schrankenloser  Befugnisse  hinzuneigen. 
Auf  eine  Erörterung  der  Streitfrage  kann  selbstverständhch  hier 
nicht  eingegangen  werden.  Da  Motive  zu  der  streitigen  Bestim- 
mung nicht  veröffentUcht  worden  sind  und  der  Wortlaut  des  Ge- 
setzes beide  Auslegungen  zuzulassen  scheint,  bleibt  die  Theorie 
mehr  oder  weniger  auf  Muthmassungen  angewiesen.  Praktisch 
wird  bis  auf  Weiteres  mit  der  von  der  Regierung  gehandhabten 
AufEassung  gerechnet  werden  müssen.  Da  übrigens  die  „Gefahr 
für  die  öffenthche  Sicherheit"  ein  sehr  elastischer  Begriff  ist,    so 


•*)  »Bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  ist  der  Oborpräsident 
(Statthalter)  ermächtigt,  alle  Massregeln  ungesäumt  zu  treffen,  welche  er  zur 
Abwendong  der  Geüeihr  für  erforderlich  erachtet**  .... 
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ist  es  der  Regierung  schon  an  sich  möglich,  einem  Landesaus- 
schussmitgliede  die  in  Ausübung  seines  Berufes  gethanen  miss- 
liebigen  Aeusscrungeu;  auch  ohne  ausdrückhche  Bezugnahme  auf 
letztere,  mittels  des  Diktaturparagraphen  zu  vergelten.  Glück- 
licherweise ist  der  Fall  indessen  noch  nicht  praktisch  geworden. 
Zu  einer  Vorgerichtstellung  wegen  derartiger  Aeusserungen 
dürfte  aber  der  Statthalter,  wenn  er  trotz  der  Immunität  den 
Diktaturparagraphen  handhaben  zu  sollen  glaubte,  wohl  nicht 
greifen,  da  dies  eine  leere  Komödie  wäre.  Die  Gerichte  könnten 
doch  nur  constatiren,  dass  nach  dem  geltenden  Rechte  eine  Be- 
strafung unzulässig  sei  und  sich  also  nur  auf  den  die  Bestrafung 
trotzdem  anordnenden  Befehl  des  Statthalters  stützen,  den  sie  ge- 
wissermassen  nur  zu  registriren  hätten.  Hiezu  bedürfte  es  daher 
keineswegs  der  Mitwirkung  eines  Gerichtes. 

Die  Vorrechte  der  §§11  u.  12  des  Str.-G.-B.  behalten  somit 
auch  neben  dem  Diktaturparagraphen  ihre  selbstständige  Be- 
deutung. 


BeriohtiguDgen. 

S.  624  Zolle  8  von  unten  lies:  „Verwaltungskörpcr,  des'Reichslandes'' 
statt  „Verwaltungskörpcr  des  Reichslandes". 

S.  626  Zeile  10  von  unten  lies:   „Ziff.  >)"  statt  „")". 

S.  629  Anm.  5  Zeile  5  lies:  „für  den  Staat  als  wesentlicli  .  .  .**. 

S.  638  Zeile  10  von  unten  lies:  „zu  den"  statt  „zu  dem", 

S.  644  Zeile  13  desgleichen. 

S.  647  Zeüe  6  lies:    „9.  Juni"  statt  „6.  Juni". 

S.  652  Zeile  5  von  unten  lies:  „Landesvertretung"  statt  „Landes- 
verfassung". 


Rechtsstellung  der  Kriegsschiffe  in  fremden 
Hoheitsgewässem. 

Von 

F.  Perels, 

Geh.  AdroiraliiftisrAth  und  vortragcudum  Bath  in  der  Kaiberlichen  Admiralit&t. 
(Scliluss.) 

Dritter  Absclmitt. 

Krlegrsschitre  kriegffihrender  Mächte. 

L  Allgemeine  Gesichtspunkte. 
Das  Gebiet  für  die  kriegerische  Aktion  umfasst  das  offene 
Meer  und  die  Hoheitsgewässer  der  kriegführenden  Staaten.  Neu- 
trales Seegebiet  ist  der  kriegerischen  Aktion  verschlossen.  Diese 
Regel  ergibt  sich  uiunittelbar  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen 
des  Kriegsrechts.  Sie  ist  aber  nicht  minder  bedingt  durch  die 
Verhältnisse  des  freien  Seeverkelu's  im  allgemeinen  und  der  be- 
rechtigten Interessen  der  Neutralen  im  besonderen.  Denn  ständen 
neutrale  Gewässer  der  kriegerischen  Aktion  offen,  so  würde  nicht 
nur  der  friedliche  Verkehr  in  denselben  auf  das  empfindlichste 
beeinträchtigt  werden,  sondern  es  würde  damit  auch  stets  eine 
ernste  Gefährdung  des  Küstenlandes,  insbesondere  der  Hafen- 
plätze der  Neutralen  verbunden  sein.  Jeder  neutrale  Staat  hat 
demgemäss  das  Kecht,  nicht  minder  aber  in  Gemässheit  der 
Grundsätze  über  die  Stellung  der  Neutralen  die  Pflicht,  für  die 
Wahrung  der  Integrität  der  seiner  Hoheit  unterworfenen  See- 
gebiete ebenso  einzutreten,  wie  für  die  Kespektirung  des  seiner 
Souveränetät  untei'worfenen  Landgebietes,  und  Eingriffe  der  Krieg- 
führenden mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Machtmitteln  zurück- 
zuweisen. Hieraus,  in  Verbindung  mit  den  besonderen  Verhält- 
nissen des  maritimen  Verkehrs,  ergeben  sich  die  Regeln  über  das 
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Recht    von   Kriegsschiffen   der  Ejriegfuhrenden  zum  Eänlaufen  in 
neutrale  Hoheitsgewässer  und  über  ihr  Verhalten  daselbst. 

n.    Aufenthalt  im  neutralen  Gebiet. 

1.  Das  blosse  Vorüberfahren  von  Kriegsschiffen  der  Krieg- 
führenden längs  der  Küste  eines  neutralen  Staates,  auch  innerhalb 
der  Hoheitsgrenze,  wird  allgemein  für  zulässig  erachtet.  Es  han- 
delt sich  liier  nicht  um  eine  Passage  durch  Gebiet,  welches  dem 
neutralen  Staat  ausschliesslich  imd  eigenthümUch  gehört,  wie  seine 
Häfen,  Rheden,  Binnenmeere  u.  s.  w.,  sondern  um  einen  Theü 
des  offenen  Meeres,  der  nur,  und  zwar  bis  auf  Kanonenschuss- 
weite, seinem  Imperium  unterworfen  ist,  im  Uebrigen  aber  der 
Seefahrt  aller  Nationen  offen  steht.  Hier  sind  auch  bei  der 
blossen  Passage  Unzuträglichkeiten  und  Störungen  des  mari- 
timen Verkehrs  nicht  zu  besorgen^*). 

2.  In  Betreff  des  Einlaufens  in  neutrale  Häfen  imd  des  Auf- 
enthaltes daselbst  gilt  als  Grundsatz:  Kein  neutraler  Staat  ist 
verflichtet,  jeder  aber  bereclitigt,  den  Kriegsschiffen  der  Krieg- 
lülu-eudon  den  Aufenthalt  in  den  seiner  Souveränetät  unterwor- 
tenen  Gewässern  zu  gestatten,  mit  der  Maassgabe  jedoch,  dass 
bezüglich  des  Asylrechts  weitere  Koncessionen  als  die  in  Friedeus- 
zeiten  üblichen,  beziehungsweise  vertragsniässig  festgesetzten,  nicht 
goniacht  werden  dürfen,  und  dass  eine  Neutralitätspllichtverletzuiig 
vorliegen  würde,  wenn  eine  neutrale  Regierung  ihre  Häfen  dem 
einen  Kriegführenden  verschliessen ,  dem  anderen  offen  lassen 
wollte  **^).  Ferner  soll  m  Fällen  der  Seenoth  ein  Asyl  niemals 
versagt  werden. 

Die  Abweichung  von  der  allgemeinen  Kriegsrechtsregel,  nach 
welcher  Streitkräfte  der  Kriegführenden  neutrales  Gebiet  nicht 
betreten  dürfen,  bei  Vermeidung  der  Entwaffnung  und  Inteniii'ung, 
beruht  in  den  besonderen  Verhältnissen  des  Seeverkehi-s  und  mit 
in  dem  Umstände,  dass  Kriegsschiffe  stets,  und  wo  sie  auch  immer 
sein  mögen,  einen  integrirenden  Theil  des  Territoriums  ihres 
Heimathsstaiites  repräsentiren.  Auch  für  Friedenszeiten  gilt  ja 
diese  Anomahe^  denn  während  Heeresabtheilungen  das  Betreten 
und  Passiren  fremden  Landesgebietes  auch  im  Frieden  nur 
kraft  besonderer  Bewilligung  zusteht,    sind    den  Kriegsscliiffen  in 

''*)  Obtolan  a.  a.  0.  II.  S.  284  f.,  Pebels  a.  a.  0.  S.  225. 
**)  Gkssneb,  Lo  droit  des  Neutres  sur  Mer,  2.  Aufl.  S.  76,  77. 
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Friedenszeiteu    die    Seehäfen    aller    Nationen    grimtlsätzlich    ge- 
ofihet  »**)- 

Wenn  es  Mernixcli  jedem  neutralen  Staate  freisteht,  seine 
Grewiisscr  den  Ivriegsscliiffen  der  Kiiegsparteien  zu  vcrscliUessen, 
und  die  Neutralen  zur  Walinmg  ihrer  eigenen  Sicherheit  be- 
ziehungsweise aus  pohtischen  Rücksichten  nicht  selten  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  gemacht  habeUj  so  bildet  der  Ausschluss  doch 
nicht  die  Begeh  Viehnelir  pflegen  sich  die  neutralen  Regierangen 
darauf  zu  beschränken,  diejenigen  Modahtäten  festzusetzen,  unter 
welchen  sie  den  Kriegsschiffen  der  Kriegführenden  den  Aufenthalt 
in  den  ilirer  Souveranetät  unterworfenen  Gewässern  gestatten, 
und  diese  Bedingungen  in  NeutraUtätserkliirungen  zu  publiziren 
Kriegsschiffe,  welche  den  neutralerseits  erlassenen  Anordnungen 
zuwider  in  neutrales  Gebiet  eiiilauibn  oder  sich  darin  länger  auf- 
halten ids  nacli  jenen  Anordnungen  gestattet  ist,  werden,  nötliigen' 
fidls  unter  Anwendung  von  Zwang,  zurück-  oder  auszuweisen 
sein  ^'), 

3.  Streitig  ist  die  Frage,  ob  die  Gewälirung  von  ZuHucbt 
an  ein  vom  Feinde  angeginffenes  oder  verfolgtes  Schiff  als  eine 
völkerrechtswidrige  Begünstigung  zu  emchten  sei.  Wii*  glauben, 
diese  Frage  verneinen  zu  soüen,  und  zwar  ohne  die  Einsehi'änloing, 
dass  die  Zuflucht^  nacli  Analogie  der  bezüglichen  Regel  des  iül- 
gemeinen  Kiiegsrechts,  nur  mit  der  Maassgabe  zu  gewähren  sei, 
dass  das  dieselbe  in  Anspruch  nelimende  Scluff  abiüstet  imd  bis 
zui*  Beendigung  des  Krieges  m  dem  neutralen  Hafen  zu  bleiben 
sich  verplhchtet  und  dass  die  Besatzung  sich  verbindlich  macht, 
nicht  fenier  an  dem  Kriege  theilzunehnien'*^).  Eine  derartige 
Einschränkung  wilrde  selbst  in  dem  Falle  nicht  als  gerechtfertigt 
zu  erachten  sein,  dass  Jen  Scliülen  der  Kriegfiilirenden  das  Ein- 
laufen in  die  Gewässer  des  neutralen  Staates  oder  in  den  be* 
treffenden  Hafen  verboten  war,  weil  ein  solches  Verbot  sich  im 
Zweifel  füglich  nur  auf  das  unger^vungene  Einlaufen  bezieht. 


•*)  PKEEts  a.  a.  0. 

•')  Während  in  der  Hegel  eine  Zeitbeschränkung  nicht  festgesetzt  ist, 
wird  nach  einzelneti  neueren  Nentralitätserkläruiig'eo  (ausser  für  den  Fall  der 
e^notli)  nur  ein  2  tstiiadiger  Aufenthalt  gestattet. 

**)  S.  auch  Ges&ner  a.  a.  0,  S.  78;  von  Kältenbobn,  Grundsätze  des 
pralttisehen  europäischen  Seerechts,  ü,  S.  B4,  35;  Woolsey,  Introduction  in  the 
fttudy  of  intornatloDai  kw,  4.  Aufl.;  §  158* 
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m.  Verhalten  im  neutralen  Gebiet. 

1.  Die  Normen,  welche  die  in  neutrale  Gewässer  zugelasse- 
nen EjriegsschiflFe  der  Kriegführenden  zu  beobachten  haben, 
gi'ünden  sich  auf  die  allgemeine  Regel,  dass  das  neutrale  Gebiet 
der  kriegerischen  Aktion  verschlossen  ist,  und  auch  nicht  ein 
Ausgangspunkt  für  kriegerische  Unternehmungen  sein  soll*'). 
Auch  soweit  die  von  den  einzelnen  Mächten  erlassenen  Neutra- 
litätserklärungen nicht  bestimmte  Verbote  und  Einschränkungen 
dieser  Art  enthalten,  bildet  die  vorgedachte  Regel  die  Grundlage 
für  das  Verhalten  der  Kriegsschiffe  von  Kriegfuhrenden  bezw. 
für  ein  Einschreiten  der  neutralen  Regierungen  gegen  Missbrauch 
des  Asylrechts. 

2.  Im  allgemeinen  werden  als  zulässig  zu  erachten  sein  Vor- 
nahmen,  welche  die  Seefahrt  als  solche,  nicht  die 
eigentliche  kriegerische  Aktion  betreffen,  insbesondere 
also:  nothwendige  Reparaturen  des  Schiffes,  Einnahme  von  Kolden, 
Proviant  und  Wasser.  Aber  auch  nach  dieser  Richtung  hin  ent- 
halten einzehie  Neutralitätserklärungen  Einschränkungen*^). 


**)  In  diesem  Sinne  heisst  es  in  der  britischen  Neutralitätsproklamation 
vom  10.  Juli  1870:  „Duriug  the  coutinuaiice  of  the  prescut  state  of  war,  all 
ships  of  war  of  cither  belligerent  are  proliibited  froin  raaking  use  of  any  port 
or  roadstoad  in  the  United  Kiiigdom  of  Great  Britain  and  Ireland.  or  in  the 
Channel  Islands,  or  in  any  of  Her  Majosty's  colonies  or  foreign  possessions  or 
dopondencios ,  or  of  any  waters  subject  to  the  territorial  Jurisdiction  of  tlie 
British  Crown,  as  a  Station,  or  place  of  resort,  for  any  warlike  purpose,  or  for 
the  purpose  of  obtaining  any  fucilities  of  warlike  equipment.**  Entsprechend 
auch  die  Proklamation  des  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten  von  Noni- 
anicrika  vom  8.  Oktober  1870. 

^)  In  dem  britischen  Erlass  vom  19.  Juli  1870  werden  nothwendigo 
Keparaturen  und  die  Einnahme  des  für  die  Erhaltung  der  Besatzung  erforder 
liehen  Proviants  ausdrücklich  gestattet,  ingleichen  die  Beschaffung  von  Kolden. 
jedoch  keines  grösseren  Quantums  als  erforderlich  ist ,  um  mit  dem  Schiff  ilcu 
näciisten  heimathlichen  Hafen  zu  erreichen,  ferner  keine  wiederholte  Einnahme 
von  Kohlen  in  einem  britischen  Hafen,  ohne  Special erlaubniss,  vor  Ablauf  Ton 
3  Monaten  nach  der  letzten  Einnahme.  Äehnlich  die  nord amerikanische 
Proklamation  vom  8.  Oktober  und  der  spanische  Erlass  vom  26.  Juli  187Ö 
Die  niederländische  Erklärung  vom  20.  Juli  1870  gestattet  die  Beschaf- 
fung von  Lebensmitteln  und  Kohlen,  soweit  solche  zur  Reise  nach  dem  nächst- 
belegenen  heimathlichen  Hafen  gebraucht  werden.  Die  italienische  Ver- 
ordnung vom  6.  April  1864  (26.  Juli  1870)  gestattet  nur  die  Einnahme  von 
Approvisionnements  und  von  Material  zu  Reparaturen  soweit,  als  solche  zar 
Erhaltung  der   Besatzung    oder    für   die  Sicherheit   der    Schifffalurt  durchaus 
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3,  Umtatthaft  ist  div  Einnahme  von    Waffen  und  Mn- 
^nition  aller  Art,  sowie  jede  anderweite    Vornahme,    weh^he   /au* 
Ergänzung  der  Kiiegsausrüstnng  dient  **),  ferner  die   Ergänzung 
der  Besatzung.     Die   Neutrahtätserkläningen    enthalten    meistens 
aiicli  das  Verbot,   fremden   Kriegsschiffen   ftir  solche  Vornahmen 
hehuUhdi  KU  sein.     Ingleichen  ist  eine  Anerkennung  der  in  Rede 
stehenden  Regel   erfolgt    im  Artikel    VT   des  zur  Erlediginig  des 
Alain  mm- Streites  zwischen  (-rros^^hritanniün    und   den    Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika   zu    Washington    abgeschlossenen    Ver- 
es  vom  8.  Mai  IH71,  woselbst  es  heisst:  „A  neutral  Govern- 
mont    is    bound:  1^  —  — ;  2^   not  to   permit    or   suffer  either 
belligerent   to   make   use  of  its  ports   or   waters  as  the  hase  of 
laval  Operations  against   the  other,   or   for  the    pui"pose   of   tbe 
pnewal  or  aogmentation    of   militaiy   supphes    or    arms,    or  the 
recniitment    of   nien;   3^.   to    exercise   due   diligence   in    its  owii 
ports  and  waters,    and,  as  to  all  persons    within  its  jurischction 
prevent  any  violation  of  the  foregoing  obligations  and  duties". 
'      Diese  Nomien  sollten  der  schiedsrichterlichen    Entscheidung    des 

I Streites  ids  rechthcln^  Urnndlage  dienen,  und  auch  in  Znkurd't 
for  die  kontrahirenden  Theile  leitend  sein. 
I  4.  In  Betreff  der  Unzulässigkeit  militärischer  Aktio- 
oen  gut  im  besonderen  folgendes: 
►  a)  Da  die  neutralen  Gewiisser  nicht  als  Ausgangspunkt  für 
läie  maritimen  Üpemtionen  wider  den  Feind  dienen  sollen,  so  ist 
auch  die  unmittelbare  Verfolgung  eines  das  neutrale  Seegehiet 
verlassenden  feindlichen  Scliiffes,  insofern  darin  der  Beginn  einer 
Aktion  gegen  den  Feind  liegt^  unzulässig.  Es  ist  in  diesem  Sinne 
vielfach  regleraentarisch  verordnet,  in  neuerer  Zeit  auch  konven- 
tionell festgesetzt  worden  und  darf  als  eine  Regel  des  internati(>- 
nalen  Rechts  aufgestellt  werden;  dass  ein  Kriegsschiff,  welches 
sich  in  einem  neutralen  Hafen  befindet,  nicht  gleichzeitig  mit 
^feinem  St;hifte  des  Gegners  in  See  gehen,  dass  es  \iehnehr  diesen 
^^Hafen  erst  verlassen  daif,  nachdem  24  Stunden  von  jenem  Zeit- 
[Hinkte  ab  verflossen  sind,  und  nicht  fniher,  als  bis  das  feindliche 
Schiff  aus  Sicht  gekommen  ist,  sowie  dass  der  mitrale  Stallt  die 


Erforderlich  simi  nml  ^nithsllt  firmer  die  Einschninlcunsf,  flasa  Steinkohlen  *>T^t 
Stünden  nach  der  Ankunft  viTubfölj^t  wordf'n  sidlen. 

^')  A/.DNT,  8ifilema    unirersule    dei    iinncipii    del    diritto  niarittimü  deU' 
Europ;i,  11,  S.  290  u,  292. 
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Pflicht  hat;  soweit  es  in  seiner  Macht  steht,  für  die  Beobachtung 
dieser  Regel  einzutreten.  Dem  nachfolgenden  Auslaufen  steht 
aber,  da  nur  die  Verfolgung  des  absegelnden  Feindes  unzu- 
lässig ist;  nichts  mehr  entgegen,  sobald  der  letztere,  sei  es  noch 
in  dem  neutralen  Seegebiet,  sei  es  ausserhalb  desselben  aber  noch 
in  Sicht  von  dem  neutralen  Platze,  ohne  zwingenden  Anlass  zu 
Anker  gegangen  ist ;  freihch  wird  der  Neutrale  unter  Umständen 
Veranlassung  zu  nehmen  haben,  einem  solchen  Festlegen  oder 
Beidrehen  zum  Zwecke  des  weiteren  Aufenthaltes  in  seinem  Gebiet 
entgegenzutreten. 

b)  Unstatthaft  ist  jeder  Angriff  und  jedes  Gefecht  innerhalb 
der  neutralen  Gewässer  oder  in  solcher  ^ähe  derselben,  dass  die 
Geschosse  das  neutrale  Gebiet  erreichen  und  dadurch  die  Inte- 
grität des  letzteren  gefährdet  wird,  ingleichen  jede  Verfolgung 
eines  feindlichen  SchiflFes  in  das  neutrale  Gebiet  hinein*^). 

Der  neutrale  Staat,  dessen  Seegebiet  nicht  respektirt  wird, 
kann  einen  Anspruch  auf  Genugthuung  bezw.  Entschädigung  er- 
heben. Ist  ein  zu  substantürender  Schaden  für  ihn  oder  diejeni- 
gen, deren  Interessen  zu  vertreten  er  berufen  ist,  nicht  erwachsen, 
so  wird  es  von  den  Umständen  abliängen,  welche  Genugthuung 
gefordert  wird.  Die  Vomalune  eines  Gefechts  in  einem  Hafen 
wird  jedenfalls  als  eine  gravirendcrc  Verletzung  der  Rechte  des 
Neutralen  erscheinen,  wie  etwa  ein  Angriff  in  wenig  besuchten 
offenen  Küstengewässern  ^^). 

5.  Unstatthaft  ist  fenier  in  neutralen  Gewässern  jede  un- 
mittelbare oder  mittelbare  Ausübung  des  Prisen  rechts.  Es 
ergeben  sich  aus  diesem  Grundsatz  folgende  besondere  Kon- 
sequenzen. 

a)  In  diesem  Gebiet  darf  weder  eine  Anhaltung  und  Durch- 

»»)  AzüNi  a.  a.  0.  II,  S.  201  ff.;  Calvo,  droit  intern.,  II.,  S.  408  ff.: 
Twiss,  II.,  S.  177;  VON  KALTKNnoRN  a.  a.  O.  S.  25;  Surland,  Grundsätze 
des  europäischen  Seereclits,  §  075;  Mauco,  lo  gfiicrrc  niarittime  secondo  i  prin- 
cipii  del  codice  italiano  del  21  ffiugno  lS(j5,  S.  41  ff.;  Russ.  Prisen-Kegl.  von 
18G1),  §§  27  u.  28.  —  I^YNKKRSiiOEK  (Quaest.  jur.  publ.,  I.,  cap.  8;  erachM 
eine  solche  Verfolgun«^,  wenn  sie  sich  unmittelbar  an  das  Gefecht  anscliliesst, 
und  der  Feind  ein  Asyl  im  neutralen  Gebiet  sucht,  und  alsdann  auch  die 
Nelnnung  daselbst  für  statthaft.  Diese  Anschauung  ist  jedoch  mit  dem 
Gnmdsatz  der  Integrität  der  neutralen  Gewässer  der  kriegerischen  Aktion 
gegenüber  völlig  unvereinbar. 

•*)  S.  hierüber  auch  Ortolan  a.  a.  0.  II.,  S.  287  ff. 
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suchuugy  noch  eine  Wegnahme  oder  Wiederoehmung  feiiidlichei' 
oder  neutrider  Schiffe  stHttfiiideiu  Iiigleichen  ist  die  Verfolgimg 
sülchor  Scliifili  iü  neutrale  Gewässer  zum  Zweck  der  Ausübung 
^des  Visitationsrechts  bezw.  der  Nelmiung  unzidässig.  Erfolgt 
^■ieser  Regel  zuwider  eine  Wegnalime,  so  hat  der  neutrale  Staat 
^Bas  Recht  und  lüo  Pflicht  zur  Ititerventionj  d.  i.  je  nach  Lage 
^rter  Verhältnisse    die  Freigahc  der  Prise    zu    fordern,    und    fjdls 

N diesem  Verlangen  nicht  entsproclien  wird,    die  Freigabe  mit  Ge- 
Ipült  ÄU  bewerkstelligen,  oder  wenn,  sei  es  aus  Mangel  an  Macht- 
mitteln,  sei  es  weU  die  Prise  bereits  aus  dem  UGutralGn  Gebiete 
^weggchmcht  worden,  ein  solch  aktuelles  Eingreifen  ausgeschlossen 
^■ßt,  bei  der  betreffenden  Regierung  die  Herauegabe  der  Prise  an 
^den  Eigenthümer  zu  hermsprueben.     Daneben    hat    der    neutrale 
Staat  einen  Anspruch    auf   Genugtlmung.      Dagegen  können    die 
Interessenten  an  Schiff  und  Ludung  weder  aus  der  unhereclitigten 
^^^Uäübung    des   Visitationsrechts,    noch    aus    der    iUcgiden    Auf- 
^bringung  eine  Anfechtung    oder    einen   Ansprucb    auf  Schadloa- 
haltung  herleiten,   inso ferne   die  Illeg:ditiit   lediglich    in   der  Ver- 
letzung der  ReclitsstoUung  des  neutralen  Staates  beiidit.   Es  kann 
demgemäss    von    einer   Nichtigkeitserklärung    solcher   Prisen    im 
prisengerichtUcheu    Verfalu'en    nicht     die     Rede    sem,     vielmehr 
wiirde    eine    sich    ledigHch    auf  jene  Rechtsverletzung  gründende 
Reklamation   der  Interessenten    als    ein  Einspmch   de  jure  tertii 
mit  Füg  zui'ückgo wiesen  werden  ^*)» 
i  Dem  neutralen  Staat  steht    nur   die  Anfechtung   der  Rccht- 

^kiassigkeit  der  Anfhrmgung  vom  Standpunkt  der  Verletzung  seiner 
■^  Souveränetatsrechte  zu.     Der  Weg  der  Aiilechtung,    wemi    nicht 
die  Freigabe  direkt  erzielt  werden  kann,    ist   der   diplomatiHclie; 
!      die    Rolle    eines    Reldamanten    im    prisengerichtlicheo   Vcrftdireu 
darf  iluri  niclit  zugeniuthet  werden.     Auf  der  anderen  Seite  aber 
iteht  ihm  m  derartigen  Italien  weder  die  Ausübung  einer  Prisen- 


«*)  WuRATüN  tv,  a.  U,  1I„  a  88,  81);  üaTOLAN  ü.  IL  0.  II,  S.  'im; 
PaiLLiMORK  a.  a,  0.  IIL,  §  3t.»0;  HAöTEFKriLLF:  a.  a.  0.  IV.,  S.  213*5  (T.;  Gkss- 
NKH  a.  a,  O.,  fc?,  Mi ;  DLUNTöcinji  a.  a.  O.  §  780,  Note  ?i ;  Wtldman»  Insti- 
tutes of  intern atioual  Law  U.,  S.  147 :  Hopf,  die  Wf^niabnie  iler  „Frei**  in 
britischen  Gewässenu  —  Äbweiclicml  vertritt  von  BtTLMEUiNCQ  (Commission 
des  pTiscs  iriaritiiücs^  rapportt  eitmit  de  la  Kevne  du  droit  international  et  de 
l^giKliitiori  cünrparee,  S.  32(%  327)  die  Meinnnjc^»  dass  solche  Prisen  null  nnd 
nicbtig'  seilen,    notl    denv  Eigonthilmcr  restituirt  wenleri  sollen.  —  So  aucli  die 


britiselie  F»>rdgn 


Ei4^Mgfit|AfitjÄ7 


*>,  §  14  (Jlleg4.Pji^-), 
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gerichtsbarkeit  noch  das  Recht' zu,  den  Befehlshaber  des  Kriegs- 
schiflFes,  welcher  sich  einer  solchen  völkerrechtswidrigen  Hand- 
lung schuldig  gemacht  hat,  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Die 
Ausübung  einer  Prisengerichtsbarkeit  kommt  ihm  nicht  zu,  weil, 
gleichviel  ob  die  Verletzung  von  Interessen  seiner  eigenen  An- 
gehörigen oder  von  Dritten  mit  in  Frage  steht,  hierfür  im  Völker- 
recht jede  Begründung  fehlt.  Auf  welchem  Wege  er  im  übrigen 
die  thatsächliche  und  rechtliche  Grundlage  für  die  Geltend- 
machung seiner  Forderungen  gewinnen  will,  bleibt  in  jedem  Falle 
seinem  Ermessen  überlassen  ^^).  Dass  der  neutrale  Staat  den 
Befehlshaber  des  Kriegsschiffes,  welchem  die  Rechtsverletzung  znr 
Last  fallt,  nicht  zur  Verantwortung  ziehen  kann,  liegt  in  dessen 
Stellung,  in  welcher  er  lediglich  seinem  Souverän  verantwortUcb 
ist,  begründet  '*). 

b)  Ueber  die  Befugniss  der  Kriegsscliiffe  zum  Einlaufen  mit 
Prisen  in  neutrale  Häfen  enthalten  sowohl  die  Reglements  der 
Einzelstaaten  als  auch  zahlreiche  Neutralitätserklärungen  positive 
Vorschriften,  aus  welchen  für  die  Praxis  als  Regel  zu  entnehmen 
ist :  dass  die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  nur  im  NothfaUe  mit 
Prisen  neutrale  Häfen  anlaufen  sollen,  und  dass  es  unter  allen 
Umständen  von  dem  Ermessen  des  neutralen  Staates  abhängt, 
ob  und  unter  welchen  Modalitäten  er  Kriegsschiffe  mit  Prisen  in 
seine  Häfen  zulassen  will,  mit  der  Maassgabe,  dass  im  Falle  der 
Soenotli  ein  Asyl  niclit  versagt  wird.  Die  rechtliche  Beurtheilung 
der  Frage  hängt  davon  ab,  ob  die  Aufbringung  als  eine  eigent- 
liche kriegerische  Aktion  zu  erachten  ist.  Wir  glauben ,  diese 
Frage  verneinen  zu  sollen,  indem  \nv  die  kriegerische  Aktion  mit 
der  erfolgten  Wegnahme  für  abgeschlossen  erachten.  Erkennt  man 
das  an,  so   folgt,    dass  grundsätzlich  dem  Einlaufen   der  Kriegs- 


^^)  Bluntsoiilt  a.  a.  ().,  §  812  und  Anmerkg.;  Stehk,  Vorsuch  über 
Hamids-  und  Scliifffahrtsvcrträge,  S.  109  ff.  —  üebcr  einen  Konflikt  zwischen 
Preussen  und  Grosshritannion  bezüarlich  dieser  Frage  s.  Pkrels  a.  a.  0. 
S.  315  fr. 

^^)  Die  abweichende  Meinunpr  von  IIaütefkutlle  (a.  a.  0.  IV.,  S.  ^20) 
und  G  ESSNER  (a.  a.  0.  S.  379),  ist  unhaltbar.  Es  wird  bei  dem  Versuch  ihrer 
Beo^ründun^  namentlich  übersehen  ,  dass  der  Kommandant  eines  Kriessschifft's 
in  derartij,'en  Fällen  nicht  als  Privatperson,  sondern  als  Repräsentant  tler 
Krieges <,'ewalt  seines  Staates  ^'ehandelt  hat,  und  dass  er  in  dieser  Eißrensihatt 
irgend  einer  Gerichtsbarkeit  eines  fremden  Staates  nicht  unterworfen  sein  kann. 
S.  auch  Perkls  a.  a.  0.,  S.  315,  Änmerkg.  5. 
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schiffe  mit  Prisen  iu  rieutraltj  Häleii  iiidits  entgegenstellt,  selbst- 
'erstäncllich »   soweit   nicht   don   Kriegsschiffen    an   sich  das   Ein- 
laufen bezw.  ein  längerer  Aufenthalt  daselbst  versagt  ist» 

In  einzelnen  Staats  vertragen  ist  besonders  festgesetzt,  dass 
es  den  Kriegsschiffen  jedes  der  koiitrahirenden  Theile  freistehen 
ffioll,  Prisen  nach  den  Häfen  des  anderen  Theiles  zu  bringen  *'). 
jebernimmt  jeder  Theil  zugleich  die  Verpflichtung,  eintretenden 
alles  den  Kriegsscliitten  des  Gegners  mit  ihren  Prisen  ein  Asyl 
zu  versagen,  so  können  daraus,  wie  in  jedem  Falle  einer  unvoll- 
ständigen Neutralität^'*),  Kollisionen  entstehen,  deren  Lösung  auf 
völkerrechtücher  Basis  ausgeschlossen  ist  "^). 

Wenn  die  neuesten  Neutralitittserklärungen  zum  grossen 
Theil  das  Einbringen  von  Prisen  überhaupt  verbieten  *•"*),  so  er- 
klärt sieh  dies  aus  den  modernen  gegt^n  das  Seebeutereclit  über- 
haui)t  gerichteten  Tendenzen,  Einzelne  dieser  Erklärungen  ***') 
tbalten  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  der  Zulassung  ftir  den 
Fall  der  Seenoth  und  inr  (be  Dauer  des  Notbstandes^  mit  dieser 
Einsclniinkung  miissen  aber  die  Verbote,  ancli  wenn  jener  Vor- 
Ijeliidt  ri'lilt,  verstanden  werden^  weil  nach  allgemeiner  seerecht- 
bcher  Regel  in  tlein  Falle  des  Nothstandes  keinem  Schiffe  ein 
Asyl  vei*sagt  wird.  Freilich  würde  einem  neutralen  Staat  das 
Recht  nicht  versagt  werden  können^  das  Eiidauien  auch  für  den 
Fall  der  Seenoth  nur  unter  der  Bedingung  der  Freigabe  der 
Prise  zuzulassen.  Indessen  würde  eine  solche  Modalität  schwer- 
lich denjeuigf^n  Interessen ,  um  deren  Walirung  es  sich  dabei 
^  handelte^  entsprechen ,  insofern  alsdann  dem  Befebishal>er  des 
^■Kj*iegsschiffes  die  Befugniss  zustände,  vor  dem  Einlaufen  die  Prise 
^KU  vernichten  '^')* 

^^  ")  Z.  B  in  Art.  19  des  Freumlselmru-  mul  Htuidelsvürtrag*?^  zwiselit^ii 
Preusseii  and  den  VercbiijLii-tiüi  Staaten  von  Noriluinerika  vom  11.  Juli  1799, 
auf  dessen  fortdtiucrnde  Gült}gk**it  in  der  nordiinierikariiücben  Neutralitäts- 
erklürung  vum  22.  Aiiguät  1870  besundtTs  liiag^emeaen  wird. 
•«)  S.  ober  dieaeu  Begriif  Perels  a.  a.  0.  S.  221. 
**)  Eine  solche  Ktipulation  eiitUiilt  ein  Vertrag"  zwischen  Grossbritannien 
und  den  Vereini^'ten  t5taalen  von  Nordanierika  von  1794.  S.  hierüber  Perel» 
a,  a-  (X  S.  235»  Anmerke,',  ii 

'"^J  Von  den  ans  Yeranbtäsiuig  de«  deutsch  -  franzosia eben  Kriege«  im 
Jahre  187ü  erlassenen  Neutralitüt'^erklärungen  enthalte»!  .solches  Verbot  diejenigen 
^H  von  Gro8sbrit;innien,  ItalitJi,  Sjianieii,  Portu^'al,  der  Niederlande,  Chile  und  Peru. 
^H  *''*)  l>it?-jenigen  von  Italien,  Spanten.  Portugal  und  der  Niederlaiide. 

^1  i*^*J  S.  über  die^e  Bd'o^nuss  Pkkkls  a.  a.  O.  S,  311. 

^H         Archiv  ror  fifTantlicbBH  Uechi  L  4.  .  4(3 
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Ein  Anspruch  des  neutralen  Staates,  über  eine  Prise,  welche 
in  seine  Häfen  eingebracht  ist,  aburtheilen  zu  lassen,  ist  rechtlich 
selbst  in  dem  Falle  nicht  zu  begründen,  dass  die  Prise  oder  ein 
Theil  derselben  Eigenthum  seiner  Angehörigen  ist  *®'). 


Vierter  Abschnitt. 

JurisdiktlonsTerhältnisse. 
I.  Allgemeine  Gesichtspunkte. 

Ein  jedes  SeescbiiF  trägt  seine  NationaUtät  mit  sich  in  alle 
Meere.  Man  charakterisirt  deshalb  auch  SeeschiflFe  als  wandelnde 
Gebietsthcile  ihres  Heimathsstaates,  eine  Bezeichnung,  welche  fär 
alle  Verhältnisse  nur  bei  Kriegsschiflfen  als  zutreflfend  erachtet 
werden  kann.  Die  letzteren,  als  ein  Theil  der  bewafiPnetcn  Macht 
ihres  Heimathsstaates,  repräsentiren  diesen  Staat,  wo  sie  sich  auch 
immer  befinden  mögen,  und  zwar  nicht  bloss  äusserlich  als  seine 
Organe,  sondern  als  integrirende  Theile  der  souveränen,  von  jeder 
fremden  Autorität  unabhängigen  Staatsgewalt.  Knegsschiffe  sind 
demgemäss  sowohl  auf  dem  freien,  keiner  Staatshoheit  unter- 
worfenen Meere  als  detachirte  Tlieile  ihres  Heimathsstaates  mit 
allen  dem  letzteren  zustehenden  Prärogativen  anzusehen,  als  auch 
grundsätzlich  in  fremden  Hohcitsgewässem  von  jeder  Einisirlom^ 
der  dortigen  Territorialgewalt  eximirt. 

Die  Exterritorialität  der  KriegsschifiFe  beruht  nicht,  wie  die- 
jenige der  diplomatischen  Vertreter  einer  fremden  Nation,  auf 
einer  Rechtsfiktion,  sondern  in  dem  Wesen  der  Verhältnisse, 
nämlich  auf  der  Thatsacho  der  auf  luimathlichem  Boden  goj^eii- 
wärtigen  fremden  Staatsgewalt  '^*).  Die  von  einzelnen  Publizisten 
in  Bezug  auf  die  Exemtion  von  fremden  Gewalten  beliebte  Gleicb- 

***»)  Das  Nähere  hierüber  s.  bei  Pkrels  a.  a.  0.  S,  315  ff. 

»0*)  WooLSEY  a.  a.  0.  §  58  bemerkt;  „public  vessels  aro  a  part  nf 
tho  public  organisin,  and  reprcsont  tho  national  dignity,  and  on  these  acconnts, 
evcn  in  forcign  ports,  arc  exempt  froni  tho  local  Jurisdiction.  Feroüsos 
a.  a.  0.  §  C.  107:  „The  exemtions,  imniunities  and  privilejjcs,  granleil  to  the 
public  vessels  of  an  indepcndont  State,  and  whicli  have  been  wron«rly  ascrib«! 
to  the  fiction  of  cxtra-territoriality,  arc  concedod  to  public  vessels  by  virtoe  of 
their  being,  to  a  certain  extent ,  regarded  }is  representing  the  sovereißn  Power 
of  the  State.  In  other  words,  the  conccssion  is  due  to  the  respect  which  tho 
sovereignty  of  a  frieudly  State  can  claim*. 
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Stellung  eines  Kriegsscliiffes  mit  dem  Hotel  eines  Gesandten*^*) 
ist  daher  nicht  ganz  zutreft'end.  Das  Haus  eines  Gesandten  gilt 
im  völkerrechtlichen  Sinne  nur  soweit  als  exterritorial,  als  noth- 
wendig  ist,  um  die  Unverletzlichkeit  des  Gesandten  selbst,  seiner 
Begleitung  und  sehies  Archivs  zu  gewährleisten*^^);  es  ist  kein 
unantastbares  Asyl  für  Individuen,  welche  die  persönliche  Exemtion 
von  der  fremden  Justiz-  und  Polizeigewalt  nicht  zu  beanspruchen 
ha1)en.  Für  ein  KriegsschiflF  dagegen  ist  die  reale  Exterritorialität 
unter  allen  Verhälti)issen  und  hinsichthch  aller  an  Bord  vor- 
genommener Handlungen  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  sowohl 
wie  des  Privatrechts  anzunehmen  ^^^).  Keine  fremde  Staatsgewidt 
darf  sich  in  dasjenige  einmischen,  was  an  Bord  eines  fremden 
Kriegsscliiffes  vorgeht  oder  gar  mit  Gewalt  den  Zutritt  zu  er- 
langen suchen  *^^). 

Diese  Unantastbarkoit,  welche  Kriegsschiffe  überall  zu  be- 
anspruchen haben,  maclit  allerdings  deren  Befehlshaber  keineswegs 
unverantworthch.  Sie  sind  aber  lediglich  ihrer  eigenen  Regierungs- 
gewalt Rechenschaft  schuldig,  und  der  Weg  zur  Ausgleichung 
von  Diffeienzen  und  Konflikten,  deren  Erledigung  nicht  unmittel- 
bar beziehungsweise  durch  Vermittelung  des  Konsuls  mit  den 
Lokalbehörden  des  fremden  Landes  zu  Stande  gebracht  werden 
kann,  ist  Aor  diplomatisclie  zwischen  den  beiden  betheiligten  Staats- 
gewalten '"'*). 

Auch  wenn  der  Kommandant  (^nes  Kriegsschiffes  Verletzungen 
der  Interessen    des    fremden   Staates    oder  der  Angehörigen  des- 


'*^'^)  S.  iiamentlicli  Calvo,  Dictioniiaini  II,  H.  11,  1*2  und  Droit  intern. 
f,  gä  <>1'^  1>»8  ^17;  ferner  von  Martrns,  Völkerrecht  II,  §  ru\. 

*^)  Erkcnntnias  des  Reichpfferichts  vom  26.  November  1880  (Entsch.  in 
Strafsachen,  Bd.  III,  S.  71). 

*°')  VON  Bar,  das  internationale  Privat-  und  Strafrecbt  §§  154  u.  115, 
Anmerkg.  7;  es  heisst  hier:  „Das  Gesandtschaftshötel  gilt  nicht  als  fremdes 
Territorium ;  namentlich  sind  Delikte,  welche  daselbst  von  nicht  exterri- 
torialen Personen  begangen  werden,  nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  beur- 
theiien,  in  welchen  das  Gesandtschaftshotel  wirklich  liegt.  Aus  dem  Verhält- 
niss  fremder  Kriegsschiffe  kann  hier  eine  Analogie  nicht  geltend  gemacht 
werden.  Das  Kriegsschiff,  gleichsam  eine  bewegliche  Festung,  hält  sich  nur 
zeitweilig  in  den  Gewässern  des  Staates  auf,  und  bleibt  stets  von  dessen 
eigentlichem  Territorium  getrennt,  während  das  Gesandtschaftshötel  unmittel- 
bar mit  dem  Grund  und  Boden  zusammenhängt/ 

*<**)  Calvo,  Dictionnaire,  S.  12  bis  14. 

^  Perkls  a.  a.  0.,  S.  102. 

46* 
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selben  sich  zu  Schulden  konunen  lässt,  oder  den  Anordnungen 
der  fremden  Regierung  aktiven  oder  passiven  Widerstand  ent- 
gegensetzt, ja  selbst  wenn  das  SchiflF  gegen  den  Willen  dieser 
Regierung  in  deren  Territorialgebiet  eingelaufen  ist,  wii'd  dasselbe 
oder  seine  Besatzung  der  Jurisdiktionsgewalt  des  fremden  Staates 
nicht  unterworfen.  Der  Kommandant  setzt  sich  und  sein  Schiff 
aber  denjenigen  Maassnahmen  aus,  welche  die  in  ihren  Gerecht- 
samen verletzte  fremde  Staatsgewalt  zur  Wahrung  beziehungsweise 
Wiederherstellung  ihres  Ansehens  und  der  Integrität  ihrer  In- 
teressen für  erforderlich  erachtet,  und  je  nach  Umständen  selbst 
der  Beschlagnahme  oder  Vernichtung  des  SchiflFes.  Es  macht 
hierbei  auch  keinen  Unterscliied,  ob  der  Kommandant  zu  solchen 
rechts^vidrigen  Akten  von  seiner  Regierung  oder  seinem  Vor- 
gesetzten ausdrückUch  oder  stillschweigend  ermächtigt  wai*  oder  ob 
er  sie  eigenmächtig  vorgenommen  hat**®).  Die  fremde  Behörde 
ist  ja  auch  keinesweges  immer  von  vorneherein  in  der  Lage,  er- 
messen zu  können,  ob  der  Kommandant  autorisirt  war  oder  nicht 
Es  liegt  aber  auch  in  der  That  ein  Bedür&iiss  zu  der  Unterscheidung 
nicht  vor.  Denn  gefiihrdet  das  Kriegsschiff  durch  sein  Verhalten 
die  Integrität  des  fremden  Staates,  so  befindet  sich  dieser  in 
einem  Notlistand,  in  welchem  ilim  kraft  des  Rechts  der  Selbst- 
vertheidiginig  und  der  gebotenen  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen 
jede  gel)otcno  SichcrstcUung  und  Abwelir  zusteht*'*),  völlig  un- 
abliängig  von  der  Frage  über  eine  .rurisdiktionsgewalt,  mit  welcher 
die  Frage  über  das  Recht  der  Nothwelir  auf  völkerrechtlichem 
Gebiet  nicht  verquickt  werden  darf'^'^). 

Wenn    zahlreiclie    Staatsverträge,    in    welchen    die   Befuguiss 
der    Kriegsschiffe    des    einen    zum    Einlaufen    in   die    Häfen    des 
anderen  Theiles  festgesetzt  ist,  in  Verbindung  damit  die  Vorschrill 
enthalten,   dass  sich  diese  Schiffe  während  ihres  Aufenthaltes  <la 
selbst  den  dort  geltenden  Gresetzen  zu  unterwerfen  haben,    so  ist 

"'•)  FiORE  a.  11.  0.,  1.,  §  587  IT.  suclit  seine  aLweiclienJe  Meiiinnj: 
näher   zu  begründen. 

*")  Calvo,  Droit  intern.  L,  §  020;  Dictionnairc,  S.  12  bis  14. 

"*)  Bluntsciili  a.  a.  0.,  §  321  irrt,  wenn  er  die  Exemtion  von  <ler 
Erlaubniss  zum  Aufenthalt  in  den  fremden  Hoheitsgewässern  abhängig  machen 
will;  ebenso  Wiieaton  a.  a.  0.,  I.,  S.  119  und  Fiore  a.  a.  0.,  I..  S  '*''^'>  ""^ 
5:111  a.  Dass  jeder  Staat  das  liecht  hat,  fremde  Kriegsschitte,  welche  unW- 
fugter  Weise  in  seine  Gewässer  eingelaufen  sind,  zurückzuweisen,  nüthigenfall:! 
unter  Anwendung  von  Gewalt,  ist  zweifellos. 
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dies  nicht  etwa  als  ein  Verzicht  auf  die  exterritoriale  Stellung, 
sondern  nur  als  eine  berechtigte  Maassgube  der  Zulassung  zu  ver- 
stehen, wie  sie  auch  ohne  besondere  Stipulation  als  die  still- 
schweigende Voraussetzung  der  Zulassung  anzusehen  sein  würde. 

Wir  würden  nunmehr  dazu  übergehen  können,  die  besonderen 
Konsequenzen  aus  dem  Recht  der  Exterritoriahtät  der  Kriegs- 
schiflfe  zu  ziehen,  wenn  dieses  Recht  sich  der  einmüthigen  An- 
erkennung aller  Autoritäten  zu  erfreuen  hätte.  Das  ist  jedoch 
nicht  der  Fall,  und  zwar  haben  nicht  nur  einzelne  namliafte 
Publizisten  die  Exemtion  der  Kriegsschiffe  in  fremden  Gewässern 
von  der  dortigen  Jurisdiktionshoheit  negirt,  beziehungsweise  nur 
mit  Beschränkung  anerkannt,  sondern  auch  staatUcherseits  ist 
neuerdings,  und  zwar  in  England,  das  Prinzip  in  Frage  gestellt 
worden. 

Von  Publizisten  sind  namentlich  Lampredi^*®),  Azüni*") 
und  Pinheiro-Ferreira^'*)  für  die  Unterstellung  der  in  fremden 
Hoheitsgewässem  befindlichen  Kriegsschiffe  unter  die  Jurisdiktions- 
gewalt des  fremden  Staates  eingetreten.  Beachtenswerther  als 
deren  Auslassungen,  welchen  eine  juristische  Begründung  fehlt, 
sind  die  offiziellen  Erörterungen,  die  in  England  aus  Veranlas- 
sung der  Frage  über  das  Asylrecht  von  Sklaven,  welche  sich  an 
Bord  britischer  Kriegsschiffe,  während  die  letzteren  in  den  Häfen 
von  Sklavenstaaten  lagen,  geflüchtet  hatten,  gepflogen  wurden. 

"")  Lampredi,  Trattato  del  commercio  dei  popoli  neutrali  in  terapo  di 
guerra,  S.  111  fF.  Derselbe  bemerkt  zur  Begründung  seiner  Meinung:  „nel 
territorio  d'un  principe  non  hawi  ne  luogo  ne  persona  aopra  cui  il  sovrano  non 
eserciti  il  sommo  impero." 

'")  AzüNT,  Sistema  universale  dei  principii  del  diritto  marittimo  dell 
Europa,  I.,  S.  96  iF.,  woselbst  es  heisst:  „che  escluso  il  comando  militarc,  il 
quäle  resta  intatto  per  la  qualita  e  natura  della  nave  di  gucrra,  s*  intendera 
per  ogni  altro  riguardo  sottoposta  la  stessa  nave  e  Tequipaggio  alla  giuris- 
dizione  del  Sovrano  del  porto." 

"*)  PiNUEiBO-FoKEiRA,  Cours  de  droit  public,  II.,  S.  18  §  56:  „Apres 
avoir  assimile  Thötel  de  Tenvoje  au  territoire  de  son  pays,  ils  (les  publicistes) 
ont  cru,  et  avec  plus  de  raison,  il  faut  l'avouer,  que  les  vaisseaux  de  guerro 
devaient  aussi  ötre  consideres  conime  des  portions  detachees  du  territoire  auquel 
ils  appartiennent,  et  que  par  consequent,  lorsqu'ils  sont  mouilles  dans  un  port 
^tranger,  les  malfaiteurs  du  pays  doivent  trouver  ä  leur  bord  un  asile  aussi 
inviolable  que  dans  Tliötel  de  Tambassadeur  ou  dans  le  pays  memo  auquel  ces 
vaisseaux  appartiennent.  Cette  application  de  leur  cbimerique  fiction  aux  vais- 
seaux de  guerre  est  encore  plus  denuee  de  raison  que  lorsqu'il  s'agit  de  Thotel 
et  des  equipages  de  rambassadeur." 
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Die  durch  Königliche  Ordre  vom  14.  Februar  1876  zur 
Prüfung  der  Angelegenheit  eingesetzte  Kommission  (Royal  com- 
mission  on  fugitive  slaves)  stellte  das  Prinzip  von  der  Elxterritoria- 
lität  der  Kriegsschiffe  in  fremden  Hoheitsgewässern  in  Frage, 
und  die  Berichte  einzelner  Mitglieder,  insbesondere  diejenigen  des 
LordobeiTichters  Sir  Alexander  Cockbum,  setzten  sich  mit  der 
bisherigen  Staatenpraxis  sowohl  ^vie  mit  dem  Wesen  der  Sache 
in  vollen  Widerspruch.  Charakteristisch  genug  für  den  Stand- 
punkt des  Lordoberrichters  ist  dessen  Meinung:  es  sei  anzuneh- 
men; dass  der  Kommandant  eines  britischen  Kriegsschiffes  einen 
Mann  von  der  Besatzung  desselben^  welcher  nach  Begehung  einer 
strafbaren  Handlung  am  Lande  wieder  an  Bord  gelangt  sei,  der 
Ortsbehörde  ausliefern  werde  **^).  Wir  sind  überzeugt,  dass  ebai- 
sowenig  der  Befehlshaber  eines  britischen,  ^vie  der  Kommandant 
irgend  eines  anderen  Kriegsschiffes  einen  solchen  Maugel  an 
Verständniss  für  das  Ansehen  seiner  Flagge  besitzen  und  sich 
zugleich  mit  dem  in  dem  modernen  öffcnthchen  Recht  der  meisten 
Staaten  anerkannten  Grundsatz,  dass  keine  Staatsgewalt  ihre 
eigenen  Angehörigen  einer  ausländischen  Behörde  zur  Strafver- 
folgung ausUefert,  in  Widerspruch  setzen  würde '*^). 

Die  Praxis,  insbesondere  auch  die  Judikatur  aller  Staaten 
hat  die  volle  Extenitoriidität  der  Kriegsschiffe  stets  anerkannt  ^^''). 


"*)  „Probably,  if  a  local  subject,  liavinjjf  coiiimitted  an  olFence  a^ainst 
the  local  laws,  werc  to  tiiul  liis  way  on  to  a  British  ship  of  war,  the  Com- 
mander would  at  once  give  him  up  to  tlio  local  authorities.  Even  if  one  of  bb 
own  crew  liad  committed  an  offence  on  sbore  be  would  probably  do  tbe  saine." 

**')  Vgl.  im  übrigen  die  Berichte  der  lloyal  commission  on  fugitive  slaves. 
namentlich  Nr.  III  (S.  28  bis  5Ü)  und  Nr.  V  (S.  62  bis  85). 

****)  Das  österr.  Dienst-Regl.  lU  (Nr.  1007)  bestimmt:  „Unter  keinem 
Vorwando  und  unter  keiner  Bedingung  ist  es  je  zulässig,  dass  S.  M.  Kriejrs- 
schiffo  durch  Organe  einer  fremden  Macht  durchsucht,  oder  irgend  eine  zur 
Bemannung  gehörige  oder  sonst  wie  an  Bord  aufgenommene  Person  durch 
solche  Organe  daselbst  festgenommen  werde.  Ueberhaupt  darf  nicht  gedaldet 
werden,  dass  fremde  Orgaue  irgend  eine  Handlung  an  Bord  vornehmen,  ilic 
als  AusÜuss  von  Hoheitsrechten  anzusehen  wäre.  Jeder  hierbei  fremderseits 
angewendeten  Gewalt  ist  der  äusserste  Widerstand  entgegen  zu  setzen  v  — 
Ein  Circular-Reskript  des  italienischen  Justizmini.sters  vom  21.  Januar  18ö5. 
betr.  die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  Schiflfe,  enthält  folgende  Weisung:  ,OTe 
si  tratti  di  navi  da  guerra,  le  i^uali,  in  forza  del  diritto  delle  genti,  sonu 
immuni  dalla  giurisdizionc  locale,  le  autorita  giudiziarie  del  Regno  nou  jictrannu 
intromettcrsi  per  la  repressioue  dei  reati  awenuti  a  bordo  di  essi,  ne  procedere 
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Aber  auch  die  neuere  Wissenschaft  ist  in  der  Anerkennung 
der  besonderen  Rechtsstellung  der  Kriegsschiffe  vollkommen  einig. 
Von   deutschen    Pubhzisten    constatiren    namentlich    Klüber^*^), 

HeFFTER  *^^)  ,      NiZZE  '2^)  ,      VON     ILVLTENBORN  *^^)  ,     VON     Neü- 

HANN  ^^%  Attlmayr  *'*),  BiscuoF  *^^)  die  Exemtion  von  der 
fremden  Jurisdiktion  und  PoUzeigewalt ,  ebenso  Bluntsciili, 
welcher  jedoch  diese  Befreiung  an  die  Voraussetzung  knüpft,  dass 
das  betreffende  Kriegsschiff  mit  Erlaubniss  des  fremden  Staates 
in  dessen  Gewässer  eingelaufen  ist,  und  dieselbe  auch  sonst  nicht 
unbeschränkt  annimmt ^^*).  Berner  fährt  sehr  zutreffend  aus: 
wie  ein  fremdes  Kriegsschiff  ebenso  wie  ein  fremdes  Heer  nicht 
blos  der  Repräsentant,  sondern  der  wirkliche  Träger  der  aus- 
wärtigen Souveränetät,  dessen  nach  aussen  gewendete  Macht  sei, 
und  wie  es  den  grössten  Widerspruch  begehen  hiesse,  diese  einer 
fremden  Souveränetät  unterwerfen  zu  wollen.  „Wo  ein  Staat 
seine  Fahne  aufpflanzt  und  seine  Kriegsmacht  sammelt,  da  hat  er 
über  diese  nothwendig  selbst  alle  aus  der  Souveränetät  fliessenden 
Rechte   und  vor  Allem   die   Gerichtsbarkeit.     Die   Krieger  also 


ad  atti  di  giurisdizione/  ~  Erwähnt  sei  auch  ein  Erlass  der  vcnozaelanischen 
Regierung,  betr.  das  Anlaufen  venezuelanischer  Häfen  Seitens  fremder  Kriegs- 
schiffe, von  1882,  welcher  im  Art.  5  festsetzt:  dass  im  Falle  der  Uebertretung 
der  bezüglichen  Vorschriften  die  Behörden  davon  abzusehen  haben,  gegen  solche 
Schiffe  Maassregeln  zu  ergreifen,  da  dieselben  Exterritorialität  genicssen,  und 
sich  darauf  zu  beschränken  haben,  an  die  National-Exekutivgewalt  zu  be- 
richten, welche  das  weitere  nach  internationalem  Brauche  veranlassen  werde.  — 
Das  preussische  Obertribunal  hat  in  einem  Erkenntniss  vom  16.  März  1854 
(GoLDTAMMiR,  Archiv  für  preuss.  Strafrecht,  Bd.  7  S.  344/345)  ausgesprochen : 
„Anerkanntermaassen  geniessen  nur  Kriegsschiffe  die  Prärogative  der  Exterri- 
torialität oder  der  Exemtion  von  der  fremden  Staatsgewalt,  während  andere 
Schiffe  und  deren  Bemannung  in  fremden  Eigen thumsgewässern,  wie  sonstige 
fremde  Sachen  und  Personen,  der  ausländischen  Staatsgewalt  ihren  Gesetzen, 
Anordnungen  und  Gerichtsbarkeiten  unterwerfen  werden. 

"*)  Klüber,  Europäisches  Völkerrecht  §  55. 

"«)  a   a.  0.  §  79. 

"»)  a.  a.  0.  §  28  I. 

»«1  a.  a.  0.  §  215. 

"*)  VON  Nkümann,  Grundriss  des  heutigen  europäischen  Völkerrechts  §  23. 

124J  Attlmayb,  Die  Elemente  des  internationalen  Scerechts,  I  S.  33. 

^''^)  Bischof,  Grundriss  des  ])ositiven  öffentlichen  internationalen  See- 
rechts, §  20. 

"•)  a.  a.  0.  §.  321.  —  Die  Charakterisirung  entbehrt  hier  der  Klarheit 
und  Sicherheit. 
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Btehen  nicht  blos  im  feindlichen,  sondern  auch  im  befreundeten 
fremden  Gebiete  unter  den  Strafgesetzen  ihres  eigenen  Staates 
imd  sind  der  Herrschaft  der  Oiisgesetze  und  Ortsgerichte  entzogen. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  Theile  einer  fremden  Kriegsflotte, 
also  Schiffe,  nicht  anders  gestellt  sein  können"  '^^).  Ebenso  von 
Bar:  Kriegsschiffe  repräsentiren  unmittelbar  die  MiUtärhoheit  des 
Staats;  sie  sind  daher,  da  sie  auch  räumUch  mit  Bestimmtheit 
von  dem  Territorium  des  Staats,  in  dessen  Hafen  sie  sich  befinden, 
unterschieden  werden,  als  Gebietstheile  ihres  Staats  und  gleich- 
sam als  bewegliche  Festungen  desselben  anzusehen  ^^^).  Femer 
König:  „Die  Kriegsschiffe  bewahren  auch  in  fremden  Hoheits- 
gewässem  ihre  Eigenschaft  als  „wandelnde  Gebietstheile"  des 
Angehörigkeitsstaats.  Sie  sind  exterritorial  und  der  Staatsgewalt 
des  Aufenthaltshafens  nicht  imterworfen.  Daher  dürfen  Polizei-, 
Justiz-  und  andere  Behörden  des  Orts  Handlungen,  welche  als 
Ausfluss  von  Hoheitsrechten  anzusehen  sind,  an  Bord  eines  fremden 
Kriegsschiffes  nicht  ohne  Genehmigung  des  Kommandanten  vor- 
nehmen. Differenzen,  welche  zwischen  letzterem  und  den  Lokal- 
behörden in  dieser  Beziehung  entstehen  sollten,  bedürfen  zu  ihrer 
Beseitigung  des  diplomatischen  Weges.  Vereinzelt  ist  Seitens  der 
Theoretiker  versucht  worden,  die  durch  lange  Uebung  gesicherte 
exterritoriale  Stellung  der  in  fremden  Hoheitsgewässem  befindlichen 
Kriegsschiffe  anzufechten;  die  Staatenpraxis  ist  diesem  Versuche 
nicht  gefolgt.  Die  Exterritorialität  entbindet  aber  die  Kriegs- 
schiffe nicht  davon,  in  Achtung  der  fremden  Souveränetät  alle 
diejenigen  Bestimmungen  zu  befolgen,  welche  im  Interesse  der 
öffentlichen  Ordnung  gegeben  sind"  ^^^).  Scliliesshch  mag  noch 
auf  eine  Abhandlung  „lieber  die  Bestrafung  strafbarer  Hand- 
lungen, welche  auf  preussischen  Seeschiffen  begangen  werden",  in 
Goldtammer's  Archiv  für  preussisches  Strafrecht  hingewiesen 
werden  '^^). 

"')  Berner,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Raum  und  Per- 
sonen, §§  39  und  53. 

"®)  a.  a.  0.  §  145;  s.  auch  die  oben  mitgetheilte  Anraerkg.  7  zu  §  115. 

*>«)  a.  a.  0.  §  63. 

1»°)  Bd.  3,  S.  650  ff.,  namentlich  S.  654/655;  es  heisst  hier:  ,So  liel 
bleibt  gewiss,  dass  Kriegsschiffe  wie  wandehide  bewegliche  Festungen  ihres 
Heimathslandes  zu  betrachten  sind,  in  denen  die  Autorität  des  Souverains  dieses 
Landes  auf  der  See,  wie  in  den  Festungen  im  Lande  selbst,  nicht  erst  fingirt 
zu  werden  braucht,  sondern  in  der  Wirklichkeit  durch  die  Befehlshaber  und 
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Von    Engländern    erklärt    Phillimore:    „Long   usage    and 

jversal   custom   entitle  every  such  ship  to  be  considered  as  a 

t  of  Uie  State  to  whieli  slie   belongs,   and  to  be  exempt  frora 

ly   otlier  Jurisdiction;    whether   this   privilege  be   fomidtHl   upon 

ict  International  Right,  or  upon  an  original  concession  of  Co- 

mity,  witli  respect  to  tbe  State  in  its  aggregate  capacity^  wbich^ 

^^y  inveterate  practice,  bas  assumed  tbe  po^ition  of  a  ßight,  is  a 

^■onsideration    of  not  much  practica!   importauce.     But  it  is  of 

^Kome  importiince,  for,  if  the  better  opiniou  be,  aa  it  would  seem 

^to  be,   that  the  privilege  in  question  was  originally  a  concession 

^of  Comity,   it  may,   on  due  notice  being  givcn,   be  revoked  by  a 

^■N^te,  80  ill  arlvised  as  to  adopt  such  a  course,  which  could  not 

^Bappen   if  it  were  a  matter  of  N?itural  Rigbt,     But,    unquestio- 

PKably,  in  the  ease  of  the  Foreign  Ship  af  AVar,  as  of  the  Foreign 

Sovereign   and  Ambassador,   every  State  which  has  not  formally 

notified  its   departure   from   this  usage  of  the  ci^ilized  world,    is 

under  a  tacid  Convention  to  accord  this  privilege  to  the  Foreign 

^Sbip  of  War   lying   in   its   harhour^i.     The  privilege  is  extended, 

H^  the  reason  of  tlie  tbing^  to  boats,  tenders,  and  all  appartenan- 

"ces  of  a  ship  of  war'^  ^^'),    Twisi^  begründet  die  volle  Exemtinn  der 

KriegsschilTe  (total  exenition  from  the  law  of  the  territory)  dahin: 

„A  pubUc  vessel  of  war  represents  the  Sovereign  Power  of  the 

Nation  j  imderwbose  conuiiission  and  flag  it  saus.    If  it  leaves  tbe 

High  Seas  tho  common  highway  of  Nations,  and  enters  ^rithin  the 

maritinit*  territory  of  a  Friendly  State,  it  is  entitied  to  the  sanie 

Privileges  wliicb  woidd  be  extended  to  tho  person  of  the  Sovereign. 

A  sbifi  of  war  has  been  termed  an  extension  of  tlie  teixitoi-y  of  the 

Nation  to  wbich  it  helongs,  not  only  wlien  it  is  on  the  wide  ocean, 

but  when  it  is  in  a  forcign  port.     In  this  respect  a  ship  of  war 

■iyesembles  an  army  marching  by  consent  tbrQugh  a  neutral  terri- 

r    tory,     Neitber  sliips  of  war  nor  army  so  licensed   fall  imder  the 

Jurisdiction  of  a  Foreign  State  *^*)."  Hahcourt  (Historicus)  fertigt 

einem  Briefe  an  die  Times  vom  4*  November  1875  die  gegen  die 

ition  der  Kriegsschiffe  von  der  fremden   Jurisdiktionsgewalt 


die  bewaffnet«  Macht  tliateächlich  überall  dargesteüt  wird.  —  —  In  Betreff 
der  ereteren  (Kriegs-  uder  Staatsschiffc)  ist  ohne  erheblicben  Widcrsprocb  ilire 
voOstimdige  Exterrit^jrialitrit  aucli  in  fremden  Ei gcnthomsge wässern  anerkaiint.* 

*»»)  a.  a.  O.  L,  §§  344,  346. 

"»)  a*  a.  0.  L.  §  165, 
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erhobenen  Zweifel  dahin  ab :  „I  had  certainly  supposed  that  in  the 
whole  ränge  of  public  law  there  was  no  position  more  firmly  establis- 
hed  by  authority,  more  nniversally  admitted  by  Grovemments,  or 
one  which  had  been  more  completely  accepted  in  the  intercourse 
of  States,  as  unquestioned  and  umiuestionable.  —  That  a  public 
sliip  of  war  is  just  as  much  exempt  irom  the  Operation  of  foreign 
law,  within  the  ports  of  another  State  by  whom  it  is  receiTed, 
as  it  is  on  the  high  seas,  is,  I  believe,  a  thing  which  no  States- 
man  now  questions  and  no  Jurist  doubts.  The  precedents,  the 
practice,  the  authorithies ,  the  reasoning,  are  all  one  way.^ 
Eingehend  beliandelte  auch  Hall  die  Frage,  indem  er  zu- 
gleich die  Voten  der  Majorität  der  Fugitive  Slave  Commission 
einer  Kritik  unterzieht;  er  gelangt  zu  folgendem  Schluss:  „It  is 
clear  that  there  is  now  a  great  preponderance  of  authority  in 
favour  of  the  view  that  a  vessel  of  war  in  foreign  waters  is  to 
be  regarded  as  not  subject  to  the  territorial  Jurisdiction ;"  weiter 
fuhrt  er  zutreffend  aus,  dass  die  Besatzung  ausserhalb  der  Sphäre 
des  Schiffes  die  Gesetze  des  fremden  Staates  zu  respektiren 
habe  ''^^).     S.  femer  Field  >»*). 

Von  Franzosen  treten  namcntUch  Ortolan  und  Cauchy  für 
die  Unabhängigkeit  der  Kriegsschiffe  von  fremden  Gewidten  ein. 
Erstercr  hobt  hervor:  „ces  batiments  doivent  i)ai'ticiper  pleinc- 
nient  k  rindependance  et  i\  la  souverainete  de  la  puissance  qui 
los  armo,'^  und  verthoidigt  die  traditionelle  Ansehung  eines  Kriegs- 
schiffes als  eines  Gebietstlioiles  seines  Heimathsstaates,  als  dm'cli 
das  Wesen  der  Vorhältnisse  begründet,  mit  grosser  Wärme  *^'). 
C/AUCiiY  erklärt;  „II  n'est  besoin  d'aucune  liction  pour  justitior, 
k  bord  des  biitiments  de  l'Etat,  Texercise  de  la  Jurisdiction  tlu 
souverain,  qui  los  commande  par  rentremise  de  ses  delegiies. 
Uno  oscadre  mihtaire  c'est  un  corps  d'armee,  c'est-j^-dire  la  re- 
prosontation  directe  et  \ivante  de  la  souverainete  pour  ce  (jiii 
concerne  la  gueiTO.  Ce  caractöre  la  suit  en  tous  Ueux:  j)artout 
()i\  stationne  un  bätimeut  de  gueiTO,  le  souvertün  est  present  i)är 
SOS  doleguos.  II  y  a  \k  quelque  chose  qui  ressemble  k  riiiviühi- 
hilito  dos  anibassadeurs,  dont  lo  principe  no  dorivo  ])as  assuiv- 
niont  de  la  Jurisdiction  territoriale,    mais   d'un  pacte  sacro,  taci- 

*")  A  treatise  on  international  law,  §§  51,  55. 

»»"•)  a.  a.  0.  §  ;^09. 

"*)  Obtolan  a.  a.  0.  L    S.  178  ff.,    namentlich  S.  192,  193  und  2t>6ff. 
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tement  conclu  entre  tous  les  peuples  civilises  du  monde  ***)." 
S.  ferner  Foelix  ^^^  und  Renault  **®). 

Von  Italienem  behandelt  Fiore  den  Gegenstand  besonders 
eingehend.  Indem  er  ein  Kriegsschüf  einer  schwimmenden  Festung 
gleich  erachtet,  begründet  er  dessen  ausschliessliche  Unterstellung 
unter  die  souveräne  Staatsgewalt  des  Heimathsstaates,  und  erklärt  es 
als  eine  eigentliche  internationale  Rechtspflicht,  die  ausschhessliche 
Jurisdiktionsgewalt  des  Heimathsstaates  über  seine  Kriegsschiffe 
zu  respektiren  ^^*).  Ebenso  tritt  Schiatarella  für  die  absolute 
Exemtion  der  Kriegsschiffe  von  jeder  fremden  Jurisdiktionsgewalt 
ein,  und  begründet  dieselbe  durch  das  Recht  der  Unabhängigkeit 
souveräner  Staaten,  so>vie  mit  der  Unmöglichkeit  der  Vermittelung 
der  internationalen  Beziehungen  durch  Kriegsschiffe  ohne  deren 
Exemtion  von  fremden  Autoritäten  **^).  Auch  Pierantoni 
bezeichnet  die  Kriegsscliiflfe  als  Repräsentanten  der  Staats- 
gewalt ***). 

Der  russische  Völkerrechtslehrer  Fr.  von  Marxens  erkennt 
ebenfalls  an,  dass  die  prinzipielle  Exterritoriahtät  der  Kriegs- 
schiffe in  der  Praxis  konseciuente  Anerkennung  findet,  meint  aber, 
dass  eine  ganz  unbegrenzte  Exterritoriahtät  mit  der  eigenen 
Sicherheit  der  Schific  selbst  kaum,  mit  den  Rechten  und  der 
Würde  des  Uferstaates  aber  keinenfalls  vereinbar  sei  ^*'^), 

Der  hollänchsche  Publizist  Ferguson  erachtet  die  volle  Exem- 
tion der  Kriegsschiffe  und  iln*er  Besatzungen  von  jeder  fremden 
Jurisdiktionsgewalt  als  eine  Konzession  „by  virtue  of  their  being, 
to  a  certain  extent,  regardod  as  rei>resenting  tho  sovereign  Power 
of  the  State  **»). 

Auch  die  hervorragendsten  amerikanischen  Pubhzisten  ver- 
treten denselben  Standpunkt,  namentlich  Wiieaton  ^"),  Kent**^) 
und  Calvo;    der   letztere   begründet  die  eximirte  Rechtsstellung 


***)  Caücht,  Le  droit  maritime  international  II,  S.  157. 

*'^)  FoKLix,  Traite  du  droit  international  prive,  §  544. 

"*^)  S.  dessen  Abhandlung  in  der  Revue  de  droit  international,  Bd.  14,  S.  78. 

'^)  a.  a.  0.  I.  §§  532  ff.,  namentlich  §  535. 

"*»)  ScraATTABELLA,  Del  Torritorio,  S.  22  If.  und  S.  35. 

"*)  Pierantoni,  Trattato  di  diritto  internazionale,  I,  S.  8. 

"*)  Fb.  von  Mabtens  a.  a.  0.  II,  S.  235,  236. 

"«)  Febgüson  a.  a.  0.  §§  105  und  107. 

»**)  a.  a.  0.  1,  S.  119. 

"*)  Kent,  Commentaries  on  American  Law,  I,  S.  27. 
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der  Kriegsschiflfe  durch  den  Charakter  derselben  als  Theile  der 
Staatsgewalt,  welche  an  deren  Unabhängigkeit  zu  partizipiren 
haben,  und  weist  namentlich  auf  die  wesentlichen  Unterschiede  in 
dem  Charakter  der  Kriegs-  und  Handelsschiffe  liin  ^*®). 

n.  Reale  Exterritorialität. 

1.  Das  Kriegsschiff  als  solches  mit  seinen  gesammten  Per- 
tinenzien  ist  von  der  fremden  Jurisdiktionsgewalt  exiniirt.  Das- 
selbe ist  keiner  Arrestanlegung  oder  sonstigen  die  Freiheit  der 
Dispositionen  seines  Kommandanten  beeinträchtigenden  Maasregel 
unterworfen^*^.  Kein  fremdes  Gericht  darf  einer  Klage  oder 
einem  Arrestgesuch  aus  Rechtsansprüchen,  welche  sich  auf  das 
Verhalten  des  Schiffes  oder  auf  Leistungen  für  dasselbe  gründen, 
z.  B.  aus  Veranlassung  einer  KoUision,  wegen  Schlepp-,  Hülfs- 
oder  Bergelohn,  aus  Lieferungsverträgen  etc.,  Folge  geben.  Wird 
bei  solchen  streitigen  Ansprüchen  eine  gütliche  Einigung,  auch 
durch  die  konsularische  Vermittelung,  nicht  erzielt,  so  können 
dieselben  nur  verfolgt  werden  entweder  auf  diplomatischem  Wege 
oder  diu'ch  Erhebung  einer  Klage  bei  dem  zuständigen  Gericht 
des  Heiniathsstaates  ^*^). 

2.  Alle  strafl)arcn  Handlungen,  welche  an  Bord  eines  Kriegs- 
schiffes oder  in  einem  der  zu  einem  solchen  gehörigen  Boote  be- 
gangen werden,  fallen  unter  die  Jurisdiktion  und  die  Gesetze  des 
Landes,  dessen  Flngge  das  Schiff  führt.  Auch  wenn  der  Thätcr 
nielit  zur  Schiffsl)esatzung  gehört,  selbst  wenn  er  ein  Angehörigor 
des  Staates  ist,  in  dessen  Seegebiet  sich  das  Schiff  auf  liält,  welclier 
sich  nur  vorübergellend  an  Bord  beluidet,  ist  er  jener  Gerichts- 
barkeit und  jenen  Gesetzen  unterworfen ;  es  bleibt  aber  in  soklien 
Fällen  dem  Befehlshaber  des  Kriegsscliiffes  unbenonunen,  ihn  iler 
fremden  Justiz-  oder  Pohzeibehörde  zur  Strafverfolgung  zu  über- 
weisen.    »Jedenfalls   wird    sich   für  die  meisten  Fälle   schon   aus 


"«)  Droit  intern.,  II,  §§  6U  ff.;  Dict.  II,  S.  11  ff. 

"0  PniLLiMORE  a.  a.  0.  I,  §  348. 

"*)  Ferguson  a.  a.  0.  I,  §  109  bemerkt:  „Public  vcssels  aro,  by  virtoe 
of  tbeir  cbaracter,  exempt  from  all  local  Jurisdiction,  also  with  reixani  to  actions 
bn)u<,'lit  re^arding  collision  and  salvage  claiuis.  Any  sucb  claini  niust  Ix' 
cxaniined  and  decided  by  tbc  representative  of  tbe  forei^n  State  to  wbich  tlie 
Public  vessel  belongs."  von  Bar  a.  a.  0.  §  130:  „Fremde  Kriejrsscbiffe  können 
nie  mit  Arrest  belegt  werden.* 
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Opportunitätsrücksichten  eine  solche  Ueberweisung  empfehlen, 
namentlich  wenn  zu  der  Besorgniss,  dass  eine  entsprechende  Sühne 
nicht  erfolgen  werde,  kein  Anlass  vorliegt. 

Hier  tritt  der  Charakter  der  vollen  Exterritorialität  der 
Kriegsschiffe  der  beschränkten  Exterritorialität  der  Wohnung 
eines  Gesandten  gegenüber  besonders  scharf  hervor.  Diese  Wohnung 
ist  Inland  und  eine  in  derselben  begangene  Strafthat  gilt  als  im 
Ldand  verübt  und  unterhegt  der  inländischen  Jurisdiktion,  selbst 
wenn  der  Thäter  Ausländer  ist,  falls  er  nicht  etwa  zu  den  per- 
sönlich Eximirten  gehört  ^*^). 

3.  Die  Anerkennung  eines  Asylrechts  an  Bord  der  Kriegs- 
schiffe ist  eine  unmittelbare  und  nothwendige  Konsequenz  ihres 
exterritorialen  Charakters.  Hat  ein  Verbrecher,  gleichviel  welcher 
Nationalität,  sich  an  Bord  eines  Kriegsschilfes  geflüchtet,  so  be- 
findet er  sich  auf  dem  Boden  des  Staates,  dessen  Flagge  dieses 
Schilf  führt  und  auf  welchem  eine  externe  Behörde  einen  aus  der 
Statitshoheit  emanircnden  Akt,  insbesondere  eine  Polizei-  oder 
Jurisdiktionsgewalt  nicht  ausüben  darf.  Die  Verfolgung  eines 
Flüchtigen  bis  auf  das  Schiff  ^iirde  ebenso  völkerrechtswidrig  sein, 
wie  eine  solche  Verfolgung  in  fremdes  Landgebiet  hinein.  Wird 
in  einem  derartigen  Falle  ein  Anspruch  auf  Ausheferung  erhoben, 
so  kommt  es  zunächst  darauf  an,  ob  zwischen  dem  Heimathsstaate 
des  Kriegsscliiffes  und  dem  Staate,  der  die  Auslieferung  fordert, 
ein  Auslieferungsvertrag  besteht.  Ist  das  der  Fall,  so  wii'd  dem 
Ersuchen  um  AusUefenmg  nach  Maassgabe  des  Vertrages  Folge 
zu  geben  sein.  Jedoch  ist  es  dem  Kommandanten  des  Ki-iegs- 
schiffes  unbenommen,  auch  in  Fällen,  welche  nicht  durch  Staats- 
vertrag vorgesehen  sind,  den  Flüchtling  von  Bord  zu  weisen  und 
der  Verfügung  der  Landesbehörde  zu  überlassen.  Ebenso  hängt 
die  Gewährung  des  Asyls,  falls  ein  Auslieferungsvertrag  zwischen 
den  betheiligten  Nationen  nicht  besteht,  ledigUch  von  dem  Er- 
messen des  Kommandanten  beziehungsweise  den  demselben  etwa 
ertheilten  Instruktionen  ab.  Die  Ausheferung  eigener  Staats- 
angehöriger an  eine  ausländische  Behörde  zur  Strafverfolgung 
wird  stets  abzulehnen  sein.  Im  übrigen  aber  wird  es  keinem 
Kommandanten,  der  fui'  dius  AVesen  der  internationalen  Beziehungen 
Verständniss  hat,  einfallen,  Verbrecher  fremder  Nationalität  unter 


^*«)  Pbrkls  a.  a.  O.  S.  111,  1J2. 
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den  Schutz  seiner  Flagge  zu  nehmen;  es  würde  dies  einen  Miss- 
brauch der  dem  Kriegsschiffe  erwiesenen  Gastfreundschaft  invol- 
viren  und  die  Verweisung  desselben  aus  den  Hoheitsgewässern 
Seitens  der  Territorialmacht  vollkommen  rechtfertigen  ^^^). 

Die  Territorialbehörde  darf  aber,  wenn  ihrem  Ersuchen  um 
AusHeferung  nicht  entsprochen  wird,  die  letztere  nicht  mit  Ge- 
walt durchzusetzen  suchen''**).  Anders  freilich  liegt  das  Ver- 
hältnisse wenn  etwa  in  dem  Falle  einer  Revolution  der  Kommandant 
eines  fremden  Kriegsscliiifes  das  letztere  zu  einem  Schlupfwinkel 
für  die  Aufständisclien  hergeben  wollte.  Es  wird  alsdann  der  in 
ihrer  Tntegi-ität  bedrohten  Regierungsgewalt  die  Befugniss  einer 
Zwangsaktion  gegen  ein  derartiges  völkerrechtswidriges  Verhalten 
nicht  versagt  werden  können.     Das  ist  aber,  wie  bereits  oben  (1) 


»*«)  VON  Bar  a.  a.  0.  §  154;  Ortolan,  a.  a.  0.  I,  S.  191  und  293  ff.  - 
Die  Queens  Rc^gulations  setzen  im  Act.  422  fest:  „1.  Sliips  in  the  ports  of  a 
foreign  country  aro  not  to  receive  on  board  persons,  although  they  niaj  be 
British  subjects,  seeking  refuge  for  the  pourpose  of  cvading  the  laws  of  the 
foreign  country  to  which  tliey  may  have  become  amenablc.  2.  During  |>olitical 
distnrbances  or  populär  tumnlts  refuge  may  be  afTorded  to  persons  flying 
from  imniinent  personal  danger.  In  sucli  cases  care  must  be  takon  that  tlic 
refugces  do  not  carry  on,  from  Her  Majesty^s  Sliips  correspondenee  with  tluMr 
Partisans,  and  the  earliest  opportun ity  must  be  taken  to  transfor  tliem  to  soine 
place  of  safety.  '.)  Except  in  extreme  cases,  passagcs  should  not  be  «jiven  to 
the  subjects  of  foreign  Governments.  4.  "Whenever  circumstances  may  iH*rrait. 
Naval  Officers  sliouhl  communicato  witli  Her  Majesty's  Diplomatie  or  Omsu- 
lar  Servants  on  the  spot,  before  taking  steps  for  the  reception  of  refugeis  on 
board  their  Ships."  Fast  genau  (Hesolben  Vorschriften  enthält  das  ital.  Regl. 
im  Anl.  29,  mit  dem  Zusatz :  „ma  una  volta  Fasilo  conci^so  esso  e  inviidabil»* 
e  va  difeso  come  l'onore  della  bandiera  nazionale" ;  im  Anl.  454  ist  aussenloin 
verordnet,  dass  politische  Fli'ichtlingo,  denen  eine  Zuflucht  bewilligt  ist,  keinerlei 
Kommunikation  mit  dem  Lande  haben  sollen,  damit  das  Schiff  nicht  konipn»- 
mittirt  werde. 

**^*)  Calvo,  droit  intern.  I,  §  617  bemerkt:  „Du  principe  qui  en  toute 
circonstance  exemj>te  les  navires  de  guerro  do  l'action  des  autorites  ainsi  qo<'  <le 
la  Jurisdiction  civile  et  criminelle  des  tribunaux  du  pays  etranger  oü  \h 
mouillent,  il  resulU^  quo  penetrer  a  leur  bord  par  force  est  une  violation  «le 
pavillon,  qui  peut  ontraincr  les  plus  graves  consequences  et  justifier  une  rupture 
de  relations  entre  deux  Etats."  —  Fikld,  a.  a.  0.  §  205  (Anm.  2)  hebt  henor: 
„le  droit  d'asile  d'une  nation  nc  s'etend  pas  seulement  a  son  territoire  m.ii.> 
a  tous  les  autres  lieux  places  sous  son  empire  exclusif"  und  kommt  hii'rn:ich 
zu  dem  Schluss:  „on  ne  pourrait  forcer  un  navire  de  guerre  a  li\Tcr  un  fugitif." 
S.  auch  VON  Bau  a.  a.  0.  §  154 ,  während  Fr.  von  Martkns  a.  a.  0.  S.  f-^^ 
ein  unbegrenztes  Asylrecht  nicht  anerkennt. 
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^ 
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egt  ist,  nicht  die  Ausübung  einer  Jurisdiktionsgewalt,  sondern 

is  Notlirechta  der  Selbstvertbeiiligiing  *'*'^). 

Zu  sehr  eingehenden  Erörterungen  liihrte  in  neuerer  Zi?it  die 
Frage  über  die  VerpHichtung  zur  Auslieferung  von  Sklaveiij  web-ln* 
sich  an  Bord  britischer  Kriegsschiffe  geflüchtet  haben,  während  des 
Aufenthaltes  der  k^tztt^ren  in  Häfen  solcher  Stimten,  in  weleheti 
der  Zustand  der  Sklaverei  zu  Keclit  besteht.  Dk*  Losung  iler  Fnigi» 
ist  Willig  nn:d)liiingig  von  einer  etwa  bestchenflen  Vereinbarung  über 
die  AusUefeiiing  von  Verbrecliern.  Es  ist  dabei  naraentlieh  zu  be- 
rücksichtigen, einerseits,  dass  die  persöuliche  Rechtsstellung  tänes 
Verbrechers  dadurch,  dass  es  ilim  gelungen  ist,  an  Bord  eines  frem- 
den Kriogsscliiftes  zu  gelangen,  in  keiner  Weise  alteriil  \^ird, 
während  nac-h  en^lisebem  Recht  Sklaven  mit  fleni  Augf^iiblick,  in 
welchem  nie  britischen  Botlen  betreten,  frei  werden,  und  anderer- 
S4^its,  dass  die  Ausheferung  einer  freien  Person,  gleichviel  welcher 

ationalität  sie  angehört,  zu  dem  Zweck  der  Wiederherstellung 
eines  fniberen  Zustandes  als  Sklaven  dem  Recbtsbewusstsein  der 
neueren  Zeit  völlig  zuwider  ist.  Dieser  Anschauung  hatt«'  anch 
ehedem  ilie  britische  Regierung  R^^chnung  getragen.  „It  Khould 
Ije  born  in  raind  that  if  a  slave  were  to  takt*  refuge  on  hoanl  a 
British  sliip  of  war,  it  will  «tili,  as  heretofore,  be  the  duty  of 
tlie  cai>tain  to  refuse  to  surrender  such  slave,"  schrieb  Tjord 
CtiA KENDON  in  einer  Note  vom  19*  Jiuii  1870  an  den  britischen 
Gesandten  in  Rio  rle  iFaneiro.  Heit  1870  begann  indessen  eine 
abweiehrodc  AuB'assiuig  sich  Bahn  zu  brechen.  In  einem  Schreiben 
vom  (>.  tJaiuiar  jenes  Jahres  an  die  Admiralität  missbilligt  das 
Auswärtige  Amtj  dass  die  Kommandanten  britischer  Kriegsschi JlV' 
die  Territoriidge Wässer  von  Mad:igaskar  unter  Mitnabun'  von 
SldaveUj  welche  dort  eine  Zuflucht  (in  Bord  gesucht  hatten,  ver- 
lassen hatten;  die  Beginindung  der  Erinnerung  kommt  diu*auf 
hinaus,  dum  die  Bewolmer  von  Madagaskar  i!n*es  legalen  Eigen- 
thnmes  nicht  beraulit  werden  lUirften.  Es  muss  Iderliei  lienu^rkt 
werden,  dass  Artikel  9  des  Vertrages  von  1865  zwischen  Gross- 
fnitannic^n  und  Madagaskar  In^stinnut:  „No  subject  of  the  Queen 
iii  Mailagaskai*  shall  be  permitted  to  embark  on  any  British 
ship,  exee{>t  such  ns  shall  have  reeeived  a  passport  fi-om  the  Ma- 
lagasy    antborities,**     Hiernach    durften    di*^    Kkluven    allerdings 


*")  S.  auch  FioRK  a,  a.  U,  I.  §§  537,  538. 
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nicht  an  Bord  zugelassen  werden.  In  den  Art.  147  und  148  der 
Befehle  der  ostindischen  Station  von  1871  wird  auf  Grund  der 
Entscheidung  des  auswärtigen  Amtes  den  Kommandanten  die 
AusUeferung  der  an  Bord  ihrer  Schiffe  geflüchteten  Sklaven  an 
die  Eigenthümer  anbefohlen.  Abweichend  davon  erklärt  zwar 
die  Regierung  von  Bombay  in  einem  Erlass  vom  29.  November 
1871:  TjThe  Commanders  of  British  men-of-war  would  not  onlj 
be  authorised  in  refusing  to  surrender  a  slave  who  has  found 
refuge  on  board  bis  vessel,  but  would  incur  very  serious  legal 
responsibility  if  he  in  any  way  attempted  to  coerce  that  slave  to 
retum  to  bis  master;"  aber  in  einem  späteren  Erlass  vom  7. 
Januar  1874  spricht  auch  die  indische  Regierung  die  Verpflich- 
tung zur  AusUeferung  auf  desfallsiges  Ansuchen  aus.  Schliesslich 
behandelte  die  Admiralität  die  Angelegenheit  in  zwei  eingehenden 
Cirkularverfugungen  vom  31.  Juli  und  vom  5.  December  1875, 
nach  welcher  flüchtige  Sklaven  nur  unter  ganz  besonderen  Um- 
ständen an  Bord  britischer  Kriegsschiffe  zugelassen  werden  solleu, 
und  in  welchen  gleichzeitig  die  Auslieferung  auf  Ansuchen  oder 
die  Ausweisung  ohne  ein  solches  nach  Maassgabe  der  Umstände 
angeordnet  wird^*^). 

Wir  sehen  hier  von  einem  näheren  Eingehen  auf  die  Bericlite 
und  Vorschläge  der  bereits  erwähnten,  im  Jahre  187H  eingesetzten 
Royjil  conimission  on  fugitive  slaves  ab  und  weisen  nur  auf  die 
in  demselben  Jahre,  unter  Aufhebung  aller  fniheren  Instniktioneu 
erlassene  Anweisung  für  die  Befehlshaber  der  britischen  Marine 
hin,  welche  denselben  einen  gewissen  Spieh-aum  lässt  ***). 

»"J  Perkls  a.  a.  0.  S.  117  ff. 

*")  Dieselbe  lautet  nach  der  Fassung  in  den  Queens  Regulations  §  422: 

1.  In  anj  case  in  which  a  fugitive  slave  has  been  recieved  on  board  a 
British  Man-of-War  and  taken  under  the  protection  of  the  British  flag,  wether 
within  or  beyond  the  territorial  waters  of  any  State,  no  demand  niade  for  bis 
surrender  on  the  ground  of  slavery  is  to  be  adniitted  or  entertained. 

2.  It  is  not  intended,  nor  is  it  possible,  to  lay  down  any  precise  or 
general  rule  as  to  the  cases  in  which  a  fugitive  slave  is  to  be  so  recieved. 
Conimanding  Officers  will  be  guided  by  considerations  of  humanity.  and  these 
considerations  must  have  füll  effect  given  to  them  whetlier  the  ship  is 
on  the  high  seas  or  within  the  territorial  waters  of  a  State  in  which  slaver)' 
exists;  but  in  the  latter  case  the  Captain  ought,  at  the  sanie  tiine,  to  avoid 
conduct  which  may  appear  to  be  a  breach  of  international  comity  and  good  faith. 

3.  If  any  iierson,  within  territorial  waters,  clalms  your  protection  on  the 
ground  that  he  is  kept  in  slavery  contrary   to  Treaties  with  Great  Britain, 
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_  m.  Persönliche   Exemtionen. 

Es  hjujJelt  sicli  um  die  Befugiiiss  zur  Ausübung  einer  Jiins- 
diktitwisgewalt  liher  solche  zur  Besatzuufi^  eines  in  einem  fremden 
Hafen  belindliclieu  Knegssehiftes  gehörigen  Personen,  welche  sich 
während  ihres  Aufenthaltes  am  Lande  gegen  die  dort  geltenden 
Gesetze  vergehen,  seitens  der  Territorialhehörde,  in  erster  Linie 
um  flie  Zulassung  ihrer  Veriudlung.  Dass  eine  Festnalime  nicht 
ßtattliaft  ist,  sobald  es  dem  Betreffenden  gelungen  ist,  an  Bord 
in  ein  Boot  des  Kriegsschiffes,  welchem  er  angehortj  oder 
i€s  anderen  Kriegsscliiffes  derselben  Flagge  zu  gelangen,  kann 
mit  Riieksicht  auf  die  reale  Exterritorialität  des  Kriegsschiffes 
und  der  zu  demselben  gehörigen  Boote  nicht  zweifelhaft  sein. 
Aber  auch  während   der  Zeit,    in    welcher  sich  ehi  solches  Indi- 

Svidüum  am  Lande  befindet,    erscheint  Festnahme  durch  die  Lan- 
des- oder  Ürtsbehörde  nicht  unter  allen  Umständen  zulässig,  son- 
dern man  wird    unterscheiden    müssen,    ob    der  Betreffende  sich 
dieustbdi  oder  auäsertücnstlich  am   Laude  beflndet  ^^^). 
a 


I 


K 


he  »höuld  be  reeeivcd  until  the  trotli  of  bis  atatenient  is  examinerl  int<>.  This 
ciaminatiüiv  sboyltl  be  made.  if  poasible^  after  commuiucatioii  witb  uearest 
BriUwb  Consular  autority,  and  be  sboultl  he  gaicJed  tu  bis  äubsequetit  proc<?e- 
dings  by  tbe  reault. 

4.  A  special  rriport  is  to  be  iimde  of  «very  €aae  uf  a  fugitive  slave  received 
ün  board  Hbip. 

*)  Auf  diese  üuterscheidvjnj^  wird  von  den  ineisteB  Pubbziäten  kein 
Gewicht  gelegt,  sondern  die  Zulässigkeit  der  Vt'rbaJtmig  und  Htrafverfolgang 
Bl8  Grund  hat/,  aufgestellt.  Ha  bei  ÜRTOtAN  a.  a.  0.  1,  S,  2ü8  ff,,  nuinentlleh 
S.  3i»ii,  PiULLiMORE  a.  a.  U.  J,  §  :M6.  KoKNlo  a.  a.  0,  §  6^^  eraebtet  die 
Berei'btigun^'  der  Unt^rsdieidnng  für  zweifelbaft.  HATtnuRGF;«  (Der  strafreebt- 
liebe  BegrilV  ^Ihlaiid"  und  seine  Boziehnngen  20m  Vülkerredit  und  8taatarecbt 
S.  12ö)  liält  Äwar  den  dienstüclien  und  nielitdiefistlichen  AufentbaJt  am  Laude 
auseinander,  sjiebt  aber  daraus  keine  ganss  antreffenden  Folgerungen.  8.  ferner 
DB  Neoein,  Tratado  elemtriitiil  de  dereebo  internacional  maritiino,  §  111. 
KBNAtJLT  (Uevne  de  dr*dt  intern.  Bd.  14,  8.  78)  bemerkt  mit  Bemg  auf  ilie 
Extern timalität  fremder  Kijegsschiffe  in  franztiabchen  Gewässern:  ^cette  ex- 
territorial lU*  aftVanehit  de  la  jnfiadiction  lücale  le  na?ire  Ini-meme  et  les  faita 
qui  s'y  pa^sent,  non  hs  peraunn*^  attaebees  a  ce  navire  et  qui  ponrraieut  com- 
metre  des  infractions  au  debors.  Cent  ce  qu*a  juge  la  cour  de  casaatiun  le 
:4,  fevrier  iMtlH,  en  cassant  une  deeisiun  du  tribvmal  Hupurienr  de  iSatgon  qoi 
i*etait  declare  incompetent  ponr  connaitre  du  delit  de  rebellion  inipute  a  on 
niarin  anglaia.  iippartenant  a  ane  ciirvctte  monillee  dans  le  port  de  Saigon  et 
desctsndu  a  terre,     L'arret  »e  bome  a  rappeler  le  principe  de  Tart.     2  flu  C*jde 

Arckir   for  öff'eDiliubeif  Ufitilil  1.  4.  Vs 
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1.  Personen  von  der  Besatzung,  welche  sich  in 
dienstlichen  Funktionen  am  Lande  befinden,  bleiben 
für  die  Dauer  ihres  dienstlichen  Aufenthaltes  daselbst,  sofern  ein 
solcher  nicht  etwa  von  der  fremden  Staatsgewalt  überhaupt  unter- 
sagt worden  war,  der  Jurisdiktion  und  den  Gesetzen  ihres  Hei- 
mathsstaates  unterworfen.  Denn  die  ihnen,  sei  es  ausdrücklich 
sei  es  stillschweigend,  ertheilte  BewiUigung  zum  Aufenthalt  in 
dienstUcher  Funktion  am  Lande  gilt  nach  allgemeiner  völkerrecht- 
licher Regel  als  gegeben  unter  dem  Verzicht  auf  die  Ausübung 
einer  Jurisdiktions-  oder  Polizeigewalt  *^^).  Es  gilt  dieser  Grund- 
satz für  einzelne  Individuen  ebensowohl  wie  für  ganze  Ab- 
theilungen. Die  Voraussetzung  der  Exemtion  ist  aber,  dass 
solche  Personen  oder  Abtheilungen  sich  nach  Maassgabe  der 
zugestandenen  Bewilligung  verhalten,  also  namentlich  nicht 
etwa  solche  Theile  des  fremden  Staatsgebietes  betreten,  die 
ihnen  ausdrücklich  untersagt  worden  sind;  femer  hört  die  Exem- 
tion auf  für  Lidividuen,  welche  von  ihrer  Abtheilung  abgekommen 
sind.  Als  abgekommen  in  diesem  Sinne  sind  aber  nur  solche  za 
betrachten,  die  der  thatsächhchen  Autorität  ihrer  Vorgesetzten 
entzogen  sind.  Im  übrigen  kann  die  Regel  kraft  des  Rechts  der 
Sell)sthülfe  eine  Ausnahme  erleiden,  wie  dies  ja  auch  hinsichtlich 
des  Grundsatzes  von  der  Exemtion  der  Kriegsschiffe  selbst  der 
Fall  ist  1^«). 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  solche  Leute  nicht  der 
Strafverfolgung  überhaupt  entzogen  werden  sollen.  Vielmehr  wd 
cUese  nach  Maassgabe  der  Gesetze,    unter   welchen    das    Kriegs- 


civil  et  c'etait  süffisant."  Art.  3  cit.  bestimmt:  „Les  lois  de  police  et  de  süret^ 
oblif^ent  tous  ceux  qui  habitent  le  territoire." 

^6ö)  FoELix  a.  a.  0.,  §  547  konstatirt  als  einen  Grundsatz  des  Völker- 
rechts :  „Le  militaire  sous  les  drapeaux  ou  cn  activite  de  ser?ice,  qui  se  trouve 
dans  un  pays  etranger,  est  considere  commc  ^tant  dans  sa  patrie;  par  suite, 
meme  lors([u'il  est  dans  un  pays  ami  ou  neutre,  les  crimes  ou  delits  dont  il 
sVst  rcndu  coupable  scront  punis  corame  s'il  les  avait  coramis  dans  sa  patrie." 
—  Von  Bab  a.  a.  0.,  §  145  erkennt  diese  Eogel  nur  unbedingt  an,  sofern 
es  sich  um  strafbare  Handlungen  gegen  Kameraden  oder  Vorgesetzte,  gegen 
die  Heeresordnung  oder  gegen  den  eigenen  Staat  handelt;  soweit  das  nicht  der 
Fall  sei,  müsse  in  Ermangelung  eines  besonderen  Vertrages  Prävention  eut- 
scheiden.  —  S.  auch  Fiore  a.  a.  0.,  I.,  §  539  g.  in  Verbindung  mit  §§  M3 
und  517. 
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schiff  steht,  herbeizuführen  sein  '*^),  und  es  wird  von  dem  Ergeb- 
niss  der  Untersuchung  der  fremden  Behörde,  falls  von  derselben 
das  Ersuchen  um  Strafverfolgung  gestellt  ist,  auf  einem  den 
Verhältnissen  entsprechenden  Wege  Kenntniss  zu  geben  sein. 

2.  lieber  Personen  von  der  Besatzung,  welche  sich  ausser- 
dienstlich  am  Lande  befinden,  ist  die  fremde  Staatsgewalt  berech- 
tigt, die  Jurisdiktions-  und  Polizeigewalt  in  vollem  Umfange  aus- 
zuüben, gerade  wie  über  andere  Ausländer,  welche  nicht  nach  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  Grundsätzen  die  Befreiung  von  der- 
selben zu  beanspruchen  haben.  Die  Praxis,  beruhend  theils  auf 
üpportunitätsrücksichten,  theils  auf  Konnivenz,  stellt  sich  aber 
so,  dass  vielfach  von  jener  an  und  für  sich  völlig  unbestreitbaren 
Befugniss  kein  fxebrauch  gemacht  wird;  namentlich  pflegen  solche 
Personen,  wenn  sie  sich  einer  Straflhat  geringfügiger  Art  gegen 
die  Gesetze  dos  fremden  Landes  haben  zu  Schulden  kommen 
lassen,  nur  vorläufig  festgenommen  und  unter  Mittheilung  des 
Sachverhaltes  ihrem  Kommandanten  zur  Strafverfolgung  übergeben 
zu  worden,  und  es  wird  in  derartigen  Fällen  die  Pflicht  des  letz- 
teren sein,  soweit  die  Gesetze  seines  Landes  es  zulassen,  die 
Strafverfolgung  in  die  Wege  zu  leiten  und  von  dem  Ausgange 
derselben  der  fremden  Behörde  Kenntniss  zu  geben.  Hat  die 
fremde  Staatsgewalt  nicht  etwa  ausdrücklich  oder  durch  kon- 
kludente Handlungen  auf  die  Strafverfolgung  ilirerseits  verzichtet, 
so  würde  sie  auch  befugt  sein,  ein  solches  Individuum,  welches 
sich  einer  strafbaren  Handlung  gegen  die  Gesetze  des  Landes 
schuldig  gemacht  hat  und  welchem  es  gelungen  ist,  an  Bord  des 
Kriegsschiifes  zu  entkommen,  zu  dessen  Besatzung  es  gehört, 
sobald  es  wieder  an  Land  betroffen  wird,  festnehmen  und  von 
dem  zuständigen  Gericht   des  Landes    abui-theilen  zu   lassen  '•'•*). 

In  allen  Fällen  ist  es  die  Pflicht  der  Behörde,  welche  eine 
Person  von  der  Besatzung  eines  fremden  Kriegsschiffes  hat  fest- 


»")  Perkls  a.  a.  0.,  S.  114. 

^'^*)  Das  Deutsche  Militärstrafgesetzbucli  giebt  eine  Garantie  dafür  durch 
die  Vorschrift  des  §  7  in  Verbindung  mit  den  §§  102  und  163,  wonach  von 
den  zur  .Besatzung  S.  M.  Schiffe  gehörigen  Personen  im  Auslände  begangene 
strafbare  Handlungen  ebenso  bestraft  werden  sollen,  als  wenn  diese  Handlungen 
Ton  ihnen  im  Bundesgebiete  begangen  waren. 

»»•)  Pkrkls  a.  a.  0.,  S.  114,  115. 

47* 
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nehmen  lassen  und  die  Strafverfolgung  gegen  sie  einleitet,  hier- 
von baldthunlichst  auf  geeignetem  Wege  den  Kommandanten 
dieses  Schiffes,  unter  Mittheilung  des  Gegenstandes  der  Anschul- 
digung; in  Kenntniss  zu  setzen,  und  letzterer  wird  wiederum  ent- 
weder direkt  oder  durch  Vermittelung  des  Konsuls  bezw.  des 
diplomatischen  Vertreters  seines  Souveräns  dahin  zu  wirken  haben, 
dass  dem  Angeschuldigten  eine  angemessene  Behandlung  zu  Theil 
werde  und  dessen  Interessen  nach  allen  Richtungen  hin,  nament- 
lich auch  durch  Zuordnung  eines  Vertheidigers,  wahrgenommeD 
werden  **®). 


*•<»)  PmLLiMORB  a.  a.  0.,  I.,  §  346;  Pkrkls  a.  a.  0.,  S.  112,  Aomerkg.  I. 


Quellen  und  Entscheidungen. 


Aus  der  Spruchpraxis  des  Bundesamts  für  das 
Heimathwesen. 

Mitgetheilt  von  dem 
Geh.  Regierungsrath  Dr.  Ejeiech, 

Mitglied  des  Bandesamts  ffir  das  Heimathwesen. 

1.  Zur  Auslegung  der  §§  11  und  23  Abs.  3  ü.  W.  G. 
Die  §§11  und  23  stellen  in  dem   entsprechenden  Absatz  3  eine  prae- 
sumtio  juris  et  de  jure  auf,  indem  sie  bestimmen: 

Wo    für    ländliches    oder   städtisches   Gesinde,   Arbeitsleute, 
Wirthschaftsbeamte,  Pächter  oder  andere  Miethsleute  der  Wechsel 
des  Wohnorts  zu  bestimmten,  durch  Gesetz  oder  ortsübliches  Her- 
kommen festgesetzten  Terminen  stattfindet,   gilt  der  übliche  üm- 
zugstermin  als  Anfang  des  Aufenthalts    (bezw.  der  Abweseulicit) 
sofern  nicht  zwischen  diesen  Terminen  und  dem  Tage,  an  welchem 
der  Aufenthalt  (bezw.  die  Abwesenheit)  wirklich  beginnt,  ein  mehr 
als  siebentägiger  Zeitraum  gelegen  hat. 
Es  ist  streitig,  ob  diese  Vorschrift  auch  dann  Anwendung  findet,  wenn 
vertragsmässig  ein  anderer,    als    der  gesetzliche  oder  ortsübliche  Um- 
zugstermin  für  das  Anziehen  des  Gesindes  vereinbart  ist.     Das  Bundesamt 
hat  diese  Frage  in  bejahendem  Sinne  entschieden,  indem  es  in  dem  Urtheil 
vom  31.  October  1885  (in  Sachen  Rotzog  contra  Pollnow)  ausführt: 

„Die  erwähnten  gesetzlichen  Vorschriften  enthalten  schon  nach  ihrem 
Wortlaute  eine  allgemein  gültige  Regel,  von  welcher  eine  Ausnahme  für  den 
Fall,  dass  ein  anderer,  als  der  übliche  Umzugstermin  vertragsmässig  fest- 
gesetzt worden,  nicht  gemacht  ist.  „Wo  .  .  .  der  Wechsel  des  Wohnortes 
zu  bestimmten,  durch  Gesetz  oder  ortsübliches  Herkommen  festgesetzten 
Terminen  stattfindet,"  soll  der  übliche  Umzugstermin  entscheiden;  davon 
läset  das  Gesetz  nur  Eine  Ausnahme  zu,  sofern  nämlich  zwischen  dem  üb- 
lichen und  dem  thatsächlichen  Umzugstermine  ein  mehr  als  siebentägiger 
Zeitraum  liegt.  Andere,  mit  keinem  Worte  angedeutete  Ausnahmen  in  das 
Gesetz  hineinzutragen,  erscheint  von  vom  herein  unstatthaft.  Insbesondere 
aber  kann  es  nicht  als  eine  stillschweigende  Voraussetzung  angesehen  werden, 
dass  die  Bestimmung  nicht  zur  Anwendung  kommen  solle,  wenn  ein  von  dem 
üblichen  abweichender  Umzugstermin  zwischen  den  Parteien  verabredet  ist. 
Wäre  dies  die  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen,  so  hätte  es  nahe  gelegen, 
die  Fassung  der  Schleswig-Holstein'schen  Armenordnung,  aus  welcher  die 
Vorschrift  herübergenommen  ist,  beizubehalten.  Hier  heisst  es:  „wenn  der 
Miethskontrakt  von  einem  Dienstwechsel  zum  anderen  geschlossen  war;** 
dadurch  war  die  Anwendimg   von  dem  Umstände  abhängig  gemacht,    dass 
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der  Vertrag  selbst  den  üblichen  Umzugstermin  festhielt.  Im  GegensaUe 
dazu  stellt  das  Reichsgesetz  als  Vorbedingung  lediglich  die  von  dem  Willen 
der  Betheiligten  ganz  unabhängige  Thatsache  hin,  dass  der  Wechsel  zu  be- 
stimmten, durch  Gesetz  oder  Herkommen  festgesetzten  Terminen  „stattfindet*. 
Nur  auf  diese  Weise  konnte  auch  der  beabsichtigte  Zweck  erreicht  werden; 
es  sollte  eine  praesumptio  juris  et  de  jure  aufgestellt  werden,  wonach  der 
Umzug  ohne  Zulassung  des  Gegenbeweises  als  am  üblichen  Termine  geschehen 
zu  betrachten  ist,  es  sei  denn,  dass  die  Gegenpartei  beweisen  kann,  es  habe 
ein  grösserer,'  als  ein  siebentägiger  Zwischenraum  zwischen  dem  gesetzlichen 
Termine  und  dem  wirklichen  Umzüge  gelegen  (Bede  des  Bnndeskommiuan 
in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  16.  Mai  1870;  stenogr.  Bericht  S.  929). 
Liesse  man  aber  eine  Ausnahme  für  den  Fall  zu,  dass  kontraktlich  ein  ab- 
weichender, innerhalb  des  siebentägigen  Zeitraumes  liegender  Termin  aas- 
gemacht ist,  so  würde  man  wieder  in  Streitigkeiten  und  um&ngreiche  Be- 
wcisverhandlungen  gerathen,  welche  der  Gesetzgeber  ausgesprochenermassen 
hat  abschneiden  wollen.'' 

Aus  gleichen  Gründen  ist  von  dem  Bundesamte  die  Vorschrifi  der 
§§  11  und  23  Abs.  3  auch  in  solchen  Fällen  angewendet  worden,  in  denen 
der  Gesindevertrag  erst  nach  dem  Tage  des  gesetzlichen  oder  ortsüblichen 
Umzugstermin  abgeschlossen,  in  denen  also  das  Anziehen  zu  diesem  Termine 
unmöglich  war,  vorausgesetzt  natürlich,  dass  der  thatsächliche  Zuzog  imle^ 
halb  des  siebentägigen  Zeitraumes  erfolgt  ist  (Urtheil  v.  8.  März  1884  in 
Sachen  Stralsund  contra  Garz). 

2.  Die  Selbständigkeit  der  böslich  verlassenen  Ehefrau  nach  §  17 
U.W.G.  ist  unabhängig  von  der  Fähigkeit  derselben,  selbständig 
einen  Unterstützungswohnsitz  zu  erwerben  oder  zu  verlieren. 
Die  Bedeutung  der  Selbständigkeit  einer  Ehefrau  in  armenrechtlichem  Sinne 
ist  in  der  in  diesem  Archiv  S.  209.  210  mitgetheiltcn  Entscheidung  des  Bundes- 
amts entwickelt.  Sie  wird  begründet  in  den  Fällen  des  §  16  U.  W.  G.  durch 
die  rechtliche  Auflösung  der  Ehe,  unter  den  Voraussetzungen  des  §  17 
durch  die  thatsächliche  Aufheinmg  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft 
Älit  diesem  Zeitpunkt  hört  der  Ehemann  auf,  im  armenrechtlichen  Sinne 
Familieno])erhaupt  zu  sein ;  die  durch  §  15  begründete  Theilnahme  der  Ehe- 
frau an  den  Unterstützungswohnsitzverhältnissen  des  Ehemanns  cessirt.  Die 
Ehefrau  behält  den  in  jenem  Zeitpunkt  für  sie  begründeten  Unterstützungs- 
wohnsitz als  ihren  eigenen  bei.  Der  Verlust  desselben  und  der  Erwerb 
eines  andern  kann  in  der  Folgezeit  nur  aus  ihrer  Person  beurtheilt  werden. 
Ob  sie  nach  §§  10  ff.  22  ff.  zum  Erwerb  eines  andern  Unterstützungswohn- 
sitzes oder  zum  Verlust  des  in  dem  Zeitpunkt  der  Trennung  von  ihrem 
Ehemann  begründeten  Unterstützungswohnsitzes  befähigt  ist,  hat  mit  der 
nach  §  17  begründeten  Selbständigkeit  nicht«  zu  thun.  Letztere  tritt  von 
selbst  ein  mit  dem  Fortfall  der  Eigenschaft  des  Ehemannes  als  Familien- 
haupt. Das  Alter  der  böslich  verlassenen  u.  s.  w.  Ehefrau  ist  dabei  elvenso 
gleichgültig,  wie  bei  unter  24  Jahre  alten  Kindern,  welche  durch  den  Wegfall 
des  parcns  in  armenrechtlichem  Sinne  ebenfalls  selbständig  (sui  juris)  werden. 
Das  Bundesamt  hat  demgemäss  in  dem  Urtheil  vom  17.  October 
1885  (in  Sachen   Lübben  contra  Hannover)    die  Ausführung  des  Berufung?- 
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klagen,  dass  §  17  nur  sur  Aiiwentluug  gelangten  könne,  wenn  die  Aefria 
Bitm  selbatändigeo  Erwerbe  uud  Verluste  eines  UnieratiitzuDpwolinBitÄes 
fähig,  also  über  24  Jahre  alt  sei^  iiir  iinbL^gründot  crkläH.  „Der  umstand» 
das»  die  selbständig,  d.  li.  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
HutzungswohndtzeB  von  Lbrem  Ebemaim  unabhängig  gewordene  Ehefrau  noch 
lu^ht  dasjenige  Alter  erreicht  hat,  welches  Itir  den  Beginn  de»  Erwerbes 
des  Uülerstiitstungswohnsitzes  durch  Aufenthalt,  be»w.  des  Verluste««  desselben 
doTüh  Abwesenheit  naeh  §§  10  und  22  a.  a.  O,  erforderlich  ist,  hat  nur  die 
Folge,  dasB  bis  zu  diesem  Zeitpimkt  der  Beginn  der  zweijährigen  Erwerbs- 
bcaEW»  Verlustfrist  auBgeschlossen  ist,** 

0.  Unter  welchen  Voraussetzungen  ist  ein  Anspruch  auf  Ersatz 
von  Transportkosten  begründet,  wenn  ein  vorheriges  Eiu- 
verständniss  bezuglichdcr  Uebornahme  eines  Hülfabedürftigen 
nicht  stattgefunden  hat? 

Der  Ortaarmen verband  Guttatadt  hatte  dem  Arbeiter  M.,  dessen  Unter- 
atütÄungswohnsitz  in  Modtken  war,  Ki^ankenpflege  augedeihca  laasen.  Als  M. 
soweit  wieder  hergestellt  war,  dass'er  weiterer  ärztlicher  Behandlung  nicht  mehr 
bedurfte j  wurde  der  0,'A.-V.  Modtkcn  aufgefordert,  den  M.,  der  den  weiten 
Weg  zu  Fuss  zuriick/ulcgeu  nocli  nicht  im  Stande  war,  per  Wagen  abholen 
EU  lassen.  Modtken  leimte  dies  ab.  Das  Landrathsamt  zu  Neidenburg  gab 
dem  O.-A.-V.  Outtstadt  auheim,  seinerseita  dco  M.  nach  Modtken  transpor- 
Liren  zu  lassen  und  die  Kuston  beim  letzteren  Armen  verbände  zu  liquidircn. 
Dies  geschah,  —  Vom  ersten  Richter  wurde  der  ErBtattungsanspnich  ab- 
gewieaeiii  weil  nicht  dargclhan  sei,  daaa  Modtken  die  Ucborfiihrung  des  M. 
beantragt  habe,  ohne  einen  solchen  Antrag  der  Kläger  (outtstadt)  aber 
nicht  berechtigt  gewesen  sei^  den  Transport  dt^a  M.  für  Rechnung  des  Be- 
klagten zu  bewirken.  Das  Bundesamt  rcprobirtc  in  dem  Urthcil  vom 
31.  Octobcr  1885  diesen  Entscheidnngsgrund. 

^Wenn  auch  niit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  im  %  Ö  Abs,  2  des 
Freizügigkeitsgesetitea  davon  auszugehen  ist,  dass  ein  vorläufig  unterstützen- 
der Annenvcriiand  eigenmächtig  —  und  sogar  gegen  den  Willen  des  end- 
gültig türsorgep  nichtigen  Armen  Verbandes  —  dem  Letzteren  eine  von  ihm 
unterstützte  Person  nicht  zuftihren  soll»  so  Ist  doch,  nachdem  die  Ueber- 
führung  thatsächlich  zur  Ausführung  gelangt  ist,  uud  es  sich  lediglich  um 
die  Frage  handelt,  welchem  ArmenverbandQ  die  Kosten  zur  Last  fallen, 
nicht  sowohl  die  den  Schutz  der  auszuweisenden  Person  betrelfende  Vor- 
schrift des  §  6  des  Freiziigigkeitsge setze s  entscheidend,  als  vielmehr  die  für 
dos  Verhältniss  der  Armen  verbände  massgebenden  §§  31,  39.  58  des 
Unterstütz  urigswohnsitzge  setz  CS.  Liegen  danach  lUo  Voraussetzungen  vor, 
unter  denen  der  endgültig  fursorgei>tlichtigo  Armenverband  zur  Ifeboruahme 
des  Hülfsbedürftigen  verpflichtet  war,  so  kann  er  sich  auch  der  Erstattung 
der  noth wendigen  Uebertührnngskostcn  mcht  entziehen.  Denn  diese 
Kosten  wüi'den  ihm  selbst  entstanden  sein,  wenn  er  seiner  Uebemahmepflicht 
genügt  hätte  (vgl  Entscheidungen  Xu  S.  101.  102).^ 

4,  Der  Armenverband  des  Aufenthaltsorts  kann  die  Uebernahmc 
eines  Familienhauptes  auch  dann  v  er  lau  gen  ^  wenn  bisher 
nicht    er    selbst,    sondern     ein     anderer    Armenverband    sich 
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der  Unterstützung  unterzogen  hat,  möge  diese  Unterstütsang 
dem  Auszuweisenden  auch  nur  in  der  Person  seiner  Kinder 
gewährt  sein. 

Das  Bundesamt  hat  diesen  in  feststehender  Praxis  befolgten  (rrond- 
satz  in  dem  Urtheil  vom  24.  October  1885  in  Sachen  des  Landarmen- 
Verbands  der  Provinz  Schlesien,  Beklagten  und  Beruf ungsklägers,  wider  den 
Ortsarmenverband  Berlin,  Kläger  und  Berufiingsbeklagten,  gegenüber  den 
Ausführungen  des  Beklagten  aufrecht  erhalten  und  begründet. 

Der  unstreitig  landarme  Wachtmeister  S.  verstarb  im  März  1884  zu 
Stricgau.  Dort  wurden  seitdem  zwei  Töchter  desselben  (9  und  7  Jahre  alt) 
auf  Kosten  des  Beklagten  unterhalten.  Die  Mutter  derselben,  Wittwe  S., 
lebt  in  Berlin,  und  ernährt  sich  dort  als  Näherin.  Nur  einmal  hat  sie  vom 
Kläger  bei  zeitiger  Arbeitslosigkeit  unterstützt  werden  müssen.  Der  Klager 
hat  von  dem  Beklagten  die  Uebemahmc  der  Wittwe  S.  verlangt,  weil  dieselbe 
bei  der  ihren  Töchtern  gewährten  und  noch  auf  lange  Zeit  zu  gewährenden 
Unterstützung  dauernd  hülfsbodürftig  sei.  In  dem  Urtheile  wird  ausgeführt : 
„Wenn  der  Beklagte  davon  ausgeht,  dass  nach  den  Vorschriften  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes Niemand  nur  deswegen  ausgewiesen  werden  köime,  weil  seine 
Angehörigen  anderwärts  der  Armenpflege  anheimgefallen  seien;  und  dass 
der  §  5  a.  a.  O.  der  Gemeinde  nur  dann  ein  Recht  der  Ausweisung  gebe, 
wenn  der  Angezogene  selbst  oder  seine  gleichfalls  „angezogenen**,  „seinen 
Aufenthalt  theilcnden",  Familienmitglieder  in  einen  Zustand  dauernder 
Hülfsbcdürfbigkeit  verfallen  seien,  welche  thatsächlich  zu  einer  öffentlichen 
Unterstützung  geführt  habe,  —  so  trägt  er  in  die  Vorschriften  der  §§  4 
und  5  a.  a.  0.  eine  Beschränkung  hinein,  welche  dieselben  nicht  enthalten. 
Der  §  4  spricht  von  den  „nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen"  eines  „neu  An- 
ziehenden** (Familicnliauptes)  schlechthin,  ohne  zu  unterscheiden,  ob  sie  mit 
augezogeu  sind  oder  nicht.  —  Und  mit  Recht.  Denn  die  Familie  gehört 
zusannnen,  die  Familienglieder  dürfen  vom  Familienhaupt  nicht  getrennt 
werden,  das  Fainilienhaupt  zieht  die  Familienglieder  nach  sich ;  und  die  Ge- 
meinde, welche  dem  Familienhaupt  den  Aufenthalt  gewährt,  kann  dassell>e 
nicht  verhindern,  seine  Angehörigen  bei  sich  aufzunehmen,  sofern  letzteren 
nicht  etwa  nach  §  3  a.  a.  0.  der  Aufenthalt  versagt  werden  kann.  Der  An- 
zugsgeuieiude  muss  daher  das  Recht  zustehen,  das  Familienliaupt  abzuweisen, 
wenn  es  nicht  im  Staude  ist,  die  ihm  angehörigen,  nicht  arbeitsfähigen  Fa- 
milienglieder zu  erhalten,  mögen  letztere  sich  aufhalten,  wo  sie  wollen.  — 
Das  Recht  der  Freizügigkeit  ist  für  das  Familienhaupt  nicht  vorhanden, 
wenn  es  nicht  auch  seinen  Angehörigen  den  nothdürftigen  Lebensunterhalt  zu 
beschaflen  vermag,  insbesondere  wenn  letztere  von  irgend  einem  Amleuve^ 
bände  unterstützt  werden  müssen  (§  1  Abs.  2,  §  4  a.  a.  0.).  —  Beruht  dieses 
Unvennögen  —  wie  im  vorliegenden  Falle,  —  auf  anderen  Gründen,  als 
einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit  des  Familienhauptes,  so  ist 
sowohl  das  Recht  der  Aufenthaltsgemeinde,  dem  Familienbaupte  die 
Fortsetzung  des  Aufenthalts  zu  versagen,  begründet,  als  auch  die  Uebemalimc- 
pflichtdes  zur  endgültigen  Tragung  der  Armenlast  gesetzlich  verpflichteten  Orts- 
oder Landarraenverbandes  (§  5  Freiz.-Ges.  §§30.  31  Unterstützungswohnsitzgcs.) 
Dass  Seitens  des  Landarmenverbandes  der  Provinz  Schlesien,  in  dessen 
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Beark  die  Nothwendigkeit  der  öffentlichen  Fürsorge  für  die  Kinder  der 
Wittwe  S.  und  mittelbar  die  Hülfsbedürfligkeit  der  letzteren  selbst  hervor- 
getreten ist,  die  nach  Lage  der  Sache  erforderliche  Hülfe  durch  Unterbringung 
der  Kinder  gewährt  worden  ist,  hebt  die  Hülfsbedürftigkeit  der  Wittwe  S. 
im  armenrechtlichen  Sinne  nicht  auf.  Eine  von  einem  Armen  verbände  ge- 
währte Unterstützung  kann  diesen  Erfolg  nie  haben,  weil  vielmehr  umgekehrt 
das  Fortbestehen  der  Hülfsbedürftigkeit  die  Voraussetzung  der  Fortgewäh- 
nmg  der  Unterstützung  bildet.  —  Es  steht  daher  dem  Klageantrage  der  Um- 
stand, dass  —  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten  einen  Falle  —  der  Wittwe  S. 
für  ihre  Person  in  Berlin  öffentliche  Unterstützung  bisher  nicht  gewährt 
m  werden  brauchte,  ebensowenig  entgegen,  als  dass  Kläger,  so  lange  die 
Kinder  der  Wittwe  S.  vom  Beklagten  unterstützt  werden,  nicht  zu  befurchten 
braucht,  dass  die  Wittwe  S.  in  Berlin  den  Unterstützungswohnsitz  erwerben 
werde.  Der  Kläger  kann  derselben  wegen  ihrer  dauernden  Hülfsbedürftig- 
keit den  ferneren  Aufenthalt  in  Berlin  versagen,  die  Wittwe  S.  muss  sich 
ihre  Ausweisung  gefallen  lassen,  der  Beklagte  muss  dieselbe  übernehmen. 
Dieser  Uebemahmcpflicht  vrird  auch  keineswegs  durch  die  Abnahme  der 
Kostenlast  allein  genügt;  der  Beklagte  muss  vielmehr,  wenn  Kläger  die  Aus- 
weisung der  Wittwe  S.  vornimmt,  die  Letztere  auch  für  ihre  Person  über- 
nehmen (Entsch.  XU,  S.  97).  Li  welcher  Weise  der  Beklagte  dieser  Pflicht 
genügen,  insbesondere  ob  er  die  Gemeinde  Stricgau  auf  Grund  des  §  34 
des  preussischen  Ausfuhrungsgesetzes  dazu  anhalten  kann,  der  Wittwe  S. 
den  Aufenthalt  daselbst  zu  gestatten,  sind  Fragen,  welche  den  Anspruch  des 
Klägers  dem  Beklagten  gegenüber  nicht  berühren." 

6.  Anmeldung  des  Erstattungsanspruchs  bei  der  vorges.  Behörde. 
Von  dem  0.-A.-V.  Stassfurt  war  dem  Landarmen  M.  in  der  Zeit 
vom  22.  Mai  bis  4.  Juni  1884  wegen  wunder  Füsso  Krankenpflege  gewährt. 
Der  Erstattungsanspruch  wurde  am  30.  Mai  1884  bei  der  vorgesetzten  Be- 
hörde, bei  dem  beklagten  Landarmcnverbande  der  Provinz  Sachsen  aber  erst 
am  17.  Januar  1885  angemeldet.  Der  Beklagte  meint,  dass  die  Anmeldung 
bei  der  vorgesetzten  Behörde  nicht  genüge,  weü  sie  erfolgt  sei,  ehe  irgend 
welche  Ermittelungen  bezüglich  des  definitiv  verpflichteten  Armenverbandes 
angestellt  wai*en.  Der  erste  Bichter  hat  den  Beklagten  verurtheilt.  Die 
Eingangsworte  im  Abs.  2  der  §34  U.-W.-G.:  „Ist  der  verpflichtete  Armen- 
verband nicht  zu  ermitteln"  seien  als  Konditionalsatz  zu  verstehen.  Die  An- 
meldung bei  der  vorgesetzten  Behörde  genüge,  auch  wenn  sie  vor  Anstellung 
von  Ermittelungen  erfolgt  sei,  sofern  sich  nur  nachträglich  herausstelle,  dass 
der  verpflichtete  Armenverbaud  in  der  That  nicht  zu  ermitteln  sei.  Das 
treffe  aber  im  vorliegenden  Falle  zu. 

Das  Bundesamt  hat  diese  Entscheidung  bestätigt,  und  in  demUrtheil 
vom  7.  November  1885  ausgeführt: 

„Es  lässt  sich  zwar  nicht  verkennen,  dass  der  Wortlaut  des  Abs.2§34  a.  a.0. 

„Ist nicht  zu  ermitteln,  so  hat zu  erfolgen** 

die  Auffassung  des  Beklagten :  „der  §  34  Absatz  2  a.  a.  O.  knüpfe  die  nur 
subsidiäre  Anmeldung"  bei  der  vorgesetzten  Behörde  an  die  Voraussetzung, 
dass  resultatlose  anderweite  Ermittelungen  vorangegangen  seien"  — , 
einigermassen  imterstützt.    Aber  auch   bei   dieser  Auffassung  erscheint  ea 


—     712     — 

durchaus  nibht  ausgeschlosBen,  die  im  §  34  Abs.  1  a.  a.  0.  angeordnete  Ye^ 
nehmung  des  Unterstützten  über  seine  Heimaths-,  Familien-  und  Aufenthalte- 
Verhältnisse  als  eine  „Ermittelung*'  zur  Feststellung  des  verpflichteten  Armen- 
verbandes anzusehen,  und  da  das  Gesetz  nirgend  vorschreibt,  wann  der  Fall 
der  Besultatlosigkeit  der  Ermittelungen  vorliegt,  die  Anmeldung  bei  der 
vorgesetzten  Behörde  für  zulässig  zu  erachten,  wenn  sich  aus  oder  bei  Ge- 
legenheit jener  Vernehmung  Zweifel  ergeben,  ob  die  Angaben  des  UDte^ 
stützten  über  seine  Aufenthaltsverhältnisse  in  der  Wahrheit  beruhen.  Wenn 
insbesondere  im  vorliegenden  Falle  der  Kläger  gegenüber  dem  wegen 
„wunder  Füsse"  die  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  nachsuchenden  angeb- 
lichen M.  trotz  der  sehr  bestinmiten  Angaben  über  Herkunft  und  bisherigen 
Aufenthalt  derartige  Zweifel  hegte,  so  sind  diese  durch  die  späteren 
Ermittelungen  als  durchaus  gerechtfertigt  erwiesen  worden. 

Es  ist  aber  überhaupt  nach  dem  Zusammenhange  der  beiden  ersten 
Absätze  des  §  34  a.  a.  0.  der  Ansicht  des  ersten  Bichters  darin  beizu- 
stimmen, dass  durch  die  Eingangsworte  des  zweiten  Absatzes  nur  die 
subsidiäre  Natur  der  Anmeldung  bei  der  vorgesetzten  Behörde,  die  be- 
sondere Bedingung,  unter  welcher  sie  genügt,  zum  Ausdruck  gebracht  ist. 
Dafür  spricht,  abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten  Momente,  dass  im 
Gesetz  nicht  vorgeschrieben  ist,  wann  eine  Besultatlosigkeit  der  Ermit- 
telungen anzunehmen  sei,  der  Umstand,  dass  in  beiden  Absätzen  eine  ein- 
heitliche vom  Beginn  der  Unterstützung  laufende  Frist  angeordnet  ist.  Sechs 
Monate  nach  begonnener  Unterstützung  hat  die  Anmeldung  bei  Vermeidung 
des  Verlustes  des  Erstattungsanspruchs  entweder  bei  dem  verpflichteten 
Armenvcrbande  selbst  (Abs.  1)  oder  bei  der  vorgesetzten  Behörde  (Abs.  2) 
zu  erfolgen.  Die  Anmeldung  bei  dem  verpflichteten  Armenverbande  gilt 
als  Regel;  kann  sie  innerhalb  der  sechsmonatlichen  Frist  geschehen,  so 
ist  nur  sie  geeignet,  den  Erstattungsanspruch  zu  wahren.  Ist  dagegen  der 
verpflichtete  Armcnverbaud  rechtzeitig  nicht  zu  ermitteln,  so  genügt  zur 
AVahrung  des  Erstattungsanspnachs  eine  innerhalb  des  sechsmonatlichen  Zeit- 
raums —  sei  es  am  ersten  oder  am  letzten  Tage  desselben  — •  erfolgte  An- 
meldung bei  der  vorgesetzten  Behörde.  Es  erscheint  daher  durchaus  zu- 
lässig, dass  der  vorläufig  unterstützende  A rmen verband ,  um  sich  seinen 
Anspruch  für  den  Fall  zu  sichern,  dass  es  ihm  nicht  möglich  sein  werde, 
innerhalb  der  sechsmonatlichen  Frist  den  endgültig  verpflichteten  Annen- 
verband zu  ermitteln,  sofort  nach  Gewährung  der  Unterstützung  imd  der 
Vernehmung  des  Unterstützten ,  welche  nach  Absatz  1  der  Anmeldung 
stets  voranzugehen  hat,  den  Erstattungsanspnich  zur  Wahnmg  desselben  bei 
der  vorgesetzten  Behörde  anmeldet.  Nur  darf  er  sich  dabei  nicht  genügen 
lassen,  muss  vielmehr  die  Versuche,  den  endgültig  verpflichteten  Armenve^ 
band  zu  ermitteln,  ohne  Säumen  beginnen  und  fortsetzen,  und  sofern  diese 
innerhalb  der  Frist  zum  Ziele  fuhren,  die  Anmeldung  des  Pflegefalls  bei 
demselben  nachholen.  Denn  es  hängt  nicht  von  seinem  Belieben  ab,  ob 
er  die  Anmeldung  bei  dem  verpflichteten  Armenverbande  oder  bei  der  vor- 
gesetzten Behörde  bewirken  will,  und  die  Anmeldung  bei  der  letzteren  wahrt  den 
Erstattungsanspnich  nicht,  wenn  die  erstere  innerhalb  sechs  Monattm  möglich 
war  (vgl.  Entsch.  XIV,  S.  111,  Wohlers  HI.  Aufl.  S.  123  Nr.  16). 
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Bosiiiy  H«9  das  Recht  der  öffentlichen  Genossenschaft.   Freiburg 
i.  B.  1886  (J.  C.  B.  Mohr).  210  S. 

Die  sozialpolitische  Reichsgesetzgebung  bietet  die  Gestalt  der  öffent- 
lichen Genossenschaft  in  so  grossartiger  Verwendung,  dass  dieselbe  eine  neue 
Anziehungskraft  gewinnt  für  wissenschaftliche  Behandlimg.  Der  Verfasser 
hat  es  unternommen,  die  Theorie  des  Gesammtbegriffes  darzustellen,  der 
über  all  den  Einzelerscheinungen  des  Reichsrechtes  wie  des  Partikularrechtes 
steht;  was  das  letztere  anlangt,  so  fasst  er  vor  Allem  das  preussische  und 
das  badische  Landesrecht  in's  Auge.  Er  will  nicht  eingehen  auf  den  wirth- 
schafts-  und  sozialpolitischen  Inhalt  der  Institute;  die  reine  Rechtsform 
aUein  ist  sein  Gegenstand,  ein  Stück  verwaltimgsrechtlicher  Dogmatik,  — 
auch  wenn  die  Vorrede  es  nicht  ankündigte,  würde  der  Name  des  Verfassers 
uns  schon  diese  Richtung  des  Buches  verbürgt  haben. 

Er  beginnt  mit  einer  Kritik  der  bisherigen  Ansichten  von  dem  Begriffe 
der  Öffentlichen  Genossenschaft,  namentlich  auch  der  Versuche  einer  Grenz- 
ziehung zwischen  dieser  und  den  Privatkorporationen,  und  stellt  dann  seiner 
Seits  als  wesentliches  Unterscheidungsmaterial  fest,  dass  die  Erstere  in  einem 
besonderen  über  das  Privatrecht  hinausreichenden  Verhältnisse  zum 
Staate  steht.  Dieses  Verhältniss  bestimmt  sich  genauer,  als  eine  ihr  ob- 
liegende öffentliche  Pflicht  dem  Staate  gegenüber  und  zwar  als  eine 
Pflicht,  nicht  etwa  bloss  zu  einzelnen  Leistungen,  sondern  welche  die  ganze 
Persönlichkeit  der  Genossenschaft  selbst  erfasst:  öffentliche  Genossenschaft 
ist  diejenige,  welche  kraft  öffentlichen  Rechtes  dem  Staate  zur  EHüllung 
ihres  Zweckes  verpflichtet  ist  (S.  18). 

Von  dem  so  gewonnenen  Standpunkte  aus  werden  dann  die  Einzelheiten 
der  Lehre  entwickelt. 

Das  Merkmal  des  umfassenden  öffentlichen  Pflichtverhältnisses  erprobt 
zunächst  seine  Brauchbarkeit  bei  Bestimmung  der  einzelnen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften des  Reichs-  und  Landesrechtes,  welchen  die  Eigenschaft  der 
Oeffentlichkeit  zukommt;  es  ergibt  sich  daraus  ein  fest  und  sicher  be- 
grenzter Kreis  von  Erscheinungen,  deren  Zusammengehörigkeit  unverkenn- 
bar ist  (S.  56—91). 

Das  dritte  Kapitel  handelt  von  der  Persönlichkeit  der  öffentlichen 
Genossenschaft:  Zweck,  Einwirkung  des  Staates  bei  Verfolgung  desselben 
und  Organisation  des  eignen  Willens.  Aus  dem  Pflichtverhältniss  zum  Staate 
folgt  eine  besondere  Beschränktheit  der  Genossenschaft  in  der  Wahl  der 
Angelegenheiten,  die  sie  als  die  ihrigen  behandeln  will.  Ausser  den  vom 
Gesetze  schon  bezeichneten  Zwecken  können  solche  nur  soweit  aufgenommen 
werden,  als  das  Gesetz  dem  das  Statut  schaffenden  Willen  hicfür  freien 
Spielraum  gewährt.  Mangels  solcher  Einräumung  ist  eine  Erweiterung  der 
Zwecke  unzulässig;  die  Kräfte  sollen  nicht  von  den  eigentlichen  Zwecken 
abgelenkt  und  zersplittert  werden  können.  Danach  gibt  es  dreierlei  Zwecke 
für  die  Genossenschaft:  begriffswesentliche,  zulässige  und  verbotene  (S.  94  ff.) 
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Die  Einwirkung  des  Staates,  mit  welchen  er  jenen  Pflichtverhaltnissen 
entsprechend  seine  Interessen  an  der  Lebensthätigkeit  der  Genossenschaft 
geltend  macht,  zerfällt  in  Gesetzgebung,  Aufsicht  und  Genehmigung  (S.  102  ff.). 

Die  Bedeutung  der  Gesetzgebung  ist,  dass  der  Staat  selbst  „indem  er 
als  rechtaetzende  Potenz  (Gewalt?)  auftritt,  die  Abgränzung  der  Sphäre 
seines  eigenen  Willens  und  des  auch  von  ihm  zu  respektirenden  freien 
Wirkungskreises  der  genossenschaftlichen  Selbstbestimmung  in  souveräner 
Weise  vornimmt" 

Das  Aufsichts-  und  Genehmigungsrecht  hat  sich  dann  innerhalb  der 
also  gezogenen  Schranken  zu  bewegen;  die  unter  dem  Gesetze  stehenden 
Behörden  sind  zu  derartigen  Eingriffen  nur  befugt  „auf  Grund  und  im  Rahmen 
des  Rechtes."  Unter  sich  sind  Aufsicht  und  Genehmigung  wieder  geschieden 
nach  dem  Merkmal,  dass  bei  der  Letzteren  den  staatlichen  Behörden  eine 
Einwirkung  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  zusteht,  Erstere  sich  beschrankt 
auf  die  Wahrung  des  für  die  Willensbethätigung  der  Genossenschaft  be- 
stehenden Rechts  (S.  116).  Der  Verfasser  erkennt  selbst  an,  dass  in  der 
üblichen  Rechtssprache  die  Unterscheidung  nicht  so  festgehalten  wird.  Der 
bedeutungsvolle  Zweck,  den  er  mit  seinen  Vorschlägen  verfolgt,  ist  der,  die 
Akte  deutlich  von  einander  zu  halten,  welche  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
der  Anfechtung  mit  der  Verwaltungsklage  unterliegen,  imd  die,  in  welchen 
ein  freies  Ermessen  der  Behörden  für  das  Verwaltungsgericht  nur  die  Prüfung 
der  eingehaltenen  äusserlichen  Grenzen  offen  lässt.  Dieser  Gegensatz  ist 
allerdings  ein  durchgehender  und  würde  besser  durch  überall  passende  Be- 
zeichnungen gewahrt;  die  Begriffe  Aufsicht  und  Genehmigung  lassen  sich 
überdiess  nur  schwer  für  diesen  Zweck  zurechtbiegen. 

Es  folgt  in  Kap.  4  die  Lehre  von  der  Begründung  und  Beendigung 
der  Genossenschaft. 

Die  Entstehung  derselben  kann  auf  dreierlei  Weise  stattfinden  je  nach 
dem  Faktor,  welchem  der  entscheidende  Antheil  dabei  zufällt.  Bei  Be- 
gründung durch  Beschluss  eines  staatlichen  Verwaltungsorganes  kann  derselW 
mehr  oder  weniger  an  die  Mitwirkung  der  Betheiligten  gebunden  sein,  von 
welcher  die  Rechtmässigkeit  seines  Aktes  abhängt.  Die  Begründung  durch 
Beschluss  der  Betheiligten  umgekehrt  kann  eines  Aktes  der  Behörde  be- 
dürfen, um  rechtswirksam  zu  werden.  Dabei  kommt  wieder  das  Bestreben 
des  Verfassers  zur  Geltung,  mit  Rücksicht  auf  die  Zulässigkeit  der  Ver- 
waltungsklage auszuscheiden:  beschränkt  sich  der  Akt  auf  die  Prüfung  der 
Gesetzmässigkeit,  so  bezeichnet  er  ihn  als  Bestätigung;  soll  er  auch  die 
Frage  erwägen,  ob  die  Gründung  den  Staatsinteressen  entspricht,  so  heisst 
er  Genehmigung  (S.  138,  139).  Die  dritte  Art  ist  die  Begrrüuduug  durch 
Willensentschluss  einer  dritten  Persönlichkeit;  als  Beispiel  dient  die  Schöpfung 
einer  Ortskraukenkasse  durch  die  Gemeinde. 

Die  Beendigung  der  Genossenschaft  ist  Auflösung,  wenn  sie  mit  dem 
Willen  derselben,  Schliessung,  wenn  sie  durch  Willensentschluss  der  Be- 
hörden geschieht.  In  beiden  Beziehungen  wird  das  Pflichtverhältniss  zum 
Staate  von  Bedeutmig.  Es  beschränkt  die  Auflösung,  indem  solche  nur  ge- 
schehen kann,  wo  der  Staat  die  Ermächtigung  dazu  allgemein  ertheilt  hat 
durch  Rechtssatz,  oder  die  besondere  Genehmigung  der  Staatsgewalt  im 
Einzelfalle  dazukommt.  Andererseits  gibt  es  den  wichtigsten  Schliessungs- 
grund, den  wegen  Nichterfüllung  des  Zweckes:  die  Leistungsuufahigkeit  gegen- 
über ihrer  PÜicht  entzieht  der  Genossenschaft  die  Existenzberechtigung  gegen- 
über dem  Staate  (S.  150,  S.  24). 

Das  5.  Kapitel  handelt   von    den  Rechtsverhältnissen    der  öffentlichen 
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Beaossenschaft  zu  ihren  Mitgliedern  und  zu  dritten  Personen;  daa  6.  von 
Recht  und  Cxericht  der  öfTentlichen  GesellHchafl.  Auh  dem  ietzteren  soll  nur 
noch  hesoaders  aulmerksam  j^remacht  werden  auf  die  trefllichen  Auaeinimder- 
setmiigen  über  die  Autonomie  der  Genosaenschatl  und  die  ibr  eingeräumte 
^^ßedeutung  für  die  Ausübung  der  staatlichen  öesetzgebung  (S.  181  ff.).  — 
^K  Der  anfertige  Zustand  unserer  Verwaltungsrechtswissenschaft  bereitet 
^^iner  Monographie,  die  ihren  Stoff  so  ernst  und  tief  erlaast  wie  die  vor- 
r  MCigilidei  eigenthiim liehe  Sehwierigkeiteo :  es  muss  immer  wieder  begonnen 
werden  mit  einer  „Kcviaion  der  Q-rundbegrüfe.'*  Auch  der  Yerfasaer  widmet 
einen  längeren  Abschnitt  der  Auslösmig  seines  Ttechtsinstitutes  aus  einem 
größaereu  Ganzen  (S.  24—55).  Er  selbst  hat  ja  in  seinem  Aufaatis  über 
„Souveränetät,  Staat»  Gemeinde.  Selbstverwaltung**  in  Hirth's  und  Seydefa 
Annalen  1883  schon  vorgearbeitet.  Die  Gnindanschauungenä  von  welchen 
er  ausgeht,  werden  aber  nicht  auf  den  Namen  Kosen  sondern  auf  den  Nainen 
GlSliK£  geben  mÜBsen.  Danach  stehen  sich  innerhalb  des  Raiunens  der 
juristischen  Person  zunäciist  zwei  grosse  Gegensätze  gegenüber:  die  Körper- 
acbftft  und  die  Anstalt  Die  öffentliche  Anstalt  ist  vom  Staate  abgezweigt 
und  verselbständigt,  Zweck  und  Wille  ist  ihr  von  diesem  gesetzt.  Ihr 
Wille  ist  tranacendent^  der  der  öffentlichen  Kiirperechaft  ist  der  Ge- 
meinwille  der  darin  verbünde  Den  Persooenmehrheit  ist  immanent,  —  Es 
wäre  als  ein  grosser  Gewinn  zu  betrachten^  wenn  wir  das  Woi-t  ^öffent- 
liche Anstalt**  aus  dem  Verzeichniss  der  juristischen  Personen  ver- 
bannen  könnten.  Ini  gew^ilinlichen  Sprachgebrauch  verst^^ht  mau  dar- 
unter in  erster  Linie  eine  Verbindung  von  ausserliebeu  MitteUi»  — 
perBÜnlichen  und  sächbchen,  —  welche  vom  Staate,  von  der  Gemeinde,  oder 
eäner  sonstigen  juriitiachen  Person  des  Üffentlichcn  Rechtes  einem  bestimmten 
öflTentlichen  Zwecke  gewidmet  sind:  Scliule,  Post,  Telegraph,  Kanäle  sind 
ADfltalten  in  diesem  Sinne.  Nun  behalten  wir  den  Ausdruck  bei,  wenn  dieae 
Mittel  und  die  Verwaltung  derselben  einer  beeondenni  juristischen  Person 
dea  öffentlichen  Rechtes  zugeliören^  und  begieifen  dann  diese  selbst  mit 
uoter  dem  Worte  öffentliche  Anstalt;  Krankenhäuser^  Versorgungshäuser, 
Universitäten,  Akademien  geben  Beispiele.  Die  entsprechende  Erscheinung 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  nennen  wir  Stiftung;  wäi'e  nicht  der  Name 
öffentlich  recht  liehe  Stiftung  zu  empfehlen?  Einen  Beweis,  wie  verwirrend 
die  Zwiefältigkeit  des  Wortes  offen tliclie  Anstalt  w4rkt,  finden  wir  gerade  in  den 
Ausführungen  des  Verfassers  über  die  Reichabank  {S.  80  ff.).  Dieselbe  könne, 
sagt  er,  keine  Äktiengesellschail  sein,  denn  sie  ist  eine  Anstalt,  vertritt  also 
die  entgegengesetzte  Form  der  juristischen  PersönUchkeiti  Laband  selbst, 
der  jene  Meinung  vertrete,  nenne  sie  danelicn  eine  Staatsanstalt  und  öffent- 
liche Anstalt.  Bei  Labai^d  wird  aber  dieser  Ausdruck  einlach  in  jenem  alb 
gemeineren,  gewölmlicheren  Sinne  gebraucht;  über  die  Natur  der  dahinter 
stehenden  juristischen  PersÖnhchkeit  will  damit  nichts  gesagt  sein.  In  Wahr- 
heit ist  auch  die  Reichsbank  nichts  anderes  ab  eine  Staats  an  stalt,  welche 
einer  besonder«  gestalteten,  aber  immer  noch  dem  Privatrecht  angehörigen 
AktiengeaeUsehafl  zur  Ausbeutung  überlassen  ist  unter  starker  Beeinflussung 
des  Betriebes  durch  den  Staat.  Wenn  eine  öffentliche  Brücke  einer  Aktien- 
gesellschaft, die  das  Geld  für  den  Bau  hergegeben  hat,  überlassen  wird  zur 
Erhebung  des  Brückenzollea,  und  der  Staat  sich  die  Anstellung  und  Leitung 
der  Aufseher  und  Einnehmer  vorbehält,  wird  ein  ähnliches  Verhältniss  ent- 
stehen. Die  Brücke  bleibt  eine  öffentliche  Anstalt,  die  Aktiengesellschatt 
eine  juristiflche  Peraon  des  Privatrechts  und  das  Ganze  gibt  keine  öffentliche 
Anstalt  im  Sinne  einer  juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechtes. 
ArchiT  füi  43ffAiitticlie>  Becht.  I.  4.  ^^ 
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Diese  Vermeiigmig  scheint  auch  tdcbt  ohoc  Einflufls  zu  «ein  bei  d«^ 
Bi'tuiani^  der  Traiiscendenz  des  Willeim  der  öffenilicheo  AnsUkk.  Di< 
AiJ!«tjjit  im  t*igeijtlicheu  Sinne  als  blasses  W*3rkzeuj?  dea  Staates  hat  aller 
dingB  keinen  anderen  Willeo,  nh  den  dieser  ihr  tetel.  Aber  bei  der  Öffent- 
liehen  Stiftuu|uf  rnuns  doch  uoeh  ein  hesomlercr  Wille  in  Betracht  kammeii^ 
und  würe  es  nur^  nni  daa  ^^erniugen  selhutändi^  abgesondert  zu  halten« 
Üliue  eiüi-n  sulcheu  bekünien  wir  mir  getrennte  Kansen  des  Staates.  Dit 
Stiller»  diu  gegenwärtigen  nud  zukiintligen  Spender  freigebiger  Zuwendangeil 
sind  es,  die  aueh  hier  einen  „inimnnenteu**  Willen  liefern,  ihren  Zweck  dnrclfc 
die«es  Vrrmögeü  gesichert  verfolgen  dürfen.  Wenn  ihnen,  wie  ja  thatsachlieb 
manchmal  geschieht,  ein  Eioflns«  mif  die  YerwuHung  selbst  statu tenjuässijf 
eingeräumt  wird»  wird  dieser  Wille  noch  sichtbarer.  Andererseits  ist  di» 
TronKcendenz  des  maassgebenden  Willens  auch  bei  der  Körperschaft  nicht 
au»gei«c}do8Beü.  Das  französische  Departement  wird  als  Körperschaft  ver- 
treten durch  die  Prafekten;  in  gewiasen  Dingen  hiit  der  <4enei'ab'ath  mil- 
zureden,  welchen  bis  1833  das  Staatsoberhaupt  frei  ernannte;  der  Wille  d^r 
DepartementsgenoBseu,  der  immanente  also,  blieb  so  ktent  wie  bei  d^ 
Stiftung.  Auch  der  jtreusaische  Kreis  hat  in  deni  Landrath  einten  Vertreter 
von  itark  transcendentem  Willen,  Der  Verfasser  erkennt  mit  Gisrke  IVlisck- 
formen  an  (S.  49).  Richtiger  ist  es  wohl  äu  sagen,  daas  Transeendenz  und 
ImmanenÄ  in  verschiedenem  MiHchungsverhältniss  auf  beiden  Seiten  xar- 
kommen  und  mithin  als  JlaassNtab  der  Sonderung  von  Köri>ersehaft  und 
Anstalt  als  juristisclier  Person  nicht  dienen  können.  Ein  solcher  wird  sieh  nur 
finden  lansen  in  der  verschiedenartigen  Bestimmung  der  natürlichen  Personea, 
welche  hier  und  dort  den  immanenten  Willen  liefern:  bei  den  Körpcrschaflea 
bilden  sie  einen  nach  festen  Merkmalen  umschriebenen  Kreis,  b«i  dea 
Stiftungen  eine  Ungewisse  Vielheit. 

Innerhalb  des  Begriffes  der  öfientlicheu  Köii>ersehalt  sollen  nun  wieder 
die  beiden  Oegensätze  Hegen :  Gemeinde  und  ötlentliehe  Geuosseaiehaft 
Was  die  Er^tere  auszeichnet,  sucht  der  Verlasser  nach  seiner  Weise  in  eioeoi 
einzigen  Punkte  fest  zusammenzufassen :  es  ist  d ic  Gebietshoheit,  die  de 
mit  dem  Staate  gemein  hat  (S.  42  tf.)  Auch  die  (Tenossensdiaft  kann  nacB 
raunilicbcr  Rücksicht  l>egrenzt  sein,  aber  sie  herrscht  nicht  in  dem  öir 
angewiesenen  Bezirk,  dessballj  ist  dieser  für  «ie  kein  Gebiet;  ein  solches  hit 
nur  Staat  und  Gemeinde  —  demnach  kommt  es  also  doch  nicht  sowohl  auf 
die  raumliebe  Begrenzungj  auf  das  <iebiet  im  äusserlichen  Sinne  an,  als  suf 
daSj  was  innerhalb  desselben  gcthan  werden  soll,  und  die  neue  Fonuulimmr 
gibt  nur  etwas  scharfer  zugespitzt,  was  Gierke  sagt  mit  dem  für  stasUiclif» 
Zwecke  auf  einem  Theile  des  Staatsgebietes  bestehenden  Zwangsverband. 
Denn  nach  der  gegebenen  Begriff Kl>e«timmujig  des  Crebietes  ist  mit  der  Zu- 
Weisung  eines  solchen  die  staatliche  Natur  der  Thätigkeit  der  Gemeinde 
anerkaimt,  oder  doch  die  staatsähnliche,  staatsgleiche;  es  wird  aufdasNIm- 
liche  herauskommen. 

Darin  und  nicht  in  einer  äusserlichen,  mehr  formellen  Eigenschail  der  Q^ 
meinde  liegt  auch  der  wahre  Kern  des  Gegensatzes  zur  öffentbchen  Genortcn* 
Schaft,  Diese  hat,  um  mit  dem  Verfasser  zu  reden,  kein  Gebiet,  sie  wirkt  nur 
für  ihre  Mitglieder;  dass  ihre  Gewalt  einmal  auf  Nichtmitglieder  sich  ersireokt, 
ist  eine  besondere  Ausnahn^e  (S.  47,  48).  Eirer  Thätigkeit  ist  also  ein«  talcht 
staatliche  Natur  niebt  zuerkaimt;  es  bleiben  gemeinsame  Zwecke  and 
Interessen  ihrer  Mitglieder,  die  da  vorfolgt  werden.  Man  hraochl 
sich  nur  die  Zwecke  der  verschiedenen  Genossenschaften  und  Kassen  zu  ver* 
gegenw^ärtigen,    imi   zu  sehen,    dass    es  auch  in  der  Art  derselben  wohl  be- 
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rundet  ist,  wenn  ihnen  dieser  Charakter  ^lasfien  wird.  TJeberall  »teht  das 
ersönlifhe  Intt^rosse  iler  Mitglieder  im  Vorderpfmnd.  Selbst  die  Benifs- 
euoe«ensi;hai\eoT  l^f'i  welelien  das  viidleielit  nicht  sofort  eialeuchtet,  sind 
ach  das  Verfaösera  treffender  F>klärun|^  nichts  als  Vereine  zur  Erfüllung 
üd  Ausj^lHieliunir  <ler  den  einzeluen  Mittrliedera  Staat lichei-seitB  bereits  auf- 
rleffttn  Pilichttni  (H.  mi 

Lhfr  (trgviisuLz  zwischen  (.Teineitide   und   fifiTentlieher  GenoBaenschftft  ist 

bieuach    inm^rlirh    viel    tiefer  und   iKnleut^anier  als  der   zwischen  Gemeinde 

"und  öiTentlieher  Anstalt  (Stiftung).     Der  Verfasser  verweist  (S.  15  Anm.  50) 

auf  die  französische  Lehre  von  den  et-ablisseinentfl   public»  und   d'utilite  pu- 

liquf':  erÄtere,  die  ei|centlichen  juriatischeo  Personen  fies  öffentlichen  Rechts^ 

Körj>ersL'halb?n  und  Stiftuiij^'en  umfassend,    stehen    dort    zusammen  den  letz- 

Bren,    den  Gcnossen^schaften,   geiarenöber»  als    welche    nur  ähnlieh   behandelt 

irej'den.     Dieae  Grnppirnng  liegt  in  der  Natur  der  8acbe;    aie  gilt  auch  für 

nser  Kecht.    Nur  die  Tbätig^keit  der  Gemeinden  und  ölTentlichen  Stiftungen 

iimint  der  Staat    al»   ihm   zugehörig  in  Anspnicli:    die  Gemeinden    sind  -* 

rie   die    Stiftnngeu   ^   „Tbeile  seines  OrganiBmuB"  (8,  41).    Daas  aie  bo  an- 

ben  werdeüi  ab  hätten  sie  ^eine  Uebert ragung  eines  Theiles   dea  allum- 

öden   Staatszweckea  zur  Verwirklichung    in  engerem  Kreiae  raittela  der 

' ''Macbtmitt^l,    welche    gleichfall«    als  vom   Staate   abg<deitet  erscbeinen",    ist 

nirht  rine  Auffassung  «le»  mtssliebigen  Polizeistaates  allein,  wie  der  Ver- 

ftÄser  unnimnit  (S.  ciO),     Und  dass  der  Staat  mit  UebenÄ'achung  und  Beein- 

lüsaung  au  iJnv?r  Thatigkeit  Antheil  behält^  da.«*  ergiht  sich  mit  ^f(ltbwendig• 

eit  auH  ilirer  Natur. 

Anders  die  öffentliche  GenoaBenschaft :    sie  könnte  ihrem  Zwecke  nach 
auch  für  sich  bestehen.     Dasn    der    Staat    diesen  Verein  nicht   bloss   privat- 
reebtlich  ordnet,  sondern  mit  VerwaltungHgi^sets^en  und  Vervvaltungsakteii  als 
Selb-Htinteressent  au   ihrer  Gründung  uutl   Leitung    theilnimmt^    in  abulicber 
,  Weise  wie  bei  jenen,    ist   eine  auszeichnende   Zuthat.     Die  besondere  Herr- 
cbail,   unter    welche  er  aie  nimmt,    hi  ein  hoheitlicher  EiugrilT  in  die  Be- 
vegung  der  Privatthätigkeit,    eine  Beschmnkung  des  an    sich  hier  wirklich 
etbständigen    immanenten  Willexm    d(*r  Vereinsmitglieder»      Dir  Verbältnisa 
'  mm  Staate  lässt  nieh  denn  auch  in  der  That  anaehanlieh  bezeichnen  alä  eine 
oßeutlichr*  l^tHcht^    die   ihnen   von   aussen   her  auferlegt  wird;    aber  nur  bei 

P ihnen  ist  diesx*  AufiFaHsnng  am  Platze. 
Daa    Ergebuies    ist    also:    seUjst    wenn    man    die    Grundanachauungen 
welche  der  Verlasser  sich  ungeeignet  hat,  in  Manchem  nicht  theilen  möchte, 
ao  ist  dtjch  jetleofalla  gerade  derjenige  Begriff  daraus^  der  allein  maasagebcnd 
wird  für  seine  weiteren  Erörterungen,   mit  glücklicher  Hand  erfasst  und  da- 

hmit  am"h  die  sn  überaus  schwierige  Einleitungsauaeinanderseizung  tbatsächlicb 
SU  gutem  Entlc  gekommen.  — 
Die  Pr<jben,  welche  wir  oben  unführten  aus  der  Bebandlung  des  Stoffes 
im  Einstebicni  wögen  dazu  dienen,  erkennen  zu  lassen,  mit  welchem  Scharf- 
BIDU  der  Verfaaser  aurb  in  dieser  Arbeit  wieder  zu  Werke  geht,  wie  er 
immer  wieder  zerlegt,  und  ausscheidet  und  das  ganze  Gebiet  auflöst  in  streng 
^—abgegrenzte  juristische  Begriffe.  Das  Buch  erhält  aber  noch  einen  beson- 
^ftderen  Keiz,  der  sich  nicht  schihh^m  läf^st,  durch  den  wunderbar  klaren  be- 
^BtBtimmten  Styl,  in  welchem  es  geaehrieben  ist-,  darin  kommt  dem  Ver- 
^■lasser  unter  den  gegenwärtigen  Selu^iHtHtelleni  des  VerwaUungsreclites  wohl 
^^  keiner  gleich* 

Strassburg,  Otto  Mayer. 
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fh\  Edmniid   Bornataikf   Rechtsprechung   und   materielle   Hechi»- 
kraft.     Verwaltungarechtliche  Studio u.     Wien    1886  (Maox). 

IJer  VeHasßer  b*i  üb  nicht  igt,  die  h^hre  von  dt-r  HL-chtskraft  in  der  Ver- 
wiiltimg,  seinen  cigetitlicbeD  Gef^ii»taod,  in  der  Weiso  dantustellen,  daü  sie 
in  den  Rahmen  eines  uoeh  zu  Htihreibendeo  ganzen  VerwaltungsrechtsByatemet 
hineiupasst.  Er  sehiekt  des  ahalb  eine  erste  Abtheiluug  vomus»  welche  von 
der  Rechtsprechung  in  der  Verwaltung  handelt  und  die  nöthigen  A^nknüpfimgcn 
an  da»  künftige  System,  an  den  allgemeinen  Theil  desselben^  wie  er  e«  nennt, 
gewähren  soll.  Das  OMterreicbische  Recht  ist  zur  Griindlage  genommen,  aher 
die  Gesetzgebmigen  anderer  Länder,  nameDtlich  Deutschlanda  und  Frankreich! 
werden  in  unifasaender  Weise  berücksichtigt. 

Man  wird  dcra  Verfnascr  die  Anerkennung  nicht  versaf^cn  können,  dasi 
er  »eine  Aufgabe  in  echt  wisaenschaftlicheni  Sinne  und  mit  griindlichem 
Fleisse  und  grosser  Selbständigkeit  des  Denkens  durchgeführt  haL  In  der 
Form  der  Daratellung  »st  vielleicht  der  überreiche  Fremdwortersohniuck  und  die 
Vorliebe  fiir  Ausdi-iicke  von  starker  Farbe  (ao  gleich  von  Anfang:  „daa  Rechts* 
leben  ist  zweidimensional^)  niebt  nach  Jedermanns  Geschmack.  Gegenöber  der 
im  AJlgemeineu  recht  erfreulichen  Schneidigkeit  der  Kritik  des  Verfassers  hit 
man  oft  daa  Gefühl,  dass  etwas  mehr  Fähigkeit,  den  Gegner  unbefangen  lu 
veratehen,  manches  gemildert  haben  würde.  Einen  besonderen  Vorbehalt 
möchte  ich  noch  machen  gegen  die  Angaben  des  Verfassers  über  da»  fran* 
zöaische  Verwaltungsrecht,  die  in  Vielem  unrichtig  sind;  auch  der  Druck- 
fehler, der  aus  dem  fi-anzosi sehen  Recbnungäshofe  eine  cour  d'escomptet  ge- 
macht hat  (S.  26),  hatte  beseitigt  w^erden  sollen.  Was  die  Arbeit  iftchüch 
bringt,  ist  immer  höchst  anregeud^  weiim  auch  ihre  £rgebiiia8e  nichi  immer 
befriedigen. 

Es  werden  zunächst  die  verschiedenen  Thäügkeitaformen  der  Ver- 
waltung durchgegangen,  um  aus  denselben  den  grundlegenden  Begriff  der 
Entscheidung  herauszuheben.  Darunter  sind  zu  verstehen  die  SchlüMe, 
mit  welchen  die  Behörde  ausspricht»  das«  ein  konkreter  Thatbestand  den 
Anwendungsfall  einer  abstrakten  Rechtsnorm  bildet  (S.  8).  Dieselben  sind 
Rechtsprechung  so  gut  w^ie  die  Urtheile  der  bürgerliehen  Gerichte. 

Für  diesen  Begriff  der  Entscheidung  beansprucht  der  Verfasser  aber 
ein  umfassenderes  Anwendungsgebiet,  als  man  ihm  gewöhnlich  zuerkennt.  Er 
bestreitet,  dass  in  der  Verwaltimg^  im  Gegensätze  zu  der  bürgerlichen  Rechts- 
pflege ein  Gebiet  des  freien  Ermessens  auszuscheiden  sei.  Denn  ganz  das 
nämliche  freie  Ermessen  finde  sich  auch  bei  den  Gerichten  ;  wenn  das  Geriebt 
ausspricht,  dass  eine  Summe  von  so  und  so  viel  eine  ^entsprechende  Ent- 
schädigung'* und  desshalb  zu  bezahlen  sei,  so  ist  das  ganz  dasselbe,  wie 
wenn  die  Verwaltuagsbobördi*  chis  „Urtheil"  ertasst,  daas  das  Eigenthums- 
recht  des  X  am  Gute  A  mit  den  öffentlichen  Interessen  unvereinbar  und 
desshalb  zu  expropriiren  sei  (S.  37).  ^  Zwischen  diesen  beiden  Dingen 
scheint  mir  aber  nun  doch  die  berrachende  Lehre  mit  gutem  Rechte  eine 
grosse  Verschiedenheit  walirzunehnien*  Das  Civilgeaetx  sagt,  daas  der  Ver- 
letzte von  dem  Tbät^T  eine  entaprecbende  Entschädigung  erhalten  soll ;  wenn 
das  Gericht  diese  Entschädigung  feststellt  und  zuspricht,  so  sagt  es  seiner- 
seits nur,  was  das  Gesetz  für  diesen  Fall  gewollt  hat.  Dos  Entdgnnng»* 
gesetz  verfugt,  dass  die  Verwaltung  die  Gnindatücke  nehmen  darf,  die  «e 
für  das  öffentliche  Interesse  nötliig  glaubt;  wenn  die  Behörde  danach  die 
Enteignung  ausapricht,  so  sagt  sie,  was  sie  will,  sie  macht  von  der  ihr 
ertheilten    EiTnäcbtigung    Gebrauch.      Ihre    Ansicht    von    dem    öftentlichen 


I 


« 


—     721     — 


ilniercase  ist  nur  der  Bewef^i^rund^  wosshalb  sie  will;  übb  Entscheidende  ist 
ihr  Wille.  Sie  kann  trotz  des  dringendsten  öffentlichen  Interesses  auch  nicht 
wollen,  z.  B.  weil  kein  Geld  da  ist,  um  die  Entschädigung  zu  zahlen,  Sie 
macht  kein  Urtheil,  sondern  sie  handelt  innerhalb  der  Schranken  der 
gesetzlichen  ErtnächtigTing.  AehnMch  verhält  es  sich  in  den  anderen  Bei- 
spielen, welche  der  Verfasser  aniührt:  Auflösung  eines  Vereine«,  weil  die 
Behörde  ihn  für  st&atsgefährlich  hält  (S.  38),  Schliessung  einer  Anlage,  weil 
sie  gesundheitsschädlich  sei  {S.  43).  Man  i^'urde  hier  vielleicht  richtiger 
sprechen  von  Entscheidungen  mit  freiem  Entschlüsse,  als  von  Entscheidungen 
mit  freiem  Ermessen,  auf  keinen  Fall  aber  darf  man  diese  Akte  ohne  Weiteres 
zusammenwerfen  mit  den  einfachen  Erklärungen  des  Gesetzeswülens^  als  welche 
der  Verfasser  seine  Entscheidungen  bestimmt. 

Der  Verfasser  hat  aUerdings  noch  ein  Mittel,  um  seine  Begriffs- 
bestimmung  für  den  ganzen  beanspruchten  Umfang  aufrecht  zu  erhalten. 
Die  Verwaltungsbehörde,  sagt  er,  sei  immer,  auch  wo  sie  am  freiest^n 
»cheint,  durch  eine  grosse  allgemeine  Rechtsnorm  gebunden,  die  da  lautet: 
„Thue  was  du  glaubst,  dass  es  durch  das  öffentliche  Wohl  bedingt  sei"', 
es  läßst  sich  „nicht  absehen,  warum  die  Anwendung  dieser  allgemeinen 
Rechtsnorm  keine  Rechtsprechung  sollte  »ein  können"  (S,  46).  —  Auf  solche 
Weise  würde  es  ja  gestattet  sein,  auch  die  Gewaltmaassregeln,  zu  welchen 
der  eleasB-lothringisclie  Diktalurjjaragniph  den  Statthalter  ermärfjhtigt,  im 
milden  Lichte  von  Rechtsprechungsakten  erscheinen  zu  lassen;  es  wird  so- 
gar nicht  viele  Fälle  geben,  in  welchen  ein  Gesetz  die  Rechtsnorm:  „Thue 
was  du  glaubst,  dass  es  für  die  öffentliche  Sicherheit  erforderlich  sei"  so  un- 
mittelbar ausspricht.  Und  doch  beklagen  sich  die  Elsässer  darüber,  dass 
durch  diesen  Paragraph  die  ganze  Rechtsordnung  veraeint  seil  Freilich 
ißt  auch  dem  V*erfas8cr  diese  Rechtsnorm  nicht  ganz  wie  eine  andere:  die 
Verletzimg  derselben  führt  nur  zu  diseiplinarischcr  oder  strafrechtlicher 
Verfolgung  des  Beamten  persönlich,  eine  Recbtskontixile  über  die  richtige 
Anwendung  der  Rechtsnorm  ist  nicht  denkbar  (S.  46,  46),  Sagen  wir  also 
doch  lieber  gerade  heraus:  diese  vermeintliche  Rechtsnorm  regelt  überhaupt 
nicht  die  Befugnisse  des  Beamten^  den  Staat  den  Einzelnen  gegenüber  zu 
vertreten,  sondern  bezieht  sich  auf  die  innere  iSeite  des  Auftrags verhältnissesi 
sie  ißt  nur  das  Ergebniss  einer  Auslegung  der  Absiebt  d^r  Parteien  bei  Be- 
gründung der  Dienstpflicht  des  Beamten.  Bei  Erfüllung  seiner  Dienstpflicht 
kann  der  Beamte  möglicherweise  Weise  Rechtsnormen  auf  die  Bürger  zur 
Anwendung  zu  bringen  haben;  das  ist  eine  Sache  für  sieb.  Die  Erfüllung 
der  Dienstpflicht  selbst  ist  keine  Recht^sanweud ung.  Auch  tür  die  Hsndhmgs- 
gehülfen  besteht  die  ganz  entsprechende  „Rechtsnorm** :  Thue  was  du  glaubst, 
dass  es  durch  das  Interesse  des  Geschäftes  bedingt  sei.  Weim  der  Beamte 
seine  Schuldigkeit  thut,  so  wäre  das,  fiir  sich  betrachtet,  wie  beim  Handluuga- 
gehülfen  höchstens  eine  Rcchtsanweudung  auf  sich  selbst,  was  mit  dem  ein- 
fachen Sinne  des  Wortes  im  inneren  Widei*spruch  steht.  — 

Nun  führt  der  Verfasser  weiter  aus,  was  alles  zum  Begriff"  der  Recht- 
sprechung nicht  nothwcudig  gehört:  keine  besondere  Unabhängigkeit  der 
entscheidemlen  Behörde,  kein  Streit,  keine  voj'ausgegangene  Rechtsverletzung. 
Das  Ergebniss  ist  das  negative,  das«  es  einfach  bei  dem  verbleibt,  was  von 
Anfang  an  angedeutet  worden  war:  die  Kutscbeiduug  ist  Rechtspreehunji; 
denn  „Recht  sprechen'*  beisst  aussprechen,  was  im  konkreten  Falle  „Kechiens" 
ist  (S,  *>3).  Ist  die  Entscheidung  aber  Reehtsprecbuug,  s<>  erfctrdert  die 
RechtHsicberbeit,  dass  sie  auch  unanfechtbar  bleibe,  Rechtskraft  habe;  die 
Kechtekraft  ist  ihr  Zweck;  sie  uiuss  also  solche  haben  |,uach  dem  Gesetze  der 
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Kausalität"  (S.  114),  Irgend  welchen  Boden  im  geeohriebeneQ  Rechte  li*t 
diese  AiilTaBBnng  nicht;  ebensowenig  g^eben  ihr  die  in  der  Literatur  rer- 
tretenen  Meinungen,  loit  welchen  der  Verfasser  scharf  in'»  Ooriehi  geht,  riu« 
Anlehnung.  Aueh  auf  die  Aussprüche  der  ÖRten^C'iehiBcheD  VerwaHiing^genchftt 
und  Behörden  kann  der  VerfaR«er  aieh  nieht  hemfeti;  er  weist  f;eUi«!t  nach, 
wie  planlos  die  Praxis  das  Wort  Reeht^kraft  gühniutiht;  die  Wörtrhen  fnrni*?!! 
und  materiell  bewähren  sich  gerade  auf  dieeeni  (T«.'biete  als  Jliitcl,  keinen 
klaren  Gedanken  auszudrücken,  und  wenn  z.  B.  geBjjroehen  wird  von  dem 
rechlekmftigen  Beschluss  einer  Genie indeveriretnog,  eine  Schule  xn  hau^n 
(S.  141),  so  ist  der  Zusammenhang  mit  dem  Begriff  der  rc»  judicittii  karan 
mehr  zu  erkennen.  Wa»  soll  uns  aber  unter  diesen  Umstünden  liestimtnen, 
dass  wir  daa  geistreiche  Spiel  abstrakter  Begriffe,  da»  der  Verfesser  uns  vor- 
führt,  als  Wirklichkeit  hinnehmen? 

Der  Verfasser  hat  «ich  den  Weg  35 ur  Erfassung  de»  Wesens  der  Rechti- 
kraft  selbst  abgeschnitten,  indein  er  gan^  nebenbei  (8.  115  Anin»  2)  die 
Begründung,  w^elehe  dieRclbe  im  Civilpro35csse  hat,  fiir  das  Verwaltuüjrsreehl 
zurückwies:  denn  die  KeehtRknifl  ist  nun  einmal  von  Haus  aus  ein  Inxtittil 
det  Civilprozesaea.  Sie  floll  auch  im  Verwalt ungerecht,  w^ie  der  Verfa^^en  richtig 
bemerkt  (S,  IIH)»  ein  neue»  Rechtsverliältniss  neben  das  in  der  I  iiinör 

fefiftgestellte  setzen.     Der  Civilpro/ess  begründet  da»  auf  die  Mi  _  d*T 

in  dem  Reehtsverhältnisfie  Betbeiligten  an  der  Entscheidung,  —  das  koükrete 
Recht  wird,  nach  Biilow*»  anschaulichem  Ausdrucke,  durch  die  Bemühungen 
der  Parteien  herausgearbeitet.  Auf  was  sonst  soll  es  ^ieh  denn  ira  Vef* 
waltuDgs rechte  gründen?  Wenn  hier  etwa«  Anderes  solche  Wirkung  liervor^ 
brächte,  so  'würden  wir  eben  nicht  von  Rechtskraft  sprechen.  Rechtskraft 
aetzt  also  ihrem  Wesen  nach  auch  in  der  Verwaltung  eine  Parthei  vorauf 
welche  der  entscheidenden  Behörde  gegenüber  steht.  Der  Verfasser  »elbst  liftt 
da«  gefiihlt,  danim  kommen  auch  bei  ihm  auf  einmal  Partheien  oder 
miiidestenfi  „Ein  rechtlicher  Interessent,  der  der  Verwaltung  gegeuüberstehi,* 
herein  als  nothwendige  Bestandtheile  der  recht^skraftfahigen  Ent*eheidung  i 
(S.  64)»  allerdings  nicht  so,  das?  ihre  Mitwirkung  die  Ursache  der  besonderen  ( 
Kraft  der  Entscheidung  wäre,  sondeni  bloss  ab  Uültigkeitsbedingung  dar 
letzteren  selbst,  weil  die  „Vorstellung"  eines  die  Einzelnen  schüt?.endrn  Ver- 
fahrens mit  der  EnUeheidimg  „untrennbar  verbunden  ist.**  Da.Hs  den  Be- 
theiligten ein  solcher  bestimmender  Einf^usa  auf  die  Erzeugung  und  die  Kmfl 
des  behördlichen  Aktes  eingeräumt  ist,  darin  und  in  nichts  anderem  liri.'t 
aber  das  EigeDthumliche  der  Verwaltungsrechti*pflege;  die  daraus  erwachstrude 
Rechtskraft  ist  ihr  Haujttkcnnzeiehen.  Eine  derartige  Einräumung  kann  nur 
geschehen  durch  das  Gesetz.  Wenn  die  Behörde  aus  freien  Stücken  den 
Betheiligten  vor  der  Entscheidung  Gebor  schenkt^  so  entsteht  kerne  Ver- 
walliuigHreehtspflege  und  keine  Rechtskraft*,  ebensowenig  wenn  das  Gt?«elz 
nur  einfach  die  Anhönmg  derselben  vorschreibt;  dies  würde  eine  blosse 
Formbedingnng  der  Gültigkeit  bedeuten.  Es  muss  den  Bet heiligten  aus- 
drücklich gerade  die  besondere  Art  von  bestimmender  Mitwirkung  zuge- 
wiesen sein,  welche  der  Civil-  und  Strafi>rozess  durch  den  Namen  Parthei 
bezeichnet.  Wenn  das  Gesetz  tn  der  Ver^valtung  einen  solchen  Antheil  ge- 
wahren will,  dajin  sagt  es,  eine  Sache  sei  zu  entscheiden  im  Verwaltnng«- 
streitverfaliren,  au  contentieux ,  durch  ein  VerwaUung*tgerieht,  durch  eine 
Behörde  als  Verwaltungsrichter,  oder  liedient  sich  sonst  eines  Ansdrucke», 
welcher  eine  Vergleichnng  mit  der  CivilrecblÄpÜeg-e  enthält.  Da«  haben 
unsere  Schri fisteller  im  Auge,  wenn  sie  betonen,  l>ei  der  Frage  naeh 
VerwaltungsreciitJipflege    imd  Rechtskraft    konmie  es  darauf  an,  ob  eine  Be- 
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hörde  alu  Richter  eoUchdde,  —  eine  AuBdrucksweiBf:,  gegen  welche  der 
Verf,  Bit'h  mit  Unrecht  ^rt?ifert,  DttH  »öhwebt  auch  dem  öst^rreichisehen 
Verwaltungfi*^er3chtshofu  vor^  wenn  iir  zmii  grossen  Misstkllen  de«  Verfasser 
wiederholt  die  Anfilcht  ausspriehi,  eine  Eecht«kraft  gebe  es  nur  in  Parthei- 
sachen (S,  119). 

Daraus  foljyrt,  das»  Ven\*altungBrech(spflege  «nd  Reehtskraft  ein  Weiteres 
vorstellen,  welches  zu  tJem  hehördlit'hen  Akte  hini^utriit,  Ea  kann  «ich  mit 
dtm  ge&etzanwPTuleodeii  Akte  verhindeii,  den  der  Verfasser  Entscheidung  nennt, 
und  es  geschieht  das  mich  den  bestehenden  Gesetzgebungen  vorjtugF weise,  ain 
deutlichsten  und  allpemeinstcu  in  der  franföf(if:eheü^  aber  e»  ist  nicht  noth- 
wendig,  dasa  das  geschehe.  Es  kann  Kich  nach  dem  Willen  des  Uesctzes  auch 
mit  anderen  behördlichen  Akten  verbinden,  welche  die  Interessen  der  Bin* 
zelnen  berühren,  ohne  Gefet^esanwcndungen  zu  sein:  die  Verfügungen,  daffs 
eine  polizeiwidrige  Anlage  zu  beseitigen  sei,  die  Verleihung  einer  Trieb- 
kraft an  einem  Flusse  and  andere  Dinge,  welche  der  Verfasser  als  einfache  Ver- 
fügungen hezeiehnct  (S.  12),  können  bekanntlich  nach  manchen  Gesetzgebungen 
in  der  Form  der  VerwaltungsrechtspHege  ergehen.  Der  Verfasser  findet  es 
^bezeiehiiemi'*,  da»s  Stenökl  in  derartigen  Fällen  des  preusaischen  Rechte« 
die  Rechtskraft  auch  der  verwaltuogsgcriehtlichen  Entscheidimg  nicht 
aufrechterhält,  weil  es  sich  um  einen  reinen  Verwaltungsakt  handelt  (S.  144). 
Da»  darf  nicht  irre  machen.  Wo  das  ganze  Kechtaverhältniss  der  freien 
Verfugung  der  Behörde  untei^teht,  kann  sie  mit  Einwillig^ing  d.  h,  auf 
Gesnich  des  Betlieilijirtpn  auch  auf  die  HechtskT^  verzichten  und  das  durch 
Urtheil  recht^kräftijT  Versagte  doch  noch  gewähren.  Der  Verf.  nimmt  ja 
selbst  die  Möglichkeit  solcher  Verzichte  an  (S.  118),  Sie  kann  sich  also 
einem  derartigen  Gesuche  gegenül>er  nicht  hinter  die  Unmöglichkeit  wegen 
vorhandener  Rechtskraft  verschanzen»  Die  RechtBkrafl  wird  aber  sofort  auch 
in  diesen  Fällen  wieder  erkennbar,  wenn  etwa  mehrere  Partheien  betbeiligt 
waren.  Es  ist  z.  B.  die?  Erlaubniss  zu  einer  ^esundheitsgefahrlichen  Uewerbs- 
anlage  veii^eigeK  worden  in»  Verwultungsstreit verfahren  unter  Theilnahme 
eines  Nachliar«  ;  diuin  kann  bei  gleJchbleibendeu  Umständen  die  Sache  neu 
aufgenommen  werden  nur,  wenn  auch  dieser  auf  die  Rechtskraft  verzichtet. 
Fragen  wir  nun,  wie  es  mit  Verwaltung« i-eehtspflegc  und  Recht«ki*aft 
behördlicher  Entscheidungen  in  Oesterreich  iushesondere  steht,  so  gibt  uns 
daniuf  die  Klii|f(*  de^^  Vcrfiissers  die  Antwort,  dass  der  Miingel  an  gesetzlicheo 
Vorsfliriften  über  das  im  Intt^rcsse  der  Partheien  einzuhaltende  Verfahren 
„der  wundeste  Punkt  atn  ÖHtcrreichit^chen  Verwaltungsrechte"  sei  (S.  64)* 
Üesterreirh  hat  ausserhalb  der  Verwahungsijeriehte  keine  Rechtspflege  und 
keine  Rf^chtski-aft  in  der  Veri^*altung*  Die  Land«leut<?  des  Verrasä<nra,  wehdie 
dieser  Meinung  sind  und  welche  er  Bclbst  anführt,  dürften  damit  wohl  da« 
Richtige  getroffen  haben.  — 

Von  dem  einnuil  eingennmmeueu  Standpunkte  aus  behandelt  der  Verf. 
eine  Reihe  von  Erscheinungen  als  Wirkungen  der  Reelitskraft^  die  auch  ohne 
diese  bestehen  können,  DasB  der  behördliche  Akt  den  Einzelnen  biuilet,  das» 
von  Behörden  „IVemder  Ressorts'*    als  ^ültip:  zu  behandeln  ist,  liat  bisher 

line  ausreichende  Begründung  gclunden  iu  der  Ausiihung  slaatlieher  Gewalt, 
ivelche  der  Behörde  zu  überlassen  ist,  und  in  der  veilheilten  Äustündigkeit, 
In  letzterer  Beziehung  hält  der  Vcrfrisser  daran,  fest  zustellen,  dm^  nur  eine 
zustÄndiger  Weise  gefällte  Eutscheidumr  diese  Art.  von  Recht-skraft  besitze 
anderen  Behörden  gegenüber  (S.  233);  er  erkennt    nicht,  wie  viel  melxr  die 

ahre    Rechtskraft   der  Entj^cheiduug    gibt    als    die    einfache   Äustamligkeit: 
wirklich  Rechtskraft    sich    mit   der  Entecheidung   verbindet,    so   wird 
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diesf'lbp  aach  bei  mangelDder  Zu^ndigkeii  raaassiifeKend  sein  TnÜB^eu;  es  tat 
ja  ein  neuet  Rechtsverhältniss  )ie^indet!  Ann  der  Lehre  vom  Kompetenz* 
konOikt  allein  Bchon  dürfteü  sich  die  Belege  dafür  leicht  eiyehen.  - —  Fenier 
kommt  der  Verikaser  zu  sprechen  auf  die  üheraiis  schwierige  Frage^  in  wiefeni 
behnrdliühe  Akte  liir  die  Behörde  selbst  und  fiir  ihre  Vorgesetzten  uodb* 
ftnderlich  sind,  inwiefern  sich  sogenannte  wohlerworbene  Rechte  der  Ein- 
Keinen  darauf  giündcn.  Die  Rechtskraft  erdrückt  aber  auch  hier  allr 
Schwierigkeit.  Alle  Entscheidungen  in  dem  weiten  Sinne,  welche  der  Verf. 
dem  Wort«  gibt»  sind  ihm  unaVmnderlich  wie  Urtheile  der  bürgerhchcn  (^ 
richte.  Die  Behörde»  welche  sie  erlaben  bat,  kann  sie  nur  abändern,  wenn 
die  Voraus  Betzungen  des  Rechtsmittels  der  Wiederauftiahme  de«  Verfahreiie 
gegeben  sind  (S.  301)  und  die  vorgesetzte  Behörde  kann  nur  aufheben  nach 
den  Grundsätzen  der  Kassation  wegen  VerietÄung  einer  Rechtsnorm  (8.  278) 
und  etwas  anderes  an  Stelle  der  ersten  Entscheidung  setzen  nur  in  der 
nämlichen  Weise  (S,  dSU),  Es  ist  wohl  nicht  zxi  erwarten,  daas  die  öster- 
reiehischen  Verwaltungsbehörden  auf  da«  Zureden  des  Verfassers  sich  derart  ein- 
zwangen  in  die  Schranken  der  Rechtsinstittite  des  Civilprozeases,  welche 
ihnen  das  Gesetz  nicht  auferlegt. 

Damit  ist  nicht  gesagt,  daas  nicht  doch  gar  Manches  Zutreffende  in 
den  EiuzelauBfiihmngen  des  Verfassers  zu  finden  ist ;  die  Kritik,  welcher  er  dk 
Rechisprefhung  des  österreichischen  Verwaltungsgericht^hofes  unterzieht,  wird 
nicht  ohne  Nutzen  sein ;  auch  die  Auseinandersetzimgen  über  die  Bedeutung 
des  durch  Art,  XV  des  österreichischen  Staatsgrundgesetzes  erö£^eiea  Bechte- 
wcges  (S.  247  ff.)  sind  sehr  ansprechend.  Unter  der  Voraussetzung,  dftBS  wiridicb 
Rechtskraft  vorliegt,  hat  auch  seine  Lehre  vom  objektiven  und  subjektiven 
Umfange  der  Rechtskraft  (§§  13  und  14),  die  sehr  fein  aiMgearbeitet  iat,  einen 
aUgemeinen  wissenschaftlichen  Werth,  — 

Ich  möchte  nur  noch  einen  Punkt  berühren,  weil  er  von  grund^tzhcher 
Bedeutung  ist.  Der  Verfasser  findet  einen  Ctegensatz  zwieoheo  der  civilrecht- 
reehthchen  und  der  verwaltungsrecbtlichen  Rechtskraft  in  Bezug  auf  den 
Kreis  der  Subjekte^  die  sie  bindet.  Von  der  letzteren  gibt  der  Satx:  r» 
judicata  jus  faeit  Lnter  omnes  (8*  189)|  denn  alle  öffentlichen  Rccht«ver- 
häJtnisse  enthalten  eine  Beziehung  zui'  iTesamnitheit.  Die  Geaammtheit  aber 
besteht  nur  aus  Einzelnen  (S.  170»  ähuHch  S.  12),  Alle  diese  Einzelnen  mit 
Auenaiime  derjenigen^  welchen  daa  Gesetz  ein  eigenes  jus  agendi  anweist, 
werden  dui'ch  die  entscheidende  Behörde  selbst  vertreten  und  dessluüb  durch 
die  Entscheidung  gebunden  (S.  197).  Ale  Beispiele  finden  wir  ai^gefohtl: 
Entscheidungen  über  die  Oeffentlichkeit  eines  Weges,  einer  Brücke,  eines 
Gewässers,  über  die  Zugehörigkeit  eines  Grundstückes  zu  einem  Gemeinde- 
gebiete u.  s,  w.  Der  VcH'asser  bemüht  sich,  diese  auflallende,  dem  Statusnrtheile 
vergleichbare  Wirkung  der  verwaltungsrechtlichen  Entscheidung  näher  zu 
erläutern  und  die  Ausnahmen  zu  erklären,  wo  die  Menge  der  Einzelintere^i- 
Renten  hinter  lokalen  Intereasen-Centren,  autonomen  Verwaltungskörpem  ver* 
schwindet,  die  daim  das  eigentliche  Rechtssubjekt  werden.  Wie  hat  üek 
doch  der  Verf.  die  Aufgabe  erschwert!  Für  alle  jene  öffenthohen  Inter«we 
haben  wir  ja  einen  festen  Mittelpunkt  im  Staate  selbst,  in  allen  öffentlicheo 
Rechtöverhältmasen  ist  der  Staat  das  Rechtssubjekt,  zu  welchem  die  Be- 
ziehung stattfindet,  nicht  die  Gesammtheit  der  Einzelnen,  sondern  der  Stiat 
ist  es,  den  die  Behürden  vertreten.  Die  Rechtskraft  diesem  gegenüber  wirkt 
von  selbst  auf  alle  Einzelnen  zurück,  die  Interesse  au  seinen  Interessen  haben. 
Wozu  diese  als  RechtssubjeJcte  her\  erziehen  V  Aber  bei  einem  8o  gründhchco 
Juristen^  wie  der  Verfasser  wirklich  ist,  geschiebt  nicht«  ohne  Berechnung  und 
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AbBicht.  Wenn  er  den  Staat  aus  Beiner  Darstelliini^  verbannt,  bo  thut  er  e« 
auü  BeBorjj^niss  vor  dem  Eindrinj^n  pHvatrerlitl icher  AnsehauiiniKen  in  das 
Verwaltunpt^'recht.  Schon  in  der  Vorrede  (S.  V)  verwahrt  er  sicti  kraflig 
dagegen  und  heklaprt  »ich  dazwischen  weder  über  ^dus  beschränkte  VerstÄnd- 
niBS  der  Privatrecbtstheoretiker  für  alle»  was  offen tUchee  Recht  heisst"  (S.  190). 
Laband's  Vergleich  der  Staatsverwaltung  mit  der  Führung  von  Privatge- 
schäften weist  er  zurück j  da  der  Staat  nicht  venvalte,  keinen  Willen,  keine 
Meinung  habe  (S.  40),  ßoedem  nur  seine  Orgaue  d.  h.  die  Beamten  (S.  3 
Anm.  3)-j  diese  Annahme  einer  freien  Geschäftsbesorgung  durch  die  Ver- 
waltung führt  nach  ihm  geradewegs  zur  privatrechtlichen  Auffassung  der 
Staatsgewalt  (S.  49  Anm.  1).  So  verschmäht  er  denn  das  wollende  und 
handelnde  Rechtes  üb  iektn,  welches  wir  uns  als  Ausgangspunkt  aller  staatlichen 
Thätigkeit  zu  denken  pflegen,  und  was  setzt  er  dafür?  Die  Rechtsordnung! 
Di©  Rechtsordnung  schafft  sich  ihre  Organe,  gibt  ihnen  Macht,  die  Gesammt- 
heit  zu  vertreten,  beauftragt  sie  mit  der  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen 
in  AusheVjung  von  Soldaten^  Ertheilung  von  Schulunterricht,  Erhebung  von 
Stenem  u.  s.  w.  (.S,  6,  44,  45,  184).  Durch  die  Entdeckung  des  allumfassenden 
Rechtssatxes :  thue  was  im  öffentlichen  Interesse  ißt,  wird  dann  jede  behörd- 
liche Thätigkeit  Rechtsanwondung,  —  und  das  Bild  ist  fertig.  Es  wird  in 
der  Verwaltung  nicht  mehr  gehandell  NamenH  de»  pei'fiöulicb  gedachten 
Staates,  die  Gefahr  eines  Vergleiches  mit  dem  Privatgeschäfte  ist  ausge* 
Bchlo«aen-j  aber  —  incidit  in  Soyllam  —  die  ganze  Staatsthätigkeit  in  der 
Verwaltung  erhält  die  altgewohnte  Gestalt  der  Thätigkeit,  welche  der  Civil- 
prozesB  mit  dem  Civürecht  dahinter  dem  Gericlite  zuweist,  mag  das  nun 
[passen  oder  nicht.  — 

Der  Verfasser  kommt  öfters  auf  den  zu  schreibenden  allgemeineB  Theil  des 
VerwaltungsTechtes  zu  sprechen;  seine  Arbeit  ist  dazu  aagethan,  dass  wir 
tms  freuen  könnten,  wenn  eine  bo  tüchtige  Kraft,  wie  er,  denselben  He  fern 
wollte.  Aber  dann  wird  er  wohl  den  lebendigen  St^at  mit  seinem  eiprncn 
Wollen  und  Handeln  mehr  in  den  Mittelpunkt  rücken  müssen.  Einem  Ver- 
waltungsrecht ohne  Staat  fehlt  sein  erstes  und  vornehmstes  Rcchtssubjekt; 
denn :  le  droit  adrainistratif  a  pour  objet  de  fixer  les  rapports  des  citoyens 
avec  Tetat^  sagen  die  französischen  Juristen. 

Straasburg.  Otto  Mayer, 


MgeTf  Dr«  Jnr«  Regierungsrath  und  Justiziar  der  k.  Eisenbahn- 
direction,  Privatdozent  an  der  Universität  Breslau:  Hand- 
buch des  preusaischen  Eisenbahnrechts  (Breslau:  J.  U.  Kem^a 
Verlag)  ie«6. 

Die  deutsche  RechtswnsHenschaft  hat  das  moderne  Transportrecht  bis 
anliin  viel  zu  wenig  behandelt.  Die  haudelsrechtUche  Tbeorie  begnügte  sich 
in  der  Regel  damit,  diejenigen  Rechtssätze  zu  erörtern,  welche  sich  im 
deutschen  Handelsgesetzbuche  niedergelegt  finden,  allein  bekanntlich  handeln 
dieselben  nur  vom  Fr  acht  vertrage.  Auf  diesem  eingeschränkten  Boden  war 
es  nicht  möglich  den  grossen  Fragen  irgend  wie  gerecht  zu  werden,  welche 
durch  die  Entstehung,  den  Betrieb  und  die  Lif|uidaUon  von  Eisenbahnen 
hervorgerufen  werden. 

Auf  der  andern  Seite  muss  anerkannt  werden^  dass  nur  deijenige^ 
welcher  die  iiiteusivsteu  Studien  in  allen  mit  den  Eisenbalmen  zusammen- 
hängenden Uebieten  gemacht  hat,    in  der  Lage  ist  Über  das  Eisenbahnrecht 
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crnflthBft  mitzureden,  oder  dArüber  zu  achreiben.  Vor  Allem  gilt  e«  dir 
Btaatsr  echt  liehe  Stellung  der  Eisenbahnen  scharf  im  Au^e  zu  behalten 
und  sich  volle  Klarheit  «laniber  zu  verschaffen,  dass  diese  neuen  Tranirport- 
Anstalten  nicht  blosse  coiumerzielle  Unternekniung-cn  des  grewÖhulichen  Lebens 
(eiwa  Fuhrleute  im  Grossen)  sind,  das»  vielnielir  ihre  Bedeutung  weit  über 
die  Stihranken  gewöhnlicher  wirth  sc  haftlicher  Benifsarten  hinausreicht.  Auch 
da,  wo  der  Staat  den  Betrieb  von  Eiseubahnen  an  Privatgeaelbchailtm  über- 
1ä88t,  wird  in  Thal  und  "Wahrheit  üiue  öffentliche  Thätig^keit  nur  dclegin 
und  der  Staat  hat  da»  Recht  und  die  Pflicht  nicht  Itlosa  zur  Zeit  des  Baues, 
«ondem  auch  während  des  Betriebes  eine  ernsthafte  Controle  auszuüben. 
So  erklärt  es  sich  auch,  dass  das  Eisenliahn recht  nicht  etwa  an  der  Hand 
der  gewöhnlichen  civilistischen  Normen  erörtert  oder  verslanden  werden 
kann:  die  ataat«rechtliche  Seile  ist  oft  allein  im  Stande,  die  Tragweite  gpe- 
wisser  Sätze  zu  erkennen  und  die  doctrinelle  Stütze  dazu  zu  liefern.  Aber 
auch  die  volkswirthschaftliche  Disciplia  darf  beim  Studium  de«  Eisenbahn- 
recht«  nicht  io  den  Hintergnind  treten  und  zu  All'  dem  muss  eine  eingehende 
Kenntnisa  der  auswärtigen  Litei-atur  insbesondere  der  französischen  and 
englischen  treten.  Denn  es  ist  wahr,  was  neuesten«  h,  v,  Stbin  (Finanz- 
Wissenschaft  5.  Auil.  II.  1.  8.  245)  gesagt  hat|  dass  speziell  die  ti^amsosisohe 
Eieenbahnjmsprudenz  entwickelter  ist  als  die  deutsche.  Da«s  im  Uebrigen 
auch  eisenbahngcsehichtliche  Kenntnisse  nöthig  sind  und  das  Yerständiuiis 
des  geschäfts massigen  Betriebes  im  Einzelnen  sehr  erwünscht  ist,  —  brauche 
ich  nicht  zu  sagen. 

Die  Quabfication  eines  EisenbahnschnftatcUerB  ist  demnach  keine  emCache. 
Allein  e«  unterliegt  keinem  Zweifel^  dass  wie  kaum  ein  Zweiter  Euer  es  ift, 
welcher  die  nöthigcn  Vorstudien  gemacht  hat,  um  das  vernachlässigte  Gebiet 
des  EiHCnbahnrechtg  auf  die  Hohe  ilcutscher  Wissenschaft  zu  erbeben^  Essii 
hat  schon  früher  hervorragende  Sammelwerke  über  die  EisenbahnrecJitfi> 
disciplin  geliefert.  Ich  erinnere  an  die  Darstellung  des  Frachtrechta  (III  Bände), 
an  den  Commentar  über  das  Haftpflichtgeset«  und  die  Zwangsversieherun^ 
fjungst  in  3.  AuiL  erschienen),  an  die  eisenbalmrechtlichen  Entscheidungen 
(bis  jetzt  LH  Bände),  an  die  eingehende  Kritik  des  internationalen  Vertrags- 
entwurfes über  Fraektrecht»  Allerdings  sind  die  erstgenannten  Arbeiten 
von  ganz  wesentlich  compilatorischer  Xatur  und  Bedeutung:  sie  st^ollen 
gewisse rmaassen  da«  grosse  factische  Material  vor,  welches  jetzt  juristisch 
zersetzt,  zergliedert  und  gruppirt  werden  muss.  Angesichts  dieser  Vor- 
arbeiten darf  also  Ei^kr  gegenülier  sicherlich  die  exceptio  judjei«  inconi- 
petentis  nicht  erhoben  werden, 

Dass  EüKR  den  ganzen  feinen  Stoff  des  Eisenbahnrechts  theoretisch 
fortentwickeln  wird,  darf  nach  den  zwei  vorliegenden  Heften  des  an 
der  Spitze  erwähnten  „Haiidbuchs**  wohl  mit  Grund  vorhergesagt  werden. 
Aber  es  muss  di'ingcnd  betont  werden,  dass  das  Handbuch  die  Essenz  der 
juristischen  Fragen  zur  vollen  (reltung  bringen  mussi  es  soll  also  das  Eisen- 
bahurecht  theoretisch  constmiren  und  sich  nicht  in  alle  mögbchen  Details 
verHeren,  Die  theoretische  Begründung  eines  selbständigen  Eisenbahnrechts* 
welche  der  Verfasser  nnch  dem  Vorworte  und  nach  §  4  gilit,  halte  ich  anch 
meinerseits  Hir  vollkommen  zutreffend.  Insbesondere  theile  ich  auch  seine 
Ansicht,  dass  derjenige,  welcher  die  Staats-  und  }>rivat rechtlichen  Fragen 
des  Eisenbiihnreehts  trennt,  sich  von  vorneherein  das  volle  Vemändnics 
dieser  Disciplin  verschliesst. 

Die    theoretische   Gliederutj|j   des   EisenViahnrf^chts    igt   aup^  "*h 

schwierig,    allein   mit  Fug  und  Recht  hat  der  Verfasser  die  Dki  au 
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lie  oi^ganische  Eotrwrickeltmg  der  EiBenbjthnpn  ttTigt^knüpft,  Die  gleiche 
lVf*?thode  wende  auch  ich  \m\  meinen  Vorlt^sun^en,  wek-hp  icli  Reit  einigen 
Jahren  libpr  Eisenbahnrceht  an  der  Universität  halte^  an  und  wenn  ich  auch 
zugehe^  dass  dit-  erwähnte  Ausscheidung  niidit  immer  strenger  Gedanken- 
^^  niässiß^keii  entspricht^  so  dürfte  sie  doch  am  richti^Blt-n  sein.  Im  Ein- 
^BBelnen  iat  nun  freilich  wieder  8cfir  dificutirbar,  rjb  der  Verfasser  jenen  Ein- 
^■iheilungsgnnjd  (er  scheidet:  allgemeines  Vorhältnis»  zur  Staats-  und  Reich«- 
^Bpewalt,  Gründnup,  Organisation,  Ban,  Betrieb  und  Transport^  Verhälttiifla 
^^bu  den  einzelnen  Zweigen  der  Staats-  und  Keieh «Verwaltung»  Veränderung 
^Kltid  Aiiflösiuig)  zutretTend  festg^ehalien  hat,  *-  ein  abBchlieBsendcs  Urtheil 
^■tnusa  liilligcrweise  für  später  resenrirt  werden.  Die  zwei  Hefte  des  Hand- 
buchs behandeln  drei  Abechnitte.  Der  Tierte  Abschnitt  wird  darin  noch 
^Hjiicht  zu  Ende  geführt. 

^H  Abschnitt  I  (fibt  eine  Einleitung,  erörtert  den  Be^rifl'  der  Eisenbahn 
und  des  Eisenbahnreclits,  sodann  das  einzuhaltende  System  und  führt  ein 
Ver/eichmss  der  Literatur  und  Quellen  auf.  —  Was  die  Literatur  aubetrifft, 
beacliräukt  sich  der  Verfasser  allerdings  wesentlich  auf  tlie  doutscheu  und 
«terreichischeii  Scliriften.  Auf  Seite  6/7  erscheinen  imch  Angaben  über  aus- 
Irärtige  speeiell  franzusische  und  englische  Schriften.  Allein  dieselben  sind 
ei  weitem  nicht  erschoptend.  Auch  gehört  Plerce  unter  die  amerikanische 
imppe  von  Eisenbahnschriftstellern*  Unter  der  Postreehtsliteratur  ist  mir 
21i  aufgefallen,  dass  Eger  als  Vorta«eer  einer  Abhandhiog  über  die 
echtliehe  Natur  des  Fostbefi^rderungsvertrageB  SeHLiüMAXN  angibt.  Der  be- 
:t?ffende  Autor  lieisst  Schellmann.  Der  gleiche  Fehler  ist  schon  mir  passirt 
meiner  Hailpibcht  der  Postanstalt^^n  (8.  30,  Note  1),  welche  Schrill 
■iibrigeng  Eoer  nicht  zu  kennen  scheint.  Weil  ich  gerade  von  mir  rede, 
bemerke  ich  auch  noch,  dass  mein  Telegraphenrecht  2.  Aufl.  nicht  1885, 
sondern  1873  erüchien  und  mein  Telephunrecht  1885  (nicht  1884)^  —  indessen 
sind  dies  alles  ja  Kleinigkeiten  von  wenig  Belang. 

Abachnitt  11  erörtert  das  Verhältniss  der  preussischen  Eisenbahnen 
Dl  preussischen  Staate  und  zum  Reiche,  Die  Darstellung  dieser  Fragen 
keineswegs  einfach,  weil  ja  überhaupt  die  definitive  Ordnung  derselben 
&ch  aussteht.  Hier  hätte  ich  nun  alleitlings  pHncipielle  Ausrührungen  ge- 
«cht»  welche  da«  Verhältnis»  eines  Eisenbabnregals  etwas  schärfer  gefasst 
aben  würden:  in  That  und  Walirheit  muss  der  Ausdruck  hier  definitiv  ver- 
schwinden. Um  so  energischer  ist  der  Begiifi'  der  EisenbahiiHouveräüität  zu 
bcümen  und  daran  festzustellen,  dass  der  Staat  seinerseits  einen  grossen 
Umkreis  vun  Rechten  hat,  sowie,  dass  es  nicht  richtig  ist,  wenn  die  Eisen- 
bai m  Unternehmungen  ihrerseits  bei  jeder  (lelegenlieit  von  ihren  durch  die 
Concessionen  erworbeneu  Rechten  reden.  Auch  der  Staat  hat  er- 
worl>ene  Rechte,  die  er  nicht  verkümmern  lassen  darf.  Und 
Freussen  ist  fürwahr  mit  seinem  tüchtigen  Gesetze  von  1838  in  dieser 
^tBicIitung  muthig  und  grundlegend  vorangegangen, 

^^  Abachnitt  HI  erörtert  die  Oriiniiimg  der   preussischen  Staats-   und 

Privat-Eiftenbahneii.  Hier  vermisse  ich  eine  scliarfe  und  pHncipielle  Dar- 
legung der  recbUiefien  Natur  der  Eisenbahnconcessiun.  Denn  was  in  §  Iti 
darüber  gesagt  ist,  muss  ich  als  eiue  geringe  Abschlagszahlung  an  die  Juris- 
prudenz erklären.  Dem  Verfasser  sind  hier  leider  wichtige  IVtaterialien  und 
Rechtsgui  achten  verborgen  geblieben.  Ich  nrinnere  an  die  Schrift  von 
RrjTTiMANN  (Rechtsgut  ach  teil,  in  wie  weit  durch  Eisetdjahnconeessionen 
Privatrechte  begründet  werden.  Zürich  1870),  an  drei  Gutachten  von  A.  Hjcuslkr, 
,  HhjTY^  Carrard  (1877)^    an  die  sorgfältigen  UntersucliuBgcn  von  Morel  {in 
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Elfmers  schweizerischem  Bundeßstaaterecht  II.  L  S.  71  ff-X  an  RAKD4f 
AufeaU  (Grünhüt*s  Z.  XII,  S,  695),  In  der  Fixirung  der  loit  der 
ConcessioD  zasammeDhängenden  Rechte  Hegt  der  Angelpunkt 
des  ganzen  Eisenbahn  rechts  und  die  Theotie  und  Praxis  leidet  an 
vieleji  Orten  (vgl.  Frankreich,  England,  Schweiz)  an  der  rechtlichen  Ver- 
ktbnmemng  jenes  BegriUes,  Ich  weiss  wohl,  dass  es  schwierig  ißt  die  richtige 
Formola  für  die  ChantcterisiruDg  der  Concession  zti  finden»  allein  die  Frage 
ist  des  SchweiBses  aller  Eisenbahnschriftateller  werth.  Insbesondere  genügt 
es  nicht  über  die  in  den  Concessianen  und  Gesetzen  ausgesprochenen  Rechte 
und  Pflichten  bloss  zu  referiren. 

AufgeMlen  ist  mir^  dass  die  Beschaffung  der  für  die  Entstehung  and 
den  Betrieb  der  Eisenbahn  nöthigeu  Gelder  nicht  zum  Gegenstände  •eib- 
ständig herausgehobener  Erörteningea  gemacht  wurde.  Warum  wurde  dieses 
Detail  in  die  allen  Text  überschwemmenden  Noten  S.  KK3  und  101  vej^ 
wiesen?  Der  Verfasser  hatte  übrigens  die  Fragen  der  Priorilätsactieii  etwas 
genauer  atudiren  müssen.  Es  ist  nicht  richtig  wenn  er  auf  S.  100,  Nr.  3 
sagt,  dass  es  je  festverzinsliche  Actien  gegeben  habe.  Derartige  Dinge  sind 
unmöglich:  dagegen  wurden  Obligationen  aui'  Eisenbahnen  eine  Zeit  lang 
Priori tätBactien  genannt,  —  ein  Terminus,  den  sogar  der  grosse  Sayi6NT  (ObL 
It»  II,  S.  114/1Ö)  adoptirte.  Es  ist  überhaupt  unglaublich,  welche  geradcÄU 
juristisch  barbarische  Auflassungen  über  die  Prioritätsactien  zum  Besten  ge- 
geben wurden.  (Tgl.  2.  B.  Schmkidlkr,  Theorie  und  Praxis  des  Eisenbahn- 
wesens, Berlin  1875.  S.  22;'23ä  ferner  G.  Bing:  ein  Eisenbahnprogramm, 
"Wien  1875.  8.  45/46).  Zum  TheO  werden  sie  neuestens  noch  (wie  von 
Haberkr,  österreichisches  EiHeubahnrecht  S.  83 1  wiederholt.  Dem  Verfasser 
scheint  meine  Arbeit  über  die  Prioritätsactien   unbekannt  geblieben  zu  sein. 

Abschnitt  IV  behandelt  die  Oi'ganisatian  der  preussischen  Staats- 
und Privat- Eisenbahnen,  allein  Heft  2  bringt  diese  Materie  noch  nicht  ganz 
zum  Abachluss.  Die  weiteren  Heft«  (das  Werk  wird  „in  etwa  7  LiefeTungen" 
erscheinen)  werden  sich  mit  der  Expropriation,  dem  Eisenbahnbaue ^  sodann 
mit  dem  Eisenbahntransporte  beschäftigen,  femer  die  Rechtsverhältnisse  der 
Eisenbahn-fieamten,  die  Beziehungen  zu  den  einzelnen  Zweigen  der  Reichs* 
Verwaltung  (Post-,  Telegraphen-AdininiBtration  u,  s.  w.)  und  zu  den  Commimal- 
verbänden  behandeln.  Den  Schlusa  sollen  die  Fragen  der  Liquidation,  der 
Fusionen  und  des  Uebergangs  der  EiBcnbahnen  au  den  Staat  und  das  Concors* 
recht  bilden. 

Ich  hoffe,  dass  es  dem  Yerfiiaser  geÜugen  möge,  eine  trefllicbe  Arbeiii 
zu  der  er  den  Anfang  gemacht  hat,  äu  Ende  zu  führen» 

Ich  möchte  dem  Autor  zum  SchJusHe  zur  Erwägung  anheJm  geben,  ob 
er  nicht  auch  noch  (vielleicht  anhangsweise)  dio  Fragen  de«  internationaleo 
Eisenbahnrechtes  in  den  Bereich  seines  Handbuches  riehen  sollte. 

Zürich  1686.  Prof.  MeilL 


Fr*  T.  Martens.    Völkerrecht     Das  internationale  Recht  der  oivi* 
lisirten  Nationen*  Deutsche  Ausgabe  von  0.  Bergbobm*  H.  Band. 

Berlin,     Weidmann  18li6. 

F.  V.  Marxens  hat  sein  grossangelegtes  Werk  mit  diesem  rweiien  Baude 
jEum  AbschluBs  gebracht  und  man  darf  sagen,  daas  derselbe  den  ersten  nicht 
nur  an  Umfang,  sondern  auch  an  innerem  Gehalt  iibertrifil.  Der  Verfafser 
t>pherr»cht  nicht  nur  den  StolT  vollkommenj  sondern  tritt  auch  mit  eigeuen 
Gedanken  hervor,  zeigt  grusse  Bekseuheit  in  der  einschlägigen  Literatur,  giebt 
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irtetfi  eine  wnherangt^ue  und  klare  DarBtelliing  cl(28  geltenden  Recht«»  imd 
trennt  von  derBt'lljt^ii  genau  seine  Vorschläge  für  Reformen  imd  Ergäuzutig 
noch  besteheiuter  Lücken  auch  ist  die  gropse  Masse  des  Stoffes  Üheraichtlich 
gegliedert.  Der  aptdoge tische  Standpunkt  des  russiBchen  Pohlicisten  für 
alles,  wa«  »eine  Regieruuf?  Ijetrii1i\,  tritt  in  diesem  t^hcBOnderen  Theil"  weniger 
hervor  ab  im  ersten  allgemeinen»  wenngleich  wir  manche  Beispiele  dafür  anzu- 
fiihi'en  halben  werden,  dagegen  wird  uns  auch  eine  Reihe  wertlivoller  Beitrage 
aus  d<'r  rusRischen  Geschichte  gegeheUp  die  wali rechein! ich  nitjmatid  zugänglich 
waren,  der  nicht  wie  Hr,  v,  Martbns  aus  den  Petershurger  Archiven 
schöpfen  konnte. 

Die  erste  Ähtheihmg  handelt  von  der  internationalen  Verw^altung  und 
ihnen  Organen.  Der  VerfasHcr  /.eigt  :^unächat^  das»  dieser  hisher  ungebräuch- 
liche Ausdnu-k  doch  zutreffend  ist  und  Begriff  wie  Wesen  der  internatio- 
nalen Ven^altung  au?*  der  Idee  de«  Völkerrechts  und  dem  eigenen  Zweck 
des  Staates  fliessen*  Redürfen  die  Staati>n  zu  ihrer  vollen  Entwiekelung 
gegenseitiger  Unterstütznng  und  gemeinsamer  Tliätigkeit,  so  müssen  auch 
für  dag  Gebiet  des  internationalen  Verkehrs  Rechtsnormen  bestehen ^  durch 
welche  ihre  Funktionen  geregelt  werden  und  die  den  OrundsMtzen  des  Völker- 
rechts entsprechen*  Je  umfassender  der  Verkehr  einer  Kation  mit  dem 
Auslände  ist,  dest^  hedeut4'nder  wird  sich  ihre  intermitionale  Thätigkeit  gö- 
stalten,  deren  Organ  immer  die  centrale  St-aatsgewalt  ist,  wie  entwickelt 
auch  die  innere  Selbstverwaltung  sein  mag,  und  da  die  internationale  Ver- 
waltung sehr  wesentlich  von  den  gegenüberstehenden  Rechten  anderer  Staaten 
abhängt,  »o  wird  sie  eine  wesentlich  Vertrags  massige  Basis  haben  müssen, 
Naturgemäss  musste  mit  der  ungeheueren  Entfaltung  der  wirthschaftlichen 
Arbeit  im  19,  Jahrhundert  diese  B&m  an  Ausdehnung  und  einheitlicher  Or- 
ganisation immer  mehr  gewinnen,  während  die  eigentlicli  politische  Seite 
zurücktrat;  eben  der  fliessenden  Natur  dieser  Entwicklung  zufolge  wird  auch 
das  internationale  Verwaltungsreeht  sich  unablässig  der  zw^eckmassigen  Be- 
friedigung der  internationalen  Bedüi-fnisse  anpassen  müssen. 

Die  Hauptbeamten  dieser  Verwaltung  sind  die  (Gesandten  und  die 
Consuln,  das  2,  Capitel  behandelt  dalier  das  Gesandt  schaftsrecht,  das  3.  daa 
Consularrechfc,  Die  Darstellung  des  ersteren  gibt  zu  keinen  besonderen  Be- 
merkungen Anlass,  nur  düi*fte  bezweifelt  werden,  dass  es  unberechtigt  w*ar, 
wenn  die  englische  Regierung  1878  die  Annahme  einer  Gesandtschaft  vom 
Emir  von  Afghanistan  forderte  \  allerdings  besteht  für  uncivilisirte  Staaten 
nicht  die  Rechtspflicht,  Gesandte  anzunehmen,  w^enn  aber  die  a%hanische 
Regierung,  welche  dies  bis  dahin  stets  abgelehnt,  plötzlich  einen  nuiBischeD 
Gesandten  empfing,  der  in  notorisch  feindseligem  Sinne  gegen  England 
wirkte,  so  war  letzteres  wohl  berechtigt,  auch  seinerseits  die  Zulansung  eines 
diplomatischen  Agenteu  zu  fordern.  Für  das  Consularrecht  darf  Martknb 
durch  sein  grundlegendes  Werk  ül>er  daa  Cousularwesen  im  Orient  (Bertin 
1874)  besondere  Autorität  in  Anspruch  nehmen,  wie  denn  auch  itu  vor- 
liegenden Werk  diese  Materie  mit  besonderer  Ausrdbrlichkeit  behandelt  ist; 
er  anerkennt,  dass  die  russischen  Gesetze  über  die  Conauln  ganz  vorzugsweise 
unzureicheud  sind  und  weder  der  Bedeutsamkeit  der  Consulate,  noch  den 
Interessen  der  russischen  Staatsangehörigen  Rechrmtig  tragen,  wogegen  das 
deutsche  Consular-Gesetz  von  lft67  als  vorzüglich  zweckentsprechend  ge- 
rühmt wird. 

Die  zweite  Abtheilung  behandelt,  nachdem  so  die  Organe  der  inter- 
nationalen Verwaltung  erörtert  sind,  die  einzelnen  Zweige  derselben  nach 
ihren  Gegenständen  und  zwar  im  Gebiet  der  geistigen,  physischen  und  wirth- 
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scbaftlichen  Interesiaeii  der  Völker.  Die  iniemationiüe  geiitig»*  Gen 
ist  abhängig  vou  %hm  Cljude  dor  Cultiir  der  betroffendfo  Völker  und  bei 
ttlleii  wird  man  eine  ivligioae  und  eine  intellektuelle  Seit«?  tinteracheiden 
kÖDnen.  Mit  Recht  ije/eichuet  der  Verfasser  es  als  einen  Irrtbum^  tu  gluu* 
beu,  dass  gegenwärtig'  die  Religionsgemeinscbdl  xwisehen  den  Ntttionen 
keine  Kolle  niehr  spiele  und  rügt  es,  daüs  diu  Völkerrecht s-ScliriftÄlc^llcT 
diesem  V^erhäJtniH»  nieitit  Iceine  genügende  Beuchtung  schenken.  Kr  £eigt 
zunächst  die  geschichtUche  Bedeutung  desHelben,  wobei  er  aucli  des  Fn«?dt!iii 
von  Nyatädt  1721  gedenkt,  der  die  coni'eseionellen  Gereeht^unie  der  Ottae«?* 
Provinzen  gewährleistete,  ohne  /u  ahnen,  dass  dieselben  sehou  »ubald  titif  da« 
nickBichtslose-ste  vergewaltigt  werden  sollten.  Seine  Ansicht.,  dass  die?  öflent* 
liehe  Meinung  die  Regiemugeu  nöthige,  gegen  „Bolehe  walirliaft  brkiikgena- 
werthe  Erscheinungen"  (8,  Ul)  Schritte  zu  thau,  hat  sich  in  diesem  Falle 
flo  wenig  bu währt,  wie  bei  der  Unterdrückung  der  katholischen  Kirche  in 
Foleü  und  anderen  Provinzen  RuBslands,  wogegen  früher  die  Verletzung  der 
Dissidenten  in  Pulen  docli  nur  den  Vorwand  zur  Intervention  Rut^^lands  bil- 
dete. Auch  in  neuester  Zeit  guhen  die  Vertriige  von  Pari8  (185*»)  und  von 
Berlin  (lB7ä)  Beispiele,  daBfi  inteniationale  Bestimmungen  über  confea^ionelle 
VerhaitnisHe  keineswegs  »einem  überwundenen  Standpunkt  angeliören,  ah* 
gesehen  davon,  daes  zahlreiclie  Verträge  mit  amerikanisch  > spanischen 
Stiuiten  freie  Heligionaübung  für  Protestanten  sichern.  L>ie  Frage  d**r 
Bedeutung  der  Cooeordate  und  ihrer  Natur  ist  etwas  euminari)H!h  für 
ein  80  und'asßendes  Werk  behtiiulelt  (eingehend  ist  sie  dargelegt  in  meiner 
Schrid  über  die  völken^eelitliehe  Stellung  des  Papstes,  Berlin  1885),  da* 
gegen  den  Beziehungen  ebristtlicher  zu  mchti^hristlieheu  Völkern  bedoudere 
Aufmerksamkeit  gewidmet.  Hierbei  aber  muss  es  entschieden  gerügt  wtirden, 
dasa  der  VeHUsser  doch  wieder  die  1853  so  bündig  widerlegte  BebAupiong 
wiederholt,  als  ob  der  \'i?rtrag  von  Kudjuk-Kainardje  Riisslaud  ein  Protek- 
torat über  die  griechi^^eh-katholisehi'n  IJnterthanen  der  Türkei  eingeräumt 
hätte,  während  die  Pforte  in  demselben  doch  nur  „uua  ferma  proU^zione  aib 
religioue  ehristiana"  verspricht  und  tias  luten'entionHrecht  RüsjHland  sich 
auf  die  Angelegenheiten  d\^r  Donaufuriitentb linier  beschränkte.  —  Auf  dem 
Gebiete  des  geistigen  IjebeuR  komnieu  vurnehmlicb  das  literarische  Eigen- 
ihuuiarecbt  in  Betnicbt,  welches  von  Marxens  ausführlich  and  vorireff* 
lieh  behandelt  ist ;  im  Boreich  der  physisehen  und  wirthschalYlichen  Inter- 
essen strebt  nnsert!  Zeit  immer  mehr  zu  einer  organisirten  Weltwirth- 
Bchafl,  es  gilt  dies  sowohl  hinsichtlich  der  Personen  tür  die  Auswande- 
rung, die  Naturalisation,  die  llesundheitamaassregeln  u.  s.  w. ,  als  der  Hau- 
dek-  und  Scbiüralirt^vertrügt»,  der  Abkommen  über  internationale  Verkehrs- 
wege  und  Anstalten,  Küsteogewüsser,  Flüsse,  Canäle,  Posten,  EtseobahDen, 
Telegr^heti  u.  s,  w.  Wenn  der  Verfasser  (S.  245)  bemerkt,  dass  der  mtfiijieh- 
öfiterreiohiiohe  Vertrag  von  1840  über  die  DonauschiÖTahrt  als  dns  Muster 
einer  folgerichtigen  und  getreuen  Anwendung  der  vom  Wiener  Congrejs 
proklnmirten  (Irundsätze  geltin  köime,  so  ist  dagegen  zu  constatiren,  ilaa» 
unter  diesem  Vertrage  die  untere  Donau  versumpfte  und  verödete,  nicht 
minder  ist  die  ganze  spätere  Geschichte  der  Dunaufrage  lediglich  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  russischen  Territori ab uter essen  beti*achtet* 

Der  zweite  Abschnitt  lielmndelt  im  ersten  Capitel  „da«  interaationilt 
Privatrecht";  man  kann  zweiielhaft  sein,  ob  dasselbe  in  das  eigentliche  Vtilker 
recht  gehört,  und  wir  halten  es  für  einen  Vollzug  des  grossen  HoltzkxdorfF- 
sehen  Sammelwerkes,  dass  es  diese  Älaterie,  i\ir  die  LAUftlfiärT  8  B&iidt  ID 
Ajispruch  genommen,  ausgeschieden  hat;  immerkiu  yibt  indes»  Maetkn^  «-ine 
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»ehr  «orgaam  auageurbeiteie  Ueberiicht.  Atif  entschiedeD  vülkerrechtlichem 
Büileii  bewegen  v^'ir  luis  dagfegeu  im  2.  Capit^l^  dem  |,mt.eraatioiialeD  Straf- 
recht ""i  wubei  die  Frajjfe  der  AuHliefenrng  in  erster  Linie  steht;  die  Erörterung 
der.*ielbeu  ist  uinfusaeud  Uüd  eiiisichlijf,  nur  dagegen  musa  Verwabruiig  ein- 
gelet^t  werden^  tla5>s  der  viellierufeue  Vertrag  vtm  1885  zwischen  Rusaland 
und  PreufiHPTi  dem  Standpunkt  enisjuvciie,  den  die  Oxforder  Bescldüsec  dea 
Instituts  fiir  Volkert^^cbt  eingeuomuien;  letztere  schlössen  vom  Charakter  de» 
poUtischen  Yerbrecbens  alle  Holche  aus^  welche  alle  ^lerkmale  jtremeiner 
Verhreclieu  (^lord,  Briiudsliftung^  Diehsttihl)  in  aicdi  schliessen,  der  betr. 
Vertrag  tjratreeki  die  Auslieferung  auf  eiuöiche  Beleidigung  der  gegenaeitigen 
Stttutsoberliäupter  und  ihrer  Fiunüien. 

Das  intenmtiouale  Zwangst-  und  Streit  verfahren  int  vom  Veiiasser  im 
Vergh^lch  mit  dem  Frieden:^recht  verhiiltni ««massig  kurz  behandelt.  Die 
Zwangsmittel  ^ihrie  Krieg  geben  zu  keinen  weiteren  Bemerkungen  Anlaas,  ak 
daea  wir  uns  freuen,  aurh  Mabtens  entachiedeu  die  Berechtigung  der  sogen. 
Friedenshlokade  bestreiten  tm  äehen ;  wir  hiitten  nur  gewiiuscht»  dass  das 
völkerrechtswidrige  Verfahren  Frankreiclia  gf'geu  China  in  dem  jüngsten 
Streite  etwas  eingehender  charakterisirt  wäre,  als  dies  8.  473  gescbehen^ 
dagegen  ist  zu  hestreiteu,  das»,  wie  8.  488  behauptet  wird^  für  die  Clegen- 
wart  eine  Itirndiehe  Kriegäerklärung  nieht  mehr  nothwendig  sei,  auf  die 
Fürrn  derselVteu  kommt  es  allerdings  nicht  an,  aber  der  Kriegazustiind  muaa 
unzweifelhaft  constatirt  «ein  und  das  ist  auch  in  den  beiden  von  Martetns 
angefiihrten  Beispielen  geschehen,  welche  die  UebertUisaigkeit  der  förmlichen 
Kriegserklärung  beweisen  sollen.  Durch  die  Note  de»  französischen  Geschäfts- 
trägera  Lksourd  vom  19,  Juli  1870  \^iirde  erklärt,  dass  Frankreich  sich 
„en  etat  de  gueire^  mit  dem  norddeutschen  Bunde  betrachte^  und  hei  dem 
türkischen  Kriege  wurde  dem  tilrkiHchen  Vertreter  von  Russland  am  24.  April 
1877  eröffnet,  dass  der  Krieg  begonnen  hübe  (cf.  ülu'igens  meine  Abhandlung 
über  Frankreich  und  China  im  Heft  I).  Hinsichtlich  der  Nothwendigkeit, 
das  Kriegsreclit  in  bestinuuten  Theüen  /m  codihciren,  wie  dies  die  Brüssel  er 
Coüferenü  von  1874  versuchte,  stimnaen  wir  dem  Verfasser  vollständig  bei 
und  sind  überzeugt,  dasi«,  wenn  jener  Versuch  vielleicht  nicht  genügend  vor- 
Vjereitet  war,  die  Ergebnisse  der  Conferenz  doch  keineswegs  verloren  sind,  und 
das  Ziel  über  kurz  oder  hing  eiTeicht  werden  wird;  die  von  ]\Iärtsjjs 
empfohlene  Beschränkung  der  RepreBsalien  im  Kriege  (S.  519.  20)  int  gewiss 
durchaus  wüuwelienswertlL  Der  VerfasKer  anerkeimt  vollkommen,  dass  die 
AbBcliaffung  der  Kaperei,  so  geVjoten  Nie  auch  war,  doch  eine  unvollkommene 
Maassregel  ist,  weil  die  Kaper  leiclit  durch  beaonderä  heauftmgte  Kreuzer 
ersetzt  werden  kömieii  und  nur  die  Freiheit  des  Privateigenthuma  zur  See 
die  richtige  Losung  bietet,  aber  eben  desshalh  hätte  diese  grosse  Frage  woW 
eine  eingehendere  Behandlung  verdient.  , 

Bei  der  Blokade  hätte  die  grobe  Gewalt that  der  Verein. -Staaten  im 
Falle  des  Springbok^  welche  trauriger  Weise  auch  nicht  von  der  Revisions- 
Commission  gutgemacht  ist,  wohl  etwas  eingehender  und  schaj'fer  beleuchtet 
werden  können,  obwohl  der  Verfasser  erkhi>t,  die  Theorie  der  Verein. -Staaten 
halte  keiner  Kritik  Stand,  auch  die  Schrift  von  Sir  Tr.  Twiss  ,,Belligereut  right 
on  the  high  seas  nince  the  Declaration  of  Paris",  1884  wäre  zu  erwähnen 
gewesen,  —  Das  dritte  Cupitel  behandelt  da«  NeutralitHtsrecht;  dass  im 
18.  Jahrhundert  noch  die  Prätensiuu  aufgestellt  ist,  die  Betheiligung  eines 
Staates  mit  einem  Theil  seiner  Streitkrätle  verletze  tlie  Neutralität  nicht, 
ist  richtig,  aber  doch  uicht  ym  rechtfertigen,  und  wenn  der  andere  krieg- 
führende  Theil  eine  solche  partielle  Hilfe  nicht  als  Kriegsfall  behandelte,  so 
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geficfaah  dies  aus  poHtischeD  Gründci],  gerade  »o,  wie  auch  RuBsland  1854 

«ich  gefallen  lieas,  dma  Oesterreich  aus  straiegischeti  (Tründen  die  Donau* 
furstenthümer  besetztt».  Die  ßebauptungf  das«  es  den  Kriegfuhrenden  nicht 
geetatiet  sei,  auf  neutralem  Gebiet  An  leben  absmachliessen}  int  unhaltbar,  und 
das  dafür  angeführte  Beispiel  Frankreicbs,  dem  1Ö70 — 71  England  die»  nicht 
gestattet  haben  soll,  unrichtig.  iTHinbetta  »chlnss  in  London  das  sogen,  Mar> 
gan-Anlehen  u^d  das  Gleiche  tliat  der  Norddeutsche  Bund,  während  de«  Se- 
ceasionskriegs  haben  sowohl  die  Vereinigten  wie  die  Conioderirten  Staaten 
in  England  Anlehen  geBchloSBen. 

Diese  einzelnen  Ausstellungen  aind^  wie  man  sieht,  nicht  von  der  Er- 
heblichkeit, dass  sie  den  Werth  des  BlAaTKfis'echen  Werkes  beeintrÄchtigen 
könnten,  das  namentlich  für  das  Völkerrecht  des  Friedens  eine  her^^orragende 
Stelle  in  unserer  publicistischen  Literatur  einnehmen  wird. 

Geffcken. 


Lttdetlc  Beaucfaet,    —    Hiatoire   de   rOrganiiatian   judiciaire  i^ 
France,      L    Epoque    Franque.    —   Pari«    (Rouaseau)    1886.    8, 
IV-509  S. 

Ciine  um&fisende  Geschichte  der  französischen  Gerichtsyer&asnng  fehlt 
noch,  die  allgemeinen  RechtsgeBchichtfu  geben  nur  ungenügende  und  oft 
irrlhümliehe  Uebersichten.  Ein  jüngerer  Professor  aus  Nancy  scheint  dieae 
Lücke  ausfüllen  zu  wollen.  Der  erste  Band  einer  ausrührlichen  Geschichte 
der  Gerichtsorganisation  in  Frankreich  ist  vor  kurzem  erschienen,  und  be- 
handelt die  fi'änkische  ZeiL  Zwar  ist  es  nicht  der  schwierigste  Tbeil  der 
Untemehnmng.  Wie  der  Verfasser  selbst  in  der  Einleitung  gesteht,  sind 
die  apeeiellen  Uiitersuehungen  für  diese  Periode  ausserordentlich  jtahk^ich, 
um  so  mel^ir,  da  die  fi'anzösischen  wie  die  deutscheu  (:}elehrten  sich  um  die 
Wette  mit  einer  Zeit  beschäftigt  haben,  deren  Hechtsinstitute  fast  identisch 
füi*  beide  Länder  sind. 

Dem  Buche  selbst  geht  ein  bibliographisches  Verzeichnias  vomus,  daa 
obgleich  ziem  lieh  reich,  doch  manche  Lüeken  enthält')  und  die  Quellen  mit 
den  Hülfsbilchei'n  durcheinander  alphabetisch  au&ähll.  Dem  Verfasser  kaiin 
man  übrigens  nicht  vorwerfen,  dasa  er  unbesonnen  generalisire.  Er  hat  die 
Vorarbeiten  ebensogut  wie  die  Quellen  sorgfältig  benutzt,  er  hütet  sich  vor 
unbegründeten  Vermuthungen  und  nimmt  keine  Tlieorie  an,  die  sich  moht 
auf  einen  Text  stützt.  Dcsswegen  hat  er  gerade  einige  der  kühnsten  Theorien 
von  SoHM  verworfen,  und  stimmt  dagegen  fast  überall  mit  Wjlite,  dessen 
Verfaasimgsgeschichte  ihm  für  manche  Abschnitte  ein  vortrefflicher  LeitBiden 
gewesen  ist,  und  dessen  Ansichten  er  manchmal  scharfsinnig  ergüjist  hat. 


I 


*)  Ich  zitire  z.  B.:  Dovk,  die  Frankiachen  Sendgerichte(Zeit8chr.  L  K.-B.  IV)j 
Gkoro  Met£b,  Die  Gerichte harkeit  über  Unfreie  und  Hinteraassen  (Zeitdcbr. 
d.  Savigny  Stift  H,  p.  82,  III  p.  102);  Bbünnkr,  Daa  Gedcbtswugnias  in 
der  frank.  Königaork.  (Festgabe  für  Heffter  1874);  Bobettus,  Beltr&ge  tut 
Oapitularioncritik  i  Scrrödib,  die  Franken  und  ihr  Recht;  Fahi.b&ck,  La 
rojante  et  le  droit  myal  francs ;  Cokead  BoBjmAK,  Wilhklm  SiCKXt  u.  9.  w. 
Es  sind  auch  nicht  immer  die  letzten  Ausgaben  beuutxt  (Tgl.  Zoepfl,  Schulte, 
WiTZKLL),  Die  Jahrbücher  d.  deutschen  Reiches  (Bonnel,  Hahk,  BfiETSlQ, 
OlLSNEB,  Abel,  SnisoN,  Dümmlkr),  wo  der  Verf,  manche  Nachweiaungen  bitte 
^Bden  können,  sind  vollständig  unberücksichtigt  geblieben. 


I 


J 
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Da  der  Verfasser  die  CTeschichte  der  Geriebtsverfassung  nur  in  den 
Gegeoden,  welche  das  jetzige  Frankreich  bilden  {b.  Einleitung'  8.  3)  darzii- 
atellen  heahsichtigt^  hat  er  das  alte  Germanien  vollBtändig  bei  »Seite  gelassen. 
Man  empfindet  diese  Lücke  um  &o  mehr,  als  die  Versammlmigen  derHimderte 
fast  unverändert  aus  der  ältesten  Zeit  in  die  Epoche  der  Merovinger  hinüber- 
gingen; und  auch  das  absolute  Weglassen  der  (Terichtsverfassiing  CTalliens  in 
der  romischen  Zeit  ist  um  so  bedaueraswerther,  da  die  fränkische  Organisation 
als  eine  Art  Combination  zwischen  dem  römischen  und  germanischen  System 
EU  betrachten  ist.  Nur  auf  diese  Weise  kann  man  gut  verstehen  wie  die 
Cxeriehtsbarkeit  zwischen  der  durch  den  König  und  den  Graien  ausgeübten 
öffentbchen  Gewalt,  und  der  durch  die  Grossen  in  den  Placita  paJatii,  oder 
die  Kachimburgi  in  den  Placita  comitis,  vertretenen  Gescllscliafl  vertheilt 
war.  Mau  kann  ebenfalls  bedauern,  dass  der  Verfasser  nichts  von  der 
Gerichtsverfassung  der  Lex  Salica  gesagt  hat.  Er  begründet  dies  damit,  das» 
vortreffliche  Abhandlungen  darüber  existireni  allein  dieses  Motiv  hätte  ja 
vielleicht  für  das  ganze  Buch  gelten  können» 

Ln  übrigen  hat  B.  das  gefäfirliche  Verfahren  mehrerer  Rechts- 
historiker vermeiden  wollen,  welche  die  ganze  Mnkische  Zeit  vom  5,  bis 
10,  Jahrhundert  in  einem  Zuge  darstellen  imd  Capitularien  vom  9.  Jahr- 
hundtrt  allzugern  citiren,  um  gewisse  Theorien  der  merovingischen  Zeit  xu 
l>egninden.  Er  unterscheidet  sehr  scharf  die  merovingische  von  der  karo- 
lingischen  Zeit.  Für  jene,  hat  er  leider  nicht  das  neueste  Buch  von  Fustkl 
DK  Couuüs'GEs  ^Hecherchcs  aur  quchjues  problemes  d'histoire,  Paris  (Haehette) 
1885'*,  das  eingehende  Untersuchungen  über  die  Gerichtsverfassung  in  dieser 
Periode  enthält,  benutzen  konnrn.  Trotz  einer  geschickten  Argumentation 
kann  man  schwerlich  mit  B.  annehmen,  «lasa  die  Zahl  der  Racbimburgi 
in  dem  merovingischen  mallus  unvemnderlich  8iel>en  war  (8.  28—30).  B.  hat 
den  Titel  LVn  §§  1,  2  der  Lex  8alica  miss verstanden,  sowie  auch  die  be- 
kannte Stelle  der  Septem  Causae  :  Siquis  Franco  inter  quatuor  solia  occiserit.  . . 
Kann  man  im  vollen  Ernst  aus  dieser  Stelle  schliesfien,  dass  die  Richter  auf 
vier  Bänken  sasBeUj  drei  pro  Bank^  und  noch  hinzufiigen,  dass  sieben  von 
ihnen  die  Mehrzahl  bildeten?  Zu  tadeln  ist,  dass  VeKasser  einige  der 
Hauptschwierigkeiten  ungenügend  erörtert,  oder  voüstMndig  bei  Seite  ge- 
lassen hat.  Was  ist  z.  B.  der  merovingische  Mallus?  Ist  es  die  Versammlung 
des  ganzen  Volkes,  ein  Volksgericbt,  wie  Sohm  (S.  63)  betont.  Halt«  das 
Volk  eine  thätige  Rolle?  Ward  das  Urtheil  von  ihm  ausgesprochen?  Muss 
man  ohne  Bedenken  als  Grundsatz  annehmen  (S.  B7),  „Le  comte  pr^side,  il 
ne  juge  pas"  ?  Mit  Recht  identificirt  ß.  den  Tunginus  mit  dem  Centenariusj^ 
der  dagegen  verschieden  ist  von  dem  Vicariua.  Ob  aber  der  Tunginus  vom 
Volke  gewählt,  ist  sehr  zweifelhaft. 

Die  karolingische  Zeit  ist  sehr  sorgfältig  behandelt,  B.  Bpricht  zuerst 
von  den  richterlichen  Behörden  des  gemeinen  Rechtes  (comcB,  \^cecome8, 
centen&riufi)  dann  von  der  Gerichtsbarkeit  derlMissi  imd  des  Königs,  endlich 
von  den  geistlichen  und  Immunitätsge richten.  Das  Verhältnis»  der  ver- 
schiedenen Gerichte  zu  einander  ist  kJar  und  gejoau  bestimmt.  B,  bat  nacli- 
zuweisen  gesucht,  dass  der  karoliugische  Centenariua,  den  er  mit  dem  Tri- 
bunus  identificirt  (S,  217)  sehr  verschieden  von  dem  merovingischen  Centenar 
ist  (SS.  226,  246).  Er  bekämpft  lebhaft  die  Ansicht  von  Sohm,  der  in  dem 
Centenar  nur  einen  Diener  des  Richters  sieM^  und  sein  Amt  als  dasjenige 
des  SchultheiBsen  (exactor  pubHcus)  betrachtet.  Aber  so  leicht  wie  der  Ver- 
fasser (S,  318)  kann  man  an  einen  regelmaasigen  Inatanzenzug  und  an  eine 
eigentliche  AppeUation  von  einem  Gerichte  an  das  andere,  weh)  kaum  glauben. 
ÄTChn  fbr  AflbBÜieliaa  Keeht  1.  4.  49 
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Ob  man  gegen  den  Ausspruch  des  echten  Dinges  angehen  konnte ,  darüber 
schweigen  die  Quellen  gänzlich:  die  bejahende  Antwort  hat  jedoch  um  so 
weniger  für  sich  als  es  in  der  ältesten  Zeit  kein  über  demselben  stehendes 
Gericht  gab.  Die  zwei  Capitel,  welche  die  geistliche  (Gerichtsbarkeit  be- 
handehi  (SS.  87—120,  364-418)  sind  vielleicht  die  besten.  B.  hatte  schon 
vor  zwei  Jahren  eine  Abhandlung  darüber  in  der  Nouvelle  Revue  historiquc 
de  Droit  (1883.  S.  401)  erscheinen  lassen.  Den  Einfluss  der  römischen 
Gesetze  auf  die  Entwickelung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  hat  er  leider 
bei  Seite  gelassen.  Was  die  Immunitätsgerichte  betrifft,  hat  B.  gegen  Sohm 
Heusler,  Prost  zu  beweisen  gesucht,  dass  die  Verleihung  einer  Immunität, 
eine  wirkliche  Gerichtsbarkeit  für  den  Immunisten  sogar  vor  dem  10.  Jahr- 
hundert enthält.  Nach  ihm  hat  die  negative  Formel  „Ut  nuUus  judex 
in  has  terras  ingrediatur"  nicht  nur  den  Zweck  den  öffentlichen  Richter  au8 
dem  privilegirten  Bezirk  zu  weisen,  sie  überträgt  dem  Immunisten  die  Gerichts- 
barkeit, die  sie  dem  öffentlichen  Richter  wegnimmt.  Ob  B.  dagegen  den 
ursprünglichen  CJharakter  der  Immunität  richtig  verstanden  hat,  ist  zweifel- 
haft; es  ist  jedenfalls  unmöglich  zu  behaupten,  dass  die  Immunitäts- 
privilegien „etaient  toigours  congus  dans  les  memes  termes**  (S.  420 
Anm.  1).  Dieses  Capitel  ist  übrigens  nicht  frei  von  Versehen:  ganz 
unmöglich  kann  ein  Diplom  von  855  von  Karl  dem  Grossen  (S.  425) 
oder  ein  Diplom  von  858  von  Ludwig  dem  Frommen  (S.  427)  herrühren. 
Was  B.  über  die  Vögte  und  ihre  Gerichtsbarkeit  sagt  (S.  452),  ist  un- 
genügend. Er  liätte  aus  den  werthvoUen  Abhandlungen  von  Ducange,  v« 
Advocatus  I,  S.  105,  Muratori,  Antiq.  Ital.  V,  273,  und  Montag,  Gesch.  d. 
staatsbürgerlichen  Freiheit  I,  S.  137.  232;  EL,  S.  116,  welche  ihm,  wie  es 
scheint,  unbekannt  geblieben  sind,  manches  interessante  Resultat  ziehen  können. 
Kurz  und  gut  die  Arbeit  Beauchet's  kann  als  eine  verdienstvolle  Dar- 
stellung des  älteren  fränkisclien  Gerichtswesens  anerkannt  werden.  Der  Stil 
ist  klar,  die  Argumentation  lebendig.  Die  Citate  sind  gut  gewalilt  und  zu- 
verlässig. Dieser  erste  Band  regt  lebhaft  den  Wunsch  an,  dass  der  Verfasser 
eine  entsprechende  Fortsetzung  für  die  folgende  Periode  der  französischen 
Verfassungsgeschichte  bald  liefern  möge. 

Lyon.  Ct.  Bloudel. 

Frederic   Seebohm.      Die     englische    Dorfgemeinde    in    ihren    Be- 
ziehungen   zur    Gutsherrlichkeit,    zu    der    ursprünglichen 
Stammes  Verfassung,  z  ur  Flur  eint  heil  ung  und  Feldge  nie  in- 
schaft.     Nach    der    8.   Aufl.  aus    dem    Englischen    übertragen    vou 
Dr.  Theodor  vou  Bunsen.     Heidelberg.  Winter  1885. 
Die    vom   Verfasser    als    „an   essay    in  economic   histor}*"   bezeichnete 
quellengcschichtliche   Untersuchung   über    die  ältesten   Grundlagen    der   eng- 
lischen Gemeiudeverfassung  berührt  an    so  vielen  Punkten   die    rechtliche 
Seite   der   geschilderten  Verhältnisse   imd  bringt  für  dieselbe  so  reiches  ur- 
kundliches Material  bei,  dass  wir  sie  mit  ebensoviel  Berechtigung  als  eineu 
lehrreichen  Beitrag  zur  Geschichte   des  Gemeinderechts,   der  primären  Vei- 
waltungsverbände  für  unsere  Disciplin   in  Anspruch   nehmen  können.     Wem 
das  Abhandeusein   verlässlicher,    auf   sicherem   Quellenmateriale   beruhender 
geschichtlicher  Nachweise  aus  den  ältesten  Epochen   des  Venvaltungsrechts 
als  ein  empfindlicher  Mangel  fühlbar  geworden,  wird  die  —  im  vorliegenden 
Falle  wegen  der  zahlreichen,  dem  englischen  Rechts-  und  AVirthschaftsleben 
entnommenen  Fachausdrücke  überaus  schwierige  —  Uebcrsetzung  als  eine  wahr- 
haft verdienstvolle  Leistung  anerkennen.  St. 
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